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Vorwort. 


Einrichtung und Umfang der vorliegenden Geſetzesausgabe 
mit Anmerkungen waren durch einen beſtimmten Zweck ge⸗ 
geben. Ohne einen Commentar erſetzen zu wollen, ſoll ſie die 
erſte Information über den Geſetzesinhalt und die Aneignung 
desſelben erleichtern. Zu dieſem Behufe wurden, ſofern nicht 
eine Erläuterung überflüſſig erſchien, die zur Aufklärung dienen⸗ 
den Stellen aus den Motiven der Regierungsvorlagen und den 
Parlamentsberichten mit Hinweglaſſung der legislativpolitiſchen 
Ausführungen dem Geſetzestexte angeſchloſſen und ineinander 
wirkende Vorſchriften ſowie im Zufammenhange ftehende Be- 
ftimmungen zufammengeftellt. Einzelne Ameitefgafte Fragen 
ſuchte der Berfaffer, welcher bei den Commiſſionsverhand⸗ 
mega zugegen war, im Sinne der dajelbit zutage getretenen 
Meinungen und Abfichten mit den Mitteln bieter Ausgabe, 
duch kurze Bemerkungen auslegenden Inhaltes, zu beant- 
mworten. Um die Weberfichtlichfeit zu fördern, wurden in 
Geltung verbliebene ältere Borfchriften zumeift im Wortlaute 
oder doch unter Augabe des Inhaltes an den Tert angefügt 
und zur Erleichterung der Orientierung im Anhange I eine 
Ueberſicht über die nicht und nicht ſofort anfechtbaren Be- 
Ihlüffe, ferner eine Gegenüberftelung der Paragraphen und 
Artilel des Gefehes und der Entwürfe angefchloffen und das 
Regiiter thunlichit breit und ausführlich angelegt. 

Die Erecutionsordnung mußte, obwohl fid) zwijchen der- 
felben und der Proceßordnung ehr viele Beziehungen er- 
geben werden, zunächft außer Betracht bleiben, da fie erft in 
-parlamentarifcher Verhandlung fteht. 

Die erläuternden Bemerkungen zu den Regierungsvorlagen 
(Zurisdictionsnorm Nr. 687, Eivilproceßordnung Nr. 688 
ex 1813, Einführungsgejeß zur Jurisdietionsnorm Nr. 1061, 
zur Civilproceßordnung Nr. 1060 ex 1894 der Beilagen zu 
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den ſtenographiſchen Protokollen des Abgeordnetenhauſes) ſind 
als „Motive“, die Berichte des Permanenzausſchuſſes des 
Abgeordnetenhauſes (Jurisdictionsnorm Nr. 966, Civilproceß⸗ 
ordnung Nr. 968 ex 1894, Einführungsgeſetz zur Juris⸗ 
dictionsnorm Nr. 1133, zur Eivilproceßordnung Nr. 1132 ex 
1895, der Beilagen zu den ftenographifchen Protokollen des 
Abgeordnetenhaufes) find unter der Abkürzung „A. B.“ citirt; 
der gemeinjame Bericht der Permanenzcommiſſion des Herren- 
haujes und des Permanenzausſchuſſes des Abgeordnetenhaufes 
(Nr. 460 der Beilagen zu den jtenographiichen Protofolfen des 
— auſes 1895) wird unter der Abkürzung „Gem. Ber.“ 
angeführt. 

Die Zahlen ohne nähere Angaben bezeichnen Stellen 
desſelben Geſetzes. In den Motiven und Berichten wurden 
der Ueberſichtlichkeit wegen die Citate nach der Nummerirung 
der Geſetze geändert, ſofern dies nicht ſinnſtörend ge⸗ 
weſen wäre. 


Wien im December 1895. 


Der Verfaſſer. 








Rückblick auf die Entſtehung. 


Schon kurze Zeit nad) der Publication der weſtgaliziſchen 
Geriht3ordnung machten fi) das Proceßrecht betrefende Re⸗ 
formbeſtrebungen geltend. Die diesfälligen Entwürfe ein- 
Ichließlich des von Haan ausgearbeiteten „Entwurfes einer 
Eivilproceßordnung für das Kaiſerthum Defterreich” vom 
Sabre 1858 beruhen auf dem Grundſatze der Schriftlichkeit. 
Den modernen Forderungen an ein gerichtliches Verfahren 
wird zuerft in dem „Entwurfe einer bürgerlichen Proceß⸗ 
ordnung bis zur Erecution” und dem Entwurfe einer Ere- 
eutiondordnung (1862) entiprochen. An Borarbeiten für diefe 
Entwürfe lagen vor die im Jahre 1861 im Juftizminifterium 
von Saden und von Haan ausgearbeiteten Entwürfe der 
Proceß⸗ und Erecutiondordunng und die aud) im Drude 
veröffentlichte Sg der Grundfäge des dem Juſtiz⸗ 
minifterium vorliegenden Entwurfes einer Civilprocekordnung 
1861" und „Grundzüge einer neuen bürgerlihen Proceß- 
ordnung und Begründung derjelben 1861”, ferner „Denk⸗ 
ſchrift über einige Hauptfragen betreffend die neue Livil- 
proceßordnung.“ 

Die weiteren Entwürfe waren beeinflußt durch den Ent- 
wurf einer allgemeinen deutichen Civilproceßordnung, welcher 
auf Grundlage der hannoverſchen en Proceßordnung 
vom Jahre 1850 durch die von den Bundesſtaaten mit Aus- 
nahme Preußens befchidte Commiſſion in Hannover unter 
dem Borfite des öfterreichifchen Delegirten Sectionschef von 
Rizy zuftande gebracht wurde. 

Aus der Umarbeitung dieſes Entwurfes ging der am 
18. December 1867 im Abgeordnetenhaufe eingebracdhte „Entwurf 
einer Eivilproceßordnung für die nicht zur ungariichen Krone 
gehörenden Länder des öfterreichifchen Kaiſerſtaates“ hervor. 


X Entitehungsgefchichte. 


Im Abgeordnetenhaufe der Ausfchußberathung (Bericht 
vom 17. December 1869 Nr. XL der Beilagen) unterzogen und 
im Plenum am 21. März 1870 in dritter Lefung angenom- 
men, fcheiterte der Entwurf an der vorzeitigen Auflöfung 
des Abgeordnetenhaufes noch ehe im Herrenhaufe die meri- 
torifchen Verhandlungen begonnen hatten. 

erjelbe Ente mit geringfügigen Ubänderungen wurde 
nunmehr al3 neuerlicher Regierungsentwurf einer Eivilproceß- 
ordnung nebjt dem Entwurfe eines Einführungsgefeßes am 
16. November 1870 im Herrenhaufe eingebracht (Nr. III und 
IV der en Auch diefer Entwurf fam nicht zuftande. 

Am 14. April 1874 brachte Juftizminifter Glaſer im Abd- 
geordnetenhaufe den Entwurf eined Gejeßes über das Ver⸗ 
fahren bei der Erecution von Geldforderungen durch den 
Zwangsverkauf unbeweglicher und beweglicher Güter (Nr. 157 
der Beilagen) und am 25. Februar 1876 den Entwurf einer 
Civilprocekordnung (Nr. 535 der Beilagen) ein. (Entwurf 
Harrajomsty.) 

Bon diefen Vorlagen war es keiner befchieden, Gejepes- 
froft zu erlangen. Weber den Civilproceßentwurf kam es 
nicht einmal zur Erftattung eines Ausfchußberichtes. Ebenfo 
erging es dem am 28. April 1881 dem Abgeordnetenhaufe 
vorgelegten auch das Erecutionsverfahren umfafjenden Ent- 
wurfe einer Civilprocekordnung (Nr. 331 der Beilagen). 

Es trat nunmehr in der auf die Umgeftaltung des ge- 
richtlichen Verfahrens abzielenden Action eine längere Paufe ein. 

Der Mißerfolg der bisherigen Arbeiten wirkte ent- 
muthigend. Außerdem wurden auch fachliche Bedenken gegen 
die Einführung eines dem deutjchen Civilproceſſe nachgebil- 
deten Verfahrens rege. Es jchien gerathen abzumarten, ob 
und wie der deutjche Proceß die Probe des wirklichen Lebens 
beftehen merde. 

' an der That hat derjelbe nicht allen Erwartungen ent- 
prochen. 

Dieſe Erfahrungen ſorgfältig beachtend haben die von 
Sectionschef Profeſſor Dr. Franz Klein — welcher zu dieſem 
Behufe im Jahre 1891 in das Juſtizminiſterium berufen 
wurde — ausgearbeiteten letzten Entwürfe in einigen Punkten 
fi) enger an das geltende Recht angeſchloſſen (Buftellung, 
Frage des Gerichtsvollzieherweſens), in anderen, grundlegen- 
den, für das Weſen des neuen Verfahrens bejtimmenden 
Fragen überhaupt gegenüber dem deutichen Civilproceſſe und 
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ge öfterreichiichen Entwürfen neue Bahnen ein- 
geichlagen. 

Am 20. März 1893 brachte Juſtizminiſter Dr. Friedrich 
Graf Schönborn im Abgeordnetenhanfe die Entwürfe der 
Surisdictionsnorm, Civilproceßordnung und Erecutions- 
ordnung ſammt erläuternden Bemerkungen al3 Regierungs- 
vorlage ein (Nr. 687, 688, 689 der Beilagen zu den jteno- 
graphiichen Protofollen des Abgeordnetenhaujes XI. Seſſion). 

Bon der Literatur im allgemeinen günftig beurtheilt 
und im Juſtizausſchuſſe des Abgeordnetenhaufes freundlich 
aufgenommen, fanden die Entwürfe in dem zum Referenten 
beitellten a ae Dr. Joſeph Bärnreither einen un- 
ermädlichen Anwalt und erfahrenen parlamentarijchen Ber- 
treter. Mit den unterm 31. Mai 1894 allerhöchſt genehmig- 
ten Beichlüffen des Abgeordnetenhaufes vom 28. Mai und 
des Herrenhanjes vom 29. Mai 1894 wurde die Anwendung 
des im Gejebe vom 30. Juli 1867, R. G. B. Nr. 104, für 
die Behandlung umfangreicher Geſetzesvorlagen vorgezeic- 
neten Verfahrens beichlofen und infolge deſſen im Abgeord- 
netenhaufe am 2. Juni 1894 ein 18gliedriger Permanenz- 
ausſchuß gewählt. Diefer beftellte die Abgeordneten Dr, Leo 
Graf Pininsfi zum Obmann, Dr. Joſeph Bärureither zum 
Neferenten für die Eivilproceßordnung und die Jurisdictions⸗ 
norm, den jeither verftorbenen Ageordneten Dr. Fanderlit 
zum Berichterftatter für die Erecutiondordnung und den Ab- 
eordneten Eugen Ritter v. Abrahamovicz zum Correferenten 

r die Civilproceßordnung. 

Am 4. Juni 1894 wurden die Berathungen des Aus— 
ſchuſſes, in welchem als Regierungsvertreter Sectionschef 
Dr. Ritter v. Krall und Sectionsrath Dr. Klein fungirten, 
begonnen und vorerſt bis 13. Juni 1894 fortgeſetzt. Infolge 
des allſeitigen, durch den ungetheilten Wunſch das Werk zu 
fördern, getragenen Zuſammenwirkens der Ausſchußmitglieder 
und der erfolgreichen Thätigkeit des eingeſetzten Redactions⸗ 
comite3 — befiehend aus den — Dr. Graf Pininski, 
Eugen Ritter v. Abrahamovicz, Dr. Bärnreither, Dr. Fanderlik 
und Dr. Nitſche, ſpäter auch Dr. Götz — welches die Anträge 
vorbereitete, die Beſchlüſſe formulierte, über ſchwierige und 
die Verhandlung im Bollausfchuffe aufhaltende Fragen wieder- 
holt berieth und berichtete, war am 13. Juni 1894, als ſich 
der Ausſchuß vertagte, die Civilproceßordnung binfichtlich des 
Berfahrens. vor den Gerichten erſter Inſtanz in erfter Leſung 
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durchberathen. Am 20. September 1894 wurden die Be- 
rathungen wieder aufgenommen und am 6. October beendet. 
An der Zeit vom 9. bis 30. October wurde die Verhandlung 
über die Erecutiondordnung zu Ende geführt. 


Am 20. October 1894 legte der Ausſchuß die Berichte 
über die Jurisdietionsnorm und die CivilproceBordnung am 
16. November 1894 auch den Bericht über die Executions⸗ 
ordnung dem Dt vor (Nr. 965, 968, 1026 der Beilagen 
zu den ftenographiichen Protokollen des et a Salz 
XL Seſſion 1894). Zugleich erftattete Abgeordneter Dr. Bärn- 
reither den Bericht (Nr. 967 der Beilagen 1894) über einen 
aus der Snitiative des Ausſchuſſes hervorgegangenen Geſetz⸗ 
entwurf betreffend die Berathung und — über 
die auf die Einführung einer neuen Civilproceßordnung ſich 
beziehenden Geſetzesvorlagen. 

Je mehr der Ausſchuß in der Berathung der Entwürfe 
vorwärts kam und ſich überzeugte, daß dieſelben im Großen 
und Ganzen dad — getroffen haben, um ſo mehr ver⸗ 
tiefte ſich der Wunſch, die Arbeit diesmal zu einem gebeih- 
lichen Abſchluſſe zu bringen; zugleich aber gewann der Aus⸗ 
ſchuß die Ueberzeugung, daß es nicht möglich ſei, die parla⸗ 
mentariſche Arbeit in dem kurzen Abſchnitte der laufenden 
Legislaturperiode zu vollenden, wenn das umfangreiche 
Geſetzeswerk paragraphenweiſe der Durchberathung im Plenum 
beider Häuſer unterzogen werden müßte. 

Es wurde deshalb ein Verfahren vorgeſchlagen, welches 
darauf abzielte, den Schwerpunkt der Verhandlungen in die 
Ausſchüſſe beider Häuſer zu verlegen, Differenzen ee 
ihren Beichlüffen in einer gemeinfamen Conferenz zu bejei- 
tigen und das ganze Operat beiden Hänjern zur Annahme 
oder Ablehnung nur als Ganzes zu unterbreiten. Diefer 
Gejegentwurf wurde nad) eingehender Debatte im Abgeord- 
netenhbaufe (316., 317., 318. Sitzung) am 17. November, im 
Herrenhaufe am 1. December 1894 angenommen; am 5. De- 
cember 1894 erhielt er Geſetzeskraft (K. G. B. Nr. 227). 

Das fogenannte „Berathungsgeſetz“ erftredt ſich auf die 
mehrerwähnten drei Civilproceßvorlagen, anf die vom Zuftiz- 
minifterium am 14. December 1894 eingebrachten Entmäre 
der — (C. P. O. Nr. 1060, J. N. Nr. 1061, 
€. D. Nr. 1062 der Beilagen 1894), ferner auf den Antrag 
des Abgeordneten Dr. Bärnreither und Genoffen, betreffend 
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Das propiforifche Cabinet Kielmanndegg, dem Sections⸗ 
chef Dr. Ritter v. Krall als Leiter des ——— — 
angehörte, übernahm die Regierung. 

Am 9. Juli 1895 (409. Sitzung) trat das Abgeordneten⸗ 
haus in die Berathung der Geſetzentwürfe ein und führte die 
Verhandlung in der 410., 411., 412., 416. u. 417. Sitzung 
durch. Am 18. Juli 1895 wurden die Civilproceßordnung, 
die Yurisdictiondnorm und Die ——— eſetze zu den⸗ 
ſelben in dritter Leſung angenommen. Am 1. Auguft erfolgte 
die Allerhöchſte Sanction, am 9. Auguft 1895 die Kund- 
machung durch das Reichsgeſetzblatt. 

Das Subcomité des Serrenhaufes Bat am 5. November 
1895 die Berathungen über die Erecutionsordnung begonnen. 

Mittlerweile hat auch der Ausſchuß den Bericht über 
den Antrag Bärnreither, betreffend die Gewerbegerichte, am 
10. December 1895 vorgelegt (Nr. 1337) und die Regierung 
den Entwurf eines Gejehes, womit Borjchriften über die 
Beſetzung, innere Einrihtung und Geſchäftsordnung der Ge⸗ 
richte erlaffen werden, am 19. December 1895 im Abgeord- 
netenhaufe eingebracht (Nr. 1361 der Beilagen 1895). 


[4 








J 
Einführungsgeſetz zur Juxisdictionsnorm. 


Geſetz vom 1. Auguſt 1895, 
N. ©. B. Nr. 110, 

(kundgemacht im LVII. Stüd am 9. Auguſt 1895), 
betreffend die Einführung des — über die 
Ausübung der Gerichtsbarkeit und die Zuſtändigkeit 
der ordentlichen Gerichte in bürgerlichen Rechts— 

ſachen (Jurisdietionsnorm). 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 

Art. J. Das Geſetz Über die Ausübung der Gerichts⸗ 
barkeit und die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte in bür- 
nerlichen Rechtsſachen (Jurisdictionsnorm) tritt in den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern gleichzeitig 
mit dent Gefege über das gerichtliche Verfahren in bürgerlichen 
Rechtöftreitigkeiten (Civilproceßordnung) in Wirkſamkeit. 

Art. J. E. G. z. C. P. O. 

Mit demſelben Tage verlieren, ſoweit dieſes Geſetz oder 
die Jurisdietionsnorm nicht eine Ausnahme enthält, alle in 
anderen geſetzlichen Vorſchriften enthaltenen Beftimmungen - 
über Gegenitände, welche in der Zurisdictiondnorm geregelt 


find, ihre Wirkſamkeit. 
Ansbelondere die Jurisdictionsnormen, T. Pat. v. 20. November 
1852, R. ©. 8. Nr. 251, 261. 








Art. I. Es verlieren, foweit nicht in den verfchiedenen Ein- 

- führungsgefegen und in der Jurisdictionsnorm etwas anderes be- 
ftimmt ift, alle gefeglichen Borfchriften über Gegenftände, die in 
der Yurisdictondnorm geregelt find, ihre Geltung. Nur wurde 
auch hier um die Beziehungen des neuen Geſetzes zu den bisher 
geltenden Co mpetenzvorſchriften nach Thunlichkeit Elarzuftellen und 
Veberficgtlichleit zu jchaffen, binfichtlich befonderd wichtiger Vor- 
ſchriften, dann bezüglich jener Beitimmungen, über deren Fort⸗ 
beftand nur vermitteld einer fehiwierigeren Auslegung ein Urtheil 
zu gewinnen wäre, ausdrüdlich beigefügt, inwieweit fie noch gelten 
oder aufgehoben fein follen. Jedoch Liegt diefer Anführung ebenſo⸗ 


Eivilprocekorbnung. 1 


—— 
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Art. II. Insbeſondere verlieren ihre Wirkſamleit: 

1. Die Vorfchriften der 88. 200 und 282 a. b. G. B., 
ſoweit e8 fih um den Gerichtsjtand für Rechtäftreitigkeiten 
aus einer gerichtlich angeordneten Verwaltung handelt; 

2. die Vorjchriften der 88. 10 und 11 des ok es dom 
20. Mai 1869, R. G. B. Nr. 78, betreffend den Wirkungs⸗ 
frei3 der Militärgerichte. 








wenig als der ähnlichen Aufzählung im Einführungsgefege zur 
ee die Abficht auf VBollftändigkeit zu Grunde. 
(Motive, ©. 1. 

Art. II. Nah $. 200 des allgemeinen bürgerlichen Ge- 
fegbuches wird der Vormund, ob er gleich für feine Perfon unter 
einer anderen Gerichtsbarkeit fteht, in Rüdficht auf alle zur Vor⸗ 
munbfchaft gehörigen Angelegenheiten der vormunbichaftliden Be⸗ 
börde unterworfen. Das Gleiche gilt laut 8. 282 des allgemeinen 
bürgerlichen Gefeßbuches für Euratoren. Diejen befonderen Ge- 
richtsſtand „der gerichtlich angeordneten Verwaltung“ bat 8. 34 
ber früheren Yurtsdictionsnorm durch ven auf bie dies⸗ 
falls beftchenden Beftimmungen aufrecht erhalten. Es befteht aber 
fein Bedürfnis nach demfelben. 

Wenn der Vormund als gefeglicher Vertreter des Minder- 
jährigen gellagt werden fol, dann iſt in Hinfiht auf den Ort 
ohnehin der Sig ber Obervormundſchaft maßgebend, weil das 
Bormundichaftsgericht fih nach dem allgemeinen Gerichtsftande 
in Streitfachen richtet. In Betreff der fachlichen Gerichtsbarkeit 
wäre es höchſt bedenklich und den Grundſätzen, auf benen die Ver- 
theilung der Gejchäfte beruht, ſowie den Ziweden, welchen fie dient, 
wiberfpredhend, wenn etwa auch eine Klage auf Zahlung von 
mehr als 1000 fl. bei dem Bezirksgerichte angebracht werden müßte, 
weil dieſes das Vormundſchaftsgericht iſt. Wenn aber ber Bor- 
mund wegen eines bie Vormundſchaft betreffenden Gefchäftes, und 
nicht als Vertreter des Pflegebefohlenen geflagt werden fol, zum 
Beispiel weil er bei Ausführung eines Geſchäftes fich einer Nechts- 
verlegung ſchuldig gemacht hat, mangelt es an jedem ftichhältigen 
Grunde, diefe Klage an das vormundfchaftliche Gericht zu binden 
und bon der allgemeinen Regel abzugchen. 

Die Beftimmung des 8. 11 ded Gejeges vom 20. Mai 1869, 
N. G. B. Nr. 78, wonach die Feftftellung des zur Verlaffenichafts- 
abhandlung, zur Vormundſchafts⸗ oder Euratelöpflege, zur Amts⸗ 
handlung über ein Gefuh um Adoption, Legitimation oder Ent- 
laflung aus der väterlichen Gewalt zuftändigen Gerichte in An- 
fehung der Militärperfonen (8.1, 3. 1 nnd 2), ihrer Gattinnen 
und ihrer unter väterlicder Gewalt ftehenden Kinder fo zu er- 
folgen bat, al8 wenn ber Wohnfig der betreffenden Mitlitärperfon 
in deren Heimatsgemeinde wäre, hat fich nicht bewährt. Die 
Heimat3gemeinde ijt er ſchwer zu ermitteln, daher gibt 


Art. II, III. 3 


Art. III. Das Oberſthofmarſchallamt wird erhalten in 
der Ausübung der Gerichtöbarkeit: 

1. über die Mitglieder des taijerlichen Haufes; 

In allen bloß perjönlicden Civilangelegenfeiten in und außer Etreit 
und in Sterbfällen, welche bie Glieder des höchſten .. betreffen, die 
nicht ſelbſt Lanbesherren find, hat bas Oberfthofmarichallamt allein ala 
Behörde einzufchreiten, ohne Unterjchied des Güterbeſitzes oder einer be- 
fonderen Standeseigenfi ‚ infofern Seine Majeftät nicht in einzelnen 

die Gemeindeangebörigkeit Leinen zwedmäßigen Anhaltspunkt für 
die Entſcheidung ber Competenzfrage, welche möglichft raſch, ohne 
weitläufige Erhebungen und ſicher foll erledigt werden können. 
Dazu kommt, daß gerade für die Acte der Abhandlungsgerichts⸗ 
barkeit und für eine erfpriefliche Tätigkeit im Pflegfchaftswefen 
dem Gerichte eine möglichft genaue Kenntnis der perfönlichen Ver⸗ 
hältntffe der Betheiligten nothwendig ift. Diefe Bedingungen einer 
edeihlihen Amtsthätigkeit finden ſich aber gerade in Betreff von 
ilitärperfonen beim Gerichte der Heimatsangehürigkeit nicht 
immer. Es wurde be3halb die Beftimmung fallen gelaflen, und 
fol auch für Militärperfonen die allgemeine Vorfchrift der 88. 105 
und 109 ber Zurisdicttonsnorm in Geltung treten, wornad) der 
allgemeine Gerichtsſtand in Streitſachen für die Beftimmung der 
Competenz in Verlaſſenſchafts⸗ und Bormundfchaftsangelegenheiten 
mangehen ift. 

m feinem Zweifel über die Aufhebung ber befprochenen 
Beitimmungen Raum zu geben, empfiehlt es fich, diejelbe im Ein- 
führungsgeſetze ausdrücklich auszusprechen. Das gleiche ſcheint der 
Ueberfiht wegen räthlich Hinfichtlich der durch die SS. 68 und 73 
der Jurisdictionsnorm erjegten Vorſchrift des 8. 10 de citirten 
Geſetzes. (Motive, ©. 2.) 

Die Zuftändigkeitsbeftimmung, welche 8. 11 des Geſetzes v. 
19. Mai 1874, R. G. B. Nr. 70, für alle auf Eifenbahngrundftüde 
fich beziehenden Realangelegenheiten enthält, braucht kaum aus: 
drücklich für aufgehoben erflärt zu werden, fie tritt Kraft Artikel I, 
Abfa 2, mit der Geltung der SS. 49 und 81 ber Jurisdictions⸗ 
norm von felbft außer Kraft. Die Bindung der ſämmtlichen folche 
Orundftüde betreffenden dinglihden Klage an ein einziges, bei 
den großen Bahnen im Durchſchnitte außerordentlich weit ent— 
fernte® Gericht tft eine oft ſehr empfindliche Erſchwerung des 
Rechtsganges. Die Eigenart der bezüglihen Nechtsfachen verlangt 
aber ein ſolches Opfer an Practicabilität keineswegs, da die ding: 
lihe Rechtslage hinfichtlich folder Sachen Leine andere fein kann, 
als binfichtlicd anderer Immobilien, welche dem allgemeinen Ber: - 
fehre zu dienen beftimmt find. (Motive, S. 3.) 

Art. II. Dem Oberfthofmarihallamte kommt derzeit in 
Civilrechtsſachen die Ausübung der perfünlichen Gerichtöbarkeit in 
erfter Anftanz über bie Mitglieder des kaiſerlichen Haufes, die 
nicht ſelbſt Landesherren find, und über jene Perfonen zu, welche 

1* 
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Fallen etwa3 anderes anzuorbnien für gut finden. — Doch verſieht es ſich 
bon ſelbſt, daß die Glieder des Tail. Haufes in Angelegenheiten, welche 
Renlllagen auf — Güter zum Gegenſtande haben, vor der 
— en Civilbehörde des Landes Recht zu nehmen und au ſuchen haben, 
und dab die eigenen Standesverhältniffe dadurch nicht beirrt werden 
Lönnen. — Die fämmtlidhe Din eigen ar Perſonen des hoͤchſten Haufes 
ift nach der früheren ah. Entſchl 1. April 1818 der nach der perfün- 
lichen Standeseigenſchaft eines Seden Aitändigen Eivilbehörde zuzuweiſen 
— — (Hfb. v. 14. Juli 1815, J. G. ©. Nr. 1159). 

mung bon Mitgliedern des tif. Hauſes ald Zeugen, 8. 328 


den Charakter der Erterritorialität haben oder denen biefer Ge⸗ 
richtsſtand durch befondere Anordnung eingeräumt wurde. (Hfd. 
v. 14. Zuli 1815, J. G. S. Nr.1159, Art. V und 8.52 des Tail. 
Patentes dv. 20. Nod. 1852, R. G. B. Nr. 251.) 

An Streitfacheg enticheidet ein Senat, beftehend aus dem 
SKanzleidirector des Oberfthofmarfchallamtes oder feinem Stell- 
vertreter al8 Vorfigenden und vier Räthen der Wiener Gerichts: 
höfe erfter Anftanz, welche der Kaifer zu Referenten und Bei- 
figern ernennt. In allen anderen Angelegenheiten fungirt es als 
Einzelgericht. 











Art. TII. 5 


Haufe fid) aufbaltenden minderjährigen und unvermählten Kinder (Kog. 
dve3 J. M. v. 27. März 1881, R. G. B. Nr. 27); k) mit berfelben Beſchraͤn⸗ 
fung wie unter d) auf den Prinzen Guſtav zu ae mer 
—5 des J. M. v. 5. Jänner 1888, R. G. B. Nr. 5); I) als Fideicommiß⸗ 
behörde über das von Sr. kaiſ. Hoheit weiland Erzherzog Carl Ludwig 
teftamentarifch angeorbniete Fideicommiß (ah. Entſchl. v. 11. Februar 1851). 

3. über Perſonen, welchen die Erterritorialität zuſteht, 

fall3 fie ſich der Gerichtsbarkeit des Oberſthofmarſchallamtes 
unterwerfen. 

Was die Erterritorialen betrifft, jo genießen dieſes Recht: bie 
Botichafter, Legaten, oder Nuntien, die Gefandten und bevollmädtigten 
Miniiter, die beim Monarchen, und die Geichäftsträger, die beim Minifter 
des Aeußern accreditirt find (Wiener Songr. Acte Beilage XVII Art. 1). Das 

mn der Erterritorialität wird völkerrechtlich ausgedehnt auf das Geſandt⸗ 
ſcha nn die Gattin und die Familienglieder des Gefandten. — In 
Betreff der Jurisdiction Über die aus Unterthanen öfterreichiicher oder 
dritter Staaten beftehende Privatdienerſchaft der in Wien refidiren- 
den auswärtigen Gejandten haben Se. Majeftät zu verfügen geruht, daß die⸗ 
jenigen Hausleute und Dienftboten eines @efandten, welche unmittelbar Unter- 
thantert des Staates find, zu dem er gehört, ber mroenifichen Givilgeriäs- 
darteit nicht unterworfen jeien, DaB dagegen Untertharnen ofterreichtſchet 
eamnder und dritter Mächte der Civilgerichtsbarkeit der ordentlichen Juſtiz⸗ 
behörden"IUnteriteben, injofern nicht rüdfichtlicheinzelner_Gcjandtichaften 
ein abweiche ndes Uebereintommen zu Stande gebradıt wird (Hip. dv. 7. Febr. 
1834, J. G. S. Nr. 2641). Bur —— Beſtimmung dieſer Vorſchrif 
wurde mit Hfd. v. 2. Sept. 1839, J. G. ©. Nr. 375, angeordnet: 1. Die 
ordentlichen Öfterreichifchen Eivilgerichte können gegen bie in Dienften eines 
fremden Geſandten ſtehenden öfterreichiicdhen Unterthanen, welche in dem 
aufe des Gejandten wohnen, oder ſich daſelbſt aufhalten, feine Yultellung, 
aduma, Execution, oder andere ın oder au eitjachen vorfalleude 
Handlung der Gerichtsbarkeit felbit vornehmen. Cie haben bie Boll- 
aiehung ihrer Beſchlüſſe über Gerichtshandlungen, welche fich auf dergleichen ° 
ienftleute und Hausgenofien des Gefandten, oder auf ta3 in dem Haufe 


Veber Rechtsmittel gegen Entſcheidungen des Oberſthof⸗ 
marjchallamtes entfcheiden nach dem Hofd. v. 14. October 1785, 
%. 6. ©. Nr. 481, daS Oberlandesgericht, beziehungsweiſe der 
oberfte Gerichtähof, „jedwedes in der Art eines judicii delegati“. 

Diefe Einrihtungen werden durh die Umzgeftaltung de3 
civilgerichtlichen Verfahrens und durch die im Bereiche der Eivil- 
gerihte borzunehmende neue Geſchäftsvertheilung nicht berührt. 
(Motive, ©. 3.) 

Bezüglich des Art. III, welcher fih auf die Ausübung der 
Gerichtsbarkeit durch das Oberfthofmarfchallamt bezieht, ift die 
Permanenzcommiffion des Herrenhanfes zu der Auffaffung der 
Negierungsvorlage zurüdgelehrt und Hat die Gründe, welche die 
Regierung für ihre Faffung diefes Artikels in den erläuternden 
Bemerkungen auseinandergefegt bat, für zutreffend erkannt. 
Ziffer 2 dieſes Artikels wurde demnach in Uebereinftimmung 
mit dem Standpunfte der Regierungsporlage formuliert. (Gem. 
Ber., S. 26) 
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zu erhalten fein, fo ift der Kläger berechtigt, darauf anzutragen, daß von 
den Gerichte, bei welchem der Proceß anhängig ift, zur Bertretung bes 
Bellagten ein Eurator benannt, und die Klage oder das Urtheil dem Eurator 
zugeftellt und zugleich bei Gericht angejcdhlagen werde. Dieſe Buftellung 
ift für vollkommen rechtsgiltig zu Halten. 2. Weber jene bei fremben 
Gejandtichaften dienenden Berjonen, welche nicht öfterreichtiche Unterthanen 
find, haben die ordentlichen öſterreichiſchen Gerichte eine Civilgerichtsbarkeit 
nur in Streitfacdhen und zwar in jenen Yällen — in welchen auch 
der abweſende Ausländer vor den öſterreichiſchen Gerichten belangt werden 
kann. Auch haben ſie ſich dabei in Rückſicht der Vollziehung ihrer Beſchlüſſe 
nach der Vorſchrift des vorftehenden 8. zu benehmen. 8. Diele Ver⸗ 


- ordnung gilt für die oben bezeichnete Dienerichaft aller in was immer 


für einem Range bei dem ah. Hofe accreditirten fremden Gefandten und 
ihrer Gejandtichaftsbcamten mit Ausnahme der Dienftleute derjenigen 
diplomatifchen Perfonen, It ferbft öfterreichifche Unterthanen find. — 
Sn Anſehung der öfterreihijchen Unterthanen, welche von einer fremden 
Regierung ei dem ab. Hofe als diplomatifche Berjonen accreditirt find, 
fol fi) nach dem Hfd. dv. 10. April 1829, %. ©. ©. Nr. 2392, die Gerichts⸗ 
barkeit des Oberfthofmarfchallamte® nur auf bie rein aus ihrer diplo⸗ 
matifchen Eigenfchaft entipringenden Rechtöverhältnifie erftreden; fie unter⸗ 
ftehen daher nicht bloß in Realfachen, fondern auch in perſönlichen Rechts⸗ 
— den ordentlichen Gerichten (Hfd. v. 15. März 1834, J. G. S. 


Das Juſtizminiſterium findet aus Anlaß der von dem ſtd. B. G. L. ver⸗ 
fügten unmittelbaren Zuſtellung einer Wohmungsaufkündigung an ben k. 
ſicilianiſchen Gefandten das k. k. Oberlandesgericht zu beauftragen, die 
— Gerichte der Haupt- und Reftdenzitaht Wien und ihrer 
Umgebungen anzumeifen, fi) die Borfchrift des Art. V des K. M. P. zur 
J. N. v. 20. Nov. 1852, R.G.B. Nr. 251, auf das genauefte ee 8 zu 
er and Zuftelungen gerichtlicher Erledigungen an bip rg er⸗ 
onen, welchen die Erterritorialität zuſteht, ſowohl im Verfahren außer, als 
auch im Verfahren in Streitſachen jederzeit mittelſt des k. k. Oberfthof- 
marſchallamtes bewirken zu laflen. — Kur in foferne berlei diplomatische 
Berfonen im öfterreihifchen Staate Realitäten befigen, fommt ihnen in dem 
aus diefem Nealitätenbejite entipringenden Verhältniſſe fein öffentlicher 
Charalter zu und es können daher Die Gerichte in folchen Fällen unmittelbar 
alle Amtsacte auf ber Realität ausüben, fomit auch, wenn bie diplomatifche 
Perſon fich auf ihrem Befisthum befindet und vorausgeſetzt, daß dieſes Beſiß⸗ 
thum nicht zugleich der Functionsort des am ah. Hoflager accreditirten frem⸗ 
den Diplomaten ift, die Zuſtellung an ln unmittelbar vornehmen. — 
Befindet ſich aber die diplomatische Perſon in ihrem Wohnorte am ah. 
Hoflager und daher in ihrer dDiplomatifchen Function begriffen, fo gebürt 
ihrer Wohnung die Erterritorialität in der Art, daß in berielben das 

infchreiten einer tnländifchen Behörde nur unter der befonderen ben 
öffentlichen Charakter des Ortes wahrenden Form ftattfinden darf. Es 
biernah auch Zuftelungen in hierländigen ag an 
emde diplomatiſche Berfonen, welchen die erterritoriale Eigenſchaft zu= 
tommt, wenn fie ſich in ihrer orbentlidhen Wohnung ober fonft unmittel- 
bar an ihrem Functiongorte befinden, nicht durch die gewöhnlichen Ge— 


Art. DIL 7 


richte, fonbern im Wege bes k. k. Oberftbofmarichallanıteß zu gefchehen. 
Indeſſen wird auch in einem folchen Falle felbfiverftänblich die —— 
lung des k. k. Oberſthofmarſchallamtes zu entfallen haben, wenn die Zu⸗ 
ſtellung durch die Poſt geſchieht, welcher Weg einer directen Correſpondenz 
mit dem Kealitätenbeſitzer allerdings von der Realinſtanz ober von dem 
mit der Führung des öffentlichen Buches betrauten @erichtöbehörde ein- 
geichlagen werben kann. — Das k. k. Oberlandesgericht wird übrigens 
angewiejen, bie Einleitung zu treffen, daß die erwähnten Gerichte in 
fortlaufender Kenntnis den in En Gerichtsſ eln wohnenden diplo⸗ 
ln ae 


die perſönliche Immunität, ausgenommen bezuguc der durch die Geſetz⸗ 
gebung des Landes als Verbrechen bezeichneten Hanblungen — — 
v, 11. Dec. 1866, R. G. B. Nr. 167, Art. 2, in Kraft erhalten durch Er- 
u) 18. Yebr. 1884, R. G. B. Nr. 27). 

Alle den franzöfifchen Confuln zuftehenden Vorrechte wurden durch 
Art. 16 der C. C. vom 9. Jänner 1873, R. G. B. 1874 Ar. 135, aud) den 
Eonfuln von Bortugal eingeräumt. 

Der Art. 21 des Handels- und Bollvertraged zwiſchen weder 
garn und dem Beulen Reiche vom 6. December 1891, R. G. B. Nr. 15 
ex 1892, beſtimmt: Die Conſuln des einen ber vertragſchließenden Theile 
follen unter der Bedingung ber —— in dem Gebiete des andern 
Theiles dieſelben Vorrechte, Befugniſſe und Befreiungen genießen, deren ſich 
diejenigen irgend eines dritten Staates erfreuen oder erfreuen werden. — Eine 
gleiche Beftimmung enthält Art. 26 des Handels- und Sciffahrtävertrages 
lee Oeſterreich⸗ Ungarn und Jtalien vom 6. December 1891, R. G. B. 

.17 ex 1893, Art. 7 des Handels⸗ und —— eisen 
Defterreich- Ungarn und Belgien vom 6. December 1891, R. G. B. Nr. 22 ex 
1898 und Wrt. 13 des Handels⸗ und Batversengen zwiſchen Defterreich- 
Ungarn und der zn vom 10. December 1891, R.G.B. Nr. 18ex 1892. 

Die eralconiuln, Eonfuln, Biceconfuln und Sonfularagenten, deren 
Kanzler und Eonfularbeamten, weldje von den Bereinigten Staaten 
bon Nordamerita in Oeſterreich beftellt find, genießen, wenn fie 
Bürger bes ernennenden Staates find, die perfönlihe Immunität, aus⸗ 
genommen bezüglich der durch die Geſetze des Landes als Verbrechen be⸗ 
zeichneten Handlungen. Diefelben Borrechte genießen die von den General- 
conjuln und Conſuin felbft ernannten Biceconfuln und Confularagenten, 
wenn fie Unterthanen des ernennenden Staates find (E. €. v. 11. Juli 

1870, R. G. B. 1871 Nr. 116, Art. II und un: 
Die ſpaniſchen Conſuln und fonftigen Eonfularagenten, ferner auch 
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bie ſerbiſchen, alle Privilegien, Befreiungen und Immunitäten 
genießen, wie die Conſuln und anderen Agenten gleiger Ei em haft * 
meiftbegänftigten Nation (At XXIII des Hand. u 

vb. 8. Juni 1880, R. G. 8. 1881 Nr. 29 und et. XII Des — — 
v. 6. Mai 1881, R. G. B. sr 87). 

Der Art. III des Freundfchaftsvertrages mit dem Kaiſerthume 
China vom 2. x 1869 R. G. B. 1872 58 beftimmt: Die diplo⸗ 
aa n der beiden vertragenden Theile follen njeitig * 
a es * ——— Bere und ee le eben, wei . 
a8 err ihnen ge t on, us und 
ihre ee ſollen unverletzlich * 

— Agent und die Conſularbeamten Japans ſollen 
unter — edingung der Gegenſeitigkeit im Gebiete der öſterr⸗ungar. 
Monardie biefelben Vorrechte, Befugnifie und Vefretungen genießen, deren 
ſich diejenigen eines britten Staates erfreuen oder erfreuen werden (Art. II 
des ng es vom 18. October 1869, R. G. B. 1873 Ar. 128). 

sjelbe VBorrecht ih auch den Generalconfuln, Eonfuln und Confular- 
— bon Siam (Urt. IL des Freundſchaftsvertrages v. 8. Mai 1871, 
B. 1873 Nr. 8), von Schweden ab REDE Ben (Vertrag dom 

3. November 1873, R. G. 8. 1874 Nr. 60, Art. VI), dann von Hawaii 
(Vertrag v. 18. Juͤni 1875, R. G. B. 1876 Fr 87, Art. XV) eingeräumt. 


Ueberdies bleibt der bisherige Wirkungsfreis des Oberſt⸗ 
hofmarfchallamtes in Betreff der Buftellungen gerichtlicher 
Erläffe an erterritoriale Perjonen und in Betreff der Bor- 
nahme anderer gerichtliher Amtshandlungen gegen jolche 
Berfonen aufrecht. 


. 83 Ubf. 3. J. N. 8.119 C. P. O. 

ernehmun von Mitgliedern des Taif. Haufe? als Zeugen, 88. 328 
“nf. 3, 341, Ab).2 C. P.O. — Keronnigung des oberithofm. Amtes von 
Ringen gegen Hofdiener, Art. VI, 3.3, E. 8.3. &. B. ©. — Gerichts⸗ 

der in Art. IIL, 8. 1—3 egeidmeten Berionen vor den ordınt= 
Ken Gerichten, 8. 85, 81—83 


Die im aa vom 14. October 1785, %. ©. ©. 
Nr. 481, in Anſehung des Inftanzenzuges getroffenen Be- 
ftimmungen, ſowie die Borjchriften für das Berfahren in 
den zur Gerichtsbarkeit des Oberfthofmarichallamtes gehörigen 
Rechtsſachen bleiben unberührt. 


Die Entſcheidungen dieſes Gerichtes in Streitfachen olgen nern al, 
in allen anderen Angelegenheiten fungirt es ala Einzel Fury gerich chi⸗ 
liche Senat in Streitiachen beſteht unter dem Vorſitze — 
= EDEL no Ta: Knanten oder feines ———— aus 4 Räthen 
Wiener Gerichtshöfe I. Inftanz, melde von Seiner — dem nike 
als Referenten und Beiliber ernannt werden. — Ueber ein Urtheil des 
Hofmarſchallamtes foll im Beidwerungsfalke das nieberöfterreichifche Appel 
lationsgericht und bei zwei verjchiedenen Urtheilen die oberfte Juſtizſtelle, 
jedwedes in der Art eines judicii delegati, die Erfenntniß haben; damit 
aber auch aller Schein einer biesfälligen Unterordnung des oberiten Hof: 
marſchallamtes vermieden werde, jollen die appellirten Acten nicht mit 
einem @inbegleitungsberichte, fondern mittelft Präfidialnote übergeben 
und fo auch die Uppellations- oder Reviſions⸗Urtheile dem oberiten Hof: 
marſchalle durch Präfidialnote zur weiteren Kundmachung an die Rarteien 


Art. II, IV. 9 


zugeſendet werben. (Hfd. v. 14. October 1785, J. G. ©. Nr. 481.) — Ueber 
die richterlichen Verfügungen und Beſcheide des Oberſthofmarſchallamtes 
findet auch die Bejchwerbefü g an das n. ö. Appellationsgericht und 
des weitern an die oberfte Suftizftelle ftatt in jener Urt, wie durd) Ent» 
fhließung vom 14. October 1785, J. G. S. Wr. 481, en des Appellations- 
äuged * die Urtheile geordnet ift. (Hfd. v. 30. Jänner 1795, J. G. ©. 

. 216. i 


Art. IV. Die Vorjchriften des Geſetzes vom 30. Auguft 
1891, R. ©. B. Nr. 136, womit Beitimmungen über die 
Ausübung der onfulargerichtsbarfeit getroffen wurden, 
bleiben in Wirkſamkeit. 

2 — die unten citirten Borfchriften bei Manz VI, 1. Abth. 

Auf das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
por den mit der Ausübung der Livilgerichtäbarfeit betrauten 
Conſulaten finden die Vorſchriften der Civilproceßordnung 
bi3 auf weiteres feine Anwendung. 

Snfofern inländiſche Gerichte in Angelegenheiten der 
Confulargerichtsbarfeit zu einer Entjcheidung in zweiter und 
dritter Inſtanz berufen find, haben jie Hiebei, ſolange nicht 
etwas Anderes angeordnet wird, lediglich nad) den bisher in 
Geltung gemwejenen gejeglichen Vorſchriften über die gericht. 
liche BZuftändigkeit und über das gerichtliche Verfahren in 
Streit- und Executionsſachen vorzugehen. 

Die gemäß $. 17 der Minifterialverordnung vom 
31. März 1855, R. ©. B. Nr. 58, zuftande gefommenen 
Schiedsſprüche haben die Kraft inländifcher Erecutionstitel. 

Hinſichtlich der fonftigen confularamtlichen Competenz fiehe Manz VI, 

1. Abth., ©. 100, 101. 








Art. IV. Die Ausübung der Civilgerichtsbarfeit der Kon: 
fulate über die üfterreihifchen Unterthbanen und Schutgenofien 
im osmaniſchen Reiche ift durch die kaiſerl. Vdg. dv. 29. Jänner 
1855, R. G. B. Nr. 23, und die Durchführungsverordnung vd. 
31. März 1855, R. G. B. Nr. 58, geregelt. Für die Zuftändigkeit 
der Conſulargerichte Haben die Beftimmungen de8 Patente dv. 
20. November 1852, R. G. B. Nr. 251, und für das Verfahren 
die Vorſchriften der weſtgaliziſchen Gerichtsordnung zu gelten. 
Zufolge des Gef. v. 30. Auguft 1891, R. G. B. Nr. 136, fteht es 
den Regierungen der beiden Neichshälften zu, im Einvernehmen 
mit dem gemeinfamen Minifter des Aeußern zu beftimmen, welche 
neuen Geſetze und fonftigen Vorſchriften bei den Confular- 
— einzuſühren ſind. So lange das in Ausſicht genommene 

onſularobergericht nicht activirt und über das Verfahren vor 
demſelben noch nicht entſchieden iſt, wird es ſich empfehlen, bei 
den Conſulargerichten einſtweilen noch die alten Proceßvorſchriften 


I) 


10 Geſetz vom 1. Auguft 1895, 2.0.8. Ar. 110. 


Art. V. Die einzelnen Gejellichaften, Anſtalten und 
Vereinen auf Grund ihrer gefeblich feitgeftellten oder ſtaat⸗ 
lid) genehmigten Statuten in Bezug auf die gerichtliche Zu- 
ftändigfeit und das gerichtliche Verfahren ald ausnahmsweiſe 
Begünftigungen eingeräumten Rechte bleiben unberührt. 


e en die sent iſch⸗un — ee Be a 
den —2 Air 7 eich En 


an J den * 
reichiſchen race — —— — nur bei — te 
in Wien, Klagen, welche auf den Geſchäftsbetrieb der ee 
Bubdapeft und ber Filialen in den Ländern der ungarifchen Krone Ba 
haben, können nur bei dem k. Hanbels- — Wechſelgerichte in Budape 
erhoben werden. In allen ſonſtigen Angelegenheiten, insbeſondere auch 
a äfte un iogen g gegen die öfterreichifch- ungarijche 

em ?. k. Zandeöger n Wien anzubringen (Urt. 95 der mit 
G. v. 27. Juni 1878 R. G. B. K fundgemadjten und mit bem G. v. 
21. Mai 1887 R. ©. 8. Nr. 51 geänderten Statuten). 

Für die & E. priv. allg. Bodencreditanftalt in Wien wurde 
durch Art. 79 der mit M. 8. 0. 1. Juni 1864 R. G. B. Nr. 49 kundgemachten 
Statuten das k. k. Landesgericht in Wien und in Sachen der Handels⸗ 
——— das k. k. Sandelögericht in Wien — u die Hypotheken⸗ 

ant des KRönigreihes Böhmen durch $. 58 ber mit Kundm. bes 
in Giltigkeit zu belaffen. Dies muß aber ungeachtet ber erwähn- 
ten ——— des Gef. v. 30. Auguſt 1891 im Einführungs⸗ 
geſetze ausdrücklich len werben, weil dann in den con- 
fulargerihtlichen Rechtsſachen auch die inländifchen Gerichte, in- 
joweit fie im Inſtanzenzuge damit befaßt find, die bisherigen 
Rechtsvorſchriften fortdauernd als geltendes Recht su behandeln 
baben werden. 

Um ben SODANN: welche nach 8.17 der M. Vdg. v. 

31. März 1855, R. G. B. Nr. 58, von einem auf Aufforderung 
des Confularamtes re Schiedsrichter gefällt wurden, troß 
der 88. 1 und 2 der Erccutiondorbnung die Erecutionsfähigfeit 
zu fihern, wurden fie ben inländifchen renttonstleln gleich" 
gejtellt. (Motive, ©. 3.) 


Art.V. Die EN ungarifche — — auf Grund 
bes mit dem Gef. v. 27. Juni 1878, Nr.66, kund⸗ 
gemachten, mit bem Gef. v. 21. Mai en R. ©. 8. Nr. 51, 
nd abgeänderten Statutes für bie Dauer des Privilegtums, 
das tft bis 31. December 1897, in Bug, auf das gerichtliche 
Verfahren und die Erecution befondere egünftigungen. Nach 
Art. 95 ded Statuts find Klagen — bie Bank, welche ſich auf 
den Geſchäftsbetrieb der Hauptanftalt in Wien und ber Filialen 
in den öfterreichifchen Ländern beziehen, beim Handelögerichte, 
alle anderen Klagen beim Landesgerichte in Wien borzubringen. 
Ferner ift durch Art. 96 des Statute8 und 8. 11, lit. b des 
Statutes der Hypothekarcreditabtheilung den Hauptbüchern der 
Bank und den Auszügen aus denfelben die Beweiskraft öffent» 
licher Urkunden verliehen; nad 8. 11, lit. h des Statut3 ber 


/ 


Ss EN 


Art. V. 11 


Statthalters für Böhmen v. 2. Auguſt 1888, 2. G. B. Nr. 48, verlautbarten 

Statuten ba3 k. k. Landesgericht in Prag und in Sachen der Handels⸗ 
erichtsbarkeit das k. k. delsgericht in Prag als Perſonalinſtanz bes 
mmt, wenn eine dieſer Anſtalten gellagt werden ſoll. 

Etwaige Se rer — welche aus dem zwiſchen dem 
Staate und der öfter. Kaiſer Ferdinands⸗æNördbahn am 10. Jänner 
und 17. Juli 1885 gefchloffenen Uebereintommen entftehen und beren Aus- 
tragung nicht dem Schiedägerichte vorbehalten tft, follen Durch das k. k. 
Landesgericht in Wien entihieden werben (G. v. 6. Sept. 1885 R. G. B. 
Nr. 122, betr. bie Bebingungen für bie zum Betriebe ber Kaiſer Fer⸗ 
dinands⸗Nordbahn zu eriheilende neue Conceſſion und die Ausübung ber 
der dem Staate — Einlöſungsrechte, Art. IL, 8. 23). 

Siehe die Privilegien besüglich der Zuftellung bei 8.102 C. 2. O., 

infichtlid) der Beweistraft der Bücher und Yuszüge bet $- 298, Anm. 1 
5,6), & 295 C. B. D. Hinfihtlih der Zuftändigfeit und des Verfah- 
a etefi gerichtlicher Auffündigung einer Hypothekarforderung bei 


Sppotbefarcrebitabtheilung findet zu Gunſten der Bank eine er- 
beblihe Vereinfachung der Zuftellung gerichtlider Erläſſe ftatt, 
die in gewiffen Rechtsfachen der Bank ergehen. Am bedeutendften 
find die Ausnahmen in Bezug auf die Erecution. 

Aehnliche, wenn auch nicht immer gleich weit reichende 
Privilegien wie die üfterreichifch-ungartfhe Bank genießen auf 
Grund der mit dem Erlaffe bes Staatd-, Yuftiz- und Kriegs- 
minifteriums v. 1. Juni 1864, R. G. B. Nr.49, kundgemachten 
Alterhöchften Entſchließung die k.k. privilegirte allgemeine Boden- 
erebitanftalt in Wien und auf Grund der Allerhöciften Ent- 
ſchließung v. 4. Auguft 1864, R. G. B. Nr.99, und der Kund- 
machung des Statthalters für Böhmen v.2. Auguft 1888, 2.6.2. 
Nr. 43, die Hypothekenbank für das Königreich Böhmen. Ferner 
find durch die Verordnung bed Staats- und Auftizminifteriums 
b. 28. October 1865, R. G. B. Nr. 110, den Anftalten, welche 
Ereditgefhäfte betreiben, gewiffe fie begünftigende Ausnahmen 
bon den allgemeinen Yuftizgefegen zugeftanden worden. 

Wenn fih auch aus diefen Sonderbeftimmungen für bie 
begünftigten Inſtitute infofern eine wortheilhafte Pofition ergeben 
bat, als ihnen durch die Ausnahmen von den allgemeinen Be- 
ftimmungen die NRechtöverfolgung und Verwirklichung erleichtert 
wurde, jo kann doch an der Berechtigung der Gefegebung, fein 
Zweifel beftehen, jene Sonderbeftimmungen infoweit aufzuheben, 
al8 fie mit der neuen Ordnung des gerichtlichen Verfahrens 
unvereinbar find (Art. VII der M. Vdg. dv. 28. October 1865, 
R. G. B. Nr. 110). Bon dem Fortbeftande privilegirter Sonder- 
gerichtsftände für Klagen und von ben wenigen das Verfahren 
betreffenden Privilegien find neue Unguträglichkeiten oder gar 
ernflere Störungen der Juſtizpflege nicht zu beforgen, zumal ſich 
die eigentlich proceffualiihen Begünftigungen von den ein- 
ſchlägigen BVorfchriften der Eipilprocefordnung nicht allzufehr 
entfernen. (Motive, ©. 3, 4.) 


12 Gefeß vom 1. Auguft 1895, R. G. B. Ar. 110. 


Art. VL Unberährt bleiben: 


1. Die Vorfchriften über den Wirkungskreis des Reichs— 
gerichtes und über die Entjcheidung von Competenzconflicten 
zwifchen dem Verwaltungségerichtshofe und den ordentlichen 
Serichten; 

Siehe Manz VI, 1. Abth. ©. 4-21. 


2. die Vorſchriften des 8. 3 des Geſetzes vom 5. März 
1869, R. G. B. Nr. 27, betreffend die Haftung der Eifenbahn- 
unternehmungen für die durch Ereignungen auf Eifenbahnen 
herbeigeführten Törperlichen Verlegungen oder Tödtungen von 
Menichen; 

Siehe bei 8. 51 J. N., Anm. 3. 


3. die Vorſchriften über die Gerichtäbarfeit in Elbe⸗ 
Ichiffahrtsangelegenheiten und insbefondere die Vorſchriften 
bes Hoflammerpräfidial-Decret:3S vom 2. December 1845, 
J. 6. ©. Nr. 912, und des mit Kundmachung des Ober- 
landeögerichtes in Böhmen vom 31. Auguſt 1868, 3. 26694 
(2. ©. 3. für Böhmen 1868, Nr. 24) verlautbarten Zuftiz- 
minifterialerlafjes vom 9. Auguft 1868, 3. 9132; 


Hoflammer-Präfidial: Tecret v. 2. December 1845, J. G. ©. 912. 

8.2. Die den Elbezollgerichten nad) den ausprüdlichen Beitimmungen der 
Elbeſchiffahrts⸗ und Additionalacte zugewieſenen Gegenftände find folgende: 
Gntfän ne den Art. XXVI der Eibeihiffahrtsacte die Behandlung und 

eidung 

b) über Streitigkeiten wegen Bahlung der Zoll⸗ Krahnen-, Wag-, 
Hafen:, Werft-, Schleußen-Gebüren und wegen ihres Betrages; 

© über die von Privatperfonen unternommene Hemmung des Lein- 
pfades; 

d) über die beim Schiffziehen veranlaßten Beſchädigungen an — 
und Feldern, ſowie überhaupt über jeden Schaden, den Flößer oder Schiffer 
während der Fahrt oder beim Anlanden durch ihre Fahrläſfigkeit Ande⸗ 
ren verurſacht haben ſollten; 

e) über den Betrag der Berglöhne und anderer Hilfsvergütungen in 
Unglüdsiällen, infofern die Interefienten darüber nicht einig find. 

B. Nach dem 8. 47 der Additionalacte; 

2. die Unterfuchung und Entſcheidung von Streitigleiten; 

a) über Betrag und Zahlung von Yootjengebüren; 

b) zwiſchen Schiffsführern und Paflagieren über Preis und fonftige 
Bedingungen und Berhältniffe des Transportes. 

ce) zwifhen den Eignern und Yührern, den Tirnftleuten und Zug⸗ 
fnechten der Stromfahrzeuge über ihre Dienftlohnverhältnifie. 

8. 3. Die Elbezollgerichte Haben in allen. in dem vorhergehenden 
Baragraphe —— Fällen mit Beachtung der Competenzbeſtimmungen 
des 8. 48, der Additionalacte ohne Rückſicht auf den Betrag das Amt in 
erſter Inſtanz zu handeln. 

8. 48. 2 es Eibezollgericht ift berechtigt und verpflichtet, die ihm 
zugemtejenen Gegenftände, ohne Unterfchied des Wohnortes der Betheiligten 
und des Landes oder Ortes, wo die Vergehen begangen oder die Streitige 


Art. VI. 13 


feiten entftanden find, und ohne Rüdjicht auf eitvaige privilegirte Ge⸗ 
tichtöftände, yur Unterfuhung au ziehen und zu enticheiden infoterne 

3. was die im Urt. XXVI. unter d) und e) ber Elbeichifiahrtsacte 

und im 8. 47 unter 23 dieſer Additionalacte bezeichneten Streitigleiten be= 
trifft, die ftreitenden Parteien in feinem Gerichtsbezirke anweſend find, 
und wenigftens Eine berfelben feine Amtsthätigleit wegen cine? derartigen 
Anfpruches anruft. 

4. die Vorfchriften der 88. 8 und 17 des Geſetzes vom 
12. Juli 1872, R. ©. 8. Nr. 112, betreffend die Regelung 
de3 Klagerechtes der Parteien wegen der von richterlichen 
Beamten in Ausübung ihrer amtlichen Wirkſamleit zugefügten 
Rechtöverlegungen; 

Siehe den Wortlaut bei $. 602 6. P. D. 

Art. VI. ad3.1. In den 88. 50 u. 51 ber Jurisdictions⸗ 
norm ſind nur Beſtimmungen für Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten zwi⸗ 
ſchen inländiſchen Gerichten, dann zwiſchen dieſen und ausländi⸗ 
ſchen Behörden enthalten. Hingegen wurden die Competenzconflicte 
zwiſchen den ordentlichen Gerichten und den Verwaltungsbehörden 
und dem Verwaltungsgerichtshofe im Gefege felbft nicht behan- 
delt. Diesfals gilt derzeit der Art. 2a des Staatsgrundgeſetzes 
dv. 21. December 1867, R. G. B. Nr.143, über die Einjekung 
eined ReichSgerichtes, dann das Gef. v. 18. April 1869, R. G. B. 
Nr. 44, über die Organilation des NeichSgerichtes, dad Berfahren 
vor demfelben und die Vollziehung feiner Erfenntniffe, endlich 
das Gef. v. 22. October 1875, R. G. B. Nr. 37 ex 1876, be 
treffend die Enticheidung von Eompetenzconflicten zwijchen dem 
Verwaltungsgerihtshofe und den ordentlichen Gerichten. An dic- 
2 — etwas zu ändern, liegt kein Anlaß vor. (Motive, 

.6 


ad 3.2. Nach der Reg.Vorl. Art. II, 3. 4, follte diefer 
Gerichtsftand aufgehoben werden. Hiezu bemerten die Motive: 

Das geltende Recht weift für Nechtsfachen, die mit dem 
Eifenbahnwejen im Zufammenhange ftehen, in einigen Be: 
jiehungen Singularitäten auf. So beftimmt das Eifenbahn- 
haftpflichtgefeß v. 5. März 1869, R. G. B. Nr.27, im 8.3, daß 
Klagen auf Erfagleiftung wegen Creignungen im Betriebe auf 
Grund dieſes Geſetzes nach Wahl des Kläger? vor das Hanbels- 
gericht gehören, in deflen Sprengel die geflagte Unternehmung 
ihren Sig bat oder die Ereignung eingetreten iſt. Es empfiehlt 
fid nit, dieſen fowohl in ſachlicher als örtlicher Hinficht 
fpeciellen Serichtsftand aufrecht zu halten. (Motive, ©. 2.) 

Der Ausihuß war anderer Anfiht und die Permanenz- 
commiifion Hat die 3. 2 aufgenommen: 

Dur die Aufhebung diefer Beftimmung würde c8 in Zu- 
kunft nicht mehr möglich fein, bei demjenigen Handeldgerichte zu 
Hagen, in deſſen Sprengel die Ereignung eingetreten ift Der 
Ausſchuß vergegenwärtigte ſich aber jene Fälle, in welchen der 


14 Gefek vom 1. Auguft 1805, 0.6.8. Nr. 110. 


5. die Borfchrift des Artikels 315 des Handelsgeſetz- 
buches über den Gerichtöftand für Klagen auf Verkauf zurüd- 
gehaltener Gegenftände; 

Art. 315 9. G. B.: 

„Der Släubiger, welchem das Zurüdbehaltungsrecht nad) den Art. 313 
ober 314 zufteht, ift —— von der Ausübung desſelben den Schulduer 
ohne Verzug zu benachrich Er ift befugt, wenn ihn dieſer nicht recht⸗ 
zeitig in anderer Weile fichert, im Fi x der einge bei dem für ihn felbft 
en, — gegen den Schuldner den Verkauf der Gegenftänbe 
zu — 


Sitz der Eiſenbahngeſellſchaften, die aus dieſem Titel geklagt 
werden ſollen, weit von dem Orte entfernt iſt, wo der Eiſenbahn⸗ 
unfall ſich ereignet hat, und daß es daher unter Umſtänden für 
den Kläger eine große Erleichterung bedeutet, wenn er jenes 
Handelsgericht in Anſpruch nehmen kann, in deſſen Sprengel ſich 
der Unfall ereignet hat. Der Ausſchuß fonnte feinen Grund für 
die Eliminirung bes bisherigen electiven Gerichtftanded aner- 
kennen und wollte beöwegen den heutigen Rechtszuftand aufrecht 
erhalten. (4. B., S. 1 u. 2.) 


ad & 3. Sn ber Abditionalacte dv. 13. April 1844 Wurde 
bon dem Eibeuferftaaten beichloffen, Hinfichtlich der im Art. XXVI 
der Elbeſchiffahrtsacte v. 23. Juni 1821 und ber im $. 47 der 
Adpditionalacte bezeichneten Angelegenheiten in ſämmtlichen Ufer- 
ftaaten Elbezollgerichte zu errichten. Demgemäß mwurben mit Hof> 
fammerpräfidialdecret v. 2. December 1845, 3. ©. S. Nr. 912, 
fünf ſolche Elbezollgerichte in Böhmen geihaffen und denfelben 
außer reinen Zollangelegenheiten und Straffadhen, auch bürger- 
liche, die Elbefchiffahrt betreffende Streitigkeiten zugewieſen. 
Infolge Ereirung der Bezirtögerichte wurden laut Kundmachung 
des k. 8. Oberlandesgerichtes im Königreiche Böhmen v. 31. Auguft 
1868, 3. 26694, 2.6.3. für Böhmen Nr. 24, mit Juftizminifterial- 
erlaß dv. 9. Auguft 1868, Nr. 9132, die den Elbezollgerichten zu⸗ 
gewwiefenen Geſchäfte gerichtlicher Natur an bie neuen Bezirks⸗ 
gerihte Melnik, Lobofig, Raudnig, Auffig, Tetſchen, dann an da3 
ftädtifch=belegirte Bezirksgericht Leitmeritz verwieſen. 

Diefer Sondergerihtäftand fol wegen feiner Beziehung zu 
einer internationalen Abmahung aufrecht bleiben, obwohl diefe 
Gerichte nach dem neuen Gefege möglichermweife fachlich nicht zu⸗ 
ftändig wären. 

ad 3. 4. — 8.8 des Gef. v. 12. Juli 1872, R. G. B. 
Nr. 112, iſt für die Klage zur Geltendmachung der Erſatzanſprüche 
wegen von richterlichen Beamten zugefügten Rechtsverletzungen 
der Gerichtshof zweiter Inſtanz zuſtändig, in deſſen Sprengel das 
Gericht ſeinen Sitz hat, von welchen oder von deſſen Beſtellten 
die Rechtsverletzung ausgegangen iſt. Auf dieſe Vorſchrift, die 
fich als Ausnahme von den Beſtimmungen über die örtliche Zu- 
ſtändigkeit darftelt, muß zur Sicherung ihrer fortdauernden 





Art. VI 15 


6. die Vorſchriften des Suftizminifterialerlaffes vom 
21. Auguft 1856, R. ©. B. Nr. 150, über den Gerichtsftand 
der unehelichen und Findelkinder nad) Berg YAustritte aus 
der Berforgung durch eine öffentliche Anitalt. gu: Rinder, 
welche im Auslande wohnenden Perſonen in Pflege über- 
geben werben, bleibt jedoch das Gericht, in deſſen Sprengel 
die Findelanftalt gelegen ift, zur Beftellung de3 Bormundes 
und zur Belorgung aller Geſchäfte der Vormundſchafts⸗ 
behörde zuftändig. 
. 78 J. N. 
eber die Frage, welchem ——— uneheliche oder 
Findelkinder nach ihrem Austritte aus der Verſorgung 
Geltung ausdrücklich hingewieſen werden. Zugleich wird der 
Bollſtändigkeit und Klarheit wegen auch bie Geltung des 8. 17 
dieſes Geſetzes betont, nach welchem gegen die Entjcheidungen ber 
Oberlandesgerichte dieſelben Rechtsmittel wie gegen Entfchei- 
dungen der Gerichte erfter Inſtanzen zufteben. 
ad 3.5. 2 Art. 315 des Handelsgeſetzbuches ift der 
retentionsberechtigte Kaufmann befugt, das Zurüdbehaltungsrecht 
durch Hageweife Geltendmachung des Berlaufsantrages bei dem 
für ihn zuftändigen Gerichte auszuüben. Diefer befonbere Ge- 
rihtsftand, der die Geltendmachung des Netentionsrechtes jehr 
erleichtert, fol beftehen bleiben, und es wird daher die fort» 
dauernde Geltung ber Beftimmung des Art. 315 ded Handels 
geſetzbuches ausdrüdlich ausgeſprochen. 
ad 3. 6. Ueber den Gerichtsſtand von unehelichen und 
— nach ihrem Austritte aus einer öffentlichen Anſtalt 
eſtimmt der Juſtizminiſterialerlaß v. 21. Auguſt 1856, R. G. B. 
Nr.150, daß ſolche Kinder nur fo lange dem Gerichtsſtande 
biefer Anftalt unterftehen, als fie fi in deren Verſor ang be⸗ 
finden. Da nun nach dem Hofdecrete v. 17. Auguſt 1822, 3 . S. 
1888, die Waiſen⸗ oder Findelhausdirection bei allen unter ihrer 
Obſorge ſtehenden Kindern die Stelle des Vormundes vertritt, 
ſo ſtimmt der zweite Abſatz des 8. 72 der Jurisdictionsnorm 
vollkommen mit dem citirten Juſtizminiſterialerlaſſe überein. 
Letzterer trifft aber weiters Borforge für den Fall, daß beim 
Austritte des Kindes aus der Berjorgung der Anftalt der Ge- 
richtsftand der Mutter unbelannt ift, und verfügt, daß in einem 
ſolchen Sale, bei Findlingen überhaupt da3 ordentliche Gericht 
bes Bezirkes, in welchem das Kind zur Zeit, wo ihm ein Vor- 
mund beftelt werden fol, feinen Aufenthalt Hat, zur Beftellung 
besjelben und zur Beforgung aller Geſchäfte berufen tft, welche 
der Vormundſchaftsbehörde gefeglich obliegen. Da nun die Juris⸗ 
dietionsnorm die letzterwähnten Fälle nicht befonders vorſieht, 
erfcheint e8 geboten, die Vorfchriften des YZuftizminifterialerlaffes 
aufrecht zu erhalten. (Motive, S. 6, 7.) 
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durch eine öffentliche Anftalt unterftehen, wird von dem Juſtiz⸗ 
minifterium folgende Erläuterung erlaffen: Uneheliche oder Findeltinder, 
welche auf Koſten einer öffentlichen Anftalt in oder außer berfelben unter- 
gebradht find, unterftehen nach den Beltimmungen ber Jurisdictions⸗ 
norm nur fo Jane dem Gerichtsſtande dieſer Anftalt, als fie fih in 
deren Verforgung befinden. Handelt es fi} bei dem Außtritte eines unehe- 
lichen oder Findellindes aus der Verforgung der Anftalt um die Beſtellung 
eines Bormunds für basfelbe, fo ift, wenn bie Mutter des unehelichen 
Kindes befannt it, der Geridhtäftand ber Mutter, wenn aber biefe 
unbefannt ift, und bei Findlingen überhaupt das ordentliche Gericht des 
Bezirkes, in melden das Kind zur Zeit, wo ihm der Bormund beftellt 
werden fol, feinen Aufenthalt hat, zur Beſtellung besfelben und zur Be⸗ 
jorgung aller Geichäfte, welche der Bormundichaftsbehörde geſetzlich obliegen 
berufen (I.M.E. v. 21. Yuguft 1856, R.G.B. Nr. 150, wirkfam für alle 
Kronländer, über den Gerichtsftand der unehelichen und Findelkinder nad 
ihrem Austritte aus der Berforgung durd; eine Öffentliche Anftalt). 


Art. VII. Die Borfchriften der Concursordnung über die 
Gerichtsbarkeit im Concurſe) und insbefondere die Beitimmun: 
gen darüber, inwiefern Klagen beim Concursgerichte zu erheben 
jind?), inwieweit die Zuftändigfeit des Concurögerichtes eine 
ausfchließliche?) ift und in welchen Fällen ein durch die Concurs— 
eröffnung unterbrochene3*) anhängiges Verfahren bei dem Eon: 
curögerichte wieder aufzunehmen it, bleiben in Wirkjamfeit. 

ı) 88. 58—61 C. D. (Manz VI, 1. Abth., ©. 432 ff.) 

2) 88, 7,.126, 128, 134 C. O. 

3) 88. 126, 128 ©. D. } 

*) 88.7, 134 C. O. Die diesfälligen Beftimmungen der €. O. bleiben 
in Geltung, 8.159 C. P. ©. 

Durch den Zufag im Art. VI, 3. 6, fol einem Webel- 
ftande abgeholfen werden, welcher fich in der Praxis ftark fühlbar 
gemadt bat. Die Abgabe von Kindern aus der Findel- 
anftalt an im Auslande befindliche Perfonen bat bis jekt 
immer zur Folge gehabt, daß auch die Pupillarinftanz an das 
Ausland überging Da diefes aber für die Pflegebefohlenen kein 
wiünjchensiwerter Zuftand ift, fo wurde bier die Beftimmung 
ausgefprocdhen, daß für jene Kinder, die im Auslande wohnhaften 
Perfonen in Pflege gegeben werden, das Gericht, in beffen 
Sprengel die betreffende Findelanftalt gelegen ift, zur Beftellung 
des Vormundes und zur Bejorgung aller Gefchäfte der Vormund— 
ſchaftsbehörde zuftändig bleibt. 

Es mag bier aud) die Bemerkung Plaß finden, daß es ſehr 
häufig vorkommt, daß die niederöfterreihifche Landesfindelanftalt 
die Kinder an in Ungarn wohnende Perfonen in Pflege über- 
gibt, bezüglich deren ohne die getroffene Beſtimmung die Pupillar- 
inftanz an die ungarifhen Watifenftühle übergehen würde. (Gem. 
Ber., S. 26.) 

Art. VII. Die Beftimmungen dieſes Artikels find aus dem 
Entiwurfe der Zurisdictionsnorm ($. 106) herübergenommten. Zu: 











Art. VII, VIII. 17 


Art. VIII. Desgieichen bleiben unberührt: 


1. Das dem deutichen NRitterorden mit Patent vom 
28. Juni 1840, J. G. S. Wr. 451, eingeräumte Abhandlungs- 
recht über das freieigene Vermögen des Hoch» und Deutich- 
meifters, der Ordensritter und Ordenspriefter; 


2. die Vorſchriften der kaiſerlichen Verordnung vom 
21. December 1855, R. ©. B. Nr. 2 ex 1856, über Die 
Competenz der Handelsgerichte in Wien und Zrieft zur Ab- 
handlungspflege nad) protofollirten Handelsleuten und Fa⸗ 
brilanten, ſowie zur a elorgung der Vormundichafts- und 
Euratelsgefhäfte über die Kinder folder Perjonen; von 
Beginne der Wirkſamkeit der Zurisdictionsnorm kommt dem 
Handelögerichte in Prag die gleiche Competenz in Rechts⸗ 
angelegenheiten außer Streitſachen zu; 

Die Denneltgeria te in ®ien und Trieft 2 berufen, über 
den Nachlaß der an ihrem Standorte (im Gebiete der Stadt und der dazu 
ehörigen Vorſtädte, wo fie ihren Si wobnhaften und bei biefen 

ten protofollirten Handelsleute un rikanten, und der, obgleich 
nicht am felben Orte bomicilivenden öffentlichen Gejelfchafter joker Hand- 
Iungs- und Fabriksinhaber, e8 mögen ſich im derle ge n Rea= 
Kitäten befinden oder nicht, mit Ausſchluß des, mit einem icommiß⸗, 
Lehen⸗, oder Subſtitutionsbande behafteten Verlafſenſchaftsvermögens, be⸗ 
en beffen bie Competenz ber fonft berufenen ordentlichen Gerichte auf: 

t erhalten bleibt, die Abhandlung zu pflegen und die fonit aus 
der Eompetenz der Abhandlungsbehörden fließenden Amtshandlungen vor- 
unehmen, ferner die curatel3- und vormundfdhaftliden Ge— 
Kalte in Bezug auf die oben erwähnten PBerfonen und bie von ihnen 
hinterlaſſenen minderjährigen Rinder, injolange leßtere mit ihrem Pupillar- 
vermögen bei der Handlungs= oder Fabriksunternehmung betheiligt find, 
zu beforgen (Kaiſ. 8. v. 231. Dec. 1855, R. G. B. 1856 Ar. 2, betr. bie Com⸗ 
petenzerweiterung der Handelsgerichte in Wien u. Trieft auf Rechtsange⸗ 
Tegenbeiten außer Streitjachen). 


gleich wird, um jeden Zweifel über die Geltung der mehrfachen 
Sonderbeftimmungen der Eoncurdordnung und die Wiederauf- 
nahme besfelben vor dem Concursgerichte auszufchließen, auch 
auf die unberührt bleibende Geltung diefer Vorſchriften Hinge- 
wiejen. (Motive, ©. 7.) 


Art. VIH. ad 3.1. Nah SS. 14 und 15 des Patentes 
vom 28. Juni 1840, J. G. S. Nr. 451, ift der deutfche Orden über 
das freieigene Vermögen des Hoch⸗ und Deutjchmeifterd, der 
DOrdendritter und der Ordenspriefter infofern die Abhandlung zu 
pflegen berechtigt, als dadurch feine mit der Ausübung ber ftreitigen 
Gerichtsbarkeit zufammenhängende Gerihtshandlung unternommen 
wird. Mit Eircularverordnung des Armeeobercommandod bom 
27. Juni 1853, R. G. B. Nr. 123, wurde kundgemacht, daß zufolge 
Allerhöchfter Anordnung vom 25. Juni 1853 dieſes Pripilegium 
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3. die Vorjchriften über die Gerichtsbarkeit der inlän- 
diſchen Gerichte in anfehung der Nachläffe von Ausländern, 
insbeſondere die Vorjchriften der 88. 22 bis 25 und 140 big 144 
des Faiferlichen Patentes vom 9. Auguft 1854, R.G.B. Nr. 208, 
ferner die über die Buftändigfeit in Bormundfchafts- und 
Euratelangelegenheiten der Ausländer im 8. 183 de3 kaiſer⸗ 











aufrecht bleibe. Die allgemeinen Normen des britten Theile der 
Jurisdictionsnorm laffen es nothwendig erjcheinen, im Einfüh- 
—— den Fortbeſtand dieſes Privilegiums beſonders hervor⸗ 
zuheben. 


ad 3. 2. Zufolge ber kaiſerlichen Verordnung vom 21. De- 
cember 1855, R. G. B. Nr.2ex 1856, find die Hanbelsgerichte in 
Wien und Trieft zur Berlaffenfchaftsabhbandlung nad ben im 
Standorte diefer Gerichte wohnhaften und dort protofollirten 
Kaufleuten oder perföntich baftenden Geſellſchaftern von Handels- 
gefelichaften, ferner zur Pflegfhaftsführung in Bezug auf dieſe 
Perfonen und die don ihnen hinterlaffenen, minderjährigen Kinder 
berufen, infolange diefe mit ihrem Pupillarvermögen bei der 
Handlungs- oder Fabrilsunternehmung betheiligt find. Dieje zweck⸗ 
mäßige Competenzbeftimmung fteht weder mit dem Syfteme des 
Geſetzes noch mit fpeciellen Beftimmungen in einem derartigen 
Gegenfage, daß fie fi nicht al8 Ausnahme von ber Regel des 
8.109 der Pre ir aufrecht erhalten ließe. (Motive, S. 7.) 
Die Permanenzconmiffion des Herrenhaufes hat im Art. VIII, 
ziffer 2, die Competenz des Handeldgerichtes in Prag in gleicher 
eife, wie dies in Bezug auf Wien und Trieft der Fall ift, auf die 
Abhandlungspflege nach protofollirten HandelSleuten und Fabri- 
fanten, fowie zur Bejorgung der Vormundſchafts⸗ und Curatels⸗ 
gefchäfte über die Kinder folder Perfonen ausgedehnt. Daß das 
Handelsgericht in Prag bisher eine derartige Kompetenz noch nicht 
hatte, hat lediglich darin feinen Grund, daß, al3 die beiden anderen 
erwähnten Handeldgerichte feinerzeit mit diefer Competenz befleidet 
wurden, das Hanbelögeridt in Prag noch nicht beftanden bat. 
Diefelben Gründe, welde für dieſe Eompetenzbeftimmungen mit 
Rüdficht auf Wien und Trieft fprecden, find wohl felbftverftändlich 
auch für Prag maßgebend. (Gem. Ber., S.26.) 
ad 3.3. Wie in dem erläuternden Benterfungen zu 88. 105 
bi3 108 und 109 der Jurisdictionsnorm hervorgehoben wurde, 
lag fein Anlaß vor, am Umfange der inländifchen Gericht8barkeit 
in Betreff der Nachläffe von Ausländern und der Pflegichaftsan- 
gelegenheiten der Ausländer eine Aenderung vorzunehmen. Die 
diesfall8 beftehenden Beftimmungen, welche zum Theil auf inter- 
nationalen Vereinbarungen beruhen, follen wie bisher in Geltung 
bleiben. Um diefe Abficht zu verwirklichen, wird auf die bezüge 
lichen Borfchriften hier insbefondere hingewiefen. (Motive, ©. 7,) 


Art. VIIL, IX. 19 


lien Patentes vom 9. Auguft 1854, R. G. 8. Nr. 208, 
und in anderen Borfchrifien enthaltenen Beftimmungen, fowie 
die in Staatöverträgen enthaltenen Beftimmungen über das 
Sera und Piteglchaftämelen; 
ehe Manz III. Bb. 1. 
— die Borfchriften ie — vom 18. Februar 1878, 
. ©. B. Nr. 30, über die Zuſtändigkeit der Gerichte in 
Fällen der Enteignung zum Bmede der Herjtellung und des 
— von ——— 
3. Ab. 2. „Zur Feſtſtellung der Entihädigung iſt das We- 
— 7 — t —8 in deſſen Sprengel die Enteignung zu vollziehen iſt“. 


5. bie * Borfiriften über die Führung der Handels⸗9 und 


Senonemoonr reale, ) 
dv. 9. März 1868, RG. B. Nr. 2 
2) M nr v. 14. Mai 1878, R. G. B. Nr. ei u 33. Mai 1895, 
R. G. B. Nr. 74, fiehe bei Manz XI. 1. Abt. ©. 2339. 


6. die Borfchriften über Die Aufnahme von Wechſel⸗ 
proteſten)) und über die Mitwirkung der Gerichte in Ange⸗ 


legenheiten a —— 9 
1) Art. 87, 90. W. 
— Geſ. 25. Juli 1871, R. G. B. an 75, insbeſ. 
88. 119, 120, 185, Abf. 2 u. 8, 182, 141, 142, 144, Abf. 3, 146, 152, 
154, Abt. su. 4, 156, 169; Manz ILL Br. 


7. die Vorſchriften des Gejebes vom 16. Februar 1883, 
R. G. B. Nr. 20, über die Zuftändigfeit für das Berfahren 
zum Zwecke der Todeserflärung oder der Bemweisführung des 


Todes. 
Topeserllärung. 


8. 1. Zur Todederllärung eined Abweſenden (Bermißten) ift 

Gerichtähof erfter Inſtanz zuftändig, in befien Sprengel der Abivefende 

[nen ct — und in Ermanglung eines Wohnſitzes ſeinen letzten 
u atte 

8. 4. Wenn zu beforgen tft, dab die Feſtſtellung von Thatſachen, 
welche für die Erwirkung einer Todeserklärung von Einfluß fein tönnen, 
bei längerem Auffchube unm a gemacht ober erheblich erſchwert würde, 
ſo kann dieſe Feſiſtellung noch vor dem Anſuchen um Todeserklärung bei 
demjenigen Bezirksgerichte begehrt werden, in deſſen Sprengel die zum 
Zwede der Feitftellung nöthigen Erhebungen vorzunehmen find. 

8. 10. Wenn der Beweis des Tobes eines Abweſenden nicht durch 
öffentliche Urkunden herzuftellen ift, jo kann bei dem in 8. 1 bezeichneten 
Gerichte der Beweis ded Todes geführt und der Ausſpruch erwirkt werden, 
bob A — als hergeſtellt anzuſehen tft. — (Gef. v. 10. Febr. 1883, 


Art. IX. Die Vorſchriften der Jurisdictionsnorm haben 
auch?) auf bürgerliche Nechtsjachen Anwendung zu finden, 
welche durch Staatäverträge*) oder nad) völferrechtlichen Grund⸗ 

2* 
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fägen der inländiichen Gerichtsbarkeit unterftellt und nicht 
durch gefeßliche Borfchriften der Gerichtöbarfeit der ordent- 
lichen Gerichte entzogen find. 


)Y 8. 1. J. N. 

2) & Betreff der auf den Bahnhöfen zu Bodenbach und Zittau und den 
von da bis zur Dbegüglidden Landesgrenze reichenden Bahnſtrecken ver⸗ 
wenbeten gegenfeitigen Stantdangehörigen wurde *2607 der kaiſ. öſter⸗ 
leer und 8 — Regierung das Uebexreinkommen getroffen, 
daß für Eheſ ieſer Angeftellten ım engeren Sinne, d. i. für ſolche 
Proceßſachen, bei denen es fi um die Giltigkeit der Ehe, um die Fort⸗ 
fegung ber ehelichen Gemeinjchaft oder deren Aufhebung durch Scheidung, 
um Cheverlöbnifle, um die Obſorge für die Kinder während der Dauer 
des nee oder einer zeitweiligen Scheidung, endlich um da3 Aue maß 
der Alimente für die Gattin handelt, die Gerichte des Staates, welchem 
der Ehemann angehört, ‚furändig fein follen, mit Ausnahme des alles, 
wenn die Gattin bei Eingehung der Ehe eine Angehörige de3 andern 
Staate® war, und bie Giltiglfeit der Ehe angefochten wird, in welchem 
Falle die Gerichte des Staates zuftändig find, welchem die Ehefrau an 
gehörte (Min. Erflärung v. 16. April 1868, R. G. 8. Nr. 38). 

Die in dienſtlicher Verwendung im Fürſtenthum Liech— 
tenftein ftehenden Öfterreihifhen Zoll» und Steuerbeamten 
und Aufſichtsorgane wunteritehen fammt ihren Bamilienangehörigen 
in allen Privat⸗ und bürgerlichen Angelegenheiten den Gerichten Des 
Fürſtenthums (Bertr. dv. 3. Dec. 1876, R. G. B. Nr. 143, Urt. XD. 

Defterreihifhe Eifenbahbn-Angeftellte, welche fi im 
Auslande aufhalten, aufstehen den dortigen Gefegen und 
Gerichten laut des Vertrages mit den Bodenfee-Uferftaaten vom 
5. Auguft 1865, R.G.B.Nr.138, Urt. XII; mit Breußen vom 5. Auguft 
1867, R. &. B. Nr. 138, Urt. VII, rüdfichtli) der Linien Landshut 
Schwadowitz und Wildenberg-Glab ; mit Sachſen vom 29. September 1869, 
R. G. B. 1871 NT. 61, Urt. VII, rüdfichtlih der Eiſenbahnanſchlüſſe bei 
Beipert, Georgswalde Und Warnsdorf, v. 5. Mai 1884, R. G. B. Ar. 112, 
rüdfichtli der Eifenbahnanichlüfle bei Graslig, Moldau (Mulde), Reigen- 
hain und Sohann-Georgenftadt, und mit dem Deutſchen Reiche vom 
2. März 1877, R. G. B. Nr. 22, Art. IX, rüdfihtlich der Eifenbahn von 
Eiope nr albftadbt und Friedland nach Altwaſſer 

n 


Art. IX. Es beftchen zahlreiche Vorfchriften, durch welche 
Privatrehtsfachen anderen Behörden und Organen zur Entſcheidung 
zugewiefen werden als den Gerichten. Wie in den cerläuternden 
Bemerkungen zu 8.1 der Jurisdictionsnorm hervorgehoben wurde, 
liegt in der beabfichtigten Aenderung des Streitverfahrend noch 
fein Grund, auch im Umfange der den Gerichten zugetviefenen 
Gerichtsbarkeit Aenderungen vorzunehmen, da hiefür ganz andere 
Geſichtspunkte maßgebend find, wie für die Proceßreform jelbit. 
Es bleiben fomit alle jene Borfchriften unberührt, durch welche 
Privatrehtsftreitigkeiten entweder für immer oder innerhalb gewiffer 
Zeitgrenzen der Entfcheibung durch Verwaltungsbehörden, durch 





Art. IX. 21 


Nachläſſe und die Eröffnung von Concurſen über das Bermögen biefer 
Beamten und Diener, fowie die Leitung der Concursverhand vor⸗ 
behalten — v. 9. April 1880, R. G Nr. 80, Art. 16). 

Die Eiſenbahn-Tonvention mit Rumänien beſtimmt im V. Art.: 
Die volle Landeshoheit mit Einſchluß der Juſtiz- und Polizeigewalt bleibt 
auf dem — einfamen Bahnhofe (von Itzkany), ſowie auf den zwilchen 
diefem Bahıtbofe und ber Grenze gelegenen Bahnftreden ausſchließlich 
Dr hen ee Meder 

renzba gelegen iſt; ni wir at da 
Recht — — 2. was die Civiljuſtiz betrifit: a) die Verlaſſenſchaften 
diejer mten und Bedienſteten (der eigenen Untertanen) zu regeln; 
b) über da8 Vermögen der genannten Beamten und Vedienfteten den Con⸗ 


balten werden. 


Dies gilt namentlich auch von der Vorfchrift des 8.40 des 
Einführungsgefeßed zum Handelsgeſetzbuche, laut deſſen durch Die 
vorhergehenden, den Umfang der Handeldgerichtsbarkeit regelnden 
88.38 und 39 die Beftimmungen über die Erledigung von Streitig- 
keiten aus dem Dienft- und Lohnverhältniffe nach den Gewerbe: 
gefegen, über die Zuftändigkeit der Berwaltungsbehörben in Streitig- 
feiten zwifchen dem Staate und deffen Bedienfteten oder dem zum 
Berfchleiße von Gegenftänden des Staatsmonopol3 oder zur Aus- 
übung fonftiger Regalrechte ded Staates beftellten Perfonen nicht 
berührt werden. 

Diefe negative Beſchränkung der gerichtlichen Zuftändigfeit 
dürfte im $.1 der Jurisdictionsnorm einen binreichend klaren 
Ausdrud gefunden haben. Eine andere Abgrenzung des den Ge- 
richten vorbebaltenen Arbeit3materialß ift aber in der Richtung 
nothiwendig, daß ausgeſprochen wird, auf welche bürgerlichen, ge⸗ 
richtlichen Rechtsſachen die Thätigkeit der inländifchen Gerichte 
fih zu erftreden Habe, da infofern der internationale Verkehr in 
Trage kommt, hierüber manche Zweifel beftehen. Ob eine be- 
ftimntte Rechtsſache dem inländifhen Richter Anlaß gibt, thätig 
zu werben, läßt fih nur an der Hand ber beftehenden Gefete, 
Staatsverträge und der anerfannten Grundfäge des Völkerrechtes 
beurtheilen. Im Gegenfage zum Strafrechte kann nicht aus dem 
Poftulate einer „Weltrechtspflege“ die Anforderung abgeleitet werden, 
daß das inländifche Gericht ftet8 dann thätig werden müſſe, wenn 
ein Einfchreiten eines ausländifchen Gerichtes nicht zu erwarten 
ift. Inſofern ein Bedürfnis nad Wenigftens einftweiliger Vor⸗ 
nahme von Amtshandlungen in Betreff von Angelegenheiten vor⸗ 
liegt, welche nach der Lehre der Eollifion der Statuten das Inland 
zunächft nicht berühren, ift durch befondere Vorfchriften vorgeforgt, 
3. DB. betreffs Beftelung eines Curators für handlungsunfähige 
Ausländer. Falls aber das Bedürfnis nach einer derartigen Ein- 
mifhung durch eine bindende Vorſchrift nicht feſtgeſtellt ift, wird 
der Richter fich jeder Amtshandlung zu enthalten Haben. Dies 
feftauftellen ift der Zweck des erften Abſatzes de3 Artifel3, ber 
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curs zu eröffnen und die Goncursverhandlungen durchzuführen. Der 
Territorialjuftiz bleibt jedoch das R vorbehalten, über das auf dem 
ga Gebiete befindliche Vermögen a er ben Concurs zu eröffnen 
(&onv. dv. 10./22. Februar 1873, R. G. 8. 1881 Nr, 42). 
AusländifheAlctiengefellihaften und&ommanditgefell- 
fhaftenauflctien, weldhe zum Gejhäftsbetriebe in Defter- 
reich zugelaſſen find, find in Rechtsſtreiten, welche ſich auf —— 
eiten, die in dem Betriebe ber Geſchafte in Defterreich ihren Grund haben, 
ziehen, als Geflagte den Öfterreichifchen Gerichten unterworfen, und falls 
ftatutenmäßig eine fehiebsrichterliche Entſcheidung einzutreten Hat, ift für 
derlei Angelegenheiten mır ein in Defterreich a beftellenbes Schiedsgericht 
zuftändig KKaiſ. 8. dv. 29. Nov. 1866, R. G. B. Nr. 127, Art. IV). 


namentlich auch hervorheben will, daß die inländiſche Gerichtsbar⸗ 
feit keineswegs in den Rechtsſachen fi erjchöpft, die in den 
einzelnen inländifchen Gefegen ausdrücklich für gerichtliche Agenden 
erklärt werden, jondern vielmehr auch aus Staatöberträgen und 
aus dem völkerrechtlichen Grundfägen ſich eine Bereicherung der 
inländifhen Gerichtsbarkeit ergeben Tann. Wie zu verfahren ift, 
wenn eine Rechtsſache im Sinne des Artilel® IX zwar der in- 
ländiſchen Gerichtsbarkeit unterfteht, im Geſetze über die gericht- 
liche Zuftändigfeit fich aber keine auf fie anwendbare Eomtpetenz- 
regel findet, ijt bereitS in der Yurisdictionsnorm gejagt. 


Eine fehr bedeutende Durchbrechung des Grundſatzes ber 
rechtlichen Herrſchaftsbefugnis des Staates in feinem Territorium 
wird durch jene Ausnahmen geichaffen, welche man unter dem 
Begriffe der Erterritorialität zufammenfaßt, Ausnahmen, bie in 
befonderen Gefegen, in Staatsverträgen oder in anderen Rechts⸗ 
quellen des Völkerrechts ihren Grund haben. Die Beachtung 
diefer Ausnahmen ift durch den zweiten Abfag des Artikels ge- 
fihert. Das Recht der Erterritorialität ift ein Privileg, auf 
welche der Berechtigte verzichten kann; es gilt als feftitehend, 
daß freiwillige Unterwerfung die jurtsdictionelle Eremtion aufbebt. 
In der Erhebung einer Klage des Erterritorialen vor einem in- 
ländiſchen Gerichte dürfte eine ſolche freiwillige Unterwerfung mit 
der Wirkung, daß infolge deffen die Widerflage gegen den Erterri- 
torialen zulaffig erjcheint, nicht gelegen fein. Daß das Recht der 
Erterritorialität ſich nicht erftredt auf Nechtsfachen, welche die im 
Snlande gelegenen Immobilien des Ausländers betreffen, ift ein 
allgemein anerkannter Grundfag des Völkerrechtes und entipricht 
den Beitimmungen des bisherigen Rechtes (Artilel V des Kund- 
madhungspatentes vom 20. November 1852, NR. G. B. Nr. 251, 
zur Surisdictionsnorm, $. 52 der Jurisdictionsnorm und Yuftiz- 
minifterialerlaß dom 20. Auguft 1856, 3. 18022). 

Sollte in einem gegebenen Falle ein Zweifel entftehen, ob 
in Anfehung einer erterritorialen Perſon die inländifche Gerichts⸗ 
barfeit begründet ift, oder ob einer beftimmten Perjon der Charakter 
der Erterritorialität zukommt, fo haben die Gerichte die Erklärung 
des Juſtizminiſters einzuholen, weldder am eheften in der Lage tft, 


Art. IX. 23 


Inſoweit bie ed Actiengejellichaft — des preußi 
Gebietes oder bie preußiſche Actiengefellichaft innerhalb des öfterreichi 
Gebietes den Betrieb der von Choßen nad) Altwafier führenden Eifenbahn 
übernimmt oder Tünftig übernehmen follte, unterliegen diejenigen Entichä= 
digungsanſprüche, weldie von Untertbanen ber einen ber contrabtrenden 
Regierungen, gegen die dem Unterthanenverbande der anderen angehörige 
Bahnverwaltung erhoben werden, ber Gerichtsbarkeit und den Geſeßen bes 
Staates, in welchem die Schadenszufügung — — hat, ſofern dieſelbe 
bei dem Bahnbetriebe veranlaßt ift und der Entſchäd niprud nit _ 
aus einem mit der betriebführenden Bahnverwaltung oder einer der fibrigen 
an dem Transporte betheiligten — abgeſchloſſenen Frachtgeſchaͤft her⸗ 
Reine ie Gens mit dem Deutſchen v.2. März 1877, R. G. B. 

rt. 22, 3 ’ 


die den jeweiligen internationalen Beziehungen und den diesfalls 
geltenden Grundfägen entiprechenden Aufllärungen zu geben. Diefe 
find daher als bindend zu betrachten. (Motive, ©. 8, 9.) 


Der Ausſchuß war der Anficht, daß die Vorfchriften des 
erfien Abſatzes des Art. IX der Regierungsvorlage, Wonach 
die Vorſchriften der Aurisdictionsnorm auf alle bürgerlichen 
Rechtsſachen Anwendung zu finden hatten, welche durch Ge— 
fege der inländiſchen Gerichtsbarkeit unterftellt find, mit den 
Thatſachen nicht durchwegs vereinbarlich feien umd deshalb nicht 
aufrechterhalten werden Tonnen. Bei der Art und Weife, mic 
im Laufe der Rechtsentwicklung die Competenz ber Gericht3- und 
Verwaltungsbehörden fich bei uns herausgebildet hat, würde es 
in manchen Fällen ſchwer fein, directe gejegliche Borfchriften auf- 
zufinden, welche gewiſſe Gruppen von Rechtsſachen diefen oder 
jenen Behörden zumeifen. 

Speciell fehlt es an einer ausdrüdlichen Norm, welche den 
feldftverftändlihen Sag ausfprechen würde, daß alle Eivilrecht3- 
ftreitigleiten mangel® andermweitiger Beftimmungen von ben 
ordentlichen Gerichten zu erledigen find. An der Richtigkeit 
dieſes Satzes Tann nicht geziweifelt werden, aber er wurde nie 
durch einen befonderen Act der Gefeßgebung proclamirt; dem 
Ausichuffe ſchien es a richtiger, den im erjten Abjate des 
Art. IX vorgefchlagenen Rechtsſatz auf dasjenige Gebiet zu be: 
ſchränken, für welches ein Bedürfnis nach einer gefeglichen Norm 
begründet fein dürfte, weil Hinfichtlich diefer Beziehungen, fei es 
vom Standpunkte des pofitiven Nechtes, fei e8 vom Standpunkte 
des internationalen Privatrechtes manche Zmeifel über bie 
Grenzen der inländifchen richterlihden Zurisdiction beftehen. 

Der Ausſchuß beſchränkte fich daher darauf, auszufprechen, 
daß die Vorfchriften der Jurisdictionsnorm auch auf die durch 
Staatöverträge ober nad) bölkerrechtlichen Grundfägen der in- 
ländiſchen Gerichtsbarkeit unterftellten Rechtsſachen Anwendung 
finden. Damit ift zugleich der wichtige Grundſatz ausgefprochen, 
daß die Grenzen der inländifchen Gerichtsbarkeit ſich nicht Iedig- 
lich aus den Beftimmungen de3 pofitiven öfterreichifchen Rechtes 
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"Die inländifche Gerichtsbarkeit?) erſtreckt fich auf Perſonen, 
die nach völferrehtlihen Grundſätzen die Erxterritorialität 
genießen,*) wenn und infofern fie fich den inländiichen Ge- 
richten freiwillig unterwerfen?) oder die Rechtsſache ihre im 
Inlande gelegenen unbeweglichen u) oder ihre dinglichen 
Nechte an inländifchen Liegenichaften anderer Perjonen zum 
Gegenftande hat. 

Wenn e3 zweifelhaft ift, ob die inländifche Gerichts- 
barkeit über eine exrterritoriale Perſon begründet oder die 
Erterritorialität zu Gunften einer Perfon anerlannt ift, hat 
das Gericht hierüber die Erflärung des Zuftizminifters ein- 
zuholen. Diefe ift für daS Gericht bei Beurtheilung der 
Buftändigfeit bindend.) 

8 Siteangen: 88. 82 J. N. 19 C. P. O. 

*) Siehe Anm. 3 bei Art. III. 

5, Operfthofmarfchallamt, Urt. III, 8. 3. 

ej 88. 8183, 85, I.R. - 

?) Analog 88. 38, 8. 3, 48 J. N., 8. 68 Abf. 2 8.8.0. 

Art. X. As Inland im Sinne der Jurisdictionsnorm) 
gilt das Gebiet der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. Berfonen, welche in dieſem Gebiete das Staats⸗ 
bürgerrecht nicht genießen, find in Bezug auf die Borfchriften 
der Jurisdietionsnorm ald Ausländer anzujehen.?) 

1) 88. 36, 37, 8840, 42, 48, 67, 98, 99, 100, 101, 106-109, 111 J.R. 

2) Ebenfo Art. XXX, E. G. 3. CK. P. O. 

Art. XI. Der Oberfte Gerichtshof hat big zum Inkraft⸗ 
treten neuer geſetzlichen Beftimmungen über feinen WWir- 





ergeben, fondern durch Staatsverträge oder durch völferrechtliche 
Srundfäge eine Erweiterung erfahren können. Von völkerrecht⸗ 
‚ lichen Grundfägen zu fprechen, ſchien dem Ausſchuſſe richtiger, 
als wie e8 die NRegierungsvorlage that, vom „Völkerrecht“. 

Die Aenderungen zum dritten Abfage bezweden, die bier 
normirte Befugnis des Juſtizminiſteriums auf das Maß des 
rechtlichen Bedürfniffes zu befchränten. Die Erklärung des 
Suftizminifter8 fol vom Gerichte nur dann eingeholt werben, 
wenn es zweifelhaft ift, ob die inländiſche Gerichtsbarkeit über 
eine exterritoriale he begründet, oder die Erterritorialität zu 
Gunſten einer Perfon anerkannt iftl. Der Ausfhuß wollte fomit 
feftftellen, daß der Richter keineswegs verpflichtet ift, fi in allen 
diefen Fällen die Erklärung des YZuftizminifters einzuholen, ſon⸗ 
dern nur dann, wenn er die Frage nach irgend einer Richtung 
bin für zweifelhaft Hält. (A. B., ©. 2, 3.) 

Art. XI In ber Jurisdictionsnorm ($. 8) wird binficht- 
ich der Art, wie die Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechtsſachen 


Art. X<—XIM. 25 


kungskreis, über die Bildung der Eenate und Über die innere 
Geichäftsbehandlung die Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechts⸗ 
fadden, fofern nicht in der Jurisdictionsnorm,!) in der Civil- 
procebordnung®) und in der Executionsordnung etwas anderes 
angeordnet iſt, nach den Borjchriften des faiferlichen Batentes 
vom 7. Auguft 1850, R. &. 8. Nr. 325, auszuüben.?) 

— * 88. 8 Abſ. 2, 4, 28, 24, 28, 80, 31, 42 Abſ. 2, 47, abſ. 1, 111 
F 8. 505-518, 600 €. 2.0. 
2) Siehe den Wortlaut bei Manz VI. Bd. 1. Abth. ©. 44 ff. 

Art. XII. Vollftredungsbeamte!) find richterliche Beanıte 
n Nas des Geſetzes vom 12. Juli 1872, R. ©. 8. 

Die zur Einführung der Bollftrcdungsbeamten, zur 
Regelung ihrer Bezüge und zur Einrichtung ihres Dienftes 
—— Vorſchriften ſind im Verordnungswege zu 
erlaſſen. 

Nr 88. 17,18, J. N. 

2) Siehe bei 8. 602, C. P. O. 

Art. XIII. Die ordentlichen Gerichte haben den Ge- 
werbe=?) und den Schiedsgerichten,) fowie den zur Entſcheidung 
eines einzelnen Rechtsſtreites beftellten Schiedsrichtern 9) auf 
Erſuchen Rechtshilfe zu leiten, infofern das Erfuchen im 
Gejege begründet, die vorzunehmende Amtshandlung geſetzlich 
zuläjlig und das erjuchte Gericht zu derſelben zuftändig ift 
(8. 37, Abſatz 2 und 3 der Zurisdictionsnorm). Auf folche 





bei dem oberften Gerichtshofe ausgeübt wird, auf ein befonderes 
Statut verwiefen. ALS foldhes hat bis zum Inkrafttreten neuer 
geſegiger Beſtimmungen das kaiſ. Patent v. 7. Auguſt 1850, 

. G. B. Nr. 325, zu gelten. Die Beſtimmungen desſelben über 
den Wirkungskreis des oberften GerichtShofes, über die Bildung 
der Senate und über die innere Gefhäftsbehandlung paflen auch 
in den Kreis der VBorfchriften über das neue Verfahren. Bon 
den Modificationen, die fih aus dem Inkrafttreten der neuen 
Geſetze ergeben, ift die wichtigſte jene, melde aus der Einführung 
der Revifionsverhandlung entfpringen. Das Rebiftionsverfahren 
wird fih nad den SS. 505—513 der Civilproceßordnung zu 
richten haben. $. 6, lit. b und c des Statut ericheint durch 
88.23 und 47 ber Jurisdiectionsnorm aufgehoben. (Motive, S. 9.) 


Art. XIII. In den SS. 37—40 der Jurisdietionsnorm ift 
die Rechtshilfe auf Erſuchen inländifcher und ausländifcher Ge- 
richte geregelt. Außer biefen find aber noch eine Reihe anderer 
zur Rechtsverwirklichung berufener Organe auf die Mitwirkung 
der Gerichte angewiefen, fei e8 weil ihnen die zur Wahrheitsfeft- 
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Erſuchen um Rechtshilfe Haben überdies die Beftimmungen 
neh 8. 2 der Jurtisdictionsnorm finngemäß Anwendung zu 
‚ finden. 

1) Die Gewerbegerichte find geregeit durch Gef. v. 14. Mai 1869, 
R. G. B. Nr. 65 (Manz VI. Bd. 1. Abth. ©. 82 ff.), doch ſteht der Ent- 
wurd, eined neuen a in parlament. er enblum. _ 

3) Bol. At zu XXU 8.9. 3.6.8.0. 
\ —*— erſt mit Beginn der Wirkſamkeit der J. N. in Kraft. Art. XXIII. 

Art. XIV. Die bezirksgerichtlichen Rechtsſachen, die 
zufolge 8. 79 der Jurisdictionsnorm bei einem Gerichtshofe 
erſter Inſtanz angebracht werden müſſen, ſind nach den für 
das Verfahren vor den Gerichtshöfen erſter Inſtanz geltenden 
Beſtimmungen zu erledigen. Es bleiben jedoch: 

1. für die Verhandlung und Entſcheidung von Bagatell⸗ 
faden (8. 448 ©. P. O.) und von Beſitzſtörungsklagen 
(8. 454 &. P. D.) die Vorfchriften der 88. 448 bis 460 €. 
P. DO. maßgebend, und es iſt diefe Verhandlung und Ent» 
ſcheidung vom Vorſteher des Gerichtshofes einem Mitgliede 
des Gerichtähofes al3 Einzelrichter zu übertragen. Die Bar- 
teien find nicht verpflichtet, fich bet diefer Verhandlung durch 
Advocaten vertreten zu lafjen;’) 
ftelung oder zur Erfüllung anderer procefiualer Aufgaben erforder 
lichen Zwangsmittel fehlen, fei e8 weil die Rückſicht auf die Vermei⸗ 
dung überflüjfigen Koſtenaufwandes die eigene Intervention verbietet. 

Es muß aber hier eine wefentliche Einſchränkung gemacht 
werden. Gegenüber den Erſuchen inlänbdifcher Gerichte um Rechts⸗ 
hilfe kann fich die Geſetzgebung, um Streitigkeiten, die der Sache 
ſelbſt nichts nützen, abzufchneiden, damit begnügen, daß nur die 
Unzuftändigfeit als Weigerungsgrund zugelaffen wird. Gegen- 
über den nicht durch rechtögelehrte Richter verwalteten Gewerbe⸗ 
gerihten und den Schieddgerichten wäre e8 aber bedentlih, dem 
erfuchten Gerichte Lediglich die Prüfung feiner Zuftändigfeit frei 
zu geben; ihm aber die Prüfung der Gejegmäßigfeit des Er- 
ſuchens, fowie der Amtshandlung zu entziehen. Dieje Ein- 
ſchränkung, geboten durch die eigenartige Stellung des erfuchenden 
Organes, ſowie durch die Unabhängigkeit des Gerichtes und deſſen 
Berechtigung, das Geſetz Jedermann gegenüber zur Geltung zu 
bringen, war daher hervorzuheben. (Motive, S. 11.) 


Art. XIV. Durch den befonderen Gerichtäftand für Klagen 
von Richtern und gegen Richter ($. 79 der Jurisdietionsnorm), 
fol dem Scheine einer nicht völlig unbefangenen Behandlung 
der Sache begegnet werden. Aus diefem Grunde kann in ber 
Regel darauf nicht verzichtet werden, in diejen befonderen Fällen ohne 





Art. XIV—XVI. 27 


2. der Bahlungsbefehl im Mahnverfahren?) ift vom Bor- 
figenden des Senates zu erlaffen.®) 

1) Ausnahme von 8. 27 C. P. O. 

2) ei v. 27. April 1873, R. G. 8. Nr. 67, Art. XXVIII. €. ©. ;. 


5 Tritt erſt mit Beginn derWirkfamfeit der I.R. in Kraft, Art. XXIII. 


Art. XV. Wenn in Geſetzen und Berordnungen, die 
durch das Inkrafttreten der Jurisdietionsnorm nicht berührt 
werben ,!) auf Rechtsſachen der Realgerichtsbarleit Bezug ge- 
nommen wird, jo ift dies auf die in den 88. 81, 83 und 
= der Jurisdietionsnorm bezeichneien Angelegenheiten zu 

eziehen. Ä 
3 Ki — Motive zu Art. II. 
?) Tritt erſt mit Beginn der Wirkſamkeit der J. N. in Kraft, Art. XXIII. 


Art. XVI Die Baterfchaft zu einem unehelichen Kinde 
behufs Legitimation desjelben durch nachfolgende Ehe (8. 161 
Nüdfiht auf den Wert des Streitgegenftandes ein Collegium 
mit der Sache zu befaffen. Dies wirkt auf dad Verfahren zurüd. 
Venn nun aber auch der Unparteilichleit der Rechtſprechung 
wegen in den meiften Fällen die größeren Opfer ertragen werden 
müffen, die das GerichtShofverfahren im Vergleiche zum Bezirks⸗ 
gerichtsproceſſe auferlegt, fo wäre doch in Befibitreitigkeiten, in 
Bagatel- und in Mahnſachen im Hinblide auf den geringeren 
Wert des Streitgegenftandes oder auf die durch die Dringlich: 
feit geforderte Vereinfahung und Abkürzung des Verfahrens die 
Heranziehung eined ganzen Collegiums ebenfo fach- und zweck⸗ 
widrig, wie die Erledigung diefer Angelegenheiten in den für die 
Gerichtshöfe vorgefchriebenen Formen. Deshalb wird vorgejchla- 
gen, daß bier troß der Competenz des Gerichtöhofes cin vom 
Präfidenten des Gerichtshofes beftelltes Mitglied als Einzelrichter 
mit der Verhandlung und Entjcheidung betraut und daß legterc 
nad) den fonft für derartige Streitigleiten — Vorſchriften 
durchgeführt werden. Zahlungsbefehle im Mahnverfahren find 
vom Borfigenden des Senates zu erlaffen. (Motive, S. 10.) 

Art. XV. Die in ben 88. 81, 83 und 117 der Yurisdictiong- 
norm bezeichneten Rechtsangelegenheiten erſchöpfen den Begriff 
der bisher in den $$.49—53 der Jurisdictionsnorm (faif. Patent 
dv. 20. November 1852, R. ©. B. Nr. 251) behandelten eigent- 
lichen Realſachen. Inſofern daher in Gejegen und Verordnungen 
(3. B. 8. 138 der Eoncursordnung, $. 11 des Gef. dv. 19. Mai 
1874, R. G. B. Nr. 70), welche ungeachtet ber Einführung der 
neuen Yurisdictionsnorm in Geltung bleiben, auf Rechtsſachen 
der Nealgerichtöbarkeit Bezug genommen wird, ift dies auf die 
ge ie Rechtsangelegenheiten zu beziehen. (Motive, 

. 10. 
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a. b. &. 8.) ift nady dem Zode des angeblichen Vaters nach 
den Beftimmungen des kaiſerlichen Patentes vom 9. Auguft 
1854, R. G. B. Nr. 208, feftzuftellen. 


Suinplafe 8.113 J. N. Tritt erft mit Beginn ber Wirkſamkeit 
. N. in Kraft, Art. XXI. 


Art. XVI. Falls nicht Thon auf Grund einer vor dem 
Matritenführer abgegebenen Erklärung des Vaters cined außer 
der Ehe geborenen Kindes der Name des Baters in dem Tauf-, 
bezw. Geburtsbuche eingetragen wurde oder deſſen Baterfchaft 
durch ein gegen ihn ergangenes Urtheil feftgeftellt ift, unterliegt 
es nad) dem geltenden Rechte, wenn der Bater des Kindes vor 
der Anmerkung der Legitimation verftorben ift, erheblichen 
Schwierigkeiten, die Boransfegung der Legitimation: dic Bater- 
haft zu dem Kinde nachzumeifen. Es muß zu diefem Zwecke 
bon dem Kinde oder von deſſen gefeglichem Vertreter eine Klage 
gegen die Erben de3 Verftorbenen oder gegen einen Eurator er⸗ 
hoben werden. Letterem erübrigt in der Regel nichts, als ein 
Anerkenntnis abzugeben oder einen Vergleich zu fchließen. In 
ſolchem Falle tommt das Gericht erft anläßlich der Genehmigung 
des Vergleiches in die Lage den Fall zu prüfen und die Beweiſe 
zu erheben. Das Verfahren ift daher entweder ein Gchein- 
verfahren, indem im Wege der Klage auf eine Erklärung hin- 
ewirkt wird, für deren Verläßlichkeit objective Garantien, wie 
En in der obligatorifhen und genauen Unterfuhung des Falles 
gelegen wären, nicht gegeben find, oder es obliegt dem Kinde ber 
Nachweis des Abftammungsverhältniffes, welcher im Wege der 
Beweisführung im Proceffe oft nur fchwer zu erbringen fein 
wird. Solche Tälle find aber nicht felten, weil die Parteien ſehr 
häufig e3 unterlaffen, für die formelle Conftatirung des Rechts⸗ 
verhäftniffes zu forgen, von dem fie vermeinen, daß es, weil von 
ihnen anerkannt, ohnehin einer Beftreitung entrüdt fei und einer 
Beurkundung nicht bedürfe. 

Da nun der Ausſchuß des Abgeordnietenhaufes bei Berathung 
de8 Entwurfes der Surisdictionsnorm die Aufnahme einer Be— 
ftimmung über die gerichtlihe Zuftändigkeit zur Entfcheidung 
über die ebeliche Geburt der zu legitimirenden Perſon bejchloffen 
bat (8. 117 Zur. Norm), ift umfomehr Anlaß, auch die Uebel- 
ftände zu beachten, welche fih in Bezug auf das in derartigen 
Fällen anzumendende Verfahren in der bisherigen Prarid gezeigt 
haben, und fie durch eine entjprechendere Regelung der fraglichen 
Procedur zu befeitigen. Wird die Bedeutung der Feſtſtellung des 
Perfonenftandes nach der öffentlich-rechtlichen Seite hin erwogen, 
fo liegt e8 nahe, an die Abhilfe mittel® eines Berfahrens zu 
denken, welches dem Richter geftattet, die materielle Wahrheit auf 
die einfachite Weife und mit geringen Koften zu ermitteln und 
feftzuftellen. Damit ift von ſelbſt auf das Verfahren außer Streit- 





Art. XVII "29 


Dasjelbe gilt für die Feſtſtellung ber nachträglichen 
Behebung oder der jchuldlojen Unwiffenheit des Ehehinder⸗ 
nifies behufs Legitimation des in der Ehe geborenen Kindes 
(8. 160 a. b. ©. 3.). 


Art. XVII Die Buftändigfeit zur Bewilligung bücher- 
liher Eintragungen auf unbewegliche Güter, jowie zur Vor⸗ 
nahme aller auf die Öffentlidien Bücher fich beziehenden 





fachen hingewiefen, in welchem alle zur Ermittlung der Wahrheit 
dienlichen Erhebungen von Amtswegen gepflogen und alle zur 
Feſtſtellung geeigneten Erkenntnismittel auf die zmedmäßigfte 
Weiſe benützt werden können. Eine Beeinträchtigung der Parteien 
rechte ift nicht zu befürchten, weil nad 8.2, 3.7 des Patentes 
v. 9, Auguft 1854 die Betheiligten auf den Rechtsweg beriwiefen 
werben müffen, wenn es fih um die Erörterung vom ftreitigen 
Rechtsfragen oder von Thatumftänden handelt, die fi nur durch 
a a Beweisverfahren ind Klare fegen laffen. (Motive, 
. 10, 11. 


Der Ausſchuß war ber Meinung, daß die Beitimmungen 
des Art. XVI unvollftändig ſeien, weil die Faflnng ber Re- 
gierungsvorlage nur jene Faut regelt, in denen die Legiti⸗ 
mation durch die nachfolgende Ehe eintritt. Es kann hier aber 
auch der Fall des 8. 160 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, 
wenn die Behebung oder die ſchuldloſe Unwifſenheit des Ehe— 
binderniffes als Borausfegung der Legitimation feftgeftellt werden 
fol, in Frage kommen und die Nothwendigkeit ſich ergeben, erft 
nach dem Tode des Vaters feftzuftellen, daß das Hindernis der 
Ehe rechtzeitig behoben oder einem Elterntheile die fchuldlofe Un- 
wiffenbeit zugute gelommen if. Um nun auch für diefen Fall 
borzufehren, wurde die Erweiterung des Artikels vorgenommen. 
(A. B., S. 3, 4 

Art. XVII. Die Zuftändigteit zur Bewilligung bücherlicher 
Eintragungen auf unbewegliche Güter fowie zur Vornahme aller 
auf die öffentlichen Bücher fich beziehenden Amtshandlungen, wird 
durch 8. 75 des allgemeinen rn eſetzes beftimmt. Die— 
ſelben Vorſchriften gelten nach 8.3 des 46 vom 11. Mai 1884, 
R. G. B. Nr. 71, auch für die Naphthabücher. Infolge Streichung 
des 8. 120 des Entwuries der Jurisdictionsnorm wird, um dar⸗ 
über keinen Zweifel aufkommen zu laſſen, auf die fortdauernde 
Geltung dieſer Beſtimmungen und zugleich auf den Fortbeſtand 
der beſonderen Vorſchriften über die Führung der Eiſenbahnbücher, 
für welche nach 8. 11 des Geſetzes vom 19. Mai 1874, R. G. B. 
Nr. 70, das Tabulargericht gleichfalls als Realinſtanz zuftändig iſt, 
fomie auf die fortdauernde Geltung der BVorfchriften über dic 
Führung der Bergbücdher hingewieſen. (Motive, S. 11). 
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Amtshandlungen wird, infoweit nicht bezüglich einzelner 
Acte oder beflimmter Berfahrensarten abweichende Vor⸗ 
ee beitehen, durch das allgemeine Grundbuchögefeh!) be- 
timmt. 
Die befonderen VBorfchriften über die Führung der Berg⸗9 
und Eifenbahnbücher?) und insbeſondere die in denfelben ent- 
Haltenen Buftändigkeitsbeftimmungen bleiben unberührt. 
24 75 Gef. v. 35. Juli 1871, R. G. B. Ar. 95. 8. 3 Gef. v. 
11. Mai 1884, R. G. B. Nr. 71. (RNaphthabücher). 

?) Allgem. Berggeſetz v. 23. Mai 1854, R. G. B. Nr. 146, 8. 109, 
M.B. v. 24. ger. 1850, R. ©. 8. Nr. 73. 

») 8. 11 @ej. v. 19. Mai 1874, R. G. B. Nr. 70, ſiehe 1-3 bei 
Manz 18. Bd. 

Art. XVIIL Die Empfangnahme eines nach den Be- 
ftimmungen des bürgerlichen Rechtes?) gemachten gerichtlichen 
Erlages kann von feinem ordentlichen Gerichte aus dem 
Grunde der Unzuftändigfeit zurüdgewiefen werden.?) 


I) Art. XXX E. G. 3. C. B. O. 
*) Tritt erſt mit Beginn der Wirkſamleit der J. N. in Kraft. Art. XXIII. 


Art. XIX. Für die am Tage des Inkrafttretens der 
Aurisdictionsnorm bereit anhängigen Streitſachen, welche 
zufolge der Beftimmungen des Einführungsgejeges zur Livil- 


Art. XVIII. In den bisherigen Gefegen fehlt eine Vorſchrift 
darüber, bei welchem Gerichte der nach den Beitimmungen des bürger- 
lichen Hechtes ($. 1425 de8 allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches, . 
Art. 40 der Wechfelordnung) zuläffige gerichtliche Erlag ftattzufinden 
habe. &3 wurden Zweifel hinfichtlich der örtlichen und fachlichen Be⸗ 
ftimmung des Gerichtes geäußert. Die Frage zu Löfen, bei dem 
Gerichte welches Sprengels der Erlag bewerkitelligt werden müſſe, 
geht über die Aufgabe des Proceßgeſetzes hinaus, fie könnte nur 
im Zufammenhange mit der Frage des Erfüllungsortes entſchieden 
werden. Für die Zivede der Jurisdictionsnorm wird es genügen, 
einem Streite über die Zuftändigleit im Stadium des Erlages und 
allen dadurch verurfachten Erſchwerniſſen er a nun 
derartige Erläge nicht allzu häufig vorkommen, zur Empfangnahme 
derſelben und zur Einleitung der außerftreitigen Verhandlung über 
die rechtliche Grundlage des Erlages füglich alle Gerichte die gleiche 
Eignung befigen, da ferner der wegen Anerkennung der Recht- 
fertigung des Erlages nothiwendige Proceß keineswegs bei jenem 
Gerichte anhängig gemacht werden muß, wo der Erlag geichehen 
ift, vielmehr biefür die allgemeinen Zuftändigkfeitsregeln gelten, fo 
wird es kaum einem les: unterliegen, zur Empfangnahme 
von gerichtlichen Erlägen jedes Gericht für zuftändig zu erklären. 
Motive, S. 12). 


Art. XVLII, XIX. 3 


proceßordnung nach den bisherigen Broceßvorfchriften fort 

zuführen und zu beenden find, bleiben die nach den bisherigen 

gelehlichen Borfchriften zuftändigen Gerichte big zur rechts⸗ 

äftigen Beendigung des Procefies zuſtändig. Dies gilt 

inäbefonbere auch bezüglich der YZuftändigkeit für das Ver⸗ 
fahren in zweiter und dritter Juſtanz. 
Art. XLVO. abſ. 1, E. G. z. €. 2.0. 


Falls die in ſolchen Procefjen ergehenden Urtheile oder 
die Schon vor dem Tage des Inkrafttretens der Eivilproceh- 
ordnung ergangenen Ürtheile in Gemäßheit des Wrtilels LI 


Art. XIX. Die Vorausſetzungen der neuen Nichtigkeitsklage find 
bon der Form des Proceffes unabhängig, in welchem einer der Nichtig- 
fettSgründe des 8. 529 der Civilprocekorbnung unterlief. Infolge 
deffen wird im Art. LI des Einführungsgefetes zur Eivilprocep- 
ordnung in Ausſicht genommen, auch gegen Endurtheile, die vor 
dem Inkrafttreten des neuen Proceßgeſetzes nach den bisherigen 
Sefegen ergangen find, die Nichtigkeitsklage zuzulaffen. In Eon- 
fequenz deſſen wird bier das im $. 532 der Civilproceßordnung 
bezeichnete Gericht für ſolche Nichtigkeisklagen zuftändig erklärt. 
Hierauf muß befonders hingewieſen werden, weil 8. 532 der Civil⸗ 
proceßordnung nur den Fall im Auge hat, daß das angefochtene 
a bon. einem nach der neuen Jurisdictionsnorm zuftändigen 
Gerichte gefällt wurde. (Motive, S. 12). 

Der Ausſchuß Hat die Beitimmung des Einführungs- 
geiees zur Civilproceßordnung über die Anwendung der neuen 
eivilproceffualen Normen auf die bereit? anhängigen Rechts⸗ 
ſachen geändert. Es erſcheint demnach zweckmäßiger, die Frage, 
inwiefern die Vorfchriften der AYurisdictionsnorm auf pendente 
Angelegenheiten anzuwenden feten, nicht uach einem anderen jelb- 
ftändigen Gefichtspunkte zu Löfen, fondern, um der Praris den 
Mebergang zu erleichtern, die tranfitorifchen Beftimmungen des 
Einführungsgefeged zur Jurisdictionsnorm mit ben zum Ein— 
führungsgefege zur Civilproceßordnung beichloffenen in Einklang 
zu bringen. 

Soweit anhängige Streitfachen nach altem Proceßrechte durch⸗ 
zuführen und zu beendigen find, ſollen auch für diefe an 
die nach den en geſetzlichen Vorfchriften zuftändigen Ge— 
richte competent bleiben; ſoweit hingegen das neue Proceßrecht 
auf anhängige Streitfadhen anzumenden ift, follen wenigſtens die 
Borſchriften der neuen Yurisdictionsnorm über die ſachliche Zu⸗ 
ſtändigkeit Anwendung finden. Inſoweit bingegen daß frühere 
und das neue Proceßrecht in Bezug auf die ſachliche Zuftändig- 
fett übereinftimmen, fol die Ueberleitung einer Angelegenheit in 
da8 Verfahren nad ber neuen Civilproceßordnung für die Zus 
ftändigkeitöfrage irrelevant bleiben. 
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des Einführungsgefeges zur Livilproceßordnung mit der 
Nichtigleitäflage angefochten werden, ijt diefe bei dem inı 
8. 532 C. P. D. bezeichneten Gerichte anzubringen. 


Art. XX. Die am Tage des Inkrafttretens der Juris⸗ 
dictionsnorm bereit3 anhängigen Streitfachen, welche zufolge 
der Beitimmungen de3 Einführungsgejehes zur —— 
ordnung oder auf Grund Uebereinkommens der Parteien 
(Artikel XLVII—XLIX des Einführungsgeſetzes zur Civil⸗ 
proceßordnung) nach den Vorſchriften der Civilproceßordnung 
zu erledigen ſind, verbleiben ungeachtet ihrer Ueberleitung in 
das neue Verfahren bei den nach den bisherigen geſetzlichen 
——— zuftändigen Gerichten, falls denſelben nach den 
Vorſchriften der Jurisdictionsnorm nicht die fachliche Bu- 
en zur Verhandlung und Entjcheidung des Proceſſes 
ehlt 


1) 88. 49-53 J. N. 

Art. XXI. Die befonderen Bagatellgerichte in Handelg- 
lachen haben ihre Wirkſamkeit mit dem Tage des Inkraft⸗ 
treten3 der Jurisdictionsnorm einzuftellen; die bei denfelben 
anhängigen Rechtsſachen find den an ihre Stelle tretenden 
Bezirkögerichten und Bezirkögerichten in Handelsfachen!) zu 
übertragen und von diefen in Gemäßheit der Beftinmungen 
des Einfübrungögeiebes zur Civilproceßordnung?) zu erledigen. 

1) 88.2, 59,49 I.N. 


3 


®) Art. XLVIL, XLVIO, XLIX, L. €. 6.3. C. P. O. 

Art. XXIL Ale am Tage des Infrafttretend ber 
Jurisdictionsnorm bereit3 anhängigen Angelegenheiten des 
Verfahrens außer Streitfachen, mit Ausnahme der Bor- 





Der Ausschuß glaubt dadurch vorgeforgt zu haben, daß der 
Beginn der Wirkſamkeit der neuen Geſetze die Rechtspflege fo 
wenig als möglich beunruhigen wird. Da die Aenderungen ber 
Zuftändigfeit nicht allzu bedeutend find, jo dürfte fich in den meit- 
aus meisten Fällen die Verfügung, melde aus Anlaß des Inkraft⸗ 
treteng der neuen Gefege nothiwendig werden, auf die Ucherleitung 
der Rechtsſachen in das neue Verfahren beſchränken. (A. B., S.4). 


Art. XXI. Sn Betreff der übrigen Angelegenheiten des 
Berfahrens außer Streitfachen (außer Vormundſchafts⸗ und Euratel- 
gefchäfte), für welche zufolge der Zurisdictionsnorm neue Zuftändig- 
feit$beftimmungen eintreten, fehlt es an binreichenden Gründen, 
um in ein bereit3 anhängiges Berfahren dur Anwendung der 
neuen Vorſchriften einzugreifen. Es wäre beifpiel3weife in hohem 
Grade unzwedmäßig, ein Geſuch um einverftändliche Scheidung 


Art. XX—_XXI. 33 


mundſchafts⸗ und Curatelgeſchafte, find von den Gerichten zu 
erledigen, die nach den bisherigen geſetzlichen Vorſchriften 
zur Erledigung derjelben zuftändig waren. Desgleichen hat 
fi der Inftanzenzug in dieſen Rechtsſachen nad) den bis⸗ 
herigen geſetzlichen Vorſchriften zu richten. 

Die anhängigen Vormundſchafts⸗ und Curatelſachen ſind 
mit dem Tage des Inkrafttretens der Jurisdictionsnorm 
bon amtöwegen an die fortan nach derfelben hiefür zuftän« 
digen Gerichte zu übertragen. 

Durch die Beitimmung des een Abſatzes wird in An- 
jehung bereit3 anhängiger Berlaflenfchaften die Delegation 
gemäß 8. 31 Surisdictionsnorm nicht ausgefchloffen. 


nn — —— 


von Tiſch und Bett, das nach den bisherigen Vorſchriften beim 
Gerichtshofe erſter Inſtanz angebracht wurde, nunmehr, nachdem 
vielleicht ſchon der zweite Berföhnungsberfun ftattgefunden bat, 
an das Bezirkögericht abzutreten. Ebenfo wäre e8 ganz unbegründet, 
ein eingeleitetc8 Amortijationsverfahren abzubreden und beim 
Bezirtsgerichte fortzufegen; überflüffige Edictalfoften, Friſtver⸗ 
längerung und fonftige Verzögerungen wären die unvermeidlichen 
Folgen einer folhen Maßnahme. Die Fortwirktung des alten 
Rechtes auf anhängige Rechtsſachen aller Art macht e8 zweifellos 
auch möglich, nach dem Inkrafttreten der neuen Jurisdictionsnorm 
eine Rechtsſache, welche nad) den früheren Vorfchriften bei einem 
unzuftändigen Gerichte angebracht war, unter den Formen bes 
früheren Rechtes an das nach altem Rechte zur Verhandlung zu: 
ftändige Gericht abzutreten. (Motive, ©. 13.) 


Die Regierungsvorlage wollte für bie niet der 
Bormundihaft3- und Euratelsjachen an die durch die neuen Geſetze 
zuftändigen Gerichte eine Frift von einem Jahre gewähren, ber 
Ausſchuß konnte fich jedoch von der Zweckmäßigkeit diefer Vorſchrift 
nicht überzeugen. Es wurde die Anficht vertreten, baß dadurch 
während der Dauer eined Jahres für die Parteien cite große 
Unficherheit über das zuftändige Gericht eintreten würde, und 
daß der Effect, welchen fich die Geſetzgebung von einer Verfehiebung 
der Kompetenz in Vormundſchafts⸗ und Curatelſachen veripricht, 
erft zu fpät eintreten und durch das von der Regierung in Aus- 
fiht genommene Jahr des Auffchubes eine Uebergangszeit ge- 
ſchaffen würde, welche zu Unbequemlichteiten und felbft zu Ver⸗ 
wirrungen Anlaß geben fünnte. Es iſt ein wichtiger Gefichtspuntt, 
die Gerichtshöfe rechtzeitig zu entlaften, damit fie in ihre wichtige 
Function als Berufungsgerichte ungeftört eintreten können. 

Es ift anzunehmen, baß bei gehöriger Vorbereitung des 
neuen Proceffeg, welche der Auftizperwaltung vom Ausſchuſſe 
dringend and Herz gelegt worden tft und zu ber ihr durch bie 
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Art. XXIII. Die Beftimmungen der Artifel XIII, 
XIV, XV, XVI und XVII treten erft mit Beginn der 
Wirkſamkeit der Jurisdictionsnorm in Kraft. 


Art. XXIV. Mit dem Bollzuge dieſes Geſetzes ift der 
Auftizminifter beauftragt. 

Derfelbe hat alle zur Einführung und Durchführung des 
gegenwärtigen Gefetes und der Jurisdictionsnorm erforber- 
lichen Anordnungen, und zwar, infoweit diefelben den Wir- 
kungskreis anderer Minifter berühren, im Einvernehmen mit 
diejen zu erlaffen. 





lange vacatio legis auch ausreichende Zeit und Gelegenheit ge⸗ 
boten ift, der Uebergang der Vormundſchafts⸗ und Curatelſachen 
an die Bezirksgerichte ohne Schwierigkeiten und Störungen recht- 
zeitig, das Heißt zu Beginn der Wirkfamkeit der Civilproceß⸗ 
ordnung vollzogen werden kann. (A. B., ©. 4, 5.) 


II. 
Juxisdictionsnorm. 


Geſetz vom 1. Auguſt 1895, 


N. G. BI. Nr. 111, 
(tundgemadt im LVIII. Stüd am 9. Yuguft 1895), 
über die Ausübung der Gerichtsbarkfeit und die 
Zuſtändigkeit der orbentlihen Gerichte in bürger- 
lihen Rechtsſachen (Jurisdictionsnorm). 
Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde 
Ich anzuordnen, wie folgt: 





Vorbemerkungen. 


Die Bereinigung des Competenzpunktes iſt im heutigen 
Proceſſe mit manchen Mühſeligkeiten verbunden; ſie bildet meiſt 
das Vorwerk, an welchem fih die Geltendmachung des kläge— 
riſchen Anſpruches lange ſtaut, und oft genug wird ſie nur zu 
dieſem Behufe veranlaßt. Eine der typiſchen Urſachen der langen 
Dauer der heutigen Proceſſe, trägt ſie auch das ihrige zur 
Steigerung der Proceßkoſten bei, und wer von den Uebelſtänden 
des gegenwärtigen civilgerichtlichen Verfahrens ſpricht, vergißt 
dabei ſelten, die Art zu erwähnen, wie die Zuſtändigkeitsfrage 
nach geltendem Rechte erledigt werden muß. 

Hierin Wandel zu ſchaffen, wäre ſchon vom Standpunkte 
der lex lata ein eminentes Bedürfnis; umſomehr wird eine Ge⸗ 
feggebung, welche dad mündliche unmittetbare Verfahren einführen 
wit, mit voller Schärfe bier einzufchreiten, allen Grund haben. 
Die Verhandlungen, Tagſatzungen, welche namentlih vor Ge- 
rihtshöfen das Zuſammenwirken einer großen Anzahl von Per- 
fonen vorausfegen und deshalb immer auch ziemlich Toftfpielige 
Veranftaltungen find, dürfen nicht mit dem Zank über die for- 
melle Eompetenzfrage ausgefüllt und fo ihrer eigentlichen Be- 
flimmung, der Erörterung und dem Beweiſe des ftreitigen Rechtes 
entzogen werden. Die Fruchtbarkeit der mündlichen Verhandlung 
ift borwiegend dadurch bedingt, daß alle daran theilnehmenden 
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Erſter Theil. 
Bon der Gerichtöbarkeit im Allgemeinen. 


Erſter Abſchnitt. 
Gerichte und gerichtliche Organe. 


Ordentliche Gerichte. 
6.1. Die Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechtsſachen 
wird, ſoweit diefelben nicht durch befondere Geſetze vor an⸗ 


erfonen ſachlich wohl vorbereitet zur Berhandlung ericheinen. 

arauf Täßt ſich nur zählen, wenn es auch feftfteht, daß die zur 
meritorifhen Verhandlung anberaumte Tagfagung wirklich hiezu 
verwendet werden wird. Sobald e8 öfter vorkommt, daß ſolche 
Termine durch das Aufwerfen der Competenzfrage für die meri- 
torifhe Verhandlung verloren gehen, wird dieſe Verhandlung 
am angefegten Termine überhaupt nicht mehr ernitlich erwartet, 
es erlahmt naturgemäß das Intereſſe und der Eifer des Gerichtes 
und ber Anwälte in Bezug auf die Vorbereitung zur VBerhand- 
Yung. Richter und Anwälte finden fi meift ein, ohne zur 
meritorifhen Verhandlung gerüftet zu fein, und wenn daher 
ſelbſt folden Berhandlungen einmal nichts in den Weg tritt, fo 
muß doch nothiwendig wegen ungenügender Vorbereitung Ver—⸗ 
tagung eintreten, oder die Verhandlung wird unbollftändig und 
oberflächlich durchgeführt. Einer der Hauptzwede des mündlichen 
unmitelbaren Verfahrens wird fo vereitelt. Man wird verſuchen 
müſſen, diefer Gefahr möglicäft vorzubauen, insbefondere auch 
wieder das richtige Verhältnis zwiſchen der Hauptſache und der 
formellen Borfrage der Competenz herbeizuführen, welche fic 
gegenwärtig nicht felten jo breit macht, als wäre fie ein dem 
Meritum ebenbürtiger Theil bes Rechtöftreites. Und ebenfo wird 
der Verſuch unternommen werden miüffen, ob nicht etwa dem 
hicandfen Mißbrauche der Competenzfrage zu Verſchleppungs⸗ 
zweden und zur Erzielung günftiger Ausgleichsbedingungen durd) 
legislatoriſche Vorkehrungen gefteuert werden könnte. Soweit die 
biezu paffend fcheinenden Vorkehrungen und Beftimmungen dem 
eigentlichen Procefje angehören, wird von ihnen zum Entwurfe 
der Civilproceßordnung zu ‚handeln fein. Den größeren Antheil 
der Abhilfe hat jedoch der vorliegende Entwurf zu tragen. In 
diefem werden dic behufs zweckmäßiger Ordnung de3 Competenz- 
punktes nothwendigen Verbeſſerungen von mehreren Seiten in An- 
griff genommen. Die genauere Darlegung den erläuternden Be- 
merfungen zu ben einzelnen Paragraphen vorbehaltend, wird an 
dbiefer Stelle nur zur Erleichterung der Weberficht bemerkt, daß 
die in Vorſchlag gebrachten Abhilfe und Gicherungsmittel in 
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dere Behörden oder Organe verwieſen find,') durch Bezirks⸗ 
gerichte, Bezirfsgerichte für Handeld- und Seeſachen, Kreis- 
und Landesgerichte, Handelögerichte, Handel3- und Seegerichte,?) 
durch Oberlandesgerichte und durch den Oberſten Gerichtshof 
(ordentliche Gerichte) ausgeübt. 


1) Siehe die Zufammenftelung bei Manz VI. Band 1. Abth. ©. 102 
bis 134 wozu zu bemerfen, daß 8. 50 des Anfed tungsgeſetzes v. 16. März 





zwei Gruppen zerfallen. Einestheils zielen fic darauf ab, die 
Rückwirkung der Gompetenzfrage auf das Berfahren in der 
Hauptſache thunlichft abzuſchwächen, letzteres möglichft wenig 
unter der Beſtreitung oder Unſicherheit des Competenzpunktes 
leiden zu laſſen — und mit der Abſchwächung oder Zerſchneidung 
dieſes Zuſammenhanges iſt zugleich das Hauptmotip für muth- 
willige Zuſtändigkeitsbeſtreitungen getroffen — anderntheils aber 
bezwecken fie, das Auftauchen divergirender Anſchauungen über 
die Zuſtändigkeit einzudämmen und auf dieſe Weiſe zu bewirken, 
daß es viel ſeltener als bisher zur Beſtreitung der Competenz 
oder zu Unficherheiten darüber komme. Es ſollen alſo die Un— 
zuſtändigkeitseinwendungen an fih vermindert und außerdem der 
dann voransfichtli geringeren Zahl folder Einwendungen ihr 
ſchädlicher Einfluß auf den Fortgang und die Erledigung des 
Proceſſes felbft benommmen Werden. Erfterem dient namentlic) 
die Eliminirung aller überflüjfigen Sondergerichtsftände (und 
deren befigt da3 bisherige Recht einen reihen Vorrath), dann 
die genauere Präcifirung einzelner Competenzthatbeftände, deren 
nicht genügend feite Umſchreibung bisher Unzuftändigkeitsitreitig- 
feiten anzufachen und zu nähren pflegte, und endlich die ent- 
fpredende Neubeftimmung und Aenderung aller jener That—⸗ 
beftände, welche e8 bis jetzt wegen ber zur Beftimmung ber 
Competenz benütten Kriterien nothwendig machten, behufs Ent- 
ſcheidung des Competenzpunktes vorerft dag gefammte Meritum 
der Rechtsſache zu erörtern und feftzuftellen. Die Mittel, welche 
zum Zwecke tbhunlichfter Paralyfirung der mit der Competenz- 
beftreitung verfmüpften Nachtheile in Antrag gebracht werben, 
finden in der Aufhebung der proceßhindernden Wirkung der 
Incompetenzeinwendung (vergleihde den Entwurf einer Civil⸗ 
— — —— ihre wirkſame VBervollſtändigung. (Motive, S. 
45, 46. 

8.1. In der beabfichtigten, wern auch principicllen Aende- 
rung be3 Streitverfahrens Liegt noch fein Beftimmungsgrund dafür, 
auch im Umfange der den ordentlichen Gerichten zugewiejenen 
Gerichtsbarkeit Aenderungen vorzunehmen. Für diefe Abgrenzung 
find andere Gefichtspunkte maßgebend, als diejenigen, welche bei 
Neugeftaltung des Berfahrens zu leiten haben, und es bieße die 
mit Ießterer Aufgabe verbundenen Schwierigkeiten außerordentlich 
vermehren, wenn bei diefem Anlaffe die durch zahlreiche Gefeg- 
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— ——— 

n er e von n: 

ge XII bis er € G. 3. €. ®. © Öberfthofmarihallamt : 

Art. III. E. G. z. J. N. Sonfulargerichtsbarleit: Art. IV. E. G. z. J. N. 
2) Art. VIII, 8. 2. E. G. z. J. N. 


Inſtanzenverhältnis der Gerichte. 

6.2, In erſter Inſtanz find zur Ausübung ne Ge⸗ 
richtsbarkeit die Bezirksgerichte, die Kreid- oder ndes⸗ 
an die Handelsgerichte und Handeld- und Geegerichte 
erufen. 

Beſondere Bezirkögerichte für Handeld- und Seeſachen?) 
werden zur — der Gerichtsbarkeit in Handels⸗ und 
Seeſachen“) an allen Orten errichtet, in welchen ein ſelbſtän⸗ 
diges Handelsgeriht oder ein Handels⸗ und Seegericht be- 
fteht.t) Durch Verordnung können auch an anderen Orten 
Ile Bezirkögerichte für Handel3- und Seefachen errichtet 
werden. 

2) In Syndicatsproceſſen die Oberlandesgerichte, 8. 600 C. P. O. 

Art. V 8: 48.9.3. J. N. 


s) 88. 51, 52. 

R Bien, Prag, Trieft, Art. VIII B. 2. E. G. z. J. N. 

6,3. Der Rechtszug gegen Urtheile und Beichlüffe der 
Bezirkägerichte (Berufung, Recurs)!) geht in zweiter Anftanz 
an die Kreis- und Landesgerichte, wenn aber gegen ein in 
Ausübung der Handeld- oder Eeegerichtäbarkeit oder ber 





gebungsacte im einzelnen zwiſchen den ordentlichen Gerichten 
einerfeits, den bejonderen Gerichten, den Berwaltungsbehörden 
u. f. w. anderfeit3 aufgetheilte Geſammtheit der bürgerlichen 
Streitfaden nen geordnet umd zugewieſen werden wollte. Dazu 
liegt auch fein befonderes praftifches Bedürfnis vor. Die der- 
zeitige Gerichtöorganifation fol, wie fon in den allgemeinen 
Bemerkungen erwähnt wurde, mit der Ausnahme beibehalten 
werden, baß einerfeit3 die gegenwärtige, in der Kategorie ber 
Bezirksgerichte beftehende Berfchiedenheit zwiſchen ftädtifch-delegirten 
und gewöhnlichen Bezirkögerichten injoferne aufzuhören hätte, als 
fämmtliche Bezirksgerichte mit den gleichen Agenden auszuftatten 
wären, dagegen die Creirung bejonderer Bezirkögerichte für 
Handels- und Seeſachen geftattet werden fol. (Motive, S. 47.) 
8. 3. Die Borfchriften des 8. 3 finden auch für das Ver⸗ 
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit Anwendung. Dadurch 
wird eine Verfehiebung in den Geſchäftsagenden der Oberlandes- 
gerichte und der Gerichtshöfe erfter Inſtanz infoferne eintreten, 
als leßtere die bisher von ben Oberlandesgerichten zu bejorgende 
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@erichtöbarfeit in Angelegenheiten des Bergbaues gefälltes 
und dementiprechend bezeichnete3 be irtögerichtlices Urtheil 9 
Berufung erhoben wird, an die Handelsgerichte, Handels⸗ 
und Seegericdhte, an die Handelsfenate oder an die zur Aus⸗ 
übung der Gerichtsbarkeit in —— des Bergbaues 
berufenen Senate der Kreis⸗ und Landesgerichte.?) 

In dritter hat über Rechtsmittel“) ge egen Urtheile 
und Beſchlüſſe ezirksgerichte (Reviſion, Recurs) der 
Oberſte Geri te! zu ERDE DEN. ) 

6. 


3 la Beichlüffe der Bezirks = und Se 
) = en ra ee — der ae 


88. 519, 598, C. P. O 


— keit für die Richt feit3- und Wiederaufnahme: 
* * — auf Sufgebung eines Schiedsſp —— 
— für die 


tt —— gegen 
es ———— an. Ki a 3, für die 
ge, U 


— Andes — in —3 —— zu Folge des 
Staa töverirageß v. 19. 1884, R. G Nr. 124, als oberfter 
Gerichtshof des hcbenioumt ———— 

F. 4. Gegen die in erſter Inſtanz von den Kreis- und 
Zandesgerichten, ſowie von den Handelögerichten gefällten 
Urteile und Beichlüffe geht der Rechtszug in zweiter In⸗ 
ftanz (Berufung, Recurs) an die Oberlandesgerichte, und in 
—— az (Revifion, Recurs) an den Oberſten Ge- 
richtsho 


Ausübung der ——— bei den ordentlichen 
ten. 
6.5. Bei den Bezirksgerichten wird die Gerichtsbarkeit 
durch einen oder mehrere Einzelrichter ausgeübt. 





Erledigung der Rechtämittel gegen bezirksgerichtliche Entſchei⸗ 
dungen und Berfügungen bed — Verfahrens über⸗ 
nehmen müſſen. Selbſtverſtändlich geht der Rechtszug gegen die in 
Vormundſchafts⸗ wie Guratelangelegenbeiten den Gerichtshöfen 
vorbehaltenen Entfcheidungen (8.109, Abi. 2) an da3 Oberlandes- 
geriht. (Motive, S. 50.) 


8.5. Im mündliden Verfahren Tann nur berjenige eine 
Entſcheidung fällen, vor welchem die mündliche Verhandlung ftatt- 
gefunden hat. Unzuläfftg wäre e8 demnach, daß bei einem Be- 
zirksgerichte die mündliche Verhandlung durch einen Hiffsbeamten 
geleitet, die Entjcheidung aber durch ben Bezirksrichter gefällt 
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Dieſe ſind der Vorſteher des Bezirksgerichtes (Bezirks⸗ 
richter) und Diejenigen zur Ausübung des Richteramtes 
befähigten richterlichen Beamten des Bezirfögerichtes, welche 
durch den Vorſteher des übergeordneten Oberlandesgerichtes 
befugt erflärt werden, bei dieſem Bezirkögerichte das Richter- 
amt in bürgerlichen Rechtsftreitigleiten oder in Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit jelbftändig auszuüben. 


werde. Soweit daher Hilfsbeamte zur Unterftüßung eines Bezirks⸗ 
richters herangezogen werben, müſſen fie in der Ausübung ihres 
richterliden Amtes felbftändig fein. Dadurch wird felbftver- 
ftänbfi die dem Bezirksrichter als Gerichtsporftand zukommende 
Sefchäftsleitungsbefugnis nicht beirrt. Someit fit) bei einem 
Gerichte hiezu taugliche, verläßliche richterliche Beamte finden, Tann 
die ihnen für das Gebiet des Procefjed ertheilte Selbftändigkeit 
auch auf das Verfahren freiwilliger Gerichtsbarkeit ausgedehnt 
oder bdenfelben bloß für letzteres die jelbftändige Ausübung des 
Richteramtes geftattet werden. Für die Beurtheilung der Tauglich: - 
feit find nicht in jedem Gebiete der Gerichtsbarkeit die gleichen 
Gefihtspuntte maßgebend. Darum muß von der Aufftellung einer 
Regel, wonach fich die für die eine Art des Verfahrens ertheilte 
Ermädtigung auch nothwendig und bon felbft auf die andere Art 
des Verfahrens erftrede, abgeſehen werben. 

Sicher kann die Gebarung des Bezirksrichters durch Beſtellung 
ſolcher felbftändiger Richter erheblich erleichtert werden. Doch die 
Ertheilung diefer Ermädtigung ift ein außerordentlich wichtiger 
und verantwortungsvoller Act, der eine sun Perjonentenntnig 
vorausſetzt, als fie etwa der einzelne Gerichtövorftand (Bezirks: 
richter, GerichtShofspräfident) während der kurzen Zeit, als ber 
betreffende richterliche Beamtte bei feinem Gerichte thätig ift, er- 
werben kann. Dann bat die Frage eine allgemeine Seite. Es 
wäre kaum bon gutem Einfluffe, wenn fich hier in benachbarten Ge=- 
richt3fprengeln die Individualitäten der GerichtSvorfteher, ihre Auf- 
faffung über das Verhältnis des Vorftandes zum richterlichen Hilfs⸗ 
beamten, ihre Anfchauung über die Wichtigkeit gewiſſer Agenden u. ſ. w. 
ganz frei geltend machen könnten, jo daß bier foldde Ermächtigungen 
überhaupt nicht vorkommen, dort leicht ertheilt werden. Auch für 
das in Betracht fommende richterliche ———— ſelbſt würde ſolche 
Ungleichheit unter Umſtänden eine kränkende Spitze haben; deshalb 
und um der wichtigen Maßregel den Charakter voller Einheitlichkeit 
für den ganzen Oberlandesgerichtsſprengel zu bewahren, wird vor⸗ 
gefchlagen, das Necht richterlicde Hilfsbeamte mit der felbftändigen 
Ausübung des Richteramtes in dem oder jenem Umfange zu be- 
trauen, dem Präfidenten des Oberlanbeögerichteß zu referbiren. 
Die ganze Laufbahn des richterlichen Beamten verfolgend und 
feine Berwendung in allen Zutheilungen Tennend, wird bier die 
Auswahl zweifellos die forgfältigfte fein fünnen. 
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Durch Verfügung des Vorſtehers des übergeordneten 
Oberlandesgerichtes Tann?) einzelnen der zur jelbjtändigen Aus⸗ 
übung des Richteramtes befugten richterlihen Beamten des 
Bezirksgerichtes die ausfchliepliche, Telbftändige Beforgung 
der gefammten, den Bezirkfögerichten in Anſehung des Ere- 
cutionsvollzuges und in Grundbuchsfachen obliegenden Ge- 
ſchäfte übertragen werden. 

. Den Bezirkögerichten, welche fi) am Sige eines Kreis- 
oder Landesgerichtes befinden, wird die erforderliche Anzahl 
von richterlichen Beamten durch den Vorfteher des Kreis- 


Die Mebertragung felbftändiger Ausübung des Richteramtes 
ſoll fih insbefondere auch anf einen einzelnen Zweig der Gerichts. 
barkeit oder der Gerichtögeichäfte beſchränken konnen; 8.5, Abi. 2 
und 8. 6 nehmen dies zunächſt für die Gerichtsbarkeit in Handels: 
ſachen, für Erecutiond- und Grundbuchsſachen in Ausſicht. Wenn 
fih diefer Vorſchlag bewährt, wird cine fpätere Gefeßgebung dic 
Snftitution der Fachhrichter weiter ausbilden können. Die aus: 
Tchließlicde oder vorzugsweiſe Befchäftigung mit Sachen einer ge: 
wiſſen Kategorie verleiht dem Richter hierin nicht bloß eine größere 
Gewandtheit, verhütet Fehlgriffe und irrthümliche Entſcheidungen 
und gleicht fomit bis zu einem gewiflfen Grade aus, um was dic 
Einzelgerichtsbarkeit in den Augen mancher Hinter der Collegial 
gerichtöbarkeit an filh zurüdbleibt. Sie verfchafft aber auch dem 
Richter eine genaue Kenntnis der Lebensverhältniffe, in welchen 
das Recht im einzelnen Falle zu verwirklichen ift, und ber that- 
ſächlichen Vorausfegungen, welche bei Beurtheilung der Angemefjen- 
heit einer Verfügung ind Gewicht fallen. Letzteres ift weniger für 
das Gebiet des Grundbuchrechtes und der Handelsgerichtöbarkeit 
bon Bedeutung — bier ift mehr der Vortheil einer eindringenden 
Geſetzeskenntnis, einer möglichften Bertrautheit mit dem Detail 
der Bucheinrichtung, fowie der Vortheil einer genauen Kenntnis 
der Handel3gebräuche und der Befonderheiten de3 Handelsverkehres 
zu beachten — als für die Betheiligung des Gerichted am Erecutiond- 
verfahren. Die Inſtitution der Fachrichter, wenn auch nur im 
Umfange bes 8.5, Abfa 2, für obligatorifh zu erklären, gebt 
wegen der großen Verfchiedenheit in der Bejegung und Gefchäfts- 
laft der einzelnen Gerichte nicht an. Von vornherein können foldhe 
felbftändige Executions⸗ oder Grundbuchsrichter nur für die ſtark 
bejegten Bezirfögerichte in Ausficht genommen werben. Die Grenze, 
bei weicher fich eine ſolche Ausſcheidung von Gefchäften zu befonderem 
Wirkungstreife bereit8 empfichlt, oder wo fie aufhört zweckmäßig 
zu fein, wird daher nach Ort und Zeit eine fehr verfchiedene fein. 
Damit entzieht fih ihre Beftimmung der Gefeßgebung und tritt 
bon felbft in die Sphäre der zur Würdigung des Concreten be: 
fäbigten Juſtizadminiſtration. (Motive, S. 50, 51.) 
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oder Landesgerichtes aus den zur ſelbſtändigen Ausübung 
bes Richteramtes befugten richterlichen Beamten dieſes Ge⸗ 
richtshofes zugewieſen. 

2) Bergl. 8. 7, Abſ. 4. 


6.6. An Orten, in welchen ſich ein ſelbſtändiges Han⸗ 
delögericht oder ein Handels⸗ und Seegericht befindet, find 
die Richter für die im 8. 2 Abſatz 2 bezeichneten Bezirks⸗ 

erichte durch den Präfidenten des Handelögerichtes oder 
Sandelg- und Seegerichtes aus der Zahl der zur felbftän- 
digen Ausübung des Nichteramtes befugten richterlichen Be- 
amten diejer Gerichtähöfe auszuwählen. 

Sonft Haben für die Beſetzung der genannten Bezirks⸗ 
erichte, falls fich Diefelben am Site eines Kreid- oder 
a befinden, die Beitimmungen des 8. 5 zu 
gelten. 


6.7. Bei den Kreid-, Landes- und Handelsgerichten 
wird die Gerichtöbarkeit in bürgerlichen Rechtsfachen, jofern 
nicht durch die Livilproceßordnung') oder durch die über die 
innere Einrichtung und Geſchäftsordnung der Gerichte erlaj- 
jenen Vorjchriften etwas anderes angeordnet ift, durch ©e- 
nate ausgeübt, welche, gleichviel ob in eriter oder zweiter 
Inſtanz entjchieden wird, aus einem Vorſitzenden und zivei 
Mitgliedern beitehen. 

Bei den Senaten der felbftändigen Handelögerichte und 
bei denjenigen Senaten der Kreid- und Landesgerichte, welche 
die Gerichtsbarkeit in Handels- oder Seeſachen (Handel3- 
jenate) oder die Gerichtäbarfeit in Angelegenheiten des Berg⸗ 
baues (bergrechtliche Senate) in erfter oder zweiter Inſtanz 
ausüben, wird in Rechtsfachen der ftreitigen Gericht3barfeit 
die Stelle eines der Mitglieder durch einen fachmänniſchen 
Laienrichter aus dem Handelsſtande oder aus dem Kreije 
der Schiffahrts- oder Bergbaufundigen verjehen. In allen 
anderen Fällen find die Senate der Kreid- und Landes- 


gerichte mit —— zur Ausübung des Richteramtes 
bejänigten ẽãm̃ten beſeßgfg.. 77 — 
ie Erledigung von Geſuchen in Amortiſirungs⸗) und 
Grundbuchsfachen?) jowie von Anträgen auf Erecutionsbewilli- 
gung, welche bei Kreis- oder Landesgerichten al3 eriter In⸗ 
ftanz angebracht werden, kann ohne vorläufige Berathung in 
einem Senate durch vom Vorſteher des Gerichtshofes hiezu 
beftellte Mitglieder des Gerichte als Einzelrichter erfolgen. 
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Die näheren Anordnungen hierüber find im Verordnungs⸗ 
wege zu treffen. 

Die Erlaffung von wechjelrechtlihen Zahlungs⸗ und 
Sicherftellungsaufträgen *) hat ſtets durch ein hiezu beftelltes 
Mitglied des Gerichtähofes als Einzelrichter zu erfolgen.?) 

1) 3.8. 88. 9, 25,37, 78, 88, 84 Abſ. 3, 89 Abſ. 2, 91, 95, 97. 

Abf. 8, 100, 115, 116, 119, 140, 160 Abf. 3, 180—186, 204, 205, 224 
Abf. 2, 230, 209-242, 243, 245 ff. 584, €. B.D. u. a. m. 
. 115. 

) 4 118 J. N. Art. XVII. E. G. z. J. N. 

3— 555—559, 6. B. 0. Er 

8, Desgleichen in den nach 8. 79 zur fachlichen Zuſtändigkeit der Ge⸗ 

3 ae Bagattell-, Befisftörungs- Mahnſachen, Art. XIV. 


6.8. Bei den Oberlandesgerichten wird die Gerichts⸗ 
barkeit in bürgerlichen Rechtsſachen, fofern nicht durch Die 
über die innere Einrihtung und Geſchäftsordnung der Ger 
richte erlaffenen Borfchriften etwas anderes angeordnet ift, 
in Senaten ausgeübt, welche je aus einem Borfitenden und 
vier Richtern beftehen. 


In welcher Art die Gerichtöbarfeit in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſachen bei dem Oberften Gerichtöhofe auszuüben ift, wird 
durch ein befonderes Etatut ?) beftinmt. 

1) Siehe Art. XI. E. G. z. J. N. 


Berathung und Abſtimmung. 


6.9. Bei den vor Gerichtshöfen ſtattfindenden Ber- 
handlungen in bürgerliden Rechtsſachen und bei allen in 
ſolchen Rechtsſachen vortommenden, dem Gerichte vorbehal- 


8.9. Sowie im Strafprocefie, jo kann man auch im Civil: 
procefje an der Verhandlung und Beichlußfaffung die Richter nur 
in ber gefeßlich beftimmten Anzahl theilnehmen laffen. Der nad 
88.7 und 8 offen bleibenden Möglichkeit, daß für die Erledigung 
einzelner Arten von Geſchäften die Senate reicher zu befeßen jeien, 
mußte jedoch ſchon in der Tertirung des 8.9 Abſatz 1, Rechnung 
getragen werben. Der Vorgang bei der Berathung und Abjtimmung 
tft dem Wefen nah in berjelben Weife wie in der Strafproceß- 
ordnung geregelt, nur fol in einfachen Fällen eine von der Ab- 
ftimmung abgefonderte Berathung unterbleiben können ($. 11 
Abſatz 1). Die zu faffenden Beichlüffe find nicht felten jo un- 
zweifelhaft, daß die vorgängige Berathung, wenn fie unbedingt ge 
—— ae häufig genug eine bloße Sormalität wäre. (Motive, 

. 54. 
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tenen Entſcheidungen darf die Bu der Stimmführer in den 
Senaten mit Einſchluß des Borligenden nicht Heiner fein, 
als fie in den 88. 7 und 8 feftgejegt iſt.) 

Zu Verhandlungen von längerer Dauer können vom 
Vorſitzenden Ergänzungsrichter zugezogen werden, welde an 
der Verhandlung theilnehmen und im alle der Berhinde- 
rung eines Mitgliedes des Senates einzutreten haben.?) 

1) Sutalne bei der Berichtigung bes Thatbeftanbes. 8. 420, Abſ. 2, 


?) Beiziehung von Ergänzungsrichtern im Falle ber Beftreitung der 
Zuftändiglett, 8. 62 u. 63. 
6.10. Der Borfigende leitet die Abftimmung, ſowie 
die der Abftimmung etwa vorausgehende Berathung. 

Der Berichterftatter, wenn ein folder beftellt iſt,) gibt 
feine Stimme zuerft, der Borfitende, welcher fi) an der 
Abſtimmung gleich jedem anderen Senatsmitgliede zu bethei- 
ligen Hat, gibt die feine zulegt ab. Außerdem ftimmen die 
dem Dienjtrange nach älteren Richter vor den jüngeren. Der 
fachmänniſche Laienrichter hat feine Stimme unmittelbar nad) 
dem Berichterftatter, und wenn fein jolcher beftellt ift, vor 


den übrigen Senatömitgliedern abzugeben. 
2) 88. 413, 486 C. P. D. 


C. 


8.10. Eine beſondere Beſtimmung iſt darüber aufzunehmen, 
in welcher Weiſe der fachmänniſche Laienrichter ſich an der Ab- 
ſtimmung zu betheiligen habe. Die ihm geſtellte Aufgabe, das 
Gericht bei der Prüfung des Sachverhaltes vor allem durch ſeine 
Fachkenutnis zu unterſtützen, wird der Laienrichter vornehmlich 
bei der Berathung zu erfüllen haben. Für letztere wird ſich aber 
eine feſte Reihenfolge der Abgabe der Aeußerungen nicht aufſtellen 
laſſen. Denn in vielen Fällen wird die vom Laienrichter zu er⸗ 
theilende Aufflärung erft durch die von anderen Gerichtömitgliedern 
ausgejprochenen Anfichten hervorgerufen werden. Bet der Ab- 
ftimmung jedod wird dem Laienrichter der Vortritt einzuräumen 
fein (8.10 Abi. 2). Nur auf diefe Art fönnen die Be 
Momente unbefhräntt und ihrem vollen Gewichte nach zur Gel- 
tung fommen, um berenwillen die Mitwirkung des fachmänniſch 
beſonders gebildeten Richters gefetlich gefordert wird. Bei einer 
anderen Reihenfolge erhält das rvechtögelehrte Element von vorn 
herein einen zu großen Vorfprung. Dem Einfluffe eines juriftifch 
gut begründeten Votums wird fich der Laienrichter ſchwer ent- 
sieben können, e8 muß ihm daher thunlichſt ermöglicht werden, 
feine urfprünglide, au8 der Verhandlung gewonnene Auffaflung 
äußern zu können, ohne dabei in fich felbft mit jenem Gegengewichte 
ringen zu müffen. (Motive, ©. 54.) 
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g1. Kein Richter darf die Abftimmung über eine 
zur Beichlußfaffung geftellte Frage verweigern; dies gilt 
namentlich auch dann, wenn er bei der Abſtimmung über 
eine Borfrage in der Minderheit geblieben tft. 

Ueber die Zuſtändigkeit des Gerichtes, über die Noth- 
wendigfeit von Ergänzungen des Verfahrens und andere Bor- 
fragen muß immer zuerft abgeftimmt werden. ft bei der Ent- 
fcheidung der Hauptjache über mehrere Anjprüche zu erfennen, jo 
muß über jeden einzelnen Anſpruch befonders abgeſtimmt werden. 


6.12. Zu jedem Beichluffe des Gerichtes wird abfolute 
Stimmenmehrheit, das ift mehr als die Hälfte fämmtlicher 
Stimmen,“ erfordert. 

Ergeben fich hiebei Schwierigfeiten, welche durch Thei- 
lung der Fragen und Wiederholung der Umfrage nicht be- 

oben werden, fo bat der Vorfitende die Frage, über welde 
eſchluß zu faflen ift, in die einzelnen, für die Entſcheidung 
erheblichen Punkte aufzulöfen und durch Einleitung bejon- 
derer Abftimmungen über dieſelben in geeigneter Weije die 
Bereinigung der Stimmen zu einem Mehrheitsbeſchluß über 
den zur Berhandlung ftehenden Gegenftand herbeizuführen. 

Bilden fih in Beziehung auf Summen, über welche 
Beichluß zu faſſen ift, mehr als zwei Meinungen, deren feine 
die Mehrheit für jih hat, jo werden Die hr die größte 
Summe abgegebenen Stimmen den für die zunächſt geringere 
Summe abgegebenen jo lange Hinzugezählt, bis ich eine 
abfolute Stimmenmehrheit ergibt. 

1) Bergl. 8. 590 6.8.0. 
5 13. Ueber Meinungsverjchiedenheiten, welche über 
die Richtigkeit des vom Vorſitzenden befanntgegebenen Ergeb- 
niffes einer Abftimmung entftehen, entjcheidet der Senat. 


6.14. Die Aufzeichnungen über die Berathung und 
Abftimmung des Gerichtes find in ein beſonderes Protokoll 
aufzunehmen. Deſſen Führung wird dur Die über Die 
innere Einrichtung und Gefhäftsordnung der Gerichte erlaf- 
jenen Borfchriften geregelt. 

Schriftführer. 

6.15. Die zur Führung der Brotofolle bei Berhand- 
lungen und anderen gerichtlichen Amtshandlungen verwen- 
deten Berfonen !) müfjen hiezu beeidigt fein. 


1) — 8.28. — 85. 207, 213, 262 Abſ. 2, 418, 486 Abſ. 3 
C. 8.9 tenographen 8. 280 C. P. O. 
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Gerichtskanzlei. 


6.16. Bei jedem Gerichte beſteht eine Gerichtskanzlei. 
Diefer obliegt die Uebernahme der an das Gericht gelan- 
genden Acten, die Ausfertigung *) der gerichtlichen Entfchei« 
dungen und fonftigen Erledigungen,?) die Bewirfung der Zu- 
Stellungen?) und Ladungen) und die Verwahrung der gericht- 
lien Acten, ſowie die Vornahme aller anderen ihr durch 
Gefet oder Verordnung zugemwiejenen Amtshandlungen. 

Dem Perfonale der Gerichtsfanzlei können auch die zur 
Führung der Protofolle benöthigten Perjonen entnommen 
werden. 

ı) . 417, 429 Abſ. 2 447, 452 Abſ. 2, 500, 513 €. P. O. 

2) 88. 80, 1831 C. P. O. 

s) " 37 f. C. 8.0. 

4) 88. 131, 288 €. p̃. O. 





8.16. Die Gerichtstanzlei hat den Verkehr zwiichen dem 
Gerichte und den Parteien zu vermitteln. Ihre Thätigkeit ent- 
Ipricht der Aufgabe des Einreihungsprotofolle, des Erpedites und 
ber NRegiftratur ber gegenwärtigen Gerichtslanzleien und ftellt fich 
als eine Hilfsthätigkeit des Gerichtes dar. gu beftimmen, inwies 
fern ber Gerichtskanzlei behufs thunlichiter Entlaftung der Nichter 
bon mehr manipulativen Thätigkeiten über die bißherige Thätig— 
keit der vorgenannten Hilfsämter hinausgehende Functionen zus 

ewiejen werben, bleibt den über bie innere Einrichtung und Ge⸗ 
chäftsordnung der Gerichte zu erlaffenden Vorſchriften vorbehalten. 
Diefe Functionen können bier nicht im einzelnen erwähnt werben, 
ba fonft auch die Gefammtheit der VBoransfegungen der bezüglichen 
Amtshandlungen angegeben werden müßte. 


Das Perfonale der Gerichtöfanzleien wird nöthigenfall® 
herangezogen werben müfjen, um dort, wo e8 an Wollſtreckungs⸗ 
organen fehlt, einen Theil ber zur Aufgabe diefer Perfonen ge- 
hörigen Dienfte zu leiften. (8.17, Abſ. 2.) (Motive, ©. 55.) 


Der Zufag, ben ber erfte in dieſes Poragraphen durch 
den Ausſchuß erhält, entfpringt der Erwägung, daß, wenn eine 
wirkſame Entlaftung des Richters von aller bloß mechaniſchen 
Arbeit und von allem unnützen Schreibgejchäfte erzielt werden ſoll, 
die Gerichtskanzlei auf ein folches Niveau gehoben werden muß, 
daß fie auch gewiſſe Nebengeichäfte felbftftändig beforgen Tann. 
Um zu ermöglichen, daß durch Geſetz und Verorbnung der Wir- 
kungskreis ber erihtslanglei in dieſer Hinficht erweitert werden 
ag un der erwähnte Paſſus in das Gefeg aufgenommen. 
.8., ©. 10.) 
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Bollftredungsorgane. 


6.17. Zur Bornahme von Erecutionshandlungen können 
bei einzelnen Gerichten nad) Maßgabe des Bedarfes bejon- 
dere Bollftredtungsbeamte *) beftellt werden. 

Bet den Gerichten, für welche folche Bollitredungsbeamte 
nicht beftellt find, erfolgt die Vornahme der den VBollitredungs- 


8. 17. Im Rahmen des von amtswegen vorzunehmenden 
Executionsvollzuges haben nur Bollftredungsorgane Plag, welche 
im NAuftrage und unter Leitung des Gerichte handeln. Jede 
andere Beftimmung würde in das Erecutionsverfahren einen heil» 
lofen Zwiefpalt hineintragen, ober, wenn man ein Ueber» ober 
a ne der beiden maßgebenden Willen planen 
wollte, zu Einrichtungen führen, welche die ganze Schwungkraft 
bes Verfahrens von vornherein erbrüden müßten. Die im gelten 
den Erecutionsberfahren wahrnehmbar gewordenen, oft beflagten 
und getabelten Webelftände weifen den Berfuchen einer Reform den 
Weg überall anders hin, als gerade nach der Richtung einer Ver: 
ftärfung der Parteithätigfeit und einer Erhöhung der Partei» 
verantwortlichkeit. In den erläuternden Bemerkungen zum Ent- 
wurfe einer Erecutionsordnung iſt dies näher zu erörtern. Vom 
— Rechte zum Inſtitute der Gerichtsvollzieher überzugehen, 
könnte nicht als eine Verbeſſerung angeſehen werben, weil dies Fein 
Mittel wäre, den Beichwerden abzuhelfen, welche die gegenwärtige 
Art des Executionsvollzuges hervorruft. 

um Bollzuge der Execution wird fi hienach der das 
Ereceutionsverfahren Leitende Richter im mefentlichen berjelben 
Perfonen zu bedienen Haben, die ihm heute zu dieſem Zwecke zur 
Berfügung ftehen: GerichtSpiener und Beamte ber Gerichtskanzlei. 
In ſchwieriegeren Fällen werden auch Notare mit der Aus— 
klei bon wichtigeren Bollftredungshandlungen betraut werden 
nen. 

Wie ſchon angedeutet wurde, fol die Befugnis der Voll⸗ 
ftredungsorgane nad) dem Eintwurfe einer Erecutiongordnung im 
Bergleihe zum geltenden Rechte einigermaßen erweitert werden. 
Daß fih daraus Schwierigkeiten ergeben follten, ift bei den mit 
Ereeutionsagenden weniger belafteten Gerichten nicht zu befürchten. 
Die fubfidiäre Verwendung von Beamten der Gerichtskanzlei bietet 
ein Aushilfsmittel für Fälle, welchen die Fähigkeit des Gerichts- 
dienerd etwa nicht gewachjen fein ſollte. Fälle aber, in welchen 
der Erecutionsvollzug ben Gerichtsdiener vor ungewohnte oder 
ſchwierigere Aufgaben ftellt, dürften fich außerhalb ber größeren 
Städte und Induſtrieorte nicht allzu häufig ereignen. Es wird 
fi immer nur um mehr vereinzelte Unterftügungen handeln; da⸗ 
mit kann aber einte befondere adminiftrative Vorkehrung, etwa die 
Beftelung eines eigenen Organes für den Erecutionsvollzug als 
allgemeine Maßregel nicht gerechtfertigt werben. Anders verhält 
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organen zugewieſenen Executionshandlungen durch Gerichts⸗ 
diener oder andere durch das Geſetz hiezu berufene Organe. 


1) Sie find richterliche Beamte im Sinne bes Gef. v. 12. Juli 1872 
R. G. B. Ar. 112. Urt. XIL, E. G. 3. J. N. Ablehnung $. 26. : 





es fih Hinfichtlich der Ereenutionsgerichte in den Städten und an 
jenen Orten, in welchen ein lebhafterer Verkehr auch ein hHäufigeres 
Einfchreiten des Gerichte8 zum Zwecke der Rechtsverwirklichung 
mit fi bringt und wo zugleih dad Vorherrſchen unkörperlicher 
Bermögensbeftandtheile auch vom Vollzugsorgane feinere, ſorg⸗ 
fältigere, verantiwortungsvollere Arbeit heiſcht, andere Arbeit, als 
fie der Gerichtsdiener durchſchnittlich zu leiſten vermag. Auch hier 
ſich auf die Hilfsbereitſchaft der Gerichtskanzlei zu verlaſſen, iſt 
deshalb ausgeſchloſſen, weil die Beamten des Gerichtskanzlei dann 
vorausſichtlich zu häufig für das Executionsverfahren heran⸗ 
gezogen werden müßten, und darunter wieder der eigentliche Dienſt 
ber Gerichtskanzlei empfindlich leiden würde. Die möglichft promtpte 
und gute Beforgung desfelben ift aber für die Nechtöpflege von 
nicht geringerem Werte, als ein richtige Vorgehen bei der Exe⸗ 
cution. Deshalb wird für fehr beichäftigte Gerichte die Inſtitution 
eigener Vollftredung3beamten in Ausficht genommen (8. 17, Abf. 1). 
Sie follen fi, von den übrigen gerichtlichen VBollftredungsorganen 
nicht principiell, fondern nur ihrer Qualification nach unterfcheiden. 
Sie Stehen im Dienftverbande des Gerichte, haben ebenſo wie 
Gerichtsdiener und fonftige Vollftredungsorgane beim Executions⸗ 
vollzuge im Auftrage und unter Leitung des Gerichtes zu handeln 
und feine anderen Anfprühe auf Gebüren u. f. w. als biefe. 
Sie bringen aber einerfeit3 für die vermuthlich fchiwierigeren Auf- 
gaben ihres Dienstes eine befondere fachliche VBorbildung mit und 
bieten zugleich in Anfehbung der mit dem Erecutionsvollzuge etiva 
verbundenen Bermögensgebarungen dur Leiftung einer ent- 
ſprechenden Caution eine größere Sicherheit. Für die Vorbereitung 
diefer Vollftredungsbeamten werden ähnliche Grundfäge maßgebend 
fein, wie fie 3. B. die erläuternden Bemerkungen zum Entwurfe einer 
Civilproceßordnung vom Jahre 1881 für die Gerichtsvollzieher 
aufjtellten (S. 15). Die Einrichtungen diefed Inſtitutes, feine An⸗ 
gliederung an ben beftehenden Organismus ber Kanzlei⸗ und 
Manipulationsbeamten wird im Verordnungsiwege zu regeln fein; 
fo weit dies nicht bereit im $. 18 gefchieht, wird die Ermächtigung 
biezu im Einführungsgefege zu ertheilen fein. Die Beltimmung 
des 8. 17 Abſ. 1 geftattet, der Inſtitution der Bollitredungs- 
beamten eine den wechſelnden Anforderungen des Verkehrs fich 
parallel bewegende Ausbreitung zu geben. Die Beitelung und 
Wirkſamkeit folder Beamten tft ftet8 an das Vorhandenfein eines 
Bedarfes gebunden. 


Das Berlangen einer befonderen fachlichen u... für 
Borftände und Ieitende Beamte ber Gerichtskanzlei (8.18 Abſ. 1) 


— 
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6.18. Zu Borftehern und Teitenden Beamten ber 
Gerichtskanzlei, ſowie zu Bolftredungsbeamten fönnen nur 
ſolche Perſonen beftellt werden, welche die Mittelichulftudien 
zurüdgelegt und den Beſitz der für ihre amtliche Thätigfeit 
erforderlichen bejonderen Kenntniffe durch eine mit gutem 
Erfolge abgelegte Prüfung nachgewiejen — Die Vor⸗ 
ſchriften über die Gegenſtände und die Einrichtung dieſer 
Prüfung, ſowie über die Zuſammenſetzung der Prüfungs- 
commiffion find im Berordnungswege zu erlaflen. Dieſe 
Prüfung Bat fih aud auf die zur Nung des Amtes 
notwendigen Rechtskenntniſſe zu erftreden. 

Vollitredungsbeamte haben eine Kaution im Betrage 
ihres einjährigen Gehalte nah den für Dienftcautionen 
beftehenden Vorſchriften zu leiften. 


Bweiter Abſchnitt. 


Ablehnung von Richtern und anderen gerichtlichen 
Organen. 


Ablehnung von Richtern. 


6.19. Ein Richter kann in bürgerlichen Rechtsſachen 
abgelehnt werden:!) 

1. weil er im gegebenen Falle nad) dem Gelee von 
der Ausübung richterlicher Geſchäfte ausgeichlofien iſt; 


ift eine Eonfequenz der in den Entwürfen einer Civilproceß⸗ 
ordnung und einer Erecutiongordnung binfichtlic des Geftiond- 
reife und der Geſchäfte der Gerichtskanzlei beantragten Aende⸗ 
rungen. (Motive, S. 56, 57.) 

8.18. Die im erften Abſatze vom Ausfchuffe vorgenommene 
Einſchaltung des letzten Satzes bezwedt in Berfolgung bderfelben 
Tendenz wie bei 8.16, dem zukünftigen Gefechte, durch welches dic 
Gerichtskanzlei reformirt werden muß, dadurch vorzuarbeiten, daß 
für die zukünftigen Beamten der Gericht3lanzlei gewifle NRechts- 
kenntniffe obligatorifh gemacht werden. &8 ift jelbitverftändlich, 
daß das Maß diefer Kenntniffe ein verfchicdenes wird fein müffen, 
je nachdem es ſich um den Vorfteher der Gerichtskanzlei eines 
Ober-Landesgerichtes, eines großen GerichtShofes der erften Inſtanz, 
eines vielbeihäftigten oder eines Heinen Bezirksgerichtes handelt, 
ferner ob e8 fich um den Borfteher oder um jene Perfonen ber 
Gerichtskanzlei Handelt, denen die Protofollirung bei der münd⸗ 
an — oder der äußere Dienſt anvertraut ſein wird. 
(A. B., S.10. 

.19. Das Ablehnungsverfahren erſcheint in gleicher Weiſe 
anwendbar, mag es fih um Ausfchltefungsgründe oder um Grünbe 


Eivilproceßorbnung. 4 
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| 2. weil ein zureichender Grund vorliegt, feine Unbefan- 
genheit in Zweifel zu ziehen. | 

1) Delegation 8. 80. — Klagen von Richtern und gegen en 79. 

— niemand von Sachverftänbigen 8.355 €. P. O., — von Schiebsrichtern 
8.586 E.P.D. 

6.20. Richter find von der Ausübung des Nichter- 
amtes in bürgerlichen Rechtsjachen ausgefchloffen?): 

1. in Sachen, in welchen fie ſelbſt Partei?) find, oder in 
Anfehung deren fie zu einer der Parteien in dem Berhält- 
niffe eines Mitberechtigten, Mitverpflichteten oder Regreß⸗ 
pflichtigeu ftehen; 

2. in Sachen ihrer Ehefrauen oder foldher Berjonen, 
welche mit ihnen in gerader Linie verwandt oder verſchwä⸗ 
gert find, oder mit welchen fie in der ©eitenlinie big zum 
unbe) Grade verwandt oder im zweiten Grade verjchwägert 
ind; 

3. in Sachen ihrer Wahl» oder Pflegeeltern, Wahl⸗ oder 
Pflegekinder, ihrer Mündel und Pflegebefohlenen; 

4. in Sadıen, in welchen fie als Bevollmächtigte einer 
der Parteien beftellt waren oder noch beftellt find; 

5. in Sachen, in welchen fie bei einem untergeordneten 
Gerichte an der Erlafjung des angefochtenen Urtheiles oder 
Beichluffes theilgenonimen haben. *) 

1) Nichtigkeitsk .599 8. 1 C. P. O. ig⸗ 

feit 8. 2 er. 8 Kovifien F — peggn Bude 
& a 2 C. P. O., Inhabilität eines Schiedsrichters 8. 586 Abf.1 


der Befangenhbeit handeln, und e8 macht auch feinen Unterfchied, 
ob da3 Gefuch einer Partei oder die Erflärung eines Richters zu 
dem Verfahren Anlaß gibt. Betreffs der Ausichliegungs- oder 
RR ründe von dem beftehenden Rechte abzumeichen, Tehlte 
e8 an An he Nur konnte nicht unbemerkt bleiben, daß die im 
8.53 3.5 der Gerichtöinftruction für die Gefchäfte ber Gläubiger 
und Schuldner eines Richters, beziehungsiweife feiner Verwandten 
ausgeſprochene Inhabilität weit über das praktiſche Bedürfnis 
hinausreicht und, ftrenge angewendet, namentlich in gewiſſen engeren 
und abgeichlofjenen Verfehräfreifen, die Amtsübung des Einzel: 
richters allzuhäufig in Frage ftellen fan. Und ebenfowenig konnte 
in das Verzeichnis der Ausichließungsgründe die Abgabe eines 
Zeugnifles aufgenommen werden ($. 53 3.6 eit.). Mit der dem 
Richter im Proceffe einzuräumenden Berechtigung freier Wahrheits⸗ 
erforfhung und Beweiswürdigung hat diefer Ausfchliefungsgrund 
feine Ertftenzberechtigung verloren. (Motive, ©. 58). 


Gef. v.1. Aug. 1895,8.6.B.Rr. 111. 66.20-28. 531 


—* —* wenn abs ehreliche Verhältnis nicht mehr befteht. Vergl. 8.321 


: e dheibun 
ibe — —— 80. 530 8.1, 308-6 

6.21. Das Ablehnungsrecht kann von jeder Partei 
ausgeübt werden, gleichviel ob nad) Beichaffenheit der Ber- 
rg die ablehnende Partei oder deren Gegner gefährdet 
erſcheint 

Eine Partei kann einen Richter wegen Beſorgnis der 
Befangenheit) nicht mehr ablehnen, wenn fie ſich bei dem⸗ 
jelben, ohne den ihr bekannten Ahlehnungsgrund geltend zu 
machen, in eine Verhandlung eingelafien oder Anträge ge- 
ftellt u 9) 

78.19 er 2; en OL — können jeberzeit geltend ge= 
macht werden 

2) Bergl. 8. Be 20.36. P. O. 

6.22. Die Ablehnung ift kei dem Gerichte, welchem 
der abzulehnende Richter angehört, mittels Schriftſatzes) oder 
mündlich zu Protofoll zu erflären. Dabei find zugleich die 
Umftände genau anzugeben, welche die Ablehnung begründen. 


Ueber eine foldhe Erflärung Hat fi der abgelehnte 
Richter zu äußern. 

Die wegen Beforgnis der Befangenheit?) ablehnende 
Partei hat die von Richter beitrittenen Wblehnungs- 
rüude glaubhaft?) zu machen. Wird ein Richter wegen Be- 
—* der Befangenheit abgelehnt, bei welchem die. Partei 
vor der Ablehnung fich bereits in eine Verhandlung einge- 
laflen oder Anträge geftellt hat, fo ift von der Partei auch 
glaubhaft zu machen, daß der Ablehnungsgrund erft fpäter 
entftanden oder ihr erſt ſpäter befannt geworden tft. 

Bon der Partei behauptete a find 
ftet3 von — feftzuftellen. °) 


!) En 
9— 
KERN ©. I 


Rn 3 Auch San des fpäteren Säumniſſes der Bartei 8.401 Abf. 1 

6.23. Ueber die Ablehnung entfcheidet, falls der ab- 

gelehnte Richter einem Bezirfägerichte angehört, das vor- 

gejebte Kreis⸗, Landes- oder —— falls er aber 
4* 
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einem Gerichtshofe angehört, dieſer Gerichtshof, und wenn 
dieſer durch das Ausſcheiden des abgelehnten Richters be- 
ſchlußunfähig werden ſollte, der im Inſtanzenzuge übergeord⸗ 
nete Gerichtshof. 


6.24. Die Entſcheidung über die a erfolgt 
ohne vorhergehende mündliche Verhandlung durch efhfuß s 
e3 kann jedoch das zur Enticheidung berufene Gericht vor 
der Beichlußfaffung alle ihm zur Aufklärung nöthig ſchei⸗ 
nenden Erhebungen und Einvernehmungen anordnen. 

Eine Entſcheidung, welde der Ablehnung Yolge gibt, 
kann durch ein Rechtsmittel nicht angefochten werden.‘) Eine 
ſolche Entfcheidung ift von amtswegen dem Borfteher des 
Gerichte mitzutheilen, dem der abgelehnte Richter angehört, 
bei Ablehnung des Vorſtehers eines Bezirksgerichtes aber 
dem Vorſteher des zur Enticheidung über die Ablehnung 
zuftändigen Gerichtähofes‘); wenn die Ablehnung den Bräfi- 
denten eines Gerichtähofes trifft, jo tit von der Entfcheidung 
dem Stellvertreter des Gerichtshof-Bräfidenten, und wenn 
der Präfident eines Gerichtshofes zugleich; mit allen Mit- 
gliedern feines Gerichtshofes abgelehnt wurde, dem Präſi⸗ 
denten des im Snftanzenzuge übergeordneten Gerichtähofes 
Kenntnis zu geben. 

n ee die Zurüdweifung Recurs 8. 514 C. P. D. 

6.25. Ein abgelehnter Richter kann bis zur redht3- 
fräftigen Erledigung des Ablehnungsgeſuches nur folde 
Handlungen vornehmen, welche feinen Aufſchub geftatten. 

Wird einer Ablehnung ftattgegeben, fo Haben die nad) 
8. 24 Abfag 2 von der Entfcheidung zu verftändigenden 
Perfonen ohne Aufſchub das Nöthige zu verfügen, damit durch 
Betellung eines zur Ausübung des Richteramtes in der be- 
treffenden NRecht3jache geeigneten Richter da3 der Aufnahme 
der Verhandlung oder der Erledigung der Rechtsſache ent- 
gegenftehende Hindernis thunlichft bald befeitigt wird. 


Ablehnung anderer gerichtlider Organe. 


6.26. Die Vorfchriften über die Ablehnung von Richtern 
finden auch auf Schriftführer, Ungeftellte der Gerichtskanzlei und 


8.26. Die Entfcheidung über die Ablchnung kann, wo es 
fih nicht um Richter handelt, mit Beruhigung in die Hand bes 
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Vollftredungsbeamte, fofern fie als. Buftellungs-, Beurkun⸗ 
dungs⸗ oder VBollftredungsorgane einjchreiten, mit der Maßgabe 
Anwendung, daß zur Entideidung der Gerichtövorfteher be» 
rufen ift, welchem die Dienftesaufficht über dieſe Organe zufteht. 

Diefe Entſcheidung kann durch ein Rechtsmittel nicht an- 
gefochten werden. 


.27. Gerichtliche Organe, ?) auf welche fich die Hr 
den Beitimmungen nicht beziehen, Haben, wenn fie ſich in 
einem Verhältniſſe befinden, welches einen Richter von der 
Ausübung des Amtes ausfchließen würde, diefes Verhältnis 
dem Borjteher des Gerichtes anzuzeigen. 

Der Borfteher des Gerichtes hat in Ausübung der ihm 
zuftehenden Seichäftsleitung zu beftimmen, ob fich ſolche ge- 
rihtlihe Organe der Ausübung ihres Amtes im einzelnen 
Falle zu enthalten haben. 

3) 3.8. Ausrufer, Buftelungsboten. 


Dritter Abſchnitt. 
Zuſtändigkeit. 
Beſtimmung der Zuſtändigkeit durch den Öberften 
Gerichtshof. 
9 Wenn für eine bürgerliche Rechtsſache Das die 


inländifche Gerichtsbarkeit begründet ift?), die Borausjegungen 
für die örtliche Zuftändigkeit*) eines inländiſchen Gerichtes im 


Gerichtsvorſtehers gelegt werden, dem es auch obliegt, für den Er- 
faß eines abgelebnten gerichtlichen Organes Sorge zu tragen. Eine 
formelle Ablehnung ift übrigend nur in Anjehung folder gericht- 
licher Organe zuzulafjen, deren Functionen wichtig genug find, 
daß man die Anwendbarkeit der zunächſt gegen Nichter ausge- 
ſprochenen en Ausfchliefungsgründe für nöthig erachtet. 
Als ſolche Organe können mit Rückficht auf die Selbftändigfeit 
oder größere Bedeutung ihrer Functionen die Schriftführer, die 
Bolfftredungsbeamten und die Angeftellten der Gerichtskanzlei be= 
gezeichnet werden. Hinfichtli anderer gerichtlider Organe muß 
ed als eine ausſchließlich der Geichäftsleitung angehörende Auf- 
gabe angefehen werden, dafür zu forgen, daß auch diejenigen Ge- 
fährdungen des Öffentlichen Dienftes bejeitigt werden, welche aus 
ben Perjonalverhältntffen der Bedienfteten entftehen können. 

Die geringere Wichtigkeit der Fälle, in welchen ber Gerichtsvor⸗ 
fteher über förmliche Ablehnungen zu entfcheiden berufen ift, geitattet 
e8, feine Entſcheidung, mag er einer Ablehnung ftattgeben oder die- 
felbe zurückweiſen, als eine endgiltige zu behandeln. (Motive, S. 58.) 
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Sinne dieſes Geſetzes aber fehlen oder nicht zu ermitteln find, 
"fo hat der Oberjte Gericht3hof aus den fachlich zuftändigen 
Gerichten ?) eines zu bejtimmen, welches für die fraglidye Rechts⸗ 
ſache als örtlich zuftändig zu gelten Hat. Dieje Beitimmung 


8.28. Die Gerichte, welche die Gerichtsbarkeit in bürgerlichen 
Rechtsſachen in eriter Inſtanz ausüben, find theils Einzelgerichte, 
theil8 Gerichtshöfe; bie denfelben zugewwiefene Gerichtsbarkeit tft 
theils die allgemeine, theils eine befondere; diejen Verſchiedenheiten, 
auf welchen auch die Anordnungen über die Bejegung der Ge- 
richte beruhen, entſprechen die Beftimmungen über die fachliche 
See Sie ftatuiren, welche Art der Gerichte im einzelnen 

alle angerufen werden könne. Neben jenen find dann noch Be- 
ftimmungen über die örtliche Zuftändigfeit nothiwendig, welche zur 
Anwendung fommen, um dasjenige unter den Gerichten einer be- 
ftimmten Art zu finden, welches im einzelnen Falle zur Erledigung 
der Rechtsſache berufen erfcheint, an welches fich daher die Partei 
mit ihrem Anliegen zu wenden bat. Die Normirung der a 
ftändigfeit beruht namentlich, foweit es fi um die fachliche Zu⸗ 
ftändigleit Handelt, vorwiegend auf Niüdfichten des öffentlichen 
Intereſſes. Deshalb kann in diefer Hinſicht der Dispofition der 
Parteien nur ein geringer Spielraum gewährt werben (88. 43, 
44, 104). Wenn die Beftimmungen über bie fachliche oder die 
örtliche Zuftändigkeit durch ein Uebereinkommen der Parteien nicht 
geändert werden können, ift die Zuftänbdigkeit im Entwurfe als 
eine ausfchließliche bezeichnet. 

Die im dritten Abjchnitte enthaltenen Beftimmungen über 
die Zuftändigfeit gelten nicht bloß betreff3 der im zweiten und 
britten Theile des vorliegenden Gejegentiwurfes angeordneten oder 
zugelaffenen Gerichtsftände, ſondern ihre Geltung erftredt fich auch 
jan die durch andere Geſetze eingeführten Gerichtsftände, insbe— 
fondere auch auf die Gerichtöftände, welche im Entwurfe einer 
Civilprocefordnung (3. B. für die Nichtigkeitd- und Wiederauf- 
nahmsklage, oder für gewiſſe befondere Arten des Berfahren?) 
und im Entwurfe dines Gefeges über das Erecuttons- und Siche- 
rungsverfahren aufgenommen erfcheinen. 

Die Zuftändigfeitsvertheilung bat es lediglich” mit den der 
Gerichtsbarkeit der inländifchen Eivilgerichte unterworfenen Rechts⸗ 
angelegenbeiten zu thun. Diefer weitere Begriff, auf dem die 
Vorſchriften des dritten Abſchnittes, ſowie des zweiten und dritten ° 
Theile dieſes Geſetzentwurfes fußen, bat eine doppelte Grenze: 
eine innerftaatliche pofitive, gegenüber dem Wirkungstreife der 
anderen ftaatlichen Behörden, und dann eine Grenze, welche mit 
der Anerkennung der Gerichtsgewalt anderer Staaten in Bezug 
auf die im Inlande fi aufhaltenden Perjfonen oder die dem In⸗ 
lande ganz oder theilweiſe angehörigen Rechtsbeziehungen gegeben 
ift. Nach beiden Seiten ift die Begrenzung durchaus nicht immer 
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t in freitigen bürgerlihen Rechtsſachen auf Antrag einer 
artei, jonft aber von amtöwegen zu geicheben. 
1) Art. IX. E. G. z. J. N. 


. 65—101. 
8) 88. 4958, 105 ff. 


eine fefte. An Zweifeln und ungelöften jchwierigen Fragen ijt 
bier fein Mangel. Ein Bedürfnis nad) gejeglicher Beftimmung 
läßt fi aljo inſoweit nicht läugnen, wenngleich nach der inter: 
nationalen Seite der Frage das Schwergewicht ftet3 mehr in der 
befonderen Geftaltung der Beziehungen zu den einzelnen Staaten, 
als in allgemeinen Nechtsfägen liegen wird. 8 ift beabfichtigt, 
dieſes Beburfnis in dem zu borliegendem Entwurfe zu cerlaffenden 
Einführungsgefege nah Thunlichkeit zu befriedigen. In diefem 
Einführungsgefege müßte jedenfalls davon gefprochen werden, in- 
wieferne der gegenwärtig für gewiſſe Angelegenheiten nicht rein 
öffentlich rechtlicher Natur angeordnete Ausſchluß der Eivilgerichts- 
jurisdiction auch in Zukunft fortzudauern babe. Es wird des: 
balb auch in diefem Geſetze am beiten normirt werden, inwieweit 
. fi die Gerichtöbarkeit der inländifchen Eivilgerichte auch auf dic 
dem NAuslande angebörigen Rechtsperhältniffe zu erftreden habe. 
Sana betrifft ein und dasfelbe, den Umfang der civilgerichtlichen 
udicatur. 


Im Beftande der geltenden Jurisdictionsnormen ‚haben fich 
trog der nicht geringen Anzahl anerkannter Sonbergerichtsftände 
dennoch öfter Fälle ereignet, in welchen e8 an einem Gerichte fehlte, 
das um Erledigung einer zweifello8 der inländifchen Gerichts⸗ 
barkeit unterworfenen NRechtSangelegenheit angegangen erben 
fonnte. Namentlih in Saden ber freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(3. B. Vormundſchaft und Euratel über öfterreichiihe Staatsan- 
gehörige, die im Auslande geboren wurden und fich ftet3 dafelbit 
aufgehalten haben u. f. w.) ergeben ſich bisweilen ſolche Schwierig: 
feiten; aber auch dem Gebiete der ftreitigen Gericht3barkeit find 
fie nicht völlig fremd. Hier wird zumeift die Entiheidung von 
Statusfragen und anderen Berfonen- und Familienrechtsangelegen- 
heiten hievon betroffen. Gerade in fo wichtigen Fragen ift der 
Mangel eines Gerichtäftandes befonders unangenehm. Für einen 
der am ir vorkommenden Fälle fol durch Aufnahme eines 
bejonderen Gerichtsſtandes ($S. 100) Abhilfe getroffen werden. 
Eine principielle Löſung aber, die allen vorkommenden Fällen ge— 
recht zu werden geftattet, verfucht der Entwurf durch die Beltimmung 
bed 8.28, Abſatz 2. Die Beſchränkung auf die Fälle begründeter 
inlänbifcher Gerichtöbarfeit, und die weitere Vorſchrift, daß ber 
Oherfte Gerichtshof bei feiner Wahl an die Kategorie derjenigen 
Gerichte gebunden bleibt, welche nach Beichaffenheit der Rechts⸗ 
ſache zuftändig find (fachlich zuftändiges Gericht), verhindert «8, 
daß der Anordnung des 8.28 Abfa 2 bet der Anwendung etwa 
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Dauer der Zuſtändigkeit. 


F. 29. Jedes Gericht bleibt in Rechtsſachen, welche recht⸗ 
mäßigerweiſe?) bei demſelben anhängig gemacht wurden, *) big 
zu deren Beendigung zuſtändig, wenn ſich auch die Umſtände, 
welche bei Einleitung des Verfahrens für die Beſtimmung 
der Zuſtändigkeit ——— waren, während des Verfahrens 
geändert hätten.“) Dies gilt jedoch nicht von Ken Aende- 
rungen, durch welche die Rechtöfache der inländischen Gericht3- 
barkeit überhaupt oder doch dem Wirkungskreiſe der ordentlichen 
Gerichte entzogen wird.*) 

1) 88, 41, 42, 48, 104. 

2) Klageerhebung 8. 54 Ubf. 1. 

3) Insbeſ. — bes Klagebegehrens 8. 2385 C. P.O. Aus⸗ 
nahme hinſichtlich der fachlichen Zuſtändigkeit des Pflegſchaftsgerichtes, 
8. 110 Abf. 2. 

*) 8.42 Abf. 1. 


Delegation. 


6.30. Sit ein Gericht aus einem der im $. 19 vor- 
gefehenen Gründe an der Ausübung der Gerichtsbarkeit ge- 
hindert, jo hat dasjelbe dDiefe Behinderung dem im Anftanzenzuge 


eine über dad Moment der örtlichen Zuftändigkeit hinausreichende 
Tragweite gegeben werde. Sie hat allfällige in Anfehung der 
örtlichen Zuftändigkeitäbeftimmung fi) ergebende Lüden auszu⸗ 
füllen. (Motive ©. 59.) 


8.80. Der Entwurf Hält mit feinen Beftimmungen über 
die Delegation materiell am geltenden Nechte feft, deſſen Vor⸗ 
ſchriften durchaus ſachgemäße find. Auch die Bejonderbeit, daß 
vormundſchafts⸗ und curatelsbehördliche Agenden von den Bezirks- 
gerichten an den Gerichtshof übertragen werden können ($. 31 
Abſ. 2), entipricht dem gegenwärtigen Zuftande. Jedoch wird 
ſich das Gebiet für die Anwendung dieſes Satzes fünftighin mit 

der Erweiterung der bezirksgerichtlichen Competenz in Sachen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit verhältnigmäßig erweitern. 

Das Verfahren, welches behufs Erwirkung einer Delegation 
einzufchlagen ift, erjcheint bisher nicht geregelt. Der Entwurf 
erachtet ausdrüdliche Beftimmungen darüber nicht für überflüffig, 
zumal fi mit der Einführung des mündlichen Verfahren! von 
felbft die Frage ergeben würde, ob die Forderung einer münd- 
lichen, unter Zuziehung der Parteien vurchzuführenden Verhand- 
lung nicht auch für die Delegirungsentſcheidung erhoben werden 
müffe, aß die Delegirung die Intereſſen beider Parteien be- 
rühren Tonne, hätte dieſer Forderung noch mehr jcheinbare Be- 
rechtigung verliehen. Aus ähnlichen Erwägungen, wie fie bei 
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übergeordneten Gerichte anzuzeigen. Dieſes hat ſodann ein 
anderes Gericht gleicher Gattung zur Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung der Rechtsſache zu beſtimmen. 


6.31. Auch kann aus Gründen der Zweckmäßigkeit auf 
Antrag einer Partei von dem Oberlandesgerichte, in deſſen 
Sprengel das zuftändige Gericht gelegen iR an Stelle des⸗ 
felben ein anderes im Sprengel dieſes Oberlandesgerichtes 
nelegenes Gericht gleicher Gattung zur Berhandlung und 
Entſcheidung beftimmt werden; die einem Bezirkögerichte?) zu- 
fommende Abhandlung einer Verlaſſenſchaſt oder die Bejorgung 
der vormundihafts« oder curatel3behördlichen Gejchäfte kann 
iiberdie3 unter der gleichen Borausfegung auch einem Ge- 
richtöhofe eriter Inſtanz übertragen werden.?) 

Delegirungen aus einem Oberlandesgerichtsſprengel in 
einen anderen find dem Oberften Gerichtöhofe vorbehalten. 


Ein Antrag auf Delegirung Hat feine das Berfahren 
aufichiebende Wirkung. Die Entjcheidung über denjelben er- 
Regelung der Procedur in Ablehnungsfällen Leiteten, glaubt jedoch 
der Entwurf auch bier die möglichft einfache Geftaltung vor- 
ſchlagen zu jollen. Anftatt einer mündlichen Verhandlung, welche 
ben Parteien die Pflicht auferlegt, am entfernten Site des Ober- 
landesgerichtes oder gar des Oberften Gerichtöhofes zu erjcheinen 
oder dort Vertreter zu beftellen, fol eine Ausmittlung und Feſt—⸗ 
ftellung der maßgebenden Momente im Wege der fchriftlichen Ein- 
vernehmung der Parteien oder des zuftändigen Gerichtes treten. 
(Motive, S. 60.) 


8. 31 Tester Abſatz wurde aus nachftehenden Gründen ab- 
geändert. Die Herrenhauscommilfion war der Meinung, daß die 
Entſcheidung über Delegirungen die Intereſſen der Parteien — 
mag die Entſcheidung in der Richtung der Bewilligung oder Ver⸗ 
weigerung erfolgen — doch To weſentlich zu beeinfluffen im Stande 
ift, daß der Partet ein Rechtsmittel gegen die diesbezügliche Ent- 
fheidung nicht wohl verfagt werden fünne. Aus diefem Grunde 
wurde der letzte Sat des letzten Abſatzes des 8. 31 weggelaſſen, 
infolge deſſen die Entſcheidung über das Anſuchen um Delegirung 
durch den Recurs nunmehr anfechtbar gemacht wird. Außerdem 
ſoll aber das nos welches zur Verhandlung oder Entjcheidung 
ber zu delegirenden Sache zuftändig geweſen wäre, den Parteien 
die zur Aufllärung ihres Anſuchens erforderlichen Aeußerungen 
in jedem alle abverlangen, während diefe Einholung von 
Aeußerungen im Entwurfe und in Uebereinftimmung mit dem= 
felden in den Ausfchußanträgen des Abgeordnetenhauſes in das 
Ermeffen des Gerichtes geftellt war. Diefe abweichende Auf- 
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folgt ohne vorgängige mündliche Verhandlung.) Bor der Ent⸗ 
ſcheidung find jedoch dem Gerichte, welches zur Verhandlung 
oder Entſcheidung an fich zuftändig wäre, ſowie den Parteien 
unter Beltimmung einer Frift die zur Aufklärung nöthigen 
Heußerungen abzufordern. 


3) 88. 105, 109. 

?) Mebertragung einzelner Zweige der vormundichafts- oder curatel3- 
behördlichen Geſchäfte an ein anderes Gericht: 8. 111. 

2) Mittels Beichluffes. Recurs 8.514 C. P. D. 88. 14—16 Berl. Bat. 


Beihränfung der Sun nen auf den Gerichts— 
ezirk. 
6,32, Jedes Gericht hat die zu ſeinem Wirkungskreiſe 
gehörigen Amtshandlungen innerhalb des ihm zugewiejenen 
Sprengels jelbit vorzunehmen. 
BZuftellungen und andere gerichtliche Amtshandlungen in 
milttärifchen oder Landwehrgebäuden, oder in Gebäuden, 
welche von Militär oder Landwehr bejegt find, Lönnen jedoch 
nur nach vorgängiger Anzeige an den Commandanten und 
unter Zuziehung einer von diefem beizugebenden Militär- 
oder Landwehrperſon erfolgen.!) 
Behufs Bewirkung von ZBuftellungen an exterritoriale 
Perfonen oder an Perjonen, welche ihren Gerichtsftand vor 
dem Oberfthofmarfchallamte haben,?) und behufs Ausführung 
der gerichtlichen Verfügungen, twelche die genannten Perjonen 
betreffen, ift die Vermittlung des Oberfthofmarfchallamtes und 
erforderlichenfalls des Minijteriums des Taiferlichen Haufes 
und des Aeußern in Anſpruch zu nehmen.?) 
Gleiches ift zu beobachten, wenn ein gerichtlicher Act 
gegen Perjonen, die den ordentlichen Gerichten unterftehen, in 
den faiferlichen Hofgebäuden‘) oder in den Wohnungen der 
Mitglieder des kaiſerlichen Haufes®) oder erterritorialer Per- 
jonen®) vorzunehmen ift. 
1) 8.92 Abſ. 2 C. P. O. Damit ift 8. 12 Abſ. 1 Gef. v. 20. Mai 
1869, R. G. B. Nr. 78 betreffend den Wirkungstreis der Militärgerichte, 
egenftandslos. — Zuftelungen an active Militärperfonen 8. 92 Abſ. 1 
6. P. D. — Ladung derfelden als Zeugen 8. 330, als Sadverftändige 
8. 867 C. P. O. — vergl. Art. VI 2.8 €. G. z. C. P. O. 

2) Art. III E. G.“z. J. N. 








faſſung findet ihren Ausdruck darin, daß in dem betreffenden 
Sage das Wort „können“ duch das Wort „ſind“ erſetzt iſt. 
Die übrigen Aenderungen in dieſem Paragraphen ſind rein 
ſtiliſtiſcher Natur. (Gem. Ber., ©. 23.) 
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3) Nähere Beſtimmungen 8. 119 6.82.09. 

*) Mit dem an da8 D.2.©. Wien ergangenen J. M. E. v. 1. Juli 1877, 
3. 8754 wurde nadjfolgendes Verzeichnis der k. k. Hofgebäubde 
und kaiſ. Luftfhlöfjer, dann jonftiger im Rayon von Wien 
gelegener Gebäude, in welden das Oberfthofmarfhallamt 
rücinhtfich der darin wohnenden Perfonen biegerihtliden Acte vor: 


— £ 


das Unterftandsjägerhäuschen im Faſangarten. 
Il. ®or den Linien. (In ber Ybminiftcation ber T. I. Schloß⸗ 
hauptmannſchaſt von Schönbrunn): a) das Luſtſchloß Shönbrunn mit 
den Haupt= und Nebentracten des — chloſſed, dem Kaiſerhauſe 
bei Hietzing, dem Gloriettegebäude, dem Stöckel im botaniſchen Garten, 
dem Wohnhaufe des Hofgarienrechnungsführers, dem Stöckel in der Me- 
nagerie, der Eidgrube und dem Keller im botanifchen Garten, dem Jäger- 
fe im Safangarten und dem Tirolerhaufe; dazu gehören ferner noch 
olgende Objecte: die Heine Gloriette, das Bärtnerhäuschen im Feldgarten 
nächft dem grünen Thore, das Miliiärwachhaus bei dem grünen Xhore, 
bie jopenannıle Küche nächſt der großen Gloriette, dad alte Schöpfbrunnen- 
haus im he das Reſervoir im Zirolergarten, das Dampf: 
umpenhaus im Zirolergarten, der Hundeftall im Silberfafangarten, das 
thaus im Silberfafangarten, die Eißgrube im Silberfafangarten, die 
Bohnhäufer im Hühner- und Elephantenhofe der Menagerie, das Gärtuer⸗ 
wohnhaus im Sclofferhofe des botanischen Gartens, das Wachhaus nächſt 
der neuen Ausfahrt, und das Wohnhaus auf dem Bauhofe. 
b) Bu © „endorf das Luftichloß Nr. 1; das Kellerhaus und bie 
e ; 


(In der Abminiftration ber k. k. Schloßhauptmannſchaft von Laren⸗ 
Burg): c) zu Laxenburg das alte Schloß Nr. 1; das Urn IE aus 
Ar. 2; der blaue Hof Nr. 8; der Stallhof Nr. 4; das Lascy'ſche Haus 
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Nr. 5; der Geflügelhof ſammt der Hofzufchrott (derzeit in Benutzung ber 
Militärverwaltung) Nr. 6; das vormalige VBerwaltereigebäube Nr. 7 nebit 
der — und dem Feuerldſchrequiſitenmagazin; das Schloß⸗ 
Hauptmanns-Wohngebäude Nr. 8; das Garbeftödel Nr. 9; das Wohnhaus 
für den Hofphufilus Nr. 17; das Gamauf'ſche (Stift’iche) Haus Nr. 19; 
das grüne Haus Nr. 27; das Poms'ſche Haus Nr. 28; das Yägerftödl 
Nr. 40; das Scheck'ſche Haus Nr. 45; der Baumaterialplag Nr. 55; bie 
Gartenmaierei Nr. 84; die Franzensburg Nr. 85; das Kaffeeſchanklocale 
naͤchſt der großen Cascade Nr. 86; das Ho lee an der Mündjen- 
dorfer Allee Nr. 87; die Straßeneinräumers- Wohnung Nr. 88; das Forſt⸗ 
amtsgebäude Nr. 89; das Hofburgwachhaus beim Paraplui Nr. 90; der 
neue Stall fammt Wagenremifen Per. 91; das Invalidenwohnhaus nächſt 
dem Prater Nr. 92; das neue Hofburgwachhaus nächſt dem Garbeftödel 
Nr. 93; da8 Hofburgwachhaus am Schranten pe en Münchendorf Kr. 94; 
da8 Hofburgwachhaus nächſt der Marianeninfe . 9. 


6) Erzberzoglidhe Gebäude: Gartenihloß Sr. k. Hoheit des Hrn. 
Erzherzog3 Franz Karl im Kaifergarten, im Brater; Palais Er. T, Hoheit 
des gm Erzherzogs Carl Ludwig, IV. Savoritenftraße 7 und 9; Palais 
Er. k. Hoheit des Hrn. Erzherzogs Ludwig Victor, I. Kolowratring 11; 
Be e. 8. Hoheit des Hrn. Erzherzogs Albrecht, I. Auguftinerbaftei 6; 

tallgebäude zu dem Palais gehörig, I. Albrechtgafie 1; Palais Sr. t. 
Hoheit des Hrn. —A Wilhelm, I. Parkring 8; Palais Sr. k. Hoheit 
des Hrn. Erzherzogs Rainer, IV. Hauptſtraße 71; Palais Sr. k. Hoheit des 
Hrn. Erzherzogs Franz Yerdinand von Oeſterreich-Eſte, III. Beatrixgaſſe 25, 
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2 Sala öde be Or Onierng Ga Sala, D- Hlentfe 
: r. k. Ho or, IV. aſſe; 
ẽchioß Weilburg —X Baden — en. Erzherzogs gye 


Eig 
Gebäude im ——— von Perſonen, welche in Folge 
beſonderer Anordnung die Erterritorialität genießen: Pa— 
lais des Herzogs Philipp von Württemberg, IX. Strubelbofgafle; ais 
des Herzogs von Coburg, I. Seilerftätte 8. 

Bumertung: Das in der Krieau befindliche Forſthaus gehört zum 
ab. Brivatbefite Seiner k. u. k. apoft. Majeftät. 
6, Berzeihnis der Balais fremder Diplomaten in Wien: 

1. das Gebäude der ftlihen Nuntiatur 1. am Hof 4; 2. das Palais 
der großbritannifchen Botſchaft III. Metternichgaffe 6. 


6.33. Ausnahmeweife und immer nur innerhalb der 
Staatdgrenzen darf ein Gericht behufs Vornahme einer Amts» 
Bon rang die Grenzen feines Sprengels überfchreiten, wenn 

efahr am Verzuge obwaltet oder wenn eine Amtshandlung 


8. 33. Das Ueberfchreiten des örtlichen Sprengel eines 
Gerichtes ift, abgefehen von einer mit dem Verzuge verbundenen 
Gefahr, nur dann zuzulaffen, wenn bie Natur der Amtshandlung 
e3 erfordert. Ein folder Fall kann eintreten, wenn es fi) um 
einen Augenſchein oder um einen NRealact in Anfehung einer 
Liegenſchaft handelt, welche von der Grenze zweier Gerichtsbezirke 
durchichnitten wird, oder wenn in einer Befigftörungsftreitigleit 
in Anfehbung von Grundftüden, die an der Grenze liegen, einft- 
ne Verfügungen getroffen werben follen. Auch bei obiwalten- 
der Gefahr dürfen die Intereſſen der Parteien nicht unter dem 
Principe leiden, daß der örtliche Sprengel bed Gerichted ein 
Ben werden müſſe. Es Tann fich ergeben, daß der in ber 

ähe ber Bezirkögerichtögrenze, jedoch ſchon in einem anderen 
ale perugel mwohnbafte Drittichuldner in den nächſten Stun- 
ben feinem Gläubiger Zahlung leiften will. Die der Sicherung 
bedürftige oder Erecution führende Partei erfährt erft ganz kurze 
Zeit zuvor von dem Vermögen, welches ihr verloren ift, fobald 
es in die Hände ihres Schuldners gelangt. Die Requifition des 
Bezirksgerichtes ift vielleicht in jo kurzer Frift nicht möglid). 
— wird dadurch der Erfolg der ganzen Maßregel zweifel: 
aft. Hier ift die Meberfchreitung der Gerichtögrenze ohne Zweifel 
das un Uebel. Deshalb wird vorgefchlagen, ben Gerichten 
die Möglichkeit zu eröffnen, in ſolchen und ähnlichen Fällen raſch 
und unbehindert durch ein Lediglich Iocale8 Moment alle zum 
Schutze der Parteiintereffen erforderlichen Vorkehrungen treffen zu 
tönnen ($. 33). Dafür, daß das Ausnahmsweife eines folchen 
Borganges fi im Bewußtfein erhalte, und daß dieſe Geftattung 
nicht zur Bermiſchung der territorialen Sonderungen der Gericht3- 
barkeit führe, forgt einestheils die a des 3 33 und ander: 
feit3 die Beichränfung ber bier den Gerichten ertheilten Befugnis 
auf einzelne Amtshandlungen. 
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an der Grenze de3 Gerichtsiprengels ftattfinden fol. Das 
Gericht, in deffen Sprengel eine ſolche Amtshandlung voll- 
zogen wird, ift hievon in Kenntnis zu feben. 


Mebertragung einzelner Gejchäfte an den Bor- 
jigenden oder an einen beauftragten Richter. 


& 34. Die Bornahme gerichtliher Handlungen durch 
den Präfidenten des Gerichtshofes") oder durch den Borfigen- 
den des Senates?), welchem eine Rechtsfache zur Verhandlung 
oder Entjcheidung zugewieſen ift, oder die Uebertragung ge- 
richtlicher Handlungen an ein einzelnes Mitglied dieſes Senates 
oder des zuftändigen Gerichtähotes (beaujtragter Richter) ?) ift 
nur in den gejeglich beftimmten und in den durch Die Vor- 
Schriften über die innere Einrichtung und Geſchäftsordnung 
der Gerichte bezeichneten Yällen zuläſſig. 

Die Uebertragung gerichtlicher Handlungen an ein Mit- 
glied des Senates oder des zuftändigen Gerichtshofes fteht, 
wenn nicht durch die Hierauf bezüglichen Vorjchriften etwas 
anderes angeordnet oder insbeſondere der Borfitende hiezu 
ermächtigt ift,*) nur dem zur Verhandlung und Entjcheidung 
der Rechtsfache berufenen Senate zu. 

1) 88. 79, 91, 100 Ubf. 1, 219 Abſ. 2, 224 Mbf. 2, 247 Abf. 8, 

328 an. 8, 386 Abf. 2, 470, 524 Ubi. 3, 584 Abf. 1, E.B.D. 

?) Urt. XIV 28. 8 88, 

Abi. 2 
107 Abf. 3, 115 Ubf. 1, 117 Abf. 2, 122 Mbf. 1, 138 Abf. 1, 


139, 140, 160 Wbf. 3, 180—186, 198, 197, 199, 200, 202, 211, 214, 
Abf. 2, 224 Mbf. 2, 230, 287 Abf. 2, 239, 241244, 255— 258, 265, 





Nicht angemeffen erichien es Hingegen, das Uebergreifen in 
einen anderen Gerichtöfprengel im Falle der Zuftimmung des 
betreffenden Gerichtes ſchlechtweg zuzulaſſen. Die Ausübung der 
ftaatlichen Gerichtögewalt bietet nicht einen Gegenftand, über 
weldden die Organe des Staates durch Willendacte, namentlich 
durch Verzicht disponiren fünnten. (Motive, S. 61.) 


8.34. Die Gefammtheit der in einem collegialgerichtlichen 
Verfahren vorfommenden und zu deſſen Erledigung nothiwendigen 
Amtshandlungen thatfächlich durch den Senat jelbft vornehmen zu 
laffen, da8 würde — jelbft wenn es ausführbar und mit ben 
NRüdfichten auf eine thunlichit ökonomische Verwendung ber Rechts⸗ 
pflegeorgane vereinbar wäre — zu den allergrößten Unzuträglich- 
keiten Anlaß geben. Welche Functionen das find, Tann aus der 
Natur der Sache nur im Zufammenhange mit ber Normirung 
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426, 429, 470, 480, 481, 486, 516, 524 Ubf. 3, 527 Abſ. 1, 601, 
A1ıC.$ 9. 

3)8.35 J. N. 88. 148, 208, 204, 205, 216, 217, 239, 241, 242, 
243, 5256, 376278, 282—285, 288, 289, 300, 324, 326 Abi. 3, 
328, 332, 3833, |334, 337 „u 8 u. 3, 338 Wbf. 2, 339, 340, 842, 352, 
355, 356, 357, 360, 362 Abi. 2, 365 Mbf. 2, 368 Ubf. 2 u. 3, 397, 
439, 473 Ubf. 2, 488 Mbf. 2, 524 Mbf. 8, 527 Abf. 1, 584 Abf. 1, 


BD. 
6) 3.8. 88.79 205, 247, 584.€.2.0. Art. XIV. E. G. z. J. N. 


der betreffenden Handlungen ſelbſt feſtgeſetzt werden. Dies macht 
den im 8. 34 Abſ. 1 aufgenommenen Vorbehalt nöothig; neben 
dem Geſetze mußten die Vorſchriften über die innere Einrichtung 
und Geſchäftsordnung der Gerichte erwähnt werben, weil die bloße 
Berweilung auf den Entwurf einer Eivilproceßordnung noch keine 
Norm für das Berfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit bietet. 
Das Ausscheiden einer Thätigkeit aus dem einen Gerichte (Senate) 
zugewviefenen Wirkungskreiſe kann aber nicht dem richterlichen Er- 
meſſen anheim gegeben werden. 

Unbefchabet der fid aus jenem Borbehalte ergebenden Einzel- 
beftimmungen, glaubt der Entwurf den allgemeinen Sat aus- 
fpredden zu jollen, daß richterliche Amtshandlungen, welche außer- 
bald einer mündlichen Verhandlung oder außerhalb einer Sigung 
vorzunehmen find, wenn nicht der Weg des Erſuchens befchritten 
wird, immer duch ein Mitglied des Gerichtshofes und nicht durch 
das Eollegtum felbft vorzunehmen feien (8.35). Wenn in Feiner 
anderen Hinficht, wird der Sat ſchon als Auslegungsregel wohl- 
thätig wirken, indem er überall, wo es an einer conereten Be— 
ftimmung fehlt, oder doch die Tragweite einer foldhen zweifelhaft 
ift, eine bejondere interpretative Thätigkeit entbehrlih macht und 
damit auch Beichwerbeführungen über diefen Punkt borbeugt. 
Amtshandlungen der im $. 35 Abf. 1 bezeichneten Art werden 
ſchon heute durchgängig von einem belegirten Mitgliede des 
Senated vorgenommen, ein Beweis dafür, daß diejer Vorſchrift 
eine der collegialen Gefhäftserledigung abbolde Tendenz völlig 
fremd iſt. Da bei Gerichtshöfen der Senat das zur Ausübung 
der Gerichtöbarkeit berufene, im Befige dieſer Gerichtsbarkeit be- 
findlihe Organ ift, Kann die Uebertragung von Amtshandlungen 
an ein einzelnes Mitglied des Senated oder Gerichtshofes prin- 
cipiel niemand anderem ald dem Senate zuftehen ($. 34 Abf. 2). 
Daran unbedingt feftzuhalten, würde aber bisweilen mit den Jn- 
tentionen einer guten und namentlich einer fchleunigen Gefchäfts- 
behandlung in Widerftreit bringen und deshalb ift namentlich im: 
Entwurfe einer Eivilproceßordnung vielfach dem Vorfigenden des 
Senates die Ertheilung eines Auftrages überlaffen. In zweifel- 
108 unpräjudicirlichen Fällen wird auf diefe Weife die Zuſammen⸗ 
berufung des Senates und der Zeitaufwand einer befonderen 
Sitzung erfpart, deren Reſultat ſchon von vornherein ein gewiſſes 
war und durch die collegiale Berathung keinerlei Förderung ers 
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6.35. Nichterliche Amtshandlungen, welche außerhalb 
einer mündlichen Verhandlung oder außerhalb einer Sigung 
— find, ohne daß die Bedingungen für ein des⸗ 
halb an ein anderes Gericht zu ftellendes Erfuchen vorhanden 
wären,?) find im Verfahren vor Gerichtähäfen einem beauf- 
tragten Richter zu übertragen.?) 


Beichlüffe eines beauftragten Richters können, fofern im 
Geſetze nicht3 anderes beftimmt ift,?) von dem Gerichte, welches 
den Auftrag eriheilt hat, auf Antrag oder von amtömwegen 
abgeändert werden.) Bor der Enticheidung find die zur 
Aufklärung des Sachverhaltes erforderlichen Erhebungen zu 


pflegen. 
1) 8. 36. 
®) Side Anm. 3 zu 8. 34. 
8), Siehe Unhang 1 zur C. P. O. und 8. 235 C. P. O. 
*) Bergl. 88. 255, 342 C. P. O. — Anfechtung burch Recurs unftatt- 
haft, wenn nidht früher die Abänderung des —*8 beim Gerichts⸗ 
hofe beantragt wurde. 8. 516 C. P. O. 


fahren konnte. Die Entſcheidung für den einen oder anderen Vor—⸗ 
gang kann auch bier nicht in das Belichen des Vorfigenden ge- 
ftelt werden. Seine Berechtigung zur Beauftragung des Senats⸗ 
mitgliede8 oder bed Mitgliedes des GerichtShofes geht über die 
durch das Gefe und die Geſchäftsordnung im voraus beftimmten 
Fälle nicht hinaus. (Motive, ©. 61.) 


8.35. Durch die Uebertragung ber Amtshandlung wird das 
damit betraute Mitglied des zuftändigen Senates oder Gerichtes (beauf- 
tragte Richter) nicht zu einem felbftändigen Richter oder Gerichte. 
Hierin liegt der Unterſchied zu demjenigen Verhältniſſe, welches 
durch die Uchertragung einer richterliden Amtshandlung an einen 
erfuchten Richter begründet wird. Der dem Cognitiondgerichte 
felbft angebörige, zur Vornahme einer Amt3handlung berufene 
Richter ift niemals ein erfuchter Richter. Auch dann, wenn ihm 
zum Zwecke des Vollzuges de8 Auftrages ein mehr minder felb- 
ftändiger —— eingeräumt iſt, hört der beauftragte Richter 
(im geſetzlichen Sinne des Wortes) nicht auf, als ein Organ des 
Gerichtes zu fungiren, von dem der Auftrag ausging. Man muß 
demnach von biefem Gerichte Abhilfe genen die Verfügung des 
beauftragten Richter8 erlangen können. Eine Berwetfung auf den 
Weg bes Inftanzenzuges kann erft dann eintreten, wenn eine Ent- 
fcheidung des Gerichtes felbft vorliegt. Es ift deshalb insbeſondere 
auch den Parteien zu geftatten, von dem Gerichte (Senate) Ant- 
wort auf die Frage zu begehren, ob es fi zur Amtshandlung 
des beauftragten Richter bekenne, diefelbe billige. Und es wird 
dem Senate nicht verfagt werden können, eine Amtshandlung bes 
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Vebertragung des Bollzuges von Amt3handlungen 
an andere Gerichte. 


6.36. Der Vollzug von Amtshandlungen, die ein Kreis-, 
Landes-, Handelögeriht oder ein Handels⸗ und Geegericht 
gemäß $. 32, Abſatz 1, felbft vorzunehmen hätte, ift einem 
im Sprengel dieſes Gerichtshofes gelegenen Bezirksgerichte 
a übertragen, wenn dies entweder durch bejondere geſetzliche 

orichriften angeordnet ift, oder wenn dadurch die Behand- 
Yung der Sache erleichtert oder unnützer Koftenaufwand ver- 
mieden werden fann. Wegen des Bollzuges der außerhalb 
jeine8 Sprengel3 vorzunehmenden Amtshandlungen!) (Rechts⸗ 
hilfe) hat fi) das Gericht, bei welchem die Rechtsſache an⸗ 
hängig ift, an das Gericht zu wenden, bei welchem oder in 
deſſen Sprengel die Handlung vorzunehmen ift. 

Die Uebertragung des Bollzuge3 von Amtshandlungen 
an ein anderes Gericht (erfuchter Richter) gefchieht durch ein 
an dasſelbe geftelltes Erfuchen. Wird ein ausländijches &e- 


beauftragten Richters in dem Sinne zu corrigiren, in welchem 
jeiner Meinung nach diefelbe von vornherein hätte vorgenommen 
werben follen (8.35 Abf. 2). Letztere Eorrectur wird felbftver> 
ftändlich fo zeitlich gefchehen müfjen, daß fie noch feine auf jene 
Amtshandlung gegründeten und aus berjelben erwachienen Rechte 
der Partei vorfindet. (Motive, S. 61, 62.) 


8.36. Die Uebertragung richterlihder Amtshandlungen, die 
in dem eigenen Sprengel des erfuchenden Gerichtes vorzunehmen 
find (das fogenannte Jurisdicitionsmandat) hat in der Vorfchrift 
des 8.11 der geltenden Jurisdictionsnormen ihr Vorbild. Mit 
Nüdfiht auf Die bezüglichen Beftimmungen des Entwurfes einer 
Civilproceßordnung und eines Gefeßed über Erecutiond- unb 
Sicherungsverfahren muß neben den im $.11 eit. angeführten 
Vebertragungsgründen zu aller Vorficht auch noch ausdrüdlich des 
Falled Erwähnung gefchehen, daß ſolche Uebertragungen gejetzlich 
angeordnet find, obwohl es faum zweifelhaft fein dürfte, daß auch 
ohne diefe Hervorhebung den betreffenden Borfchriften eines an- 
deren Geſetzes volle verbindliche Kraft zufommen würde Die 
Vebertragung der „endlichen  Entfcheidung einer Rechtsangelcgen- 
beit” nad) dem Mufter der geltenden Jurisdictionsnormen als un⸗ 
zuläffig zu erklären, beftand nach der Zertirung des 8.36 Abf. 1 
feine Nöthigung. Denn hienach ift das AJurisdictionsmandat auf 
den Vollzug von Amtshandlungen befchräntt. 

Der um letzteres angegangene Richter tft im Sinne de Ge⸗ 
ſetzes erfuchter, nicht beauftragter Richter, alfo felbftändiges Ge⸗ 
richt. Eine Abhilfe gegen die von dem erfuchten Richter innerhalb 
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richt erfucht, jo find dabei die bejonderen hierauf bezüglichen 
Anordnungen (Staatöverträge, Regierungserflärungen, Mini- 
fterialverordnungen) zu beobadhten.?) 

2) Sofern nicht die Borausfeßungen des 8. 38 zutreffen. 

2) Bergl. Urt. XXXV E. G. 3.8.8.9. — a — einzelner 


Biweige der vormundſchafts⸗ "ober curatelsbehörbfichen Geſchaͤſte an ein 
anderes Gericht: 8. 111. 


feines Wirkungskreiſes getroffenen Verfügungen ift hienach im 
regelmäßigen Inſtanzenzuge zu erzielen. Doc ift in ben beiden 
früher erwähnten Geſetzentwürfen der Wirkungskreis des erfuchten 
Richters je nach Lage der Sache verfhhichen weit bemeffen und be- 


. grenjt und auch in Anfehung ber Be a Le man 


aus Zwedmäßigkeitsgründen an einzelnen Stellen Mobdificationen 
nn dem eben ausdgefprocdhenen Grundfage in Vorſchlag bringen 
zu jollen. 


Soferne Amtshandlungen außerhalb des eigenen Sprengel 
in Frage fommen, hört die Uebertragung ihres Bollzuges auf, 
Act des Ermeffen3 oder der Opportunität zu fein und wird noth- 
wendig, eine Folge des allgemein anerkannten und auch im $. 32 
des vorliegenden Gefegentwurfes ausgeſprochenen Grundfates ter- 
ritorialer Beihränfung der Amtsgewalt der einzelnen Gerichte. 
Wenn zur Fortfegung oder Beendigung bes bei einem beftimmten 
ee anhängigen Verfahrens ſolche Amtshandlungen in frem⸗ 
den Gerichtsſprengeln erforderlich werden, muß das territorial 
hiezu berufene Gericht um dieſe Vornahme erfucht werden. In⸗ 
dem es diefem Erſuchen entjpricht, nimmt es eine Handlung der 
eigenen Gerichtöbarleit vor, nicht übt es eine vom erfuchenden 
Gerichte ihm delegirte GerichtSbarkeit aus; es unterftütt durch Acte 
der eigenen Gericht3barkeit das erfuchende Gericht in der Aus⸗ 
übung feiner GerichtSharkeit, Hilft ihm biebei. Deshalb ift Hier 
im Gegenſatze zu den früher befprochenen Fällen von Rechtshilfe 
die Rede. Sowie das Erſuchen die Grenze des Sprengelö des er- 
fuchenden Gerichtes überfchreitet, wird es zu einem Erfuchen um 
Nechtshilfe. Das Verhalten der Gerichte ſolchen RechtShilfeerfuchen 
gegenüber wird durch bie SS. 37 ff. beftimmt. 


Die Stellung des um NRechtshilfe erfuchten Gerichte kann 
in Beziehung auf den Vollzug felbit Feine andere fein, als Die 
Stellung, welche dem erfuchenden inländiſchen Gerichte zukommen 
würde, wenn c8 den Vollzug felbft vorzunchmen hätte. Den 
Parteien fteht daher auch Hier für den Fall, als fie einer Abhilfe 
bedürfen, in ber Regel der gewöhnliche Inftanzenzug offen. Die 
Differenzen, welche etwa zwifchen erfuchendem und erfuchten Ge- 
richte entftehen, werden — foferne nichts anderes angeordnet ift — 
auf dem Wege der Dienftesaufficht durch das nächſt Höhere beiden 
Gerichten vorgeſetzte Gericht zu Löfen fein. (Motive, ©. 62.) 
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Rechtshilfe auf Erſuchen inländiſcher Gerichte. 


6,37, Die im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes befindlichen 
Gerichte haben ich gegenfeitig') Rechtshilfe zu Leiften. 

Das Erjuhen um eine im Geltungsgebiete dieſes Ge⸗ 
jeße3 zu gewährende Rechtshilfe ift, wenn nichts Anderes be- 
ftimmt ift, an das Bezirkögericht zu ftellen, in deſſen Sprengel 
die Amtshandlung vorgenommen werden fol. Das Erjuchen 
um Vornahme bücherlider Eintragungen?) oder ſolcher Amt3- 
handlungen, die nur bei einem bejtimmten Gerichtöhofe?) vor⸗ 


8.37. Weber die Art, in welcher die Gerichte im Geltungs- 
gebiete dieſes Geſetzes fid) gegenjeitig Rechtshilfe zu leiften haben, 
braucht bier nicht verfügt zu werden. Soferne die NRechtshilfe 
Gegenftände des ftreitigen civilgerichtlichen Verfahrens oder der 
Erecution betrifft, tft die Frage nah YZuläffigkeit der vorzu- 
nehmenden Amtshandlung und nad den bom erjuchten Gerichte 
biebei zu beobachtenden Bedingungen in den bezüglichen mebrer- 
wähnten Geſetzentwürfen entfchieden. Für das außerftreitige Ver⸗ 
fahren aber ift in diefer Hinficht auf das Taiferliche Patent vom 
9. Auguft 1854, R. ©. B. Nr. 208, und die Beftimmungen ber 
Gerichtsinftruction Bezug zu nehmen. Someit an die Stelle letz⸗ 
terer eine neue Geſchäftsordnung für die Gerichte treten follte, wird 
dann Anlaß fein, fi auch in berfelben mit der Frage der Nechts- 
hilfe zwifchen inländifchen Gerichten entiprechend zu befaffen. So- 
ferne an beu eben erwähnten Orten auch die Competenz für die 
Nechtöhilfegemährung geordnet ift, bat es hiebei fein Bewenden. 
Mangels einer Borfchrift Hat Hingegen die Beftimmung des $. 37 
Abſatz 2 zur Anwendung zu kommen. Der in Abjas 3 diefes 
Paragraphen ausgeſprochene Rechtsſatz beanfprucht Hingegen ganz 
allgemeine Geltung. Er wirkt auch auf die Fälle zurüd, in 
welchen bie Competenz zur NechtShilfegewährung durch andere 
Rechtsquellen in anderer als der in Abſatz 2 dargelegten Weife 
geordnet ift. Sein Zweck ift, alle die Schwierigkeiten abzufjchneiden, 
welche durch die Frage entiteben könnten, ob die in Ausübung 
ber befonderen Gerichtsbarkeit angeluchte Nechtshilfe den befon- 
deren Charakter des Verfahrens, dem fie dienen fol, berart bei- 
behalte, daß alle oder wenigſtens manche von ſolchen Rechtshilfe⸗ 
bandlungen auch nur durch ein zur Ausübung jener beſonderen 
Gerichtsbarkeit berufenes Gericht vorgenommen werben dürfen. 
Durch Abſatz 3 diefes Paragraphen werden alle in Anfehung der 
fachlichen Zuſtändigkeit zwiſchen ben verfchiedenen Gerichten be- 
ftehenden Unterfchiede in Hinficht der Necht3hilfegewährung für be- 
langlos und lediglich das verhältnismäßig leicht wahrzunchmende 
Moment der örtlichen Zuftändigleit (Einhaltung des territorialen 
Wirkungskreiſes des erfuchten Gerichtes) als beachtlich erklärt. Da⸗ 
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genommen werden können, ſind an das Gericht zu ſtellen, 
bei welchem ſich die Einlage befindet, in der die Eintragung 
erfolgen ſoll, oder welches die Amtshandlung ſonſt vorzu— 
nehmen hat. 
Das Erſuchen iſt abzulehnen, wenn der erſuchte Richter 
zu der betreffenden Handlung örtlich unzuſtändig iſt.“) 
1) Rechtshilfe auf Erfuchen von Schtebörichtern 8. 589 C. P. O. — 
Ban SI ae nageetten Art. XXI E. G. 3. C. P. O. — Urt. XII 


.G. z. J. N. 
2) Art. XVII E. G. z. J. N. 
3) Realacte in Bezug auf landtäfliche, oder Lehengüter oder aus dem 
Gemeindeverbande aus elhiedene — — 8. 117. 
4) Bergl. Urt. J E. G. z. J. N. 


Rechtshilfe auf Erſuchen ausländiſcher Gerichte. 


F. 38. Die im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes befindlichen 
Gerichte haben ausländiſchen Gerichten über Erſuchen Rechts— 


durch wird da3 Nechtshilfeverfahren viel an Kinfachheit und 
Schnelligkeit gewinnen. (Motive, ©. 63.) 


8.38. Die NRechtöhilfe Tann auch ausländifchen Gerichten 
geleiftet werben. Die Borausfegungen, von welchen die Gewährung 
einer ſolchen Rechtshilfe abhängt, find an diefer Stelle nur info- 
weit zu erklären, al3 fie allgemeiner Natur find. Auf das Ver⸗ 
fahren in Sachen der Zwangsvollftredung auf Grund ausländifcher 
Urkunden und Acte beziehen fich die Vorfchriften der 88. 37 ff. 
nicht. Die hiefür aufzuftellenden befonderen Vorausſetzungen können 
nur im Zufanımenhange mit den übrigen Vorfchriften des Ere- 
eutiond- und Sicherungdverfahrens von der Gefebgebung geregelt 
werden. Hievon abgefehen find die allgemeinen Bedingungen der 
ausländifhen Gerichten zu gewährenden Rechtshilfe im 8. 38 und 
zwar in einer den herrfchenden Anſchauungen und der Gefek- 
gebung anderer Staaten fi anfchließenden Wetfe normirt. Der 
dem Suftizminifter dur 8. 38 Abſatz 3 eingeräumte Einfluß 
findet feine Begründung in der Nothwendigkeit, die gleichförmige 
Auffaffung des Neciprocitätserforderniffes thunlichft zu fürdern 
und zu fichern, und in der weiteren Erwägung, daß dem Juſtiz⸗ 
minifter die zur Feftftelung des Nechtözuftandes eines Landes 
und damit zur richtigen — der Gegenſeitigkeitsfrage dienlichen 
Mittel in ungleich höherem Maße als irgend einem Gerichte zu 
Gebote ftehen. Indem die vom Juſtizminiſter — Auskunft 
für verbindlich erklärt wird, greift die Geſetzgebung nicht in die 
dem unabhängigen Richteramte vorbehaltene Sphäre der Rechts⸗ 
anwendung ein; denn jene Auskunft betrifft nur eine thatſächliche 
Vorausſetzung der Rechtſprechung. 

Die im 8. 38 Abſatz 2 und 3 enthaltenen Gompetenzbe- 
ftimmungen find ſchlechthin für das Erjuchen um eine im Geltungs⸗ 
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hilfe zu leiften, fofern nicht bejondere hierauf bezügliche An⸗ 
ordnungen (Staatöverträge, Regierungserflärungen, Minifte- 
rialverordnungen) etwas Anderes feſtſetzen.) 

Die Rechtshilfe ift zu verweigern: 

1. wenn die von dem erjuchenden Gerichte begehrte 
Handlung nad) den im Inlande Hiefür geltenden Beftimmungen 
dem "Geichäftskreife der Gerichte entzogen ift; jollte die be- 
gehrte Handlung im Gejchäftsfreife anderer inländifcher Be⸗ 
hörden gelegen fein, jo fann das erſuchte Gericht das Er- 
ſuchen an die hiernach zuftändige Behörde leiten; 

2. wenn die Vornahme einer Handlung begehrt wird, 
welche durch die für das inländifche Gericht verbindlichen 
Geſetze verboten ift; oder 

3. wenn es an der Beobachtung der Gegenfeitigfeit fehlt. 
Bezweifelt das erjuchte Gericht den Beftand der Gegenjeitig- 
feit, jo hat e3 darüber die für dasjelbe jodann bindende Er- 
färung des Juſtizminiſters einzuholen.?) 

) Art. XXXV E. G. z. C. P. O. Siehe bie Vorſchriften über bie 
Eorreipondenz mit dem Ausiande bei Manz VI. Bd. 1. Abth. S. 314— 339, 
zul Sreuhen ausländifcher Erecutionstitel Manz VI. Bb. 2. Abth. 

2) Bergl. 8.48 I. N., 8.68 Abſ. 2. C. P. O., Art IX E. G 3. J. N. 


6.39, Die begehrte Rechtshilfe iſt nad) den Vorſchriften 
der für da3 erfuchte Gericht verbindlichen Geſetze zu gewähren. 
Soweit e3 nach diefen Gefegen zuläffig ift, hat das erjuchte 
Gericht alle zur Erfüllung des Erſuchens erforderlichen Vor— 
fehrungen und Verfügungen von amtöwegen zu treffen. 

Bei Gewährung der Rechtähilfe von den Borfchriften 
der im Inlande geltenden Gelege abzumeichen ijt nur dann 
geftattet, wenn ausdrüdlich erſucht wurde, bei den vorzu- 
nehmenden Handlungen einen beftimmten, durch das auslän- 
difche Recht geforderten Vorgang einzuhalten, und diejer Vor⸗ 





gebiete dieſes Geſetzes zu gewährende NRechtshilfe erlaffen. Von 
wem das Erfuchen ausgeht, ift dabei nicht unterjchieden. Sic 
gelten deshalb auch für die von ausländifchen Gerichten einlangenden 
RechtShilfegefuche mit der Maßgabe, daß analog der Beitimmung 
des 8. 39 3. 1 dem örtlich unzuftändigen Gerichte die Möglich- 
feit eröffnet ift, das Erſuchen an das für dasfelbe zuftändige Ge- 
richt zu leiten. Bon einer Pflicht Hiezu kann nicht die Rede fein, 
denn die empfangenen Erfuchen werden nicht immer aud) genügende 
Angaben über die für die Eompetenzbeurtheilung wichtigen Um⸗ 
ftände enthalten. (Motive, ©. 63 u. 64.) 
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gang durch keine Vorſchrift der inländiſchen Geſetzgebung 
verboten erſcheint. 


6.40. Wird die Gewährung der Rechtshilfe von dem 
erjuchten Gerichte verweigert, oder entitehen aus Anlaß der 
Gewährung der Rechtshilfe in Bezug auf deren Ausführung 
oder in anderer Hinficht Meinungsverjchiedenheiten zwiſchen 
dem erjuchhenden und dem erjuchten Gerichte, jo hat auf Be- 
gehren des erjuchenden ausländifchen Gerichte oder eines 
anderen Hiezu berufenen ausländifchen öffentlihen Organes 
das dem erjuchten Gerichte vorgejehte Oberlandesgericht ohne 


8.40. Wenn bie NRechtshilfe einem auswärtigen Gerichte zu 
leiſten iſt, koönnen leicht zwiſchen diefem und dem erjuchten Gerichte 
über die Frage des „Ob“ und „Wie“ Meinungsverfchiedenheiten 
entftehen. Man bedarf bier einer bejonderen Beitimmung, um 
die fonft vielleicht auf dem Wege der Dienſtesaufficht erreichbare 
Löfung in anderer Weife erzielen zu können. Diefem Zwecke ent- 
ſpricht es, zuzulaffen, daß das erjuchende Gericht oder ein anderes 
Organ des betreffenden ausländiſchen Staates im Falle einer 
a se ber Rechtshilfe das dem erfuchten Gerichte vorge⸗ 
ſetzte Oberlandesgeriht anrufen könne ($. 40). Obgleich das 
Oberlandesgericht nicht immer das dem erjuchten Gerichte un- 
mittelbar vorgefette Gericht fein wird, wurde jene Function den⸗ 
noch demfelben zugewiejen, weil es fich empfiehlt, bei der Löfung 
von Fragen, melde das Gebiet des Völkerrechtes berühren, dem 
Auslande Beſchwerdegerichte zu bezeichnen, die nicht nach den dem⸗ 
felben minder — Competenzabſtufungen wechſeln, und 
weil auch in dieſer Beziehung die Sorge für die Gleichförmigkeit 
des Vorganges der Gerichte mitzuſprechten hat. Durch dieſe Vor⸗ 
kehrung bleibt jedoch nach der Natur der Sache die Stellung des 
erſuchten Gerichtes gegenüber den Parteien und die Anfechtbarkeit 
der dem regelmäßigen Inftanzenzuge unterworfenen Entfcheidungen 
diefe8 Gerichte ganz unberührt. Die im $. 40 gedachte Bor- 
fehruug kann demnach dann nicht zur Anwendung gelangen, wenn 
nur Parteien einfchreiten und die Requifition eines ausländifchen 
Öffentlichen Organes gar nicht vorliegt. (Motive, ©. 63.) 

8. 42 der Anträge des Permanenzausfchuffes des Abgeord- 
netenhaufes, welcher als $. 40 hinter den 8. 39 gereiht wurde, 
und fomit al$ Ganzes zu den bereit oben erwähnten Beftimmungen 
gehört, welche aus Gründen der Syſtematik umpgeftellt wurden 
bat außerdem eine meritorifche Aenderung dadurch erfahren, da 
der lebte Sat diefes Paragraphen weggelaffen wurde. In diefem 
legten Sabe ift in Sachen der Gewährung der Rechtöhilfe an aus⸗ 
wärtige Gerichte ein Rechtsmittel verjagt, wenn der Beſchluß des 
inländifhen erfuchten Gerichtes, der auf die Verweigerung der 
Rechtshilfe Tautet, vom Oberlandesgerichte beftätigt wurde. Die 
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vorhergehende mündliche Verhandlung über die Redytmäßig- 
feit der Weigerung oder über den jonftigen Gegenftand der 
Meinungsverjchiedenheit zu enticheiden.') 


1) Recurs 8. 514 C. P. O. — Sinngemäße Anwendung bei nn 
Dt ggzegurer Gewerbe⸗Schiedsgerichten u. Schiedsrichtern, Art. I, 
. Goz J. N. 


Prüfung der Zuſtändigkeit. 


6.41. Sobald eine Rechtsſache der ſtreitigen oder frei« 
willigen Gerichtsbarkeit bei einem Gerichte anhängig wird, 
hat dasſelbe feine Zuftändigfeit‘) von amtswegen zu prüfen. 

Diefe Prüfung erfolgt in bürgerlichen Streitiachen auf 





SHerrenhauscommiffton war ber Anſicht, daß der ausländiſchen 
& Sn die Möglichkeit gegeben werden müſſe, die gerade in 
ragen be3 internationalen Rechtsverkehres bejonders wichtige 
Entieheibung des Oberften Gerichtshofes einzuholen, zumal eine 
Ablehnung des Anſuchens um Rechtshilfe durch das Oberlandes- 
gericht leicht von präjudicieller Wirkung für fpätere Fälle fein und 
damitauch leicht zur Schädigung oder Gefährdnung des internationalen 
Rechtsverkehres beitragen Tönnte. (Gem. Ber., ©. 23.) 


8.41. Betreff der Prüfung und Unterſuchung des Competenz- 
punktes, welche beim Anhängigwerden felbft anzuftellen tft, wird 
im $.41, Abſatz 1 das geltende Recht übernommen. 
| Die ftrenge Durchführung ber Competenzregeln hat ihre Ge- 
fahren. Wenn das vor dem zuftändigen Gerichte eingeleitete 
Proceßverfahren ohne Rückficht darauf, ob fich der Procch nicht 
etwa in einem vorgefchritteneren Stadium befindet, aufgehoben 
und nichtig erflärt werden kann, fo werden ſich auch die Fälle 
einer zwecklos aufgewenbeten vergeblihen Proceßthätigfeit ver⸗ 
mehren. Bei ber freieren Stellung des Richter3 und bei correcter 
Erfüllung feiner im Gefete betonten Pflicht zur genauen Ermittlung 
des Competenzpunktes ift es allerdings wahrſcheinlich, daß die 
Unzuſtändigkeit zumeiſt ziemlich zeitlich entdeckt und feſtgeſtellt, der 
Verluſt und die Verzögerung alſo regelmäßig nicht zu erheblich 
ſein werden. Aber das muß nicht nothwendig in allen Fällen 
zutreffen. Dann wäre es überhaupt wünſchenswerth, wenn in 
Bezug auf die Ordnung der Competenzfrage gegenüber dem geltenden 
Rechte manche Vereinfachungen eintreten würden; namentlich ſolche 
Veränderungen würde der Rechtsverkehr mit Freude begrüßen, 
welche die Zuſtändigkeitsbeſtreitung zum Zwecke der Verzögerung 
zu mißbrauchen verwehren. Abgeſehen von dem, was der Entwurf 
einer Civilproceßordnung in dieſer Richtung enthält und abgeſehen 
von den hierauf bezüglichen Anordnungen, welche im erſten und 
zweiten Abſchnitte des zweiten Theiles dieſes Entwurfes vorge⸗ 
ſchlagen werben, dürfte jenem Verlangen und zugleich dem Be⸗ 
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Grund der Angaben des Klägers,) dafern dieſe nicht dem 
Gerichte bereit3 al3 unrichtig befannt find.?) 

In nichtitreitigen bürgerlichen Rechtsſachen jedoch, ferner 
im Erecutionsverfahren, ſowie beit Erlaflung einftweiliger 
Verfügungen und bei Eröffnung des Concurfes hat das Ger 
riht, ohne an die Angaben der Parteien gebunden zu fein, 
die für die Zuftändigkeit maßgebenden Verhältniffe von amts⸗ 
wegen zu unterſuchen. Es Tann zu — Zwecke von den 
Betheiligten alle nöthigen Aufklärungen fordern. 

1) Sowohl die ſachliche, wie die örtliche, 8. 48. — Zurückweiſung ber 

Klage wegen Unzuftänbigtei, 8. 230 6.8.0. 

2) 8. 296 Abi. 2 C.P.D. 

2) Erhebungen in Betreff ber Bewerthung des Streitgegenitanbes, 8.60. 

6.42, Iſt die anhängig gewordene Rechtzfache der in- 
ländiſchen Gerichtsbarkeit oder doch den ordentlichen Gerichten 
entzogen, fo hat das angerufene Gericht in jeder Lage des 


bürfniffe, Comtpetenzconflicten thunlichft vorzubeugen, auch durch 
mandje der bier beantragten Beftimmungen entjprocdhen werben. 
Zunächſt Schon durch die Beftimmung des $.42, Abſatz 3, wonach 
ein Gericht fich wegen des Mangels einer auf den Rechtöweg ge- 
hörigen oder der inländifchen Gerichtsbarkeit unterworfenen Sache 
infolange nicht für unzuftändig erklären kann, als ihm eine von 
demfelben,; oder von einem höheren Gerichte gefällte noch bindende 
Entſcheidung über den Zuftändigfeitö- beziehungsweiſe Unzuftändig- 
feitögrund entgegenfteht. Denn dadurch wird der Möglichkeit einer 
gleichzeitigen doppelten Verhandlung über die Zuftändigkeitsfrage, 
widerfprechender Entjcheidungen über die Competenz und in leßter 
Linie einer doppelten Bejchwerdeführung in Sachen der Competenz 
vorgebaut. Ferner kommt die Vorjchrift des 8. 46 Abſatz 1 in 
Betracht. Dadurch wird einer rechtsträftigen Entſcheidung, welche 
die Competenz eines Gerichte auf Grund der Regeln über bie 
ſachliche Zuftändigkeit ausfpricht, bindende Wirkung eingeräumtt. 
Die Zuftändigkeit des Gerichtes, bei welchem die Sache dann in 
ber Folge anhängig gemacht wird, kann deshalb nicht mehr aus 
Gründen angefochten werden, mit welchen die Zuftänbigfeit bes 
Gerichtes, bei welchem die Sache früher anhängig war, vertheidigt 
worden ift und welche bier als wertlos und unhaltbar erfannt 
wurden. Die Bortheile find die nämlichen wie die durch 8.41 
Abſatz 3 zu erzielenden, nur daß in dem einen Falle die gleich- 
zeitige, in dem anderen Falle die fucceffive zeitlich aufeinanderfolgende 
Doppelverbandlung und Beichwerbeführung über bdiefelbe Frage 
vermieden werden fol. (Motive, S. 65.) 

8.42. Die Aenderung im 8.42 bezieht fih auf den Fall, 
wenn erft nach rechtskräftigem Abjchluffe des Verfahrens offenbar 
wird, daß die Angelegenheit der inländifchen Gerichtöbarfeit oder 
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Berfahrens?) feine Unzuftändigfeit und die Richtigkeit des voran- 
gegangenen Verfahrens jofort durch Beſchluß auszujprechen.?) 

a3 Gleiche Hat feitend der Gerichte höherer Anftanz zu ge= 
Tchehen, wenn der Mangel erft hier offenbar mwird.?) 

Wenn der Mangel erft nach rechtöfräftigem Abſchluſſe 
des Berfahrens offenbar wird, jo ift auf Antrag der oberften 
Adminiſtrativbehörde“) vom Oberften Gerichtähofe die Nichtig- 
keit des durchgeführten gerichtlichen Verfahrens auszuſprechen. 

Ein Ausſpruch im Sinne des Abſatzes 1 und 2 fannı nidht 
erfolgen, wenn demfelben in Anſehung des Grundes der 
Nichtigkeit eine von demfelben oder von einem anderen Ge- 
richte gefällte, noch bindende Entfcheidung entgegeniteht. 

Die Beitimmungen des Abſatzes 1 und 3 haben aud) 
Anwendung zu finden, wenn eine Angelegenheit, welche einen 
Gegenftand der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht bildet, im 
Sa außer Streitſachen bei Gericht anhängig gemacht 
wurde. 

1) Bei der erften Tagfagung: 88. 289 Abſ. 8, 240 Ubf. 3; in ber 
münblidhen Berhandlung: 8. 261; in Folge an : 8. 477 8. 6, 494; 
Revifion: & 508 3.1; in Folge Recurs: 8. 514 Ubj.2 C. P. O. 

Fi cheidung über die Koften 8. 51 C. B. 9. Recurs, $. 514 


— — — — — — — — 


doch dem Wirkungskreiſe der ordentlichen Gerichte überhaupt ent- 
zogen ift. Die Negierungsvorlage und in Uebereinftimmung mit 
berjelben die Ausſchußanträge des Abgeordnetenhauſes Tiefen in 
diefem Falle die Nichtigkeit des Verfahren? auf Antrag einer 
der Parteien oder auf Antrag der zur Beitreitung berechtigten 
Behörde eintreten. Die Herrenhauscommilfion Tonnte fich dem 
Bedenken, welches die unbedingte Anfechtbarkeit eines richterlichen 
Spruches wegen Zugehörigkeit der Sache zur Eompetenz einer 
Adminiftrativbehörde erwedt, nicht verſchließen, erkannte jedoch 
andererjeitd auch für nothwendig, eine en in jenen Fällen 
zu geftatten, die nicht fchon durch den 8. 12 des Geſetzes über das 
Reichsgericht gededt find. Die beiden fich Hier gegenüberftehenden 
Intereſſen wurden durch die am zweiten Abfage vorgenommenen 
Aenderungen auszugleichen verſucht. 

Um die Richterfprüche, beziehungsweiſe die durch diefelben 
feftgeftellten NRecht3verhältniffe nicht einer zu häufigen Anfechtung 
auszufegen und andererjeits die Möglichkeit zu eröffnen, begründeten 
Anfechtungen ftattzugeben, wurde bejchloffen, daß das Beftreitungs- 
recht bloß der oberften Verwaltungsbehörde, in deren Geſchäfts⸗ 
freife die Rechtsſache angeblich fällt, zuftehen und die Entſcheidung 
über das VBorhandenfein diefer nach dem heutigen Sprachgebrauche 
abjoluten Incompetenz dem oberften Gerichtshofe vorbehalten 
bleiben fol. (Gem. Ber., S. 23.) 
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Kr 478 Mol. 1, er ‚10 wui.2 6. P. O. 
iniſterium bezw. Bi tlih der zur autonomen En ge= 
Görtgen * der Banbesausf uß. 
6.43. Hält ſich das angerufene Gericht aus anderen 
al3 den N 42 angeführten Gründen für unzuftändig (8. 41, 
Abſatz 2), fo ift die Kla age von amtöwegen zurüdzuweilen. 1) 
Sobald jedoch Über die Klage die Tagſatzung zur mündlichen 
Berhandlung beftimmt wurde, ?) Tann fich das Gericht nur dann 
für unzuftändig erflären, wenn der Bellagte rechtzeitig?) die 
sinne der Unzuftändigleit erhebt oder wenn das Gericht 
nach den Beitimmungen des gegenwärtigen Geſetzes?) felbft 
durch ausdrüdliche Vereinbarung der Parteien für die be- 
treffende Nechtöfache nicht zuftändig gemacht werden Yann. 


Diefer Ausſpruch erfolgt mittels Beichluß.’) 
a 8.435 € ED. 
1 aim au , 240 Abf. 1,4 40 C. P. O. 
ber ern agiapung 3. 240 Abſ. 1. Bezw. vor ber u 
einlaflung 3 — — 
— 8. 514. — Zurückweiſung ber Einrede 8. 261 C. P. O. 


44. Iſt für eine zur nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit 
ehörige Rechtsſache, ferner im Executiondverfahren, im Ber- 
—* bei Erlaſſung einſtweiliger Verfügungen, ſowie im 
Concursverfahren ein anderes als das angerufene Gericht zu⸗ 
ſtändig, fo Hat letzteres feine Unzuſtändigkeit in jeder Lage 
des Verfahrens von amtswegen oder auf Antrag durch Be- 
ſchluß auszufprechen und, fofern ihm die Beftimmung des 
zuftändigen Gerichtes nad den Berhältniffen des einzelnen 
Tales möglich ift, die Rechtsſache an das zuftändige Gericht 
zu überweijen.?) 


Bon dieſem a vorgehende mündliche Verhandlung zu 
en Ueberwei ungäbelchluffe find die Parteien zu ver- 
tändigen. 


Tas Gericht, welches feine Unzuftändigfeit audgeiprochen 
bat, ohne einen Weberweilungsbeihluß zu faſſen, fann bis 
zum Eintritt der Rechtskraft jenes Ausfpruches alle zur 
Wahrung öffentlicher Intereſſen oder zur Sicherung der 
Parteien oder des Zweckes de3 Verfahrens nöthigen Ber- 
fügungen treffen. 

3 — im Falle der Unzuſtändigkeit des —— 8.474 


Abſ. 1C. P. O. — und bei zu Hoher Bewertung des ne 
— — —— angebrachten Klage, 8. 60 Abſ. Recurs 


nn. 
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6. 45, Enticheidungen eines Gerichtshofes erfter In⸗ 
ſtanz über feine fachliche — 1) konnen nicht deshalb 
angefochten werden, weil für die Rechtsſache die Zuftändigfeit 
eines Bezirkögerichted begründet ift. 

Ebenfo können Enticheibungen eines Bezirkögerichtes oder 
de3 im Sprengel dieſes Bezirksgerichtes beftehenden bejonderen 
Bezirksgerichtes für Handeld- und Seeſachen nicht deshalb 
angefochten werden, weil die Nechtsjachen ftatt vor dag Be⸗ 
zirlögericht für Handeld- und Seeſachen vor das allgemeine 
Bezirkögericht, oder ftatt vor legtere3 zum Wirkungsfreije des 
Bezirkögerichtes für Handeld- und Seefachen gehören. 

1) 88. 60 -68. 


6.46, Iſt die Unzuftändigfeit eines Berichtes auf Grund 
der Beſtimmungen über die ſachliche Zuftändigfeit der Gerichte 
rechtskräftig ausgefprochen, jo ift N Entſcheidung für jedes 
Gericht bindend, bei welchem die Rechtsſache in der Folge 
anhängig wird.') 

Auf Grund der Entſcheidung eines Bezirksgerichtes, 
welches fi mit Rüdficht auf den Wert des GStreitgegen- 

8.45. Einer vereinfachten Erledigung des Competenzpunktes 
wird fodann auch die Anordnung des 8. 45 dienen. Auf den erften 
Blick könnte es fcheinen, als ob damit auf die Einhaltung ber 
Normen über die fachliche Zuftänbigkeit verzichtet werden wollte. 
Diefe Auffaflfung wäre jedoch nicht richtig. Nach 8. 45 wird es 
nur in wenigen Fällen, in welchen ein Verftoß gegen bie Zu— 
ftändigleitsregeln praktiſch in jeder Hinficht unſchädlich ift, bei der 
Sompetenzentfheidung der eriten Snftanz fein Bewenden haben 
und eine Verfolgung der Frage im Rechtsmittelwege ausgefchloffen 
fein. In den objectiven Garantien der Proceßführung und Ent- 
ſcheidung tritt feine Minderung ein, wenn ausnahmsweiſe eine 
Rechtsfache einmal, anftatt durch das Bezirkögericht durch den Ge⸗ 
richtshof erfter Inſtanz entichieden wird, oder wenn ein Bezirks⸗ 
gun für Handeld- und Seefahen an Stelle des gewöhnlichen 

ezirfögerichte8 oder umgekehrt enticheidet. (Motive, S. 65.) 


8.46. Die Abfiht, auf die Befchleunigung des Proceffes 
hinzuwirken, Liegt auch den Vorfchriften des 8.46, Abf. 2 und 3, 
zu Grunde. Denn es wird dadurch verhindert, daß der Bu- 
ſtändigkeitspunkt chicanös ausgebeutet werde, um die Einleitung 
bes Hauptverfahrens felbft dadurch folange als möglich Hinaus- 
zufchieben. Wenn es fih um die nach dem Werte des Streit- 
gegenftandes zu beurtheilende fachliche Zuftändigkeit oder um das 
Verhältnis von allgemeiner und befonderer Gerichtsbarkeit Hanbelt, 
fo empfiehlt es fich, einer Entfcheidung, welche die Unzuftändigfeit 
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ftandes für unzuſtändig erflärte,*) kann die Rechtsſache ſchon 
dor Einiritt der Rechtskraft diefer Enticheidung bei einem 
Gerichtähofe erfter Inftanz mit der Wirkung angebracht werden, 
daß die über die Zuſtändigkeit erfloffene Entjcheidung des 
Bezirksgerichtes für den Gerichtshof erſter Inſtanz injolange 
maßgebend bleibt, als fie nicht in höherer Inſtanz rechtäfräftig 
abgeändert wird. 


Der nämliche Grundfag hat zur Anwendung zu kommen, 
wenn die Rechtsſache von einem Handelägerichte oder von 
einem zur Ausübung der Handel3- und Seegerichtsbarfeit 
oder der Berggerichtsbarkeit berufenen Senate als nicht dort- 
hin gehörig an ein Gericht oder an einen Senat verwieſen 
wurde, welche die allgemeine Gerichtsbarkeit auszuüben haben, 
oder wenn lebtere ſich mit Rückſicht auf die in den 88. 51 
und 53 enthaltenen Beftimmungen des gegenwärtigen Gejebes 
unzuftändig erklärten. 

— Pr Anwendungsfall 8.487 Abſ. 3 C. P. O. Vergl. aud) Art. XXIV 
2er entgegengefehte Fall 8. 60 Abſ. 3. 


Streitigfeiten über die Zuftändigfeit zwifchen in- 
ländiſchen Gerichten. 


6. 47. Streitigleiten zwifchen verjchiedenen Gerichten 
erfter Inſtanz über die Zuftändigkeit für eine beftimmte Rechts⸗ 


eines einzelnen Gerichtes oder des zunächft damit befaßten Senates 
ausfpricht, bindende Wirkung noch dor Eintritt der Rechtskraft 
infolange einzuräumen, als diefer Ausspruch nicht durch eine im 
Rechtszuge erwirkte rechtsträftige Entfcheidung abgeändert worden. 
Durch die Vorfchriften des 8. 46, Abi. 2 und 3, dürfte muth⸗ 
willigen Comtpetenzftreitigkeiten in wirkfamiter Weife vorgebeugt 
werden, ohne daß in biefer Ausnahmsbeftimmung eine Beein- 
trädtigung der Partei erblidt werben könnte. Als Kläger hat 
fie die Wahl, ob ihr die etwaige Vergeblichkeit des neu eingelei- 
teten Verfahrens oder der mit dem Abwarten ber Nechtöfraft 
verbundene Zeitaufwand als das Annehmbarere erfcheint. Sie 
fann aljo ihr Vorgehen ganz nad ihren Intereſſen einrichten. 
Wer aber vor ber rechtökräftigen Entfcheidung über die Zuftän- 
digkeit als Bellagter in ein neues Verfahren bineingezogen wird, 
der hat in dem Koftenerfaganfpruche für den ihm vom Kläger 
grundlos verurſachten Zeit- und Thätigkeitsaufwand ein aus— 
reichendes Aequivaleut. (Motive, S. 65.) 


8.47. Die Normen, welche die Entſcheidung über die ben 
inländifchen ordentlichen Gerichten gegenüber anderen Behörden 
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ſache find von dem diefen Gerichten zunächft übergeordneten 
gemeinjamen höheren Gerichte zu enticheiden. 

Die Entjcheidung erfolgt auf Antrag einer Partei oder 
auf Anzeige ſeitens eines der betheiligten Gerichte mittels 
Beſchluß. Die Entjcheidung ift ohne vorhergehende miünd- 
liche Berhandlung zu erloffen: es Tann jedoch das Gericht 
vor der Entjcheidung den Gerichten, welche fich in der Recht3- 
fache für zuftändig oder für nichtzuftändig erklärten, fowie 
den Parteien die zur Wufllärung erforderlichen Aeußerungen 
unter Anberaumung der Yrift abfordern. 

Die Entfcheidung, welde durch ein Rechtsmittel nicht 
angefochten werden kann, ijt den Parteien durch das als zu- 
ftändig bejtimmte Gericht mitzutheilen. 


zulommende Competenz betreffen, bilden, wie ſchon früher be- 
merkt. wurde, feinen Gegenftand des vorliegenden Entwurfes. 
Die Löfung der Competenzconflicte zwifchen Gerichten und anderen 
Behörden, welche im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes ihren Sit 
baben, ift bereit3 gefetlich geregelt und es wird Lediglich im Ein- 
führungsgefege den betreffenden Beftimmungen ihre Fortdauer 
vorzubehalten fein. Wenn ein Competenzconflict unter inlän- 
diſchen Gerichten entfteht, dann muß die Competenzfrage dadurch 
gelöft werden, daß man etnem höheren Gerichte die Beftimmung 
des zuftändigen Gerichte überlaffe.. Der biebei zu beobachtenbe 
Borgang ($. 47) ift in Uebereinftimmung mit früheren Regierungs- 
vorlagen geregelt. Hier ift eine von den GerichtSbehörden felbft 
der Rechtsverfolgung bereitete Schwierigleit zu befeitigen. Die 
zu löſende Frage gehört fomit mehr dem Gebiete der Suftiz- 
verwaltung al® dem der NRechtöpflege an, ber Parteiantrag auf 
Behebung bed Gompetenzconflictes bat im Grunde die Natur 
einer Aufficht3befchwerbe, begehrt faft mehr die Handhabung des 
Auffichtsrechtes als eine Streitentiheidung. Dem dürfte ſowohl 
die bon amtswegen zu bewirfende Klarftellung ber BZuftändig- 
keitsvorausſetzungen als der Ausschluß der Rechtsmittel gegen die 
Beitimmung de3 zuftändigen Gerichtes entjprechen. Letzteres recht- 
fertigt fih auch aus dem Gefichtspunkte, daß, imfoferne bie ge= 
meinfame übergeorbnete Behörde ein Gerichtshof erfter Inſtanz 
ift, der Entfcheidung zu Gunften des einen ober anderen im felben 
Sprengel gelegenen Bezirkögerichte® nicht genug Bedeutung zu=- 
fommt, um deshalb einen koſtſpieligen und verzögerlichen Rechts⸗ 
zug zu geftatten; Hingegen dort, wo die Gompetenz nad) $. 47 
vom Oberlandesgerichte zu beftimmen ift, gibt die Zufammen- 
fegung des Senates hinreichende Bürgſchaft dafür, daß die Com⸗ 
petenzbeftimmung nicht im offenen Gegenfate zu gefeßlichen Vor⸗ 
fchriften erfolge. (Motive, ©. 65, 66.) 
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Das zur Entſcheidung berufene höhere Gericht kann alle 
Verfügungen treffen, welche ſich in der Zwiſchenzeit zur 
Wahrung Öffentlicher Intereſſen oder zur Sicherung der Par⸗ 
teien oder des Zweckes des Verfahrens nöthig erweifen. 


Streitigfeiten über die Zuftändigfeit mit auslän- 
diſchen Behörden. 

6. 48. Buftändigkeitsftreitigkeiten inländifcher Gerichte 
mit ausländifchen Gerichten oder Behörden find dem Juſtiz⸗ 
minifter anzuzeigen. Bis zu deſſen Erklärung über da3 den 
Beziehungen zu anderen Staatögebieten entiprechende Ver⸗ 
halten der inländijchen Gerichte haben fich En darauf zu. 
beichränfen, in der Rechtsſache diejenigen Verfügungen zu 
treffen, welche zur Wahrung Öffentlicher Interefjen oder zur 
Sicherung der Parteien oder des Zweckes de3 Verfahrens 
dringend nöthig erjcheinen. | 

Die Erklärung des Juſtizminiſters ift für das inländifche 
Gericht bindend.?) 

1) Bergl. 8. 38 8. 3 J. N., 8. 63 Abſ. 2 C. P. O., Art. IX 

E. G. z. J. N. 


Zweiter Theil. 
Bon der Gerichtsbarleit in Streitſachen. 
Erſter Abſchnitt. 
Sachliche Zuſtaͤndigkeit. 
Bezirksgerichte. 
6.49. Bor die Bezirksgerichte gehören: 


1. Streitigfeiten über vermögensrechtliche Anſprüche ein- 
ichließlich der zum Mandatöverfahren gehörigen Streitigfeiten ?), 








8.48. Anternationale Competenzconflicte fünnen nur durch 
die im bölferrechtlichen Verkehre zuläffigen Mittel gelöft werden. 
Da das Verhalten der Gerichte in folden Fällen, ſoweit es fich 
nicht blos um probiforifche, zum Schuge inländifcher Intereſſen 
nöthige Verfügungen handelt, den Grundſätzen des Völkerrechtes 
entfprechen muß, jo fcheint es geboten, daß der Juſtizminiſter den 
Gerichten die für thr Verhältnis maßgebenden Aufflärungen er- 
theile. Diefe Erwägungen haben im $. 48 ihren Ausdrud ge- 
funden. (Motive, ©. 66.) 
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fobald der Streitgegenftand an Geld oder Geldeöwert‘) den 
Betrag von fünfhundert Gulden nicht überfteigt, und Diele 
Gtreitigfeiten nicht ihrer Beichaffenheit nach ohne Rückſicht 
auf den Wert des Gtreitgegenjtandes Gerichtähöfen erfler 
Inſtanz zugewieſen find.?) 

Ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes: 

2. Streitigkeiten über die Baterjchaft zu einem unehe- 
lichen Kinde*) und über die dem unehelichen Vater der Mutter?) 
und dem Kinde®) gegenüber gejeblich obliegenden Verpflich⸗ 
tungen ”); 

3. Streitigfeiten. über die Beftimmung oder Berichtigung 
von Grenzen?) unbeweglicher Güter, ſowie Streitigfeiten über 
die Dienftbarkeit der Wohnung?) und über Ausgedinge;?0) 


4. Streitigkeiten wegen Befigftörung ??), wenn das Klage- 
begehren nur auf den Schuß und die Wiederherftellung des 
legten thatfächlichen Beſitzſtandes gerichtet ift; 

5. alle Streitigleiten aus Beftandverträgen, fowie aus 
dem im 8.1103 a. b. G. B. bezeichneten Vertrage, jofern die⸗ 
jelben weder das Beitehen eines ſolchen Vertrages noch die 
Bezahlung des Binfes betreffen, Streitigkeiten über die Auf- 
fündigung, Uebergabe oder Uebernahme gepadhteter oder ge- 


8.49. Die Ueberweifung der unter 3. 4-7 bezeichneten 
Streitigkeiten entjpricht dem geltenden Nechte. Die Meinung, daß 
deffen Beitimmungen binfichtlih ber unter 3. 4 erwähnten 
Streitigfeiten zu Mißbräuchen Anlaß geben, Tann nicht getbeitt 
werden. &3 wurde diesfalls die Beſorgnis geäußert, daß mit 
Hilfe einer ſolchen Vorſchrift Streitigkeiten über den Befi jeder 
Art von beweglichen Saden, namentlihd von Schuldtiteln, zum 
Beispiel Wechjeln unter dem Vorgeben einer erfolgten Störung 
des letzten factifchen Befigitandes wor die Bezirk3gerichte gezogen 
und im beichleunigten Proceffe verhandelt und entichieden werden 
würden. Doch dadurch kann der eigentlichen NRechtsfeftitellung, 
dem Petitorium, der Entfcheidung über das Forderungsrecht felbit 
unmöglich vorgegriffen werden. Indem 3. 4 die befondere Com⸗ 
petenzbeftimmung auf die Fälle befchräntt, daß ſchon das Klage- 
begebren auf den Schuß des letzten Beſitzſtandes beſchränkt cr- 
ſcheint, ift der probiforifhe Charakter der Entjcheidung außer 
Zweifel geftellt; tft die Entſcheidung fo befchränft, wie das Klage- 
begebren, jo fehlt e8 an allen Handhaben für den Verſuch, das 
Forderungsrecht unter dem Scheine einer Befisftörung zur Gel- 
tung zu bringen. Schon deshalb Tann davon nicht die Rede fein, 
weil der über folde Klagebegehren ergebenden Entſcheidung 
zweifellos die Wirkung der materiellen Rechtskraft und damit 
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mietheter oder nach 8. 1103 a. b. G. B. zum Gebrauche über⸗ 
laſſener Sachen, und Streitigkeiten wegen Zurückhaltung der 
vom Miether oder Pächter eingebrachten oder der ſonſtigen 
dem Verpächter zur Sicherſtellung des Pachtzinſes haftenden 
Fahrniſſe ); 

6. Streitigkeiten aus Dienft- und Lohnverträgen zwiſchen 
Dienſtgebern und Dienſtboten oder anderen im Dienſtver⸗ 





gerade dasjenige abgeht, was allein die richterliche Anerkennung 
dem Kläger dauernd wertvoll machen könnte. Anderſeits iſt in 
Anſehung von beweglichen Sachen das Bedürfnis nach einem 
Befitzſchutze gewiß nicht in Abrede zu ſtellen und der Verkehr 
würde daher durch eine Einſchränkung der ihm in dieſer Hinſicht 
zur Verfügung ſtehenden Rechtsmittel grundlos beunruhigt und 
verkürzt werden. Die den Anforderungen der Dringlichkeit ent- 
ſprechende Berweifung von Beftandftreitigkeiten an Bezirksgerichte 
(3.5) umfaßt nicht diejenigen Streitigkeiten, in welchen der Be- 
ftand eine Mieth⸗ oder Pachtvertraged oder die Einbringung der 
Beftandzinfen aus ſolchen Verträgen in Trage fteht; bei Streitig- 
feiten dieſer Art wird ihrer Wichtigkeit eine die Dringlichkeit über- 
wiegende Bedeutung beizulegen fein, und es wird daber für die 
Sompetenzbeftimmung wieder da3 allgemeine Bertheilung3friterium, 
der Wert des Streitgegenftandes, einzutreten haben. 

Die Bezirksgerichte in allen Streitigkeiten wegen Viehmängel 
(3.8) zuftändig zu erklären, entſpricht den von zahlreichen land⸗ 
— Corporationen geäußerten und oft in Petitionen 
zur Geltung gebrachten Wünſchen. Auch das zur Zeit im Deut- 
{hen Reiche geltende Gerichtöverfaffungsgefeg Hat dieſes Bedürfnis 
anerlannt. 

Innerhalb der Grenzen ihrer Kompetenz follen die Bezirks: 
gerichte auch zur Anwendung des Mandatd- und Wechjelverfahrens 
berufen fein. Dies enthält nur bezüglich des Wechfelverfahrens 
eine Neuerung, da bisnun, ohne daß nach der Höhe der Wechſel⸗ 
forderung unterfchieden würde, alle Wechſelklagen vor die zur 
Ausübung der Handelsgerichtsbarkeit beftimmten Gerichtshöfe 
veriwiefen find. (Motive, S. 67.) 

In der Ziffer 1 wurde der Betrag von 1000 fl. auf Grund 
des bereits befprochenen Beichluffes des Ausſchuſſes auf 500 fl. 
herabgeſetzt. 

In Ziffer 3 wurden die Grunddienſtbarkeiten in ihrer All⸗ 
gemeinheit aus der Competenz der Bezirkögerichte au8 dem Grunde 
ausgefchteden, Weil geltend gemacht wurde, daß es Servituts⸗ 
proceffe gebe, welche eine derart Weittragende Bedeutung haben, 
daß man diefelben nicht ohne Weiteres den Bezirksgerichten zu- 
weiſen könne. Die Streihung der „Grunddienftbarkeiten” aus 
diefer Ziffer hat demnach die Folge, daß nur Streitigkeiten über 
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hältniſſe ftehenden, zu den —— der Dienſtgeber ge⸗ 
börigen Perſonen, zwiſchen Land⸗ und Forſtwirten und ihren 
land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Hilfsarbeitern oder Taglöhnern, 
dann zwiſchen Bergwerksbeſitzern und allen ſonſtigen Arbeit- 
gebern und den von ihnen beichäftigten Werkführern, Ge- 
Hilfen, Arbeitern oder Lehrlingen, ſowie Streitigfeiten aus 
dem Dienftverbältniffe der Schiffsmannichaft, dafern alle 
diefe Streitigleiten nicht der Zuftändigleit der ordentlichen 
Gerichte entzogen find; '®) 


Grundbdienftbarkeiten, welche von dem Kläger bis auf 500 fl. 
bewertet werden, vor die Bezirkögerichte gehören, hingegen Pro⸗ 
ceſſe über wertvollere Servituten in die Competenz ber Gerichts⸗ 
böfe fallen. 

Dur die Auslafjung des Wortes „Gebrauch“ in eben der⸗ 
felben Ziffer wollte der Ausſchuß feftftellen, daß zur Competenz 
ber Bezirkögerichte ohne jede Einfchränfung nicht nur die Streitig- 
feiten über den usus, fonbern auch über usus fructus an einer 
Wohnung gehören follen. (A. B., ©. 11.) 

Zu dem 8.49 ift, abgefehen von den ftiliftifchen Aenderungen, 
welche an demjelben vorgenommen worden find, zur Ziffer 1 zu 
bemerten, daß dort wegen bed bereit begründeten Wegfalles des 
$.53 der Ausfchußanträge des Abgeorbnetenhaufes das Manbat3- 
verfahren in Sacden bis 500 fl. einbezogen wurde. In Ziffer 3 
besfelben Paragraphen wurde die wichtige Aenderung vorgenom⸗ 
men, die Neallaften der Competenz der Bezirkögerichte zu ent⸗ 
rüden, wenn fie einen höheren Wert als 500 fl. repräfentiren. 
Dagegen wurde für Ausgedinge bie bezirkägerichtliche Kompetenz 
unbeſchränkt anerlannt, weil bier überwiegend Gründe der Zweck⸗ 
mäßigkeit dafür fprechen, diefe Art von Rechtsftreitigleiten, welche 
eine ftarke Iocale Färbung an fich tragen und ländliche Verhält- 
niffe der verfchiedenften Art zur Vorausfegung haben, den diefen 
Berhältniffen naheftehenden Bezirkögerichten zu überweiſen. Da⸗ 
mit ift zugleich dem vom Weiland Freiherrn v. Mages geftellten 
Antrage, die Neallaften aus der ausfchließlihen Kompetenz ber 
Bezirkögerichte auszufcheiden, in der Hauptfache entfprochen. Auch 
fol der Ießte Abſatz des 8.49 entfallen, wodurch Wechfelfachen 
der Eompetenz der Bezirkägerichte ganz allgemein und ohne Rüd- 
fiht auf den Betrag entzogen und der Competenz ber Collegial- 
erichte vorbehalten bleiben werden, wie dies heute fchon ber 

al ift. Diefe Competenzbeftimmung wurde ald ein Mittel an- 
gefeben, der allzu weiten Verbreitung des Wechfel3 in Volks⸗ 
Ihichten vorzubeugen, welche leicht dazu verleitet werden können, 
fi dieſes Mitteld zu bedienen, ohne die Tragweite der in diefer 
Form eingegangenen Berpflichtungen vollkommen zu überjehen. 
(Gem. Ber., S. 24.) 


Civilproeeßordnung. 
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7. Streitigkeiten zwiſchen Rhedern, Schiffern, Flößern, 
Fuhrleuten oder Wirten und ihren Auftraggebern, Reiſenden 
und Gäſten über die aus dieſen Verhältniſſen entſpringenden 
Rn ange. 14) 

8. Streitigfeiten wegen Biehm — 16) 

Sum Wirkungsfreife der Bezirkögerichte gehören auch 
die Verfügungen über gerichtliche Auffündigungen?%) von Be- 
ftandverträgen über die in 3. 5 bezeichneten Gegenſtände, 
die Erlafjung von Aufträgen zur Uebergabe oder Uebernahme 
folder Beftandgegenftände!”) und die Aufnahme der See— 
verklarung.'5) 

1)8. 548 ©. P. N. — jebod nicht Syndicatsklagen 58 6 N 602 
C.P. a Fi ei Streitigleiten big zu 50 fl. Bagatellverfahren 8.448 E.%. D. 

8 ii 50, 318. 3-5, 53 8. 1— 

« 155, — en B., — At. XVI E. G. 3. J. N. 


—38 on 8a. 2 
‚167 
M höfibtäer Bien Berta 8. 100. 
88. 850-853 a. 


. 531 u. 522 N — B. 
ertlicher Gerihtäftand 8. 81. 
u) 88. 839 ff., —— 346 a. b. G. B. 8.454 C. P. O. — Ferial⸗ 
ſache 8. 224 8. 8 C.8.0. — Örticher Gerichtäftand 88. 81, 82, 92. 
2 88. 560-576 €.B.D. 1101 a. b. ©. r: — Serialfahe. 8. 224 
4 C. P. O. — Dertlidher — ——— 8.8 
18) Seine Majeftät haben mit ah. Entſchl. = 31. Dct. 1856 zu be- 
ftimmen gerubt, daß die in den Hfd. v. 18. April = Nr. 2340 u. v. 
21. Nov. 1846 Nr. 1002 JGS. aufgenommenen ab. Beſtimmungen v. 22. 
an v. 24. Oct. 1846, wonad) die Dienitftre tigteiten wiſchen 
en Dienftboten, dann zwiſchen Gewerbsleuten 
oder Fabriksinhabern und i ten Gefellen —— en oder 
anderen Hilfsarbeitern, welche aus dem Dienfiver ran: 
oder Lohnvertrage hergeleitet werden und während des 
Beitandes des Dienftverhältniffes oder wenigftend vor 
Berlauf von 80 Tagen vom Tage, ald da ie 
u rt Hat, angebradt werden, von den politifhen Be⸗ 
u Ya andeln find, und jene Streitigleiten, welche 2 
erlauf biefer ae wurben, zur —— Amtshandlun 
Gerichtsbeh A geh in ben Kronländ in welchen ‚Die Ger Pre 
verfaffung v. 14. et os 9 beſtand, — in Galizien und in der 
Bukowina wieder in Wirkſamken geſetzt, in der Stadt Kralau mit 
ihrem ehemaligen Gebiete aber und in Dalmatien, wo die beiden of 
decrete niemals Geltung hatten, new eingeführt werden follen (8. d. 
d. Innern dv. 7. Dec. 1856, 8.6.8. Nr. 224, über die Gompetenz ber ine 
litiſchen Behörden in, aus bem Dienftverhältnifle oder dem — 
herruͤhrenden Streitigkeiten zwiſchen den Dienſt — und — 
dann zwiſchen Gewerbsleuten o — und ihren Geſellen, 
Lehrjungen und anderen Hilfsarbeiter FA 
Seine —— haben mit en tſchl. v.1. — 2 —— beſtimmen 
geruht, daß die V. d. Min nnern v. 7. Dec. Nr. 224 
auch auf derartige Steeltintelten zwiſchen er und Forfte 


Gef. v. 1. Aug. 1895, R. G. B. Nr. 111. 6.49. 83 


wirten und ibren land- unb nn allen Hilfs- 
arbeitern und Taglöhnern Anwendung zu finden Ir > d. Win. 
d. Innern v. 15. März 1860, R. G. B. Nr. 73, wirkſam für alle —— 
betr. die Ausdehnung der durch die M.S. v. 7. Dec. 1856, R. G. B. Nr. 23 
feft eſetzten Competenz der politifchen Sen auf Dienft- und Sohn, 
eiten zwiſchen Land⸗ und Forftwirten und ihren land⸗ und forft- 
wirtichaftlichen Hilfsarbettern ers — Für — zwiſchen 
Werksbeſitzern und Bergarbeitern tritt die Competenz ber polis 
tiſchen Behörden nach Maßgabe der Nbg. des Min. des Inn. v. 7. 
Dec. 1856, R. ©. 8. Ar. 224 ein. (Entf ung des Reichsgerichtes v. 
18. April 1898, 8. 134, I. M. ©. ®. ©. 65. 1893.) 


Alle Streitigleiten unb Beſchwerden, Weihe zwiſchen dem Wein⸗ 


—— und Winzer oder feinen ilfsarbeitern 2c. aus dem 
tenftverhältnifie —— ſind während der Dauer desſelben und 
14 Tage barnach beim Gemeindevorſteher jener Gemeinde, in welcher die 
betreffende Weingarten-Realität Iiegt, anzubringen. 

Demfelben fteht umter der voran aufgeftellten Vorausſetzung bie Ent- 
m in allen Beſchwerden und GStreitigferten zu, bei welchen es 

um Anwendung der VBeitimmungen der inzerordnung bandelt und 
weiters bie Enticheidung über nad) der Winzerordnung au beurtheilende 
gan DEE bis zum — von 10 fl.; inſoferne aber 
die erhobenen Entſchädigungsanſprüche den Betrag von 10 fl. überfteigen, 
bat der Gemeindvorfteher zunächſt einen Vergleichsverſuch zu machen und 
bei deſſen Fruchtlofigkeit die Rarteien auf den Rechtsweg zu — auf 
welchem Wege auch alle Streitigkeiten auszutragen ſind, welche nach Ablauf 
von 14 Tagen nach Auflöſung des Dienftverhältniffes” angebracht werden. 
——— für Steiermark, Gef. v. 2. Mai 1886, L. G. — Nr. 26,8. 27.) 

oweit nicht die Zu änbigfeit eine? na dem Gef. v. 14. Mai 1869, 
N. B. Nr. 63, errichteten Getverbegerichtes, des ſchiedsgerichtchen 
—* einer Genoffenf ſchaft oder eine nad) 8. 87 gebildeten ſchieds⸗ 
richterlichen Collegiums eintritt, find Streitigleiten aus dem Arbeits⸗ Lehr⸗ 
und Lohnverhältniffe zwiſchen Gewerbsinhabern und ihren Hilfsarbeitern, 
welche während der Dauer bes Arbeits, Lehr- und Lohnverhältniſſes oder 
wenigften? vor Verlauf von 30 Ta agen nad) deſſen Aufhören angebracht 
werben, von ber politifchen Behörde zu verhandeln und zu enticheiden. 
Ebenio find Streitigleiten aus dem Arbeits⸗, Lehr: und Lohmverhältnifie 
zwiſchen Hilfsarbeitern unter einander, weiche mährend der Dauer bes 
= eitd=, Lehr⸗ und Lohnverhältnifie® oder wenigſtens vor Verlauf von 
30 Tagen nach defien Aufhören angebracht werden, ſoweit nicht bie F 
ſtändigkeit eines Gewerbe ag oder eine? nad) 8. 87 gebildeten ſchi 
tichterlihen Eollegiums eintritt, von ber politifchen Behörde zu verhanbeln 
und au entjcheiden. 

Gegen zwei gleichlautende Entfcheibungen der politiſchen Behörde tft 
ein —— Recurs nicht zuläffig. 

Jene NRechtäftreitigfeiten, welche nad Verlauf von 30 Tagen nad) 
Aufhören des Arbeits⸗ vehr⸗ oder Lohnverhältniſſes angebracht werben, 
gehören, ſoweit nicht die uſtändigkeit des ſchiedsgerichtlichen Ausſchuſſes 
einer Genoſſenſchaft oder eines ſchiedsrichterlichen Collegiums eintritt, vor 
den un —— . (Gewerbe⸗Novelle, Geſ. v. 8. März 1885, R. GB. 
Nr. 22, 8. 87 cc.) Genen die Entfceivung der ven Behörde Ab- 
a im — Rechtswe Art. XV, St. G. G. v. 21. Dec. 1867 
8 Nr. —  Terialjache $.: 2241 8.56. BD. — Dertlicher Gerichtö- 

and, 


. 86, 97. 
Er 20, 1316 a. b. &. B., Bezirksgerichte für Dauer und See⸗ 
fadhen: 8.5 2 Abf. * — beriatſace 8. 224 3.6 C. P. O. — Oertlicher 
Gerichtsſianb 88. 90, 
6* 


| 
| 
| 
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15) 88. 922—933 a. b. G. B. (we — un über die Hälfte infolge 
von rn > eye 8. 984 a. 


17) —3* 567 C. P. O. — Hertlicher Gerichtsſtand 8. 83, Abſ. 2 
8) 8. 52 a: 2. Außerdem gehören vor die Bezirkögerichte: die 
Sufnabm der Klage ber armen Partei 8. 64, 3. 4 und die Aufnahme 
es Gefuches um Armenrecht 8. 65 Abf. 1 ©. ®. D., — die Beweisauf⸗ 
ae behufs Sicherung von Beweiſen in beingenben Fallen, oder wenn 
noch Fein Rechtsſtreit anhängig 8. 384 Abſ — die Vornahme 
vom Gerichtähofe übertragener no rhbhranen 8 56, ur die en 
bon —— * 37 Abſ. 2 J. N. 8. 589 Ubf. 1 
2 as 3 — — ferner eben ——— er VI,8.3 
. G. 3. 


Gerichtshöfe erſter Inſtanz. 


6. 50. Bor die Gerichtshöfe erſter Inſtanz gehören alle 
bürgerlichen NRechtsftreitigleiten, welche nicht den Bezirks⸗ 
gerichten zugewiejen find. 

Die Gerichtshöfe. erfter Inſtanz find ausſchließlich zu- 
ftändig für nachfolgend verzeichnete Rechtsftreitigfeiten: 

1. Streitigfeiten über die Anerkennung oder Beitreitung 
der ehelichen Abftammung;) 


2. Streitigfeiten über die nichteinverftändliche Scheidung, 
über die Trennung oder Ungiltigerflärung einer Che;?) 


3. alle anderen aus dem ——— Verhältniſſe der 
Ehegatten oder aus dem Verhältniſſe zwiſchen Eltern und 
Kindern entſpringenden nicht rein vermögensrechtlichen Strei- 
tigfeiten, dafern fie nicht nad) den gejeglihen Borjchriften 
im nicdhtftreitigen Verfahren zu erledigen find;®) 


4. Gtreitigfeiten, welche die Nachfolge in ein Yidet- 
commiß oder andere aus dem Yideicommißverhältnifje ent- 
ipringenden Anſprüche betreffen; *) 


5. Lehengftreitigfeiten.?) 


„88. 156-159 a. 5. G. B., 8. 100 J. N. 
8. an en 116-7, 132, 135 a. G. B. — Oert⸗ 
—— Gerichtsſtand — — Subfibiärer Geräishanh, 8. 100 
FR. — Einverftändlice Socihing und Trennung, 8.114 I.R. Ber: 
— — v. 28. Aug. 1819, J. G. S., Nr. 1595, fiehe Anhang II 


3. 
re „8.1 
88. 619 ff. a. b. G. B. — Dertlicher De etehanb, 8. 78 J. N. 
5) Außerdem gehören vor die Gerichtshöfe: Klagen (auch Rein 2 
—— und Mahnſachen) von Richtern und gegen Richter 8.7 
At. XIV E. G. z. J. N., feuer bie — gegen ein mit 
tärifches a & 2 Abf. 3 Gef. v. 6. Juni 1887, R. G. B. 
Nr: 72, Urt. XI 8. 5 3. C. P. O. 
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Aandeſsgeridte. 


6. 51. Bor die ſelbſtändigen Handels⸗ oder Handels⸗ 
und Seegerichte gehören, falls der Streitgegenſtand an Geld 
— Geldeswert den Betrag von fünfhundert Gulden über- 
teigt: 

1. Streitigfeiten, welche aus Handelögeichäften!) hervor⸗ 
gehen, wenn die Klage gegen eine SHandelsgefellichaft oder 
einen Kaufmann, deren Firma im Handelsregiſter erjcheint, 
oder gegen eine regiftrirte Erwerbs⸗ und Birtihaftögenoffen. 
ſchaft gerichtet ift und das Geſchäft auf Seite des Beflagten 
ein Handelsgeſchäft ift; 

2. Gtreitigleiten aus den im 8.39 des Geſetzes zur Ein- 
führung eines Handelögefegbuches vom 17. December 1862, 
R. G. B. für 1863, Nr.1, bezeichneten Handelsjachen.?) 








8.51. An Orten mit befonderen Bezirkögerichten in Handels⸗ 
und Seefachen gehören die bezirfsgerichtlicden Handels- und See- 
ſachen zum Geſchäftskreiſe diefer befonderen Bezirksgerichte ($. 52). 
Die Einrichtung der Bezirksgerichte in Handel3- und Seeſachen 
wird es ermöglichen, auch den minder bedeutenden Handels⸗ und 
Seeſachen die Beurtheilung durch foldhe Richter zu fichern, welche 
fih für diefen Beruf befonderd eignen und zur Ausübung bes- 
felben genaue Kenntnis der hier anzumwendenden Normen und der 
Zebensverhältniffe mitbringen, welche jene Streitigkeiten berühren. 
Soferne dieſe Einzelrichter nach 8.6 des vorliegenden Entwurfes 
in der Regel den Mitgliedern ded am felben Orte befindlichen Ge- 
richtshofes (Handelsgericht u. f. w.) zu entnehmen fein werden, 
dürfte es möglich fein, vor allem diejenigen Mitglieder des Gerichts - 
bofes für die Bezirksgerichte in Handels⸗ und Seejachen zu wählen, 
welche bereit3 durch längere Zeit an der Judicatur des Handel3- 
gerichtes oder Handelsſenates mitgewirft und fi) dadurch für die 
Ausübung des Richteramtes in Handel3- und Seefachen befonders 
vorbereitet haben. Eine gleiche Rückſicht wird auf das etwaige 
Vorkommen von Handeld- und Seeftreitigkeiten bei Befegung der 
Bezirkögerichte auch dort genommen werden fünnen, wo am Site 
des Gerichtshofes erfter Inſtanz für ein Bezirksgericht in Handels⸗ 
und Seeſachen ausreichende Beichäftigung zwar nicht vorhanden 
wäre, aber doch Handeld- und Seeſachen einen ftarten Poften in 
ben bezirtgerichtlichen Agenden zu bilden pflegen. (Motive, ©. 69.) 

Unter 3.1 wirb im 8.51 eine Mobdification des $. 38 des 
Einführungsgefeges zum Handelsgefege in Borjchlag gebracht. Es 
follen künftig Streitigleiten in — —— nur dann vor 
den Handelsſenat gehören, wenn der Geklagte ein protokollirter 
Kaufmann iſt, oder gegen eine Handelsgeſellſchaft Klage erhoben 
wird. Dieſe Modification gehört zu den Veranſtaltungen, durch 
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Ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenfiandes ge⸗ 
hören vor das Handelsgericht oder Handels- und Seegericht 
die Rechtsitreitigleiten: ?) 

3. welche aus Wechlelgeichäften entipringen;*) 

4. aus den Rechtsverhältniſſen, welche fich auf den Schub 
und den Gebrauh von Marten, Muftern, Modellen und 
Privilegien beziehen;°) 

5. aus den Gejchäften, welche ſich auf die Seeſchiffe und 
die Seefahrt beziehen, ſowie aus allen jonftigen Rechtöver- 
hältniffen, welche nach Privatjeerecht zu beurtheilen find, ſo⸗ 


welche der Entwurf das Unweſen der Incompetenzeinwendung ein⸗ 
ſchränken und damit zur Befchleunigung der proceffualen Erledigung 
einer Rechtsfache beitragen will. 

Die biernach maßgebende Eigenſchaft des Bellagten tft ohne 
jede Mühe und ohne Aufenthalt feftzuftellen, und Einwendungen, 
welche in diefer Richtung erhoben werden, find fo rajch zu wider⸗ 
legen, daß der Gegner faum daran denken kann, fie zu Berzögerungs- 
zweden zu mißbrauchen. Damit tft dag hauptſächlichſte Motiv für 
ihr bewußt unbegründetes Erheben eliminirt. Was aber 3.1 eit. 
in Anfehung der Dualität des ftreitigen Rechtsverhältnifſes fordert, 
ift in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle auch ohne Weitläufig- _ 
feiten ind Klare zu bringen; es kommen da der Unterfuchung die 
Rechtsſätze und Präfumtionen der Art. 273 und 274 9. ©. 2. 
zur Hilfe. Mit dem Kaufmannscharakter eines Beklagten wird in 
aller Regel auch ſchon die Handelsgeſchäftsnatur feftgeftellt er- 
feinen. Mit muthiwilligen Berufungen auf die mangelnde Con⸗ 
nerität oder darauf, daß die Verbindlichkeit vom Kaufmanne als 
Privatmann oder ohne Beziehung auf ben kaufmänniſchen Ge- 
Thäftsbetrieb eingegangen wurde, damit wird nur für einen Kleinen 
Bruchtheil von Streitfällen auszureihhen fein. In den meijten 
Fällen werden folche Berufungen mit dem übrigen Sachverhalte 
unvereinbar und in demfelben von vornherein ihre Wiberlegung 
erfahren. Es dürfte deshalb nicht zuviel gefagt werden, wenn 
man von diefer Modification erwartet, daß dadurch das Eingehen 
auf das Meritum für die Ordnung ber Competenzfrage zu jelten 
vorfommenden Ausnahmsfällen gemacht wird. Für die weitaus 
meiften dor Handelägerichte oder Handelsfenate gebrachten Rechts⸗ 
ſachen dürfte damit das richtige Verhältnis zwiſchen Competenz⸗ 
frage und Hauptfache fichergeftellt fein. Davon zieht der Kauf- 
mannsftand im Vergleih zum geltenden Rechte auch in manchen 
Fällen Vorteil, in welchen er gegen Nichtlaufleute oder nicht- 
protofollirte Kaufleute al3 Kläger auftreten muß. Denn durch 
Abſchneidung der Incompetenzeinwendung und bie daraus reful- 
tirende Entlaftung des Proceßverfahrens gewinnt die Rechtsver⸗ 
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fern nicht Die Befimmungen des 8.49 8.5 bi8 7 zur An- 
werbung Tommen.°) 
Wo ein jelbftändiges Handelsgericht oder Handels⸗ und 
Seegericht nicht befteht, wird die Gerichtsbarkeit in allen vor- 
enannten Nechtzftreitigfeiten durch die Handelsfenate der 
eis⸗ und Landesgerichte ausgeübt. 


gefhäfte: Art. 273, 374, 9. ©. 8., Börfengeidhäfte: Gel. v. 1. April 
1875, R.®. ®. Rr. 67, 8.18, 14, Gogerhiueeidähe: v. 28. Anl 


8. 39. 
die Eigenfchaft ber ftreitführenden Theile durch Die nachbenannten Handel3= 
vadıen me auch wenn dieſelben nicht aus —— entftehen: 


! 
a aa Gebrauches einer Firma zwifchen ben beeinträdhtigten unb ben 
unbefugten Führern der Firma; aus den Berufsgeſchäften der Handels⸗ 
mäller, Wäger, Mefler und anderer Perfonen, welche zur Borna ne En 

ind, 





folgung bie erwünfchte Leichtigkeit und Beichleunigung. Der 
Kläger wird allerdings in ſolchen Rechtsſtreitigkeiten die in der 
Beiziehung des fahmännifchen Richters gelegene befondere Bürg- 
ſchaft der Bebachtnahme auf die Handeldgebräude mifjen. Aber 
einerfeit3 ift das nicht gleichbedeutend mit der Nichtberüdfichtigung 
biefer Handelsgebräuche; auf die Eonftatirung maßgebender Handeld- 
gebräuche abzielende Anträge und Anregungen des Kläger wird 
der aus rechtögelehrten Richtern beftehende Senat in verfchiedener 
Form (Sachverftändigenvernehmung, Erhebung von amtöwegen 
u. f. w.) verwerten können. Wenn aber felbft einige Verſchieden⸗ 
beit obwalten follte, fo bat anderfeit$ die Bejeitigung oder Re- 
ftringirung der Unzuftändigkeitöftreitigkeiten für die Rechtöpflege im 
allgemeinen eine jo große und weittragende Bedeutung, daß jene 
mehr minder zufällige Ungleichheit nicht von VBeranftaltungen ab- 
halten dürfte, die einem typiſchen, von allen Seiten ſchwer em⸗ 
pfundenen Mißftande des gegenwärtigen Proceßverfahrens ein Ende 
zu machen geeignet find. 

Für die im $.51 3.4 und 5 aufgenommenen Competenz- 
beftimmungen ſpricht die Schwierigkeit der bier vom Richter zu 
entfcheidenden Rechtsfrage und die generelle Abhängigkeit der Ent- 
fcheidung von fachtechniſchen Vorausſetzungen und Kenntniffen. 
Erſteres macht die Betheiligung des Collegiums, letzteres die regel» 
mäßige Mitwirkung bes fahmännifhen Richter® wünſchenswert. 
Motive, S.70, 71.) 
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richtenden — Berfonen; ferner aus dem Rechtsverhältniſſe aller dieſer 
Berjonen zu Dritten, welchen fie fi im Gewerbe des Principals ver- 
antwortlich — haben (Art. 55 und 59 H. G. B.). 

8. Streitigkeiten aus ben U ende sei ber Hanbelsgefellichafter 
zu einander, der Voriteher und Liquidatoren Geſellſchaft zu einander 
und zu ben Gefellichaftern; ber ftillen @efellfchafter zu dem Inhaber des 

andeisgemwerbes; der Theilnehmer an einer Vereinigung zu einzelnen 
andelsgeichäiten für gemeinſchaftliche Rechnung, oder an einer Ver⸗ 
einigung zum Sandelöbetriebe (Art. 109. &. 8.) zu einander, und zwar 
in allen dieſen Yällen ſowohl während des Beftandes, als nad) der Auf⸗ 
löfung des gefelfchaftlihen Berhältnifies. 
. 40. Tuch die vorhergehenden 88. 38 und 89 werden die Be- 
timmungen über bie Erledigung von Streitigleiten aus dem Dienft- und 
ohnverhältnifie nad) den Gewerbegeſetzen, über bie Zuſtändigkeit der 
Berwaltungsbehörben in Streitigkeiten zwiſchen dem Stante und befien 
Bebienfteten, ober den zum Berjchleiße von Gegenftänden bes Staats⸗ 
monopol8, ober zur Ausübung fonftiger Regalrechte des Staates be- 
genen Perſonen nicht berührt. (Siehe Motive zu Art. IX E. ©. z. 


5 Bor die Handeldgerichte gehören aud) Klagen auf Er- 
fagleiftung, weldhe auf Grundlage des Geſetzes, betreffend 
die Haftung der Eifenbahnunternehmungen für bie durch 
Eretgnungen auf Eifenbahnen herbetgeführten körper— 
lien Be eIChungen oder Tödtungen von Menfhen wegen 
Ereignungen, die der Wirkſamkeit biefes gene nach⸗ 
gefolgt find, erhoben werden, und zwar nad Wahl Klägers 
vor das Handelsgericht, in deſſen —— die geklagte Unternehmung 
ihren Sitz hat oder die Ereignung eingetreten iſt (G. v. 5. März 1869 
NR. G. B., Nr. 27, 8.8). U. VI 8. 2 E. G. z. J. N. 


0) Ferialſache 8. 224 3.1 C. P. O. — Oertlicher Gerichtsſtand 88. 89, 
93 Abi. 2 J. N. 


6) Zuſtändigkeit in Markenſachen: 

. 29. Geſetz v. 6. Jänner 1890, R. G. B. Nr. 19. 

En der Verlegte wegen eines ber in ben 88. 28 unb 24 bes 
zeichneten Vergehen die Zuerkennung einer Entſchädigung bei dem Civil⸗ 
richter, fo bat dieſer ſowohl über das Borhandenfein als auch über die 
Höhe des Schadens nad freiem, durch die Würdigung aller Umftände ge⸗ 
leiteten Ermeſſen zu enticheiden. 

8. 80. Weber bte Frage, ob Jemand das auzichließliche Gebrauchs⸗ 
recht an einer Marke zuiftehe, ſowie über die Priorität und Uebertragung 
dieſes echtes, ferner über die Frage, ob eine regiſtrirte Marfe von 
einem Dritten für eine andere Gattung von Waaren benübt werben könne 
(8. 7) erkennt der Hanbeläminifter. — 


©), Dertliher Gerichtsſtand 8. 99. 

Bultändigteit in ED ee De: 

Kaiſ. Patent v. 15. Auguſt 1852 R. G. B. Nr. 184. 

8. 46. Inſoferne e8 fich bei Eingriffen in ein Privilegium nicht 
um die Verhängung einer Strafe, fondern nur um die im 8.40 erwähnte 
— Eingriffes Handelt, oder wenn ed nur um die Enticheibung 
über das Eigenthum eines Privilegiums, e8 möge wegen ber Priorität 
der Entdedung, Erfindung oder Verbeſſerung oder aus einen — 
lichen Titel Feeitig fein, oder um Privatrechtliche Er bes Be⸗ 
fhädigten zu thun tft, welche von ber Strafbehörde auf ben Rechtsweg 
verwieſen worden find, ift darüber von dem Civilgerichte, und zwar in 
jenen Kronländern, in welchen das fummariiche Verfahren in Eivilrechts- 


= v1. on 1895, R. ©. 8. Rr. 111, ? 52. 89 


e8 Gegners fo- 
8 gebürende Genugthuung für Schimpf und 
dnben 3 5 eiften fein wire 

8. 48. Wenn die Entiheidung einer vor den Givilrichter gehärigen 
Klage Br ya en abbangt über welche das Erkenntnis dem Mini—⸗ 
— andel und Gewerbe zukommt (8. 42), ſo liegt es den Parteien 

——— das Erkenntniß desſelben zu erwirken und im Laufe des 
—— — beizubringen. — 

Mujterf — 

Batent v. 7. December 1858, R. G. B. Nr. 237. 

Die Berfanbiung und Entfcheidun Aber Eingriffe in das 
Mufrreit, fowie die Unterfuhung und Beftrafung derjelben, wenn fie 
ſich nach 8. 15 zu einer Uebertretung geftalten, fest den politifchen Ber- 
waltungs ehörben erfter Inftanz nach den für das Verfahren und den 
—— Be Gewerböftörungen und Bewwerböübertretungen beftehen- 

Vorſchrift — Die politiſche Behörde entſcheidet auch über bie 
Ymoiltigtet der Hinterlegung a den Berluft des — Ueber 
die im 8. 12 erwähnten a a enern eg niprüde des Ber- 
legten auf Erſatz des durch den Eingriff n Muſterrecht erlittenen 

Schadens find nad) dem bürgerlichen Beiehe en ee ar und über 
Streitigkeiten ——— des Eigenthums eines Muſters ſteht die Ent⸗ 
ſcheidung dem Civilrichter zu. 

8. 20. Ergibt ſich während der Verhandlung oder Unterſuchung, 
daß die Enticeidung von einer men 9 ge abhängt, über welche das Givil- 
gericht zu fprechen ‚, jo vermweift Die —— Behorde die Parteien 
an das zuftändige € I eriht und kann in einem ſolchen Falle nur nad) 
hierüber vorgelegten rechtskräftigen civilgerichtlidden Spruche ihre eigene 
Entieidung fchöpfen. 

Uebrigend dient dem Verletzten die rechtskräftige Entſcheidung ber 
politiihen Behörde, womit Jemand bes Eingriffes in das Mufterrecht 
ſchuldig erlannt wurde, zur Geltendmachung ber Entichädigungsanfprüdje 

vor dem Civilrichter. — 


Außerdem gehört aut Handelsgerichtöbarkeit ohne Rückſicht auf den 
HE — 
Abf. 2 —ã— 3. C. P. O 

8.52. An A an welchen ein jelbftändiges Handels: 
gericht oder ein Handels⸗ und Seegericht beiteht,') gehören die 
Streitigfeiten aus den im 8.51 3.1 und 2 bezeichneten 
Geichäften und Rechtsverhältniffen, bei welchen der Streit- 
gegenftand an Geld oder Geldeswert die Summe von fünf 
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en Gulden nicht überjteigt, vor die Bezirkögerichte für 
andel3- und Seejadhen.? 

Desgleichen gehört an ſolchen Orten die Enticheidung 
der GStreitigleiten, welche aus ber Se re dem Dienft- 
verhältniffe der Schiffsmannſchaft und dem Seefrachtgeſchäfte 
entitehen (8. 49 3. 5 bis 7), und die Aufnahme der Gee- 
verffarung zum Wirkungskreiſe der Bezirksgerichte für Handels- 
und Seeſachen. 

Im gleichen Umfange find die bejonderen Bezirkögerichte 
für Handel3- und Seejachen, welche etwa an anderen Orten 
errichtet werden, zur Ausübung der Gerichtäbarkeit in GStreit- 
ſachen zuftändig. 

ur gi ee ih bien fung des Zahlungsbefehles im M 
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Streitfaden in Angelegenheiten des Zergbaues. 

6.53. Bor die bergrechtlichen Senate der im Ver—⸗ 
ordnungswege zu bezeichnenden Kreis⸗ oder Landesgerichte 
gehören die den Bergbau betreffenden Streitigkeiten, ſoweit 
diefelben nicht nad) 8. 49 8.1, dann 3 bis 6 vor das Be- 
zirkögericht gehören. 

Terner ohne Rüdficht auf den Wert des Gtreitgegen- 
ftandes die Streitigkeiten: 

1. über Klagen, durch welche ein dingliches Recht auf 
Gegenftände des Bergmerkseigenthums nebſt den zu Tage 
liegenden Beltandtheilen desfelben und dem Yugehör der 
Bergwerke geltend gemacht oder die Aufhebung eines folchen 
Nechtes bewirkt werden joll; 


» 


8.53. Die Beftimmung über die fachliche Zuftändigfeit für 
die . berggerichtlichen Sachen ftimmt mit ber beftehenden Gejeß- 
gebung überein. Diefe beſondere Gericht3barkeit wird jegt nur 
von ſolchen Gerichtshöfen ausgeübt, welche auch die allgemeine und 
außerdem die HandelögerichtSbarkeit ausüben. Eine einzelrichter- 
lihe &ompetenz tritt in berggerichtlichen Angelegenheiten nicht ein. 
Diejenigen Streitigkeiten, welche nach der beftehenden Gefeggebung 
zur Zuftändigfeit der Bezirkfsgerichte gehören, find durch einen im 
erften Abſatz des 8.53 gemachten Vorbehalt aus dem Umfange der 
befonderen Gerichtsbarkeit ausgefchieden. (Motive, ©. 71.) 

Sn Ziffer 9 tft das Wort „Hüttenwerke“ geftrichen worden. 
Die hiſtoriſche Entwidlung unferer Hütteninduftrie hat zu der 
eigenthümlichen Thatjache geführt, daß bie alten Hüttenwerke, be> 
ſonders aber jene, welche mit Bergwerken in Verbindung find, im 
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na - über die Benäßung der in 8. 1 bezeichneten Gegen- 
tände; 
3. über das Alter im Felde bei Bergwerksverleihungen; 
4. über die Aufforderung zur Feldesſtreckung (Lagerung 
des Grubenmaßes mit beftimmter Begrenzung); 
5. über Freierflärung (Berfallenheit) von Bergbaube- 
vehligungen; 
. über das Eigenthbum oder die Benügung von Gruben⸗ 
wäflern; 


, 
7. über die in den Berggeſetzen geregelten Verhältniſſe 
der Bergbauunternehmer unter einander, ſowie zu ihren Be- 
amten und Bevollmächtigten, dann zu den Bejitern andexer 
unbeweglicher Güter; 

8. über die Verwaltung und NRechnungsführung zwischen 
Bergwerksbeſitzern und ihren Beamten oder Bevollmächtigten 
über den Betrieb des Werkes und deſſen Zugehör; 

9. über Geſellſchaftsverträge rüdfichtlich des Betriebes, 
der Benügung oder Verwertung gemeinjchaftlicher Bergbaue; 

10. über die in den Deraneleben geregelten Berhältnifie 
der Gewerfichaften zu ihren Mitgewerken. 


Wert des Streitgegenſtandes. 

6.54. Für die Berechnung des für die Buftändigfeit 
maßgebenden Wertes des Streitgegenftandes ift der Zeitpunft 
der Anbringung der Klage enticheidend.?) 

Zuwachs, Früchte, Zinjen, Schäden und Koften, die als 


Bergbuche eingetragen find, Bruberladen befigen und der Aufficht 
des Aderbauminifteriums unterftehen, während andere, und zwar 
durchwegs die neuen großen Hüttenanlagen im Grundbude ein- 
getragen find, dem allgemeinen Unfall- und Krankenverficherungs- 
gejege unterliegen und unter der Aufficht des Handelsminiſteriums 
ftehen. Es gebt demnad nit an, die Hüttenwerfe ohne Ein- 
Ihränfung nad) irgend einer Richtung hin der BerggerichtSbarkeit 
zu unterwerfen, und da im Gegentheil die Angehörigfeit der Hütten- 
werke zu den Bergweſen wiewohl fie thatſächlich noch in einigen 
Fällen befteht, nur daS Ueberbleibfel einer früheren Zeit ift und 
die modernen Hüttenanlagen als ein Theil der Induſtrie den Ge- 
fegen, der Oberauffiht, und dem Gerichtöftande derjelben unter- 
worfen fein müffen, jo liegt fein Grund vor, für diefe Kategorien 
von Induſtrieanlagen die Competenz der Berggerichtäbarfeit länger 


* 


aufrecht zu erhalten. (A. B., ©. 12.) 


„‚$.54. Der Entwurf ſchlägt vor, die Tarirung dem Kläger 
zu überlaffen ($. 56). Diefer kennt die ftreitige Rechtsbeziehung 





92 u Aurisdiefionsnorm. 


Nebenforderungen geltend gemacht werden, bleiben bei ber 
Wertberechnung unberüdjichtigt.?) 


1) 8. 29 J. N., 88. 226, 236, 489 C. P. O. 
2) Gilt auch im Falle 8. 448 C. P. O. 


und weiß zur Zeit der Klage faſt immer, wie viel fie für ihn 
wert iſt. Er wird die Bewertung ohne Beweiserhebung und 
ohne Votum von Sachverſtändigen vornehmen können. Das 
Reſultat ſeiner Schätzung gibt er dem Richter in der Klage be— 
kannt. Was er bei der Schätzung beachten dürfe und müſſe, ſagt 
ihm das Geſetz (88. 54, 57 bis 59). Zweckloſe Verhandlungen 
und Entſcheidungen über die Bewertung einzuführen, davor wird 
ſich die Geſetzgebung bewahren, wenn die Bedeutung der Wert- 
grenze im Auge behalten wird. Es handelt fich bet diefer Be- 
wertung um nichts anderes, ald® um bie — ob der Wert 
des Streitgegenſtandes fich unterhalb der Grenze von 1000 fl. 
(jet 500 fl.) Halte oder diefelbe überfteige. Nur diefe Relation 
ift von Belang, alle nähere, der genau beftimmte Wert inner- 
halb jener Grenze ift für die Ordnung der Competenzfrage durch» 
aus gleichgiltig. Die Beurtheilung diefer Relation wird dem Kläger 
überlaffen werden fönnen, fie wird ihm unter allen Umftänden 
möglich fein. Damit ſcheint auch die Competenz ganz und gar in 
feine Hand gegeben und man wird beforgen, daß er, wie ed im 
einzelnen Falle ihm gerade beffer paßt, die Bewertung nad) Be- 
lieben zu Gunften der bezirksgerichtlichen oder der collegialgericht- 
lichen Zuftändigfeit vornehmen werde. MDieſe Gefahr ift jedoch) 
nach beiden Richtungen ausgefchloffen. Zu geringe Tarirung, um 
die Sache vor das Bezirksgericht zu bringen, wird deshalb nicht 
zu beforgen fein, weit fich der Kläger mit dieſer Selbftihägung in 
ungünftiger Weife präjudicirt. Er Tann nicht darauf rechnen, 
daß der Richter bei einem eventuellen Zufpruch des Geldiwertes 
oder Sntereffes u. dgl. über die vom Kläger felbft vorgenommene 
Bewertung binausgehe. Auch dann, wenn man diefe Bewertung 
nicht dahin verfteht, daß der Bellagte ſich durch Zahlung dieſes 
Geldwertes von der geforderten fonftigen Leiftung befreien könne, 
hält alfo die Rüdficht auf den eigenen Vortheil den Kläger von 
zu niedriger Bewertung behuf Erlangung der bezirkögerichtlichen 
Competenz ab. Was zu befürchten ift, ſcheint eher eine zu hohe 
Bewertung, zumal von vornherein wahricheinlicher ift, daß der 
Kläger nad) dem KCollegialgerichte, als nah dem Bezirkägerichte 
ftreben werde. Dagegen muß deshalb das Geſetz Schuß gewähren, 
und dem dürfte durch die Beftimmung des 8. 60 Genüge gejchehen. 
Dadurh wird dem Gerichtöhofe die Macht zur Reaction gegen 
übermäßig hohe Bewertung eingeräumt. Nicht umfonft ſpricht 
8. 60 von einer „übermäßig hohen” Bewertung. &3 fol damit 
gerade für die Inapp um die Grenze herum liegenden Fälle, bie 
deshalb weder hier noch dort mit voller Sicherheit untergebracht 
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6.55. Mehrere in einer Klage von einer einzelnen 
Partei oder von Streitgenoffen geltend gemachte Anfprüche 
werden zufammengerechnet. Wird nur ein Theil einer Eapitals- 
forderung begehrt, fo ift der Gefammtbetrag der noch un- 
berichtigten Capitalsforderung*) maßgebend. Wird der Ueber- 
ſchuß in Anſpruch genommen, der fih aus der Vergleichung 
der Forderungen ergibt, welche beiden Parteien gegen einander 
zuftehen, fo enticheidet der Gefammtbetrag der vom Kläger 
ur Begründung des begehrten Ueberjchuffes geltend gemachten 
Forderungen. 

1) Bei Einflagung eines Forderungsreſtes ber Reſt. 


6.56. Erbietet fi) der Kläger an Gtelle der ange- 
prochenen Sache eine beftimmte Geldfumme anzunehmen!) 
oder ftellt er ein alternative Begehren auf Zuerkennung 
einer Geldjumme, fo ift die in der Klage angegebene Geld- 
jumme für die Beurtheilung der Zuftändigleit maßgebend. 


Sn allen anderen Fällen, in welchen der Wert des nicht 
in einem Geldbetrage beftehenden Streitgegenftandes für die 
Beitimmung der Zuftändigfeit von Belang tft, hat der Kläger 
diefen Wert in der Klage anzugeben.?) Dies gilt insbeſondere 
auch in es von Feititellungsflagen.?) 

Bei der Bewertung des Streitgegenſtandes find die dem 
Kläger etwa obliegenden Gegenleiftungen nicht in Abzug 
zu bringen. 

1) Auf diefen Betrag ift auch das Urtheil zu fielen 8.410 C. P. O. 


werden können, freier Raum geichaffen werden, indem Kleinere 
Irrthümer oder Wertüberfhägungen als belanglos erflärt werden. 
Shretwegen kann auch nicht die Unzuftändigleitseinwendung er- 
hoben werden, auch die in der Erwägung, daß die Competenz- 
frage fo wenig als möglid Quelle von Koſten und Verzögerungen 
fein dürfe. Durch die Beitimmung des 8. 60 erjcheint fomit die 
Gefahr einer Erfchleihung der collegialgerichtlichen Competenz mit 
Hilfe der Tarirung des Streitgegenftandes befeitigt. Die Be— 
wertungsfrage,, foferne fie mit der ZuftändigfeitSordnung zu= 
fammenhängt, löſt fi fo auf das einfadhfte, ohne daß dadurd) 
irgendwelche Intereſſen einer der Parteien oder der Juſtizver⸗ 
waltung tangirt würden. Abſatz 4 des 8. 60 hebt e3 zu aller 
Borficht beſonders hervor, daß durch die vom Kläger vorgenom⸗ 
mene Bewertung einer Feititellung des Wertes, welche im Laufe 
des Procefjed und für die Zwecke des meritorifchen Urtheiles etwa 
nothivendig wird, nicht präjudicirt werde. (Motive, ©. 72.) 
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— — —— im Urtheil von feiner unmittelharen Bebeutung 
s) —* ẽ. P. O., gilt auch für den Zwiſchenantrag auf Feſtſtellung 
8. 236 C. P. O. 


6.57. Bei Streitigkeiten, welche nur die Sicherſtellung 
einer Forderung oder ein Pfandrecht zum Gegenftande haben, 
ift der Betrag der Forderung, oder wenn der Pfandgegen- 
ftand einen geringeren Wert Hat, deffen Wert für die Be⸗ 
wertung des Streitgegenftandes maßgebend. 

6.58. Als Wert bed Rechtes auf den Bezug von Binfen, 
Renten, Früchten oder anderen wiederkehrenden Nugungen und 
Reiftungen ift bei immerwährender Dauer das Zwanzigfache, 
bei unbeftimmter oder auf Lebenszeit beichränfter Dauer das 
Zebnfade der Jahresleiſtung, bei beftimmter Dauer aber der 

efammtbetrag der fünftigen Bezüge, jedoch in feinem Falle 
mehr als das Zwanzigfache der Sahresleiftung anzunehmen. 

Iſt das Beſtehen eines Pacht- oder Miethverhältnifies 
ſtreitig, ſo iſt der Betrag des auf die geſammte ſtreitige 
Zeit fallenden Zinſes der Bewertung zu Grunde zu legen. 


8. 57. Zu 8.57 iſt zu bemerken, daß es der Permanenz⸗ 
commiſſion des Herrenhauſes zunächſt überflüſſig ſchien, beſondere 
Grundſätze über die Wertbeſtimmung bei Beftaproceffen aufzu⸗ 
ſtellen, da kaum daran gezweifelt werden kann, daß für eine nur 
zu Competenzzwecken erfolgende Bewertung der Unterſchied zwiſchen 
poſſeſſoriſchen und petitoriſchen Proceſſen keine Bedeutung hat. 
Im zweiten Theile des erſten Abſatzes ließ die Tertixung Zweifel 
übrig, ob fi die Bewertungsvorſchrift auf die Fälle zu be 
ſchränken habe, in welchen der Proceß bloß um bie een 
einer Forderung oder um ein Pfandrecht geführt werde oder o 
auch die bier beſonders naheltegenden Fälle der Cumulirung diefer 
accefforiihden Anfprüde mit dem Hauptanfprud durch die Bor- 
Tchrift getroffen werden follten. Da fich namentlich bei Verbindung 
der Forderungsklage mit der Pfandllage kaum etwas dafür vor⸗ 
bringen ließe, daß bier der Wert der Forderung für die Feſt⸗ 
ftelung der Competenz ganz außer Betracht bleiben folle, wurde 
durch die Aenderung des Terted die Meinung der Permanenz- 
commiffion zum Ausdruck gebradt, daß die Anordnung diefes 
Paragraphen fich Lediglich auf die Fälle der erften Kategorie be- 
jiche. Der zweite Abſatz des S. 57 wurde in den 8. 60 Abſatz 2 
veriwiefen, weil er eine allgememeine Anweifung über die Art der 
Werterbebung enthält und mit feiner Anwendbarkeit weder auf 
die Fälle des Befigproceffed, noch auch auf die Fälle von Pfand- 
und Sicherftellungsftagen befchränft ift. Die Verbindung mit dem 
8. 57 hätte daher zu einer zu engen Auffaffung der Vorſchrift 
des zweiten Abfates verleiten köͤnnen. (Gem. Ber., S. 24.) 
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6.59. Bei Klagen auf Vornahme von Arbeiten oder 
anderen perjönlichen Leiftungen, auf Duldung ober Unter- 
laffung, auf Abgabe von Willenserflärungen ift die vom 
Kläger angegebene Höhe feines Intereſſes als Wert des 
Gtreitgegenftandes anzufehen. 

6.60. Erſcheint bei einer Klage, welche bei einem Ge⸗ 
richtöhofe erſter Inſtanz angebradht wurde, die im Sinne 
des $. 56 Abſatz 2 erfolgte Bewertung des Streitgegenitan- 
bes übermäßig hoch gegriffen, fo kann das Gericht,!) wenn es 
zugleich —— Er daß bei richtigerer Bewertung des 
Etreitgegenftandes diefer die für die Zuftändigleit des Ge⸗ 
richtshofes ———— Wertgrenze?) nicht erreichen dürfte, 
von amtswegen die ihm zur Brüfu fung der Richtigkeit der 
Wertangabe nöthig ericheinenden Erhebungen und insbejondere 
die Einvernehmung der Barteien, die Bornahme eines Augen⸗ 
jcheine3?) und, wenn e3 ohne erheblichen Koftenaufwand und 
ohne bejondere Verzögerung geichehen kann, auch die Begut- 
achtung durch — anordnen. Dies kann er- 
forderlichen Falls auch ſchon vor Anberaumung der münd⸗ 
ma Verhandlung geichehen. 

13 Wert einer grund- oder hauszinsftenerpflichtigen 
ee Sache ift jener Betrag anzufehen, welcher als 
Steuerſchätzwert für die Gebürenbemeflung in Betracht kommt.b) 

Muß infolge der Ergebnifje folder Erhebungen und Be- 
weisführungen die Streitſache von dem Gerichtshofe an das 
Bezirkögericht abgetreten werden, °) fo) hat Der Kläger Die Durch 
diefe Erhebungen und Beweisführungen entftandenen Koften 
zu tragen oder zu erfeßen.”) 

Außer dem in Abſatz 1 bezeichneten Falle ift die in der 
Klage enthaltene Bewertung des Streitgegenftandes in An⸗ 
fehung der Zuftändigfeit jomohl für das Gericht al3 für den 
Gegner bindend. 


’) Seil — 
2 — 
| is 351 ff .D. 
Dis Slemgfade der Grundſteuer, Kundm. d. Fin. Min. v. 26. Jänner 
er Sech Ar fache ber Hauszindfteuer, Gef. vom 
.48, 
dei nahen uf den — et Et = DeIomDeret 
ecur 


8. 60. Siehe die Motive bei 8. 54. 
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Beftreitung der Zuſtändigkeit eines Civil-, Han— 
dels- oder bergrechtlichen Senates. 


F. 61. Wenn in einer vor dem Civilſenate eines Kreis⸗ 
oder Landesgerichtes verhandelten Rechtsſache der Antrag auf 
Verweiſung der Rechtsſache vor den Handels⸗ oder bergrecht⸗ 
lichen Senat desſelben Gerichtshofes geſtellt wird (Einrede 
der Unzuſtändigkeit) und das Gericht dem Antrage noch vor 
Schluß der Verhandlung zur Hauptjache ftattgeben zu müſſen 
erachtet, Tann es, fofern der Stand der Verhandlung eine 
ſolche Maßregel zwedmäßig ericheinen läßt, zugleich mit der 
Enticheidung über die Unzuftändigfeitseinrede den Beſchluß 
faffen,!) daB jofort an Stelle eines der Senatsmitglieder ein 
fahmännifcher Beifiger zu treten Habe und die Berhandlung 
vor dem fo veränderten Senate gleich durchzuführen fei. 

Dasfelbe Tann vermittel3 Erſatzes des fachmänniſchen 





8.61. Wenn der Senat bie Unzuftändigfeit augfpricht, ohne 
in die Verhandlung zur Hauptſache einzugehen, wird es allerdings 
das einfachfte fein, die Verhandlung vor einem anderen Senate 
erſt nach Rechtskraft der Zuftändigkeitsenticheidung aufzunehmen. 
Die aus der Möglichkeit von BVerwidelungen drohende Gefahr 
würde bier durch Feine Vortheile aufgehoben .... Anders, wenn 
die Verhandlung über die Competenzfrage und die über die 
re mit einander bermengt werden und ſchon begonnen 
aben..... 

Darna fol es das Gericht, wenn es ſich zu Gunften der 
Unzuſtändigkeit nah Beginn der Verhandlung zur Hauptſache 
entjcheidet, je nach dem Stande biejer Verhandlung in feiner Macht 
haben, die Verhandlung fofort vor geändertem Senate neu auf- 
zunehmen und durchzuführen (8. 61). Daß alles zur meritorifchen - 
Verhandlung bereit tft, die Parteien und ihre Vertreter, vielleicht 
auch Zeugen und Sacverftändige anweſend und alle fonftigen 
Vorbedingungen für die Endenticheidung gegeben find, das Toll 
ungeachtet der Unzuftändigfeit3beftreitung vol ausgenüßt werden 
fönnen. Deshalb wird die Entjeheidung über die Unzuftändigkeit 
zu einer fofort vollftredbaren, jedoch nicht abgefondert anfechtbaren 
erflärt. Wann von bdiefer Befugnis Gebrauch zu machen, muß 
dem Ermefjen des Gerichtes überlaffen werden. Es werden bier 
die verfchiedenften Momente in Betracht kommen: die Möglichkeit, 
für das ausfcheidende Mitglied des Senates allfogleich einen 
Erjagmann heranzuziehen, die größere oder geringere Schiwierig- 
teit der Competenzfrage und daher die Wahrjcheinlichkeit, daß die 
Competenzentſcheidung entweder unangefochten bleiben oder von 
der oberen Inſtanz feinerzeit beftätigt werden werde, endlich haupt⸗ 
fächlid auch der Umſtand, ob nach der concreten Sachlage die 
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— durch einen richterlichen Beamten geſchehen, wenn 
die Unzuſtändigkeit des Handelsſenates oder des zur Aus- 
übung der Berggerichtöbarleit berufenen Senates deshalb 
behauptet wird, weil die Rechtsfache zur allgemeinen Gerichts- 
barkeit gehört. 

Die Entſcheidung über die Einrede der Unzuſtändigkeit 
ift in diefen Fällen nicht beſonders auszufertigen, fondern 
in die nach Schluß der Verhandlung zur Hauptjache ergebende 
Entfcheidung aufzunehmen. 

3) Nach Analogie 8. 62 Abf. 1 kein? abgeſondertes Nechtämittel. 


6. 62. Wird in den im 8. 61 bezeichneten Fällen die 
Enticheidung über die Einrede der Unzuftändigkeit vom Ge- 
richte dem nad) Schluß der Verhandlung zur Hauptſache er- 
gehenden Ausſpruche vorbehalten, jo kann der Vorſitzende, 
je nachdem die Berweifung an einen Handels⸗ oder berg- 
rechtlichen Senat oder an einen Eiviljenat begehrt wurde, 
einen fachhmännifchen Beifiter oder einen richterlichen Be— 
amten der Verhandlung als Ergänzungsrichter beiziehen. 
Wird fodann die Einrede der Unzuſtändigkeit von dem Senate, 
vor melden die Berhandlung anberaumt war, auf Grund 
der Ergebnifje der Verhandlung als gerechtfertigt erfannt, 
fo hat, fofern die vor einem Civilſenate verhandelte Rechts⸗ 
ſache vor einen Handeld- oder bergrechtlichen Senat ggehart, 
der al3 Ergänzungsrichter beigezogene fachmänniſche Beiſitzer 
zum Bmede der Enticheidung.der Hauptſache an Stelle eines 
der Mitglieder jene Senates zu treten. Bet Rechtsjacdhen, 
welche vor einen Livilfenat gehören, hat Hingegen der richter- 


unmittelbare Erneuerung ber Berhandlung mit Erfolg ausführ- 
bar ift, und dieſes Zuſammenfafſen offenbare Vortheile gewährt. 
Wo deshalb nicht daran zu denken tft, die Verhandlung zur 
Hauptſache alsbald zu Ende zu bringen, und aus anderen Gründen 
ohnehin eine Verlegung ftattfinden müßte, da wird das Gericht 
nad Inhalt des 8. 61 Abſatz 1 derlei Verfügung nicht befchließen 
dürfen. (Motive, ©. 73.) 


8.62. Auf einen anderen Sachverhalt tft die Vorſchrift des 
$. 62 berechnet. Sie feßt nur die Erhebung der Unzuftänbigfeits- 
einwendung voraus, noch feinen darüber gefaßten Beſchluß. Die 
Unzuftändigfeitöbefteitung Tann derart begründet fein, daß über 
fie ohne Erörterung der Hauptſache oder einzelner Theile derfelben 
nicht gut entfchteden werben Tann. Wie ſchon zu den SS. 51 und 
52 angedeutet wurde, wird dieſe Gefahr durch die Beltimmung 
des 8.51 Zahl 1, ziwar geringer, verſchwindet aber nicht ganz. 


Civilproceßordnung. 7 
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liche Beamte, welcher als Ergänzungsrichter an der Ber- 
handlung theilgenommen hat, an die Stelle des fachmänni⸗ 
ſchen Beiſitzers des urſprünglich zur Verhandlung berufenen 
Senates zu treten. Gegen dieſe Beſchlüſſe iſt ein abgeſon⸗ 
dertes Rechtsmittel nicht zuläſſig. 

Die Veränderung in der — ——— des Senates 
und die Namen der Senatsmitglieder, welche an der Urtheils- 
fällung thatfächlich mitgewirkt haben, find in diefem Falle 
bei der Berfündung der Enticheidung!) ftet3 befanntzugeben. 


Dasjenige Mitglied des Senates, welches infolge der er- 
hobenen Einrede der Unzuftändigkeit vor der Entfcheidung 
der Hauptjache Fraft Gerichtsbejchluffes aus dem Senate aus- 
ichted, hat fi) an der Berathung und Abftimmung über das 
Urtheil nicht zu betbeiligen. Es ift jedoch verpflichtet, dem 
Borfigenden feine Meinung über die Entjcheidung der Gtreit- 
fache in bejonderer fchriftlicher Ausfertigung innerhalb drei 


Um fo notbiwendiger wird man verfuchen müſſen, den Schuß gegen 
diefe Gefahr durch andere Beranftaltungen zu vervollkommnen. 
Das fol in der Art gefchehen können, daß der Borfigende im vor⸗ 
aus für die beiden Eventualitäten, welche fi aus der Beftreitung 
oder Ziweifelhaftigfeit der Unzuftändigkeit ergeben, Sorge tragen 
fann, indem er entweder ein Mitglied des Gerichtshofes (Be- 
ftreitung der Zuftändigfeit des handels⸗ oder bergrecdtlichen Senates) 
oder einen fachmänniſchen Laienrichter (Behauptung, daß die Rechts - 
fache zur befonderen Gerichtsbarkeit gehöre) als Ergänzungsrichter 
der Verhandlung beizieht. Nah Schluß der Verhandlung wird 
dann zuerft über die Unzuftändigfeitsfrage entſchieden und je nach 
dem Ausfalle der Schlußfaffung die Entfcheidung der Hauptfache 
von dem Senate in feiner urfprüngliden Zufammenfegung oder 
von einem der &omtpetenzentfcheidung entſprechend veränderten 
Senate gefällt. So Tann die Verhandlung zur Hauptſache ohne 
Rüdficht auf den Ausgang der Competenzfrage vertvertet werden, 
und bei Annahme der im 8. 62 Abfag 3 und 8. 64 enthaltenen Bor: 
ſchläge wird die Nothwendigkeit einer Erneuerung der Verhandlung 
zur Hauptfache felbft dann jehr oft entfallen, wenn die obere In— 
ftanz die vom GerichtShofe erfter Inſtanz gefällte Competenzentfchei- 
Dur) nicht billigen follte. Daß die Rechte der Parteien hiedurch Feine 
Verkürzung erleiden, dafür forgt die Beftimmung des 8. 62 Abſatz 2. 

Ein ae Verhältnis wie zwiſchen den verfchicdenen 
Senaten eines GerichtShofes, welcher zugleich allgemeine und be- 
fondere Gerichtsbarkeit auszuüben bat, befteht bet den befonderen 
Handels⸗ oder Handeld- und Seegerichten wenigftend an ſich nicht. 
Sie haben Feine allgemeine GerichtSbarkeit. Die Folge wäre, 
daß dort, wo ihre Zuftändigkfeit zu Gunften eines Landes⸗ oder 


% 
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Tagen belanntzugeben. Diejed Votum ift dem Berathungs- 
protofolle beiqulegen. 
2) 8.414 0.8.0. 
6.63. Die Beitimmungen der 88.61 und 62 find aud) 
anwendbar, fofern in einer bei einem jelbjtändigen Handels- 
erichte oder Handels⸗ und Seegerichte angebrachten Rechts» 
Pache die Einrede der Unzuftändigfeit deshalb erhoben wird, 
weil die Nechtsjache vor das zur Ausübung der allgemeinen 
Gerichtsbarkeit berufene Kreis- oder Landesgericht gehört. 
Wenn ein Handelögericht oder der Handeld- oder berg- 
rechtliche Senat eines Kreis- oder Landesgerichtes eine bei 
ihnen anhängig gewordene Rechtsſache für eine Angelegenheit 
der allgemeinen Gerichtsbarkeit Halten, find die in den 88. 61 
und 62 bezeichneten Maßnahmen von amtswegen einzuleiten. 
6.64. Wenn eine gemäß $. 62 unter Zuziehung eines 
Ergänzungsrichterd gefällte Enticheidung wegen Unzuftändig- 
feit des Gerichtes angefochten wird und die höhere Inftanz 
der Anficht ift, daß der Senat, vor welchem die Verhandlung 
anberaumt war, zur Enticheidung der Rechtsſache tharjächlich 
zuftändig gemwejen wäre, fo tft dennoch auf die Unzuftändig- 





Kreiögerichted beftritten wird, eine Mebertragung der Rechtsfache 
an letzteres Gericht ftattfinden müßte und deshalb für die An- 
wendung der abkürzenden Veranftaltungen der 88. 61, 62 Fein 
Play wäre. Der Zwedmäßigkett und der Befchleunigung und 
der Erleichterung der Nechtöverfolgung halber glaubt der Ent- 
wurf bier in gewiffen Grenzen eine Ausnahme zulafjfen zu 
folen. Wenn auch den Handelögerichten allgemeine Gerichtöbarkeit 
fehlt, fo find fie doch in der Lage, Senate zu bilden, wie fie fonft 
zur Ausübung ber allgemeinen Gericht3barkeit berufen find, nämlich 
nur aus rechtsgelehrten Richtern beftehende Scnate. Für die Parteien 
ift e8 nun aaa ob die ihre Rechtsfache beurtheilenden Richter 
dem oder jenem Gerichte dienftlich zugetheilt find; Daher Liegt für die 
Barteien auch keine Schädigung oder Gefährbung darin, daß einmal 
ausnahmsweiſe aus Zweckmäßigkeitsgründen bon Richtern eines 
Händelsgerichtes Über ihre gemeinrechtlichen Anſprüche entjchieden 
werde. Davon ausgehend ſchlägt der Entwurf im $.63 vor, wenn cine 
Unzuftändigfeitseinwendung bet einem Handel= oder Handels⸗ und 
Seegerichte zu Gunften der Ausübung der allgemeinen Gericht3- 
. barkeit erhoben wird, darüber hinwegzufehen, daß dem Handels⸗ 
gerichte allgemeine Gerichtsbarkeit nicht zufteht und die Rechtäfache 
ohne Mebertragung an das Landes= oder Kreißgericht ausnahms⸗ 
weife in den Formen des 8. 61 bzw. 8.62 durch einen aus 
zechtSgelehrten ‚Richtern gebildeten Senat enticheiden zu laffen. 
(Motive, ©. 73, 74.) | 

7* 
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feit nicht weiter Bedacht zu nehmen!), fall3 aud) dag vor der 
Endentiheidung aus dem Senate ausgefchiedene Mitglied 
nach Inhalt feines den Acten beiliegenden Votums die Recht3- 
ſache jo entichteden hätte, wie es durch den angefochtenen 
Spruch geichehen ift 

1) Ausnahme von 8. 475 Abſ. 1C. P. O. 


Bmeiter Abfıhnitt. 
Dertlihe Zuftändigkeit. 
Ullgemeiner Gericht3itand. 


6.65. Alle Klagen, für welche nicht ein befonderer &e- 
richtsſtand bei einem anderen Gerichte begründet ift, find bei 
dem fachlich zuftändigen Bezirkögerichte oder Gerichtähofe 
erſter Inſtanz anzubringen, bei welchem der Bellagte!) feinen 
allgemeinen Gerichtsftand hat. 

’) Die Klage armer Parteien und das Gefuh um Armenrecht auch 
beim Wohnfib des Klägers 88. 64 8. 4, 65 Ubi. 1C. P. O. — lage 
auf Geltendmachung bes faufm. Retentionsrechtes beim Gerichte des Klägers 

tt. 315 9. G. B. Art. VI 8.5 E. G. z. J. N. — Der Gerichtsſtand 
des Klägers entjcheidet bei der Anfechtungsklage gegen ein mtlitärifches 
Erfagerfenntnig, 8. 2 Abi. 4, Gef. v. 6. Fünf 1887, 8.0.8. Nr. 72, 
Art. XI2.5€8. 3.8.8.0. 

6.66. Der allgemeine Gerichtsftand einer Perfon wird 
durch deren Wohnfig beitimmt.') Der Wohnfig einer Perſon 
ift an dem Orte begründet, an welchem fie fich in der er- 
weislichen oder aus den Umftänden hervorgehenden Abficht 
en bat, daſelbſt ihren bleibenden Aufenthalt zu 
nehmen. 

Wenn eine Berfon in den Sprengeln mehrerer Gerichte 
einen Wohnfit Hat, jo ift für fie bei jedem diefer Gerichte 


| 8.65. Den Vorfchriften über den allgemeinen Gerichtsftand 

wurde im 8. 65 eine Beitimmung über die Bedeutung: des all- 
gemeinen Gerichtsftandes im Verhältniffe zu den befonderen Ge— 
richtsſtänden vorangeftelt.e Der allgemeine Gerichtsftand Tann 
auch dann, wenn der befondere Gerichtsftand eintritt, angerufen 
werden, wenn das Gefeg den letzteren nicht al3 einen ausſchließ⸗ 
lichen erflärt bat. Daher fteht der allgemeine Gerichtsftand ins- 
befondere neben den in den 88. 86 ff. angegebenen Wahlgerichts⸗ 
ftänden, foferne nicht im einzelnen Falle das Wahlrecht des Klägers 
bloß auf vom allgemeinen Gerichtsftande verfchiedene Gerichte bes 
ſchränkt erfcheint. (Motive S. 74.) 


8.66. In dem $. 66 wurde dem geltenden Rechte ent- 
ſprechend eine Beitimmung des Wohnfigbegriffes aufgenommen, 
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ein allgemeiner Gerichtsſtand begründet. Es ſteht in einem 
ſolchen Falle dem Kläger die Wahl?) frei, bei welchem der 
verfchiedenen Gerichte er die Klage anbringen will. 
1) Mehrheit von Bezirkägerichten an einem Orte, 88. 103, 123. — 
Dem Appellationsgerichte wird bedeutet, daB man die von demfelben 
bezüglich auf den Gerichtsftand der Glieder der Grenzwache (jegt Finanz⸗ 
mwache) ertheilte Belehrung, daß alle Angeftellten der Grenzwache (Grenz⸗ 
jäger, Oberjäger, Führer, Commiſſäre und Obercommifiäre) feinen dauern 
den Standort haben und daß für deren Wohnfig in Bezug auf die @e- 
t8barleit in ftrafgerichtlichen Angelegenheiten und Eivilfachen in und 
außer Streitfacdhen der für deren Sompagniecommanbo beftinimte Stand⸗ 
ort er fet, billige (Hfd. v. 38. Sept. 1842, 3. G. ©. Nr. 648). 


6.67. Für Perſonen, welche weder im Beltungsgebiete 
dieſes Geſetzes), noch anderswo einen Wohnfig haben, wird 
der allgemeine Gerichtäftand durch den Ort ihres jeweiligen 
Aufenthaltes im Inlande?) begründet. Mangels eines jolchen 
oder bei Unbefanntheit des inländischen Aufenthalt3ortes können 
diefe Perſonen wegen aller während ihres Aufenthaltes im 
Inlande begründeten oder hier zu erfüllenden Verbindlichkeiten 
bei dem Gerichte des legten Wohnſitzes oder Aufenthaltes be- 
langt werden, den fie im Inlande gehabt haben. 


1) Bergl. 8. 69. 
2) At. XE. G. z. J. N. 


um dem Rechtsleben die Anlehnung an die bisherige Praxis zu 
ermöglichen und nicht dieſen, zu einem ziemlich ficheren Beſitzthume 
der Rechtſprechung gewordenen Begriff zweckloſen Zweifeln aus— 
zuſetzen. Der Wohnſitzbegriff der Jurisdictionsnormen hat ſich 
auch nicht als zu enge oder in ſonſt einer Beziehung als unbrauch⸗ 
bar oder unrichtig erwieſen; umſo weniger war zu einer neuen 
Formulirung Anlaß. (Motive, S. 74.) 

Im erſten Abſatze wurde eiue Vereinfachung des Textes vor⸗ 
genommen durch Auslaſſung des dem Ausſchuſſe als ſelbſt— 
verſtändlich und daher überflüffig erſcheinenden Wortes „deutlich“. 
(A. B., S. 18.) 


8.67. Die Regel, welche den mangelnden Wohnſitz in An⸗ 
fehung des Gerichtsitandes durch den Aufenthaltsort erjegen läßt 
(8. 67), bedurfte einer Ergänzung für diejenigen Fälle, in welchen 
eine Perfon ihren früheren inländifhen Wohnfig oder Aufenthalt 
aufgibt und nun nicht bloß feinen Wohnfig Hat, fondern auch 
ihr Aufenthalt unbelannt if. Es wäre mit den Rüdfichten des 
völferrechtlichen Verkehres nicht vereinbar, für ſolche Perjonen in 
Bezug auf alle ihre Rechtsſachen einen allgemeinen Gerichtäftand 
des letzten inländifchen Wohnſitzes oder Aufenthaltes einzuführen, 
wohl aber verlangt die Rückſicht auf die inlänbifchen Intereſſenten, 
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6.68, Für die in activer Dienſtleiſtung ſtehenden Per⸗ 
ſonen des Heeres, der Kriegsmarine und der Landwehr, ein⸗ 
Ichließlich aller bei der Militärverwaltung in activer Dienft- 
leiftung ftehenden Militärperfonen, ſowie endlich für die in 
activer Dienftleiftung ftehenden Perfonen der Gendarmerie 
gilt in Anfehung des Gerichtsftandes der Ort der Garnifon 
als Wohnfig.?) | 

Der —— begründete Gerichtsſtand dauert im Falle 
eines Wechſels der Garniſon bis zum Eintreffen in eine neue 
Garniſon fort. 

Als Wohnſitz der Militärperſonen, welche ſich nicht im 
Inlande?) befinden, gilt bei Ausmittlung des Gerichtsſtandes 
der legte inländiiche Garniſonsort des Militärkörpers, dem 
fie angehören, oder der letzte inländiiche Garnifonsort Diefer 
Militärperjonen. 

1) 8, 10 des Gef. v. 20. Mai 1869, R. G. B. Nr. 78, ift aufgehoben. 


At. II 8. 2 E. G. z. J. N. — vergl. 8. 86. 
2) Art. XE. G. z. IN. 





welche mit ſolchen Perſonen Rechtsgeſchäfte eingegangen, zur Ber- 
folgung ihrer Anſprüche geeignete, zugängliche Gerichte zu bezeichnen. 
Deshalb beſtimmt 8. 67, daß gegen ſolche Perſonen unbekannten 
oder doch nicht inländiſchen Aufenthaltes, für welche auch nicht 
der Gerichtsſtand eines ausländiſchen Wohnſitzes eintritt, wegen 
aller während ihres Aufenthaltes im Inlande begründeten oder 
hier zu erfüllenden Verbindlichkeiten bei dem Gerichte des letzten 
Wohnſitzes oder Aufenthaltes geklagt werden dürfe. (Motive, S. 74.) 


8.68. Sn Anſehung der Competenzbeſtimmung für bürger- 
. liche Rechtsfachen ift gegenwärtig ber Ort der Garnifon für alle 
jene Militärperfonen als Wohnfig im Sinne ded Geſetzes erklärt, 
welche der Militärgerichtöbarkeit in Strafſachen unterworfen find 
| 6 10 des Geſetzes vom 20. Mai 1869, R. G. B. Nr. 78). Die 

ründe, welche hiezu führten, walten auch bei allen jenen activen 
Militärperſonen vor, welche der Militärgerichtsbarkeit in Straf- 
ſachen nicht unterworfen find, zum Beifpiel bei Militärbaurechnungs⸗ 
beamten, Militärregiftraturd-, Militärrechnungs-, Militärcontrolz, 
Mitlitärcaffebeamten; alle diefe Perfonen haben fo wenig einen 
ftabilen Wohnfig, als die activ dienenden Militärperfonen über- 
haupt. Ueberdies ift faum ein genügender Grund vorhanden, um 
die Beitimmung über den allgemeinen Gerichtsftand von der 
weiteren und nicht immer leicht zu beantwortenden Frage abhängig 
zu machen, wie fich die Jurisdiction in Strafſachen Hinfichtlich der 
Bellagten ftelle. Durch die im 8.768 vorgeichlagene Regel wird 
die Competenz leichter erkennbar werben. Die Ausdehnung der 
Beftimmungen über den Gerichtsftand der activ dienenden Milt- 
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6.69. Deſterreichiſche Staatsangehörige, welche ſich in 
ftändiger amtlicher zen als Beamte oder Diener des 
Öfterreichtichen Staates oder der öfterreichifch-ungarifchen Mon⸗ 
arhie außerhalb des Geltungsgebietes. dieſes Geſetzes auf- 
halten, behalten den allgemeinen Gerichtsftand, den fie im 
Geltungsgebiete dieſes Geſetzes Hatten. Iſt ein ſolcher nicht 
begründet oder doch nicht zu ermitteln, jo ift für fie der 
allgemeine Gerichtsftand in Wien, und zwar im Sprengel 
desjenigen —— begründet, in welchem das k. und k. 
Miniſterium des Aeußern feinen Sitz hat.’) 

Gerichtsſtand der Gattin und ber Kinder 8. 73 Abſ. 2. 

te in dienſtlicher BVerwendung im Fürſtenthum Liech— 
tenſtein ſtehenden öſterreichiſchen —— Stenerbeamten 
und Aufſichtsorgane unterſtehen ſammt ihren Familienangehörigen 
in allen Privat⸗ und büuͤrgerlichen Angelegenheiten ben Gerichten des 
Furſtenthums (Verir v. 8. Der. 1876, 3.0.8. Mr. 143, Urt. XI). 





tärperfonen anf die der activen Landivehr — Perſonen 
entſpricht dem Geſetze vom 2. April 1885, R. G. B. Nr. 93, und 
dürfte fich auch ſchon wegen der Gleichheit der mafgebenden Ver- 
hältniffe empfehlen. Letzteres gilt auch, betreff$ der Angehörigen 
der. Gendarmerte. 

Die Vorfchrift des 8. 68 letter Abſatz kann zu Härten für 

die belangten Milttärperfonen führen. Wenn diefe infolge dienft- 
lichen Befehles zu oft jahrelanger Garniſonirung außerhalb bes 
Geltungsgebietes dieſes Geſetzes gendthigt werden, fo find fie durch 
die Voxrſchrift dieſes Abſatzes dem Nachtheile ausgeſetzt, bet einen 
von, ihrem thatfächlichen Aufenthaltsorte entfernten Gerichte geflagt 
zu werben. Das macht ihre Bertbeidigung ſchwierig, gefährdet 
deren Erfolg und veranlaßt jedenfall$ erhebliche Vertretungskoſten. 
Shut damwider zu gewähren, ift aber im Wege der Proceßgefeg: 
gebung nicht möglih. Es kann dem inländifchen Kläger nicht 
zugemuthet werden, der Militärperfon vor ein Gericht außerhalb 
des Geltungsgebietes dieſes Gejeges zu folgen und feinen Rechts⸗ 
anfpruch dort der Beurtheilung nach fremdem Rechte oder doch 
einer in der Handhabung des inländifchen Rechtes nicht gleich- 
eübten und erfahrenen Beurtbeilung auszufegen. Ebenfowenig 
ann die Gefeßgebung folcher nachtheiliger Kombinationen wegen 
generell in Anfehung gewiffer Gruppen ihrer Angehörigen und 
deren Rechtsbeziehungen auf bie Gerichtöbarkeit verzichten. Es 
kann da nur auf die Eynofur des Koftenerfages verwieſen werden. 
(Motive, S. 74, 75.) 


8.69. Aehnliche Erwägungen (wie die ad $. 68 angeführten) 
führten Hinfichtlich jener öſterreichiſchen Staatsbürger, welche ihren 
Aufenthalt dauernd außerhalb des Geltungsgebietes dieſes Geſetzes 
im Öffentlichen Intereſſe nehmen müſſen, zur Vorſchrift des $. 69. 
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Oeſterreichiſchekiſenbahm Angeftellte welhe ſich imaus⸗ 
lande aufhalten, — den — Geſetzen und Ge⸗ 
richten laut bes Vertrages mit VBodenfeesUferftaaten v. air 
1865,R.©.B.Nr.138, Art. XII; mit Breußen v.5. Auguft 1867, R. G. B. 
Nr. 188, Art. VII, rüdfichtli) ber Linten Landshut-Schwabowig und 
Wildenberg- Glas; mit Sachſen v. 29. Sept. 1869, R. G. 8. 1871 Wr. 61, 
Art. VII, rüdfihtlih der Eifenbahnanihlüfie bei Weipert, Georgswalde 
und Warusdorf, v. 5. Mai 1884, R. G. B. Nr. 112, rüdfichtlic der Eifen- 
bahnanſchlüſſe bei Graslitz, Moldau (Mulde), Reitzenhain und Johann⸗ 
Georgenftadt, und mit dem Deutfchen Reiche v. 2. März 1877, R. G. B. 

. 38, Urt. IX, rüdfihtlid) der Eifenbahn von Chotzen über Halbitadt 
und Friedland nad) Ultwafler. 
der Eiſenbahn⸗Convention mit dem Königreide Serbien hat 
fih die dfterr. ung. Regierung rädfichtlich des in Serbien ftationirten 
Beamtens und Dienerperfonale® die Enticheidung in allen Civil-, Bor: 
mundſchafts⸗ und Gurateldangelegenheiten, inäbejondere bie Regelung ber 
Nachlaͤſſe und die Eröffnung von Concurſen über das Bermögen diefer 
Beamten und Diener, fowie die Leitung ber Concursverhan 
behalten (Conv. v. 9. til 1880, R. G B. Nr. 80, Urt. 16). 

Die Eifenbahnconvention mit Rumänien beftimmt im V. Art.: 
Die volle Landeshopeit mit Einfchluß der Juftiz- und PBolizeigewalt bleibt 
auf dem — gemeinjamen Bahnhofe (von Itzkany), ſowie auf den ne 
diefem Bahnhofe und ber Grenze gelegenen Bahnſtrecken ausſchließlich 
jenen der vertragichließenden Theile vorbehalten, auf deſſen Gebiete ber 
Grenzbahnhof gelegen ift; nicht3beftoweniger wird der Nachbarſtaat das 
Recht Haben — — 2. was die Eiviljuftiz betrifft: a) die Berlafienfchaften 
diefee Beamten und Bebdienfteten (der eigenen Unterthanen) zu regeln; 
b) über da8 Vermögen der genannten Beamten und Bebdienfteten den Con⸗ 
curs zu eröffnen und bie Concursverhandlungen durchzuführen. Der 
Territorialjuiiiz bleibt jedoch das Recht vorbehalten, über das auf dem 
eigenen Gebiete befindliche Bermögen abgeſondert ben Eoncurs zu eröffnen 
(Eonv. dv. 10./22. Februar 1878, R. G. B. 1881 Nr. 42). 


6.70. Der allgemeine Gerichtäftand des Ehemannes') ift 
auch der feiner Ehegattin, ſelbſt wenn dieſe eine Pflege- 
befohlene tft, fofern die Ehe nicht gerichtlich gejchieden oder 
getrennt oder durch den Tod des Mannes aufgehoben ift. 

Wenn der Ehemann feinen Wohnfig im Geltungsgebiete 


vor⸗ 


Hiebei macht es nach der Natur der Sache keinen Unterſchied, ob 
das öffentliche Intereſſe das ganze Reich oder nur die öſterreichiſche 
Reichshälfte berührt. Ebenſowenig könnte anderſeits darnach 
unterſchieden werden, ob der Aufenthaltsort nur außerhalb der 
öſterreichiſchen Reichshälfte oder außerhalb des ganzen Reiches liegt. 
(Motive, ©. 75.) 


8.70. Die beute geltenden Beftimmungen über die Aus- 
dehnung de allgemeinen Gerichtsftandes einer Perfon auf andere 
Perjonen erfahren dur den Entwurf in einigen Punkten eine 
Abänderung. infolge von Ziveifeln, die darüber aufgetaucht 
find, wird im $. 70 hervorgehoben, daß auch die pflegebefohlenen 
Ehegattinnen dem Gerichtsftande ihres Mannes folgen. Es fommt 
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dieſes A aufgegeben, jene Sattin jedoch im Inlande 
urückgelaſſen bat, I begründet ihr ftändiger Aufenthalt für 
h den allgemeinen Gerichisftand inſolange, als nicht der 
Ehemann wieder jeinen Wohnfig im Geltungsgebiete dieſes 
Geſetzes nimmt. 

1) 88. 66, 67. 
nit felten vor, daß der Ehemann, um beffere Erwerbsgelegen⸗ 
heiten auszunügen, in dad Ausland gebt und feine Frau bier 
zurüdläßt, ſei es einftweilen, bis eine gewiſſe — 
Verhältniſſe eingetreten, ſei es überhaupt, weil er zum Beiſpiel 
den Kindern die Vortheile einer geordneten Erziehung im In— 
lande zu Theil werden laſſen möchte u. dgl. Hier die Regel des 
8.70 Abf. 1 fortwirten zu laffen, würde wefentlih zum Schaden 
der zurüdbleibenden Gattin ausfchlagen. Auch vom Standpuntte 
derjenigen augländifchen Parteien, welche ſolchen Ehefrauen ver- 
faufen, liefern, vermiethen u. f. w., erſcheint letztere Conſequenz 
als unannehmbar. Es muß ihnen Teichtere Gelegenheit zu Hagen 
gegeben werden. Derartigen Bedürfniffen, die nicht zu felten 
DIN: ſucht die Vorſchrift des 8. 70 Abf. 2 entgegenzu- 
onmen. 

Aus gleichem Geſichtspunkte wird durch 8. 73 eine gleiche 
Beftimmung für die Gattinnen derjenigen Perfonen getroffen, 
welche fi im Militär- oder Eivildienfte außerhalb des ©eltungs- 

ebietes dieſes Geſetzes aufhalten. Vorſichtshalber wird bier auch 

Air die Kinder von ſolchen Perfonen ein felbftftändiger Gerichts- 
ftand des Aufenthaltes anerkannt, da immerhin Fälle denkbar 
find, daß die Kinder einer außerhalb des Seltungsgebietes des 
Gefeged garnifonirenden Berfon, 3. B. unter Leitung eine3 ber 
mehr herangewachfenen jedoch noch nicht großjährigen Geſchwiſter, 
einen mehr minder felbftändigen Haushalt führen und in 
ſolchen Fällen nicht immer und zum mindeften nicht nothiwendig 
der Sondergericht3ftand des 8. 86 begründet fein wird. Die Ver— 
mweifung an das Gericht der legten inländifchen Sarnifon u. f. w. 
würde den aud dem täglichen Verkehre entfpringenden und bier 
häufig vorkommenden Forderungen und Anfprühen auch nicht 
immer ganz genügen, fo daß es fich empfichlt, den Ansprüchen 
von Perjonen, welche mit einem folchen Haushalte gefchäftlichen 
Verkehr pflegen, durch eine Sonderbeftimmung des Geſetzes dic 
gerichtliche Verfolgung am Orte der Anfpruchsentftehung zu ver- 
bürgen. (Motive, ©. 75.) 

Durch die Aenderungen in diefen Paragraphen follte feft- 
geftellt werden, daß die Ehefrau, deren Wohnfig nad dem Wohn- 
fie ihres Gatten fich richtet, für den Fall, als der letztere feinen 
eigenen Wohnfig im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes aufgegeben, 
feine Gattin aber im Inlande zurüdgelafien hat — zunächſt dort 
belangt werden muß, wo fte ihren ftändigen Aufenthalt ge- 
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6.71. Den allgemeinen Gerichtsſtand des Vaters theilen 
die ſeiner väterlichen Gewalt unterworfenen ehelich geborenen, 
legitimirten oder adoptirten Kinder;) fie bleiben dieſem Ge- 
richtsſtande auch nad) dem Erlöfchen oder Unwirkſamwerden 
der väterlichen Gewalt jo lange unterworfen, als fie das 
Necht zur freien Vermögensverwaltung nicht erlangt haben. 

1) Bergl. 8. 73. 

6.72. Uneheliche Kinder unterftehen dem allgemeinen 
Gerichtsftande der Mutter; fie behalten dieſen — 
trotz des Todes der Mutter ſo lange fort, als ſie das Recht 
zur freien Vermögensverwaltung nicht erlangt haben. 

Kinder, die auf Koſten einer öffentlichen, zugleich zur 
geſetzlichen Vertretung dieſer Kinder berufenen —— in 
oder außerhalb derſelben untergebracht ſind, unterſtehen für 
die Dauer dieſer Berforgung!) dem allgemeinen Gerichtsſtande 
a = — Austritt aus der V durch bie Anftalt: Urt. VI 

Na em a erforgu nftalt: Urt. 

8. ses se 

6.73. Der durch den Ort der Garnifon beftimmte all- 
gemeine Gerichtsftand einer Militärperjon erftredt fich auf 
deren Gattin und Kinder nur dann, wenn biejelben mit ber 
Militärperfon in gemeinichaftlidem Haushalte leben. Sonft 
wird der allgemeine Gerichtsftand für diefe Perjoneu durch 
den Ort ihres ftändigen Aufenthaltes. beftimmt.?) 

Gleiches gilt Hinfichtlich der Gattin und der Kinder der 


im 8.69 bezeichneten Perjonen. 
1) Siehe die Motive bei $. 70. 


6.74. Der allgemeine Gerichtöftand des Aerars ober 
eined Landes wird durch den Sitz des öffentlichen Organes 
beitimmt, welches nach den hierüber geltenden PVorfchriften 


nommen bat, weil die Regierungsvorlage viel zu allgemein jeden 
auch zufälligen Aufenthaltsort einer ſolchen Ehefrau für ihren 
Gerichtsitand maßgebend fein läßt, während es doch der Billig- 
feit entfpricht, daß bdiefelbe, falls fie überhaupt einen ftändigen 
Aufenthalt hat, dort jo belangt werben muß, als ob fie für fich 
einen jelbftändigen Wohnfig conftituiren künnte. (U. B., S. 13.) 


8.74. Die für das Aerar erlaffene Competenzvorfchrift de3 
$. 74 gilt fowohl für das Nerar der öſterreichiſchen Reichshälfte, 
al3 für das des ganzen Reiches. Zur Vertretung des Aerard — 
und was bon dem Staatsärar gilt, ift auch auf dag Aerar der 
einzelnen im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder an- 
zumwenden — int Proceife find Behörden oder einzelne Functionäre 
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das Nerar oder Land in der Streitſache zu vertreten be- 
rufen ift.‘) 
Der allgemeine Gerichtöftand einer Gemeinde richtet fich 
nad dem Site der Gemeidevorftehung. 
Aa Ad. IV 3. 1 E. G. C. P. O. 
et Beſtimmung bes Gerichtsſtandes für das Aerar in 
— ee find an — 
—X 8. N 18, betr. ben Birkungatreis der Milttärgerichte, 8. 9). 
6. 75. Sofern nichts anderes in allgemein verbindlicher 
Weiſe feſtgeſetzt ift, beſtimmt fich der allgemeine Gerichtöftand 
von offenen Handelögejellichaften, Commanditgeſellſchaften, 
Actiengejellichaften, Genoflenichaften, Gemerkichaften, öffent- 
lichen Fonden und Corporationen, Kirchen, Pfründen, Stif- 
tungen, zu Öffentlichen Bmweden beftehenden Anftalten,. Ber- 
mögensmafjen, Vereinen und anderen nicht zu den phyſiſchen 
Berjonen gehörigen Rechtsſubjecten, welche nicht unter die 
Beitimmungen des 8.74 fallen, nad ihrem Site. Als Gi 
gilt im Zweifel der Ort, wo die Verwaltung geführt wird.! 
Hat für eines diefer Nechtsfubjecte der Vertreter des 
Aerars oder eines Landes einzufchreiten oder unterfteht das⸗ 
jelbe der Verwaltung einer Gemeinde, jo ift der allgemeine 
Gerichtsſtand nach den Beftimmungen des 8.74 zu beurtheilen. 
3) Gerichtliche Vertretung fiehe Art. IV 8. 2 E. G. 3. C. P. O. 








beſtellt. Der Sitz des zur Proceßführung berufenen öffentlichen 
Organes iſt für die Beſtimmung des allgemeinen Gerichtsſtandes 
auch dann maßgebend, wenn die Vertretung des Aerars in dem 
einzelnen Proceſſe nicht durch das hiezu —— berufene Organ 
erfolgt. Für Gemeinden und alle in den Bereich des 8. 74 
fallenden nicht phyſiſchen Rechtsſubjecte muß deren Sitz, bezw. 
der Sitz der Gemeindevorſtehung, zum Zwecke der Beſtimmung 
des allgemeinen Gerichtsſtandes dem Wohnſitze der phyſiſchen 
Perſonen gleichgeſtellt ſein. Wenn die im einzelnen Falle an- 
wendbaren ftatutarifhen oder gefeglichen Beitimmungen nicht 
ausreichen, um den Sit einer ſolchen nicht phyſiſchen Perfon be- 
ftimmen zu können, fo muß ber Sig der Verwaltung, deren Fein 
nichtpbufifches Rechtsſubject entbehren kann, als Sig des letzteren 
angefehen werden. An einem Orte außerhalb des Sitzes der 
Verwaltung kann der allgemeine Gerichtsftand für ein Recht3- 
fubject durch ein wenn auch von der Regierung genehmigtes, auf 
einem Bertrage berubendes Statut nur infoweit begründet wer⸗ 
den, als das Statut den Charakter einer allgemein verbindlichen 
Anordnung bat. (Motive, S. 76.) 
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Beſondere Gerichtöftände. 


1. Ausſchließliche. 
Ebeſachen. 

6.76. Klagen auf Scheidung, Trennung oder Ungiltig- 
erflärung einer Ehe, fowie Klagen wegen aller nicht rein 
vermögenstechtlichen Aniprüche aus dem ehelichen Verhältnifje 
gehören vor das Gericht,!) in deffen Sprengel die Ehegatten 
ihren leßten gemeinfamen Wohnſitz Hatten.?) 

R 1, .50 3. 2 u. 3. 

2 Subfipidrer Öerimisfnb 8. 100. 

Bertaffenfhaftsangelegenheiten. 

6.77. Der Gerichtsftand für Klagen, durch welche Erb- 
rechte oder Anſprüche aus Vermächtniſſen oder jonftigen Ber- 
fiigungen auf den Todesfall geltend gemacht werden, jowie 
für Klagen der Nachlaßgläubiger aus Anfprüchen an den 


— — — 


8.76. Die Vorſchriften der 88. 66 und 70 machen die An— 
ertennung eines Sondergerichtsftandes für Klagen auf Scheidung, 
Trennung oder Ungiltigerflärung einer Ehe, fowie für Klagen 
wegen aller nicht rein vermögensrechtlichen Anfprüche aus dem 
ehelichen Verhältniſſe nothwendig. Es ftünde fonft im Belichen 
des Ehegatten, durch Verlegung feines Wohnfiges und in3bejon- 
dere durch das Verlaffen des Geltungsgebietes dieſes Gefeges die 
Verwirklichung von allen derlei feiner Frau zuftehenden An- 
fprüchen entweder ungemein zu erjchweren oder gar unmöglid) 
zu machen. Auch kann der Gattin nicht zugemuthet werden, daß 
fie, um ihr gutes Recht auszuüben, die Mühen und Koften einer 
Ausmittelung bes wre ihres Gatten auf fih nehmen müſſe. 
Ebenfowenig kann die Geltendmachung folcher Rechte von der 
re abhängig gemacht werden, ob der gegenwärtige Wohn⸗ 

8 des abtvefenden Theile überhaupt ermittelt werden könne. 
In Anbetracht diefer Umftände findet fich eine ähnliche Competenz⸗ 
beftimmung auch in den Geſetzgebungen anderer Staaten. Für 
Defterreich enthält fie Leine Neuerung; nur wurbe, was bisher 
bloß für Ungiltigerflärung, Trennung und Scheidung gilt (8. 14a 
Zur. NR) auf alle nicht rein vermögensrechtlichen Anfprücdhe aus- 
gedehnt. Denn auch beifpielsweife für Klagen auf Aufnahme in 
die eheliche Gemeinfchaft gelten die eben dargelegten Erwägungen. 
(Motive, ©. 76.) 


8.77. Die Streitigkeiten, welche aus Anlaß des Vermögens- 
überganges von Todeswegen entftehen künnen, zerfallen in zwei 
Kategorien; foweit es ſich hiebei um Anfprücde der Erben oder 
Legatare handelt, welche noch vor der Einantwortung des Nach- 
(affes erhoben werden, fcheint es wünſchenswert, dieſe Streitig- 
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Erblaſſer oder an den Erben als folchen beftimmt fich, folange 
die Einantwortung des Nachlafjed nicht erfolgt ift, nach dem 
Site des Gerichtes,*) bei welchen die Raclafabhandfun, an⸗ 


hangig iſt. 

lagen, welche die Theilung der Erbſchaft zum Gegen⸗ 
ſtande haben, gehören vor das Gericht, bei welchem die Nach⸗ 
laßabhandlung anhängig ift. Dieſer Gertchtsftand bleibt auch 
nach rechtäfräftiger Einantwortung des Nachlaffes beftehen. 

1) Sachliche Zuftändigleit 88. 49, 50. 

Benn wider eine hangende Berlaffenfhaftsmaffe eine 
Klage vorkömmt, bevor derjelben Erben belannt ober von den belannten 
eine Erbserflärung eingereicht tft, fol auf des Klägers Unlangen ber 
Maſſe ein Bertreter beftellt, dem befannten Erben aber hiervon Nachricht 
ertheilt werden, damit wider dieſen allenialls gemeinſchaftlich mit ben 
befannten Erben die Klage. der Ordnung nach fortgeführt werde. Sobald 


keiten wegen ihres Einfluffes auf den Gang der Nachlaßverhandlung ° 
in dem Gerichtöhofsfprengel, in welchem diefe Berhandlung anhäng 
ift, durchführen zu laffen. Um diefen Zwed zu erreichen, mu 
der befondere Gerichtsftand in Verlaffenichaftsangelegenbeiten für 
diefe Streitigkeiten als ein ausfchließlicher erflärt werden. Weber 
diefen Zwed würde es binausgehen, wenn man diefe Strei- 
tigkeiten im Widerfprude mit den Beitimmungen über bie 
fachliche Zuftändigkeit ausschließlich demjenigen Gerichte zumeifen 
wollte, bei welchem die Nachlaßverhandlung anhängig iſt. Es 
wäre ferner mit den Grundſätzen, auf welchen die Beitimmungen 
des Entwurfes über die fachliche Zuftändigkeit beruhen, unverein- 
bar, wenn bei den Bezirtögerichten, die nach dem Entwurfe regel- 
mäßig zur Nachlaßverhandlung zuftändig fein follen, die wichtigjten 
Streitigkeiten ohne Rüdfiht auf den Wert des Streitgegenftandes 
erledigt werden müßten, und wenn anderfeits die Gerichtshöfe für 
die geringfügigften Streitfachen ausschließlich zuftändig würden, 
fans fich diefelben auf die bei diefen GerichtShöfen, fei es infolge 
der Beftimmung des 8.105, fei es infolge Delegation ($. 31) an- 
hängigen Nachlaßverhandlungen beziehen. 

Außer den Anſprüchen der Erben und Legatare ſind noch 
die Anſprüche der Nachlaßgläubiger in Betracht zu ziehen. Die 
Verweiſung der Streitigkeiten über dieſe Anſprüche an den beſonderen 
Gerichtsſtand des 8. 77 iſt für die Gläubiger von Vortheil; ſie 
überhebt dieſelben der Verpflichtung, erſt den allgemeinen Gerichts⸗ 
ſtand aller an der Verlaſſenſchafsabhandlung als Erben betheiligten 
Perſonen zu ermitteln und mit der Klage ihnen vor dieſes Gericht 
folgen zu müſſen. Wo mehrere Erben yo find, da tft das 
Gericht der Berlaffenichaftsabhandlung der naturgemäße Eoncen- 
trationspuntt. Alle aus der folidaren Haftung bi? zur Einant- 
wortung fi) etwa ergebenden Schwierigfeiten werden durch dieſe 
Eoncentration am einfachiten überwunden. Nicht minder ift fie 
für die zur Repräfentation des Nachlaffes berufenen Erben vor- 
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aber bie Erbserflärung vorliegt, hat der Kläger wider die erklärten 
Erben felbft zu wenden, bet Denen, ſoweit ag Minderjährige 
oder foldhe eintreten, denen die freie Verwaltung ihres Bermögens ni 
eigen iſt, fih fo, wie in jeder anberen Stiagefache zu benehmen Tünmt 
(Hfd. dv. 19. Jänner 1790, J. G. ©. Nr. 1094 lit. d). 


theilhaft. Site überhebt biefelben von der Beftellung eines be- 
fonderen Proceßvertretungsorganed. An dem zur Durchführung 
der Verlafſſenſchaftsabhandlung beftellten eventuell gemeinfamen 
Vertreter ift zugleich in der Regel ſchon ein Bevollmächtigter für 
die Procepführung gegeben, der, in ber Rechtsfache felbft ort, 
den Proceß führen oder die Beftellung und Inſtruirung des An- 
walte8 für die Erben übernehmen Tann. Diefer für die Erben 
nicht hoch genug anzufchlagende Vortheil ift jedoch nur dann ein 
fiherer, wenn der Gerichtsſtand auch für die Klage der Nachlaß: 
gläubiger als ein ausfchließlicher erklärt wird. Sonft können die 
. Erben nad) Belieben des Gläubigerd gezwungen werben, in Ans 

gelegenbeiten eines und desſelben Nachlafles gleichzeitig an den 
verjchtedenften Orten fich in gerichtliche Verhandlungen einzulaffen. 


Da eine ſolche Beftimmung die Intereſſen der Gläubiger in 
feiner Weife beeinträchtigt, jo darf e8 die Geſetzgebung wohl unter- 
nehmen, jene Vortheile den Nachlaßrepräfentanten durch die Be- 
fiimmung des $. 77 Abfag 1 zu garantiren. Aber auch in 
Anſehung dieſes Sondergerichtsftandes müffen aus den früber 
— Gründen die Beſtimmungen über die fachliche Zu- 
ftändigfett, und zwar ſowohl betreffend die Abgrenzung der Competenz 
zwifchen Einzelgerichten und GerichtShöfen als betreff3 Scheidung 
zwifchen der allgemeinen und SondergerichtSbarfeit unberührt 
bleiben. Die in Abfag 2 zu Gunften der Erbtheilungsklage hievon 

emachte Ausnahme rechtfertigt ſich durch fich felbft. Ueber die 
rt der Theilung zu entjcheiden — das Recht, Theilung zu ver- 
langen, ift entweder in der Einantwortung begründet oder durch 
da8 über die Erbrechtsklage ergangene Urtheil feftgeftellt — ift 
fein anderes Gericht fo ſehr berufen, als das der Nachlaßabhandlung. 
Hier find in der Kenntniß der Nachlaßverhältniffe feites des Richters 
und in den Gerichtsacten alle Borbedingungen für dieje Entjchei- 
dungen gegeben. Nirgends anderswo findet fi) das Proceßmaterial 
gleich gut vorbereitet. Daß die Einantwortung erfolgt, alfo die 
Abhandlung formel abgejchloffen tft, ändert nicht® daran. Durch 
diefen Abſchluß allein erwirbt noch fein anderes Gericht die Eig- 
nung über die Theilung in ähnlihem Maße, wie fie dem früheren 
Abhandlungsgerichte zufteht. Auch iſt die Normirung eines von 
anderen Kriterien al® dem Wohnfige des Beklagten anhängigen 
— hier umſomehr Bedürfnis, als häufig mehr denn 
eine Perſon geklagt wird. Aus dieſen Gründen wurde an der 
ausſchließlichen Zuſtändigkeit des Abhandlungsgerichtes für Thei⸗ 
lungsklagen auch für die der Einantwortung nachfolgende Zeit 
feſtgehalten. (Motive, S. 76, 77.) @ 
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Hidelcommiß- und Sehenangelegendeiten. 

6.78. Die den Gerichtähöfen erfter Inftanz zugewiefenen 
Klagen in Fideicommißangelegenheiten?) gehören vor den Ge- 
richtshof, von welchem die Gerichtäbarfeit in den nichtftrei- 
tigen Angelegenheiten des Yideicommifjes in erfter Inſtanz 
ausgeübt wird.?) 

Klagen in Lehenangelegenheiten, für welche nicht ber 
im 8. 77 bezeichnete Gerichtöftand eintritt, find, wenn da3 
Lehen ein Iandesfüritliches ift und der Lehensherr an dem 
Gtreite theilnimmt, bei dem Gerichtshofe erfter Inftanz, in 
defjen Sprengel die Lehenftube?) ihren Sitz hat, außer dieſem 
sale aber bei demjenigen Gerichtshofe erfter Inſtanz anzu- 

ringen, in deſſen Sprengel da3 Lehen gelegen ift. 

2 50 8. 4. 

3) Als Ianbesfürftliche Lehenftuben fchreiten die Statthaltereten ein. 

M.B. v. 19. Yänner 1858, R. G. B. Nr. 10, lit. C 8. 29, 
Alagen von KRichtern und gegen Richter. 

6.79. Klagen gegen Berfonen, die bei dem nach den 
Beftimmungen über die fachliche und örtliche Buftändigkeit 
zur Verhandlung und Enticheidung berufenen Bezirkögerichte 
als Einzelrichter in Verwendung ftehen, gehören vor das 
Kreid- oder Landesgericht, in deflen Sprengel fich das Be- 
zirfögericht befindet. Klagen gegen den Borjteher eines Ge- 
richtshofes erfter Inftanz, welche vor diefen Gerichtshof oder 
vor ein im Sprengel desjelben gelegenes Bezirkögericht ge- 
hören würden, find bei einem der Gerichtähöfe erfter Inſtanz 
anzubringen, deren Sprengel an den jenes erften Gericht3- 
—** unmittelbar angrenzt. 

Dieſelben Vorſchriften haben zur Anwendung zu kommen, 
wenn ein Einzelrichter eine Klage erhebt, für welche an ſich 
das Bezirksgericht, bei dem er zur Zeit thätig iſt, zuſtändig 
wäre, oder wenn der Vorfteher eines. Gerichtshofes erfter 
Inſtanz in einer Rechtsſache al3 Kläger auftritt, welche durch 
die Beitimmungen diejes Geſetzes dem Gerichtähofe, dem er 


— — — — 











8. 78. Die Competenzbeſtimmung für Fideicomniß- und 
Lehensſtreitigkeiten ſtimmt mit dem geltenden Rechte überein. Sie 
gibt zu einer Unterfcheidung zwiſchen fachlicher und örtlicher Ge- 
richtsbarkeit feinen Anlaß, weil es fich biebei immer nur um 
a Gerichtshof erfter Inſtanz handeln fann. (Motive, 
5 ® 7 ‘ % 
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vorſteht, oder einem Bezirksgerichte im Gerichtshofſprengel 
zugewieſen ift.!) 

1) Verfahren in ſolchen Sachen Art. XIV E. G. z. J. N. 
Erfagklagen wegen der von richterlichen Beamten zugeſügten 
Beatisverlegungen. 

$ 80. Der Gerichtäftand für Klagen zur Geltendmachung 
von Erſatzanſprüchen wegen der von richterlichen Beamten 
in Ausübung ihrer amtlihen Wirkſamkeit zugefügten Rechts⸗ 
verlegungen beftimmt fich nach dem Site des Gerichtes, von 
welchem oder von deſſen Beftellten die Nechtöverlegung ver- 
urjacht wurde.) 


1) Sachliche Zuftändigkeit 8. 8 Gef. v. 18. Juli 1872, R. G. B. Nr. 112 
(fiehe bei 8. 602 ©. P. O.), Art. VI 3.4 E. G. z. J. N. 


Streitigkeiten um undewegliches Gut. 
6. 81. Klagen, durch welche ein dingliches Recht auf 
ein unbemwegliche8 Gut, die Freiheit von einem folchen Rechte 


8. 81. Für die eine Gruppe der im $. 81 Abſatz 1 an- 
gegebenen Klagen, für die Theilungs- und Grenzberichtigungstlagen 
würde die Verweiſung vor den allgemeinen Gerichtsſtand die Folge 
haben, daß in außerordentlich vielen Fällen der wichtigfte Theil 
der Vorbereitung ber Entſcheidung oder gerade das, um deſſen⸗ 
willen ein Einfchreiten des Richters begehrt wird, die in Bezug 
auf das Grundftüd felbft vorzunehmenden Amtshandlungen im 
Requifitionswege befchafft werden müßten. 

Hier erſcheint demnach die Beibehaltung der Zuftändigkeit 
des Realgerichted direct ald Forderung des Unmittelbarleitdgrund- 
fages. Für andere Klagen aber dürften die mit der Trennung 
vom Nealgerichte möglicherweife verbundenen Nachtheile größer 
fein als die pofitiven Bortheile, welche dadurch erreicht werden. 
Es wird der Berhbandlung und Entfcheidung in vielen Fällen die 
auch bier wichtige Unmittelbarkeit entgehen; in noch mehr Fällen 
wird dadurch der Zufammenhang mit dem Grundbuche zerrilfen 
werden, was für den Proceß auch nicht immer gleichgiltig ift. 
Die in Bezug auf Grundverhältniffe fo bedeutungspolle Notorictät 
wird der Feſtſtellung des Sachverhaltes, über welchen zu urtheilen 
tft, ungleich feltener zugute kommen, und je zahlreicher und wichtiger 
im Durchſchnitte die Beziehungspunkte des ftreitigen Rechtsver⸗ 
hältniſſes und der daran betheiligten Parteien zum Sprengel der 
on Sache fein werden, um fo häufiger werden gleichfall® im 

urchſchnitte die Beweisverfahren vor einem anderen, bon der 
gelegenen Sache entfernten Gerichte Schwierigkeiten bereiten. An- 
gefiht3 deffen hat fich der Entwurf dazu entichloffen, die Zu- 
ſtändigkeit des Nealgerichte für Streitfachen im gegenwärtigen 
Ausmaße beizubehalten; dies gilt in&befondere au in Anſehung 
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oder die Aufhebung desfelben geltend gemacht wird, Thei- 
lungs⸗, Grenzberichtigungs- und Befigftörungsflagen!) gehören 
vor das Gericht,?) in deſſen Sprengel das unbeweglicdhe Gut 


ft. 
Betrifft die Klage eine Grunddienftbarleit oder eine 
Neallaft,?) fo ift die Lage des dienenden oder belafteten Grund- 
ſtückes enticheidend. 


u 1 he l lecti Geri nd $. 98. 
— J tagen 
erg. 8. 91. 
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ber ſonſt hinfichtlich des Gerichtsſtandes privilegirten Perſonen (8. 85). 
Was zur Hintanhaltung des Mißbrauches von Competenzein⸗ 
wendungen vorgeſchlagen wird, läßt die Anerkennung dieſes Ge- 
richtsſtandes um fo unbedenklicher erf en. Hingegen fehlt es 
an jedem Grunde, auch Klagen aus Gefchäften, welche auf Er- 
werbung eines dinglichen Rechtes abzielen, von dem nach allgemeinen 
Grundfägen zuftändigen Gerichte abzulenken. 

Bet der Beftimmung des Gerichtes, welches als Realgericht 
einzufchreiten hat, wurde mit der ſchon zu 8.49 3. 3 dargelegten 
Ausnahme an der Abgrenzung der Competenz nach dem Werte 
des Streitgegenftandes feftgehalten und zugleich durch 8. 60 Abi. 2 
für eine leichte Löjung der Bemwertungsfrage geforgt. Wenn 
darnach der Proceß auch unter Umftänden vor ein Gericht gelangt, 
welches hinfichtlich der Liegenfchaft nicht Buchbehörbe iſt (zum 
Betipiel vor ein Bezirksgericht am Standorte eines Gerichtshofes, 
während das öffentliche Buch bei diefem Gerichtshofe geführt wird), 
fo konnte diefer Umftand doch nicht dazu beftimmen, von der fonft 
feftgehaltenen Gompetenzabgrenzung lediglich in Anfehung der 
*dingliden Klagen abzugeben. Denn nur für das Gebiet ber 
Städte, in weldhen ein Kreis- oder Landesgericht fich befindet, be⸗ 
fteht hienach die Möglichkeit, daß der Procehnerbanblim der Rüd- 
balt des öffentlichen Buches fehlt. Aber auch in diefem beichränkteren 
Umfange nur Hinfichtlich der Liegenfchaften, deren Steuerſchätzwert 
fid unter dem Grenzwerte von 1000 (jetzt 500) fl. bewegt, und 
je feltener im allgemeinen Liegenfchaften in den Städten unter 
biefen Wert finten dürften, defto mehr finkt die Bedeutung jener 
Ausnahme Es tritt Hinzu, daß durch die Beſtimmungen des 
8. 81 — von Eifenbahngrundftüden abgejehen — doch immer 
wenigftend eine genug große Nähe des öffentlichen Buches verbürgt 
wird, um auf basjelbe während des Procefjes jederzeit und ohne 
bejondere Störung Bezug nehmen zu können. Yür Eifenbahn- 
grundftüde muß aber auf die VBortheile, welche die Nähe des öffent- 
lichen Buches bildet, von vornherein verzichtet werden, denn es 
kann kaum daran gedacht werden, die dinglichen Klagen, welche 
fih auf ſolche Liegenfchaften bezichen, in derfelben Ausdehnung 
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Wafferrehits - Belgfiörungsfireitigkeiten. 

6.82. Streitigkeiten wegen Störung bes Beſitzes (8. 49, 
2. 4) an Waſſerrechten gehören vor das Gericht, in deſſen 
Sprengel die Störung erfolgte.) 

1) 8, 85. 

Bellaudfireitigkeiten. 

6.83. Die im 8.49, 3. 5, bezeichneten Beftandftreitig- 
feiten gehören vor dasjenige Gericht, in deifen Sprengel der 
Beitandgegenftand Liegt. 

Diejes Gericht iſt auch zur Erlafjung der in 8. 49, letzter 
Abſatz, angeführten Verfügungen und Aufträge in Beitand- 
ſachen zuftändig.) 

1) 8,85. 


&Fage der Sade in verſchiedenen Sprengeln. 


6.84. Zit eine Sadje in den Sprengeln mehrerer Ge⸗ 
richte gelegen, jo hat in allen Fällen, in welchen die Zage 
der Sade für die Beitimmung des Gerichtöftandes maß- 
gebend ift, der Kläger die Wahl,!) bei welchem dieſer Gerichte 
er die Klage anbringen wolle. Gleiches gilt, wenn e3 mit 
Rückſicht auf die Grenzen verjchiedener Gerichtsbezirke zmeifel- 
haft ift, welches von mehreren Gerichten al3 das nad) dem 
Orte der gelegenen Sache zuftändige anzufehen ift. 

Wenn in einer Klage mehrere Anſprüche verbunden 
werden, welche nach den vorftehenden Beftimmungen mit 
Rückſicht auf die Lage der Sadje, auf welche fie ſich beziehen, 
vor verjchiedene Gerichte gehören würden, fo fann diefe Klage 
nad) Wahl des Klägerd bei jedem diejer Gerichte erhoben ' 
werden. 

3) Diefelbe ift mit der Klagezuftellung vollzogen, 8. 102. 


bei dem Gerichtöhofe des Eifenbahnbuches zu concentriren, als 
biefe a nal bier in dem Eifenbahnbuche zufammengefaßt 
find. (Motive, S. 77, 78.) 
Behufs präciferen Ausdrudes des vom Entwurfe oder vom 
Ausſchuſſe Beabfichtigten wurde im $. 81 ftatt auf Befit- und 
Befigftörungslflagen nur auf die leßteren Bezug genommen, da 
nach der Terminologie unſeres bürgerlichen Geſetzbuches die erft- 
— Klagen unter den Hagen, durch welche ein dingliches 
echt geltend gemacht wird, begriffen find; die Neuredaction hat 
daher zum Zwecke, die Tertirung der Jurisdictionsnorm in genaue 
Uebereinftimmung mit dem allgemeinen bürgerlichen Gefeßbuche zu 
bringen. (Gem. Ber., S. 20.) 
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Esterritoriale Yerfonen. 

.85. Die Vorfchriften über den ausschließlichen Ge- 
richtöftand der gelegenen unbeweglichen Sache (8. 81), ſowie 
über die in 88. 82 und 83 bezeichneten Gerichtsftände finden 
auch auf erterritoriale Berfonen und auf diejenigen Ber- 
fonen Anwendung, melde ihren Gerichtsftand vor dem 
Oberfthofmarfchallamte haben.?) 

3) Art. II u. IX Abſ. 2 u. 8 E. G. z. J. 0. 


2..Wahlgerichtsftände. 
Gerichtsſtaud des Ortes der Reſchäftigung. 

6.86. Perſonen, welche fich unter Umftänden, die ihrer 
Natur nach auf einen Aufenthalt von Yängerer Dauer hin- 
weifen, insbejondere als Dienftboten, Hand- oder Fabriks⸗ 
arbeiter, Gewerbegehilfen oder Lehrlinge, als Studirende oder 





8. 86. Die Anerkennung bed Sondergericht3ftandes des Be- 
Thäftigungsortes tft zum Theile Eonfequenz deſſen, daß von der 
Ausdehnung des abgeleiteten Wohnſitzes auf Dienftleute abgefehen 
wurde. Aber auch die übrigen im $. 86 genannten Perſonen 
ohne Rüdficht auf die Wohnfigfrage am Orte ihres Aufenthaltes 
wegen vermögensrechtlicher Anſprüche belangen zu können, wird 
einem Bevürfniffe entgegentommen. Es ijt eine befannte Er- 
fheinung, daß faft überall am Site bedeutender inbuftrieller 
Unternehmungen große Mengen von Arbeitönchmern fich einfinden, 
die in zum Theile ziemlich entfernten Ortfchaften ihren eigentlichen 
Wohnſitz Haben und behalten, und zum Theile bloß für die Dauer 
der eigentlichen ArbeitSperiode aus entlegenen Gegenden bier zu- 
fammenftrömen und nah Ablauf der Campagne wieder in jenen 
Haushalt zurüdkehren. Der gefchäftliche Verkehr mit diefen Per- 
fonen beruht größtentheil3 auf dem Eredite. Um fo nothiwendiger 
wird es fein, den am NArbeitsorte feßhaften Gefchäftstreibenden, 
welche jenen Arbeitsnehmern Lebensmittel und alle fonftigen Mittel 
zur — der Bedürfniſſe des täglichen Lebens liefern, die 
gerichtliche Verfolgung ihrer Anſprüche dadurch zu erleichtern, daß 
deren Einflagung bei einem im $. 86 bezeichneten Gerichte geftattet 
wird. Zum Theile aus gleichen Erwägungen entjpringen die Be- 
ftimmungen de8 heutigen $. 44 der Jur. N. über die Klage beim 
Gerichtsftande des früheren Wohnfiges, an welche fich die Ein- 
räumung des im $. 97 dieſes Entwurfes vorgefchlagenen Sonder- 
gerichtsftandes anfchließt. Aber trog der zum Theile gleichen 
Grundlage verfolgt 8. 86 einen anderen Zwed. Er foll über dic 
Schwierigkeiten hinweghelfen, welche fih durch die Verſchiedenheit 
von Wohnfis und länger dauerndem Aufenthalte ergeben und 
welche ferner mit der Unterfuhung und Feitftelung verbunden 


8* 
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Schüler an einem Orte aufhalten und proceßfähig find, ?) können 
wegen vermögensrechtlicher Anſprüche bei dem Gerichte des 
Aufenthaltsortes geflagt werden. . 

Diele Beitimmung findet auch auf Militärperfonen, welche 
felbftändig einen Wohnfiß nicht begründen können, in ber 
Art Anwendung, daß an die Stelle des Gerichtes des Aufent- 
halt3orte3 das Gericht des Garnijonsortes (8. 68) tritt. 

)8122€®.D. 


Gerihtsfiand der Miederlafung. 
6.87. Wenn Inhaber von Bergwerken, Fabriken, Han- 
dels⸗ oder gewerblichen Unternehmungen außerhalb des Sites 


fein würden, ob der Arbeitnehmer im einzelnen Falle am Be- 
ſchäftigungsorte fi bloß Längere Zeit aufhält oder dort feinen 
Wohnfig im Sinne des Gefeges bat. Dieſer Sondergerichtäftand 
erfcheint ferner al3 nothiwendige Ergänzung jener Beftimmung des. 
bürgerlichen Rechtes und des Proceßgeſetzes, durch welche Minder- 
jährigen in Anfehung gewiffer Vermögensbeftandtheile eine freie 
Verfügung und in Conſequenz deffen die Berechtigung zum felb- 
ftändigen Auftreten im Proceffe zugeftanden wurde. Inſoferne 
dieſes Zugeftändnid einem Intereſſe des Verkehres gemacht wurde, 
wird e3 duch die Nothwendigkeit, den Minderjährigen unter allen 
Amftänden vor dem Gerichtäftande feines Vaters, alfo vielleicht 
vor einem Weit entlegenen Bezirkögerichte zu verfolgen, jeines 
Wertes beinahe vollſtändig entkleidet, ganz abgefehen davon, daß 
ohne dieſen Sondergerichtsftand die Aufrechterhaltung der be— 
ſchränkten Proceßfähigkeit des Minderjährigen au für dieſen 
außerordentlich beſchwerend iſt. (Motive, S. 79, 80.) 

Außerhalb des vermögensrechtlichen Berlchres Tann man 
von einem allgemeineren Bedürfniffe in dieſer Richtung nicht 
ſprechen; in perfonenrechtlicden Fragen wird daher für Dienftleute 
nothiwendig der Gerichtsftand des Vaters ($. 71) oder der ihres 
eigenen Wohnfiges, beziehungsmeile, wenn ed an einem foldhen 
fehlt, der ihres Aufenthaltes maßgebend fein. (Motive, ©. 76.) 


8.87. Der allgemeine Gerichtsftand für die im 8. 87 genannten 
wirtichaftlichen Unternehmungen wird durch S,75 beitimmt. Beim 
Borhandenfein von Niederlaffungen außerhalb bes Sites des Unter- 
nehmens muß darauf Bedacht genommen werden, daß jede folche 
Nicderlaffung — mag ihr juriftiiches Verhältnid zum Hauptfige 
des Unternehmens welches immter fein — nothwendig der Mittel- 
punkt eines bald größeren, bald kleineren Kreiſes von Rechts⸗ 
beziehungen wird, deren Beurtheilung und Erledigung im Streit- 
falle dem allgemeinen Gerichtsftande zu überlaffen, für die Be- 
theiligten ziemlich hart wäre. Auf die Beftandverhältniife braucht 
feine Nüdficht genommen zu werden; für die bietet ſchon 8. 83 
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des Unternehmens!) befondere Niederlaffungen or fo kann 
gegen fie in ftreitigen Rechtsſachen, die fich auf diefe Nieder- 
lafjungen beziehen, bei Dem Gerichte des Ortes geklagt werden, 
an dem fich die Niederlaffung befindet. 

Berjonen, welche ein mit Wohn⸗ oder Wirtichaftsgebäuden 
verſehenes Gut als Eigenthümer, Nubnießer oder Pächter 
bewirtfchaften oder durch von ihnen Beitellte bewirtichaften 
laffen, können ans allen, auf die Bewirtichaftung des Gutes 
fih beziehenden Nechtsverhältniffen bei dem Gerichte geflagt 
werden, in defien Sprengel da3 Gut gelegen ift. 

28.75 





eine zweckmäßige Löfung. Wohl aber kommen die Lohnverträge 
mit den verſchiedenen, in einer ſolchen Niederlaſſung bedienfteten 
Perfonen, die mannigfahhen Materialanfchaffungen und Werk—⸗ 
verträge in Anfchlag, welche die Einrichtung der Niederlaffung 
und ihr Betrieb naturgemäß mit fich bringen und bei welden 
regelmäßig mit Gewerbäleuten und Lieferanten am Orte der 
Niederlaffung contrahirt wird. Dabei wird es fih um verhältnis- 
mäßig geringfügige Beträge handeln. Um fo läftiger und weniger 
zu rechtfertigen wäre es, wenn Lohn- und Kaufpreisforderungen 
diefer Art bei dem entfernten Gerichte des Hauptfites des Unter- 
nehmens und unter Intervention eines Vertreters eingeflagt werden 
müßten, der von dem Kläger für den Proceßverlauf daher jchriftlich 
zu informiren wäre. Diefe Schwierigkeiten von ſolchen Forderungs⸗ 
berechtigten fernezuhalten, wird durch die Aufnahme eines Sonder- 
gericht3itandes der Niederlaffung verfucht, der bereit im geltenden 
Rechte im $. 26, beziehungsweiſe $.27 der Zur. N. anerkannt ift 
und defſſen Verfagung kaum zu rechtfertigen wäre. Auch in der 
Umschreibung der Gruppe von Rechtsſachen, für welche der Sonder- 
gerichtsſtand gelten ſoll, fchließt fich der Entwurf dem geltenden 
Rechte an, um auf diefe Art zu ermöglichen, daß die Ergebnifie 
der bisherigen Rechtſprechung über diefe Competenzbeftimmung 
unmittelbar für die bevorftehende neue Periode des Rechtslebens 
nußbar gemacht werden können. Schon gegenwärtig wird eine 
Beziehung auf die Niederlaffung nicht Bloß dann angenommen, 
wenn diefe Nicderlaffung juriftifch als der andere Eontrahent er- 
fheint. Um nicht zu engeren und irrigen Auffaffungen zu ver: 
leiten, wird im $. 87 von Niederlaffungen überhaupt gefprochen, 
und das in früheren Entwürfen aufgenommene Kriterium, daß 
von der Nieberlaffung aus unmittelbar Geſchäfte abgefchloffen 
werden, aufgegeben. Die Beziehung, welche bier maßgebend ift, 
fan ſich fowohl auf den Bet des Geichäftes gründen (An: 
Ihaffungen für die Niederlaffung, Dienftleiftungen für den Betrich 
diefer Niederlaffung, Fracht und Speditionsverträge für die von 
der Niederlaffung aus zu befördernden Waren u. f. w.), als auf 


I 
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Gerichtsſtand des Erfülungsertes. 

6.88, Klagen auf Feititellung des Beſtehens oder Nicht- 
beitehens eines Vertrages, auf Erfüllung oder Aufhebung 
desfelben, fowie auf Entichädigung wegen Nichterfüllung oder 
wegen nicht gehöriger Erfüllung, Tönnen bei dem Gerichte 
des Ortes erhoben werden, an welchem der Vertrag nad) 
fchriftlicher Uebereinfunft der Parteien vom Bellagten zu 
erfüllen ift; in derjelben muß enthalten fein, daß durch die 








die Art, in welcher fi die Niederlaffung am Geſchäftsabſchluſſe 
betheiligt (in der Niederlaffung vorgenommene Käufe, von dort 
abgejchloffene Lieferungsverträge u. f. w.). Der Bergwerksbetrieb 
macht vielleicht häufiger als irgend ein anderes wirtichaftliches 
Unternehmen die Begründung einer vom Wohnfige getrennten 
Niederlaffung nothwendig. Deshalb wurde auch der bier vor- 
fommenden Niederlaffungen im $. 87 gedacht. 

Die dargelegte ratio des 8. 87, Abſatz 1, trifft auch für die 
ei zu, in welche Eigenthümer, Nutnießer oder 
Pächter von Liegenichaften durch deren Bewirtihaftung treten. 
Sofern fie daher außerhalb des Wirtichaftsgutes ihren Wohnfig 
haben, wurde der Sondergerichtöftand der Niederlaffung als 
auch für 5 geltend und anwendbar erklärt (8. 87, Abſatz 2). 
(Motive, S. 79.) 


8. 88. Ueber das forum contractus entſpann ſich eine jehr 
lebhafte Debatte. Bon den verfchiedenften Seiten wurde mit 
großem Nachdrude hervorgehoben, daß die mißbräuchliche Anwen⸗ 
dung bes forum contractus zu empfindlichen Webelftänden geführt 
bat. Bevöllerungskreife, die mit den Handelsgewohnheiten und 
mit den Beftimmungen des Rechtes nicht vertraut find, kommen 
dadurch oft ganz unbewußt in eine ungünftige Lage, indem fie eine 
Factura, welche mit dem Vermerk des Zahlungsortes verſehen ift, 
annehmen und in dem Falle eines folgenden NRechtitreite dann 
vor ein oft weit entferntes Gericht gezogen werden künnen. 

Bei dem Vertrieb von Waren auf dem Lande, wie er heute 
unter den mannigfachften Formen vortommt, unterläuft häufig 
eine Schädigung des Abnehmers, dadurch daß den Muftern nicht 
entiprechende, qualitativ jchlechtere Waren geliefert werden, oder 
daß dem Abnehmer gegen feinen Willen eine größere Quantität 
von Ware geichidt wird und daß diefer dann, wenn er eine Ein- 
ſprache nach der einen oder anderen Richtung erheben will, ge> 
nötbigt ift, einen Proceß vor einem Weit entfernten Gerichte mit 
großen Koften zu führen, und daher ed auch häufig ſich ereignet, 
daß er gar nicht im ftande ift, ein Rechtsverfahren einzuleiten oder 
fih in einem wider ihn eingeleiteten Proceß zu vertheidigen. 

Es wurde allerdings zugegeben, daß fich dies zwar nur auf 
die weniger erfahrene und manchmal unbebolfene Bevölkerung auf 
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Begründung des Erfüflungsortes auch die Berechtigung zur 
Klage an diefem Orte begründet ift.') 

Unter Perjonen, welche ein Hondelögewerbe betreiben, 
wird der Gerichtsftand bes Erfüllungsortes auch durch die un- 
beanftändet gebliebene Annahme einer zugleich mit der Ware 


dem flachen Lande bezieht, zugleich aber hervorgehoben, daß ge- 
trade dieſe duch die mißbräudhliche Anwendung des forum con- 
tractus empfindlich gefchädigt werde und daher eine ftarfe Strömung 
ae welche unbedingt eine Einſchränkung dieſes Gerichtftandes 
ordere. 

Ebenſo lebhaft wurbe Hingegen von anderer Seite betont, 
daß bier außerordentlich wichtige Intereſſen, insbeſondere des Er- 
portes nad) den öſtlichen und ſüdlichen Ländern in Frage ftehen, 
für welche e3 wünfchenswert und unter Umftänden jogar eine 
Lebensfrage fein kann, daß der Verkäufer auf die Zahlung inner- 
halb der Grenzen des Staatsgebietes rechnen und dafelbft feine 
Aniprühe bei Gericht verfolgen kann. Die Aufrechthaltung des 
heutigen Nechtözuftandes, daß die unbeanftändete Annahme einer 
mit dem Vermerk ded Zahlungsortes verfehenen Sactura den Ge- 
richtsftand des Erfüllungsortes begründet, wurde daher vom Stand- 
punkte des Hamdelöverfehres, ferner von dem Standpunkte des 
ae ea Schutzes unferer Erportinduftrie für unabweislich 

irt. 


Nach mehrmaligen eingehenden Debatten, welche ſowohl im 
Schoße des Redactionscomités, als auch im Plenum des Aus⸗ 
ſchuſſes ſtattfanden, gelang es jedoch, eine Faſſung des 8. 88 zu 
vereinbaren, welche ſchließlich vom Ausſchuſſe einftimmig ange- 
nommen wurde. Der neue $. 88 geht davon aus, daß ein Unter- 
fhied zu machen jei zwifchen dem unmittelbaren Verkehre der 
Hanbdel3welt mit den Conſumenten und andererfeit3 dem Verkehre 
zwifchen den Handeltreibenden untereinander. Für den erfteren 
Tal ift es in der Zukunft erforderlich, daß der Zahlungsort durch 
ein ſchriftliches Uebereinkommen feftgeftellt werde, und daß dieſes 
Vebereinlommen nicht nur den Erfüllungsort genau bezeichne, 
fondern auch die Beftimmung enthalte, daß aus dem Gejchäfte an 
dem Orte der Erfüllung gellagt werden könne. 

Durch diefe Eautelen glaubt der Ausſchuß, daß wenigſtens 
ein größerer Theil jener mißbräuchlichen Anwendungen bes forum 
eontractus in Hinkunft ausgefchloffen fein wird, weil dieſes fchrift- 
liche Uebereintommen jedenfalls dazu beitragen wird, die Trag- 
weite der Webereintommensverpflichtung zum Bewußtſein zu 
bringen. Dagegen bielt e8 der Ausſchuß für angemefjen, unter 
Hanbdeltreibenden die unbeanftändete Annahme einer Factura, die 
in Hinkunft mit dem Vormerk „zahlbar und Magbar in... “ 
— verſehen ſein müſſen, als Grundlage des Gerichtsſtandes an⸗ 
zuſehen. 
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oder ſchon vor Einlangen derfjelben überfendeten Factura be⸗ 
gründet, welche mit dem Vermerle verjehen tft, daß die Zahlung 
an einem beftimmten Orte zu Ye ift und daß an demfelben 
Drte die Klagen aus dem Gejchäfte angebracht werben können. 


1) Die Bereinbarung muß dem Gerichte ſchon in der Klage urkundli 
nachgewiejen werben, $. 104 Abf. 1. ° 


Bet diefen Feitftelungen war ſich der Ausſchuß fehr wohl 
bewußt, daß er hiedurch den bisherigen reinen icht8ftand des 
Vertrages binüberleitet in den prorogirten Gerichtäftand, er glaubte 
aber, eine theoretifche Unterfcheidung aufgeben zu fönnen, um an 
ihre Stelle eine aus dem praktifchen Bebürfniffe gefloffene neue 
Unterfcheidung aufzuftellen, durch welche den verfchiedenen Bedürf- 
niffen verſchiedener Bevölferungscloffen Rechnung getragen werden 
fol. (A. B., ©. 13, 14). 

Die Aenderungen an dem vom Ausfchuffe des Abgeordneten⸗ 
baufes neu formulirten $. 88 beziehen fi) auf den zweiten Abfat 
desfelben, und zwar wurbe zunächſt der Ausdrud „Handel- 
treibende” buch den Ausdruck „Perfonen, welche ein 
Handelsgewerbe betreiben” erjegt, um klarer auszudrüden, 
daß es bier nicht auf die handelsrechtliche Kaufmannsqualität, 
fondern auf den gemwerberechtlichen Begriff des Hanbeltreibenden 
ankommt und baf lediglich diefer lettere für die Kompetenz maß- 
gebend ift. Ferner wurde bezüglich der Factura, von welcher in 
diefem Abſatze die Rede tft, präcifirt, daß diefelbe zugleich mit der 
Ware oder fhon vor dem Einlangen derfelben überfendet worden 
fein muß, wenn bie unbeanftändete Annahme derfelben den bier 
in Rede ftehenden Gerichtäftand begründen fol. Diefe einge- 
ſchobenen Worte bringen lediglich die gegenwärtige Praxis, ſowie 
den Standpunkt zahlreicher oberftgerichtlicher Entfcheidungen zur 
Geltung, welche beide davon ausgehen, daß die Annahme einer 
Factura als eine den Gerichtöftand begründende Willenserklärung 
nur anzufehen fei, wenn diefelbe dem Abnehmer ber Ware ent- 
weder zugleich mit derfelben zulommt ober wenn ber Käufer ſchon 
vor Empfang der Ware die mit dem Zahlungsvermerk verfehene 
Factura unbeanftändet angenommen hat. (Gem. Ber., ©. 25). 

Unter den Klagen, welche bei dem Gerichtäftande des ver⸗ 
tragsmäßigen Erfüllungsortes erhoben werden können, find im 
8. 88 auch die Klagen auf Seftftellung des Beftandes oder Nicht- 
beſtandes des Vertrages aufgezählt. Damit tft der doppelte Zweifel 
gelöft, ob ſolche Klagen zuläffig feien und eine etwaige vertrags- 
mäßige Competenzfeftftellung auch für fle gelte, oder ob vielmehr 
die Einwendung des Gerichtsftandes eines Vertrages von der Ans 
ertennung des Beſtandes eines Vertragsverhältniffes abhängig Ah 
Diefer befondere Gerichtsftand kann nur gegenüber einen Ge- 
Magten geltend gemacht werden, der nach dem Vertrage zu erfüllen 
hat. Keineswegs darf derfelbe etwa zur Feftftellung des Rechts⸗ 
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6.89. Aus einem Wechfel verpflichtete Perſonen können 
vom Inhaber des Wechſels bei dem Gerichte des BZahlungs- 
ortes belangt werden.!) 

2) Als Streitgenofien 8. 93 Abſ. 2. — Sachlicher Gerichtäftand 8. 51 

8.3. Verfahren $8. 555559 & $.D. 


6.90. Streitigkeiten aus der Schiffsmiete, ans dem 
Diennverhältniffe der Schiffsmannſchaft und aus Geefracht- 
geichäften?) können auch bei dem Gerichte des Ortes angebracht 
werden, in welchen fich der Bellagte aufhält, wo die Ware 
abgeliefert werden fol, wo der Transport des Neifenden zu 
beendigen ift oder wo die Reife abgebrochen wird. 

1) Sachliche Zuſtändigkeit 88. 52 Abſ. 2, 49 8. 5-7. 

Gerichtsſtand der Selafleten Saden. 

6. 91. Bei dem nad) $. 81 zuftändigen Gerichte Tann 

mit der Klage zur Geltendmadhung des Pfandrechtes Die 


— 


verhältniffes vom Schuldner gegen den Gläubiger angerufen werden. 
Der allgemeine Gerichtöftand des letzteren wird daher durch $. 88 
nicht alterirt. (Motive, S. 80). 


8.90. Unter dem Titel „Gericht3ftand des Erfüllungsortes“ 
nimmt der Entwurf auch noch den zur Zeit im 8.62, bezw. 60 
Jur. NR. anerkannten Sondergerichtsftand für gewiffe dem See- 
verfehre angehörige Streitigkeiten auf ($. 90). - Unter diejen Titel 
paßt der Gerichtsftand des 8. 90 ftrenge genommen nur in An- 
fehung der beiden! Thatbeftände der Warenablieferung und der Be— 
endigung des Perfonentransportes. Das Befondere gegenüber 
8.88 liegt in diefer Beziehung darin, daß auch eine andere Art 
der Vereinbarung des Erfüllungsortes, als fie $. 88 vorausſetzt, 
für die Gerichtszuftändigfeit relevant iſt. Wenn die Reife früher 
al? vor Erreihung diejes Erfüllungsorted abgebrochen wird, fub- 
ftituirt fih von felbft der Ort, an welchem dies gejchehen, dem der 
verabredeten Erfüllung und diefe® Zufammenhanges wegen mird 
diefer letztere Gerichtsſtand nicht feparat, fondern beijer in un— 
mittelbarer Verbindung mit dem Gerichtäftande des Erfüllungs- 
orted ftatuirt werden. War aber in diefem einen Punkte dem 
Mufter der Jurisdictionsnorm zu folgen, jo wird der Ueberblid 
über da8 Verhältnis des neuen ‚Rechtes zum bisherigen Geſetze 
dadurch am meilten erleichtert, wenn die in den Jurisdictions⸗ 
normen vorgenommene Zufammenftellung der Gerichtäftände auch 
in den Entwurf berübergenommen wird. Und ge wurde 
im 8.90 auch der Ort erwähnt, an welchem fich der Bellagte auf: 
hält, (Motive, S.80, 81.) 

S. 91. Durch den $. 95 der Ausſchußanträge des Abgeordneten- 
baufes wurde in Uebereinftimmung mit der Regierungsvorlage für 


122 Jurisdietionsnorm. 


Klage auf Zahlung der pfandrechtlich verſicherten Forderung, 
mit der Klage auf Aufhebung (Löſchung) des Pfaudrechtes 
die Klage auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens der pfandrechtlich 
verſicherten Forderung verbunden werden, wenn beide Klagen 
wider denſelben Beklagten gerichtet ſind.) 

Klagen auf die aus einer Reallaſt rückſtändigen Leiſtungen?) 
können gegen den Beliger des belaſteten Grundſtückes bei dem 
Gerichte erhoben werden, in deilen Sprengel das belaftete 
Grundftüd gelegen ift. 

1) Auch w i äre $. 95. 

N . - — Gericht ſonſt nicht fachlich zuftändig wäre 8 


Gerichtsſtand für Behgflörungsfireitigkeiten. 

6.92. Beſitzſtörungsklagen (8. 49, 8. 4) können, fofern 
fie nicht eine unbeweglicdye Sache betreffen,') bei dem Gerichte 
angebracht werden, in deflen Sprengel die Störung erfolgte. 

1) 8.81. 

Gerichtsſtand der 5treitgenoſſenſchaft. 

6. 93. Mehrere Perſonen, welche ihren allgemeinen 
Gerichtsſtand vor verjchiedenen Gerichten haben, können als 
Streitgenoſſen, joferne nicht für den Rechtsſtreit ein gemein- 
fchaftlicher bejonderer Gerichtäftand begründet ift,*) vor jedem 
inländifchen Gerichte geklagt werden, bei welchem einer der 


— 


die Klagen aus Hypothefarforderungen, fowie für Klagen auf 
Aufhebung von Hypotheken und Klagen aus Reallaften ein Sonder- 
gerichtsftand zugelaffen. Der Herrenhauscommiffton ſchien jedoch 
diefe — als mit der nothwendigen Rückſichtnahme auf 
die Perſon des Schuldners nicht vereinbarlich. Es wäre nämlich 
durch dieſe Beſtimmung in dem praktiſch wichtigſten Falle möglich 
geweſen, den urſprünglichen perſönlichen Schuldner einer Hypothekar⸗ 
forderung auch nad) Veräußerung der Hypothek bei dem Gerichts⸗ 
ftande der belafteten Sache zu belangen, und auch für Klagen aus 
Reallaften könnte diefe Beftimmung leicht zu einer Härte führen, 
wenn rüdftändige Reallaftleiftungen gegen einen früheren Befiter 
des belafteten Grundſtückes hereingebracht werden follen. Der be- 
fondere örtliche Gerichtsftand des 8.81 Hat nach der Anfchauung 
der Permanenzcommiſſion de3 Herrenhauſes nur für den Fall eine 
Beredtigung, als diefe perfönlichen Anfprüche gleichzeitig mit dem 
dinglichen Rechte im Klagswege geltend gemacht werden, und die 
eorrefpondirende Beltimmung der deutſchen Eivilprocefordnung 
(8.26) beſchränkt diefen Gerichtsftand thatfächlich auf diefen Fall. 
Es wurde daher der Beſchluß gefaßt, zum Schute des Schuldners 
diefe Einſchränkung vorzunchmen. (Gem. Ber., ©. 25.) 
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Streitgenoſſen, oder wenn ſich unter ihnen Haupt⸗ und 
Nebenverpflichtete befinden,“ einer der Hauptverpflichteten 
feinen allgemeinen Gerichtsſtand hat.?) | 
Aus einem Wechjel verpflichtete Perjonen können ala 
Streitgenoffen beim*) Gerichte des Zahlungsortes®) geklagt 
— B. 88.81, 88 
KANN ' niche Streitgenoſſenſchaft 8. 11 8. 1 € 2.0 
> n r die eigen enoſſen .16C. P. O.: 
EEE TA ARE 
er n — 
Des — Vebereintonmens Aber ben Grfenbaßnfeaagtoetehe vom 
14. October 1890, R. &. B. 1892 Rr. 186, bei 8.11 & F. 6. 
3 en die Vorausfegungen des 8.11 3 1€. P. O. nicht vorliegen. 


Gerichtsſtand des Kauptproceſſes. 

6.94. Klagen, womit ein Anſpruch auf eine Sache oder 
ein Recht geltend gemacht wird, über welchen zwiſchen an⸗ 
deren Berfonen ein Rechtsſtreit anhängig ijt (Hauptinter- 
vention),?) können big zur rechtöfräftigen Enticheidung dieſes 
Proceſſes bei demjelben Gerichte angebracht werden. 

Klagen der Proceß-?) und Zuftelungsbevollmächtigten?) 
wegen Gebüren und Auslagen können beim Gerichte des 
Hauptproceſſes angebracht werden.*) 

1) 3 16 €. P. O. 
2) 8.,31C.8.D. Art. VE. G. 5. C. P. O. 

88. 94—99, 562 Abf.2 ©. $.D. 

9 8. 95 J. N. 

6.95. Die in den 88. 91 und 94 bezeichneten Klagen 
fönnen bei den dafelbjt benannten Gerichten auch dann an- 
gebracht werden, wenn diefe Gerichte in Gemäßheit Ber über 
die fachliche Zuftändigfeit geltenden Beftimmungen zur Ent- 
fcheidung über den mittel3 Klage geltend gemachten ver- 
mögensrechtlichen Anſpruch an ſich nicht zuftändig wären. 

Gerichtsſtand Der Widerklage. 
6.96. Bei dem Gerichte der Klage kann eine Wider- 


klage angebracht werden,!) wenn der mit legterer geltend ge- 
machte Anſpruch mit dem Anſpruche der Klage im Zuſammen⸗ 


8.96 beftimmt nicht bloß den Gerichtsftand der Widerflage, 
fondern wegen ded oben dargelegten Zuſammenhanges zugleich 
auch die Bedingungen ber Zuläjfigleit einer Widerklage überhaupt. 
Diefe find bier inſofern von früheren Entwürfen abweichend ge— 
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hange fteht?) oder fich fonft zur Eomipenfation eignen würde, 
ferner wenn die Widerflage auf Feftitellung eines im Laufe 
des Procefles ftreitig gewordenen NRechtöverhältniffes oder 
Rechtes gerichtet ift,) von Dein Beftehen oder Nichtbeftehen 
die Enticheidung über das Klagebegehren ganz oder zum 
heile abhängt. 


ordnet, als auch das Beftehen eines bloß thatſächlichen Zufammen- 
hanges der beiden Rechtsſachen zur Erhebung einer Widerflage 
berechtigen ſoll, und als ferner der Bellagte die Feftftell eines 
im Laufe des Procefjes ftreitig gewordenen Rechtsverhältnifſes oder 
Rechtes durch Widerklage fol erwirken können. Die in der Ge- 
ftattung einer Widerflage gelegene Abweichung von ben fonftigen 
— und zumal vom 8S. 68 darf nicht aus dem 
efichtspunkte einer Begünftigung des Bellagten aufgefaßt werden. 
Sie ift nur infoweit motivirt, al$ entweder dadurch die Verhand- 
fung des vom Bellagten erhobenen Anſpruchs gefördert und er- 
leichtert zu werden, oder als die Wiberflage der Verhandlung und 
Entſcheidung über den mit der Hauptllage gegen den Widerfläger 
erhobenen Anfpruch felbft zu nügen vermag. In Ichterer Be⸗ 
ziehung kann der Vortheil ner ur 
der Anſprüche viel größer fein, als bei rein rechtliche nerität. 
Man a — —— — ẽ ineffe an den noch nicht durch einen 
Eontocorrentabfehluß zur rechtlichen Einheit erhobenen Geichäftst 
verkehr zweier Producenten zu denken, bei ‘welchen auf beiden 
Seiten Warenlieferungen vorlommen. Die Klarftelung der aus 
foldem Geſchäftsverkehre fich nach beiden Seiten bin ergebenden 
Rechtsfolgen wird duch die Bereinigung der Verhandlung über 
beide Klagen — und die erfte Vorbedingung biezu ift die Zu- 
ftändigleit3beftimmung des 8. 96 — außerordentlich gewinnen, ob- 
wohl bier Ansprüche und Gegenansprüche leicht ein felbftändiges 
rechtliche Fundament haben können (feparate Kauf⸗ oder Liefe⸗ 
rungsverträge u. |. w.) und nur als Beftandtheile der zwifchen 
den beiden Perlonen angenüpften lebhaften Geſchäftsverbindung 
im Zufammenbhange ftehen. Wa3 für diefen Geſchäftsverkehr im 
allgemeinen vereinbart oder üblich ift, bezieht fich auf jedes ein- 
zelne Geſchäft. Je mehr daher die Anſprüche aus ſolchem Ges 
ſchäftsverkehre, trog juriftifcher Selbſtändigkeit der einzelnen Ge⸗ 
ſchäfte, eumulirt werden können, um fo einfacher wird die Erledigung 
ber erhobenen Anſprüche und Gegenanfprüche fein. WM 
Zu welchen Schwierigkeiten es Anlaß geben würde, wenn 
man die Zuſtändigkeitsbeſtimmung des 8. 96 in Anſehung der 
Feſtſtellungswiderklage nicht anerkennen wollte, brancht kaum näher 
dargelegt zu werden. Die Verweiſung an das Gericht der Haupt⸗ 
oder Vorklage wird in den meiſten Tränen auch die Verweiſung 
des Feftftelungsprocefles an denjelben Senat oder an ben näm⸗ 
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Der Gerichtöftend der Widerflage tritt nicht ein, wenn 
die Zuftändigleit des Gerichtes für den mit der Widerflage 
eltend un Anſpruch oder für eine derartige Feſt⸗ 
tellungsklage auch durch Vereinbarung der Parteien nicht 
begründet werden fönnte,*) oder wenn zur Zeit der Anbrin ngung 
der Widerflage die mündliche Verhandlung über die Klage 
in erſter Inſtanz bereits gejchloffen ift.) 
1) Proceßvollmacht ermächtigt dazu 3. 30 3. 1C. P. O. — 8. 233 
Abf. 2 — O. 
9) Bergl. 88. 227, 11 8. 1C. P. O. 
a 
s) Ebenfo $. 233 Abſ. 2 C. P. O. — Theilurtheil 8.391 Abſ. 2 C. P. O 
Das Anſuchen um -laffung bes bedingten Bahlungsbefehles im M n= 
verfahren hat in Betreff ber u himgigtelt der Streitfache bei Gericht bie 
Wi einer Klage; auf die Begründung bed Gerichtsftandes der zu⸗ 
Fig ängenden eifach jet a tefe8 Anſuchen ohne Wirkung 
(G. v. 27. April 1875, R. G. B 7, 8.13). — Wird in einer lage 
zu gleich um Erlaffung — — gebeten, fo wird die Anhaͤngig⸗ 


dei der Streitfadhe durch die — — der Klage begründet (ebendort 
8.19). Art. XXVIII E. G. z. C. P. O. 


C. 
Eb 
as 


lichen Richter ermöglichen, der bereits mit erſterem Proceſſe befaßt 
iſt. Was in dem einen der beiden Proceſſe vorgebracht, erhoben 
oder ermittelt wird, dient dann immer auch der Erledigung des 
anderen Proceſſes, mag zugleich eine Verbindung der Verhandlung 
angeordnet werden oder nicht. Infolge deffen wird das Beweis— 
verfahren häufig genug, wenn nicht ganz entfallen, fo doch be— 
trächtlich abgekürzt und vereinfacht werden. Die juriftifche Auf- 
faffung und Beurtheilung beider Fälle wird fih auf dieſe Art 
gleichfalls ſchärfen und vertiefen und auch der Rechtskraftwirkung 
eines Feftftelungserfenntniffe® wird damit die natürliche Baſis 
gegeben. Weil jo die Berechtigung des Widerklagdgerichtäftandes 
eigentlich in der BVortheilhaftigkeit der gemeinfamen Verhandlung 
wurzelt, fo muß das Ende der mündlichen Verhandlung über die 
Borklage auch der zu Gunften der Widerklage zugelaffenen Aus— 
nahme ein Ende machen (8. 96 Abf. 2). Die weiteren aus Abi. 2 
fih ergebenden Bejchräntungen beruhen auf den zu den SS 41 big 
46 dargelegten Erwägungen. 


In MUebereinftimmung mit der beftehbenden Gefeßgebung 
braucht die Widerflage nicht mit der Vertheidigung des Beklagten 
verbunden zu werden; ſie kann abgefondert erhoben werden. Un—⸗ 
geachtet der Verbindung mit der fonftigen Vertheidigung tft die 
Widerflage felbftändige Klage. Dennoch wird das Gericht, wenn 
Gründe dafür ſprechen, die über Klage und Widerllage einge- 
ee a miteinander verbinden dürfen und müffen. (Motive 

81, 32 
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Berictsſtand des früßeren Wohnfiges. 

6.97. Handwerker, Kleinverſchleißer, Wirte, Schiffer, 
Fuhrleute und fonftige Gewerbetreibende, ferner Gejellen, 
Gehilfen, Dienftleute und fonftige Arbeiter um Lohn können 
wegen ihrer Torderungen für gelieferte Erzeugniffe und 
Waren, für geleiftete Dienfte und Arbeiten innerhalb neunzig 
Tagen von der Beit der ai Lieferung oder Leiftung bei 
dem nah dem früheren Wohnfite des Abnehmers oder 
Urbeitgeber3 zuftändigen Gerichte Tagen, wenn Tlebterer 
mittlerweile feinen Wohnfig in einen anderen Gerichtsbezirk 
verlegt bat. | 

Ein Gleiches fteht den Privatlehrern in Betreff ihres 
Entlohnungsanipruches zu. 

Geriätsfiand der Schiffer und der Shiffsmannfdaft. 

6.98. Gegen Schiffer und Berjonen der Schiffsmann- 
ihaft Tönnen Forderungen der im 8.97 bezeichneten Art 
auch dann bei dem nach dem jeweiligen Aufenthalte des 
Beklagten zuftändigen Gerichte geltend gemacht werden, wenn 
derjelbe an einem anderen Orte feinen Wohnſizz bat. 


— — 


8.98. Der Gerichtsſtand des Aufenthaltes iſt ſonſt nur 
gegen Perſonen ohne Wohnfitz begründet (8. 67). Die Beſonder⸗ 
heiten des Schiffsverkehres machen aber cirie Ausnahme hievon 
wünjchenswert. Die Umftände, welche es den im $. 97 ge= 
nannten Gewerbetreibenden u. ſ. w. kaum möglich machen, ver- 
hältnigmäßig geringfügige Summen vor einem weit entfernten Ge⸗ 
richte einzuflagen, müffen auch in Anfehung derjenigen Perfonen 
in Betracht gezogen werden, welche ähnliche Gewerbe in einem 
Hafenorte ausüben. Mit der Zulaffung einer Klage am früheren 
Wohnfige des Käufers oder fonftigen Schuldners ift diefen Per- 
fonen nicht geholfen. Dadurch würde die Verfolgung von allen 
Ansprüchen wenig gefördert, welche fi) daraus ergeben, daß Per- 
fonen der Schiffsbemannung in einem Hafen, in dem fie fich vor- 
übergehend aufhalten, mit den dortigen Gewerbsleuten und 
Händlern Geſchäfte abgefchloffen Haben. Die Anwendung des 
Orundfages des 8. 65 aber würde auf den Geſchäftsverkehr mit 
Schiffern und Perſonen der Schiffsmannfchaft den ungünftigften 
Einfluß nehmen. Es würde dadurd die Gewährung von Credit 
fo ziemlih vollftändig ansgefchloffen. Auf einem Schiffe beſchäf⸗ 
tigte Perfonen follen daher aus den von ihnen gemachten Ein- 
käufen und Beftellungen — es wird fih da regelmäßig nur um 
Anſprüche des gewöhnlichen Kleinverfehres handeln — belangt 
werden können, wo fic eben anzutreffen find. Diefe Beitimmung 
kommt keineswegs bloß den im $. 97 genannten Producenten 
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BGerichtsſtand des Bermögens. 

6.99. Gegen Berfonen, welche im Inlande Teinen 
Wohnſitz haben, Tann wegen vermögensrechtlicher Anſprüche 
bei jedem Gerichte innerhalb des Geltungsgebietes dieſes 
Geſetzes Klage angebracht werden, in deflen Sprengel ſich 
Bermögen dieſer Berfonen oder der mit der Klage in An⸗ 
kan. genommene Gegenitand felbft befindet. 

ei Forderungen gilt der Wohnſitz des Drittfchuldners 
al3 der Drt, an welchem fich das Vermögen befindet. Hat 
der Drittfchuldner im Inlande keinen Wohnſitz, befindet fich 
jedod eine Sache, welche für dieſe Forderung zur Sicherheit 
haftet, im Inlande, fo iſt der Ort, wo dieſe Sache gelegen 
ift, für die Beſtimmung des Gerichtsftandes maßgebend. 

Ausländische Anftalten, Vermögensmaſſen, Geſellſchaften, 
Genoſſenſchaften und andere Perjonenvereine können überdies 
auch bei dem inländiichen Gerichte geklagt werden, in deſſen 
Sprengel fi) ihre ftändige Vertretung für das Inland oder 





nm mn —r — — — — — — — — — — 


und Lieferanten u. ſ. w. zugute. Sie liegt in doppelter Rich— 
tung auch im Intereſſe der Schiffbemannung, nämlich infofern 
fie ihren Credit erhöht, und dann namentlich auch, infofern fic 
derlei Perſonen die perfünliche BVertheidigung gegen die Klage 
ermöglicht. (Motive, S. 83.) 


8. 99. Ein Gerichtsftand des Vermögend wird von den 
Geſetzgebungen der meiften benachbarten, mit dem Inlande im 
Handelsverkehre befindlichen Staaten anerkannt und öfterreichiichen 
Staat3angehörigen gegenüber zur Anwendung gebracht. &3 wird 
daher auch die öfterreichiiche Gefekgebung zur Aufnahme dieſes 
Gerichtäftande3 fchreiten müſſen, um zu verhüten, daß die Inter⸗ 
effen der inländifchen Berechtigten gegenüber Schuldnern, welche 
ſich außerhalb des Geltungsgebietes dieſes Gelege aufhalten, ge= 
ringeren Schug genichen. Die Aufnahme diejed Gerichtsftandes 
wird fich ferner empfehlen, um für manche Fälle Erfag zu bieten, 
in denen bisher auf Grund der Annahme einer ftillfchweigenden 
Vereinbarung über den Erfüllungsort Klage im Anlande ermög- 
fit wurde, während die Faſſung des 8. 88 des Entwurfes 
Gleiches für die Zukunft nicht mehr geftatten würde. 

Aus der erfteren Erwägung folgt zugleich, daß die Um— 
grenzung dieſes Gerichtsftandes im weſentlichen in Uebereüt- 
ftimmung mit den bezüglichen ausländischen Vorjchriften bleiben 
müſſe und durch dieſelben gegeben fei, da ſonſt die Erwartungen, 
welche auf diefen Gerichtsftand in Bezug auf den internationalen 
Geſchäftsverkehr geſetzt werden, häufig ——— müßten und 
das Ziel einer Gleichſtellung von in⸗ und ausländiſchen Gläubigern 
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ein mit der Beſorgung der Geſchäfte ſolcher Anſtalten und 
Geſellſchaften betrautes Organ befindet.!) 

Für Streitigkeiten, welche fi auf Seeſchiffe und See⸗ 
fahrten beziehen, gilt der im Inlande gelegene Heimatshafen 
des betreffenden Seeſchiffes als der Ort, an welchem ſich das 
Vermögen befindet. 


1) In dem Staatsvertrag mit Serbien v. 6. Mat 1881, R. G. B. 
1882 Nr. 88, iſt beſtimmt, daß, inſofern die Civilproceßgeſetze eines oder 
des anderen der vertragenden Theile in Betreff des Gerichtsſtandes Vor⸗ 
fchriften enthalten, welche nur auf Ausländer anwendbar find, dieſelben 
und — — der beiden vertragenden Theile keine Anwendung 
finden (Art. 1, Al. 1). 


Susfibiärer Gerichtsſtand für Alagen aus dem Ehe- oder Eltern- 
verbäftniffe. 


6.100. Klagen gegen einen öfterreichiicehen Staatsange⸗ 
hörigen auf gerichtliche Scheidung, Trennung oder Ungiltig- 
erflärung einer Ehe und andere Klagen wegen nicht rein ver- 
mögensrechtlicher Streitigkeiten aus dem ehelichen oder Eltern- 
verhältnifje?) können, wenn im Inlande hiefür weder ein all» 
gemeiner?), noch ein bejonderer Gerichtöftand?) begründet ift, 
entweder bei dem allgemeinen Gerichtäftande des Klägers, 
oder wenn auch für diefen ein jolcher im Inlande nicht be» 
gründet ift, bei dem Landesgerichte in Wien angebracht 
werden. 

1) Sachlicher Gerichtsſtand 8. 50. 

2) 88. 65— 73. 

) 8. 76. 

Gerihtsfkand der Hegenfeitigkeit für Alagen gegen Ausländer. 

.101. Wenn in einem anderen Staatögebiete gegen 
öfterreichifche Staat3angehörige in bürgerlichen Rechtsſachen 
Klagen vor Gerichten zugelaffen werden, welchen nad) dem 
gegenwärtigen Gejege für derlei Rechtsjachen überhaupt feine 
oder nur eine beſchränkte Zuftändigfeit zulommen würde, fo 
ift ein gleicher Gerichtsftand gegen die Angehörigen jenes 
Staatsgebietes auch bei den inländifchen Gerichten begründet. 


eben nicht erreicht würde. Deshalb durfte diefer Gertchtsftand 
nicht anf Bellagte befchränft werden, welche auch tm Auslande 
feinen Wohnfig haben, vielmehr wurde $. 99 nach diefer Richtung 
den 8.24 der für das deutjche Reich geltenden Civilproceßordnung 
gleichlautend tertirt. (Motive, S. 83.) 


8.100. Siche die Motive zu 8.28. 


! 
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Mehrheit von Gerichtsftänden. 


6.102. Unter mehreren zuftändigen Gerichten hat der 
Kläger die Wahl; diejelbe ift mit der Buftellung der Klage 
an den Bellagten?) vollzogen. 

1) Streitanhängigleit 8. 2332 C. P. O. 


Mehrheit von Berirkisgerigten an einem Orie. 

6.103. Iſt Jemand bei dem Bezirkögerichte an einem 
Orte zu Hagen, wo mehrere Bezirkögerichte beftellt find, jo 
ift Die Klage bei demjenigen Bezirkögerichte anzubringen, in 
defien Sprengel der Beklagte feinen Wohnfig!) oder mangels 
eines ſolchen feinen Aufenthalt?) hat. Wenn Hingegen der 
Beklagte an diefem Orte ſich nicht wirklich aufhält, jo hat der 
Kläger zwiſchen den mehreren Bezirksgerichten die Wahl (8.102). 

Für Rechtsſachen, welche den Bezirfägerichten für Han- 
del3- und Seeſachen zugewiejen find,?) gilt dieſe Borfchrift 
infofern, als fid an demfelben Orte mehrere Bezirkögerichte 
für Bauen und Seeſachen befinden. 

. 66, 68. 

n) 88. 67, 70 Abſ. 2, 86, 98. 

2) 8.58. 

8.102. Die Wahl des a Gerichtes, von welchem 
8.102 Spricht, kann ſowohl dann in Betracht lommen, wenn ver⸗ 
ſchiedene Gerichte ald allgemeiner Gerichtsftand des Beklagten an- 
gerufen werden können, al3 dann, wenn die Wahl zwifchen dem 
allgemeinen und einem bejonderen Gerichtäftande oder zwiſchen 
mehreren befonderen Gerichtsftänden freifteht, und endlich, wenn 
besbalb ein befonderer Gerichtöftand bei verfchiebenen Gerichten 
begründet erfcheint, weil der Gegenftand des. Streited in dem 
Sprengel mehrerer Gerichte Liegt ($. 84). (Motive, &. 83.) 

8.103. In einzelnen Städten befteht eine größere Anzahl 
von Bezirksgerichten mit gleicher fachlicher, jedoch örtlich abge- 
grenzter Zuftändigkeit. Damit wird eine angemeflene Bertheilung 
der Geſchaͤfte bezwedt. Für die Beitimmung des im einzelnen 
Falle zuftändigen Bezirkögerichtes hat dann der Wohnfig, bezw. 
Aufenthalt des Bellagten in dem betreffenden Theile der Stadt, 
welcher dem Bezirlägerichte al3 Sprengel zugewiejen tft, zu ent» 
ſcheiden. Wenn fi hingegen der Beklagte an diefem Orte über 
haupt nicht aufhält, 3. DB. im Falle der Snanfprudnahme des 
Gerichtsſtandes des Erfüllungsortes, muß dem Kläger die Wahl 
zwiſchen ſämmtlichen Bezirkögerichten des betreffenden Ortes frei» 

elafien werben. Inſofern an einem Orte nur ein Bezirkögericht 
ür Handel» und Seefachen befteht, tft die folchen Gerichten zu⸗ 
— Rechtsſache vermöge der beſonderen Beſtimmung dieſer 
erichte für derartige Geſchäfte jedenfalls bei dieſem Gerichte an- 


Civilproceßordnung. 9 
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Vereinbarung über die Zuſtändigkeit der Gerichte. 


6.104. Die Parteien können ſich einem an ſich unzu⸗ 
ftändigen Gerichte erfter Inftanz durch ausdrüdliche Verein 
barung') unterwerfen. Die Vereinbarung muß dem Gerichte 
ichon in der Klage?) urkundlich nachgewiejen werden. 

Die Vereinbarung hat nur dann rechtliche Wirkung, wenn 
fie fich auf einen beftimmten Recht3itreit oder auf die aus einem 
beftimmten Rechtöverhältniffe entipringenden Rechtsftreitigfeiten 
bezieht. Jedoch können Angelegenheiten, welche dem Wirfungs: 
freife der ordentlichen Gerichte überhaupt entzogen find, Durch 
ſolche Vereinbarung nicht vor dieje Gerichte, Rechtsſachen, welche 
vor ein Bezirfögericht gehören, ?) nicht vor einen Gerichtöhof 
erfter Inftanz, Rechtsſachen der allgemeinen Gerichtsbarkeit nicht 
vor ein Handelögericht, Handeld- und Seegericht, oder vor 
einen Handel3» oder bergrechtlihen Senat und endlich aus» 
ſchließlich den Gerichtshöfen erfter Anftanz*) zugemiejene 
Gtreitigfeiten nicht vor ein Bezirkägericht gebracht werden. 

Ein an ſich unzuftändiges Gericht wird infoweit, als 
dasfelbe durch Uebereinfommen der Parteien zuftändig gemacht 
werden Tann, Fe dadurch zuftändig, daß der Beklagte, ohne 
rechtzeitig?) die Einwendung der Unzuftändigfeit erhoben zu 
al, n — mündlich verhandelt.®) 

1) 8,88 Ubf. 1. 


2) 8.226 C. P. O. 
3) 88,49, 52, 53 aAbſ. 1. 
abf. 2 


. 50 2. 
6), Bei der erften Tagfagung $. 240 Abſ. 1, beziv. vor der Streit- 
einlaflung 8. 441 C. P. O. 

9% 8.43 I.N. 8.240 Abſ. 2 C. P. O. 


zubringen. Beſtehen aber an dem betreffenden Orte mehrere Be— 
ätrfögerichte in Handeld- und Seefahen, dann kommt die eben 
erwähnte Negel auch im Verhältnis diefer Bezirkögerichte zur An— 
wendung. (Motive 3. E. G. z. J. N., S.10.) 


8.104. Hier iſt nur von der ſogenannten ausdrücklichen 
Prorogirung eines Gerichtes die Rede. Die Beſtimmungen über 
die örtliche Zuſtändigkeit können im Wege einer Vereinbarung der 
Parteien ohne Ausnahme bei Seite geſetzt werden. Inwieweit 
durch eine ſolche Vereinbarung die Grenzen überſchritten werden 
können, welche zwiſchen der Competenz der Einzelgerichte und der 
GerichtShöfe, ſowie zwiſchen der allgemeinen und ben befonderen 
Arten der Gerichtöbarkeit gezogen find, wird in Abfa 2 weſentlich 
im Anſchluſſe an da3 geltende Necht (8. 47 Zur. N.) normitt. 
(Motive, S. 83.) 
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Dritter Weit. 
Bon der nn F; Geichäften außer Streit: 
achen. 


Verlaſſenſchaftsabhandlung. 


6.105. Zur Abhandlung von Verlaſſenſchaften iſt das 
Bezirksgericht,) wenn fich aber in der Verlaſſenſchaft landtäfliche 
oder aus dem Gemeindeverbande ausgeſchiedene Güter oder 
Reben befinden, das Kreid- oder Landesgericht berufen, bei 
4 wi Berftorbene jeinen allgemeinen Gerichtäftand in Streit- 
achen?) Hatte. 

6 1) Oberhofmarfhallamt Art. III. — Deutfcher Ritterorden Art. VIII 
8.1. — Portege Urt. VIII 8. 1, E. 8.3. J. N. — Delegation 
eines Gerichtshofes 8. 31 Abf. 1 
. 66— 78. — 8. 11, Gef. dv. 20. Mai 1869, R. G. 8. Nr. 78, ift 
aufgehoben (Heimatdgemeinde hinſichtlich Militärperfonen). Art. II 3.2 
E63. J. N. 

$. 105. Die Beſtimmungen über die leg zur Ver⸗ 
laſſenſchaftsabhandlung (SS. 105 big 108) finden ihre Ergänzung 
in den Vorſchriften des Taiferlichen Patente® vom 9. Aug. 1854, 
N. G. BI. Nr. 208, welche die Zuftändigkeit zur Abhandlung von 
ausländiſchen Nachläffen ie (88.24, 25 des citirten Patentes), 
fowie in den über diefe Materie in StaatSverträgen getroffenen 
Vereinbarungen. In dem gedachten Patente tft auch der ee 
Umfang der Jurisdietion der inländifchen Gerichte in Nacdhlaf- 
fällen normirt (88. 22, 23); e3 würde des Zweckes entbehren, 
wenn alle diefe VBorfchriften Hier wiederholt, und namentlich wenn 
an diefer Stelle neuerlich befonders feitgefegt würde, inwieweit 
die inländtichen Gerichte in Anjehung von ausländiichen Nachläffen 
einzufchreiten haben. Um Irrthümer über die derogatorifche 

trfung der Normen dieſes Entwurfes völlig Hintanzubalten, wird 
übrigen? im Einführungsgefege eine ausdrückliche Verweiſung 
auf die angedenteten Vorfchriften des kaiſerlichen Patente8 vom 
9. Auguft 1854, NR. ©. BL. Nr. 208, Pla finden. Zu der An- 
ordnung, daß die örtliche Zuftändigkeit zur Verlaffenihaft3abhand- 
fung nicht mehr — wie dies 8. 77 (70) Zur. N. fagt — durd) 
den ordentlichen Wohnfig, fondern durch den allgemeinen Gericht3- 
ftand des Verſtorbenen beftimmt wird (8. 105), entfhloß man 
fi, um Harzuftellen, daß ſowohl der fogenannte abgeleitete und 
fingirte Wohnſitz, als die befonderen Beitimmungen, welche die 
88. 70 Abſatz 2 und 73 des Entmwurfes enthalten, nicht bloß für 
die ftreitige Gerichtsbarkeit Anwendung finden. Außerdem wird 
dadurch die Rechtsanwendung erheblich erleichtert, indem auch 
Ieih für ben Fall der Zweifelhaftigkeit des Wohnſitzes oder ber 
weifelhaftigkeit des Verhältniffes des ausländifchen Aufenthaltes 


9* 


- 
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6.106. Sit ein öſterreichiſcher Staatsangehöriger im 
Auslande geftorben, fo ift zur Abhandlung feiner Berlafien- 
ſchaft daS Gericht, bei welchem der PVerftorbene feinen lebten 
allgemeinen Gerichtsjtand im Inlande)) hatte, oder wenn ſich 
diejer nicht ausmitteln läßt, das Gericht zuftändig, in deſſen 
Sprengel die in die Verlaffenichaft gehörigen unbeweglichen 
Güter ganz oder zum größeren Theile, und wenn er bloß 
bemwegliche8 Vermögen bejejfen hat, der größere Theil des 
im Inlande befindlichen beweglichen Vermögens gelegen ift. 
Gehören landtäflidye oder aus dem Gemeindeverbande aus⸗ 
geichiedene Güter oder Lehen zur Verlafjenichaft, jo find die 
Beſtimmungen de3 8.105 entiprechend anzumenden.?) 

1) 88. 6673, 

n Bertaftenfiaften von Ausländern Art. VIIZ.3E.G. z. J. N. 

6.107. Rüdjichtli der im Geltungsgebiete dieſes Ge- 
jeße3 gelegenen unbeweglichen Güter eines verftorbenen Aus» 
länder3!) fommt die Verlafjenjchaftsabhandlung dem Bezirks- 
gerichte oder, wenn dieje Güter oder ein Theil derfelben in 
einer Landtafel eingetragen oder aus dem Gemeindeverbande 
ausgejchieden find, dem Kreis: oder Landesgerichte zu, in 
defjen Sprengel dieje unbeweglichen Güter ganz oder ihrem 
größeren Theile nach gelegen ind. 

1) Art. VII 3.3 E. G. z. J. N. 


zum Wohnſitze Vorſorge getroffen und ſchlechthin verhütet wird, 
daß der Richter irgend einer einzelnen Complication gegenüber 
ohne geſetzliche Directive für die Zuſtändigkeitsbeſtimmung iſt. 
Endlich wird dadurch das für die Verlaſſenſchaftsabhandlung 
maßgebende Competenzprincip mit dem für Vormundſchaften und 
Curatelen bereits in der geltenden Jurisdictionsnorm angenomme⸗ 
nen Competenzgrundſatze in Einklang gebracht. Nach der Art, 
wie zumal im gegenwärtigen Entwurfe der allgemeine Gerichts⸗ 
ftand in Streitfachen geordnet ift, kann auch nicht die Beſorgnis 
obwalten, daß der Mebergang vom „ordentlihden Wohnfite” zum 
„allgemeinen Gerichtsftand in Streitfachen” die Abhandlungspflege 
ſelbſt und namentlich die einleitenden Schritte derjelben durch 
Vermehrung der Requifitionsfälle erſchwere. Denn die in ben 
SS. 66 bis 73 des Entwurfes enthaltenen Säße verbürgen in 
viel größerem Maße, als es bisher der Fall war, daß das Ber- 
Laffenichaft3gericht regelmäßig in der unmittelbaren Nähe des Ortes 
gelegen fein wird, an welchen fich der Haushalt des Verftorbenen, 
der Mittelpunkt feiner geichäftlichen Thätigleit und damit immer 
ein großer Theil der Törperlichen Beitandtheile feines Vermögens 
befinden. (Motive ©. 84.) 
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G. 108. Wenn nad) den darüber beftehenden gefeplichen 
Borichriften die Abhandlung über den beweglichen Nachlaß 
eines verjtorbenen MAusländers!) von einem im Geltungsgebiete 
dieſes Geſetzes befindlihen Gerichte zu pflegen ift, fo ift 
biefür das Bezirkögericht zuftändig, bei dem der Ausländer 
jeinen allgemeinen Gerichtsitand ?) hatte; wenn fich diefer aber 
nicht ermitteln läßt, das Bezirkögericht, in deſſen Sprengel 
fi der größere Theil des Hinterlaffenen beweglichen Ber: 
 mögens befindet. 


2) Art. VIII 8. 3 E. G. z. J. N. 
2) 88. 66—78. 


Bormundichaft und Euratel. 


6.109. Zur Beftellung des Vormundes oder Curators 
und zur Beſoigung aller Geichäfte, welche der VBormund- 
ſchafts- und Euratelbehörde obliegen, ift das Bezirksgericht‘) 
berufen, bei welchem der Minderjährige oder Pflegebefohlene 
feinen allgemeinen Gerichtsftand in Etreitfachen?) hat. ft 
für einen Ausländer,®) für den im Inlande ein allgemeiner 
Gerichtsſtand nicht begründet ift, ein Vormund oder Curator 
zu beitellen, fo ift das Bezirksgericht Aa in deſſen 
ee der Ausländer feinen Wohnſitz oder Aufent- 

alt bat. 


— 


8. 109. Der Zufaß zum erften Abfate des 8. 109 beziwedt, 
eine in der PrariS Häufig vorkommende Controverfe durch eine 
Mare gefegliche Vorſchrift zu befeitigen. Auch die Neuredaction 
des zweiten Abfages dient demfelben Zwede in Bezug auf eine 
andere Streitfrage. Es war nach der gegenwärtigen Jurisdictiong- 
norm ($. 83) zweifelhaft, ob die in Vormundſchafts-, Curatels⸗ 
und Adoptiondjachen den Gerichtshöfen vorbehaltene Beftätigung 
gewiſſer bezirkögerichtlicher Enticheidungen nur für den Fall ein- 
zutreten babe, wenn das Bezirkögericht einen affirmativen Bejcheid 
erlaffen Hat, oder ob cine folche Beftätigung der bezirtögerichtlichen 
Entiheidungen auch dann plaßzugreifen habe, wenn das Bezirks— 
gericht das diesbezügliche Anſuchen im negativen Sinne erledigt, 
das ift: es abgewiefen hat. Die Herrenhauscommijfion war ber 
Meinung, daß auch in diefen zulegt bezeichneten Fällen die be— 
treffende Entſcheidung des Bezirksgerichtes zu ihrer Rechtsgiltigkeit 
ber Eorroborirung durch das vorgeſetzte Gericht bedürfe, weil auch 
in diejen Fällen das Bedürfniß nach einer befonders forgfältigen 
Erwägung aller Berhältnifje beitehe und jofern diefem Bedürfniffe 
duch Zuſammenwirken der: beiden Inſtanzen überhaupt entfprochen 
werden kann, eine ſolche Meberprüfung in dem einen mie in dem 
anderen Falle eintreten folle. (Gem. Ber., ©. 24.) 
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Doch iſt die Entſcheidung über die Beſchlüſſe der Be⸗ 
zirksgerichte, durch welche die Verlängerung der väterlichen 
Gewalt?) oder Bormundichhaft) oder die Berhängung oder Auf- 
hebung einer Euratel wegen Wahn- oder Blödfinnes oder 
wegen Verjchiwendung®) bewilligt oder verweigert werden joll, 
fowie die Entfcheidung über die Bejchlüffe der Bezirksgerichte, 
Durch welche Adoptionsgeſuche?) definitiv erledigt werden oder 
durch welche die Bewilligung zum Anfuchen um Legitimation 
durch Tandesfürftliche Begünftigung®) oder die Genehmigung 
der Veräußerung unbeweglicher Sachen der Minderjährigen 
oder Pflegebefohlenen ertheilt oder verweigert werden joll,?) 
dem Kreis⸗ oder Landesgerichte vorbehalten, in deſſen Sprengel 
das zuftändige Bezirksgericht gelegen if. Das Bezirkögericht 
au in diefem Falle dem Gerichtshofe erfter Initanz noch vor 

usfertigung des bezirfögerichtlihen Beſchluſſes die Acten 
über die gepflogene Verhandlung zu überjenden.’‘) 

2) Handelagerihte Art. VIII 8. 2 E. G. z. J. N. — Delegation eines 

Gerichtshofes 8. 31 Ubf. 1. 

2) 88. 71, 72, 78. 

3) Act. VII 8.38. 3.9.0. 

“) 88.172, 173 0.6.6. 8. 

5), 8.251 a. b. G. B. 

⸗ 269, 273, 283 a,b. G. B. 

.181 0.6.6. B., 257—262 Berl. Bat. 

IE a. b. G. 8., 88. 263—265 Verl. Rat. 

») 88. 238, 149, 150 0.5. ©. 8. 

10) Recurs gegen die Enticheibung bed Gerichtshofes an das Ober⸗ 

landesgericht 8. &. 

6.110. Als VBormundfchaft3- oder Euratelöbehörde über 
die minderjährigen Kinder folcher Erblafier, in deren Nadh- 
laffe ſich anttäftiche Güter oder aus dem Gemeindeverbande 
ausgeſchiedene Gutsgebiete befinden, und über Mündel und 
Pflegebefohlene überhaupt, melche ſolche Güter oder Guts- 
gebiete befigen, ift — Kreis⸗ oder Landesgericht zu⸗ 

ſtändig, vor welchem der Minderjährige oder Pflegebefohlene 
ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand in Streitſachen hat. 

Dieſe Zuſtändigkeit tritt auch dann ein, wenn Mündel 
und Pflegebefohlene landtäfliche Güter oder aus dem Ge— 
meindeverbande ausgeſchiedene Gutsgebiete erſt erwerben, nach⸗ 
dem bereits ein Bezirksgericht feine Gerichtsbarkeit als Vor⸗ 
mundſchafts⸗ oder Curatelsbehörde auszuüben angefangen hat.“) 
Die Uebertragung an das zuſtändig gewordene Kreis⸗ oder 
Landesgericht hat auf Anzeige des Vormunds oder Curators 


oder von amtswegen zu erfolgen. 
1) Ausnahme von 8. 29. 
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6.111. Wenn dies im Intereſſe eines Mündels oder 
Pflegebefohlenen gelegen ericheint, und namentlich wenn da⸗ 
durch die wirkſame Handhabung des den Pflegebefohlenen zu- 
gedachten vormundfchaftd- oder curatelsbehördlichen Schußes 
voraugfichtlicd befördert wird, kann das zur Beſorgung der 
vormundichaft3- oder curatelsbehördlichen Geſchäfte zuftändige 
Gericht‘) von amtswegen oder auf Antrag die Aufficht und 
Fürſorge über die Berfon des Pflegebefohlenen oder die Aus⸗ 
übung der dem Gerichte in Anſehung der Vermögensangelegen- 
heiten des Pflegebefohlenen zulommenden Obliegenheiten ganz 
oder zum Theile einem anderen Gerichte gleicher Gattung 
übertragen. 

Ein folder Beichluß bedarf der vorgängigen Genehmigung 
des dem: zuftändigen Gerichte vorgefehten Oberlandesgerichtes, 








$. 111. Unter den ZuftänbigfeitSbeftimmungen über Bor: 
mundſchaft und Euratel (88. 109 bis 112) verlangt der Inhalt 
des $. 111 einiger erläuternder Worte. So fehr das bürgerliche 
Geſetzbuch darauf bedacht ift, daß Pflegebefohlenen in allen wich- 
tigen und kritiſchen Lebenslagen ein genügender behördlicher Schut 
zur Seite ftehe, fo ift e8 doch mit der eigentlichen Ausübung der 
vormundſchafts⸗ oder curatelßbehördlichen Aufficht nicht durchwegs 
zum beften beftellt. Das Verfchulden daran trifft weder die Geſetz⸗ 
gebung, welche mit dem Taiferliden Patente vom 9. Auguft 1854, 
R. G. DI. Nr.208, für die Durchführung deffen, was das bürger- 
liche Geſetzbuch will, ausreichend vorgeſorgt bat, noch fchlechthin 
die richterlichen Behörden. 
te Urfachen der manchen unbefriedigenden Ericheinungen, 
die fih in diefer eg zeigen, liegen zum Theil darin, daß 
eine nicht unbeträchtliche Menge von Fällen, in welchen ein ge- 
richtliches Einfchreiten zum Schuge von Minderjährigen erforderlich 
wäre, fih der Stenntnis der zuftändigen Gerichte überhaupt zu 
entziehen weiß, zum Theil in der zu lofen Verbindung des Ge⸗ 
richted und des Vormundes oder Euratord, zum Theil wirkt bier 
ein, daB an geeigneten Perfönlichkeiten, die zur Uebernahme von 
Vormundichaften oder Kuratelen über Mittelloje bereit wären, im 
allgemeinen überall Mangel berrfcht, und nicht zuletst beruht jene 
Eripeinumg auch darauf, daß es die Zuftändigfeisrechtsfäte bisher 
unmöglich gemacht haben, mit der vormundſchafts⸗ oder curatels⸗ 
behördlichen Aufficht dem wechſelnden Aufenthalte des Pflege- 
befohlenen zu folgen. In letzterer Hinfiht Tann ſchon im 
vorliegenden Entwurfe eine Beilerung angebahnt werden. Die 
übrigen Punkte werden in nicht zu ferner Zeit den Gegenftand 
felbftändiger legislativer Arbeiten zu bilden haben, welche fich 
dann allerdings nicht auf das Gebiet der eigentlichen Rechtspflege 
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wenn aber die Uebertragung an. ein Gericht eines anderen 
Oberlandesgerichtiprengels oder an ein ausländiſches Gericht 
ne fol, der Genehmigung des Oberften Gerichtöhofes. 
in folder Beſchluß ift für das um die Ausübung der vor⸗ 
mundſchafts⸗ oder curatelöbehördlichen Gefchäfte erjuchte in- 
laͤndiſche Gericht bindend. 
Für Die Ausfertigung des Erfuchens gelten die Beftim« 
"mungen des 8.36, letzter Abſatz. 
12) Bezirksgericht oder Gerichtshof. 


werben befchränten dürfen. Zur Corrigirung unrichtiger Auf» 
faffungen über den Wert ber den Gerichten in Bormundichafts- 
und Enratelfachen obliegenden Controle und Mitwirkung wirb 
aber fon die Einführung der im Entwurfe in Ausficht ge- 
nommenen Gompetenzänderung Gelegenheit geben. Für die vom 
Entwurfe in 8. 111 geplante Neuerung war die Erwägung mäß⸗ 
ebend, daß Heutzutage der Minderjährige in umenblich vielen 
Fällen, fet e8 zum Zwecke des Unterrichtes und der Erziehung, fet 
ed, um fi in einem Gewerbe auszubilden, ober um fich durch 
Beichäftigung als gewerblicher Arbeiter, durch die Thätigkeit im 
Handelsverkehre u. ſ. w. den Lebensunterhalt zu verfchaffen, den 
Sprengel feine® Pupilfar- oder Guratelgerichtes verläßt. Der 
Pflegebefohlene entwächſt ben bortigen Berhältniffen, fein Zu» 
fammenhang mit dem Orte des früheren Wohnfiges feines ver- 
ftorbenen Vaters 3. B., wird immer Ioderer, er wird daſelbſt un⸗ 
befannt, fein dort zurüdbleibender Bormund und nicht minder ber 
Bormundichaftsrichter verlieren ihn aus den Augen, e8 fchmwinden 
mit einem Worte alle Vorbedingungen für die Ausübung der vor⸗ 
munbfchaftSbehörblichen Aufficht, und kommt es einmal bet irgend 
einem Gefchäfte, bet einer Verehelichung oder fonft zur Einholung 
der Genehmigung diefer Behörde, fo fehlt ihrer Entfcheidung das 
unentbehrlihe Subftrat einer unmittelbaren, eigenen, genauen 
Kenntnid der maßgebenden Beziehungen. Denn die Verhältniffe, 
in welchen fih der Mündel bewegt und die für die Angemeſſenheit 
des beabfichtigten Schrittes wejentlih find, Tenuen bie zur Wahr- 
nehmung der Intereſſen des Minderjährigen berufenen Perfonen 
beftenfall3 ganz oberflächlich und Raeig. Die Beforgung der vor» 
mundſchafts⸗ oder curatelsbehördlichen Geſchäfte auch unter folchen 
Umftänden bei bem zuftändigen Pupillar» ober Euratelgerichte feft- 
zuhalten, widerjpricht dem Zwecke des gerichtlichen Einfhreitens in 
ſolchen Ungelegenbeiten. &3 muß ermöglicht werden, die Aus⸗ 
übung ber Auffiht und die Mitwirfung bes Gerichtes bei den 
Geſchaͤften Pflegebefohlener demjenigen Gerichte zu übertragen, 
welches durch den dauernden thatfächlicden Aufenthalt des leßteren 
zur wirffamen Erfüllung diefer Obliegenheiten befähigt iſt. Unb 
died will die Beftimmung des 8. 111 erreihen. In biefer Ueber- 
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112. Welche Gerichte zur Beitellung eines Eurators 
für einzelne Streitfachen oder Geſchäfte berufen find, ift nad 
den für einzelne Fälle von Luratelen erlaflenen bejonderen 
Borfchriften,!) nad) den Beftinimungen des bürgerlichen Rechtes 
und endlich nad) den für das gerichtliche Verfahren geltenden 
Beitimmungen zu beurtheilen. 

In Ermangelung einer anderweitigen Borfchrift ift für 
die Beitellung eines Curators das Bezirksgericht zuftändig, 
bei welchem die um die Beitellung eines Curators anjuchende 
Partei zur Beit des Anſuchens ihren allgemeinen Gerichts- 
ftand in Streitfachen hat. 


te 
. 23 Xbf. 1 enthaltenen fiimmung gemäß einzufchränten. Weberbies 
Bat er = KT Beſi P 


35 gemeinſamen Curators kann auch von Demjenigen ne 
an r 


hem 
—— Anwendung, welche in Anſehung der gemeinſamen Curatoren 











tragung liegt keine wahre Delegation, da die eigentliche Pupillar⸗ 
oder Curatelgerichtsbarkeit in Anſehung des betreffenden Pflege⸗ 
befohlenen bei den nach der allgemeinen Regel — zuſtändigen 
Gerichten zurückbleibt und nur nach Maßgabe des Bedürfniſſes ein 
Theil dieſer Agenden zur Beſorgung dem anderen Gerichte über- 
tragen wird. Deshalb kann mit $. 31 des Entiwurfes nicht das 
Ausdlangen gefunden werden, fondern es tft eine befondere geſetz⸗ 
liche Beftimmung nothiwendig. In der Art, wie 8.111 Abſ. 2 die 

uſtändigkeit für eine ſolche Beichlußfaffung ordnet, ift zugleich ein 

Hut dawider gelegen, daß die Beſtimmung des Gejeged von einem 
Gerichte etwa dazu mißbraucht werde, um fich einer läftigen Vor⸗ 
mundſchaft oder Euratel und der Verantwortung in jchwierigen 
Fällen zu entledigen. (Motive ©. 85.) 
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L8* vs. TYwuVT IUTssy ssuuys vun, yY zus WIU wıyssung vun YVUrIRBLYgUE 
Einlage nur dann erfolgen, wenn eine Beftätigung des Regierungscom- 
mifjärs —— wird, daß von der Unternehmung keine Eiſenbahn⸗ 
Prioritaͤtsobligationen ausgegeben wurden. Bezieht ſich die von der Unter⸗ 
nehmung ertheilte — auch auf andere Immobilien, ſo iſt der 
Regierungscommifſaͤr ugt, der Unternehmung aufzutragen, bie b = 
liche aragung des Bfandrechtes auf diefe Immobilien zur Sicherftellung 
der Rechte der Befiter ber Eifenbahn-Brioritätsobligationen binnen einer 
zu diefem Zwecke beitimmten Friſt zu erwirken. Läßt bie Unternehmung 
biefen Auftrag unerfüllt, fo hat der al ben U zur Vertretung 
ber Befiger der Eifenbahn-Brioritätsobligationen die Beſtellung eines 
— Curators veranlaſſen, welchem es obliegt, die Erwir⸗ 

ng der bücherlichen Eintragung des Pfandrechtes geeigneten Schritte zu 
unternehmen (G. v. 19. Mai 1874, R. ©. B. Nr. 70, 8 48, 49). 

8. 8, 9, 116, 119 Abſ. 2, 121 Abſ. 2, 386 Abſ. 3 C. P. O. 


2egitimation uneheliher Kinder. 


6.113. Sofern bei einer Annahme an Kindesſtatt!) oder 
bei einer Legitimation unehelicher Kinder?) das Gericht mit- 


x 
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zuwirken bat, ift hiegu, wenn für die zu aboptirende oder 
legitimirende Perſon bereits ein Bormund oder Curator be» 
ftellt ift, die Bormundfchafts- oder Euratelbehörde, jonjt aber 
das Bezirksgericht zuftändig, bei dem der Wahlvater, Die 
Wahlmutter oder der Vater des zu legitimirenden unehelichen 
Kindes den allgemeinen Gerichtsftand in Streitfachen hat.) 

Soll nad) dem Tode des Vaters die Behebung oder die 
ſchuldloſe Unwiſſenheit des Ehehindernifies (8. 160 a. b. G. 8.) 
oder die Baterjchaft zu einem außer der Ehe geborenen 
Kinde behufs Legitimation desfelben durch nachfolgende Ehe 
(8.161 a. b. G. B.) feftgeftellt werden, jo iſt hiezu, wenn für 
die zu legitimirende Perjon bereit? ein Bormund oder Cu⸗ 
tator beitellt ift, die Vormundſchafts⸗ oder Euratelbehörde, 
fonft aber das Bezirfögericht zuftändig, bei dem die zu legi- 
timirende Perjon ihren allgemeinen Gerichtsftand in Streit- 
fachen hat.*) 

2) 8.181 a. b. G. B., 88. 257—262 Berl. Pat. 

2) 88. 160-168 a. b. &. ®. 88. 268—265 Berl. Bat. Art. XVI 
E. G. 3 3 N. 

) 88. 66—73. 
4, Berfahren fiehe Art. XVI E. G. z. J. N. 


Einverſtändliche Scheidung und Trennung. 


6. 114. Zur Bewilligung der einverſtändlichen Schei⸗ 
dung,*) fowie der Trennung nad) 8. 133 a. 6. ©. 8. ift das 
Bezirksgericht berufen, bei welchem der Ehemann feinen all- 
gemeinen Gerichtsftand hat. 

- 8. 113. Die Beſtimmung des $. 113, welche durch den Aus⸗ 
ſchußantrag des Abgeordnetenhauſes in bie Yurisdictionsnorm 
Aufnahme gefunden bat, fchien der Herrenhauscommiffion zwar 
zwedentfprechend, aber nicht bollftändig zu fein und es wurde die- 
felbe daher auf fämmtliche in Betracht kommende Legitimationd- 
fälle ausgedehnt und der Paragraph in dieſer Beziehung neu 
redigirt. Hiebei wurde auch auf den Umftand Bedacht genommten, 
daß das allgemeine Princip des $. 109 des vorliegenden Geſetzes, 
wonach bie erfte an in Vormundſchafts⸗ und Curatelsſachen 
regelmäßig das Bezirkögericht tft, bei der neuen Gompetenzregel 
bed $. 113 zur Anwendung fomme (Gem. Ber., ©. 24). 


$. 114. Im 8. 114 wurde die Trennung der Ehe, von 
welcher in demfelben die Rede ift, durch den Hinweis auf den 
8. 133 a. b. ©. 3. näher präcifirt, um über jeden Zweifel Har- 
äujftellen, daß es fih bier nur um jene Art von ri Be 
welche zufolge des eben genannten Paragraphen unter der Voraus⸗ 
fegung einer giltig gefchloffenen Ehe zwiſchen Juden durch einen 
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- Die Anzeige der Wiedervereinigung?) geſchiedener Ehe⸗ 
gatten Tann beim Gerichte, welches die Scheidung auf An⸗ 
juchen der Ehegatten bewilligt hat, oder bei dem Bezirks— 
gerichte gemacht werden, in deſſen Sprengel ſich der gemein- 
Ichaftlihe Wohnfig der Ehegatten zur Zeit der Anzeige 
"befindet. Leßterenfal3 ift in der Anzeige zum Zwecke ent- 
ſprechender Verſtändigung das Gericht zu bezeichnen, von 
welchem die Scheidung bemilligt wurde. 


2) 88. 103—106 a.6. G. 8. 
2) 8. 110 0.5.0.8. 


Amortifirung von Urkunden. 


6. 115. Aufforderungen zum Zwecke der Amortifirung 
bon Staatsobligationen und der denjelben gleichgeachteten 
Creditpapiere find bei demjenigen Gerichtähofe!) erjter Inſtanz 
zu beantragen, an deſſen Amtsjige die bezüglichen Eredit- 
bücher geführt werden.?) 

Für die Amortifirung von abhanden gefonımenen Xech- 
jeln, fowie von Urfunden, deren Amontifirung fich zufolge 
gefeglicher Vorſchrift nach Artikel 73 der Wechielordnung zu 
richten hat,?) ift das Handelsgericht (Handelsſenat des Kreis— 
oder Landesgerichtes) des Zahlungsortes zuftändig. 

Ter Gerichtsftand zur Einleitung und Bewilligung der 
Amortijirung aller anderen Urfunden ift nad) den darüber 
erlafjenen bejonderen Beftimmungen zu beurtheilen.‘) 

In Ermangelung einer andermeitigen Borjchrift ijt für 
das Amortifirungsverfahren und die Bewilligung der Amor- 
tifirung das Bezirksgericht zuftändig, bei welchem die um 
Amottifirung license rtei zur Beit des Anjuchens ihren 
allgemeinen Gerichtäftand in Streitfachen hat. 

2 Erledigung durch Einzelrichter, 8.7 Abſ. 3. 
| Die Creditsbücher und Vormerkungen werben geführt: für bie 

Aerarial⸗ und Domefticalobligationen, infoferne leßtere noch beitehen, der 
Stände von Böhmen, en, Schlefien, Defterreich ob der Enns, Steiermark, 
Kärnthen und Krain in den Hauptftädten diefer Länder; für die Obli- 
nen der alten Salzburger Landes chuld in Salzburg; für die Görzer 
tändifchen Aerarial- und Domefticalobligationen in Görz; ge die Obli- 


ationen der Tiroler und Vorarlberger Landesichulden in Innsbruck; 
r die Staat3obligatioren, mit Ausnahme ber in Yolge der Einlöfung 


— 


von dem Manne der Frau gegebenen Scheidebrief vorgenommen 
werden fan. Die fonjtigen nach unferem bürgerlichen Rechte zu⸗ 
läſſigen Ehetrennungen find von einem NRichterfpruche abhängig 
und deshalb in dem vorliegenden Paragraphen nicht inbegriffen. 
(Gem. Ber., ©. 20). 


- 
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der Srafauer-Oberichlefiichen Eifenbahn entftandenen 4 p&t. Obligationen ; 
ür die 5 pCt. Prioritätsobligationen der Wien-Gloggniter Eiſenbahn: 

t alle Äbrigen StaatSobligationen, jowie für die Yerarial: und Domeftical- 
obligationen der nö. Stände, für die Ctabt-Wiener-Operlammeramts- 
Aerarial⸗ und Domefticalobligationen in Wien; für die galiziſchen Kriegs⸗ 
darlehens⸗ und NRaturallieferungsobligationen in Lemberg; für die 
4 pCt. PBriorität3actien der Kralauer-Oberfchlefiichen Eifenbahn in Krakau; 
für die von den If. Verfagämtern ausgeftellten Obligationen bei biefen 
Unitalten in ihrem Amtsſitze; die Negifter über die Komo-Rentenicheine 
bei der k. k. Direction der Staatsſchuld in Wien. Die Creditsbücher 
und A bezüglich der in Folge der Einlöfung der Krakauer⸗ 
Oberichlefiichen Eifenbahn entftandenen 4 pCt. Obligationen werben zwar 
bei dem Handlungshaufe E. Heymann in Breslau geführt, die Amortifation 
folder Obligationen ift jeboch bei dem Wiener Lantesgeridhte zu erwirken. 
Für die Amortifation ber auf der Saline Gmunden verficherten Bartiul: 
Hypothekaranweiſungen gelten diefelben Vorſchriften, wie für andere auf 
den Weberbringer lautende Staat8papiere (MM. V. v. 6. Juli 1850, R. G. B. 
Nr. 268; v. 29. Juli 1850 Nr. 808; v. 18. Mai 1852 Nr. 123; v. 
17. Mai 1853 Nr. 95; v. 10. Jänner 1856 Nr. 13). 


2) Die in Bezug auf die Amortilation im Art. 78 der allgem. Mechfel- 
orbnung enthaltenden Beftimmungen finden auch auf die Amortiſation 
der Lagerfheine oder eines der beiben Theile des Lager— 
fheines finngemäße Anwendung (G. v. 28. April 1889, R. ©. 8. 
Nr. 64, 8. 39). 


Außerdem gehört vor die Handelsgerichte: 
und zwar vor das Wiener Handelägericht: a) die Amortifirung 
der Actien, Interimsfcheine, Obligationen und fonftigen Urkunden der 
Erebitanftalt für Handel und Gewerbe (M E.0.6.Nov.1855,R.G.B.Nr. 186, 
8. 62); b) die Amortifirung von Interimsſcheinen, Acrien, Coupons und 
fonftigen von der nö. Edcompteanftalt oder ihren Filialen ausgeſtellten 
Urkunden (8. 104 der ab. genehmigten Statuten der nöd. Escompte- 
geiellichaft vom 2. April 1865); e) die Amortifirung der Actien und Cou: 
pon3 der priv. I. öfterr. Donau-Dampffchiffahrtägefeltchaft (Hfd. v. 5. Auguft 
1846, 3.6. S. Kr. 977); 
Ueberhaupt d) die Amortifirung der Unmeifungen und Berpflichtungs: 
fcheine der Kaufleute über Leiltungen in Geld, vertretbaren Sachen oder 
ertpapieren, der Conoſſemente, Ladeſcheine, Auslieferungsicheine un 
Scheine, Warrants) über Waren und bewegliche Sachen (Art. 305 9. G. B.). 


4) Ueber den Gerichtsftand zur Amortifirung ber von 
Privaten ausgegebenen Wertpapiere beitimmt das ©. v. 8. Mai 
1868, R. ©. B. Nr. 36 Folgendes: 


8. 1. Wertpapiere, weldye von Xctiengelellfchaften oder von Com⸗ 
njtalten und Unter: 
figung errichtet find 
ictiektich bei dem⸗ 
deſſen Sprengel ber 
Unternehmung, be= 
[cher da3 zu amor⸗ 
ſich befindet. 
en, Interimsſcheine, 
che Theile eines An⸗ 
mpons), Sparcaſſe⸗ 

Cheques und ähn— 
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8. 2. Zur Amorti der von anderen Korperſchaften, von ein⸗ 

elnen Perſonen oder von inden ausgegebenen Wertpapiere, wenn 
ieſelben entweder auf Ueberbringer lauten oder wenn denſelben auf 
Meberbringer Iautende Binjencoupon® beigegeben find, ift ausſchließlich 
— Landes- oder Kreisgericht zuſtändig, in deſſen Sprengel ber 
Ausſtellungsort des zu amortiſirenden Wertpapieres, und wenn auf 
dieſem mebrete Ausſtellungsorte erfcheinen, der dafelbft zuerft genannte 
liegt. Dasfelbe gilt von Wertpapieren ber Hier bezeichneten Art auch in 
dem Yalle, wenn diefelben nadjträglich vinculirt oder auf beftimmte Namen 
geichrieben worden find. 

8. 4. An den bezüglich der Amortifirung der Wechfel geltenden gefeb- 
lichen Vorſchriften, dann an ben in befonderen ftaatliden Genehmigungen 
und in befonderen, nach der Berorbnung vom 26. September 1857, R.G. B. 
Nr. 180, unberührt gebliebenen Statuten, fowie an den im Handelsgeſetz⸗ 
buche enthaltenen —* en über die Zuſtändigkeit des — 
ober eines anderen Gerichtsſtandes zur Amortiſirung kaufmänniſcher An⸗ 
weiſungen und Verpflichtungsſcheine und einzelner Gattungen von Wert⸗ 
papieren, ſowie über die für einzelne Gattungen dieſer Papiere feſtgeſetzten 
ausnahmsweiſen Amortifirungsfriften und Amortifirungsmobalitäten wird 
durch das gegenwärtige Geſeß nichts geändert. — 

Die Umortifirung der von der öſterreichiſch-ungariſchen 
Bantl ausgegebenen Actien und Bfandbriefe und der dazu ge= 

Örigen Dividenden-, beziehungsmweile Binfencoupon® muß bei dem ET. T. 

andeögerichte in Wien nacgefuht werden. — Bei AUmortifirung 
von Anweifungen (Artikel 78) ift nach den am Zahlungsorte berfelben 
für die Umortifirung von Wechſeln giltigen Borfchriften zu verfahren. — 
Zur WUmortifirung aller übrigen von der öͤſterreichiſch— 
ungariihden Bank ober einer ihrer Anftalten an einem 
öſterreichiſchen Platze ausgeftellten Urkunden ift ausfchließend 
das k. k. Landesgericht in Wien, zur Amortifirung der von ihren Anftalten 
in den Ländern der ungarifchen Krone ausgeſtellten Urkunden ausfchließend 
das k. Handels⸗ und Wechſeigericht in Budapeſt berufen. Die genannten 
Gerichte verfahren hiebei nach den in dem betreffegden Theile der öfter- 
reichiſch⸗ ungariſchen Monarchie für die Amortifirung von Staatspapieren 
beftehenden Vorſchriften (Art. 99 der mit &. dv. 27. Juni 1878, R. G. B. 
Nr. 66, Tundgemachten und mit dem ©. v. 21. Mai 1887, R. G. 8. Nr. 51, 
geänderten Statuten). 


Stdeicommiß- Angelegenheiten. 

6. 116. Bei Verhandlungen in nichtftreitigen Fidei— 
commiß-Angelegenheiten!) einjchließlich der Abhandlung des 
Stdeicommißvermögens bei Todesfällen der Befiter, der Er- 
Härung über die erfolgte Erlöfchung des Fideicommiffes?) und 
der Bewilligung zu deſſen Auflöjung?) hat, joferne nicht in 
den genehmigten Fideicommißftatuten bezüglich der einzelnen 
Fideicommiſſe eine andere Fideicommißinjtanz beftimmt ift, 
dagjenige Kreis- oder Landesgericht einzufchreiten, vor welchem 
der. Stifter des Fideicommiffes zur Zeit feines Todes feinen 
allgemeinen Gerichtftand 4 Hatte. Dagegen hat in Bezug auf 
Fidetcommifje, melde ſchon vor Beginn der Wirkſamkeit 
dieſes Gefjeßes errichtet wurden, derjenige Gerichtshof ein- 
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zufchteiten, ‚welcher bisher zur Ausübung der Gerichtsbarkeit 
in nichtftreitigen YFibeicommiß-Angelegenheiten zuftändig war. 

Wenn das Fideicommiß dur den Tod des lebten Be- 
figer8 erliicht, hat zwar die Berlaffenichaftäbehörbe des Ver⸗ 
ftorbenen die Abhandlung zu pflegen, die auf das Fidei⸗ 
commißband bezügliche Erklärung aber, daß das Fideicommiß 
erlofchen fei, fteht auch in dem Falle, als das Fideicommiß- 
gericht nicht zugleih Abhandiungsbehörde ift, dem Fidei⸗ 
commißgerichte zu. 

NT 

3) N 64 0.5. G. 8. 


NRealangelegenheiten. 


6.117. Die Vornahme aller Realacte,!) als insbefondere 
eines Augenfcheines und Sachverftändigenbefundes, einer In⸗ 
ventur, Schäßung, Feilbietung, Einführung eines Berwalters 
fommt, foferne nicht bezüglich einzelner Acte oder beftimmter 
Verfahren etwas anderes angeordnet ift, den Bezirkögerichten, - 
wenn aber derlei Renlacte in Bezug auf Iandtäflidhe ober 
Lehengüter oder aus dem emeindeverbande ausgefchiedene 
Gutsgebiete vorzunehmen find, dem Kreid- oder Landes⸗ 
gerichte zu, in deffen Sprengel ſich die Sache befindet. 

2) 8. 87 Abſ. 2. 


Führung der Öffentlihen Bücher. 


6.118. Zur Führung der öffentlichen Bücher über un- 
bewegliche Güter, für welche die Vorjchriften des allgemeinen 
Grundbuchsgeſetzes gelten,*) find berufen: 

T. in Anjehung jener Güter, welche bisher einen Ge- 
genftand der Land- und Lehentafeln ausgemacht haben, der 
Gerichtshof erjter Inftanz an dem Orte, wo die Land- und 
Lehentafel fich befindet; 

2. in Anfehung der unbeweglichen Güter im Umkreiſe 
der Städte, in welchen ein Gericht3hof erfter Inſtanz feinen 
Sig hat, der daſelbſt befindliche Gerichtshof erfter — 


$. 118. Der 8. 118 bat die Beſtimmung, eine Lücke aus⸗ 
zufüllen, welche fih dadurch ergab, daß das vorliegende Geſetz ber 
in der heutigen Jurisdictionsnorm (8.49) enthaltenen Beſtimmung 
über den Tabulargerichtsftand entbehrte. Inhaltlich ftimmt dieſe 
Vorſchrift mit dem geltenden Nechte überein. (Gem. Ber. &. 25.) 
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3. in Anfehung aller übrigen unbeweglichen Güter das 
Bezirkägericht, in defien Sprengel diejelben ganz oder ihren 
as eilen nach gelegen jind. 

Für die Führung der öffentlichen Bücher über die im 
Gemeindegebiete von Wien gelegenen unbeweglihen Güter 
bleiben bis auf weitere Anordnung die beftehenden Vor⸗ 


ſchriften Geltung.?) 
ür Tirol wurde erflärt: daB die von dem Grundbuchs⸗ und 

Sandinfetinftikure fo wefentlich verfchiedenen Verfachbücher fortan und 
fo lange ben Vezirkögerichten überlafien bleiben, bid die Führ zung. are 
—* chen Bücher eine der Geſetzgebung in den anderen 
analoge Umgelaltung erhalten haben wird (IME. v. 16. — 1800, 
Tirol. LSB. Nr. 

2) J. M. V. — J Februar 1898, N. G. B. Nr. 36 (fiehe bei Manz VI, 
1. Abth N 19. December 1892, R. G. B. Nr. 226, v. 16. Dctober 
1893, 


Auffündigung von Hypothelarforderungen. 


6.119. Die gerichtliche Auffündigung einer Hypothelar- 
forderung ($. 59 allgemeine Grundbuchsgeſetz) hat ftet3 bei 


dem Grundbuchsgerichte zu erfolgen.?) 

1) Kumapmıe re der ee ungarifhhen Bank: 

8. 34. Wenn bie Beſchaffenheit der Hy othek duch. einen Bufull 
ober nic ein Berfchulden des Beſitzers berfelben jo verändert wird, daß 
die Forderung der Bank nicht mehr ftatutenmäßig fichergeitellt erfe Kr 
(8. 13), fo fteht der Vank das Recht zu, unter glaubwürdiger 
weifung dieſer veränderten Beichaffenheit der Hypothet bie ie 
ohne Rückſicht auf die bedungene Zahlungsfriit drei Monate —— 
im Wege des Cognitionsgerichtes anſzukündigen. 

8.85. Will derjenige, dem die Forderung in dem im 8. 84 ber 
treiten, jo bat er 
rreich gelegen ilt, 
ı anderen der im 

. ben Zändern der 
je der — 
ognitions⸗ 
iehamfel tritt, 
wird eine Tage 
erfahren nad) den 
Sfachen gepflogen. 
als Einrede an⸗ 
en, ob die Auf: 


ungariſchen Bank. 
v. 21. Mai 1887, 
R.G.B.Rr. 51), Art. VE. H. z. J. N. 


Beſtätigungen über die Führung der 
Handelsbücher. 
6. 120. Zur Ertheilung von Beſtätigungen über die 
geſetzmäßige Beſchaffenheit der Handelsbücher iſt, wenn die 
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Bücher an einem Orte geführt werden, an weldhem ein Han- 
delsgericht oder ein Kreis⸗ oder Landesgericht feinen Sit hat, 
diefer Gerichtshof, ſonſt aber das Bezirkögericht zuftändig, 
in deflen Sprengel die Handelsbücher geführt werden. 


Beglaubigung von Unterfchriften und Abjchriften, 


und Aufnahme legtwilliger Anordnungen. 


6.121. Die Beglaubigung von Unterfchriften, *) die Bidi- 
mirung von —— und die gerichtliche Aufnahme letzt⸗ 
williger Anordnungen?) können von jedem Bezirksgerichte vor- 
genommen werden. 


1) 8. 285 Verl. Pat. 
. 283, 384. Berl. Bat. 
») 88. 587—590 a. b. &. B. Undere Ungelegenheiten bes Ber- 
— Streitſachen Art. VIII, 8. 4, 5, 6, 7, XVI-XVIIE. G. 
IN. 


Mehrheit von Bezirksgerichten an einem Orte. 


6. 122. Sind die zur win! ftreitigen Gerichtäbarfeit!) 
gehörigen ee bei dem Bezirkögerichte an einem Orte 
anzubringen, für welchen mehrere Bezirksgerichte beftellt find, 
jo wird das zuftändige Gericht durch den Boat a oder 
mangel3 eines folchen durch den Aufenthalt der Perſon be- 

mmt, deren allgemeiner Gerichtsſtand in Streitjachen * 
ie Zuſtaändigkeit entſcheiden ſoll. In Ermanglung eines ſolchen 
Wohnſitzes oder Aufenthaltes kann die Rechtsſache bei jedem 
der an dem Drte, befindlichen Bezirksgerichte anhängig ge- 
macht werden. 

1) Berg. 8. 108. 


Civilproceßordnung. 10 





IL. 
Einführungsgeſetz zur Civilproceßordnung. 


Geſetz vom 1. Auguft 1895, 
R. ©. 23. Nr. 112 
(kundgemacht im LIX. Stüd am 9. Auguft 1895), 


betreffend die Einführung des Geſetzes über das 
gerichtliche Berjahreninbürgerliden Rechtsſtreitig— 
feiten (Civilproceßordnung). 


Mit Zuftimmung der beiden Hänjer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 

Art. J. Das Geſetz über das gerichtliche Verfahren in 
bürgerlichen Rechtöftreitigleiten (CivilproceBordnung) tritt an 
dem durch Verordnung des Juſtizminiſters feſtzuſetzenden 
Tage, fpäteftend aber mit dem eriten Tage des a die 
Kundmachung folgenden dritten Kalenderjahres?) al3 Vorſchrift 
für das Verfahren in den bürgerlichen Rechtsftreitigleiten in 
Wirkſamkeit, die den ordentlichen Gerichten in den im Reichs— 





| Art. I. Der Tag, an dem hienach das neue gerichtliche 
Verfahren zum erftenmale bet Gericht gehandhabt wird, tft auch 
für die Vorfchriften bebeutfam, die bis jet diefes Gebiet der 
Rechtspflege beherrſchen. Es entfteht für fic die Frage, ob fie 
nun zu gelten aufhören, oder neben dem neuen Rechte anzumenden 
find. Wären die heutigen proceßrechtlichen Vorſchriften in einem 
einzigen großen Procefcoder vereint, fo würde die Beftimmung 
des gegenjeitigen Verhältniſſes der beiden Nechtsauellen feine 
Schwierigkeiten bieten. Da das eine Gele an die Stelle des 
anderen zu treten hätte, berftiinde ſich die Tragweite der dero— 
girenden Wirkung des neuen Geſetzes wohl ebenjo von ſelbſt wie 
die Thatfache diefer Wirkung. Das geltende Proceßrecht ift nun 
aber befanntlih ein kunftoolles, nicht immer klares Moſaik von 
Vorſchriften verfchiedenften Alters und Charakters, durch die bald 
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tathe vertretenen Königreichen und Ländern zur Entſcheidung 
zugewieſen find. 

Mit demfelben Tage verlieren, ſoweit dieſes Geſetz oder 
die Eivilproceßordnung nicht eine Ausnahme enthält, alle in 


einzelne Arten, Abfchnitte oder Theile des gerichtlichen Verfahrens 
in Streitfachen, bald nur ganz beftimmte proceßrechtlihe Fragen 
geregelt werden und die überdies — entiprechend ihrer jeweiligen 
Beranlaffung — in Bezug auf das Geltungsgebiet von einander 
ftart abweichen. So wünſchenswert e8 gerade biejer Zuftand 
der Quellen des heutigen Proceßrechtes erfcheinen ließe, durch 
genaue gefegliche Normen bie künftige Praxis von allen Zweifeln 
über das Erlöfchen oder den Fortbeftand der Geltungstraft einzelner 
Vorſchriften zu befreien, ift die dennoh wnausführbar. Es 
müßten nämlich dann die vielen hunderte von Patenten, Decreten, 
Erläffen und Verordnungen, die fett dem Jahre 1781 in Sachen 
des Procefjes erlaffen wurden, im Geſetze befonders erwähnt 
werden, und dadurch würden die Einführungdgelege faft zum 
Umfange der einzuführenden Gefete felbft anſchwellen, was für 
die Aneignung des neuen Recht3ftoffes wie für die Rechtsanwendung 
gleich mißlich wäre. Aus diefem Grunde wird fich die Geſetz⸗ 
gebung darauf beſchränken müffen, bloß eine allgemeine Directive 
für die Beurtheilung der derogirenden Wirkung der neuen Proceß- 
gefege zu geben und im übrigen es dem Richter zu überlaflen, 
über die Anwendbarkeit diefer Regel und die Eonjequenzen ihrer 
Anwendung im einzelnen Falle, ſowie Hinfichtlich jeder anderen 
Rechtsregel, im Inſtanzenzuge zu entjcheiden. 

Bei Beftimmung des Inhaltes diefer Regel wird aber bie 
Rückſicht auf den Zived des einem Geſetze beigelegten derogatoriſchen 
Effectes maßgebend fein müffen. Das neue Gefek bedarf der 
derogirenden Kraft, damit feine Säge freien Raum zur Anwendung 
finden. Was die neuen Normen nicht berühren, und wo fe nicht 
binreichen, dahin Hat fich deshalb auch ihre derogirende Wirkung 
nicht zu erftreden. Es tft ſonach nicht als Aufgabe jener Regel 
anzufehen, das bisherige Proceßrecht möglichit vollftändig zu be— 
feitigen, fondern e8 wird genügen — und damit ift zugleich ber 
Continuität des Rechtslebens gedient — wenn die aufzuftellende 
Regel dafür forgt, daß die Rechtsſprechung innerhalb des Umkreiſes 
der in ben neuen Proceßgefegen enthaltenen Normen an ben 
re älterer Herkunft keinen Widerftand und Feine Hinder- 
niffe et. 

Das wird namentlich für den Fall praktiſch, al3 die neuen 
Geſetze über einzelne proceßrechtliche Berhältniffe und Fragen, für 
bie heute gefetliche Vorfchriften beftehen, weder abweichende Be- 
fimmungen ftatuiren, noch auch die fett biefür geltenden Vor⸗ 
ſchriften aufheben. Sind died Verhältniffe und Fragen die ungeachtet 
der Einführung eines neuen Verfahrens ihrer Natur nach in der 


10* 
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anderen gejeglichen Vorſchriften enthaltenen Beitimmungen 
über Gegenitände, welche in der Civilproceßordnung geregelt 
find, ihre Wirkſamkeit. 

1) 1. Zänner 1898. 





.. des neuen Verfahrens fortdaueru, jo wird ein folches 
erhalten ber Geiehgebung die Vermuthung begründen, daß jene 
Vorſchriften in Geltung bleiben follen, und die Regel wird dann 
in der That den Willen des Geſetzgebers richtig zum Aus: 
drude bringen. Aus dieſen Erwägungen wird vorgefchlagen, der 
derogatorifchen Wirkung — gewilfe Ausnahmen vorbehalten — 
alle gefetglichen Vorfchriften über Gegenftände, welche in den Proceß- 
gefegen (Eivilprocefordnung, Jurisdictionsnorm, Erecutionsord- 
nung) geregelt find, zu unterwerfen, nicht aber Ichlechthin alle Bor» 
fohriften außer Kraft zu feen, welche Gegenftände dieſer Gefege, 
alfo irgend welche Punkte oder Theile des gerichtlichen Verfahrens 
in Streit- und Erecutionsfachen betreffen. Es treten danach alle jene 
Vorſchriften außer Wirkſamkeit, welche durch Beltimmungen der 
neuen Geſetze erjegt find oder mit diefen im Widerfpruche ftehen. 
Die nämliche Faflung wurde — wohl aus den gleichen Gründen — 
für die Abrogtrungsclaufel bereit3 in dem Entwurfe eines Ein- 
führungsgejeges gewählt, der dem Civilproceßordnungsentwurfe 
vom Sabre 1870 beigegeben war. Sie hat zur Folge, daß 3. 2. 
die in der Concursordnnung oder in der Advocatenordnug enthaltenen 
procefjualen Zufaßbeftimmungen, an denen die gegenwärtige Geſetz⸗ 
gebung nicht rütteln wollte, ohneweiters aufrecht bleiben: fo die 
proceffualen Befonderheiten bei Nichtigerflärung cine® Zwangs⸗ 
ausgleiche8 oder der proceßrechtlihe Inhalt der BVorfchriften der 
Advocatenordnung über die Rechte und Pflichten der Advocaten 
u.a. m. Da in den Einführungsgefegen aus dem früher dar- 
gelegten Grunde nur die wichtigften derartigen VBorfchriften genannt 
werden können, jo wird durch jene Faſſung der Abrogationsclaufel 
zugleich der Gefahr vorgebeugt, daß irgend welche für das Func⸗ 
tioniren des Proceſſes oder für concrete Proceßzwecke unentbehrliche 
ergänzende Normen, kwie fie durch zahlreiche Geſetze bin verftreut 
find, in dem Augenblide, wo ſich nach ihnen das Bedürfnis ergibt, 
fehlen Eönnten. Je leichter bei der Zerfplitterung der Rechts⸗ 
quellen trog größter Sorgfalt ein Ueberſehen wäre, defto mehr 
empfiehlt es fich, im Wege cines allgemeinen Rechtsſatzes das 
richterliche Urtheil zur Löfung der fich in diefer Richtung ergebenden 
Fragen heranzuziehen. (Motive, ©. 2, 3. 

Die Bedeutung ded zweiten Abſatzes dieſes Artikels, welcher 
von dem Ausſchuſſe nach der Regierungsporlage angenommen 
worden ift, wurde nach verfchiedenen Richtungen Hin in Erwägung 
gezogen. Insbeſondere war ſich der Ausſchuß bewußt, daß unter 
jene gefeglichen Vorfchriften, welche in der neuen Eivilproceßord- 
nung nicht geregelt find und daher ihre Wirkſamkeit nicht verlieren, 
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Art. II. Wo in Geſetzen und Verordnungen, die durch 
das Inkrafttreten der Civilproceßordnung nicht berührt werden, 
oder in ſtaatlich genehmigten Statuten einzelner Geſellſchaften, 
Anſtalten und Vereine auf das rechtliche Verfahren in Streit⸗ 
fachen verwiefen oder, wenn aud mit Einichränfungen und 
Abänderungen, die Anwendung der Vorjchriften der Gerichts⸗ 
ordnungen, des ordentlichen fchriftlichen oder mündlichen 


vor allem die Vorjchriften über das Berfahren in Ehefachen gehören, 
welches der Ausſchuß feinerzeit aus der neuen Eivilproceßordnnng 
ausgeſchieden bat. Ebenſo gehört in den durch die neue Eivilproceß- 
ordnung unberührt gebliebenen Materien der fi) auf die Sprachen 
frage bei Gericht beziehende 8. 13 der allgemeinen Gerichtordnnung. 
Durch die Faffung des in Nede ftehenden zweiten Abſatzes des 
Artikels I bleiben Gefege und Verordnungen bezüglich de Ge— 
brauches der Sprachen vor Gericht unberührt. Es haben fi im 
Ausſchuſſe zwar verichiedene Mitglieder desselben für fich Telbft 
und jene Partei, der fie angehören, den Standpunkt in der Sprachen- 
frage gewahrt, dabei wurde aber zugleich der Gedanke vertreten, 
daß es möglich fei, den status quo in diefer Frage vorläufig auch 
dann noch weiter beftehen zu laffen, wenn die neue Civilproceß⸗ 
ordnung an die Stelle unferer heutigen Gerichtsordnung getreten 
fein wird. Am übrigen wurde gleichfalls hervorgehoben, daß — 
wenn dies als nothwendig erkannt werden follte — die weitere 
Stellungnahme zur Sprachenfrage in jenem Gefege zu erfolgen 
babe, welches die Gerichtsinftruction abzuändern beitimmt fein 
wird. (9. B., ©. 2.) 

Art. II. An verfchiedenen Gefegen und Verordnungen oder 
ftaatlich genehmigten Statuten ift auf das rechtliche Verfahren in 
Streitſachen verwiefen oder die Anwendung des ordentlichen, des 
fummarifchen oder Bagatellverfahrens vorgeichricben. an ondere 
das fummarifche Verfahren Hat nach zahlreihen Einzelgefegen 
theil3 unverändert, theils mit mehr oder weniger weitgehenden 
Einfhräntungen und Aenderungen einzutreten. So in Streitig- 
teiten wegen Anfechtungen von Rechtshandlungen, welche das Ver- 
‚mögen eines zahlungsunfähigen Schuldners betreffen (88. 47 ft, 
Geſetz vom 16. März 1884, R. G. B. Nr. 36), in Privilegien- 
ftreitigleiten ($. 46, Patent vom 15. Auguft 1852, R. ©. B. Nr. 184), 
in Streitigkeiten über Eigenthbum und Befig an den in ein Zu— 
fammenlegungsverfahren einbezogenen landwirtichaftlichen Grund- 
ftüden (Geſetz vom 7. Juni 1883, R. ©. B. Nr. 92), in Ange 
legenbeiten, welche mit ber Theilung gemeinſchaftlicher Grünbdftüce 
und der NRegulirung hierauf bezüglicher gemeinfchaftlicher Be- 
nüßungs- und a jufammenhängen (Gefeg vom 
7. Juni 1883, R. ©. B. Nr. 94), in Streitigfeiten über Erfaß- 
leiſtungen, welche auf Grund des Gefetes vom 5. März 1869, 
R. ©. 3. 27, gegen Eifenbahnnnternehmungen wegen körperlicher 
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Proceſſes,) der Beitimmungen des Gejeges über den jumma- 
riſchen Broceß*) oder über das Bagatellverfahren vorgejchrieben 
ift, treten an die Stelle der bezogenen Beltimmungen die 
Borjchriften des erften bis fünften Theile der Civilproceß- 
ordnung, und zwar in der Art, daß: 

1. je nach Berjchiedenheit des zuftändigen Gerichtes die 
in der Civilproceßordnung für das Verfahren vor Gerichts- 
höfen oder die für das bezirfsgerichtliche Verfahren aufge- 
ftellten Vorjchriften zur Anwendung zu fommen haben, und 

2. dort, wo das bezirkögerichtliche Verfahren der Civil⸗ 
proceßordnung an Stelle des Bagatellverfahrensd. zu treten 
hat, überdies die befonderen Beitimmungen 88. 449 big 453 
C. P. O. anzuwenden find.?) 

)28.8.8.131€. O. 

?) Anfechtungsgeſetz v. 16:März 1884, R. G. B. Nr. 36, 8. 47. Mahn⸗ 

verfahren, Geſ. v. 27. April 1873, R. G. B. Nr. 67, 8. 18. 


Nach den Borjchriften Über das ſummariſche Verfahren war ferner zu 
verhandeln und zu erfennen: 1. Bei PBrivilegienftreitigleiten, 








Verlegung oder Tödtung von Menfchen angefprochen werden, u. 
a. m. Es geht nun nit an, das bisherige Verfahren oder ein- 
zelne Arten desjelben für diefe begrenzten Zwecke aufrechtzubalten, 
zumal mit Einführung des neuen Proceſſes auch nicht wenige 
Vorbedingungen für die Anwendung der jeßigen Vorſchriften 
ſchwinden werden. War die Zuficderung eines beftimmten Ber- 
fahrens, wie zum Beiſpiel des ſummariſchen Proceffed der Ten- 
benz entfprungen, eine beftimmte Kategorie von Rechtsſachen 
proceffualifch zu begünftigen, jo entfpricht eine weitere Vereinfachung 
— tie fie der Uebergang zum neuen mündlichen Verfahren, in$- 
bejonders bei Bezirkögerichten bedeutet — umjomehr den damaligen 
Adfichten der Gefeggebung. Wo aber die Anwendung des orbent- 
lihen Verfahrens verordnet ift, da muß jelbitverftändlich eine 
Aenderung de3 gemeinen Rechtes auch auf dieje Verhältniffe zurüd- 
wirken, denn die angeordnete Unterftelung unter das gemeine 
Recht kann nicht als Privileg gedeutet werden und wird fein 
folche3 dadurch, daß fie in Statuten und Sonderfagungen erfolgte. 
Da fich überdies die für gewiſſe Gruppen von Nechtsitreitigfeiten 
borgeichriebenen Modiftcationen der einen oder anderen geltenden 
Proceßart nicht auf ein ganz anders geftaltetes Verfahren über- 
tragen ließen, jo jollen im Intereſſe einer möglichften Vereinheit⸗ 
lichung des Verfahrens künftighin die Vorjchriften des 1. bis 5. 
Theiles der Civilprocefordnung an die Stelle der erwähnten 
Sonderbeftimmungen treten. Je nachdem kraft der Normen über 
die Vertbeilung der GerichtSbartkeit in Hinfunft ein GerichtShof 
oder ein Bezirkögericht für bie betreffende Rechtsfache zuftändig tft, 
haben die VBorfchriften über das Verfahren vor Gerichtshöfen oder 
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wenn es ſich um die Einſtellung des Eingriffes handelt oder wenn es nur 
um bie Entſcheidung über das Eigenthum eines Privilegiums, es möge 
wegen ber Priorität der Entdeckung, Erfindung oder Verbeſſerung ober 
aus einem privatrechtlichen Zitel ftreitig fein, oder um Privatrechtliche 
Anſprüche des Beichäbigten zu thun ift, welche von der Strafbehörde auf 
den Rechtsweg verwiefen worden find (Bat. v. 15. Auguft 1852, RG. B. 
Nr. 184, 8.46); 2. bei der Einbringung von Rüdftänben an Leiftungen 
aus dem frühern Unterthäniglettsverhältniffe (M. V. v. 29. Sept. 
1850, R. G. 8. Nr. 369, 8.2); 3. in den GStreitigleiten über Erfaß- 
leiftungen, melde im Grunde des ©. v. 5. März 1869, R. &. 8. Ar. 27, 
gegen Eifenbahnunternehmungen wegen Törperlicher Berlegung oder Tödtung 
von Menſchen angeftrengt werden, und es können hierbei mehrere Kläger Er- 
faßaniprüche, welche in derfelben Ereignung ihren rund haben, in derfelben 
Klageichrift geltend machen (8.3 bes beruf. Gef.); 4, in dem Berfahren über 
die gegen bie a a —— einer yorderung der Hypothetar-Credits— 
Abtheilung der Öfterr.zungar. Bank von bem Schuldner an⸗ 
gebrachten Einwendungen (8.35 der mit &.v.27. Juni 1878, R. G. B. Nr. 66, 
rüdf. mit ©. v. 21. Mai 1887, R. G. B. Nr. 51, kundgemachten Statuten); 
5. in Streitigleiten Über Eigenthum ober Beſitz an den in ein 
ujammenlegungsdverfahren A landwirtidhaft- 
ichen Grundſtücken (G. v. 7. Juni 1888, R. G. B. Nr. 92, betr. bie 
— landwirtſchaftlicher Grundſtücke, 8. 8); 6. in Angelegen⸗ 
eiten, welche mit der Theilung gemeinſchaftlicher Grundſtücke 
und der Regulirung hierauf bezüglicher gemeinſchaftlicher 
Benützungs- und Berwaltungsrechte zuſammenhängen und zur 
eit, in welcher nach der Landesgeſetzgebung die Zuſtändigkeit der be⸗ 
onderen Theilungs⸗ und Regulirungsbehörden beginnt, bereits beim 
ordentlichen Richter anhängig waren, falls nicht durch die Anwendung 
der Vorſchriften des Summarverfahrens ein von einem oder dem anderen 
SEE bereit3 erworbenes formelle® Recht beeinträchtigt würde (©. 
v. 7. Juni 1883, R. G. B. Nr. 394, 8.1); 7. beiftlagen aus Anlaß der Durch⸗ 
führung der — —— in Bezug auf die underänberlichen 
Geld- und Raturalleiftungen, die an Kirchen, Schulen, Bfarren oder kirch⸗ 


über das Berfahren vor Bezirkägerichten Anwendung zu finden. 
Da das Verfahren in Bagatelljachen nach der Civilproceßordnung 
von dem Bagatellprocefe des geltenden Rechtes nicht wefentlich 
abweicht, aber doch gegenüber dem normalen bezirtägerichtlichen 
Proceſſe auch fürderhin nicht unerhebliche Erleichterungen enthält, 
Sol den Angelegenheiten, die derzeit zufolge bejonderer Vorjchrift 
nad) dem Bagatellverfahren zu erledigen waren (vgl. zum Beifpiel 
8. 49 des Geſetzes vom 16. März 1884, R.G. BL. Nr. 36), diefer 
Borzug ungefehmälert gewahrt bleiben. (Motive, S. 3, 4). 


152 Geſetz vom 1. Auguft 1895, 0.6.8. Nr. 112. 


sub a bi3 u genannten Punkte (G. v. 8. Jän. 1889 für 
" D:efterreih unter ber 3, 8. G. B. Ar. 8, 8. 2 — für Oeſterreich ob 
der Enns, L. G. B. Nr. 4, 8. 2); 9. im Falle der Oppoſition gegen die 
Einbringung rückſtandiger Binfen und Annuitäten von Hypothekarforde⸗ 
rungen der galiziſchen Landesbank im politiſchen Wege (G. v. 
21. Juni 1882, R. G. B. Nr. 81. 
) Tritt erſt mit der Civilproceßordnung in Kraft. Art. LIV. 


Art. III. Zufolge der Beſtimmung des Art. I, Abf. 2, 
verlieren insbejondere ihre Wirkſamkeit: 

1. Die Vorjchriften des Patentes vom 1. November 1781, 
J. G. S. Nr. 27, über das Verfahren vor den een. 

2. Die Borfchriften des Patentes vom 9. April 1782 
3.6. ©. Nr. 41 und der Minifterialverordnungen von 
25. Jänner 1850, R. G. B. Nr.52, und vom 18. Juli 1859, 
R. ©. B. Nr. 132, über das Verfahren in Handeld- und 
Wechjelftreitigkeiten. | 

3. Die Vorfchriften der mit Verordnung des dalmatini- 
fchen Gubernium3 vom 14. April 1829, 3.6783 (dalmati- 


Art. III. Neben der allgemeinen Abrogirungsporfchrift des 
Artikel I, Abſatz 2 zählen die. Artikel IIL bis XXVIII einzelne 
geſetzliche Vorjchriften auf, die den neuen Normen weichen müffen 
oder zur gleichzeitigen Geltung mit diefen berufen find. Die Auf- 
zählung will weder nach der einen, noch nach der anderen Seite 
erihöpfend fein. Für alle diefe Vorſchriften ergibt fich die Auf- 
hebung oder das Inkraftbleiben ſchon mit dem in Artikel I au2- 
gefprohenem Nechtsfage. Wie aber die Anwendung desſelben 
Rechtsſatzes bald Leichter, bald ſchwerer ift, je nachdem die Be- 
dingungen feiner Anwendbarkeit ſich in dem concreten Sachverhalte 
fchärfer oder undeutlicher ausprägen, fo wird auch nicht bei allen 
Vorſchriften die Frage nad ihrer Subfumirung unter jene all- 
gemeine Abrogirungsbeftimmung gleich einfah fein. Mit ben 
Zweifeln nimmt aber die Möglichkeit einer unrichtigen oder zwie⸗ 
jpältigen Löfung zu, und es dürfte fich deshalb als zweckmäßig 
empfehlen, die Beitimmung de3 Artikel I Abſatz 2 durch eine 
Hervorhebung gerade derjenigen geltenden gefeglichen Vorfchriften 
zu ergänzen, binfichtlich welcher vermöge ihres Inhaltes folche 
Zweifel befonders nahe liegen oder für welche mit Rüdfiht auf 
die praktiſche Bedeutung diejer Vorfchriften derartige Ziwetfel und 
die daraus refultirende Unficherheit der Rechtſprechung bejonders 
nachteilig und gefährlich fcheinen. Außerdem wurden in dieje Auf- 
sählung namentlich auch die Vorfchriften einbezogen, an deren In— 
halte, um fie zur beftimmungsmäßigen ferneren Geltung zu be= 
fähigen, gewiffe Aenderungen vorzunehmen find, welche demnach 
die Abrogirungsklauſel zugleich trifft und unberührt läßt, fo daß 
die fich ſelbſt überlaffene Judicatur hier aus eigener Kraft nicht 
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niſche ©. ©. — S. 140) kundgemachten Inſtruction über 


den vorgängigen 6 Vergleihäverfud.‘) 


tiften des für Tirol und Vorarlberg er- 
laflenen Hofdecret3 vom 8. Auguſt 1837, J. G. S. Nr. 218, 
über das eins ı) 
!) Bergl. 8. 488, C. P. O. 


Art. IV. Unberührt bleiben: ’ 
1. Die Borichriften über die Bertretung des Staates, 
der von bemfelben verwalteten ober botirten Fonde, Kirchen, 
Pfründen und anderer — — chaften durch die Finanz⸗ 
procuratur. Inwiefern die landesfürſtlichen Steuerämter 
zum Behufe der Hereinbringung von Steuern, Gebüren 


— den für das Rechtsleben nothwendigen Ergebniſſen gelangen 
a 


. 1 und 2. Für die im $. 53 der Yurtsdictionsnorm 
sine, Streitfahen in Angelegenheiten des Bergbaued, ſowie 
anbelsftreitigleiten ſoll, abgejehen von der befonderen Zu⸗ 
ſammenſetzung der Senate bei den Gerichtshöfen, fortan fein ver- 
ſchiedenes Verfahren ftattfinden. Inwieweit — das Verfahren 
in Wechſelſtreiti a Befonderes sit, tft im 2. Abfchnitt des 
6. Theiles der Civilproceßordnung beftimmt. 
Es treten daher die bisher geltenden Vorfchriften über das 
Verfahren vor Berggerichten und in — und Wechſelſtreitig⸗ 
keiten außer Wirſamkeit. (Motive, S. 4). 


Art.IV.ad 3.4. In Betreff der Befteflung eines Curators zur 
Vertretung der Rechte der Befiger von Theilfchuldverfchreibungen find 
in dem Gelege vom 24. April 1874, R. G. B. Nr. 49, befondere Vor- 
— gegeben, welche nach 8. 3 des Sefetges vom 24. April 1874, 

B. Nr. 48, auch für die Euratoren anzumenden find, die zur 
Wahrung der Rechte von Pfandbriefbefigern beftellt werden follen. 

An diefen Vorfohriften derzeit etwas zu ändern, liegt fein 
Anlaß vor. Insbeſondere empfiehlt es fi im Gegenfage zu SS. 8 
und 9 der Eivilproceßordnung an der Beftimmung des 8.4 des 
Geſetzes vom 24. April 1874, R. ©. B. Nr. 49, feftzubalten, zu⸗ 
folge welcher die Beftellung des Euratorg, wenn auch unter Um- 
ftänden durch) das Procefgericht zu veranlaffen, doch ftet3 durch 
denfelben Gerichtshof I. Inſtanz (Eurateldgericht) zu bewirken ift. 
Dadurch wird die Eoncentrirung des Curatelsweſens Hinfichtlich 
derfelben Perfoneneinheit bewirkt und das Zuſammenwirken der 
an einer ſolchen Euratel betheiligten Perfonen behufs befferer 
— der Rechte der Befitzer von Partialobligationen befoördert. 

d 3.5. Solange nicht die Winkelfchreiberei zu einer nad 
dem allgemeinen Strafgejege zu beurtheilenden öffentlich ftrafbaren 
Handlung erflärt wird, wie dies in dem Entwurfe eines neuen 
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oder anderen öffentlichen Abgaben zu gerichtlichem Ein- 
— ermächtigt ſind, wird durch beſondere Vorſchriften 
t. 


2. Die geſetzlichen Vorſchriften über die —— Ver⸗ 
tretung von Gemeinden, Geſellſchaften, noſſenſchaften, 
Bruderladen und Hilfscaſſen, ſowie über die Behändigung 
von Ladungen und anderen Zuftellungen an diefelben.') 


3. Die Vorjchrijten des — vom 26. März 1890, 
R. G. B. Nr. 58, betreffend die Erlaſſung von Tarifen für 
die Entlohnung beftimmter Reiftungen der Advocaten und 
ihrer Kanzleien im gerichtlichen Berlabren. 


4. Die Vorjchriften der Geſetze dom 24. April 1874, 
R. G. B. Nr. 48 und 49, über die Beftellung eines ge- 
meinfamen Curators der Veſiher von Pfandbriefen und von 
a lautenden oder indofjablen Theilſchuldverſchrei⸗ 
ungen.® 


Strafgefeges [$. 436, Ausſchußentwurf 8.427, Nr. 709 der Bei- 
lagen zu den ftenographifchen Protokollen des Abgeordnetenhaufes, 
XI. Seſſion 1891] vorgeſchlagen tft, erſcheint es als nothwendig, 
die bisherigen Beſtimmun ya der Auftiz-Minifterialverordnung 
vom 8. Juni 1857, R. G. B. Nr. 114, welche die Winkelfchreiberei 
unter bem Sefichtspuntte der gerichtlichen Disciplinargemalt be⸗ 
handeln, aufrechtzuerbalten. 

Entſprechend dem jonftigen Rehtöguge ift jedoch der Recurs 
gegen das Disciplinarerlenntnis des Bezirtsgerichtes nicht an das 

berlandesgericht, fondern an den Gerichtshof eriter Inſtanz zu 
leiten. (Motive, &. 7.) 

Die Ergänzung, —— der Ausſchuß an Ziffer 1 vorgenommen 
bat, indem auch von Kirchen und Pfründen die Nede ift, erfchten 
mit Rüdficht auf den gegenwärtigen Rechtszuſtand, ſowie zur Ber- 
meidung von Mißverftändniffen empfehlenswert, da durch zahl- 
reiche Entfheidungen des Oberften GerichtShofes die Berechtigung 
der Finanzprocuratur zur Vertretung des Kirchen und Pfründen- 
vermögens feftgeftellt ift und hierin durch die Einführung ber 
neuen Gefege nicht? geändert werden fol. Dasfelbe Motiv war 
auch in Bezug auf die zweite in derjelben Ziffer vorgenommene 
Ergänzung maßgebend. Es Tarın nicht davon die Rede fein, Durch 
Beitimmungen de3 Einführungsgefeges in den Wirkungskreis der 
Finanzbehörden einzugreifen und die bort für die Hereinbringung 
IE Abgaben getroffenen Beranftaltungen zu mobdificiven. 

fohin den gegenwärtigen Zuftand in einem für das 
ash fo wichtigen Gebiete, unberührt zu laffen, wurde die 
Erweiterung für notbiwendig erachtet. 
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5. Die Borjchriften der 88.1, 2, 3 und 5 der Zuftiz- 
minifterialverordnung vom 8. Juni 1857, R. G. B. Nr.114, 
betreffend die Behandlung der Winfelichreiber.?) Gegen die 
ne und wodurd, jemand wegen Winkeljchreiberei beftraft 
wird, fteht demfelben der Recurs nad) Maßgabe der 88.514 
bi3 528 C. P. O. zu‘) 


1) Beſondere Vorſchriften über Stelvertretuns: 1.Die Finanz: 
procuraturen ſind beſtimmt zur Führung ber Rechtsſtreite und 
zur gerichtlichen Vertretung, welche das Staatsvermögen 

und die demſelben gleichgehaltenen en, ohne Unterfchieb des 
Minifteriums oder der Behörde, welchen die —— dieſes Ver⸗ 
mögens —— iſt (F. M.E. v. 138. Auguſt 1851, R. G. B. Nr. 188, Abſ. 2 
lit. a). 8. 2 der mit F. M. €. v. 16. Februar 1855, R. G. 8. 
Nr. 34, erlafienen Dienftesinftruction für die Yinanzprocuraturen umfaßt 
dieſe Vertretung: 1) Ulle If. Steuern und Abgaben, Gefälle, Regalien, 
Fabriken, Domainen, die Staatslehensgerechtſamen und überhaupt alle 
r Beftreitung bes Staatshaus ltes beitimmten Inftitutionen und An⸗ 
alten; 2) das Caducitätsrecht, die Territorialrechte und Landesgrenzen; 
8) alle Fonbe, welche von den Staatsbehörben unmittelbar verwaltet, oder, 
infoferne das nicht der Fall ift, ganz oder theilweife auß dem Staats- 
fhage dotirt werden; 4) die unmittelbar von ben If. Behörden ver- 
malteten Stiftungen; ſolchen Etiftungen, weldye nicht unmittelbar von 
If. Behörben verwaltet werben, gebürt nur infoferne die Bertretung 
durch die Finanzprocuratur, ala es ſich um bie erfte Conftituirung ber 
Stiftung und um bie Einbringung des geftifteten Vermögens zum Behufe 
der Conſtituirung ber Stiftung, nicht aber, infoferne es fich nad) bereits 
eonftituirter Stiftung um fernere ee oder Bertretungen han 
belt; 5) das Kirchenvermögen und das Vermögen geiftlicher Beneficien, 
injoferne e3 fih um die urfprüngliche Beſtiftung der Kirche oder des geiſt⸗ 
lichen Beneficiums, oder um die Integrität des Stammpvermögens hanbelt, 
oder dieſes Vermögen von If. Behörden verwaltet wird, nicht aber 
infoferne bei fchon beitehenden Kirchen oder geiftlichen Beneficien bie 
laufenden Bermögendnußungen zu vertreten oder einzubringen find; 
6) bie If. Patronatsrechte. — Wenn in einem Etreite das Yiscal- 
Amt ſowohl den Kläger ald den Bellagten zu vertreten 
bat, ſoll das Fiscal-Amt von der Vertretung ſowohl bes einen als 
des anderen Theiles ganz entfernet, und jedem Theile von der Landes» 


Der Artikel VI der NRegierungsvorlage enthielt in Ziffer 3 
eine Beitimmung, wonach gewiſſe handelsrechtliche Vorſchriften 
über die gerichtliche Vertretung von HandelSgefellichaften u. ſ. m. 
aufrecht bleiben jollen; der Ausſchuß erkannte, daß diefe an ſich 
richtige Vorfchrift unvollftändig fei indem nicht nur die gerichtliche 
Vertretung von kaufmänniſchen Affociationen, fondern auch die 
gerichtliche Vertretung anderer juriftifcher Perfonen, Corporationen 
und Verbände, Caſſen verfchiedener Art u. f. w. in Trage kommt. 
Auch bezüglich dieſer beftehen Vorfchriften, auf deren Fortdauer 
bei Erlafjung der Civilprocefordnung gerechnet wurde. Es war 
daher nothiwendig, die citirten Beitimmungen des Einführungs- 
gefege — — zu erweitern (jetzt Art. IV 3.3). (A. B., 

.2u.3. 
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ftele ein befenderer Vertreter von amtswegen beftellet werden; wo ſich 
fodann jeder biejer zwei auftretenden Vertreter bei dem Fidcal-Amte, wie 
er in feiner Vertretung borzugehen babe, gleidiwohl Raths erholen Tann 

fd. v. 80. Nov. 1789, J. G. S. Nr. 1080.) — In Erläuterung des 8.2 

bj. 8 der En Dienftestnftruction ber Yinanzprocuraturen v. 16. Yebr. 
1855, R. G. B. Nr. 34, wurde durch M. E. v. 14. Juli 1872, R. G. B. Nr. 119, 
betr. die Rechts vertretung der ſtaatlichen Schulbehörden durch die Finanz⸗ 
procuraturen beſtimmt, daß die Finanzprocuraturen die Rechtsvertretung 
und Rechtsberathung auch den ſtaatlichen Schulbehbrden (Orts⸗, Bezirks⸗ 
und — den von dieſen verwalteten Volksſchulfonden, 

u 


einſchließlich der Bolt en verpflichtet 
find. — Wenn die fYina ‚er Herein- 
bringung rüdftändig ge nah den 
beftehenden ®ejeben zur ( nbeweglicdhe 
Güter fchreitet, fo find be anzprocuratur 
nicht ihren Amtsſitz hat, unbewegliche 
Gut in einem, zur Erwerbu! ten beftimmten 


öffentlichen Buche eingetra_-.. -.-. -———. --- —---.... „tmädtigt, den 
1. und 2. ne (executive Pfändung und Shägung) ohne 
Nachweiſung eines bejonderen Wuftrages ihrer vorgejeßten Behörde in 
ejeglicher Vertretung des Aerars, ben 3. Executionsſchritt (executive Feil⸗ 
ung) aber nur auf Grund eines befonderen Wuftrages der Finanz⸗ 
Iandesbehörde zu erwirken. — In Unfehung aller anderen fälle folcher 
Egerutionsführungen auf unbewegliche Güter hat es in Betreff aller Exe⸗ 
cutiondgrabe bei der gejeglichen Bertretung des Aerars durch die Finanz⸗ 
procuraturen zu bleiben (M. 8. v. 24. Upril 1871, R. G. B. Nr. 50, betr. 
die Competenz der Steuerämter bei Durchführung von Nealegecutionen, 
zur Einbringung von Steuerrüdftänden). 


Die Beftimmungen der M. V. dv. 24. April 1871, R. G. B. Nr. 50, 
wurden mit M. V. v. 14. Mai 1879, R. G. B. Nr. 76, auch auf die Yälle 
ber Hereinbringung rüdftändiger Gebüren von Rechts— 
gefhäften, Urkunden, Schriften und Amtshandlungen aus⸗ 
gedehnt. Wenn bie Mobilarerecution zur Einbriugung rüditändiger Steuern 
und Zufch'äge nad) den beftehenden Gefegen und Verordnungen im gericht- 
lichen Wege durchgeführt werden muß, jo find zur Erwirkung aller Exe⸗ 
eutionsfhritte beit Gerichten an deren Sige ſich eine Finanzprocuratur 
nicht befindet, die Steuerämter in Vertretung ber Yinanzprocuratur und 

mar ohne Nachweiſung eines befonderen Auftrages ihrer vorgefehten Be⸗ 
— ermachtigt. Um Amtafite der Finanzprocüraturen hat es, wie bis⸗ 
her, in diefen Fällen bei der ausfchließlichen Vertretung des Aerars burch 
Se ee ſelbſt au verbleiben (M.®. v. 17. Nov. 1892, R. G. B. 


Die ER. Forſt-⸗ und Domänendirectionen in Wien, Gmunden 
Salzburg, Innsbrud und Görz werben ermächtigt, für die — in der Ber: 
ordnung näher bezeichneten — Staat3= und Yondsgüter das k. k. Forit- 
aerar und die in Verwaltung des Staates ftehenden Fonde, bei Eintrei- 
bung derjenigen Forderungen, melde fih auf bie von ben genannten 
Direetionen verwalteten Güter beziehen, in ber Art gerichtlich) zu vers 
treten, daff fie Namens des k. k. Aerars und der bezeichneten Fnude ent- 
weder ſelbſt oder durch die ihnen unteritehenden, mit Subſtitutionsvoll⸗ 
machten zu verfehenden Berwaltungsorgane (Forſt⸗ und Domänenvermwalter, 
wirtihaftführende Forſtmeiſter, Kent, dann Rent» und Legftattsämter): 

a) bie Einleitung bes Mahnverfahrens nad) dem Geſetze vom 27. April 
1873 (R. G. B. Nr. 67) erwirken und deſſen Durchführung betreiben; 

b) den erften unb zweiten Grad der Mobiliarerecution (executive 
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treffend die ——— der ausſtändigen Forderungen des k. k. Forſt⸗ 
aerars und der in Verwaltung des Staates ſtehenden Fonde). 
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bes Hab. v. 31. Dec. 1820 PES. Nr. 160 bei Einbringung von Erb- 
Ichaften und Legaten zu * ten fatholifcher Kirchen und Pfründen 
diefen die Vertretung durd) die mens — zu leiſten ſei. — 4. Bei 
der evangeliſchen Kirche augöbuzgif en unb helvetiſchen Bekenntniſſes 
. das Presbyterium der Gemeindevorftand, welcher die Gemeinde nad 
Außen zu vertreten und bie unmittelbare Verwaltung der Gemeinde⸗ 
angelegenheiten zu beſorgen hat, mit Ausnahme derer, welche dem Pfarr⸗ 
amte als ſolchem obliegen. In den Wirkungskreis des Presbyteriums 
gehört daher insbeſondere 7. die Verwaltung und Wahrung des Gemeinde⸗ 
vermögens und der Stiftungen —— des Staatsminiſteriums 
v. 28. —53* — 1866, R. G. B. Nr. 15, 8.42). — 5. Die Gemeinde wird in 
ihren Angelegenheiten dur) nen Gemeinbeauäfguß und einen Gemeinbe- 
vorftand vertreten (Gef. v. 5. März 1862, R. G. B. Nr. 18, Art. VIII).) -— 
6. Taubſtumme follen vor Gericht nie ohne einen Sachwalier er⸗ 
ſcheinen (8.275 a. b. G. B.) — 7. Bruderladen werden durch den Vor⸗ 
kan) ger Rs un auberg Br vertreten (Gef. v. 28. Juli 1889, 
. G. 8. Nr. 197, 8. 17). — 8. Hilfscaſſen werden durch den Bor«- 
nd vertreten Se v. 16. Juli 1892, R. G. B. Nr. 202, 8. 8). — 
9. offene Sandersgeielii@: ner "werben von jedem Befelichafter 
giltig vertreten, welcher von duaniß, bie Gefellfhaft zu vertreten 
nicht ausgeſchloſſen ift, Art. 117 so deögleichen die Commandit⸗ 
gefellfchaft durch die perjönlich haftenden — er, Art. 167 H. G. B., 
ebenſo die Commanditactien mgelenicheft, Art. 196 H. G. B., die Actien- 
geſellſchaft wird durch den Vorſtand —— Art. 227 H. G. B., des⸗ 
gleichen bie — and Wirtſchaftsgenoſſenſchaft (Gef. v. 9. April 1873, 
B. 0, 8. 15). Handeldgefellichaften und Erwerbs» und BWirt- 
haftögenoffenfehaften in Liquidation werben durch die Liquidatoren ver⸗ 
treten (Art. 187, 172. 205, 244, * v.9. — ER R. G. B. Nr. 70, 
8. 44). Male Bu tellungen fiebe 8. 2» 
®) ar ie Gef. dei Manz; 2. Bd., Ve 3 7 eine auch bei 


: der Winkel⸗ 
reinftimmende 
at das Juſtiz⸗ 


ıe berechtigter 
elchen ſich die 
Rechtsfreundes 
tei einſchreitet 
iſtändigen Be⸗ 
etriebe macht, 
: Streitjaden, 


ines Entgeltes 
nur aus der 
häufigen Ein⸗ 
aus der Bei⸗ 
n mit Grund 
zu folgern jein. 

8. 2. Die Unterfuhung und Beſtrafung der Winkelſchreiberei ſteht, 
wenn ſich in derſelben nicht eine nach dem allgemeinen Strafgeſetze ſtraf⸗ 
bare Handlung darftellt, jenem Gerichte zu, bei melchem der Winfel- 
ichreiber unmittelbar ober mittelbar eingelchritten, oder bet welchem eine 
von demjelden veıfaßte Rechtsurkunde ober Eingabe überreiht worden 
ift. Dies gilt auch von den DOberlandesgerichten und bem oberften Ge⸗ 
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richtshofe rüdfichtlich ber bei benfelben vorlommenden Fälle, fofern Dies 
jet en nicht für zweckmäßiger erachten, ein Gericht I. Inſtanz mit ber 
nterfuhung und Entſcheidung zu beauftragen. 

8.3. Lebe Gericht hat Die Unterfuhung Kraft feiner Disciplinar- 
gewalt zur Aufrechthaltung der gerichtlihen Ordnung von amtötwegen au 
PIegen, und nad) Erhebung des Gegenitandes gegen ben ber Wintel- 
ſchreiberei ſchuldig Befundenen eine Geldftrafe von 5 bis 200 fl. C. M. 
(öfl. 25 fr. His 210 fl. d. W.) oder Arreſt von 234 Stunden bis 6 Wochen 
zu berhängen. 

8.5. en Advocaten und Notare, welche gerichtliche Eingaben, 
die von Winkelſchreibern für dritte Berfonen verfaßt werden, mit ihrer 
Unterjchrift verjehen oder auf wad immer für eine Art die Wintel- 
fchreiberei begünftigen, ift im Di2ciplinarwege vorzugehen (I. M. 2. v. 
8. Juni 1857 R. G. B. Nr. 114, betreffend die Behandlung der Winkels 
fchreiber). 

4) Wintelichreiber dürfen als Bevollmächtigte nicht zugelaffen werben 
8. 29, Abi. 2 E P. O. 


Art. V. Die Vorſchriften des Hofdecretes vom 4. Oc⸗ 
tober 1833, 3. G. ©. Nr. 2633,1) über die Liquidirung und 
Einbringung der Advocatengebüren im gerichtlichen Ver—⸗ 


Art. V. Ueber die Feftftellung derjenigen Gebüren ber 
Advocaten, die nicht ſchon gelegentlich der Entſcheidung über die 
verzeichneten Proceß⸗ und Erecutiongtoften bemefjen und feitgefett 
werben ($8.52 und 53 der Eivilproceßordnung und 77 der Exe⸗ 
entionsordnung), haben die Eivilproceß- und die Executionsordnung 
feine Beftimmung getroffen. a biefür war, daß diefer 
Gegenftand nicht ausfchließlich dem Gebiete des ftreitigen Verfahren 
angehört und daher die Negelung nicht bloß für die Vertretung 
im Proceffe erfolgen fol. 

Die bisher auf Grund des Hofdecrete8 vom 4. October 1833, 
], G. S. Nr. 2633, vorgenommene Bemeflung der Gebüren der 

doocaten hat ſich bewährt und Soll deshalb in Geltung bleiben. 
Die Eintlagung eines Erpenfars, deſſen Angemeffenheit nach den 
Grundfäßen über den Lohnvertrag auf Grund des Gutachtens von 
Sachverſtändigen feftgeftellt werden müßte, würde überflüffiger- 
weife umftandlich jein, das Meritum der geleifteten Vertretung 
aufrolfen, während es viel näher liegt, daß jener Nichter, vor 
welchem der Advocat thätig geworden ift, felbit die Gebüren be- 
ftimme, wie er fie auch bet einer anderen Proceß- oder Sadjlage 
hätte beftimmen müſſen. Insbeſonders in einem miünblich ver- 
Handelten Proceffe würde e3 überaus ſchwierig fein, nachträglich 
jene Momente vorzubringen und zu beiweifen, aus melden ſich 
ein begründeter Schluß auf die Angemeffenheit der in Anſpruch 
genommenen Koften ergibt. Nur der Richter, vor welchem die 
Sache verhandelt wurde, welcher ben Lauf de3 ganzen Verfahrens, 
feinen Inhalt und feine Ausdehnung kennt, vermag fich ein ſachlich 
begründetes Urtheil zu bilden. Auch in der Strafprocepordnung 
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fahren in. und außer Streitjachen bleiben mit folgenden Er- 
gänzungen in Wirkſamkeit: 
. Der Antrag auf Liquidirung kann fowohl von der 
Partei als von dem Advocaten geftellt werden. 

Wird der Antrag auf Liquidirung von Eeite der Partei 
geftellt, jo ift dem Wdvocaten die Vorlage einer Geblüren- 
rechnung binnen angemefjener Frift aufzutragen, widrigen- 





(8.395 letter Abfag in Verbindung mit $.393 Abjat 3) ift ein 

anz gleicher Vorgang angeordnet und hat zu Klagen keinen An- 
aß gegeben. 

Da die Praris mitunter Anftand nahm, der vertretenen Partei 
das Recht zuzugeftehen, die Apdjuftirung zu begehren, und diefe 
Beſchränkung als fachgemäß nicht bezeichnet werden kann, wurde 
durch eine ausdrückliche Beſtimmung einer foldden einjchräntenden 
Auslegung des citirten Hofdecrete8 vorgebeugt. Desgleichen wurden, 
um für bie Folge die bisher jehr zweifelbafte Frage nad der 
rechtlichen Tragweite des Liquidirungsbeichluffes gejetlich zu löſen, 
die durch den Gerichtsbeſchluß feftzuftellenden Momente ausdrüdlich 
beseichnet. Es ift Hienad fortan Mar, daß in dem gegen bie 
fäumige Partei vom Advocaten auf Grund der Liquidirung einzu- 
leitenden Proceffe bloß die Frage der Bevollmächtigung und der 
factiſchen Leiftung der verzeichneten PVertretungshandlungen und 
Koften Gegenftand des Streites und der Entſcheidung fein kann. 
(Motive, ©. 6.) 

Diefer Artikel wurde vom Ausfchuffe an Stelle der Ziffer 3 
bes Art. V ber Negierungsporlage aufgenommen. &8 ergab fi 
nämlich bei der Erörterung der genannten, von der Regierung vor- 
en Gefegesftelle die Nothwendigkeit, die hier berührte 

gelegenheit nah manchen Richtungen bin zu ergänzen. Der 
Ausſchuß ftimmte mit der Negierungsvorlage darin überein, daß 
die Vorſchriften des Hfd. dv. 4. October 1833 über die Liquidi= 
rung und Einbringung der Advockkengebüren aufrecht zu erhalten 
feien; desgleichen ftimmte der Ausschuß der Regierungsporlage auch 
darin zu, daß um die gegenwärtig über diefe Frage beftehenden 
— abzuſchneiden, ausgeſprochen werden ſolle, daß ſowohl die 

artei als auch der Advocat den Antrag auf Liquidirung der 
Advocatengebüren anbringen können. 

Die Discuſſion dieſer Frage im Ausſchuſſe ergab aber, daß 
es nothwendig ſei, eine Reihe von ergänzenden Beſtimmungen zu 
treffen. Zu dieſem De wurde im zweiten Abjate des neuen 
Art. V feitgefegt, daß, falls der Antrag auf Liquidirung von der 
Partei gejtellt wird, dem Advocaten die Vorlage einer Gebüren- 
rechnung aufzutragen ſei; follte jedoch der Advocat diefem Auftrage 
nicht nachlommen, fo würde die Feſtſtellunn der Gebüren auf 
Grund der von der Partei beigebrachten Behelfe zu verfuchen fein. 


falls mit der Feltftellung der Gebüren auf Grund der von 
der Partei beigebrachten Behelfe vorgegangen wird. 

Die Frift kann aus berüdfichtigungswärdigen?) Gründen 
erweitert werden. 

Die Feitftelung hat ſich auch auf die Entſcheidung ber 
Frage zu erftreden, inwieferne die vom Advocaten vorgenom- 
menen Bertretung3handlungen zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
vertretung?) nothwendig waren oder fonft mit Rüdficht auf 
die Beichaffenheit des Falles und die vorhandenen Uniftände 
al3 gerechtfertigt erjcheinen.*) 

2) Se. k. k. Majeftät haben in Betreff des von ben Advocaten 
bei — und Einbringuug ihrer Gebüren zu 
beobadtenden Berfahrens Folgendes zu erflären geruft: Die Ge⸗ 
Te a ae Ta Ta 
falls es nöthig wäre, nad) vorläufigem Einvernehmen ber en, ohne 


Dieje Vorſchrift gewährt demnach dem Advocaten unter allen 
Umftänden die Möglichkeit, dem Gerichte eine Weberficht über die 
von ihm angefprocdhenen Gebüren vorzulegen; fie fcheint deswegen 
geeignet, die Intereſſen des Advocatenſtandes beffer zu wahren, 
als die8 nad Art. V, 3.3 der Regierungsvorlage, der Fall ge- 
weſen wäre 
Die ebenjo wichtige als ftreitige Frage, auf was fi das 
Ziquidirungsertenntniß des Nichter8 zu erftreden habe, beantwortete 
der Ausſchuß theilweife in einer von der Negierungsporlage ab- 
weichenden Form. 3 ift nicht zu verfennen, daß, wenn die Ge⸗ 
büren lediglich nach dem Gefichtspunkte feftgeftellt werden, daß nur 
Dasjenige, was zur Rechtsdurchſetzung zweckmäßig war, in Betracht 
fommt, möglicherweife berechtigte Anſprüche des Adbocaten un» 
berüdfichtigt bleiben mürden. Der Advocat kann gewiffe Ber- 
tretung8handlungen auf befonderen Wunſch feines Clienten vor⸗ 
genommen baben, obwohl von vornherein feftftand, daß dieſe 
Bertretung3handlung zur ziwedentfprechenden Rechtsvertretung im 
einzelnen Falle nicht gerade nothiwendig if. Es wäre unbillig, 
dem Anwalte den Anfpruch auf Erfag folder Koften zu verfagen, 
wenn die fraglihe Handlung nur infolge Auftrages des Clienten 
vorgenommen würde. Die Faſſung der Negierungsvorlage hätte 
die Berüdfihtigung folder Anſprüche nicht geftattet, und der Aus⸗ 
ſchuß entfchloß fich daher, auszufprechen, daß das Gericht bet ber 
Seitfteitung der Gebüren nicht bloß die zur zweckentſprechenden 
echtSvertretung nothiwendigen Handlungen des Advocaten zu be- 
rüdfichtigen babe, ſondern daß daneben auch auf die Beichaffenheit 
des Falles und die jonft noch vorhandenen Umftände Bedacht zu 
nehmen ſei. 2ettere Ergänzung fchlieft insbeſondere die Fälle an 
und für fich entbehrlicher, aber von der Partei befonders aufgetragener 
Bertretungshandlungen in fi. (9. B., ©. 3.) 


Eivilproceßorbnung. 11 
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jedoch einem förmlichen Proceſſe ſtatt zu geben, zu liquidiren. — Ueber 
das Begehren des Advocaten, den Elienten zur Bezahlung der obbemelbe- 
termaßen Tiqutdirten, oder von dem Clienten al3 richtig anerfannten Ge⸗ 
büren zu verhalten, hat der competente Richter dieſes letzteren nad) vor- 
Yäufigem — Verfahren durch Urtheil zu entſcheiden (Ofd. 
v. 4. Det. 1833 J. G. ©. Nr. 2633). 

2) Bergl. die Gründe der Friftverlängerung in 8. 138 Abſ. 1C. P. O. 

3) 3.41 Abſ. 1C. P. O. 

4) Gerichtsſtand für bie Einklagung 8. 94 Abſ. 2 S. N. — Tritt erſt 
mit Beginn der Wirkſamkeit der C. P. O. in Kraft, Art. LIV. 


Art. VI. Unberührt bleiben: 

1. Die Vorſchriften der 88. 99, 157 und 158 des 
a.6. ©. 8.1) Das angeführte Ehehindernis (8.99 a. b. G. 8.) 
fann nicht durch Bernehmung der Ehegatten nad) 88. 371 ff. 
der Civilproceßordnung bewiejen werden. | 

2. Die Vorfchriften des Juſtizminiſterialerlaſſes vom 
14. Mai 1854, 3. 8346 über die Beetdigung der Mitglieder 
de3 Taiferlihen Haufes.?) 

3. Die Vorjchriften, nach welchen das Oberfthofmarichall- 
amt, die dem Beklagten vorgejegten Militärbehörden oder 
die gellagten Bezirken und Gemeinden übergeordneten auto- 
nomen Organe von der Anbringung von Klagen gegen Hof- 
diener, Militär und Landwehrperfonen oder von Klagen 
gegen Bezirke und Gemeinden zu verftändigen find.?) 

1) 8. 99. „Die Vermuthung ift immer für die Giltigleit der Ehe. 

Das angeführte Ehebindernis muß aljo vollitändig bewieſen werden, und 
weder das übereinftimmende Geftändnts beider Ehegatten hat bier bie 
— eines een noch kann darüber einem Eide der Ehegatten ftatt- 
nr EA "Die von dem Manne innerhalb diejes Zeitraumes rechtlich 
widerſprochene Rechtmäßigkeit einer früheren oder fpäteren Geburt Tann 


nur duch Kunftverftändige, welche nach genauer Unterfuhung der Be⸗ 
— des Rinbes und ber Mutter Dr Uclaie Des außerorbentiihen 


das ein von feiner Gattin 
ened Kind nicht dad feinige 
3 längſtens binnen drei Mo- 
nd gegen ben zur Bertheidi- 
urator die Unmöglichleit der 
ver ein von der er be= 
daß ihr Kind unehelich fei, 
e der ehelichen Geburt ent- 


r. k. k. apoft. Majeftät ddo. 
WATTE We AU LU BULLY YOU bob WERTEN ‚cöffnet, daß bermöge es 8. 30 
des Familienſtatutes des ah. kaiſerlichen Hauſes vom 3. Februar 1839 die ge⸗ 
rihtliheBernehmung vonMitgliedern des kaiſerlichen Hauſes 
in ber Segel bloß bei dem Oberfthofmarfchallamte und von anderen Ge⸗ 
tichtsbehörden nur in delegtrter ae, im Namen des Oberſthof⸗ 
marihhallamtes geichehen Tönne.... Zugleich geruhbten ab. Se. ?. k. apoft. 
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Majeftät mich zu beauftragen, allen unterftchenden Civilgerichten zur Nach⸗ 
achtung bei Würdigung der rechtlichen Kraft ber Beweiſe im Civilverfahren 
zu bedeuten, daB vermöge des $. 31 des erwähnten Familienſtatutes bei 
den Mitgliedern ter kaiſerlichen Yamilie eine an ftatt abgegebene 
ſchriftliche Berficherung für die mwirkliche Ablegung des Eides zu gelten 
und alle rechtlichen Folgen berielbe habe (J. M. E. v. 14. Mai 1854 
3.8346, an alle Oberlandezgerichts- Bräfidien). 


3) Bon der Einbringung einer Schuldklage, melde auf Grund einer 
mit N verbürgten Zahlungszu gegeneinenDfft- 
cier gerichtet ift, Hat das Gericht die ehe ttärbehörbe in Kennt⸗ 
nis zu fegen (©. 0.20. Mai 1869, R.G.B.Nr.78, 8.12). Diefe Beftimmung 
* auch für die Landwehr (die im Landwehr-Verbande ſtehenden Per- 

onen, welche dem Activftande der Landwehr angehören, ober ald im nicht 

activen VBerhältnifie ftehend, zur Dienftleiftung in Gemäßheit der Beltim- 
mungen des Landwehr⸗Geſetzes einberufen werden) au gelten (©. dv. 2. April 
1855, R. G. B. Nr. 93, betr. die Ausübung der Gerichtöbarkeit über die 
Landwehr, 8. 14). 

Wenn einer von Sr. Majeftät Hofdienern, ohne U chied bes 
Ranges, wegen Schulden gellagt wird, hat die betreffende Behörde das 
Oberſthofmarſchallamt hiervon alfogleich zu verftändigen (Hfd. v. 31. Aug. 
1808, %. &. ©. Wr. 635). 

Unter Uufrechterhaltung der Anordnung des M. E. v. 29. April 1864 
3. 3563, bez. v. 18. Oct. 1880 3. 14681, wodurch die Gerichte angewieſen 
wurden, von jeder Bewilligung des eriten Crecutionsfchrittes wiber eine 
Gemeinde, Tetdiaeitig mit der Ausfertigung der Bewilligung, jedoch ohne 
irgend melde eirrung des gefeplichen Ganges des Erecutionsverfahren?, 
den der Gemeinde zunaͤchſt übergeordneten Bertretungstörper in Kenntnis 
zu legen, werden die Gerichte weiters angewiejen, analoger Weife die be- 
treffenden, mit der Ueberwachung der Vermögensverwaltung der Gemeinden 
betrauten, autonomen Organe aud) ſchon von der Einbringung von Klagen 
gegen Gemeinden zu verjtändigen. — Inſoweit eine ſolche Berflän- 
digung auch Hinfichtlich der eher ie egen Bezirke vorgeichrieben 
ift, Hat die Berftändigung nunmehr aud) in Bezug auf gegen Bezirke 
eingebradhte Klagen zu erfolgen (%. M. V. v. 6. Ort. 1885, 8. 16074, 
J. M. B. B. Nr. 66, an alle Gerichte, betr. die Berftändigung der den 
Gemeinden übergeordneten autonomen Organe von jeder gegen eine Ge 
meinde eingebradyten Klage). 


Art. VII. Unberührt bleiben die Vorfchriften des 
bürgerlichen Rechtes: 

1. durch welche beitimmte Urkunden als öffentlich er- 
. den inländiichen öffentlichen Urkunden gleichgejtellt 
werden; 

2. durch welche die Beweiskraft einer Privaturfunde von 
beitimmten Erforderniffen abhängig gemadht ift; ®) 

3. dur) weldhe für das Datum einer Urkunde ein von 
a des Ausſtellers verichiedener Beweis verlangt 
wird; 

4. dur welche die Art der Vorlegung der Handels- 
bücher ar die Rechtsfolgen ihrer Nichtvorlegung bejtimmt 
werden; 


11* 
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5. die Borfchriften über die Vorlegung der Tagebücher 
der Handelsmälter) und derUrjrift) von Notariatsurkunden. 
2) Siehe diefe Borjchriften bei 88. 393 u. 295 €. P. O. 
2) 8.1426 0.6. G. S ee 8. v. 18. März 1860, R. G. B. 
i k über bie orbernijie einer 
——— ri ur bei, einer Staatskafſſe geleifteten 
er 2. 8b 


"> 49 €. D. 8. 56 Ar. 3 allg. —— 
fet. 87—40 9.8.8. fiehe bei 8. 295 C. P 
5) Gef. v. 4. Upril 1875, R. G. B. Nr. 68, —— 295 C. P. O. 


°) 8.50 Not. Ordn. Abf. 1: „Außer den Geſetze angeführten 
bejonderen Fällen darf ein Notar bie U chrift einer Rotariatsurtunde 
uur über gerichtlichen Auftrag dem Gerichte oder über Auftrag ber 
Notariatslammer diefer erfolgen.“ — 88.183, 229 Abi. 2, 301 C. P. O. 


Art. VIII. Unberäßrt bleiben die Beftimmungen der 
Staatöverträge, nach welchen die Conjularfunctionäre aus- 
wärtiger Staaten al3 Zeugen in ihrer Wohnung abzuhören 
oder zur jchriftlichen Abgabe des Zeugniſſes zuzulaſſen find.!) 

3) Die franzdj NEN Senn: ‚Confuln undihre Kanzler, ſowie 

die Biceconfuln und ularagenten, lönnen, wenn fie franzöftiche Unter- 
—— ſind, nicht als Zeugen vor Gericht vorgeladen werden; iſt deren 
ernehmung nothwendig, ſo hat ſich das Gericht in deren Wohnung zu 
begeben, oder einen competenten Beamten dahin abzuordnen, ober eine 
— Erklärung von ihnen abzuverlangen (Vertr. v. 11. December 
. B. Nr. 167, Urt. 8). — Dasfelbe gilt von den portugieſi⸗ 

Far — Conſuin, Biceconfuln oder Conſularagenten und 
anzlern (C. C. v. 9. Jänner 1873, R. G. B. 1874 Nr. 135, Art. III). 


Auch die zu hen Eonjularfunctionäre jollen, wenn fie Angehörige 
des Staates find, ber fie ernannt hat m u eſetzt, daß fie nicht 
anbel treiben ober ein inbuftrielles Geſch t ausüben, nicht nerpffichtet 
ein, vor den Gerichten des Landes, in pr em fie ihren Amtsſitz haben, 
als "Beugen zu erjcheinen. Wenn bie Boralgerichtäbe che von denfelben 
eine Ausfage einzuholen Iatı fo fie fi in ihre Wo ou begeben, oder 
hierzu einen competenten Beamten aborbnen, um bort bie lich ab- 


gegebenen Erkläru on zu Protokoll zu nehmen oder endlich von ihnen 


ein riftliche 
—— Gr 


Welche Conſuln den, den Conſuln der meiftbeglinftigten Nation 
eingeräumten Vorrechten theilnehmen, f. bei Urt. LII Unm.3 E. G. z. J. N. 
Art. IX. Unberührt bleiben die Beftimmungen der 
Artilel II und IV lit. a und e der Minijterialverordnung 
vom 28. October 1865, R. &. 8. Nr. 110, über die dei 


vung abverlangen (Staatövertrag v. 6. Mat 1881, 


Art. IX. In den Art, II und IV lit. a und e der Mini- 
ftertalverordnung dv. 28. October 1865, R. G. B. Nr. 110, werden 
zu Gunften der Anftalten, welche Greditgefchäfte betreiben, gewiſſe 
das gerichtliche Verfahren in Streitſachen betreffende Ausnahmen 


Art. VII, IX. 165 


Anſtalten, welcye Ereditgejchäjte betreiben, zulommenden Aus- 
nahmen von den allgemeinen Suftizgejegen.!) 

Bei Erlaffung des a zu Gunſten einer 
Hypothelarforderung (Urt. IV lit. a) ift nach ben 88. 5418 
bi3 554 C. P. O. zu verfahren. 

1) Verordnung des Staats⸗ und Juſtizminiſteriums v. 28. October 

1865, R. G. B. Nr. T10, über die den Anſtalten, welche Credit— 


eſchäfte betreiben, zulommenden Ausnahmen von ben allgemeinen 
Auftizaefeben. 


von den allgemeinen Juſtizgeſetzen ftatuirt. Sie betreffen bie 
Beweiskraft der Handelsbücher, die Einleitung des Mandats⸗ 
verfahrens auf Grund von Buchauszügen und legalifirten 
Originalſchuldurkunden und die Zuftelung von gericitlihen Er- 
len, welche ſich auf die Realifirung von Hypotbelarforderungen 
ezieben. 

Bezüglich der Begründung der Aufrechterhaltung diejer Privi- 
legien wird auf die Ausführungen zu Art. V des Einführungsgefeßes 
zur Jurisdictionsnorm verwiesen. 

Die befondere Hervorhebung des Fortbeftandes diefer Privi- 
legien an diefer Stelle erfolgt theils der Weberfichtlichkeit wegen, 
theils um an paffender Stelle zum Ausdrude zu bringen, daß 
das auf Grund der Buchauszüge und Originalſchuldurkunden zu 
Sunften ſolcher Anftalten eingeleitete Mandatsverfahren ſich fortan 
nad) den SS. 548 bis 554 der Livilprocefordnung zu richten bat. 

Die Beftimmung ded Art. IV lit. a, daß der Erlag einer 
Dedung der Bewilligung und Vollziehung ber Pfändung oder 
Sequeftration des Hypothecirten Gutes nicht im Wege fteht, ver- 
liert gegenüber der Erecutionsordnnung ihren fingulären Charakter, 
weil diefe dem Dedungserlage die Wirkung eines Einftelungs- 
oder Aufſchiebungsgrundes überhaupt nicht beimißt. (Motive, S. 8.) 
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Hiebei ift nad) den Verordnungen vom 21. Mai 1855 und 12. Juli 
1859, 8.8.8. Nr. 95 und 130, zu verfahren, jedoch ift die Friſt zur 
Zahlung und zu ben Einwendungen ohne Rüdficht auf den Aufenthalt 
des Schuldners auf 14 Tage zu beftimmen. Auch fteht der Erlag einer 
‚Dedung im Sinne des 8. 7 ber legteren Verord ber Bew igung 
und Vollziehung der Bfänbung oder Sequeftration des hypothecirten Gutes 
nicht im Wege. — (Bergl. 8.550 C. P. O. 

e) Mit Ausnahme des Bahlungsbefehled find gerichtlihe Erläſſe, 
welde fih auf bie Realifirung der Hypothekarforderungen der Anftalt 
beziehen, wenn fie in Abweſenheit des Gutsbeſitzers dem Verwalter oder 
Tächter des hypothecirten Gutes zugeftellt oder fall auch dieſe abmejend 
wären, in Gegenwart von, zwei Zeugen an ber Thür der Wohnung des 
Gutsbeſitzers, Verwalters oder Pächters angeichlagen wurden, ald zu 
Handen des Gutsbeſitzers zugeftellt zu betrachten. — (Bergl 8.102 6.2.0.) 


Art. X. Die Vorfchriften der Eivilproceßordnung über 
Auflöfung von Beftandverträgen?) und über das Verfahren in 
Gtreitigleiten aus Beftandverträgen finden auf die Conta- 
dinen- und Eolonenverhältniffe in Dalmatien feine Anwen- 
dung, und es bleiben die in Anſehung der Auflöſung diejer 
Verhältniſſe zur Zeit in Kraft beftehenden Gefege*) und Ver⸗ 
ordnungen unberührt. 


1) 88. 560-575 €. $.0. 
2) Gef. v. 11. Jänner 1878, R. G. ®. Ar. 9. 





Art.X. Die Beforgnis, daß. die Einführung eines fumma- 
riiden erfahren in Beftandftreitigkeiten und insbefondere die 
durch dasfelbe gebotene Möglichkeit rafcher Auflöfung binfichtlich 
der eigenthümlich gearteten Contadinen⸗ und Eolonenverhältniffe 
in Dalmatien in materiell rechtlicher Beziehung Aenderungen an 
den vorhandenen Rechtäzuftänden fchaffen würde, die nicht be= 
abfichtigt waren, und eine Verfchiebung der wirtichaftlichen Lage 
anzer Schichten der Bevölkerung im Gefolge hätte, führte zu der 
eftimmung des 8. 23 des Geſetzes v. 2. Mai 1873, R. ©. B. 
Nr. 93, womit das neueingeführte Verfahren in Beftandftreitig- 
keiten als auf diefe Rechtöverhältniffe unanwenbbar bezeichnet wurde. 
Da nun die Vorfchriften über das Beftandverfahren haupt- 
fählih nur deshalb in die Civilproceßordnung aufgenommen 
wurden, um nicht alle Geſetze aufrechthalten zu müſſen, welche be- 
fondere Berfahrensarten regeln, und am allerwenigften eine meri⸗ 
torifche Aenderung in der angedeuteten Richtung beabfichtigt war, 
erſcheint es nothivendig, die Beſtimmung des 8.23 des Geſetzes 
v. 2. Mat 1873, R. ©. B. Nr. 93, in das Einführungsgeſetz her⸗ 
überzunehmen. Nur wird dabei ber Zorfiht halber erwähnt, 
dag nur in Betreff der Auflöjung diefer Verbältniffe die be- 
ftehenden Normen aufrecht bleiben follen, nicht aber etwa auch 
binfichtlich anderer aus dem Vertrage entfpringenden Beziehungen, 
wie 3. B. Einflagung des Pachtzinſes, Schadenerſatzklagen u. dal. 
(Motive, €. 9.) 


Art.X, XI. 167 


Art. XI. Desgleichen bleiben unberührt: 

1. Die fur die Auffündigung von Beftandverträgen über 
Grundftüde, Gebäude und andere unbewegliche oder gejetlich 
für unbeweglich erklärte Sachen, fowie für Die en 
und Uebernahme jolcher Beftandgegenftände feitgejehten Ter⸗ 
mine und Friften!) Wo es an derlei Feſtſetzungen fehlt oder 
eine diesfall3 ber beftehende Regelung geändert werden 
fol, kann die politiiche Landesftelle im Einvernehmen mit 
dem Oberlandeögerichte die bei Aufkündigung und Rüdftel- 
Yung der bezeichneten Beftandgegenftände zu beacdhtenden Ter⸗ 
mine und Friften feftjegen. In gleicher Weile Tann die 
politifche Zandesitelle im Einvernehmen mit dem Oberlandes- 


Art. XI. ad 3.1. Nach S. 25 der Laiferlihen Verordnung 
v. 16. Rovember 1858, R. G. B. Nr. 213 (Gele v. 27. März 1869, 
R. G. B. Nr.41, bezw. (für Dalmatien) 8. 24, Geſetz v. 2. Mai 
1873, R. G. B. Nr. 93) haben die politifchen Landesftellen im Ein- 
vernehmen mit dem Öberlandesgerichte für die Auflündigung der 
Mieten und die Räumung der unbeweglichen Sachen die Friften 
und Tage feftzufegen, infoferne ſolche für einen beftimmten Ort 
nicht beftehen oder die beftehbenden Vorfchriften einer Abänderung 
bedürfen. Da die citirten Gefege über das Verfahren in Beftand- 
ftreitigfeiten im Hinblide auf die 88. 560-576 der Civilproceß⸗ 
ordnung außer Kraft treten, und das befchränkte Berordnungs- 
vecht der Lanbdesftelle über Kündigungs- und Ränmungsfriften 
einem Bedürfniffe entipricht, fol dasfelbe durch eine ausdrückliche 
Beftimmung aufrecht erhalten werden. 


Die in den bisher geltenden Vorſchriften ftatuirte Ein⸗ 
ſchränkung auf die Feftfegung von Friften und Tagen für bie 
Auffündigung von Mieten wurde jedoch fallen gelaffen, weil im 
8.1116 des a. 6. ©. die Grundlage geboten ift, um folche befon- 
dere Vorfchriften auch bei Pachtungen beachten zu können, und 
weil fich mit Rüdficht auf die gegebenen Berhältniſſe eines be- 
ftimmten Orte immerhin auch das Bedürfnis nad) einer Rege- 
fung in diefer Richtung ergeben Tann. 

Da derlei Vorſchriften nicht [bloß den Charakter einer For⸗ 
mulirung präfumirter Parteienvereinbarung, fondern den einer 
Dispofitionorm an fi tragen, tft deren Kundmadung in der 
für Verordnungen geltenden Form nothiwendig. (Motive, ©. 9.) 

Sn gleicher Weife, wie in ber bezeichneten Geſetzesſtelle der 
politifehen Landesftelle im Einvernehmen mit dem Oberlandes⸗ 
erichte die Befugnis eingeräumt ift, die bei a und 
Rücdkenung von in Beſtand gegebenen unbeweglichen Sachen zu 
beadhtenden Termine und Friften feftzufeßen, wo es an derlei 
Teftjegungen mangelt, oder. eine biesfällige bereitS beftehende 
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gerichte Beitimmtungen Darüber treffen, zu welcher Zeit und 
in weldem Umfange der Beftandnehmer nad der Kündigung 
die Belichtigung der bezeichneten en egenftände durch 
Mietäluftige zu geitatten Habe. nordnungen find 
duch das Landeögefegblatt und Na — Landeszeitung 
kundzumachen. 

2. Die Vorſchriften des Geſetzes vom 18. April 1869, 
R. G. B. Nr. 44, über die Einſtellung des gerichtlichen Ber- 
fahrens, wenn dem Reichdgerichte der Antrag auf tſcheidung 
eines bejahenden Competenzconflictes vorgelegt wird.?) 

3. Die Vorſchrift des 8. 11, Abſa 1 des Geſetzes vom 
28. Mai 1881, R. G. B. Nr. 47 Bali Abhilfe wider 
Ge Vorgänge bei Creditgeichäften.? 

ie Borjchriften des 8.35 des Geſetzes vom 16. März 

1884, R. ©. 3. Nr. 36, über die Anfechtung von Recdhts- 





Regelung — werden ſoll, ſoll fich dieſe Befugnis der Landes⸗ 
ſtelle im Einvernehmen mit dem Oberlandesgerichte auch darauf 
ausdehnen Tönnen, feſtzuſetzen, zu welcher Zeit und in welchem 
Umfange der Beſtandnehmer nach der Kündigung die Befichtigung 
der bezeichneten Beftandgegenftände durch Mietsluſtige zu geftatten 
habe. Die Ungewißheit, welche in diefer Hinficht insbeſondere in 
den großen Städten berrfcht, ferner aud die Nothwendigkeit einer 
Regelung dieſes Verhältniffes, welche im Intereſſe beider Theile, 
ſowohl des Beftandgebers, als auch des Beſtandnehmers liegt, 
endlich aber auch noch der Umſtand, daß in einem Oberlandes⸗ 
F Era ſolche Beftimmungen beute ſchon durch ein 
Bauten Berellen nd rechtfertigen dieſe Einſchaltung. Gem 
. 17 

Ar 3.2. Diele durch keine andere Beſtimmung der Sibit- 

proceßordnung erfeßte Vorſchrift muß aufrecht bleiben. 


ad 8. 3. Diefe Vorschrift hat darin ihren Grund, daß in 
Wucherſa en der Strafrichter das Geſchäft, wegen deſſen die Ver⸗ 
urtheilung erfolgt, im Adhäſionsverfahren als nichtig zu erklären 
und wenn die Exgebniffe bes Strafverfahrens ausreichen, zu 
erfennen Hat, was Greditnehmer und Greditgeber fich gegenfeitig 
zu leiften haben. &3 wäre häufig zwedios, den Civilrechtsſtreit 
trotz der anhängigen Strafunterſuchung fortzufeßen. 

Während daher na HS. 191 der Civilproceßordnung ‚wegen 
der Präfudicialität eines ftrafgerichtlichen Verfahrend der Lauf des 
Eivilvechtöftreite3 nur unterbrochen werben kann, fol er in dieſem 

ale unbedingt unterbrochen werden, und es rechtfertigt ſich da- 
er, die eben erwähnte Beftimmung des In im raft 
zu belaſſen. (Motive, ©. 9.) 
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andlungen, welche das Vermögen eines zahlungsunfähigen 
chuldners betreffen.*) 
5. Die Vorſchriften der 88.1 bis 6 und des 8.9 des 
N vom 6. Juni 1887, R. G. 3. Nr. 72, betreffend 
Die Wirkungen und die Anfechtbarkeit der von Behörden des 
ftehenden Heered, der Kriegdmarine und der Landwehr auf 
adminiftrativem Wege gefällten Erjaberkenntnifje.’) 
1) 88. 560 8. 2, 573 Abſ. 2 ©. P. O. 
2) Gef. v. 18. April 1869, R. ©. 1 


8. 13. Sobald der Antrag dem N egt tft, Hat bie 
antragftellende Verwaltungsbehorde un: ieſes Umſtandes 
dem Gerichte, bei welchem die Sache aber die Sache 
bereit3 rechtsgiltig entichieden wäre, d fand Davon bie 
Anzeige zu machen. Das Gericht ift v« fe Anzeige das 
weitere Berfahren einzuftellen und bie eien davon in 
Kenntnis zu fegen. Die Ergecution kan bung des Com⸗ 
petenzconflictes weder bewilligt noch f__. ınd eines fchon 


vor Erhebung bes Gompetenzconflicteß ergangenen Urtheils aber bis zur 
Sicherftellung oder gegen Sicherheitsleiftung zugelaflen werben. 


ad 3.5. Das Geſetz v. 6. Juni 1887, R. G. 3. Nr. 79, 
ermöglicht die Probocirung einer gerichtlichen Enticheidung hin⸗ 
fihtlih der von Behörden des ftehenden Heeres, der Kriegsmarine 
und der Landwehr auf adminiftrativem Wege gefällten Erſatz⸗ 
ertenntniffe. Der zum Erfate Verurtheilte kann entweder je nad 
der Grundlage des Erfagerfenntniffes deſſen Aufhebung mit 
Klage anftreben oder durch rechtzeitige Einſprache die Verweiſung 
der Erfaßforderung auf den ordentlichen Rechtsweg bewirken. 

Für die Klage ift der Gerichtshof erfter Inſtanz zuftändig, 
dei welchem oder in deilen Sprengel der Berurtbeilte feinen 
allgemeinen perjönlicden Gerichtsſtand Hatte. 

Diefer Sondergerichtsftand TON, obwohl er mit dem Vor⸗ 
ſchriften der Jurisdictionsnorm binfichtlich der fachlichen und ört⸗ 
lichen Zuftändigkeit nicht im Einklange ftcht, aufrecht erhalten 
werden, weil er dem Berurtbeilten die Anrufung des ordentlichen 
Richters erleichtert und weil wegen der Wichtigkeit und Schwierig- 
teit der Verhandlung von der collegialen Behandlung des Gegen- 
flandes nicht abgefehen werden kann. 

Auch die übrigen Beftimmungen des Gefees, welche von 
den Vorſchriften der Civilproceßordnung mehrfah abweichen 
(3.8. 88.4, 6), jollen zur Sicderung des unveränderten Beitandes 
der in dieſem Geſetze geregelten, für die Betbeiligten ſehr wert» 
vollen Rechtsmittel aufrecht erhalten bleiben. 

Hinficätlich der die Erecution betreffenden Beftimmungen der 
88.7 und 8 dieſes Geſetzes fet auf die Bemerkungen zu Artikel 
XXVI, 3.5 de3 Einführungsgefeges zur Executionsordnung ber> 
wiefen. (Motive, S. 10.) 
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Die Erlaffung von proviforifhen Verfügungen, fowie bie Beweis⸗ 
aufnahme zum ewigen Gedächtniſſe, ſoweit Diele Iben nad) ben Eivilprocehe 
gefeben zuläjftg un wird dadurch nicht gehindert. — Wirkung der Unter⸗ 

tedyung 8.167 C. P. O. 
2) Geſ. v. 28 Mai 1881, R. G. B. Ar. 47, betreffend Abhilſe wider 


unredliche Vorgänge bei Erebitgefchäften. 


8. 11. Auf Erſuchen des — bei welchem eine Straj⸗ 
verhandlung wegen einer im 8.1 erwähnten ftrafbaren Handlung aus 
bängi — Sat De der Eivilrichter jederzeit mit dem bie fragliche Forderung 
betrefien erfahren — In den Fällen des 8. 10 ſowie 
in allen — in welchen der Civilrichter den Thatbeſtand einer im 8. 1 
un eten ftrafbaren Handlung zu erfennen glaubt unb deshalb bie 

anzeige erftattet, bat er felbft zu enticheiden, in wie weit mit ber 

A intreibu ng der Forderung innezuhalten ober ob die 

Ba bis zur Sicherſtellung zu bemilligen fei. — Vergl. 8. 167 
C. P. O. — Vergl. 8. 191 C. P. O. 

*) — . 16. März 1884, R. G. B. Nr. 36. 

8.3 Erfolgt die Anfechtung mitteld Klage, jo ift mit bem Be⸗ 
gebren, bab die ——— dem Glaͤubiger gegenüber als unwirkſam 
erflärt werde, das weitere Begehren zu verbinden, was der Geklagte 
zum Bmede der Befriedigung des Gläubigers zu leiften oder zu dulden. 
für g uldig erfannt werden —* (Anfechtung von Rechtishandlungen außer- 
halb des Concursverfahrens). — Ausnahme von 8. 228 C. P. O. 


6) Geſ. v. 6. Juni 1887, R. G. B. Nr. 72, betreffend die Wir⸗ 
kungen und die Anfechtbarteit der von Behörden be ftehenden Heeres, 
der Kriegdmarine und ber Landwehr auf adminiftrativem Wege gefällten 
Erfagerfenntniffe. 


Mit Zuftimmung der beiden Häufer des Neichörathes finde ich an 
zuordnen, wie folgt: 

8. 1. Die Beitimmungen dieſes Geſetzes find maßgebend für die 
Wirkung und die Anfehtbarleit von Erlenntnifien, welche eine Behörde 
des ftehenden — der Kriegsmarine oder der Landwehr auf dem ad⸗ 
miniſtrativen Wege gefällt hat und wodurch eine im Dienſtverbande des 
ag Heered, der Kriegsmarine oder der Landwehr ftehende Berjon 

le des acdı — einer Dienſtpflicht herbeigeführten 

n3 dv t wu 

8. 2. Beſteht ber auf Grund eine? im 8. 1 bezeichneten Erkennt⸗ 
niſſes zu erſetzende Schate in einem Abgange an dem urkundlich feſt⸗ 

eftellten Beitande an barem Gelde, Wertpapieren oder: Borräthen, und 
iſt Die Verurtheilung zum Erfaße gegen eine ſolche Perſon FEiolpt, welche 
ſich nad der durch eine forgfältige en des Sa — tes ge⸗ 
wonnenen Ueberzeu in der enticheidenden Behörde einer nad dem 
Steafgeiepe zu a den Handlung, ober einer Verletzung ee 
Dienitpflichten (hulbig gemacht — welche ihr Beziehung auf die 
Fi ern Einnahme, Ausg Erhebung, Ablieferung oder den 
— der abgehenden —— oblagen, fo kann ber zum Erſatze 
Berurtheilte, nachdem er die auf dem abminiftrativen Wege zuläffinen 
Mittel der Anfechtung erihöpft hat, den Weg ber Stlage betreten, um bie 
ganılihe oder theilweiſe Aufhebung bes —* iſtrativen Erfeuntnifles zu 


irke 
Dieſe Klage iſt binnen 3 Monaten nach dem Tage der Zuſtellung bes 
endgiltigen abetiniftrativen Erkenntniſſes anzubringen 
Bufta ändig für die Klage gi t der Gerichtähof I. ‚Inf, bei een 


— in deſſen Sprengel der Verurtheilte zur geit der im vorſtehend 
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Abjape bezeichneten BuRellung Bun — perſonlichen Gerichts⸗ 
ftand hatte. — Ber ee 88.50, 65, 

Durch die vorflehendın Betimmın en werten bie Kirlungen eines 
ftrafgerichtlichen Erkenntniſſes nicht berührt, durch weldes dem Verur⸗ 
theilten die Leiftung eines Echabenerfages rechtskräftig auferlegt wird. 

8. 3. Handelt es fih um den Erſaß eines anderen als des im 8.2 
bezeichneten Echadens, oder ift die Beruriheilung der ſchuldtragenden 
Berfon zum Erjage wegen anderer ald ber im $. 2 bezeichneten Hant- 
lungen erfolgt, fo kaun der zum Erſatze Verurtbeilte binnen zwei Wochen 
nach dem Tage der YZuftellum u Erkenntniſſes bei der Behoͤrde, weld.e 
das Erkeunmis gefällt hat, Einipradye erheben. 

Diefe Einſprache ift auch dann zuläffig, wenn das Erfenntnis noch 
einer ae tung auf adminiftrativem Wege unterliegt. 

Einipradje bewirlt die Verweiſung der durch das Erkenntnis 
ber en Behörde des ftehenden Heeres, ber KAriegämarine oter der 
Sant Denk —— Erſatzforderung auf den ordentlichen Reditäimeg. 

8. 4. Die in 88. 2 und 8 beftimmten Friften können nur mit Zus 

g bes Gegners erftredt werben. 

Tie 9 Bieberemnfegunn egen die Folgen ihrer Berfäumung laun nad 
ee —— —3 ellen Beſtimmungen ertheilt werben. — Vergl. 

44—154 

8.5. Das — welches über eine nad) 88. 2 oder 3 angebrachte 
Klage zu entfcheiden bat, kann zur Wufllärung des Sachverhaltes auf 
Anırag ober von amtswegen die Mittheilung der Ucten über bie bei der 
betzefienden Behörde des ftehenden Heeres, der Kriegsmarine ı der der 
Landwehr im Siraf-, Disciplinar= oder Arminiftrativperfahren gepflogenen 
Berbandlungen begehren und die Bernehmung derjenigen Perſonen an⸗ 
ordnen, welche über bie durch ben Streit berührten dienſtlichen Werhälts 
nifje Auskunft zu geben in der Lage find. 

Bei der Enticheidung dor Thatfragen ift das Gericht an geieslide 
Beweie regeln nicht gebunten, und hat nad feiner freien auf Grund der 
— ———— ‚Krüfung des Beweismateriales gewonnenen Meberzeugung 
zu ertennen — Bergl. 8. 2676.82. ©. 


8. 6. Iſt in einem nad) 8. 3 eingeleiteten Rechtäftreite der Beweis 
über die Größe eines Schadens oder fiber den Antheil, Ler dem Bekiagten 
an dem Schaden zur Laft fällt, gar nicht oder nur mit unverhältnis- 
— en zu führen, fo kann das Gericht, wenn es die 

9 gem tnnt, daß der Beklagte eine folche Verlehung feiner 
rare egangen hat, melde einen Schaden berteiführen mußte, 
den zu erfeßenden Schaden nad) feinem durch bie forgiältige Erwägung 
aller Manlupe- geleiteten Ermeſſen der Billigteit gemäß beſtin men. — 
Bergl. 8.273 C. P. O. 

8. 7. Auf Grund eines im 8.1 bezeichneten Erkenntniſſes kann die. 
Execution aur — noch mwährınd der Dauer der auf abmini- 
ftrativem oder gerichtlichem Wege suläffigen Anfecht barkeit dieſes Erkennt⸗ 
niſſes bet dem auftändigen Gerichte erwirkt werben. 

Wird im alle des 8. 3 die Klage ber Heeres⸗ zenuer 
Kriegömarines oder — nicht binnen 8 nad 
dem Tage der erhobenen Einſprache bei — en Gerichte an⸗ 
gebracht, jo Tann auf Grund bes — Einſpr in Erlennt- 
niſſes eine Egerution zur — nicht mehr werden, und 
eine bereits bewilli Execution zur Sicherſtellung iſt auf Begehren des 
Schuldners aufzuheben. 


8. 8. Ein Erfenntnie, welches weder auf abminiftrativem Wege no 
durch die nad) 8. 2 zuläffige Klage, bezichunge weiſe turd die nach 8. 3 
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zuläffige Einſprache angefohten werden kinn, iſt in B:ziehung auf fine 
Vollſtreckbarkeit einem re htstraftigen ee Urtheite gleih zu achten. 

.9. VBeitimmungen d:r im 88. 2 und 3 finden auch in den⸗ 
jenigen bereit# anhängigen Yäleı eines adminiftcativen Verfahrens An⸗ 
wenbung, in denen zu: Beit des Beginnes der Wirkſamkeit dieſes Ge⸗ 
and endgiltige Eclenntni3 dem Berurtheilten noch nicht zugeftellt 
worden ift. 

Die Beftimmungen der 88. 5 und 6 biefes Geſetzes find auch in den⸗ 
jenigen Rechtsftreitigleiten anzuwenden, in welchen die Heered⸗, beziehungs⸗ 
weile Kriegsmarine⸗ oder Landweyrverwaltung die ihr duch ein abmini- 
ftratives Erkenntnis zugeſprochene Ecfabforderung auf Grund der bisher 
beitandenen Anordnungen geltend madt, ui das Verfahren nicht fchon 
zur Zeit des Beginnes der Wirkfamkeit dieſes Gejeges in I. Inſtanz zum 

e der in der Hauptfach: oder wegen Zulaflung eines B:weismittels 
zu fällenden Entſcheidung geichloffen war. 

. 10. Mit dem Bollzuge dieſes Geſetzes iſt Mein Juſtizminiſter 
beauftragt, welcher hierbei tm Einvernehnen mit Meinem Reichskriegs⸗ 
minifter und Meinem Minifter für Bandesvertheidiguny vorzugehen bat. 


Art. XIL Unberügrt bleiben nachfolgende, die ſchieds⸗ 
—5 Entſcheidung von Rechtsſtreitigkeiten betreffende 
orſchriften: 


- 1. Die Vorſchriften über die — Entſchei⸗ 
dung von Streitigkeiten zwiſchen dem gelistioen odencredit- 
vereine und feinen Mitgliedern oder Schuldnern (88.41 bis 
43 und 53 bis 56 der mit Patent vom 3. November 1841, 


Art. XII. Für eine Reihe von Streitigkeiten Wurden 
Schiedsgerichte gefchaffen, welche infoferne einen eigenartigen 
Charakter aufweifen, als fie ihren Beftand und ihre Wirkſamkeit 
nicht auf eine, wenn auch nur ftillfehweigende Vereinbarung der 
Parteien zurüdführen, fondern obligatorifch für eine gewiſſe Art 
bon Streitigfeiten angeordnet find. Hieher gehören vor allem die 
Schiedsgerichte der Arbeiterunfallverficherungsanftalten, der Kranken⸗ 
caſſen und Brubderladen. 

Entipredend ihrer Stellung als einer Art GSpecialgericht 
haben dieſe Schiedögerichte eine ihrem Zwecke entfprechende, im 
vorbinein feft beftimmte Zufamntenfegung, welche verbürgt, daß 
die Entſcheidung nicht ausjchließlich in die Hände Rechtsunkundiger 
gelegt ſei; fie verhandeln Öffentlih und mündlich, Rechtsmittel 
oder Klagen gegen ihre Urtbeile find ausgeichloflen. Die bezüg- 
lihen Vorſchriften weichen fomit zum Xheile von den Beftim- 
mungen der Givilproceßordnung ab, und e3 ift daher nothwendig, 
ihre unveränderte Geltung durch eine ausdrückliche Beflimmung 
zu fichern, da fein Anlaß vorliegt, in diefe der eigenthüntlichen 
Befchaffenheit der bezüglichen Anſprüche angepaßten Speciul- 
normen einzugreifen. 

Ebenfo war es nothiwendig in den weiteren Fällen eines 
unmittelbar auf das Geſetz geftüsten Beftandes von Schieds⸗ 
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J. ©. ©. Nr. 569, Tundgeniadhten Statuten der galiziich- 
ftändifchen Ereditanftalt, beziehungsweile 88. 41 bis 43 und 
53 bis 55 der Statuten des —J Bodencreditvereines). 

2. Die Borfchriften des 8. der mil Minifterialver- 
ordnung vom 6. November 1855, R. G. B. Ar. 186, kund⸗ 
nemadhten Statuten der k. k. privilegirten öfterreichiichen 
Creditanftalt für Handel und Gewerbe?) 

3. Die Vorfchriften des Art. II, 8.7, 8.7 des Geſetzes 
vom 6. September 1885, R. ©. B. Nr.122, betreffend die 
Bedingungen für die zum Betriebe der Kaiſer Ferdinands⸗ 
Nordbahn zu ertheilende neue Eonceifion und die Ausübung 
der hienach dem Staate vorzubehaltenden Einlöfungsrechte.?) 


gerichten den grundlegenden Vorſchriften fortdauernde Geltung zu 
jihern. Dies trifft zu Hinfichtlich der Schiedögerichte, die in den 
Statuten der öfterreihifh-ungariichen Bank, der Ereditanftalt für 
Handel und Gewerbe, fowie für Streitigkeiten in Betreff gewiffer 
Zarifreductionen und Berechnungen des Reingewinnes der Kaifer 
TFerdinands-Nordbahn in Ausfiht genommen find. 

Inſoweit jedoch in den beftebenden Gefeen, welche durch 
die Proceßreform zunächſt nicht berührt werden, Lediglich gewiffen 
Eorporationen und Anftalten, wie 3. B. den Handelskammern 
und Gewerbegenofjenichaften, die Berechtigung zur Conftituirung 
eines auf Vertragsgrundlage beruhenden Schichögerichted gegeben 
wird, verfteht fich die fortiwaltende Möglichkeit Fchied3gerichtlicher 
Erledigung der betreffenden. Streitigkeiten von ſelbſt, da jene 
Grundorganifationdgejege eben nicht alterirt werden. Unter diefe 
Kategorie fällt auch das auf Grund ausdrüdlicher Unterwerfung 
in Wirkſamkeit tretende Schied3gericht für Streitigkeiten aus Lager⸗ 
hausgeſchäften. Die befondere Hervorhebung des aufrechten Be- 
ftandes der Beftimmung des 8.9 des Geſetzes v. 28. April 1889, 
R. G. B. Nr. 64, erſchien jedoch empfehlenswert, weil die Bes 
ftimmungen des 8.11 dieſes Gejeges über das Verfahren vor den 
Lagerhausfchiedsgerichten durch die VBorfchriften der Proceßordnung 
über das fchiedögerichtliche Verfahren unmittelbar berührt wer⸗ 
den und deshalb die Abänderung ded Reglementd nicht zu ums 
geben ift, um daß Verfahren vor den Lagerhaugsfchiedsgerichten 
mit den Srundfägen der Eivilproceßordnung in Uebereinftimmung 
zu bringen. Hinfichtlich des Zeitpunktes und des einzuhaltenden 
Vorganges darf auf die Ausführungen zu den folgenden Artikeln 
verwwiefen werden. (Motive, ©. 10.) . 

Es wurde im Ausſchuſſe hervorgehoben, daß zu den Inſti⸗ 
tuten, welche in diefem Artikel angeführt werden, auch der galizifche 
Bodenereditverein gehört, und deswegen wurde die Einſchaltung 
der Ziffer 1 bei diefem Artikel gemacht. Dagegen entfällt Ziffer 5 
ber Regierungsvorlage, und es tritt an deren Stelle bie Ziffer 6 
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4. Die Vorichriften der Art. 53 und 108 der mit dem 
Geſetze vom 21. Mai 1887, R. ©. B. Nr. 51, fundgemadhten 
Statuten der öfterreichifch-ungariichen Bantf.*) 

5. Die Vorjchriften über die Schiedsgerichte der Arbeiter- 
Unfallverficherungsanftalten (8.38 des Gefebes vom 28. De- 
. cember 1887, R. ©. B. Nr 1 ex 1888; 8. 39 des Geſetzes 
vom 30. März 1888, R. G. B. Nr. 33, und Minifterial- 
verordnung vom 10. April 1889, R. G. B. Nr. 47), der 
Krantenfafien (8. 41 des Geſetzes vom 30. März 1888, R. ©. 
B. Nr. 33) und der Bruderladen (88. 19 und 20 des Ge- 
jeges vom 17. Sänner 1890, R. ©. B. Nr. 14, bezw. des 
Geſetzes vom 17. September 1892, R. ©. B. Nr. 178).5) 

6. Die gefeglihen Vorfchriften, durch welche Körper- 
ſchaften, Anjtalten und Vereine das Recht erhalten Haben, zur 
Enticheidung gewiſſer Streitigleiten Schiedsgerichte zu beftellen. 

I) Vatent dv. 3. Nov. 1841, J. G. ©. Nr. 569. Statuten ber 

galiziſch-⸗ſtändiſchen Eredit-Anitalt. 8. 41. In allen Streitig- 
teiten zwifchen dem Erebditvereine und feinen Mitgliedern, welche ſich auf 
das Geſchäft, oder auf das Gut, Durch welches die Iegteren dem Vereine 
beigetreten find, beziehen, hat der Iandftänbiiche Ausſchuß, mit Ausnahme 
derjenigen lieber, weiche zugleich als Directoren (8. 81) benannt find, mit 
voller Ichiebsrichterlicher Gewalt zu erkennen. Dabei fol das für Wechfel- 
— in dem 41. Kapitel der galiziſchen Gerichtsordnung vorgeſchriebene 
erfahren beobachtet werden. So lange der landſtändiſche Ausſchuß im 
Grunde des 8. 86 die Direction des Vereines zu vertreten haben wird, 
ee u en a a nen 
des Art. XII nad der Tertirung des Ausſchuſſes. Es ftellte fich 
nämli heraus, daß die Ziffer 5 der Regierungsporlage zu eng 
gefaßt war. Wie. für die Lagerhausfchiedögerichte, gilt auch für 
eine Reihe anderer Körperichaften, Anftalten und Vereine, daß 
fie durd) geſetzliche Vorſchriften dag Recht erhalten haben, Streitig- 
keiten durch Schied3gerichte zu entfcheiden, ohne daß diefe Schied8- 
gerichte unmittelbar durch ein Gefeg eingeführt find. Der Aus- 
Ihuß eliminirte infolge deffen die Beſtimmung über die üffent- 
lichen Lagerhäufer, welche nur einen einzelnen Fall diefer ganzen 
Gruppe darftellen, und feste an Stelle diefer fpeciellen Beftimmung 
die allgemeine Norm der Ziffer 6. 

Es ift felbftverftändlih, daß die durch ein Geſetz den Ver⸗ 
einen gewährte Möglichkeit, die Entfcheidung von Streitigkeiten 
aus dem Bereindverhältniffe Schiedsrichtern zu übertragen, oder 
zur Erledigung fonftiger Nechtöftreitigkeiten Schiedsrichter zu be⸗ 
ftellen, weder durch die Civilproceßordnung, noch dur dag Ein- 
führungsgejeg in Frage geftellt werden —* Ebenſo ſelbſtver⸗ 
ſtändlich iſt es, daß ſich auf dieſe Schiedsgerichte das Capitel über 
die Schiedsgerichte in der Civilproceßordnung bezieht, und daß 
dieſe Schiedsgerichte den Vorſchriften dieſes Capitels in der Zu⸗ 
kunft unterworfen ſein werden. (A. B. S. 4.) 
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werden von der Landtags: Berfammlung andere Schiedsrichter gewählt 
und mit derfelben Macht verfehen. 8. 42. Den Parteien, weiche ſich 
dur den Ausſpruch des landftändifchen Ausſchuſſes, oder ber von der 
Bandtagd: Berfammlun en et gefränft geuben, ſteht 
das Rechtsmittel der Yope n an Lemberger Appe — 
und rückſichtlich der Reviſion an bie oberſte Juſtizſtelle nad) den Veſtim⸗ 
mungen des erwähnten Kapitels der chtsorduung offen. 8. 43. So⸗ 
wohl dem Schiedsgerichte ald dem Appellationdgerichte ift die Macht zuge⸗ 
ftanden,, in dem Urtheile zugleich zu erffären, durch den Rechtsſtreit 
zwiſchen dem Creditvereine und ſeinen Gliedern die Maßregeln zur Ein⸗ 
treibung der Zinſen, Rückzzahlungsraten und anderen Gebühren nicht 
ehemmt oder unterbrochen werben dürfen. 8. 58. Die Rechnungen bes 
equefters müſſen alljährig, und zwar längftens 30 Tage nad) Berfließung 
jedes Jahres, oder, wenn die Sequeftration nicht ein Jahr dauerte, binnen 
14 Tagen nad) deren Aufhebung mit allen Belegen an den Richter über- 
reicht, und von biefem nach ch Schuldners erlebiget werben. 
8. 54. Sollte wegen ber Genehmigun Rechnungen zwiſchen bem Ber- 
eine und feinen ldnern ein t entftehen, fo ift ein Schtebögericht 
zu beftellen, zu welchem einen Richter der Schuldner, den anderen der 
technungslegende Sequefter, und den dritten bie Bereindbirection be- 
flimmen wird. Findet der Streit nur zwiſchen awei Berfonen ftatt, fo 
wählen biejelben jede Einen Richter, und die beiden gewählten wählen 
felbft den dritten. Falls ſich diejelben über die Wahl des dritten Richters 
nicht vereinigen lönnten, wird der dritte Richter von ber Auffihtscommiffton 
ernannt. 8. 55. Das fo gebildete Schiedsgericht wird in diejen Yällen 
von der Beobachtung ber Beltimmun der Gerichtsordnung enthoben, 
und ed wird ihm überlafien, dasjenige Verfahren zu wählen, welches 
dasfelbe zur Erörterung der Streitfrage zweckmäßig erachten wird. Bei 
der Meinungsverfchiedenheit der beiden erften Richter über die Berfahrungs- 
art entjcheidet der dritte Richter. 8. 56. Diefes Schiebögericht verhandelt 
nötigen Falles an Ort und Stelle des jequeftrirten Gutes, dhne weitere 
Berufung, jedoch nur Hinfihtli der gelegten Rechnungen. Die Ent: 
fcheidung wird durd Mehrheit der Stimmen gefällt. Sind jedoch die drei 
Richter getheilter Meinungen, jo find die Acten mit ben Meinungen dem 
landſtändiſchen Ausſchuſſe zur Enticheidung vorzulegen. So lange aber 
der landftändifche Ausfchuß die Bereinsdirection vertreten wird, ift der, 
von den beiden Richtern gewählte oder von der Aufſichts⸗Commiſſion er- 
nannte dritte Richter ald Borfigender des Schiedsgerichtes anzufehen, dem 
es obliegt, fich der Meinung bes einen, oder ded anderen Richter anzu⸗ 
fchließen, und diefe hiedurch zum Beichluffe zu erheben. j 

j' Erlaß des Finanzminiſteriums v. 6. Nov. 1855, R. G. B. Nr. 186, 
betreffend die Errichtung einer privileg. öfterreihifhen Eredit- 
anftalt für Handel und Gewerbe. 

8. 60 der Statuten: Streitigfeiten aus dem Gefellihaftäverbande 
zwiſchen der Geſellſchaft und einzelnen Uctionären, oder zwijchen der ®e- 
Ihaft und dem Vermwaltungsrathe, oder zwil einzelnen Mitgliedern 
besjelben, find durch ein Sciebögericht in Wien zu entſcheiden. Zu 
biefem Ende mwäglt in foldem alle jeder Theil zwei Schiebörichter, Die 
einen Fünften als Obmann benennen. Jeder Theil ift verpflichtet, feinen 
Gegner von der von ihm getroffenen Wahl mittelft gerichtlichen oder 
Notariatdactes veritändigen zu lallen. Erfolgt von Seite des Gegners 
binnen 14 Tagen nad) erhaltener Verftändigung Teine Anzeige der von 
ihm gewählten Schiedsrichter, fo Haben Die vom Tagenden Theile ge= 
wählten zwei Schiebärichter fofort einen Obmann zu wählen, und zum 
ſchiedsrichterlichen Spruche au fchreiten. Falls fich Die gewählten Schieds⸗ 
richter über die Berfon des Obmannes nicht vereinigen können, enticheidet 
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hierüber das 2008. Gegen bie Enticheibung des Schiebögerichtes findet 
feine Berufung ftatt. 

9 Art. U 8.7 8. 7. Gel. v. 6. Gept. 1885, R. G. B. Nr. 122, 
betr. die Bedingungen für die zum Betriebe der Kaiſer Yerdinand3- 
Norbbahn zu ertheilende neue Conceſſion und die Ausübung der hiernach 
dem Staate vorzubehaltenden Einlöfungsredhte. Alle Streitigkeiten 
über bie unter 3. 8 be3 8.7 vorgeichenen Zarifreductionen, fowie 
über den nad) 3. 6 dieſes Paragraphen zu ermittelnden Reingewinn ge» 
hören mit Ausſchluß jedes weiteren Rechtszuges vor dem ordentlichen Richter, 
vor ein aus 7 Mitgliedern beftehendes Schiedsgericht, in welches je 2 Mit- 
glieder von jebem der beiben Streittheile ernannt, die übrigen drei Mit⸗ 
glieder von ber vollen Rathsverſammlung des Oberften tshofes aus 
jeiner Mitte gewählt werden, und welches dieje Streitigkeiten, zugleich 
aber auch alle etwaigen Etreitigleiten über feine eigene Competenz in 
erfter und letzter Inftanz zu enticheiden Hat 

*) Gef. v. 21. Mat 1887, R. ©. B. Nr. 51, betreffend die Ver⸗ 
Jana um des Privilegiums der öfterreihtfh-ungarifhen 

an * 


I 
rathe zur Beichlußfaflung vorzulegen. 
rd | ; % 


Art. XII. 177 


meldye aus ber in ben Artikeln 385 und 48, ausgeſprochenen Verantwort⸗ 
lichkeit abgeleitet werben. — 


3) Die Schied gerichte der u ln ee 8 
Anftalten find ausſchließlich zuftändig: a) zur En ber bie 
gegen eine Wrbeiter-Unfallverficherungss nftalt erheben, * deren 
— anerkannten Entſchaͤdigungsanſprüche der g — 
und Betriebsbeamten (©. v. 38. Dec. 87, a . B. 1 
ex 1888, 8. 88); b) zur ge Enticheidung über alle von einer Berbanbgcaffe 
eines Frant encafiens®erbandes an eine andere ee erhobenen 
— (G. v. 30. März 1888, R. G. B. Nr. 38 
Die Schied 8erichte der — m ausfchliehlich 
— Für Streftigfeiten zwiſchen den verficherten fonen und ben 
anfencafjen fiber Unterftügungsaniprüde (G. v.30. März} 1888, R. G. B. 


Die Eu ensger inte der Unfall- Analten 
werben nadı 8. 38 G. v. 28. Dec. 1887, R. ©. B. 1888 Nr. 1, für jebe 
in —— dieſes Geſetzes errichtete BerficherungSanftalt u. 3. je am 
Sitte derſelben errichtet. 

Ochsa Grhichänsricht heftsht nua sinem ftänhinsn Rarfikonhen. 4 Reis 


vr w — — 0. — ** 


Im Uebrigen wird die Zuſammenſetzung des Say Bj a da3 


Berfahren vor bemjelben fo mie eine allfällige Entlohnun eds⸗ 
ter im — — geregelt. e mit der Ge⸗ 
— des Schiedsgerichtes verbundenen Koſten ſind von der —— 


anſtalt zu tragen. 
— oder Klagen gegen das ſchiedsgerichtliche Erkenntniß ſind 
nicht zulã 


Civilproceßordnung. 12 
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Zur Bollftredung bes fchtebsgerichtlichen Erkenntniſſes ober eines 
vor dem Schiebögerichte geſchloſſenen Vergleiches tft das zuftändige Gericht 
des Schuldners berufen. - 

Entfhädigungsaniprühe gegen die Berfiderungsanftalt find vor 
Ablauf eines Fa von der Buftelung des im 8. 86 bezeichneten Be⸗ 
ſcheides an den — bei Vermeidung des Ausſchluſſes mittelſt Klage 
vor dem Schiedsgerichte zu erheben. 

Nach 8. 39 des G. v. 30. März 1888, R. G. B. Nr. 38, betr. die Rranken⸗ 
verſicherung der Arbeiter, hat das Schiedsgericht der Unfallverſiche⸗ 
rungsanſtalten auch als Schiedsgericht für die Caſſenverbände zu dienen. 
—* haben die Beſtimmungen bes 8. 38 Abſatz 4 und 5 des Geſetzes, 
betr. die Unfallverficherung der Arbeiter, Anw g zu finden. — Die 
Anfprüche einer Verbandscaſſe gegen die andere find bei Vermeidung 
des Ausſchluſſes vor Ablauf eines Jahres nad Eintritt der Yälligkeit 
mitteld Klage vor dem Schiedßgerichte zu erheben. 

Die Verorbnung des Minifters des Innern im Einvernehmen mit dem 
AYuftizminifter v.10. April 1889, R. G. B. Nr. 47, womit nähere Beftim- 
mungen über die Schiedögerichte der Unfallverfiderung3- 
anftalten getroffen werben, trifft in Ausführung des 8.38 des G. v. 
28. Dec. 1887, R. G. B. 1888 Nr. 1, in Betreff der Seiedögeriähte der Unfall- 
verfiherungsanftalten nachfolgende Beltimmungen: 

8.1. Für jede in Gemäßheit des Geſetzes v.28. Dec. 1887, R. G. B. 1888 
Nr. 1, betr. die Unfallverſicherung der Arbeiter, errichtete Verſicherungs⸗ 
anftalt wird an dem Sie derfelben ein Schiedsgericht errichtet. 


8. 2. Das Schiedsgericht befteht aus einem ftändigen Vorſitzenden, 
4 Beifigern und den nöthigen Stellvertretern. Bon den Mitgliedern des 
Schiedsgerichtes darf Feines dem Vorftande der Verficherungsanftalt anges 
hören, oder in dem Dienfte berfelben ftehen. 

Der Borfigende und fein Stellvertreter wird vom Yuftizminifter im 
Einvernehmen mit dem Minifter des Innern aus ber Zahl der richterlichen 
Staatsbeamten ernannt. 

Bon den Beiſitzern werben 2, fowie ihre Stellvertreter, welche 
fämmtli — gebildete Verſonen fein müſſen, von dem Minifter bes 
— a vernehmen mit den betheiligten Miniftern in das Schiebs- 
gericht berufen. 

En Beifiter und fein Stellvertreter wirb von den verſicherungs⸗ 
pflichtigen Betriebsunternehmern, der lebte Beiſitzer und fein Stellver- 
treter von den Berficherten gewählt. 

8. 3. Die Wahl der von den 


r 
tzteren gen Beit (8. 16 Alinea 1 des Muft 

Der Gewählte kann 

wenn er über — alt iſt, oder wenn er an einem die Amtsführung 

— körperlichen Gebrechen leidet, oder wenn er unmittelbar vor 


die politiſche Landesbehörde, in 
Berfiherungsanftalt Iiegt, endgiltig. 

8. 4. Die Berufung der von bem Minifter des Innern zu ernennenden 
Beifiger und ihrer Stellvertreter erfolgt für die mit ber cttiondbauer 
der gewählten Beifiger zufammenfa Bett (8. 8). 


Art. XO. 179 


ie Ernennung bes Gh Tea * feines GStellvertreters 


Der von den Verſicherten gewählte Beiſitzer und fein Stellvertreter 

— — für um jebesmalige Function eine Entlohnung in ber 
orm bon 

Die Höhe ae kletsgefber wird von der anfalt Ken Banbesbehörbe, 
in deren erimalttungsgebie‘ bie se leer — ren Sig hat, nad) 
ran der Berfiherungs 

8. 7. Die Eonftitutrung Mr & ——* a Igt durch den Bor 
figenden , weldjem die ernannten un — lieder durch die 
— jöe San eng örde, in deren Bermal — die Verſicherungs⸗ 


Be edlen zu geben find. 
at hen eier erichtes unb ihre Stellvertreter haben vor 
Antritt ihres mie — be Horfipeuden ar enden Hanb Ausübung i 
Amtes durd) einen dem i orfigenben ben ; nden Handſchlag zı zu u geloben 


andlung ber "Streitfache nicht "eingelaffen "Bat, abgelehnt werben, 
Be ns Gchnbe vorliegen, — gegen ihre Unbefangenheit ober Unpartei- 


Iichleit Bedenken zu erweden find. 
— * Erken een u einen — mungsantrag nicht an, 


ſo hat das Se —— — Ausſchluß des * hnten Mitgliedes und 
6 un 
mit Bel ke ung eg: Hirn in nicht Öffentlicher Sitzung hierüber 


zu ent 
11. Das rd dar nn ae el: Blich zuftändt 
8. 8 \ e —ã 8: 


1. Zur re er⸗ 
hode gen von berfeben ph enerannden Gil — * 

in Be er Eigenſchaft a t Verband der 
Venietan en zur — über alle sn * Verbandecaſſa 
an die — obenen Anſprũ 


. 12. En prüce die 8: du find 
— lauf eines tigung ae Anfı ee, uftellung 
Beicheides der —— durch welchen die 8 


12* 


180 Geſetz vom 1. Auguft 1805, R. G. B. Nr. 112. 


Be oder. ber Entf Ti Sanfpruc en die Minderung 
ober tufoebung ve feftget e üten Rente and ausgeſprochen wurde, bie enprüde 
einer Berbanbscafia an die andere vor A lauf eines Jahres nad) Ein 
der Fälligteit des ende bei Vermeidung bes Ausſchluſſes nis 
Klage vor dem Schiebögeri te zu — 

18. Die ec bat eine P te Darftellung des Streitfalles > 
die eichnun eltend den Beweismittel zu 
Urkund nn Mn fin in u er in Auf —— 

lage iſt entweder jr in — 
— mündlich bei dem tzenden des Schiebsn Ihtes ji Ben 
oko geben. 
it Eine Malen er Ergänzung der Klage Hat ber Borfißende 
0 ae 
. Der — des —— hat eine — 

auge — eine Fe ee — u en Dr 
er 8beilagen dem Hagen mi ber Weiſung 8 zu — 

einer durch Angabe ſKtalendertages zu A De Friſt, bere 
——— der Vorſitzende ur — — & en beiniligen 
Tann, feine Einwendungen in vr der Ausfertigun ng far! ich zu erftatten. 

ne — —— der Einwendungen hat der —— dem Klaͤger 

een 


nothw — — els, a — 
von Bewe — en Au — von Beweiſen, 

in der mündl bear ht thunlich erfcheint, ſowie über Bunt 
sm 4 der — ve — ud, von a bes wahren © 


g9 

8. 16. Nach Durchführung des oe ahrens —— die one ng 
d enden bes ebögerichtes. 
usſchreibung der Verhandlung ee u — wenn das 
———— nicht, öffentlicher Sitzung In beietieht, baß bie Klage wegen 
Incompetenz des Schiedögerichtes oder wegen der von dem Beklagten 
su Bean ten Berfä — der geſetzlichen Seife, zur Erhebung der Klage als 

zur geeignet zurückzuweiſen fei. 
erhandlungen vor dem Schieds erihte find nah den 
Geurbfäpen ber Veffentlich eit, Mündlicgleit und Unmittelbarleit des 
Sergei > zusage ren. 


d jachg —ã— 

er e zu tragen. Ihm obliegt insle onders bie Berti —— über 
ar eine Des bes ei die Bernehmung der Parteien und die 

ufnahme der B 

Der Borft er N ubhaht bie en BT, und ift berechtigt, im 
Falle einer größeren Ungebühr eine G ne t8 zu 10 fl. ober eine 
er hie 5 u 24 Stunden zu verhäng i 
19. Der Borfigende tft —— — Anwendung ber für * 

* ren geltenden Vorſchriften hecdehpen und —— 
ait nbrodung von "ER geln vorzuladen Diele 
Perſonen, fomwie die — a nzuvdernehmen. 

Wenn eine alb bes Amtäftges des Schieds⸗ 
gerichtes tattzufinden bat, fo i “Hat To dh Das das — Gericht um = Vornahme 

Berfelben ‚zu erſuchen. 


Art. SH. 181 


8. 20. Das Schiedsgericht fchöpft feine Erfenntniffe in nicht öffent- 
licher Sigu 


Zur Bellußfaffung ift die Anweſenheit aller Mitglieber erforderlich, 
welche bei der Verhandlung als Schiedsrichter anweſend waren. Der 
Belninn “ nad) ber ‚Stimmenmehrheit auszufertigen 

8. 21. Das Schiedsgericht enticheivet nad) Peiner freien, aus der 
Berhanblmg und aus ber gewifienbaften Prüfung der vorgebr 
Beweiſe — Ueberzeugung, ohne an Beweisregeln gebunden zu Ein 

8. 33. In dem Erkenntniſſe muß, beftimmt ausgeſprochen werden, 
was bie Bartei in ber ade und an NRebenforderungen zu leiften 
—J und welche Anſprüche als unbegründet zurücggewieſen werden. 

Es muß — — ſt a a werben, binnen welcher bie auf- 
erlegte Leiftung cution erfüllt werben foll. Diele 
Fri iſt nach — — bes Falles und nad) Billigkeit zu beſtimmen. 


—— 


men aller 
t haben, 
eine ge⸗ 
igeben. 

1, welche 
den Acten 


a 


men eine 
n tft, fo 
jer Bartet 
ittgleiten, 
rkenntnis 


iſſes oder 
zuſtaͤndige 


unehmen. 
zgerichtes, 
ımmifle in 


Protolkoll 
ſtimmung 


führer zu 


bem Vor⸗ 
m Siegel 


2 g. 82. Für die Art ber Vornahme von Zuſtellungen und die Beur⸗ 
kundung der Zuſtellung der ſchiedsgerichtlichen Ausfertigungen ſind die 
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DEE Buftellung gerichtlicher Erledigungen geltenden Borfchriften maß- 
ge 


8. 38. Infoweit in ben vorftehenden Paragraphen nicht befonbere 
Anordnungen gerzelien find, ift das Schiebögericht an ein beftimmtes 
erfahren nid gen 
8. 34. Der Gerichtshof I. Inftanz, in beflen Sprengel das Schieds⸗ 
ericht feinen Sitz hat, — die Kanzleigeſchäfte des nein. 
Hm obliegt insbeſonders die Webernahme ber für das Schiedsgericht 
beftimmtien Eingaben, die Wusfertigung ber von dem Schiedsgerichte 
Ir binauszugebenden Berfügungen, bie Beforgung, die Ueberwachung 
er orbnungsmäßigen BZuftelung derfelben und die Aufbewahrung ber 
Ücten des Schiedsgerichtes. Aud hat et für bie Sigungen be3 Schieds- 


8. 36. Die mit der Einrihtung und Gebarung des Schiebögerichtes 
verbundenen Koften find von der Berficherungsanftalt zu tragen. 


‚. Schiedsgerichte für Bruderladen. 8. 19. Um Eibe eines 
jeden Revierbergamtes wird ein Schiedsgericht errichtet. 

Dasjelbe befteht aus einem ftändigen Borfigenben, 4 Beifitern und 
den nothwendigen Stellvertetern. 

Der Vorfigende und feine Stellvertreter werden aus ber Zahl ber 
öffentlihen Beamten über Vorfchlag des Nevierbergamtes von der Berg⸗ 
hauptmannſchaft ernannt. i 

Zwei Beifiger und deren Stellvertreter werden von bem Borfigenden 
aus der Zahl der im Revierbergamtsbezirte anjälfigen Werksbeſitzer oder 
Werksleiter berufen und 2 von ben Bruderladevorftänden gemählt. 
Die Berufung, — Be geſchient auf 4 Jahre. Je nach 
2 Jahren ſcheidet Die Hälfte der Beiſitzer und ihrer Stellvertreter aus. 
Die ausfcheidenden Beiliter, beziehungsweife Stellvertreter Tönnen neuer⸗ 
dings berufen, beziehungsmeife gewählt werden. 

Betrifft die zu entfcheidende GStreitangelegenheit eine Bruderlade, 
welcher einer ber Beifiger ala Werksbeſitzer, beziehungsweiſe ala Werks⸗ 
—— als Mitglied angehört, fo hat der Stellvertreter an jeinerftatt 
einzutreten. 

8. 20. Das Schiedsgericht iſt in allen aus dem derung 
niffe entftehenden Streitigkeiten zwifchen ben Bruderladen feines Bezirkes 
untereinander, fowie zwiſchen den Mitgliedern oder Propiftoniften einer⸗ 
eit3 und den Bruderlaben feines Bezirkes anderſeits ausschließlich zu⸗ 
tändig. Zur Entfcheidung von Streitigkeiten, welche aus dem Verſiche⸗ 
rungsderhältnifie — derladen verſchiedener Revierbergamtsbezirke, 
ſo wie zwiſchen Mitgliedern oder Proviſioniſten der Bruderlade eines 
Revieramts — und der Bruderlade eines anderen Revierbergamts⸗ 
bezirkes entſtehen, tft das Schiedsgericht jenes Revierbergamtsbezirles berufen, 
in welchem der belangte Theil Seinen Wohnfis, beziehungsweiſe Sitz bat. 


Art. XIII. 183 


Rechtömittel — K en das ser Erlennini find 
nicht zulaͤſſig. Bere chung des ſchiedsgerichtl Erkenntniffes 
oder eines vor chte ——— Vergleiches iſt das 
ordentliche Gericht des —** zuſtaͤndig. —** vor dem 
RE wird im Verordnungswe Bee gereg * 
v. 17. Jänner 1890, R. ©. 14, ont einige — 

des —* v. 28. Juli 1889, R. @. B. Nr. 187, betr. die Regelung 

Berhältniffe der nach dem allgemeinen Berg efebe errichteten oder noch 
zu errichtenden Bruberlaben getroffen Meder) 

6) Die — — und Gewerbekammern entſcheiden in Folge 
eines von ben Betheiligten geſchloſſenen Uebereinkommens und Ba A 
der diesb eügtien | — orſchriften als Schiedsgericht in — 
tigkeiten über Handels- und Gewerbeangelegenheiten (G. dv. 
29. Juni 1868, R. G. B. Nr. 85, betr. die Droanikkuns der Handels⸗ und 
Gewerbefammern, 8.2 Bd). 

Für den Fall, als fi die Parteien dem im Reglement vorgejehenen 
SOlenzueziüte unterwerfen, ift basfelbe zur Entfheidung von 
Streitigleiten aus Lagerhausgeſchäften En Berufungen 
gegen enntniffe des eb3gerichtes KuD — zuläffig. — Klage 
auf Ungiltigleit des Schtebsipruches ift binnen der u 
von acht Tagen nach der Buftellung bei — ordentlichen Richter erfter 

Inſtan u welcher zur Entſcheidung in der Hauptſache berufen wäre, 
ſchriftlich ——— Sie muß mit der Unterſchrift eines Advocaten 
verjehen Durd; die Erhebung der Klage auf Ungiltigleit eines 
— wird die en desfelben nicht — (Geſ. v. 
28. April 1889, R. G. B. Nr. 64, 8. 11). — (Siehe die Motive auf S. 74). 

Schiedsgericht für a feiten aus dem Frachtgeſchäfte der 
Eiſenbahn— Damptfdifffahrts- Unternehmungen in 
Wien, ®. d. M. d. Yuftiz und ber Sinanzen v. 19. Mat 1875, R. G. B. 
Nr. 78. — Bergl. 8. 59 C. BP. 0. 


Art. XIII. Unberührt bleiben die Vorfchriften über 
Die LIED GENE welche im 8.2, 8.7 und in 8. 6, 
Abſatz 1 bis 3 des Börjengejehes vom 1. April 1875, 
R. G. B. Nr. 67, enthalten find.') 

Der lebte Abfah des 8.6 des genannten —* — tritt 
außer Wirkſamkeit. Ferner verlieren die Börſenſchiedsge— 
richte die ihnen durch ſtaatlich genehmigte Statuten einge- 
au Befugnis, die Erecution ihrer Schied3jprüche zu be- 
willigen. 


2) Börfengefeg vom 1. April 1875, R. G. B. Nr. 67. 

8.2. Für jede Börfe muß auf Grund diefes Geſetzes ein befonderes 
Statut feftgeftellt werben, welches der Genehmigung des Finanz⸗ und des 
Handelömtnifteriums bedarf... . . 

Das Statut muß insbeſondere beftimmen: 

8.7. Die Art der Sala aus und Entiheidung von Streitigkeiten, 
bie a auf —— * (8. 12) beziehen. 

8.6. Sofern durch das Statut zur Entſcheidung Über Streitigkeiten 
En nijenei@äfte ein Schiedsgericht beftellt wird, find im Statut genau 
eftzuftellen ® 

1. Die Urt der Zuſammenſetzung des Schiedsgerichtes; 

2. defien Wirkungstreis und das Verfahren vor demfelben ; ; 
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8. die No i 
FARB cr gr iapde ee en — —— 
Durch das Statut an Dekan! werben, daß Streitigkeiten aus 
Börfegefchäften, wenn bie nichts anderes ſchriftlich vereinbart 
baben, durch das — 5—— t ausgetragen werben müſſen. 

Berufungen gepen enntniffe der durch das Statut der Börfe ein- 

gelegten Schiedsgerichte find nicht zuläffig. 

(Abi. 4, betreffend die Ungiltigleitätiage tft aufgehoben.) 

Art. XIV. Die Wirkfamleit der Börfenfchiedsgerichte 
fann in dem Börfenftatut in der Richtung erweitert werden, ') 
daß dem Börjenfchiedsgerichte auch Streitigkeiten aus Waren- 
geihäften unterworfen werden, die außerhalb der Börfe ge- 
Kalle wurden, jedoch lediglich unter nachftehenden Voraus⸗ 
eßungen: 

1. Jeder der Streittheile muß entweder ein Drgau ber 
öffentlichen Bermwaltung oder eine Handelsgeſellſchaft oder 
Erwerb3- oder Wirtſchaftsgenoſſenſchaft oder ein Mitglied 





Art. XIV. In Ziffer 3 des Artikels XIV bat der Aus- 
ſchuß zwifchen jenen Perfonen unterfchteden, welche im Gefchäfts- 
eben ftehben und bon denen man daher annehmen kann, daß fie 
ſich über die Tragweite einer concludenten Handlung, durch welche 
fie fih dem Schiedögerichte unterwerfen, Har find — und folchen, 
bei welchen dieſe Vorausſetzung nicht zutrifft. 

Diefe letzteren müſſen fih in einem ſchriftlichen Schiedsver⸗ 
trage dem Ausfpruche des Schiedsgerichtes unterworfen haben, 
damit jeder Zweifel darüber ausgefchloffen ift, daß e8 ihre wirk⸗ 
liche Willensmeinung war, biefe Unterwerfung zu vollziehen. 
Der Ausschuß war der Meinung, daß durch diefe rigorofere Form 
der — unter das Schiedsgericht verhindert werden 
wird, daß in Zukunft die Unwiſſenheit benützt würde, eine Unter⸗ 
werfung unter das Börſeſchiedsgericht zu erzielen, die von dem 
Betreffenden nicht gewollt war. Die bloße Annahme eines 
Schlußzettels, welcher mit dem Vermerk verſehen iſt, daß Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten aus dem Geſchäfte vom Börſeſchiedsgerichte zu ent⸗ 
ſcheiden find, kann daher bei Perſonen, die mit den Beſtimmungen 
des Handelsrechtes und mit den Geſchäftsgewohnheiten nicht ver⸗ 
traut find, nicht als ein genügend verläßliches Moment angeſehen 
werden, auf welches bin man eine Unterwerfung unter das Börfe- 
fhiedSgericht unbedingt annehmen kann. Anders jedoch bei Kauf- 
leuten. Es unterliegt wohl feinem Anftande und birgt auch gar 
feine Gefahr in fih, wenn die Unterwerfung von Kaufleuten unter 
das Schiedsgericht ſchon als vollzogen angefehen wird durch die 
Annahme eines Schlußzetteld, welcher mit dem oben bezeichneten 
Vermerk ausgeftattet tft. 

Der vorlegte Abſatz des Artilel8 wurde auf Antrag des 
Abgeordneten Eugen v. Abrahamowicz eingefügt, welchem die 
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oder Beincer einer Börje oder eine ſolche Berfon fein, die 
fih berufsmäßig mit der Production, dem Handel oder der 
Verarbeitung jener beweglichen Sachen beichäftigt, die den 
Gegenftand des Gefchäftes bilden; 

2. das Gefchäft, welches Gegenftand des GStreites vor 
dem Sciedögerichte ae muß fih auf Waren beziehen, die 
an den betreffenden örſen gehandelt werden dürfen; 

3. beide Theile müfjen ſich beim Abſchluſſe oder vor 
Abwicklung des Gejchäftes in einem fchriftlichen?) Schieds⸗ 
vertrage dem Ausſpruche des Scied3gerichtes unterworfen 
haben; protofollirte Kaufleute und Mitglieder oder Beſucher 
einer Börfe werden dem Schiedögerichte ſchon durch die un- 
beanftändet gebliebene Annahme eines Schlußbriefes unter- 
worjen,?) in dem die Beitimmung enthalten tft, daB Rechts⸗ 
ftreitigfeiten aus dem Geſchäfte von dem Börfenjchieds- 
gerichte zu entjcheiden jind.*) 

Falls eine der Parteien den landwirtichaftlicden Berufs- 
freifen angehört, Hat das Schiedögericht die erhobene Klage 
auf Antrag oder von amtswegen als zum ſchiedsgerichtlichen 
Verfahren nicht geeignet zurüdzumeilen,) wenn da3 Waren- 
geichäft, das den Gegenftand des Streites bildet, in offen- 


Majorität des Ausfchuffes beitrat. Diefer Abſatz bezweckt, zu ver- 
hindern, daß Berfonen, die den landwirtſchaftlichen Berufstreifen 

angehören, fi über ihre thatfählichen Geſchäftsbedürfnifſe hin⸗ 
a engagiren, oder mit anderen Worten, fi dem Differenzfpiele 
ingeben. , 

Bezüglich der Perfonen, die den landwirtſchaftlichen Berufs⸗ 
freifen angehören, wurde zunächſt im Ausſchuſſe die biel weiter 
gehende Abficht ausgefprochen, diefelben durch eine gefegliche Be⸗ 
ſtimmung ganz allgemein als unfähig zu erklären, fich den Börfe- 
ſchiedsgerichten zu unterwerfen und fie dadurch vor allen Nach⸗ 
theilen zu f Hit welche ihnen die Unterwerfung etwa bringen Tönnte. 

Der Mehrheit des Ausichuffes ſchien jedoch diefe Abficht eine 
zu Weitgehende zu fein. 

Wiewohl demnach der Ausfhuß den allgemeinen Ausfchluß 
der landwirtichaftlichen Berufskreife nicht genehmigen konnte, fo 
trat er dennoch dem Antrage Abrahamowicz in der Erwägung 
bei, daß durch denfelben die den Landiwirtfchaftlichen Berufskreifen 
angehörigen Perſonen an dem Börfefpiel wirkſam verhindert wer⸗ 
den würden, und daß auch Hintangehalten würde, daß dieje Kreife 
von Agenten zum Spiele verleitet werden, eine Befürchtung, welche 
von mehreren Seiten durch thatfählihe Vorkommniſſe in dieſer 
Richtung begründet wurde. (A. B., S.7 u. 8) 
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barem Mißverhältniffe zum Iandwirtichaftliden Betriebe der 
betreffenden Partet fteht. 

Das Börfenftatut Tann beftimmen, dab die im — 
Abſatz, 3. 1, und im vorletzten Abſatze enthaltenen Be⸗ 
ſchränkungen auf Uusländer) Teine Anwendung finden. Auch 
fann im Statut feftgejebt werden, daß Ausländer dem Börien- 
ſchiedsgerichte ſchon durch die unbeanftändet gebliebene An⸗ 
nahme eines Schlußbriefes unterworfen werden, der die Be- 
ftimmung enthält, daß Nechtöftreitigleiten aus dem Gefchäfte 
von dem Börjenjchiedsgerichte zu entjcheiden find. 

2) Weber den Kreis ber Börfegefchäfte 8. 12 Börf. Gef. „Als Börfe- 
geichäfte find jene Senane anzufehen, die in öffentlichen Börjelocale 
in ber feftgefesten Börfezeit (8. 3) über folche Verkehrsgegenſtände ge- 
fchloffen worden find, welche an der betreffenden Börfe gehandelt und 
notirt werden dürfen.“ 

2) 8,884 0.6.6.8. 

2) Analog $. 88 Ubi. 2 J. N. 

) —— wegen Ungiltigkeit des Schiedsvertrages, 
Art. XXIII B3. 1. 

5) Sonſt —— Art. XXIII 3.3. Zuſtändigkeit der 
orbentlihen Gerichte Urt. XXIV. 

®) Art. XXIX. 


Art. XV. Zur giltigen Zufammenfegung!) jedes Börfen- 
Ichiedsgerichtes iſt es erforderlich, daB demjelben ein Secretär 
zugezogen wird. Diejes Amt ift von Beamten der Börfen- 
fammer zu verjehen, die zur Ausübung des Richteramtes be⸗ 
fähigt, von der Börfenfammer angeftellt und von dem 
Sinanzminifterium im Einvernehmen mit dem Auftizmini- 
jterium beitätigt find. 

Der Secretär des Börjenfchiedsgerichtes nimmt die Kla- 
gen entgegen, gibt den Parteien die nöthige Anleitung, über- 
wacht das Zuftellungswefen, beforgt die nothwendigen jchrift- 
lihen Aufzeichnungen während der Verhandlung, nimmt an 
den a des Schiedsgerichtes mit berathender 
Stimme theil und fertigt die Erfenntniffe des Schieds⸗ 
gerichtes aus.?) 

») Art. XXIII 8.7. 

?) Art. XXI QAbf. 1. 

Art. XVI. Berfonen, welche nicht Mitglieder oder Be- 
jucher der Börfe find,!) haben das Recht, die Schiedsrichter, 
welche fie zu bezeichnen haben, aus einer Lifte von Perjonen 
zu entnehmen, die der Börfe nicht angehören. Diefe Tifte 
hat einen im Börfenftatute feftzufebenden Theil der Geſammt⸗ 
zahl der Schiedsrichter zu enthalten. 
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Die in diefe Liſte aufzunehmenden Perfonen find von 
den Handels- und Gewerbelammern, nöthigenfall3 nad) Ein- 
vernehmung von Gewerbegenofienfchaften, von den Landes⸗ 
ceulturräthen oder von den Landwirtichaftsgefellichaften zu 
benennen. Diejelben müflen am Orte des Schiedägerichtes 
ihren Wohnſitz oder Aufenthalt haben. 

Die näheren Beitimmungen über die Anlegung und Er- 
gänzung diejer Lifte, insbejondere über die behufs Bildung 
derjelben einzuvernehmenden Körperfchaften, über die Quali⸗ 
fication der in die Lifte aufzunehmenden Perſonen, fowie 
über die Dauer ihrer Function al3 Schiedsrichter find im 
Verordnungswege zu erlafjen. 

Die Liite ift im Locale des Schiedögerichtes anzufchlagen. 

Das Börfenftatut Hat für den Fall Beftimmungen zu 
treffen, als die Befugnis, aus diefer Lifte Schiedsrichter zu 
wählen, nicht rechtzeitig ausgeübt wird, oder die gewählten 
Schiedsrichter zur Verhandlung nicht erjcheinen. 

Wenn das Schiedögericht aus Mitgliedern oder Be—⸗ 
fudern der Börſe und aus Perjonen zufammengejegt fein 
joll, die der Vörſe nicht angehören, und die Schiedsrichter 
fi über den Obmann nicht einigen können, jo ift derjelbe 
von dem Präfidenten des Schiedärichtercollegiumd nach der 
Reihenfolge der Streitfälle abwechjfelnd aus der Bahl der 
der Börje angehörenden Schiedsrichter oder aus den in die 
Lifte aufgenommenen Schiedgrichtern zu ernennen. 

2) 8.2 8.2 Börf, Geſ. 


Art. XVIL Das Berjahren vor den Schiedsgerichten 
wird durc das Börfenftatut?) geregelt. Auf dasjelbe haben 
die 88.587 His 599 C. P. D. Leine Anwendung; jedoch find 
die ve ——— den Statuten zu Grunde zu legen. 

1) 8. 2 Börſ. 


Art. XVIII. Das Börſenſtatut hat Beſtimmungen über 
die Zuſtellungen zu enthalten, welche geeignet ſind, die ver⸗ 
läßliche Beſorgung derſelben zu gewährleiſten.) Ebenſo hat 
das Statut die Gründe feſtzuſtellen, aus denen ein Mitglied 
des Schiedsgerichtes von den Parteien abgelehnt werden kann.?) 
Das Statut hat Borfchriften über die Aufnahme von Ber- 
gleichen zu enthalten.?) 

i 1) Art. XXIII 8. 4. 

%) Yrt. XXIII 8. 6. 


3) Art. XXI Abi. 2. Außerdem Beflimmungen über jtatiftifche Aus⸗ 
weife Urt. XXVI. 
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Art. XIX. Die Verhandlungen des Schiedsgerichtes 
find öffentlich.) In Anfehung der Ausichließung der Deffent- 
He ae die Vorſchriften der Civilproceßordnung (88. 172 
un 3 

Sm Falle die Deffentlichkeit ausgeichloffen wird, hat jede 
der Barteien das im 8.174 C. P. D. beftimmte Recht. 

Dem Obmanne des Schiedsgerichtes fteht die Sitzungs⸗ 
polizei im Umfange der 88. 197 und 198 C. P. O. zu?) 


2) Nichtigkeitsbeſchwerde Urt. XXIII 2.8. 
?) Keine Strafbefugnis 88.19, 200 E.B.D. 


Art. XX. Die Parteien find berechtigt, fich bei der Ver⸗ 
Handlung vertreten zu laſſen. Als Parteienvertreter find vor 
dem Schiedägerichte die in die Lifte auf Grund des Art. XVI 
aufgenommenen Perſonen, Advocaten, Öffentliche Gejellichafter, 
Procuriften, Handlungsgehilfen und fonftige Angeftellte der 
Parteien, ferner Mitglieder oder Beſucher der Börje und ger 
richtlich bejtellte Suratoren und Abhandlungspfleger zugulafien. 


Art. XXL Der Obmann des Schiebögerichtes und der 
Gecretär!) haben für die richtige Ausfertigung des Erkennt⸗ 
niſſes Sorge Zu tragen. Die Ausfertigung hat die Namen 
ſämmtlicher Schiedsrichter auszumweifen, welche an der Ver⸗ 
handlung theilgenommen haben. Dieſelbe ift vom Obmanne 
und dem Oecretär zu unterzeichnen. 

Die vor dem Schiedsgerichte abgejchloffenen Vergleiche 
find nur giltig, wenn fie von beiden Barteien unterjchrieben find. 

I) Art. XV. 


Art. XXII Das Schiedögericht Tann Parteien, Zeugen 
und Sachverſtändige unbeeidet vernehmen. Bft eine eidliche 
Bernehmung der Partei!) oder die Veeidigung eines Zeugen 


Art. XXII Syn den Fällen, in denen es fih um einen Eid 
oder eine eidliche Vernehmung der Parteien, Zeugen oder Sach⸗ 
verftändigen handelt, muß das Schiedsgericht jenes Bezirksgericht 
um die Vornahme erfuchen, in beffen Sprengel die zu vernehmtende 
oder zu beeidigende Perjon wohnt oder fi aufhält. Es bedarf 
wohl feiner Rechtfertigung, daß dasfelbe zu gefchehen bat, wenn 
fi eine Partei, ein Zeuge oder Sacdhverftändiger weigert, fich ver⸗ 
nehmen zu laſſen, weil die Zwangsmittel, welche dem ordentlichen 
Richter zuftehen, ben Börfenichiedögerichten wohl nicht zugefprochen 
werden können. Abgefehen von diefen Fällen ift noch durch einen 
befonderen Sag der Fall geregelt, wenn die Beweisaufnahnte 
außerhalb des Ortes ftattfinden fol, wo das Börjenichiedsgericht 
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oder Sachverftändigen nothwendig oder weigert ſich eine 
Partei, ein Zeuge oder Sacdjverftändiger, jich vernehmen zu 
laſſen,“) fo ift jenes Bezirfögericht, in deffen Sprengel die zu 
vernehmende oder zu beeidigende Perſon wohnt oder fich 
aufhält, um die Vornahme zu erjuchen.?) 
Ein folches Anſuchen Tann auch geftellt werden, wenn 
die Beweisaufnahme außerhalb des Ortes ftattfinden joll, wo 
das Schiedsgericht feinen Stk hat. 

2) 8.877 C. P. O. 

®) —— zu erſcheinen. 

— 3) h — —— für die Ausführung des Erſuchens, Art. XIII 

Art. XXIII. Ein Erkenntnis des Börſenſchiedsgerichtes 
kann mittels Nichtigkeitsbeſchwerde angefochten werden: 

1. wenn der Schiedsvertrag ungiltig iſt; ) ein Schieds⸗ 
vertrag iſt insbeſondere ungiltig, wenn der Beſchwerdeführer 





ſeinen Sitz hat. Für dieſen Fall iſt es nämlich in das Ermeſſen 
des Schiedsgerichtes gelegt, das betreffende Bezirksgericht zu re⸗ 
quiriren, oder die Beweisaufnahme dadurch zu vollziehen, daß ſich 
das Schiedsgericht ſelbſt an jenen Ort begibt, wo der Beweis auf⸗ 
zunehmen iſt. Es find Fälle denkbar, in denen die Streitſache 
dadurch einfacher, raſcher und auch mit geringeren Koſten erledigt 
wird, daß das Schiedsgericht felbft außerhalb des Ortes ſeines 
ordentlichen Sites die Beweiaufnahme vornimmt, fo 3.8. wenn 
ein Augenschein in der Nähe der großen Berlehrscentren, an einer 
Wafferftraße oder an einer Eifenbahnftation nicht allzumeit von 
dem Site des Börfenfchiedsgerichtes vorzunehmen ift und ed im 
Intereſſe beider Parteien Tiegt, daß diefer Augenfchein fofort von 
den SchiebSrichtern felbft vorgenommen werde. (A. B., ©. 12.) 


Art. XXIII. In dem Art. XXIII bat die Herrenhaus- 
commiffion zunächft die Zahl der Nichtigkeitögründe um drei neue 
vermehrt. Es foll das Erkenntnis des Börfenfchied3gerichtes mittel 
Nichtigkeitsbeſchwerde angefochten werden fünnen, wenn der Schieds⸗ 
vertrag aus irgend einem Grunde ungiltig N ALS ein befonderer 
Fall der Ungiltigkeit wird in der neuen Ziffer 1 des Art. XXIII 
ein Borlommnis ind Auge gefaßt, auf welches der Permanenz- 
ausfchuß des Abgeordnietenhaufes® und die Permanenzcommiffion 
des Herrenhaufes durch Petitionen aufmerkſam gemacht wurden. 

Es handelt fi nämlih um die Rüdwirkung, welche die 
Verabredung eines cartellirten Unternehmerverbandes auf einen 
Kreis von Eonfumenten ausübt, welche um in den Befit des 
für ihre gewerbliche Production nothwendigen Rohſtoffes oder 
Halbfabrikates zu gelangen, ſich einer Claufel des Schlußbriefes 
unterwerfen müffen, die ihnen das Börfenfchtedögericht aufnötbigt. 
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denfelben mit Rüdficht anf die von Mitgliedern eines Unter- 
nehnierverbandes (Lartell) getroffene Verabredung eingegangen 
ift, wonach für feine gewerbliche Production erforderliche 
Stoffe, Werkzeuge und jonftige Hilfsmittel im inländifchen 
Verkehre nur unter der Bedingung veräußert werden follen, 
daß fich der Käufer in Unfehung der aus dem Gefchäfte ent- 
fpringenden Streitigkeiten einem Börjenfchiedsgerichte unter- 
werfe; auf die Geltendmadhung diejer Ungiltigleit kann vor 
Begiun der fchiedögerichtlihen Verhandlung nicht wirkſam 
verzichtet werden; 

2. wenn das Schied3gericht ſich mit Unrecht für zuftändig ?) 
oder für unzuftändig erllärte; 





Wir folgen im nachſtehenden Citat — mit Auslaffjung der 
fich auf den fpeciellen Fall beziehenden Daten — einer autori- 
tativen Darftelung: „Die betreffende Unternehmerbereinigung ver- 
pflichtet ihre Mitglieder unter Androhung ftrenger Ordnungsſtrafen, 
die betreffende Ware inländifcher oder ungariicher Proventenz nur 
von foldden Parteien zu kaufen, bezw. nur an ſolche Parteien zu 
verkaufen, die ſich bei Abjchluß des Gefchäftes nebft einer Reihe 
anderer Bedingungen der Prorogirung des Schiedögerichted der 
Wiener Börfe (Warenfection) für alle aus dem gedachten Gefchäfte 
entftehenden Streitigkeiten unterwerfen. Wie aus einem an alle 
Mitglieder des Verbandes gerichteten Eirculare zu entnehmen ift, 
bat dasfelbe zur Eontrole der Einhaltung dieſes Schlußbriefüber- 
einkommens einen bejonderen Ueberwachungsausſchuß eingefekt, 
der von der Verhängung der erwähnten Ordnungsftrafen nur in 
dem einen Yale abfehben darf, als ihm der Verkäufer der betreffen- 
den Ware bei rüdgängiger Tendenz innerhalb vier Wochen vom 
Geſchäftsabſchluſſe brieflich anzeigt, daß trotz mindeftens zweimaliger 
fchriftliher Mahnung der unterzeichnete Gegenfchlußbrief vom Käufer 
nicht zu erlangen war. 

. Mer au beim Vorbandenfein folder Umftände eriwartet 
der Verband, daß von dem Berzichte auf den Gegenfchlußbrief nur 
in den äußerften Fällen werde Gebrauch gemadht werben, da ge- 
rade der Verkehr mit einer Firma, die den Gegenfchlußbrief ver⸗ 
weigere, e8 dem Berkäufer wünſchenswert made, ſich das rafche 
Berfahren vor dem Schiebögerichte zu fihern.” . . . . „Sofern 
alfo dieſes Webereintommen von den Mitgliedern des Verbandes 
rejpectirt wird — und die Leitung des leßteren fcheint alles gethan 
zu haben, um diefed Ziel zu erreihen — kann ein Confuntent des 
betreffenden Halbfabrikates diefen Artikel Icdiglich dann beziehen, 
wenn er für alle aus dem betreffenden Geſchäfte entftehenden 
Differenzen die Competenz bes ————— der Wiener Waren⸗ 
börſe anerkennt. Wil er ſich dieſer Bedingung nicht fügen, ſo 
wird er das genannte Product, das er zum Betriebe ſeines Ge⸗ 
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4. wenn die Buftellung der Klage nicht ftatutenmäßig 
erfolgt ift oder einer Partei die Möglichkeit, vor Gericht zu 
verhandeln, Durch ftatutenwidrigen Borgang entzogen wurde; °) 

5. wenn eine Perjon verhandelt Bat, welche biezu geſetz⸗ 
lich nicht befähigt‘) oder nicht berechtigt war;?) 

6. wenn ein auf Grund der Statuten abgelehnter Richter 
an der Berhandlung theilgenommen hat; ®) 

7. wenn das Schiedsgericht nicht ordnungsmäßig zu⸗ 
fammengejegt war; ”) 

8. wenn die Deffentlichleit in ungerechtfertigter Weiſe 
ausgejchloffen wurbe.®) 


Es ergibt fi fohin die Beobadhtung, daß die Dank der 
pofitiven Geſetzgebung fchrantenlofe Bertragsfreiheit auf der einen 
Seite einer organifirten Intereſſengruppe, für den Eompaciscenten 
der Gegenfeite eine wefentliche Einfchränkung der Vertragsfreiheit 
zur Folge hat — eine Eonfequenz, wie fie ſämmtlichen Berabredungen 
wirtichaftlider Elaffenorganifationen eigen tft.” 

Sowohl der Permanenzausfchuß des Abgeordnetenhaufes, als 
auch die Herrenhauscommiffion waren angefichts dieſes Verhält⸗ 
niffed der Meinung, daß zur Wahrung der Freiwilligkeit bei Ein- 

ehung des SchiedSvertrages eine Beftimmung, wie fie jet in 
iffer 1 des Art. XXIII getroffen worden tft, eine Nothwendigteit 
fei, die fih aus der Natur der eben — cartellmäßigen 
Berhältnifſe zum Schutze des anderen Theiles ergebe. Die neue 
Beſtimmung beſchränkt fih aber darauf, die gewerbliche Pro- 
duction zu fügen, weil zunächſt diefe durch Verabredungen der 
angeführten Art esüglich bes Gerichtsftandes in eine Zwangslage 
acht if. Die Conſequenz des Beftrebens aber, für fämmtliche 
Berfonen, welche dem Börfenfchiedsgerichte unterworfen werben 
follen, bie Freiheit zu fichern, fich zu unterwerfen oder nicht, mußte 
zu der weiteren Ausgeftaltung der diesbezüglich vorliegenden ge- 
ſetzlichen Beftimmung führen, nämlich zu verhindern, daß nidht 
etwa bei Abſchluß des Geſchäftes den Eonfuntenten auch noch der 
Verzicht auf die Anfechtung aufoctropirt wird. Deswegen enthält 
gg 1 des Art. II die Beſtimmung, daß vor Beginn der 
chiedsgerichtlichen Verhandlung auf die Geltendmadung der in 
Rede ftehenden Ungiltigfeit wirkſam nicht verzichtet werden kann. 
(Gem. Ber., S. 18, 19.) 
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3. wenn das Schiedsgericht die Klage nicht nach Bor- 
jchrift des Art. XIV, vorlegter Abjag, zurückgewieſen hat; 

Die ee ift beim tshof erfter 
Inſtanz (Handelsgericht),?) in deilen Sprengel da3 Schiebs- 
gericht feinen Si hat, binnen vierzehn Tagen nad) Zuftellung 
des jchiedsgerichtlichen Erlenntnifjes einzubringen. Der Ge- 
richtshof enticheidet nad) Anhörung der Parteien und erforder- 
lichenfall3 des Obmannes und Secretärs des Schledägerichtes 
durch Beſchluß.o) 

Durch die Einbringung der Nichtigkeitsbeſchwerde gegen 
den Schiedsſpruch wird die Execution desſelben nicht ge- 
hemmt. Wenn jedoch die obfiegende Partei durch den Vollzug 
einer Erecutionshandlung oder in anderer Weile fichergeftellt 
ift, oder wenn, foweit im Schiedsſpruche eine Geldletftung 
auferlegt wurde, der fragliche Geldbetrag gerichtlich erlegt 
wird, ift die Execution anf Antrag bis zur rechtöfräftigen 
Entjcheidung über die Sichtigfeitabetitverbe aufzufchieben. 

1) Insbeſ. Urt. XIV 8.8. 

*) Insbeſ. Art. XIV 8.1 u.2. 

3) Bergl. 8. 477 —— BD. 

R re Boldt 88.6, 37 C. P. O. Vergl. 8.477 8.5 C. P. O 

Beral. 8.477 81 C. 8.8. . — 

„ Art. XV, XVI. 

8) 88.172, 173 ©. B.D. Art. XIX. 

9, Ohne Rüdfiht auf den Betrag 8.51 J. N. r 

10) Mecurs 8.514. Entſcheidung über die Koften 8.51 C. P.O.. 

Art. XXIV. Hat fih das Schiedsgericht rechtskräftig 
für end erklärt, oder die Klage auf Grund des Ar- 
tifel8 XIV, vorlegter Abſatz, rechtskräftig zurückgewieſen, fo 
fann das ordentliche Gericht die Verhandlung und Entfchei- 
dung diefer Rechtsſache nicht ablehnen.t) 

)8.46 IN. 


Art. XXV. Wenn der Schiedsfpruch gegen zwingende 
Rechtsvorſchriften verftößt,?) ferner wenn das Schiedögericht 
in Gtreitigfeiten, die nicht aus Börfengefchäften (8. 12 des 
Geſetzes vom 1. April 1875, R. G. B. Nr. 67) herrühren, 
über die Einwendung, daß dem ne Anſpruche ein 
als Spiel oder Wette zu beurtheilendes Differenzgefchäft zu 
Grunde liege, überhaupt nicht oder unrichtig entichieden bat, 
kann das jchiedsrichterlihe Erkenntnis mittel® Klage vor 
dem ordentlichen Richter al3 unwirkſam angefochten und das 
fraft des Erkenntniſſes Geleiftete zurlidigefordert werden. 
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Diefe Klage ift binnen dreißig Tagen nad ns 
des ſchiedsgerichtlichen Erkenntniſſes beim Gerichtsho ng 
Inſtanz (Handeldgericht), in deſſen Sprengel das Schied3- 
ericht feinen Sig bat, zu erheben. Durch die Erhebung der- 
Feiben wird die Execution des fchtedögerichtlichen Erlennt- 
niffes nicht gehemmt, jedoch findet die VBeitimmung des Ar⸗ 
tikels XXIII, Abjag 3, auch hier Anwendung. 
2) Ebenfo 8. 595 3.6 C. P. O. 


Art. XXVI In allen Angelegenheiten, welche das 
Börſenſchiedsgericht betreffen, Hat fich die Börfenleitung an 
das Yinanzminifterium zu wenden, welches im Einvernehmen 
mit dem Juſtiz⸗ und Handeldminifterium und nach Lage der 
Sache auch im Einvernehmen mit dem Aderbauminifterium 
entſcheidet. 

Das Juſtizminiſterium kann jederzeit durch einen Dele⸗ 
girten von der Rechtſprechung des Schiedsgerichtes Kenntnis 
nehmen, die Acten einſehen und ſich vom ordnungsmäßigen 
Gang der Geſchäfte überzeugen. Zu dieſem Zwecke iſt in 
das Statut auch die Beſtimmung aufzunehmen, daß die 
Börfenichiedsgerichte dem Juſtizminiſterium alljährlich genaue 
—— — Ausweiſe über ihre Geſchäftsthätigkeit vorzulegen 
aben 


Durch vorftehende Beſtimmungen werden im Uebrigen 
die geſetzlichen Vorſchriften)) über die ſtaatliche Börſenaufſicht 
nicht berührt. 

1) 8.4 Börſengeſetz. 


Art. XXVII. Die dermalen in Geltung ſtehenden 
Börſenſtatuten ſind, ſoweit fie ſich auf Schiedsgerichte be⸗ 
ziehen, im Sinne der vorſtehenden Beſtimmungen abzuändern 
und binnen drei Monaten nach Kundmachung dieſes Geſetzes 
zur Genehmigung vorzulegen.) 

Beftimmungen über Schiedögericdhte in neuen Börfen- 
jtatuten bedürfen der Genehmigung der im Artikel XXVI, 
Abſatz 1, bezeichneten Minifterien. 

1) Die Peftimmungen über Börfenfchtebögerichte Art. XIII bis XXVI 

treten am 10. Yebruar 1896 in Wirkjanteit. Art. LIV. 

Art. XXVIIL In dem biöherigen along: wirkſam 
bleibt das Geſetz vom 27. April 1873, R. G. B. Nr. 67, 
betreffend das Mahnverfahren, mit folgenden Abweichungen: 

1. Zur Erlaffung des bedingten Zahlungsbefehles find 
auch die Bezirkägerichte in Handels- und Seeſachen zuftändig.*) 
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2. Für die Buftellung des bedingten Bahlungsbefehles 
an den Schuldner (8.7, Abjah 2 des Geſetzes vom 27. April 
1873, R. G. 8. Nr. 67) haben die in ber Eivilproceßord- 
nung fir die Buftellung von Klagen erlafjenen Vorſchriften ) 
zu gelten 

3. Die Friſt für das Anſuchen um Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand?) wegen Verſäumung des Widerſpruches 
6. 14 bes citirten Gefeges) wird auf vierzehn Tage ver- 

ngert. 

4. Die Beftimmung des $. 20 des citirten Gefehes über 
die Competenz der Bagatellgerichte für Handelsſachen wird 
aufgehoben.*) 


rn 2 Abf. 2, 52 I.R. 
88. 106, 107 €. 5 


* x 146—154 € 
aßnberlaheen he Beiätastien Art. XIV E. G. z3. J. N 
geriatfadie 223 Abſ. 2 6. P. O. — Art. XVIII tritt mit Beginn 


der Wirkfamteit ber C. P. O. in Kraft, Art. LIV. 


Geſetz vom 27. April 1873, R. ©. B. Nr. 67. Gitig für alle 
im Reichsrathe vertretenen Rönigrefthe und Länder, mit Ausnahme bes 
Königreiches Galizien und Lodomerien und den Herzogthümern Auſchwitz 
und Bator und dem Großherzogthume Krakau, des Herzogthumes Bulo- 
wina, fowie des Königreiches Dalmatien. 

Mit 3 beider Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzu⸗ 
ordnen, wie folgt: 

8.1. Zur Eintreibung von Forderungen an Geld ober anderen ver⸗ 
tretbaren Sachen Tann der Gläubiger im Wege des —— die 
Erlaſſung eines bedingten Bahfungsbefehles gegen den —5 ichen 
Schuldner begehren, wenn der geforderte Betrag oder der Wert des in 





Art. XXVIII. Die Geſtaltung des neuen Proceſſes ermög⸗ 
licht es, nicht nur das Mahnverfahren in weſentlich unveränderter 
Form beizubehalten, fondern dasfelbe wird auch Hinfichtlich feiner 
eigentlichen und wichtigfien Yunction in Bezug-auf Forderungen 
des täglichen Lebens, welche man nicht zır beftreiten pflegt und 
deren Nichtberichtigung meift auf Nachläſſigkeit oder Vergeſſen 
berubt, durch Feine andere Einrichtung des neuen Procefjed erfegt. 
Sn Oalizien, der Bulowina und Dalmatien ift das Gefeß über 
das Mahnverfahren dermalen noch nicht in Wirkfamleit getreten 
und es ift fraglich, ob ſich die Berhältniffe in diefen Provinzen 
fomweit geändert haben, daß es räthlich wäre, ein Verfahren ein- 
zuführen, welches gegenüber einer weniger achtſamen Bevölkerung 
leicht mißbraudht werden kann. Es dürfte daher ungeachtet des 
berechtigten Wunſches nach möglichfter Gleichförmigkeit des Rechts⸗ 
ganges ſſch empfehlen, vorläufig no an dem Ausfchluffe diefer 
Gebiete aus dem Geltungsbereiche des Gefched über das Mahn- 
verfahren feftzubalten. (Motive, S. 12.) 


Art. XVII 195 


Anfprucd genommenen Gegenſtandes ohne Hinzurechnung von en und 
Rebengebühren die Summe von 200 fl. d. * nicht überfteigt. But 
Sorderungen, welche Überhaupt oder zur Bett bei ben Gerichten nicht 

eltend gemacht werden können, fowie Forderungen aus Wechſeln eignen 

A nicht für das Mahnverfahren. 

8.2. Zur Erlafiung des bedingten Bahlungsbefehles find ausſchließ⸗ 

ih die Bez — —— ie ſtaͤdtiſch⸗ delegirten Bezirks⸗ 

gerichte berufen. (Vergl. Art. XXVIII 8. 1.) 

Zuftändig ift dasjenige Bezirksgericht, in befien Sprengel ber Schulbner 
feinen ordentlihen Wohnſit hat. 

8. 3. Gegen Berfonen, deren Aufenthalt unbelanrt tft, ober an welche 
die Buftellung außerhalb des Sprengels desjenigen Gerichtshofes erfolgen 
müßte, in welchem daB zur Erlafjung des Zahlungsbefehles zuftändige 
Bezirksgericht feinen Si hat, fowie gegen Berfonen, welche der Gerichts⸗ 
barleit des Oberftbofmarichallamtes unterftehen, kann der bebingte Bahlung3- 
befehl nicht erlafien werden. 


8.4 Das Geſuch um Erlaffung bes bedingten Bahlungsbefehles Tann 
mündlich oder ſchriftlich — werden. 

In demfelten hat der Gläubiger: 

1. feinen und des Schuldnerd Namen, Stand ober Gewerbe unb 
Wohnort zu bezeichnen; 

23. den Betrag der Forderung unb ben Rechtögrund berfelben und, 
wenn bie Forderung aus mehreren Boften befteht, den Betrag jeder ein» 
zelnen Boft unb deren Rechtsgrund —— 

Hat die Forderung nicht Geld, ſondern andere vertretbare Sachen 
zum Gegenſtande, jo muß ber Gläubiger in dem Geſuche ben Betrag be⸗ 
zeichnen, den er anftatt berfelben anzunehmen bereit ift. 

Wegen mehrerer Forderungen desſelben Gläubigers wider denfelben 
Schuldner Tann, auch wenn fie nicht in thatfächlichem oder rechtlichen Zu= 
fammenhange ftehen, die Erlaffung des Zahlungsbefehles mit demfelven 
Geſuche begehrt werben, wenn dieſe Forderungen zufammen die im 8.1 
bezeihnete Summe nicht überichreiten. 


— Das Geſuch iſt ohne Anhörung des Schuldners zu erledigen. 
asſelbe iſt zurückzuweiſen, wenn ed den Beſtimmungen ber 88.1 
bis 4 nicht entſpricht, oder wenn ſich aus den Angaben des Geſuchſtellers 

yet ei,“ = ſtatthaft, oder daß 


Rechtämittel, gegen 
(Ausnahme von 


u; 
en nad) Zuftellung 
—— ammt 
zZahlungsbefehles, 
dem vom Richter 
lungsbefehl Wider⸗ 
urch Erhebung des 
mehrerer, in be⸗ 


Forderungen nicht 
»Berichtigung der 
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Hat bie Borberung nicht Gelb, fonbern andere vertretbare Sachen 
zum ee fo ift dem Schulbner in dem Zahlungsbefehle frei⸗ 
= Melen Aus Er Sachen ben in dem Geſuche bezeichneten 

ag 
8.7. Ser gen u Ike ift dem Schuldner und, wenn er gegen 
— Schuldner gerichtet iſt, einem jeden derſelben zu eigenen Händen 
und dem Gläubiger zuzuſtellen. 
® ne — ftell — an der Schuldner dur die Poſt ift umauläffig. 


er u Grin eb er une genügt die von dem aba 
bet * Gerichte mũnd ch abgegebene Erklärung, daß er 
gegen ber en ben —— ee — Der Angabe von Gründen 


ber Das Br der Schuldner rechtzeitig Widerſpruch — ſo verliert 
ee feine Kraft. Dies gilt auch für be ‚dab ber 
iderſpruch nur gegen einen Theil der Forderung gerichtet tft, oder daß 
ee einen wider mehrere Schuldner wegen besfelben Anſpruches er- 
— Zehlungebeleht der Widerſpruch nur von einem der Schuldner 
erhoben wird. 

Bar jedoch durch den Zahlnngsbefehl die Berichtigung mehrerer, * 
befonderen Geldbeträgen ausgebrüdten Forderungen gejonbert 2 
worden, und wurde der Widerſpruch ausdrücklich nur gegen die eine o * 
die andere diefer Forderungen erhoben, fo bleibt De —— in 
Anſehung der übrigen und der auferlegten Koſten in 

8.10. Von dem rechtzeitig erhobenen Wiberipruce find der Gläubiger 
und der Schuldner zu verjtändigen 

Ein lg erhobener Biheriprud ift mit Hinweiſung auf die ver⸗ 
ftrihene Sri Man Deilen; einer Verftändigung des Gläubigers bedarf 
es in diefem Yale nicht 

8.11. Die Koften ber Erlaffung bes bedingten J ſind, 
wenn gegen denſelben rechtzeitig en erhoben von dem 
Gläubiger zu tra neh, und es tft bemjelben der Erfah ber Koften des 
— — falls er vom Schuldner ee wird, in dem bom 

Richter zu beftimmenben Betrage aufzuerlegen. 

Wird infolge des Widerfpruches Rlage erhoben, fo ift über bie aus- 
ee ofen des Mahnverfahrens, wie über einen Theil ber Koften 

es Rechtsſtreites zu erkennen. 


8.12. Gegen die Beſcheide, wodurch der Widerſpruch zurückgewieſen 
und En Glaubiger der Erfah der Koften des Widerfpruches auferlegt 
wirb, ift der Recurs — — Friſt von 8 Tagen zuläffig. — (Ausnahme 
von g. 521 C. P. O.) 


8.13. Das Anſuchen um Erlaſſung des Hahlungsbefehles hat in 
Betreff der Anhängigleit ber Streitfahe bei Gericht und ber Unter- 
brechung der Verjährung die Wirkung einer Klage; auf die Begründung 
bes Berichtäftanbes der Widerflage und ber zufammenhängenden ©treit- 
fachen jedoch iſt dieſes Anfuchen ohne Wirkung. 

Tritt der Bahlungsbefehl durch Erhebung des Wibderfpruches außer 
Kraft, fo hi * Berjährung bis zur Erhebung bes Widerſpruches als ge⸗ 
hemmt anzuſehen. 

8. 14. Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen unver⸗ 
ſchuldeter Verſäumung der Fri ns zum Widerfpruche ift binnen 8 Bagen, 
nachdem dem Schulbner bie Berfäumung belannt geworden und 
Hindernis weggefallen ift, anzu . Die Bewilligung ber Wieder⸗ 
— at die Wirkung des Widerfpruches, ohne daB es De neuer⸗ 
lichen Echebung desſelben bedarf. — (Bergl. Urt. XXVIII 8. 8.) 
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Iſt von dem Schuldner bie Wiebereinfegung in ben vorigen Stand 
— t worden, fo kann gegen ihn, bis zur erfolgten Abweiſung bes 
Gefuches, die Execution nur biß zur Sicherftelung geführt werben. 

8.15. Hat der Schuldner weder Zahlung geleiftet, noch rechtzeiti 
Widerſpruch erhoben, jo tft dem Gläubiger über fein nhuten Fl Er 
cution auf Grund des Zahl befehies zu bemwilligen. 

Sit der Zahlungsbefehl r Forderungen ergangen, welde nicht 
Geld, fondern andere vertretbare Sachen zum Gegenftande haben, fo 
bleibt dem Schuldner jederzeit unbenommen, fi von der auf Hereins 
bringung dieſer Saden geführten Execution durch Leiftung de3 in dem 

lungsbefehle bezeichneten @eldbeirages jammt Nebengebüren zu be⸗ 


8.16. Unterläßt ber Gläubiger, vor dem Ablaufe von 6 Monaten 
nad Zuſtellung des Bahlungsbefehle® an den Schuldner die Execution 
gegen bdenjelben zu begehrten, fo tritt der Bahlungsbefehl in Anſehung 
dieſes Schuldners unbeihadet der nad 8. 13, Abfag 1, eingetretenen 
Unterbrechung der Berjähtung außer Kraft. : 


8.17. Schriftliche Eingaben um Erlaſſung des Zahlungdbefehles und 
zur Erhebung des Widerfpruches find in Einem Exemplare zu überreichen 
und bei Gericht aufzuhalten. 

Die Bahlungsbefehle, fowie bie zur Verftändigung des Gläubigers 
und Schuldner? von dem Wideripruche erforberliden Ausfertigimgen find 
ae, zu verfaflen; der Beibringung von Rubrilen bedarf es zu dieſem 


e nicht. 

Die Mittheilung einer Abſchrift der Über das Anſuchen um Erlafjung 
be3 Bahlungsbefehles oder über bie und. des Widerjpruches aufs 
genommenen PBrotololle an die Gegenpartei findet nicht ftatt. 

Berfonen, melde im Namen des Schuldners Widerſpruch erheben, 
find nit a fih zu dieſem Einjchreiten mit einer Vollmacht 
auszumeilen. Die Buftellung der gerichtlichen Erledigung hat jedoch, wenn 
A Vollmacht nicht beigebradjt wurde, an ben Auftrageber felbft zu er- 
olgen. 

8.18. In dem Mahnverfahren und in Anſehung der Execution auf 
Grund eined Zahlungsbefehles Tommen, foweit in dieſem Gefege nicht 
etwas Underes angeordnet ift, Die Beitimmungen des Geſetzes Über das 
fummarifche Verfahren zur Anwendung. — (Bergl. Art. II) 

Durch die Einleitung des Mahnverfahrens wird an der gerichtlichen 
Buftändigleit für die nachträgliche Erhebung der Klage nicht? geändert. 

8. 19. Der Gläubiger kann da8 Begehren um Erlaffung des 
Bahlungsbeiehles auch in einer zur Eintreibung der Yorberung erhobenen 
Klage Stellen, wenn für die Klage und bie Erlaflung des Zahlungsbefehles 
dasfelbe Gericht zuftänbig ift. 

In diejem gel bat das Gericht den Zahlungsbefehl mittelit Be⸗ 
na anf die Klage und mit dem Beiſatze zu erlafien, daß im alle 

8 Widerſpruches das weitere Verfahren über die Klage ftattfinden 
ae von dem Kläger zu Überreichende Abſchrift der Klage iſt 
aufz ten. 

Wird von dem Geflagten gegen den Zahlungsbefehl Widerſpruch er- 
goben, fo Hat das Gericht die Tagfabung zur Verhandlung über bie 

ge in dem nad dem nik zur Anwendung tommenden Verfahren 
anzuorbnen und hiezu beide Barteien in Erledigung des Widerfpruches 
vor 


zuladen. 

Findet das Gericht das Begehren um Erlaſſung des Zahlungsbefehles 
unftatthaft, fo hat e8 unter Zurüdmeifung besfeiben jofort über Die Klage 
bie Tagſatzung zum gefeblichen Berfahren anzuordnen. 
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In den Fällen diefes Baragraphes wird die Anhängigleit ber Streit- 
ache bei — le Untecbr ung ber Verjährung bur die An⸗ 
tingung der Klage begründet. 

.20. In ben Städten, in melden ein befonberes Bagatellgericht 
für Handelsſachen beſteht, kann mit der vor dieſem Gerichte erhobenen 
Klage das Begehren um Erlafiung des Bahlungsbefehle® verbunden 
en Hierüber hat das Bagatellgericht nad) den Veltimmungen des 

. 19 vorzugehen. 

8. 21. Diejes Gefeh tritt am 1. October 1873 in Wirkſamleit. 

Mit dem Vollzuge desfelben ift der Juſtizminiſter beauftragt. 

Siehe die Durhführungs- Verordnung vom 6. Juni 1878 3. 6699 bei 
Manz VI. Bb., 2. Abth. ©. 490 ff. 


Art. XXIX. WE Inland im Sinne der Eivilproceß- 
ordnung!) gilt daS Gebiet der im Reichsrathe vertretenen 
Königreihe und Länder. Perjonen, welche in diefem Gebiete 
das Staatsbürgerrecht nicht genießen, find in Bezug auf die 
Borjchriften der Eivilproceforbnung ald Ausländer anzu- 
e 


Ungarische Staatsangehörige, welche dem jtehenden Heere 
oder der Kriegdmarine angehören oder bei Behörden der 
gemeinfamen Angelegenheiten angeftellt find und bei einem 
inländiihen Gerichte als Kläger auftreten, find von der 
Sicherheitsleiftung für die Proceßkoſten befreit.) 

1) 88. 8, 57, 120 ff., 271, 279, 295 ab 2, 811 C. P. O. u. a. m, 

auch im Sinne dieſes Geſetzes: Art. XIV, XXXV. 

2) Ausnahme von 8. 67 C. P. O. 


Art. XXX. Inſoferne ſich die Civilproceßordnung) auf 
die Beitimmungen des bürgerliien Rechtes beruft, find 
darunter nicht nur die Vorjchriften des allgemeinen bürger- 
lichen Gefegbuches, jondern auch jene des Handelsrechtes und 
der Wechjelordnung und die in anderen Gejegen enthaltenen 
Normen des Privatrechtes zu verjtehen.?) 

3) Oder ein anderes ter Eivilproceßgefebe, 3. B. Urt. XVII E. G. 

3. 3. R., XXX, j , 1@.6.35. 6.8.0. 

2) 3.8. 88. 21, 24, 338, 804 8. 2 u.a. m. €. P. O. 


Art. XXXI. Die nach dem bürgerlichen Rechte einer 
Partei, die von der Gemährleiftung Gebraud) maden will, 


Art. XXXI An die Stelle bed nach den Borfchriften der 
Gerichtsordnungen (allgemeine Gerichtsordnung $. 58 ff.) mittels 
Klage geltend zu macenden Bertretungsbegehrens tritt in Hin- 
Aunft die in jeder Lage des Proceſſes zuläffige Streitwerfündtgung 
(8. 21 Eivilproceßorbnung). Es ift demnach die im $. 931 des 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches einer Partei, welche von ber 
Semwährleiftung Gebrauch mache will, auferlegte Verpflichtung, 
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obliegende Verpflichtung, bie Bertretungsleiftung zu begehren,*) 
ift al3 Verpflichtung zur Streitverfündigung?) anzujehen. Die 
Unterlaffung der Streitverlündigung ift mit den nach dem 
bürgerlichen Rechte an das unterlaflene Begehren um Ber- 
tretungsleiftung gefnüpften Rechtsfolgen verbunden.®) 

2 8. 931 0.6.8.8. 

8.21 6.8.0. 
3), Tritt erft mit Beginn ber Wirkfamkeit der C. P. O. in Kraft. 
Art. LIV. 

Art. XXXU. Die Beitimmungen der Civilproceßord⸗ 
nung über Advocaten!) und deren Stellvertreter find finn- 
gemäß auch auf die Finanzprocuraturen anzumenden.?) 

1) 88. 28 Abſ. 1, 49 Abſ. 1, 83, 86, 112, 118, 174, 179, 200, 212 

Abſ. 3, 220, 265, 440 Abf. 3, 5 €. 5, D. 
) Fat erft mit Beginn der Wirkſamkeit der &. P. D. in Kraft 
Art. LIV. 

Art. XXXIII. Der für eine arme Partei gemäß 8. 64, 
8. 3 ©. P. O., beftellte Advocat Tann, wenn die ihm 
übertragene Rechtsverfolgung oder Rechtövertheidigung muth- 
willig oder ausſichtslos erjcheint, beim Proceßgerichte erjter 


die Vertretunggleiftung zu begehrten, in Hinkunft anzujchen als 
Verpflichtung zur Streitverfündigung, mit deren Unterlaffung jene 
- Rechtsfolgen verbunden find, welche fih an das unterlaffene Be- 
gehren um Bertretungsleiftung knüpfen. Im Snterefle der Klar- 
ftelung und um ber Auslegung entgegenzutreten, als ob dag 
Begehren um Bertretunggleiftung mittel3 Klage geltend gemacht 
werden müßte, empfiehlt es fi, durch eine ausdrückliche Be⸗ 
fimmung auf die Function der Streitverfündigung unter der 
Geltung ber Eivilproceßordnung hinzumeifen. (Motive, S. 13.) 


Art. XXXII. Viele Beftimmungen der Eivilproceßorbnnung, 
wie 3.8. über die Zuftellung von Hand zu Hand (88. 112, 113), 
die Ordnnungsftrafen ($. 220), über die Niederjchrift von Anträgen 
und Erklärungen ($$. 265, 440), über die Anordnung eines Wech- 
fel8 vorbereitender Schriftfäge (8. 440) gelten nur für Advocaten 
oder fegen doch die Sintervention von ſolchen voraus. Wie nun 
durch 8. 27 Abi. 3 die Vertretungsbefugniß der Finanzproruratur 
im Anwaltöproceffe gewahrt ift, ſollen auch nad der anderen 
Seite die Finanzprocuratur und deren im einzelnen alle ab⸗ 
geordnete Organe im gerichtlichen Streitverfahren den Advocaten 
gleichgeftellt werden. (Motive, S. 13.) 


Art. XXXIIIL Nah einer ftändigen, auch vom Oberften 
Gerichtshofe gebilligten Praxis nahm der Ausſchuß der Advocaten⸗ 
fammer für de das Recht in Anfpruch, den für eine arme Partei 
beftellten unentgeltliden Bertreter der von ihm übertragenen Ver⸗ 
tretung zu entheben, wenn dies wegen Undurchführbarfeit des 
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Inſtanz um feine Enthebung von der Vertretung anfuchen. 
Das Gericht entfcheidet hierüber nach Anhörung der armen 
Partei duch Beſchluß. Die arme Partei kann einen Recurs 
egen dieſen Beichluß auch bei Gerichtshöfen mündlich zu 
—* anbringen.?) 

Soferne in der fraglichen Rechtsſache die Vertretung 
durch Advocaten durch das Geſetz geboten ift, erliſcht mit 


Rechtsanſpruches der armen Partei begehrt wird. Hierin fand 
fich das einzig wirkſame Mittel zur —*8— wider Perſonen, welche, 
ausgeſtattet mit einem Armuthszeugniſſe, und dadurch des ſonſt 
mit muthwilliger Proceßführung verbunden Riſicos enthoben, mit 
völlig unbegründeten Rechtsſachen in der anſpruchsvollſten Weiſe 
Gericht und Parteivertreter behelligten. Der Mißbrauch des 
Armenrechtes durch querulirende Parteien läßt ſich aber anderſeits 
nicht völlig ausſchließen, wenn man nicht durch die Aufſtellung 
des Erforderniſſes, daß die Proceßführung eine gerechte ſein müſſe, 
eine Wahrſcheinlichkeitsveranſchlagung als ——— bezeichnen 
will, und damit auch berechtigten Anſprüchen armer Parteien die 
Verwirklichung zu erſchweren ſich entſchließt. Wenn man daher, 
ſelbſt unbekümmert um die nutzloſe Behelligung der Gerichte und 
eine finanzielle Einbuße bei der Gewährung des Armenrechtes, 
auf die Beſchaffenheit der Rechtsſache keine Rückſicht nimmt, ſo 
entfällt doch der Grund für die weitere Vernachläſſigung dieſes 
Umftandes, foferne derſelbe fich Leicht conftatiren läßt. Iſt der 
armen Partei daB Armenrecht beiwilligt und ein unentgeltlicher 
Vertreter beigegeben, fo ift e8 mit Hilfe desfelben möglich, den 
Sachverhalt fo weit ins Klare zu ftellen, um zu entfcheiden, ob 
die Rechtsſache mit einiger Ausficht auf Erfolg durchführbar tft. 
Es enticheidet dann nicht mehr ein oberflächliches Abwägen äußer- 
licher Gründe, fondern es tft eine von rechtlichen Geſichtspunkten 
beleuchtete und geordnete Sichtung des Materiald möglich. Weiters 
handeit e8 fi auch nicht bloß darum, daß der Staat feine Organe 
zur Verfügung ftele und allenfalld auf feine Gebüren verzichte, 
fondern e3 fteht die Arbeit des Nechtöfreundes in Trage, welche 
nicht ohne binreichenden Grund in Anfpruch genommen erben 
fol. Diefe Erwägungen legen e8 nahe, unter Aufrechthaltung bes 
von ber Praris entwidelten Rechtes dem Mißbrauche des Armen- 
rechtes dadurch entgegenzutreten, daß es dem mit der Vertretung 
betrauten Advpocaten ermöglicht wird, unter Darlegung ber Gründe 
bei dem Proceßgerichte um die Enthebung bon der Vertretung 
einzufchreiten. Hierüber ift nad) Vernehmung der armen Partei 
unter Offenhaltung des Recurſes zu enticheiden. 

Mit der Enthebung bed Advocaten muß auch das Armen- 
recht erlöjchen, wenn in der fraglichen Rechtsſache Anwaltzwang 
befteht, weil das Armenrecht nicht mehr voll realifirt werden 
kann. (Motive, S. 14.) 


rt. XXXITI—XXXVII 201 


Fe Bewilligung der Enihebung auch da3 gewährte 
Armenrech 
an. ; C. P. O. — 
— 58-0: — Bet To a 
.68 a Tritt nit Beginn der Wirkfamkeit * C. P. O. 
in Kraft. Art. LIV 
Art. ZXXIV. Die Beftimmung ber Behr- und Gang⸗ 
Bert und der Zuftellungsgebüren,!) fowie die Regelung des 
erfahren bei Borjchreibung und Einhebung derjelben hat 
im —— wege zu erfolgen; bis zur Erlaſſung neuer 
Vorſchriften bleiben die zur Zeit darüber beſtehenden An⸗ 
ordnungen in Geltung. 
12) M. 
een ee ET 
Art, XXXV. Für den Verkehr der Gerichte mit den 
im Auslande befindlichen Behörden und Barteien find die in 
den beftehenden und in Hinkunft zu erlafienden Anordnungen 
(Staatöverträge, Regierungserflärungen, Minifterialverord- 
nungen) enthaltenen näheren Beftimmungen maßgebend.') 
1) a sie ——— bei Manz; VI. Bd. 1. Abth. ©. 8i4 ff. — 


Vergl. 8. 86 Abſ. 2 J. N. — Zufteluugen im Auslande 3 120—122. — 
Bemweisanfnahmen im Auslande 88. 279, 283, 390 €. P. O. — Rechtshilfe 
auf Erſuchen ansländifcher Gerichte 88. 88-40 MN. 


Art. XXXVI. Die Vorſchriften der Civilproceßordnung 
über die Gerichtöferien !) finden feine Anwendung auf die Un- 
gelegenheiten des ftrafgerichtlichen Berfahrend, auf das Con⸗ 
enrsverfahren, jowie auf die Erledigung von Grundbuchs⸗ 
fachen. Undere Angelegenheiten des anferftreitigen Verfah⸗ 
rens ſind als Feria ar zu behandeln,?) wenn durch Die 
Berzögerung einer Verfügung Nachtheil für eine Bartei ent- 
flehen könnte.) 

. . 232—335 ©. P. O 

Euntſcheidung teifft der — des Gerichtes oder der Vor⸗ 
fißente des Senates $. 234 Abſ. 2 € 
Rn erft mit Beginn der Wirkfamteit der €. P. Bin Kraft 

Art. XXXVII. Die dem Beliter einer unbeweglichen 

—— oder eines dinglichen Rechtes gemäß 88. 340 bis 342 

.5. ©. 8. zuftehende Berechtigung, das Verbot einer beab- 
fihtigten Bar führung vor Gericht zu fordern, hat nicht mehr 
ftatt, wenn der Bauführer na) Juhalt der für die Baufüh- 
rungen geltenden Vorfchriften das Begehren um Ertheilung 
der Baubewilligung geftellt hat, der angeblich gefährdete, zur 
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Bancommilfion gehörig und rechtzeitig geladene Beſiztzer 
jedoch bei berfelben nicht erichienen ift oder gegen ‚die be= 
gehrte Baubewilligung feine Einwendungen erhoben hat.?) 


1) Zritt erft mit Beginn der Wirkfamfeit ber C. P. D. in Kraft 
Art. LIV. 


Art. XXXVII. Nach 8. 340 a. b. G. B. iſt der Unternehmer 
einer Bauführung einem gerichtlichen Bauverbote ausgeſetzt, wenn 
er ſich nicht gegen die privatrechtlichen Einwendungen Dritter 
„nach Vorſchrift der allgemeinen Gerichtsordnung“ geſchützt hat; 
nämlich durch Vorlage des Planes an die Baubehörde behufs 
Provocation der Intereſſenten oder durch Aufforderungsklage gegen 
gene welche bei der Baucommifjion Widerſpruch erhoben haben. 

ie Eivilproceßorbnung befaßt fid weder mit den Bedingungen 
und dem Inhalte der politifhen Baucommilfion, noch ift ihr ein 
Aufforderungsverfahren bekannt. Hieraus ergeben fi für die 
Auslegung des 8. 340 cit. erheblihe Schwierigleiten, und das 
Wegfallen der Möglichkeit, fih „nach Vorſchrift der allgemeinen 
Gerichtsordnung“ vor Widerfprühen Dritter zu fihern, könnte 
eventuell dahin gedeutet werden, daß nunmehr jeder Befiter eines 
dinglihen Rechtes, gleichgiltig, ob er bei ber politifhen Baus 
commiffion erjhhienen ift und Einſprache erhoben hat oder nicht, 
bie Einftellung de8 begonnenen Baued zu erwirken befugt fei. 
Das würde der gegenwärtigen Praxis zumiderlaufen und zur 

emmung der Bauthätigfeit führen. Der Bauführer muß in der 
age fein, noch vor Beginn des Baues in die Kenntnis jener 
Einwendungen zu gelangen, welche gegen den Bau geltend gemacht 
werden können. Andernfall8 müßte er auf dad unerträgliche Rifico 
bin, den Bau wieder abtragen zu müffen, an den Beginn ber 
toftfpieligen Arbeit berantreten. Würde aber das Entfallen ber 
Bedingung für das Bauverbot nad) $. 340 de8 allgemeinen bürger- 
Tichen Geſetzbuches dahin ausgelegt werden, daß nunmehr nad 
begonnenem Baue fein Bauverbot erwirkt werden lünnte, dann 
wäre mit einer objectiv rechtswidrigen Handlung ein empfindlicher 
NRechtöverluft für den durch diefe Handlung Betroffenen verbunden. 
Es ſcheint ſomit unabweisbar, die ſchon durch das Hofdecret v. 
5. März 1787, J. G. S. Nr. 641, gelockerte, durch die Civilproceß⸗ 
ordnung aber vollends abgeſchnittene Verbindung zwiſchen der 
Beſtimmung des 8. 340 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
und jener der einzelnen Bauordnungen wieder herzuſtellen und 
durch eine klare Vorſchrift die Anrainer zu verpflichten, gelegentlich 
der Baucommiſſion auch ihre privatrechtlichen Einwendungen bei 
fonjtigem ee ee zu machen. 

In Betreff der Waſſerbauten ift durch die einzelnen Landes⸗ 
waſſergeſetze die Rechtsfolge bezeichnet, welche das Unterlaffen von 
Einwendungen gegen den Bau zur Folge hat. Die Anlage einer 
der behördlichen Genehmigung bedürftigen gewerblichen Betriebs⸗ 


Art, XXXVII. 203 


Art. XXXVIII. Un die Stelle der im Hofbecrete vom 
6. März 1789, 3. ©. ©. Nr. 984, im Patente vom 
31. December 1800, %. ©. ©. Nr. 514, und im Batente 
vom 16. Jänner 1786, J. ©. ©. Nr. 516, zugelaffenen 
anlage bietet feinen Anlaß zu einer bejonberen Beftimmung, weil, 
infoweit Ddiefelbe mit einem Neubau verbunden ift, die Vor⸗ 
fchriften der Bauordnungen und jene des 8.340 bed allgemeinen 
bürgerlichen Gefebuches zur Anwendung kommen, infoferne dies 
aber nicht zutrifft, der Grund für eine Präclufion privatrecht- 
licher Einfpruchsrechte nicht gegeben ift. Deren Geltendmachung 
ift im $. 30 der Gewerbegeſetznovelle v. 15. März 1885, R. G. B. 
Nr. 39, ausdrüdlich vorbehalten. Für Bauten im Bergwerks⸗ 
betriebe find die befonderen Vorſchriften des Berggeſetzes maß- 
gebend. (Motive, S. 15.) 

Die Präclufion, welche dieſer Artitel gegen die zur Bau- 
commijfion geladenen Befiger ausipricht, ift nur dann geredht- 
fertigt, wenn leßtere auch wirklich in der a waren, zur Bau- 
commiffion zu erjcheinen und bafelbft ihre Einwendungen gegen 
die Baubewilliguug vorzubringen. Es mußte daher die Negie- 
rungsvorlage in der Weife eingeſchränkt werden, daß die Ladung 
bes Befigerd gehörig und rechtzeitig erfolgt fein müfje, wenn ihn 
die nachtbeiligen Rechtsfolgen der Berfäumung treffen follen. Ob 
die Ladung ben Anforderungen des Art. XXXVII in dem einzelnen 

alle entipricht, ift nach den für benfelben maßgebenden Vor- 

hriften zu beurtbeilen. (A. B. ©. 16.) 

Art. XXXVIII. Nach ben berzeit geltenden gefeglichen Be- 
ftimmungen dient die Aufforderungsflage unter anderem als Mittel, 
um Anfprüde des Staates aus dem Dienftverhältnifje feiner Be- 
amten vor das Gericht zu ziehen. 

Mit dem Gefege vom 6. Juni 1887, R. G. B. Nr. 72, wurde 
ein eigenthümliches Berfahren behufs Anfechtung ber von Behörden 
bes ftehenden Heeres, ber Kriegsmarine und ber Landwehr auf 
abminiftrativem Wege gefällten Erfagerfenntniffe gefchaffen. Außer: 
dem beftehen noch folgende einfchlägige Vorfchriften: 

a) Nach $.156 des Faiferlichen Patente® vom 9. Auguft 1854, 
R. ©. B. Nr. 208, dürfen Berlaffenichaften von Berfonen, 
welche mit dem Staatsfhage in Verrechnung geftanben find, 
ohne Zuftimmung der Behörde, welche es betrifft, nicht ein- 
geantwortet werden. Das Hofdecret vom 6. März 1789, 
J. ©. ©. Nr. 984, räumt aber den Erben, „wenn fie durch 
die Verzögerung der Bewilligung zur Einantwortung zu 
lange aufgehalten zu werden erachten, da8 Recht ein, wiber 
das Fiscalamt die ordentliche Aufforderungsflage zu über- 
reihen und dasfelbe zur Ermweifung derjenigen Anfprüche, 
wegen welcher die Verlaffenfchaft zurückgehalten werden fol, 
verhalten zu machen”. 
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Aufforderungsflage hat die Klage nad $. 28 C. P. D. zu 
treten; der Nachweis eines rechtlichen Intereſſes an der als⸗ 
baldigen Sefftellung des NRechtöverhältnifjes tft in biefem 
Falle nicht erforderlich. 

Der Richter und im Berfahren vor Gerichtähöfen ‚ber 
Vorfigende können in joldhen Procefien auf Antrag bes 


b) Nach dem Patente vom 31. December 1800, J. ©. &. Nr. 514, 
fteht dem Pächter von ärariſchen Gütern frei, gegen bie ihm 
wegen Nichterfüllung der eingegangenen Verbindlichkeiten 
angedrohte Abnahme der Güter die Klage gegen das Fiscal- 
"amt zu erheben. Diefe Klage wird allgemein als eine Auf- 
forderungsflage betrachtet. 

Das Patent vom 16. Jänner 1786, J. G. ©. Nr. 516, 8.2, 
beftimmt: „Glaubt Jemand fih dur die Buchhalterei- 
erledigung beſchwert, dem fteht frei, in der gefegmäßigen Frift 
dagegen den Weg des Nechteß entweder allein oder zugleich 
neben dem Wege der Gnabe zu ergreifen. Dieſe Zeitfrift 
wird für jeden NRechnungsleger, die zur Zeit der ellun 
in der Provinz, wo die Buchhaltereierledigung gefhöpft worden 
anwefend find, vom Xage der Zuftellung an gerechnet auf 
ſechs, für die Abweſenden auf zwölf Wochen beſtimmt, nach 
deren Verlauf wider die erhaltene Buchhaltereierledigung 
kein Rechtszug ſtattfindet, ſondern die Execution ohneweiters 
zu ertheilen iſt.“ Nach 8.3 beſteht der Weg Rechtens in 
der Erhebung der ordentlichen Aufforderungsklage, womit 
ber Fiscus „zum Beweiſe des Rechtes“ betrieben werde, 
welches in der Buchhaltereierledigung geltend gemacht iſt. 
Allen dieſen Fällen iſt gemeinſam, daß ſie Anlaß bieten, 
den Staat zur Geltendmachung ſeiner Anſprüche zu nöthigen, und 
daß die Klarftellung diefer Anfprüche erfolgt, ohne daß der Gegner 
die Beweislaft tragen müßte. Nach der Civilproceßordnung, welche 
das Smftitut der Aufforderungsklagen nicht übernommen Bat, 
werden nun bie Parteien in den angegebenen Fällen als Erſatz 
der Aufforderungsflage zur negativen Feſtſtellungsklage nach $. 228 
C. P. O. greifen müſſen. Das rechtliche Intereſſe an der Erhebung 
der Klage refultirt bier aus ihrem Zwede, und kann daher ber 
Kläger von einem befonderen Nachweiſe des Intereſſes entbunden 
werden. Nach einer Richtung vermöchte aber die Feſtſtellungs⸗ 
Hage nicht ganz das zu leiften, was bisher mit der Aufforderungs- 
Hage erzielt wurbe, wenn nicht eine Ausnahme von der Regel 
gemacht würde. 

Bisher hatte nämlich in ſolchen Proceffen der Kläger nicht 
den Nichtbeftand der gegnerifchen Anfprüche zu bemweijen, fondern 
es traf ihn nur infoferne eine Beweislaſt, ald er felbft gegen den 
Anfpruch des Aufforderungshellagten in dem aufgeforderten Procefle 
einredeweife (wie im Rechnungsproceſſe bei den Ausgabepoften) 


© 
u 


Art. XXX. 205 


Klägers ober von amtöwegen verfügen, daß der Bellagte in 
feinem Befig befindliche, den Gegenftand des Nechtsftreites 
betreffende Urkunden und Acten vorlege. Sie können außer- 
dem auf Antrag des Klägerd oder von amtswegen die Her⸗ 
beifchaffung der den Gegenſtand des Rechtsitreites betreffenden, 
bei einer öffentlichen Behörde oder bei einem Notar ver- 
wahrten Urkunden veranlaffen.') | 


1) Ausnahme von 88. 229 Abf. 2, u. 308 C. P. O. — Tritt erft mit 
Beginn der Wirkfamfeit der C. P. D. in Kraft. Urt. LIV. 


Art. XXXIX. Am Falle des. 48, Abſatz 2, des allge- 
meinen Grundbuchsgeſetzes kann der Eigenthümer einer 
Liegenfchaft oder eines bücherlichen Rechtes auf Feftftellung 


einen Anfpruch geltend machte. Zur Ausgleichung der Hienach 
für den Feſtſtellungskläger vorhandenen Beweisfchwierigkeiten fol 
es nun Pflicht des Gerichtes fein, der Partei im Feitftellungs- 
procefje bei der Beihhaffung der Beweiſe beſonders an die Hand 
zu geben. Naturgemäß ift in ſolchen Proceffen der Urkunden- 
bemei3 bon ausfchlaggebender Bedeutung. Es wird mitunter der 
Kläger wegen feiner geringeren Kenntniß des Verwaltungsapparates 
den nach 8.303 ber Eivilprocegordnung erforderlichen Editions⸗ 
antrag unterlaffen, oder doch nicht in der Lage fein, die Urkunde 
näher zu bezeichnen. Deshalb ift e8 nothiwendig, dem NRichter, 
und bei GerichtShöfen dem Vorfigenden, die Ermächtigung zu geben, 
auch von amtswegen zu verfügen, daß der Bellagte in jeinem 
Befige befindliche Urkunden und Acten vorlege. Deögleichen ift es 
zur Erleichterung ber Beweisführung des Klägers notbiwendig, 
dem Richter die Befugnis einzuräumen, bon amtöwegen und ohne 
daß die Vorausfegung des 8.183 3. 3 ber Civilproceßordnung 
vorliegt, die Herbeifhaffung der den Gegenftand bed Rechtsftreites 
betreffenden, bei einer öffentlichen Behörde oder bei einem Notar 
verwahrten Urkunden zu veranlafien. Selbitverftändlich bleiben 
aber die in ben 88. 304 und 305 firirten Grenzen der Editions⸗ 
pfliht auch in diefem alle beftehen. 

Unter ber Wirkung bdiejer die Beweisführung des Klägers 
begünftigenden Vorfchriften wird ein erheblicher praktiſcher Unter- 
fchied zwiichen den Anforderungen des früheren und des neuen 
Verfahrens nicht mehr beftehen. Die für die Anbringung der Auf- 
forderungsflage in den einzelnen gejeglichen Vorfchriften ftatuirten 
Präckufivfriften bleiben unberührt und gelten in Hinkunft für die 
Erhebung der bezüglichden Feſtſtellungsklage. (Motive, ©. 16.) 

Art. XXXIX. Zufolge der Beitimmung des 8.48 des all- 

emeinen Grundbuchsgeſetzes Tann der Eigenthümer einer Liegen- 
haft oder eines bücherlichen Nechtes, gegen welchen neuerlich eine 
fhon früher wegen nicht erfolgter Rechtfertigung geldfchte Vor⸗ 
merkung erwirkt wurde, den Weg bed Aufforderungsproceifeß be⸗ 
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des Nichtbeftehend des vorgemerkt gewejenen Rechtes Hagen!) 
und im Falle eines günftigen Erfenntnifles durch) Anmerkung 
desfelben im Grundbuche einer wiederholten Bewilligung der 
Bormerkung vorbeugen.?) 
1) 8. 228 €. P. O. 
*) Teitt erft mit Beginn der Wirkſamkeit ber €. P. O. in Kraft 
Act. LIV. 


Art. XL. Wenn nad) den Borfchriften der Civilproceß⸗ 
ordnung ein Eid abzulegen tjt,?) fo find bei der Vornahme 
ber a, die Beltimmungen des Geſetzes vom 3. Mai 
1868, 8.6.8. Nr. 33,°) zu beachten. 

1) Baupertätseib 88. 60, 62, vereinbarter Eid 8. 205, Eid des Steno⸗ 

grap en 8. 280, Beugeneib 88. 886, 887, 888, Sacdjverflänbigeneis 8. 858, 
eiblihe Bernehmung der Barteten & 877—880, 378, 807, 451, 481, 489 
C. P. O., Manifeitationseib Art. U. 

2) Geſetz v. 8. Mai 1868, R. G. B. Nr. 88, zur Regelung des 
Berfahrens bei ben Eidesablegungen vor Gericht. 

8. 1. Die Formel der vor Gericht abzulegenden Eide hat ohne Rüd- 
fiht auf das NReligionsbelenntniß des Schwörenben zu lauten: 

für Zeugen im Civil- und Strafverfahren: 

„Ih ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwifienden einen 
reinen Eid, daß ich über Ulles, worüber von dem Gerichte befragt 
worden bin (werde befragt werden), die reine und volle Wahrheit und 
nichts als die Wahrheit ausgefagt habe (ausfagen werde); fo wahr mir 
Gott helfe!“ 

für Sad- und KAunftverftänbige im Civil- und Straf: 

verfahren: 

„sh ſchwöre bei Gott dem een Mi und Allwiſſenden einen 
reinen Eid, baß ich den Befund und mein Gutachten nad beitem Wiſſen 
und Gewiflen und nad den Regeln der Wifienfchaft (der Kunft, des Ges 
mwerbes) abgeben werde; fo wahr mir Gott helfe!“ 


treten, und im Falle eines günftigen Erkentniffes durch Annterkung 
besjelben im Grundbuche einer wieberholten Bewilligung ber Vor⸗ 
merkung borbeugen. 

Auch an Stelle diefer Aufforderungsflage wird nach der 
Eivilproceßordnung die negative Feftftelungstlage zu treten haben, 
mitteld welcher der Eigenthümer den Nichtbeftand des Rechtes oder 
des Anjpruches zum Pfandrechte, beziehungsweiſe zur bücherlichen 
Eintragung (Beftand-, Vorkaufs⸗, Wiederfaufsrecht) geltend zu 
machen ‚bat. Dem auf Grund diefer Klage erfließenden Urtbeile 
fol beftimmungsgemäß die Wirkung zulommen, welche nach 8.48 
bed allgemeinen Grundbuchsgeſetzes mit dem auf Grund der Auf- 
forderungsflage ergangenen eile verbunden iſt. Es ift baber 
nothiwendig, die Zuläffigfeit der Anmerkung dieſes Urtheiles aus- 
aufprechen. (Motive, ©. 16, 17.) 


Art. XL. 207 


[3 


für den BarteiensEid in bürgerlidhen Rechtsſtreitigkeiten: 

— j' = vi Gott dem — und Allwiſſenden einen 
reinen Ei . (bier folgen die Worte des Eides); fo wahr mir 
Gott ee je 

te gejeßliche Vorfchrift, nach welcher Bengen in dem Ber: 
Karen pr Gt —— —— zu beſchwören haben, daß ſie 
ihre Ausſage Niemanden entdecken werden, bevor fie von dem "Gerichte 
wird —5 — worden fein, bleibt unberührt.) 

Aufgehoben durch Gef. v. 16. Mat 1874, R. G. B. Ar. 69, 8. 19. 

8. 8. Bor der Eidesablegung hat ber Richter ben Schwurpflichtigen 
in einer defien Bildungsgrade und Faſſungskraſt angemeſſenen Weiſe an 
die a be3 Eides vom religiöfen Standpunkte, an bie Wichtigkeit 
des 8 für die Rechtsordnung, an die zeitlichen und eiwigen Strafen 
des Meineides zu erinnern und demfelben zu bedeuten, daß der Eib im 
Sinne bes * eb, daher ohne allen Vorbehalt und ohne Bweideutig- 
Teit, abzulegen fei. 

8.4. Berfonen, welche ſich au: chriſtlichen Religion bekennen, haben, 
infoweit nit die im 8. 5 bezeichneten Ausnahmen eintreten, bei bem 
Schwure den Daumen und bie 2 eriten Finger der rechten Hand empor= 
zuheben und den Eid vor einem Erucifire und 2 brennenden Kerzen ab⸗ 


ulegen. 
! Seraeliten haben bei der Eibesleiftung das Haupt zu bebeden und 
ut. — auf die Thora, 2. Buch Moſes, 20. Capitel, 7. Vers, 
zu er 
e Beſtimmungen des Hofdecretes vom 10. Jänner 1816, 
an in Betreff der Perſonen, weldje vermöge ihrer Reli⸗ 
— — Eidesablegung für uneriaubt a die Vorſchriften des 
— vom 21. December 1832, J. G. ©. Nr. 2582, betreffend die 
e3ablegung on welche fi zur helvetifchen Gonfeffion ae: 
— die Vorſchriften des 3 Hof rk vom 26. Auguſt 1826, ©. 
. 2217, betreffend bie Beeidigung der Mahomedaner, ſowie die Bien: 
ee — über die Eidesablegung der Stummen und Zaub» 
ftummen, bleiben durch dieſes Gejeg unberührt. — 
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Wichtigkeit dieſer Handlung, die 
id ſchwoͤren ſollen, und bie Strafe 
n. Hierauf werden die Umſtände, 
ben in ber ihm bekannten Sprache 
[be wird, dem er fie. laut und 
: „Schmwörft bei Gott?“ Der 
!“ (Ich ſchwöre) und ſetzt eine der 
zleich Hinzu: Billahi Taala (bei 
ı (bet Gott), oder Bismillahi (im 
ides Tann der Schwörende noch 
ottes, wie 3. B. des a en, 
Bismillahi Errahman im 
des Erbarmerd). Zur Giltigkeit 
e der obigen Formeln, nämlich: 
, vr wu, auszuſprechen. Der Schmörende 
kann, wenn das Geriht mit einem Cremplare des Korans verjehen. ift, 
angetwiefen werben, während der Ablegung des Eides die rechte Hand auf 
dasjelbe zu legen. Dieler Gebrauch) bes Korans ift aber zur Giltigkeit 
bes Eides nicht ra nothwendig. Für feinen Fall darf dem Schwören⸗ 
ben geftattet werben, bei der Ablegung bes Eides den Beigefinger der einen 
Hand in die Höhe zu halten. — 
Nach eben bieten Vorſchriften ift auch von Beugen mahomebanifcher 
Religion der Eid aufzunehmen. Dielen wird eine allgemeine Beiheuerung, 
daß ie die reine Wahrheit ausfagen werben, vorgehalten und wenn fie 
diefelbe nachgeſprochen haben, die Frage: Schwörit Du bei Gott? an fie 

geſtellt. Im Uebrigen find in Anjehung des Beugenverhöres. die. allge- 
meinen Borfchriften der Gerichtsordnung zu beobaditen (Hfd. dv. 26. Hug. 
1826, 3. ©. ©. Nr. 2217). 

Ueber die Anfrage, wie fi bei der Abnahme des von einem 
Stummeu in feiner Rechtsſache angetretenen Haupteibes 
zu benehmen fei, wird bebeutet: Die Eidesformel jet von dem Stummen, 
oder wenn ihm felbft diefe Abfchrift zu machen ſchwer fein follte, Durch eine 
dritte Berfon niederfchreiben zu laſſen, dem Stunmen johin in Gegenwart 
zweier eugen, welchen feine Geberden befannt find, diefe Formel vor 
einem und 2 brennenden Kerzen vorzulefen, ihn bei jedem ein⸗ 
zelnen Sabe derfelben zur Abgabe eines Beichend feiner Beftätigung aufs 
zuforbern, und von ihm dann bie ganze Eidesformel unterfchreiben zu 
lafjen und zwar mit dem Beiſatze, daß er den Aufſatz der Eidesformel als 
——— fo wahr ihm Gott helfe (Hfd. v. 28. Sept. 1842, J. G. ©. 

r 


Auf eine ug des Generalprocurators® von Böhmen über ben 
Borgang bei ber Beeibigung taubftummer Zeugen im Straf= 
verfahren bat das Yuftizminifterium demſelben bedeutet, daß es ſich nicht 

“veranlagt finde, hierüber eine Belehrung hinauszugeben, fonbern fi 
darauf befchränke, feine Anficht über den Sinn bes 8. 170 St. P. O. v. 17. 
Jänner 1850, in feiner Anwendung auf bie vorgelegte ürage mitzuthetlen. 
Iſt der taubftumme Beuge des Lejen und Schreibens kundig, fo tit ihm 
die Eidesformel zum Durchlefen zu geben und nach borausgegangener 
—— — Meineidserinnerung von zu unterſchreiben. Kann man 

ſich mit ihm mittelſt eines beeidigten Dolmetſchers durch Zeichen verſtän⸗ 
digen, ſo iſt ihm die Eidesformel und die Meineidserinnerung mittelſt der 

Zeichenſprache mitzutheilen und ebenſo von ihm der Eid abzulegen. Kann 
man ihm aber wegen feiner Unkenntnis des Leſens und Schreibens Du 
als einer Zeichenſprache die Eidesformel nicht ringen und verftänblich 
machen, fo kann der Natur der Sache nad) von einer Beeidigung desjelben 
wegen feiner Unfähigfeit feine Rebe fein und er wird in olden Fällen 
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in ber Regel auch unfähig fein, ein Zeugnis ab gr Die Unterlaffung 
ber Beeib ing eine3 Beugen wegen feiner Unf igeit, einen Eid — 
legen, kann unmsglich = Richtig eit bes erfahren begründen (J. M 
. 28. Sept. 1850, 8. 12926). 
Alle anderen, die Yorm der Eidesabnahme behandelnden ai hin⸗ 
gegen, insbeſondere das Hofdecret vom 1. October 1846, J. &. ©. Nr. 987, 
etreffd der Judeneide, find durch dieſes Geſetz aufgehoben. 


Art. XLL PBormünder und Euratoren können in den 
Procefien ihrer Mündel und Pflegebefohlenen die Beweis— 
führung durch Vernehmung der Parteien!) beantragen, ohne 
biezu der Einwilligung des vormundichaftlichen oder Curatels⸗ 
gerichtes zu Beben. 9 

— —— Eid (8. 200 C. B. O.) ift die pflegfchafts 

- behörbliche nn nad) 8. 2388 a. b. G. 8. einzuholen. > 

Art. XLIL Wer nad) den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechtes!) ein Vermögen oder Schulden anzugeben verpflichtet 
ift,2) oder wer von der Verfchweigung oder Verheimlichung 


Art. XLI. An die Stelle des Parteieneides tritt nach der Civil⸗ 
proceßordnung die eidliche Bernehmung der Parteien in eigener 
Sache. Der Antrag auf Durchführung diefed Beweiſes unterfcheidet 
fi feiner Natur nach nicht wefentlich von jedem anderen Beweis⸗ 
antrage. Hieraus folgt, daß — wie ſchon in den erläuternden 
Bemerkungen zu $.1 Eibilproceßordnung hervorgehoben wurde — 
auf den Antrag, die Parteien zu vernehmen, nicht jene Vorſchriften 
Anwendung finden können, welche für die Auftragung und Rück⸗ 
ſchiebung — Eides dieſelben Cautelen forderten, wie für den Ab⸗ 
ſchluß von Vergleichen. Dies wurde durch die Aufnahme einer 
beſonderen Beſtimmung außer Frage geſtellt. Damit treten die 
Reſolution vom 11. November 1784, J. G. S. Nr. 336, und das 
— vom 3. November 1789, J. G. ©. Nr. 1069, außer 

raft. (Motive, S. 17.) 


Art. XLII. Die Gerichtsordnungen (58.219 und 220, be- 
ziehungsweiſe 293 und 294) geben demjenigen, welcher an ber 
Kenntnis eines beftimmten Vermögensſtandes ein rechtlich be- 
gründetes Intereſſe hat, die Befugnis, mittel® Klage auf eidliche Ver⸗ 
mögensangabe zu dringen. 

Ein Theil der Hierunter begriffenen Fälle ift durch befondere 
Beftimmungen der Eoncursordnung (88. 96, 97, 99 ff.) und der 
Erecutiondordnung (88. 48 bis 50) abweichend "geregelt worden. 
Für die übrigen Fälle es fehlechthin bei den Vorjchriften der Ge- 
richtsordnungen zu belaſſen, iſt umſoweniger empfehlenswert, als 
nicht wenige Punkte des Verfahrens bei Klagen auf eidliche Ver⸗ 
mögensangabe beſtritten ſind, und aus den dürftigen Vorſchriften 
zu einer ficheren Eniſcheidung nicht zu gelangen iſt. Es wird des⸗ 
halb in Vorſchlag gebracht, das Inſtitut der eidlichen Vermögens⸗ 
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eine3 Bermögend vermutlich Kenntni3 hat, Tann mittels 
Urtheile3 dazu verhalten werden, allenfall3 unter Borlage 
eines Verzeichniſſes des Vermögens oder der Schulden an- 
zugeben, wa3 ihm von diefem Vermögen, von den Schulden 
oder von der Verſchweigung oder Berheimlihung des Ver⸗ 
mögens belannt ift, und einen Eid?) dahin zu leiften, daß feine 
Angaben richtig und vollftändig find. 

Zur Klage ift befugt, wer ein privatrechtliches Intereſſe 
an der Ermittlung des Vermögen? oder des Schulden- 
ftandes Hat. 


angabe durch Aufftelung entfprechender Normen den verwandten 
nn des neuen Proceßrechtes möglichft anzunähern, um 
feine Benügung möglichft zu erleichtern. 

Die Klage wäre darnach demjenigen vorzubehalten, welcher 
ein rechtlich begründete Intereſſe an der Kenntnis eines Ber- 
mögensſtandes befitt, und gegen denjenigen zuzulaffen, welcher 
nah den Beftimmungen des bürgerlicden Rechtes zur Angabe ver» 
pflichtet ift — 3. B. der Erbichaftsbefiger, der Verwalter fremden 
Vermögens, die gefehäftsführenden Gejellfhafter bei der Aufhebung 
des Geſellſchaftsverhältniſſes — oder gegen welchen der Verdacht 
glaubhaft gemacht werden kann, daß er eine Vertuſchung felbft 
vorgenommen habe oder um fie wifle. Hinfichtlich der Zuſtändig⸗ 
feit über diefe Klage bedarf es feiner befonderen Beſtimmung. 
Die allgemeinen Competenzvorfchriften reichen aus. Die Erecution 
des eile8 richtet fich nach den Vorſchriften der Executionsord⸗ 
nung Über die Erzwingung unvertretbarer Handlungen ($. 342 
der Erecutiongordnung.) (Motive, S. 17). 

m zweiten Abſatze glaubte der Ausfchuß der Gefahr eines 
Mipbrauches des Manifeftationseides Durch eine genauere Determini- 
rung des Kreiſes der Klagsberechtigten vorbeugen zu follen. 
Andere ald rein privatrechtlich an der Ermittlung des Vermögens 
oder bed en! intereffirte Perſonen follen das Rechts⸗ 
mittel des Manifeftationgeides nicht anwenden können. Diele Ein> 
ſchränkung konnte um fo eher vorgenommen werden, als überall 
dort, wo etwa fiscalifche oder fteuerpolitifche Gefichtspunkte die 
Ermittlung des Vermögens erheifchen, nicht bloß durch die geltende 
Gefeßgebung genügende Handhabe zur Durchführung diefer Er- 
mittlung geboten tft, fondern auch die im Zuge befindliche Steuer- 
gefeßgebung die Hiefür nothiwendigen Mittel unabhängig von den 
Vorſchriften der Eivilproceßordnung und des Civilrechtes feſtſetzt. 

Der neue Abſatz 4 und 5 dieſes Artikels fchien dem Aus» 
ſchuſſe zur Ergänzung des Inſtitutes des Offenbarungseides noth⸗ 
wendig. Abſatz 4 zielt lediglich darauf ab, die Klage auf eidliche 
Angabe für dad Rechtsleben und für die Einbringung von rüd- 
ftändigen Leiftungen beffer verwertbar zu machen, und ber fünfte 
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Wenn mit der Klage auf eidliche Angabe des Vermögens 
die Klage auf Herausgabe desjenigen verbunden wird,*) was 
der Bellagte aus dem zu Grunde liegenden Rechtöverhältniffe 
ſchuldet, jo Tann die bejtimmte Angabe der Leiftungen, welche 
der Kläger beansprucht, vorbehalten werben, ®) bis die eidliche 
angabe Aber Da da3 Vermögen gemacht ift.®) 


Art. XXX 
it ber Erbſchaftski langte $. 828 
BE: fremben Bermögene re .56.8. ———— 
— ad B- 1198 a. 
ed Eides —* . 
*.. B. O. 
usnahme von 8. 286 Abſ. 1 C. B. O. 
——— ei erft mit Beginn ber ante ber 0 Sr D. in Kraft 
Art, XL. Die Vorlage einer gemeinſchaftlichen Ur⸗ 
kunde (8. 304 C. P. O.) kann auch außerhalb eines anhängigen 
Rechtsſtreites im Wege der Klage gefordert werden.) 
3) Tritt erft mit Beginn ber Wirkſamkeit der C. P. O. in Kraft. Art. LIV. 


Art. XLIV. In den Fällen der Art. 348, 365 und 
407 des Handelögejeßes ift da3 im 8.384, Abſatz 3 C. P. O. 


Abſatz befeitigt alle Zweifel über die frage, welche Rechtsfolge ” 
die Unterlaflung der eidlichen Angabe gelnüpft find und 
welcher Weife die Erzwingung der eidlichen Angabe ftattfindet, 
Insbeſondere ift in diefem — Abſatze auch der Grundſatz aus⸗ 
geſprochen, daß die Haft zur Erzwingung der eidlichen Angabe in 
dem Augenblicke zu enden hat, ſobald ae die er Partei 
zur eidlichen Angabe bereit findet. 


Art. XLIU. Die von ber a vorge⸗ 
nommene Einfügung des Artikels XLIII dient der ———— 
des Zweifels, ob die Vorlage einer gemeinſamen Urkunde (8. 304 
€. P. O.) nur im Rahmen eines bereit? anhängigen Proceſſes 
begehrt werden könne oder ob diesbezüglich eine allgemeine Editions 
pflicht beftehe. Die Herrenhauscommiffton, welche der letzteren 
Anfiht war, hielt eine ausdrückliche Beftimmung für nothiwenbig. 
(Gem. Ber., &. 20). 

Art. XLIV. Die in den Artikeln 348, 365 und 407 des 
Handelsgeſetzes zugelaffene gerichtliche Expertife über den Zuftand 
von Waren bat den Charakter und den Zweck der Sicherung bon 
Beweiſen im Sinne ber Eivilproceordnung. Demgemäß follen, 
da fein Anlaß befteht, Hinfichtlih der Zuftändigkeit des Gerichtes, 
ber Ernennung, Beeidigung und Bernehmung der Sachverſtändigen 
etwas Abmeichended anzuordnen, auch in diefen Fällen die in den 
88. 384 bis 889 der A enthaltenen Borfchriften 
Anwendung finden. (Motive, S. 
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bezeichnete Gericht zuftändig. Auf die Ernennung, Beeidigung 
und Vernehmung der Sadhjverjtändigen finden die VBorjchriften 
der Livilproceßordnung über die Sicherung von Beweifen 
(88. 384 bis 389) Anwendung.‘) 


1) Tritt erft mit Beginn der Wirkjamteit der C. PB. O. in Kraft. 
Art. LIV. 


Art. XLV. Der Behändigung der Klage fteht in Bezug 
auf die wechjelrechtliche Verjährung (Art. 80 Wechſelordnung) 
die Geltendmachung de3 Anfpruches in der mündlichen Ber- 
handlung (88.232, Abſatz 2, C. P. O.) gleich.) 

* u erft mit Beginn der Wirkſamkeit der C. B. D. in Kraft. 


Art. XLVI Eine während des Proceſſes oder erit 
nach deſſen Beendigung eingetretene Erfigung oder Verjährung 
eines Rechtes kann nicht zum Nachteile defjen geltend gemacht 


Art. XLV. Sm Gegenfage zu den Beitimmungen de3 all- 
gemeinen bürgerlichen Nechtes (8. 1497 des allgemeinen bürger- 
lichen Gefebuches) wird die wechſelrechtliche Verjährung nicht 
fhon mit der Klagsanftellung, fondern erft durch die Behändigung 
der Klage unterbrochen. Der Zuftellung ber Klage, al3 der bie 
Kenntnisnahme vom Inhalte der Klage ermöglichenden Proceß- 
handlung, fteht nun offenbar die Geltendmachung eined in der 
Klage nicht ſchon enthaltenen Anſpruches im Laufe der mündlichen 
Verhandlung gleich ($. 232 der Eivilproceßordnung); deshalb muß 
derfelben von diefem Zeitpunkte an die Wirkung der Streitanhängig- 
feit und der Unterbredung der Verjährung nach Artikel 80 der 
Wechfelordnung zulommen. (Motive, ©. 18.) 


Art. XLVI. Dur das außerordentliche Rechtsmittel der 
Wiederaufnahme wird der Partei die Möglichkeit geboten, nach— 
träglich eingetretene oder in Erfahrung gebrachte Thatfachen, deren 
Vorbringen und Benügung im früheren 2erfahren eine ihr 
ginftigere Entſcheidung herbeigeführt haben würde (8. 530 ber 

ipilproceßordnung), noch zu ihren Gunften zu verwerten. Zu 
biefem Behufe wird der Wicderaufnahmskläger in die frübere 
Proceflage zurüdverjegt und auf Grund der Wiederaufnahme die 
„Hauptſache foweit von neuem verhandelt, als fie vom Anfechtung3- 
grunde betroffen ift (8. 540 der EipilproceBordnnung). 

In dem Falle, als aber mittlerweile die Verjährung bes 
geltendgemachten Anjpruches eingetreten ift, würde dag Rechtsmittel, 
de3 auf volle Gutmachung des dem Wiederaufnahmsfläger zuge- 
gangenen Nachtheile® veranlagt ift, wirkungslos bleiben, wenn 
jener Anſpruch in dem neuen Verfahren mit der Einwendung ber 
feit Abſchluß des Proceffed eingetretenen Verjährung befämpft 
werden koͤnnte. Es empfiehlt fi fomit, in dieſem Yale eine 
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werben, dem nachträglich die Wiederaufnahme?) des über dieſes 
Hecht geführten Proceſſes bewilligt wird.°) 
36 811407 0.0.@,%. Zeitt erſt mit Beginn ber Wirkf 
ergl. 8. a. b. G. B. n am⸗ 
keit ber =. 5. in Kraft. Art. LIV. — 


Art. XLVII. Auf die Erledigung der Streitſachen, in 
welchen am Tage des Inkrafttretens der Civilproceßordnung 
die Einrede ſchon überreicht iſt oder die Verhandlung der 
——— ſchon begonnen hat, findet die Civilproceßordnung, 
ofern in Folgendem nichts anderes angeführt wird, keine 
Auwendung; ſolche Rechtsſtreite ſind nach den bisher gelten⸗ 
den Proceßvorſchriften zu verhandeln und zu entfcheiden.!) 

Auf alle anderen Streitjachen, die bereit3 vor dem Tage 
des Inkrafttretens der Eivilproceßordnung bei Gericht an- 
ebracht worden find, finden von dieſem Tage an die Bor- 
hriften der Livilproceßordnung mit der Maßgabe Anwen- 
dung, daß: 


Ausnahme zu ftatuiren und zur Sicherung der vollen Wirkung 
— ala die civilrechtliche Verjährungseinwendung auszu- 

ießen. 
Nachdem anerkanntermaßen die abgewiejene Klage die Ver- 
jährung und Erfigung nicht unterbricht, trifft der Grund dieſer 
Ausnahme auch zu, wenn nach Abſchluß des früheren Proceffes 
das Recht, au welchem der Anſpruch abgeleitet wurde, durch 
Verjährung erloſchen ift, oder wenn etwa gegenüber der &igen- 
— oder negatoriſchen Klage der Gegner die Erſitzung voll⸗ 

endet hat. 
Hinſichtlich der wechſelrechtlichen Verjährung bleibt die Vor⸗ 
— — 556 der Civilproceßordnung unberührt. (Motive, 
. 18, 19. 


Art. XLVII Die in der Regierungsporlage vorgefchlagenen 
Mebergangsbeftimmungen änderte der Ausfhug im Sinne einer 
Erleichterung und Erweiterung der Anwendung der neuen Normen 
des Civilproceſſes. Nur jene Procefje follen nach den bisherigen 
Vorſchriften durchgeführt und zum Abfchluffe gebracht werden, in 
welchen am Tage des Inkrafttretens der neuen Civilproceßordnung 
die Einrede ſchon überreicht ift, oder die Verhandlung in ber 
Hauptſache ſchon begonnen bat. Hier bat die Erörterung bes 
Procepftoffes und die Feſtſtellung der Urtheilggrundlagen bereit? 
beftimmte Formen angenommen und eine Auflöfung derjelben zu 
Sunften einer Ueberleitung des Verfahrens in die mündliche Ver⸗ 
‚handlung würde zu weitreichenden und zum Theile fogar unlös⸗ 
baren Schwierigkeiten führen. Wobingegen im Proceffe die Er- 
örterung des Meritums noch nicht begonnen bat, mag nun der 
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1. eine bei Beginn der Wirkfamfeit der Livilproceß- 
eig im Buge befindliche Verhandlung über — 
dernde Einreden nach den bisher geltenden Proceßvorſchriften 
zu Ende zu führen iſt, und auch die Wirkung der darüber 
ergehenden Entſcheidung ſich nach dieſen Proceßvorſchriften 
zu beſtimmen hat, und 

2. die Zurücknahme der Klage gemäß 8. 237 der Civil⸗ 
procebordnung in dem unter 8. 1 angegebenen alle nod) 
bis zu Beginn der erften zur Verhandlung der Hauptfache 
angeordneten Tagſatzung erfolgen Tann. 

In den im Abſatze 2 bezeichneten Streitfachen verlieren 
mit dem Tage des Inkrafttretens der Civilproceßordnung 
die vor dieſem Tage erlaffenen Beſcheide, wodurch dem Be- 
Hagten die Erftattung der Einrede aufgetragen wurde, ihre 
Wirkſamkeit und gleichzeitig hört der Lauf der zur Erftattung 
der Einrede gewährten Frift auf. Das Proceßgericht Hat 


Proceß in feinen erften Anfängen begriffen oder zunächſt ein pro- 
ceffuale8 Vorftadium der meritorifhen Verhandlung abzumwideln 
fein, da ift eine Ermittlung und Seftftellung der Urtheildgrund- 
lagen im Wege der mündlichen Verhandlung noch möglich, und jc 
mehr ber Ausfchuß der Ueberzeugung war, daß die mündliche Er- 
Örterung des Procefftoffes den Parteien von Nuten fein werde, 
um jo weniger konnte er fich entichließen, jene Möglichkeit außer 
acht zu laffen und auch bier, wie e8 die Regierungsvorlage wollte, 
das alte Verfahren lediglich deshalb anzuwenden, weil der formelle 
Act der Klageüberreihung noch zur Zeit des alten Geſetzes ftatt- 
gefunden bat. 

Den Ausſchuß leitete dabet auch noch die Erwägung, es 
müffe von Seite der Geſetzgebung verhütet werben, daß ber 
Richter längere Zeit zwei jo heterogene Proceßgefege, wie die all- 
gemeine GerichtSordnung und die neue Civilproceßordnung es find, 
nebeneinander anzuwenden babe. Es Tann für das Gedeihen des 
neuen Proceffe3 nur von Wert fein, wenn fich der Richter fo raſch 
2 ar der Grundfäge entwöhnt, welche er bisher zu hüten 

erufen ift. 

Es würden dann weder die alte, noch auch die neue Proceß- 
ordnung ganz in ihrem Sinne durchgeführt werden und willfürlich 
würden in der richterlicden Handhabung des Proceffes die differi- 
renden Örundfäge zufammenlaufen und das Verfahren trüben und 
entftellen. Um nun in abfehbarer Zeit das bis jett noch geltende 
Proceßrecht aus der gerichtlichen Praris vollftändig zu verdrängen, 
beſchloß der Ausſchuß, an der Regierungsporlage die erwähnten 
Aenderungen vorzunehmen. 

Es dürfte jedoch nothwendig fein, eine Unterfcheidung zu 
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von amtswegen über die Klage die Tagſatzung zur münd- 
lichen Verhandlung anzuberaumen.?) 

But Beitimmungen gelten insbefondere auch, foferne 
die Borjchriften der Civilproceßordnung gemäß Artikel II 
dieſes Geſetzes an die Stelle anderer biöher vorgefchriebener 
Berfahrensarten zu treten haben. 

) ET 3. 

Rändlgtett fehlt. Ki iX eo 3. FR Aal — 

Art. XLVIII. Wenn im Mandats⸗, Wechſel⸗ oder 
Beſtandverfahren die Klage, die en oder der Antrag 
auf Hebergabe oder Uebernahme der Beftandjache zwar vor 
Beginn der Wirkjamleit der Civilproceßordnung erhoben 
wurde, jedoch erſt nach dem Inkrafttreten der Civilproceß⸗ 
ordnuug gegen den Zahlungs- oder Sicherftellungsanftrag, 
gegen die Auflündigung oder gegen den Auftrag zur Ueber⸗ 
gabe oder Uebernahme der Beftandjache rechtzeitig Einwen⸗ 
dungen angebradjt werden, oder wenn die Verhandlung über 





maden. Wo die Entwidlung des Proceffes bereit fo weit ge> 
diehen tft, daß wichtige, zur meritoriihen Erledigung binführende 
Schritte zurüdgethban werden müßten, um die Angelegenheit für 
das mündliche Verfahren geeignet zu machen, ba kann die Gefet- 
gebung den Parteien gegen ihren Willen ein folche8 Opfer nicht 
zumuthen, und es bleibt jomit in diefem Falle — wie eben be⸗ 
merkt wurde — nichts anderes übrig, al8 dem alten Geſetze feinen 
Lauf zu Lafjen. 

Was aber die Geſetzgebung abftract nicht Tann, das ift 
immerhin den Parteien in Erwägung ihrer Intereſſen im einzelnen 
Falle vielleicht vortheilbaft; es ſchien daher dem Ausfchuffe noth- 
wendig, durch die Beftimmung de8 Art. XLIX den Parteien die 
Gelegenheit zu geben, auch in einem fortgefehritteneren Stabium 
anhängige Proceffe durch ein Uebereintommen in das Verfahren 
nad dem neuen Broceffe biniüberzuleiten. Ein ſolches Ueberein- 
fommen zu geftatten und zugleich durch Hinwegräumung der etiva 
beftehenden formalen Hinderniffe zu befördern, das war der Zweck 
der Beftimmung de3 Art. XLIX. 

Die Vorſchriften des Art. LI entſprechen meritoriſch dem 
Art. XLI der Regierungsvorlage. Die Zertirung der Regierung?- 
vorlage ließ jedoch über wichtige Punkte manche Zweifel beftehen 
und der Ausſchuß glaubte dieſelben duch eine neue Tertirung be> 
feitigen zu müffen; in&bejondere indem er pofitiv ausſprach, in 
welcher Art von neu aufgenommenen Beweiſen ein Gebrauch ge> 
macht werben könne, wenn das Urtheil nach den Vorfchriften des 
geltenden Proceffes gefhöpft wurde. (A. B., S.16, 17.) 
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die früher rechtzeitig angebrachten Einwendungen am Tage 

des Inkrafttretens der Civilproceßordnung noch nicht be⸗ 

gonnen Hat, fo haben in dem durch dieſe Einwendungen ver- 
anlapten Verfahren die Vorſchriften der Civilproceßorbnung 
zur Anwendung zu fommen.') 

Das Gleiche gilt für das durch einen Widerſpruch im 
Mahnverfahren veranlaßte Verfahren, wenn der Gläubiger 
in einer vor Beginn der Wirkſamkeit der EivilproceBordnung 
zur Eintreibung feiner Forderung erhobenen Klage das Be- 
gehren um Erlafjung des bedingten ZahlungSbefehles geftellt 
bat, der Widerfprudy gegen den Zahlungsbefehl aber erft 
nad Inkrafttreten der Civilproceßordnung rechtzeitig erhoben 
wird oder die durch den früher rechtzeitig erhobenen Wider- 
ſpruch veranlaßle Verhandlung über die Klage am Tage 
des Inkrafttretens der Civilproceßordnung noch nicht be= 

onnen bat. 

A r: 1 dem Gerichte @: B. — in Mandatsſachen über 
500 fl.) bie fachliche Der fehlt, ift Die Sache dem zuftäudigen 
Gerichte abautreten. Art. E. G. z. J. N. 

Art. XLIX. In Streitſachen, in welchen am Tage 
des Inkrafttretens der Civilproceßordnung die Einrede be- 
reits überreicht ift, oder die Verhandlung der Hauptſache 
Ihon begonnen bat, bleibt es den Parteien freigeitellt, auf 
Grund beiderfeitigen Uebereinkommens unter Abjtehen vom 
bisherigen ae zu begehren, daß die Rechtsjache 
nah den Vorſchriften der Livilproceßordnung verhandelt 
und entichieden, und zu diefem Zwecke erforderlichenfalls?) an 
das nad den Beitimmungen der neuen Yurisdictiondnorm 
zuftändige Gericht abgetreten werde. 

Die durch das Anbringen der Klage begründete Unter- 
bredung der Verjährung wird durch ein ſolches Weberein- 


kommen nicht aufgehoben.?) 
1) u dem Gerichte die fachliche Zuftändigkeit fehlt. Urt. XX 


28.1497 0.5.0.8. 

Art. L. Wenn in den Fällen des Artikels XLVIII 
und XLIX nad den bisherigen proceßrechtlichen Borfchriften 
das ſummariſche oder das Bagatellverfahren anzuwenden ge= 
wejen wäre, iſt die Nechtsfache nad) Berjchiedenheit des zu- 
ftändigen Gerichte8 entweder nach den für das Verfahren 
vor Gerichtshöfen oder nach den für das bezirfsgerichtliche 
Verfahren erlajienen Beitimmungen der Civilproceßorduung 
durchzuführen. Falls hienach das bezirkögerichtliche Verfahren 
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der Eivilproceßordnung an die Stelle des Bagatellverfahreng 
zu treten hat, find überdies die befonderen Beftimmungen 
der 88.449 bi3 453 C. P. O. anzuwenden. 

Art. LI. an Endurtheile, die vor dem Tage des 
Inkrafttretens der Civilproceßordnung erfloflen find, ſowie 
egen die Endurtheile in den Proceſſen, welche troß Beginn der 

irffamfeit der Civilproceßordnung nad) den bisherigen 

Proceßvorſchriften verhandelt und entichieden wurden, findet 
die Wiedereinjegung in den vorigen Stand nad) den bisher 
eltenden Proceßvorſchriften ftatt. Dagegen Tönnen folche 
Irtheile nach dem Inkrafttreten der Livilproceßordnung in 
derjelben Weiſe, wie die in Gemäßheit der Vorfchriften der 
Civilproceßordnung zuftande gelommenen Urtheile mit der 
Nichtigleitsflage — werden. (8. 529 C. P. O.) 

Art. LII. Geſetzliche oder vom Richter beſtimmte 
Friſten zur ——— einer Klage, wie insbeſondere zur 
Beſitzſtörungsklage und zur Klage wegen en einer 
tundbücherlichen Bormerkung oder eines provijoriichen Sicher- 
Helungsmittels oder zur Anbringung von Einwendungen 
gegen einen Bahlungd- oder Sicherftellungsanftrag, gegen 
die Auffündiaung eines Beftandvertrage3 oder gegen den 
Auftrag zur Uebergabe oder Mebernahme der Bejtandfache 
werden durch das Anfrafttreten der Eivilproceßordnung in 
ihrem Laufe und in ihrer Dauer nicht berührt. 


Art. LIII. Die Zuläffigfeit der Anfechtung von Schieds⸗ 
ſprüchen, die vor dem Beginne der Wirkſamkeit der Livil- 
proceßordnung gefällt wurden, richtet fich nach den bisherigen 
geſetzlichen Borjchriften. 

Art. LIV. Die Bejtimmungen der Artifel XIII bis 
XXVI treten mit Ablauf von ſechs Monaten nad) Kund- 


Art. LI. Während die Frage des Nechtsmittelzuged grund 
ſätzlich nach dem in erfter Snftanz zur Anwendung gebrachten 
Proceßgeſetze beurtbeilt werden muß, kann die durch die Eivil- 
proceßordnung eingeführte Nichtigkeitsklage ohne Gefahr auch hin— 
fichtlich jener Entſcheidungen zugelaffen werden, welche unter der 
Herrihaft der Gerichtsordnungen gefällt worden find. Die Vor- 
ausſetzungen diefer Klage find von der Form de früheren Ber- 
fahrens unabhängig. Der über die NichtigfeitSflage verhandelte 
Streit ift durchaus felbftändig. Hingegen Tann die Wiederaufnahme» 
Hage wegen ihrer engen Berbindung mit dem erſten Procefje nur 
wider die nach dem neuen Gefege gefällten Urtheile zur Berwen- 
dung gelangen. (Motive, S.20.) 
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machung dieſes Geſetzes, hingegen die Beſtimmungen der 
Artikel I, V, KxVI XXXI, XXXII, XXXIII, XXxVI 

‚ XXXVIU, XXXIX, XLII, XLIO, XLIV, XLV 
und XLVI erft mit Beginn der Wirkſamkeit der Eivilproceß- 
ordnung in Kraft. 


Art. LV. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ift der 
Juſtizminiſter beauftragt. 

Soweit in dieſem Gejege nichts anderes beftimmt ift, 
bat der Juſtizminiſter alle zur Einführung und Durchführung 
des gegenwärtigen Geſetzes und der Livilproceßordnung er- 
forderlihen Verordnungen, und zwar inſoweit diejelben den 
Wirkungskreis der anderen Minifter berühren, im Einver- 
nehmen mit dieſen zu erlafien. 





Art. LIII. Gründe des materiellen ſowie de8 formellen 
Rechtes Tprechen dagegen, unter Anwendung der Vorfchriften der 
Eivilproceßordnung die Anfechtung von Schiedsfprüchen zuzulaflen, 
welche unter der Geltung des alten Geſetzes gefällt wurden und 
vieleiht unanfchtbar waren. Wegen der ganz geänderten An⸗ 
forderungen an das fchiedsgerichtlicde Verfahren nach der Civil⸗ 
proceßordnung gegenüber der Geftaltung desselben unter der Herr- 
ſchaft der früheren Proceßgeſetze laſſen ſich auch die Vorfchriften 
der Eivilproceßordnung über das Verfahren bei Anfechtung eines 
Schiedsfpruches nicht auf die Anfechtung eines nicht in die Zeit 
ihrer Geltung fallenden Schied8fpruches anwenden. (Motive, S. 20.) 


IV. 
Cinilproreßorduung. 


Geſetz vom 1. Auguft 1895, 


\ R. G. 3. Nr. 113 
(kundgemacht im LX. Stüd am 9. Auguſt 1895), 
über das geridhtlide Berfahren in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten (Civilproceßordnung). 
Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde 
Ich anzuordnen, wie 0 


Erſter Shell. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
Erſter Abſchnitt. 
Parteien. 

Erſter Titel. 


Proceßfaͤhigkeit. 

6.1. Eine Perſon iſt inſoweit fähig, ſelbſtändig vor 
Gericht als Partei zu Handeln (Proceßfähigkeit), als ſie ſelb— 
ſtändig giltige Verpflichtungen?) eingehen kann. Das Vor—⸗ 
handenſein dieſer Verpflichtungsfähigkeit, die Nothwendigkeit 
der Vertretung von Parteien, welchen die Proceßfähigkeit 
mangelt, ſowie das Erfordernis einer beſonderen Ermächti— 
gung zur Proceßführung oder zu einzelnen Proceßhandlungen 

8.1. Den Begriff der —— beſtimmt der Ent- 
wurf im Sinne der herrſchenden Meinung. Darnach fehlt die 
Proceßfähigkeit einestheils den Pflegebefohlenen wegen Beſchränkung 
ihrer Handlungsfähigkeit und anderſeits — ohne Rückficht auf die 
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iſt, ſoweit nicht dieſes Geſetz abweichende Anordnungen enthält, 
nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen zu beuriheilen.?) 
1) 8, 860-s68 a. b. G. B., Art. 1W.D., Art. 6-9 9. G. B. 
um Antrag auf Vernehmung der Parieien bedürfen Vormünder 
a a t der pflegichaftsbehörblichen Bewillinung Urt. XLI 
6. 2. Insbeſondere bedarf der Minderjährige in Rechts- 
ftreitigfeiten, welche nur dasjenige zum Gegenitande haben, 
worliber er zufolge der 88. 151, 246 und 247 a. 6. ©. B. frei ver- 
fügen darf, nicht der Mitwirkung feines gejeßlichen Bertreter3.') 
1) Gerichtsftand des Ortes ber VBeichäftigung 8. 86 J. N. 


6.3. Ein Ausländer, welchem nach dem Rechte feines 
Zandes!) die Procekfähigfeit mangelt, ift vor den inländifchen 
Gerichten als procekfähig zu behandeln, wenn ihm nach den 
im Inlande geltenden gefeplichen Beitimmungen?) die Proceß⸗ 
fähigteit zufommt.?) 

1)8.84 005.9. 8. 

ergl. 8. 84 W. O. 


Begrenztheit oder Unbegrenztheit ihrer Handlungsfähigkeit — allen 
Rechtsſubjecten, für welche bei der Proceßführung eine Reprä⸗ 
entation ſchon deshalb unumgänglich iſt, weil ſie nicht phyſiſche 

erſonen ſind. Das Erfordernis einer Repräſentation der Par⸗ 
teien hinfichtlich einer dieſer beiden Kategorien dem geltenden 
Rechte gegenüber zu erweitern oder einzuengen, iſt keine Veran⸗ 
laſſung. Da außerdem die Proceßhandlungen, zu welchen geſetz⸗ 
liche Vertreter gegenwärtig einer beſonderen ächtigung bedürfen, 
im neuen Verfahren ohne weſentliche Aenderung wiederlehren — 
ed entfallen Iediglih die mit dem Beweiſe durch Haupteid ver⸗ 
bundenen Erklärungen — und da die Bedingungen, unter welchen 
die NRepräjentanten nicht proceßfähiger Parteien zur Vornahme 
folder Handlungen befähigt find, nicht in den Gerichtsordnungen 
Den find, alſo die bezüglichen Rechtsſätze durch Aufhebung der 

erichtsordnungen auch formell nicht getroffen werden, fo konnte 
die Geſammtheit der mit der Nepräfentation proceßunfähiger 
Parteten zufammenhängenden ee duch Verweifung auf die 
rg darüber geltenden Beftimmungen gelöft werben (8. 1). 
(Motive, &. 192.) 


& 2. Durch das bürgerliche Recht wird ben Minderjährigen 
eie Verfügung über gewifle Vermögensbeftandtheile eingeräumt: 
über das durch eigenen Fleiß Ermworbene, über den reinen Ueber- 
ſchuß ihrer Einkünfte u. f. w. Mit der Verleihung der vollen 
Geſchäftsfähigkeit fchwindet zugleich in den nämlichen Grenzen ber 
Grund, Bee Werfonen als proceßunfähig zu behandeln, da fie doch 
Lediglich ihrer beſchränkten aa Her wegen von felbftänbiger 
Proceßthätigkeit ferngebalten werden. (Motive, &. 198.) 
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gen 

oder errichtet werden, in dem Gebiete des anderen Theiles gegen Beobach⸗ 

tung ber dafelbft geltenden einschlägigen Gefehe und Verordnungen gegen- 

jeitig in ber Weiſe anerlannt werden, baß fie alle ihre Rechte dajelbit aus⸗ 

ben und vor Gericht ala Kläger over Gellagte ericheinen können (Kundm. 
des Minifteriums des Innern d. 6. Febr. 1889, R. G. B. Nr. 22). 

Nach Urt. I des Nechtshilfevertrages zwiſchen Defterreih-Ungarn und 
Serbien v.6. Mai 1881, R. G. B. 1882 Nr. 88, find die Stantdangehörigen 
eine jeden der vertragenden Theile beredjtigt, vor ben Gerichten des 
anderen Theiles auch gegen Staatsangehörige dieſes letzteren ihre Rechte 
zu verfolgen und zu vertheibigen, und fie find hiebei von den Gerichten 
eines jeden der vertragenden Theile gleich den Inländern zu behandeln. 

Der Urtitel IV des Vertrages zwiſchen Oeſterreich Ungarn und 
Hamait vom 18. Juni 1875, R. ©. B. 1876 Nr. 87, beftimmt: Die Staats⸗ 
angeybeigen eine3 jeden ber bertragjchließenben Theile ſollen, wenn fie 
fih im @ebiete des anderen Theile aufhalten, — — bei Verfolgung 
und Vertheidigung ihrer Rechte freien und leichten Zutritt zu den in ben 
Geſetzen beftimmten Gerichtshöfen haben. Es fol ihnen freiftehen, ſich 
der Rechtsanwälte, Advocaten oder Ugenten zu bedienen, um ihre Rechte 
vor befagten Gerichtähöfen zu verfolgen oder zu vertheidigen, und fie jollen 
überhaupt in biefer Beziehung alle Rechte und Privilegien, welche den 
Ein ne zuftehen, genießen und ben gleichen Bedingungen unter= 
worfen fein. 

Der fouveräne Johanniter-(Maltefer:) Ritterorden ift im 
Sinne ber Mın. Berorb. vom 24. Jänner 1886, R. G. B. Nr. 17, rüdfichtlic 
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— — ihm an ie oa — — ai ——— 
J. M ER B. — er 


.4. Die gefebfichen Bertreter folcher Parteien, welchen 
die -ocehfähigteit mangelt, haben — Vertretungsbefugnis 
und die im einzelnen Falle etwa noch nöthige peloubere Er- 
mädhtigung?) zur — mn nicht beides bereits 

bei Gericht offentundig?) ift, bei der erften Proceßhandlung 
urkundlich nachzuweiſen, welche fie vor Gericht vornehmen. 

Die zu einer einzelnen PBroceßhandlung erforderliche be- 
foudere Ermädtigung muß in gleicher Weiſe bei Vornahme 
dieſer Proceh handlung nachgeiviejen werden. 


233 Bergleiche dert 
(OP, 8, Dec Kr 11 3.6‘. — 


98.2 

6.5. — dieſes Geſetz nicht unterfcheidet, *) find deſſen 
Beitimmungen über Parteien auch auf deren gejegliche Ver⸗ 
treter au beziehen.?) e RN 

t — Unterbredjung 
et 108. — — — des tr te nn 


Insbeſ. 


F 6. Der Maugel der Proceßfähigkeit, der — 
Vertretung, ſowie der etwa erforderlichen beſonderen Er- 
mächtigung zur Proceßführung iſt in jeder Lage des Rechts⸗ 
ftreited von amtöwegen zu berüdfichtigen. 


8. 6. Die Rechtöfolge des Mangels ber Proceßfähigkeit, ber 
geſetzlichen Vertretung ober ber Ermächtigung zur Proce führung 
if die gleiche wie bisher: die Nichtigkeit de von einem ſolchen 

angel betroffenen Verfahrens ($. 7), und auch darin hält der 
Entwurf am geltenden Rechte feft, daß diefe Nichtigkeit von amts⸗ 
wegen und in jeder Lage des Proceffed zu berüdfichtigen ift ($. 6), 

duch den Abſchluß des Verfahrens an ſich nicht geheilt wird. 
Nach N fraft der Entſcheidung ift ihrer Geltendmachung der 
Weg der Nichtigkettsflage erfchloffen (8.529, 3. 2). Daneben fol 
fi) die Behandlung ber bier beſprochenen "Procehvorausfekun en 
in einer wichtigen Beziehung allerding® erheblich ändern. Die 
oceßfähigteit und das Erfordernis einer geſetzlichen Bertrefung 
atte bis num tm ftreitigen und außerftreitigen Verfahren infoferne 
ei tedene Folgen, als in letzteren der Richter nicht bloß — wie 
ivilproceſſe — die Rechtsfolge der conftatirten — 

feit duch Abweifung der Klage oder durch Abbruch der 

handlung zu realifiren bat, fondern vielmehr behufs Sanirung 
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Kann diefer Mangel bejeitigt werden, jo hat das Ge⸗ 
richt?) die hiezu erforderlihen Aufträge zu ertheilen und zu 
ihrer Erfüllung von amtswegen eine angemellene Frift zu 
beftimmen, bi3 zu deren fruchtlofem Ablanfe der Ausſpruch?) 
über die Rechtsfolgen des Mangels aufgefchoben bleibt. Iſt 
jedoch mit dem Berzuge für die procehunfähige Bartei Ge- 


dieſes Mangels thätig wird, ber drohenden Nichtigkeit durch Bei⸗ 
siehung eines geſetzlichen Vertreters u. f. w. vorbauen fol. In 
dem Maße, als der Berbandlungsgrundfag im künftigen Eivil- 
procefie weniger ſcharf bervortreten wird und fih dadurch die 
Stellung des Proceßrichterd der des Nichterd im Berfahren ber 
freiwilligen Gerichtsbarkeit einigermaßen nähert, verlieren auch die 
Gründe ihre Bedeutung, derentwegen bisher dem Proceßrichter ein 
ähnlich worbeugendes Eingreifen, eine Hilfeleiftung zur Hintan⸗ 
haltung der Nichtigkeit wegen Proceßunfähigkeit u. ſ. w. verfagt 
war. Der Entwurf verpflichtet demgemäß den Richter bort, wo 
der Mangel der gefelichen Bertretung oder der erforderlichen be⸗ 
fonderen Ermädtigung zur Prozeßführung geheilt werden Tann, 
den Parteien (unter entfprechender Friftbeftimmung) bie zur Heilung 
des Mangels und zur gefeglichen Durchführung des Verfahrens 
nothwendigen Belehrungen und Anweilungen zu ertheilen. Die 
Verweigerung der Proceßeinleitung oder der Abbruch des Ver⸗ 
fahrens fol alfo erft dann eintreten, wenn ein vorgängiger Ber- 
fu, das Proceßverhältnis ordnungsmäßig zu conftituiren, ver⸗ 
geblich geblieben (SS. 6 und 7). Der Mangel wird als befeitigt 
anzufehen fein, wenn bie proceßunfähige Partei proceßfähig wird 
ober eine legale Repräfentanz erhält und eine nachträgliche Ge» 
nehmigung des vorangegangenen Berfahrens erfolgt. 

Eine weitere, der gleihen Wurzel entfpringende Modification 
bes geltenden Rechtes enthält die Beftimmung (8.6 Abſatz 2) daß 
die proceßunfähige Partei oder deren nicht gehörig legitimirter ges 
feßlicher Vertreter u. f. w. bei Gefahr am Verzuge noch vor 
Sanirung des Mangeld zur Vornahme ber jeweild gerade noth- 
wendigen Proceßhandlung vorläufig zugelaffen werden follen; die 
Wirkſamkeit der von ihnen unternommenen Proceßſchritte ift an 
er ou nachträglicher rechtzeitiger Behebung ded Mangels 

e en. 


Auf diefe Art wird die befondere Beitelung eines proceffualen 
Bertreter3 vermieden, die fich in der That überall dort als über- 
flüffig darftellt, wo trog de8 Mangeld der juriftifhen Voraus⸗ 
fegungen felbftändigen procefiualen Handelns doch die thatfächlichen 
unb namentlich die intellectuellen Bedingungen ſolchen Handelns 
gegeben find, wie dies eben die bis dahin vom Proceßunfähigen 
felbft oder dem unlegitimirten Vertreter wirklich vorgenommenen 
proceffualifchen Acte beweifen. Die Anwendung der Vorſchrift 
des $. 38 ſchränkt fih damit auf die Fälle ein, in welchen auch 
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fahr verbunden, jo kann diefe oder die für dieſelbe als Ver⸗ 
treter einichreitende Perjon?) noch vor Ablauf biefer Frift, 
vorbehaltlich der Bejeitigung de Mangels, zur Vornahme 
der nothwendigen Broceßhandlungen zugelaffen werden. 

Die im Abſatz 2 bezeichneten gerichtlichen Verfügungen 
fönnen durch ein abgejondertes Rechtömittelt), nicht ange- 
fochten werden. Eine Verlängerung?) der zur Behebung des 
Mangels gewährten Frift iſt nur dann zuläffig, wenn bie 
Behebung des Mangeld durch Umftände behindert wird, auf 


jene außerjuriftifchen — SH felbftändigen proceffualen 
Handelns nicht gegeben find. (Motive, S. 193, 194). 

Zablreich find ferner die Stellen des Gefeges, in denen ber 
Ausdrud „von amtswegen“ oder „über Antrag” oder bloß „von 
amtswegen“ vorlommt, um anzudeuten, baß das Gericht nicht 
notbiwendig einer Anregung von Seite der Parteien bedarf, damit 
ed im einzelnen Falle eine Berfügung treffen könne. Nachdem 
aber feftfteht, daß der Entwurf überall dort, wo nicht ausdrücklich 
für irgend einen gerichtlichen Schritt der Antrag der Partei als 
ein weſentliches Erfordernid hervorgehoben ift, dem Gerichte die 
Befugnis einräumen will, ſowohl von amtswegen, ald auch auf 
Antrag einer Partei vorgeben zu Tönnen, fo fchien ed dem Aus- 
fhuffe, der diefen Standpunkt bilfigte, um Mikverftändniffe zu ver- 
meiden, nothiwendig, die wiederholte Hervorhebung diefer Berechti- 
gung des Gerichtes zu eliminiren. 

Anderſeis war es aber nothiwendig, an gewiflen Stellen des 
Geſetzes zu betonen, daß gerichtliche Schritte von amtswegen vor⸗ 
zunehmen feien oder nur über Antrag der Parteien, wenn eben 
da3 eine oder andere — im Gegenfa zu der oben hervorgeyobenen 
Präfumtion, daß in der Regel von amtswegen oder über Antrag 
der Parteien vorgegangen werden könne — ausfchlieflich den An⸗ 
ftoß zu einem gerichtlichen Schritte joll geben Tünnen. Es wurde 
daber in einzelnen Paragraphen der Ausdrud „von amtswegen“ 
oder „auf Antrag” belaflen. (A. B., ©. 5). 

Bon demjelben Ausgangspunkte (thunlichite Befeitigung mög- 
licher Zweifel) hielt e8 die Permanenzcommilfion des Herrenhaufes 
für nöthig, der Aenderung entgegen zu treten, welche der Permanentz- 
ausſchuß des Abgeordnnetenhaufe® an einer großen Anzahl von 
Paragraphen durch die Eliminirung der Worte „von amtswegen“ 
oder „auf Antrag oder von amtswegen“ vorgenommen bat. Da 
nach geltenden Rechte das Verhältnis zwiſchen Richter und Parteien 
im Civilproceſſe faft ausfchließlih im Sinne der Paſſivität des 
Nichterd geordnet ift, die Initiative Hingegen das Vorrecht der 
Partei tft, jo würde e8 zu Schwanfen und Verwirrung führen, 
wenn das neue Geſetz, da3 gerade in diefem wichtigen Punkte 
eine vom heutigen Rechte abweichende Haltung einnimmt, dieje 
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deren Befeitigung die Partei oder deren Vertreter einen Ein- 
Huß zu nehmen nicht vermag. 
1) Bei Berichtshöfen ber Senat J. 380 Abſ. 2. 
‘ Kran. 
ergi. 8. 88. 
4) 8. 518. 
5 . 128. 


6.7. Wenn der Mangel ber Proceßfähigkeit, der gefeh- 
fihen Vertretung oder der ee ur Procekführung 
nicht bejeitigt werden Tann, oder Doch die hiezu gewährte 
Frift fruchtios abgelaufen ift, hat das Gericht eriter oder 
höherer Inſtanz, bei welchem die Rechtsſache eben anhängig 


für ven Proceß fo bebeutfame ee ne auf die unaus⸗ 
gefprochene Regel ftügen wollte, daß der Richter von amtswegen 
vorzugehen habe, foweit nicht das Gefek ihn hierin ausdrücklich 
befhräntt. Es Tann vielmehr nad Anficht der Permanenzcom- 
miffion des Herrenhauſes nicht deutlich genug betont werben, was 
ig der Richter ohne Antrag vorlehren und verfügen könne 
und wo diefe Befugnis endige der doch eine Eoncurrenz zwiſchen 
richterlicher Amtspfliht und Parteienantrag beftehe.. Demgemäß 
fol in den vom Permanenzausfchhuffe diesbezüglich geänderten 
Stellen wieder auf die Regierungsvorlage zurüdgegangen werden; 
dies rechtfertigt die Aenderungen, welche die Faflung ber Eonferenz- 
befchlüffe gegenüber dem Texte ber Anträge bed Permanenzaus- 
ſchuſſes des Abgeordnetenhaufes aufmweift in den 88. 6, 29, 44, 
48, 49, 51, 68, 95, 116, 117, 119, 134, 139, 169, 179, 181, 
192, 204, 209, Abfa 3, 261, Abja 2, 262, Abjak 2, 271, Ab» 
fa 2, 273, 275, 278, Abfat 2, 299, 300, 310, 325, 344, 362, 
368, Abfat 1, 371, 540, Ab aß 3, Dit, Bis, 562 Ahfat 3, 563, 
Abfa 1, 571, Abfat 3, 601, Abfa 2. (Gem. Ber., &. 3). 


8.7. Die Beftimmung des 8.7, Abſatz 2 der Regierungsporlage 
erfchöpft die ihr zu Grunde liegende ratio nicht. Diefe ratio ifl, 
baß Procepfähigteit, gefegliche Vertretung, Proceplegitimation Dinge 
find, welche nicht für jeden Proceß anders beurtbeilt werden dürfen, 
fondern, daß wenigftens für alle zur felben Zeit anhängigen ge» 
richtlihen Proceduren foweit als möglich eine einheitliche Ent» 
ſcheidung gelten fol. Deshalb muß der über eine dieſer Bir ie 
ergangenen Entfcheidung eines anderen Gerichtes dieſelbe Be⸗ 
ae beigelegt werden, wie der Entſcheidung eines höberen 

erichtes. 

Diefer Erwägung hat der Ausſchuß durch die vorgenommene 
Aenderung Folge gegeben. VBorausgefet wird dabei, daß das 
Proceßgericht, fei e8 amtlich, von der fraglichen bindenden Ent- 


ſcheidung Kenntnis bat oder durch die Anzeige eines Betheiligten 


davon erfährt. (9. B., ©. 21.) 
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Fe 
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ift, die. Nichtigleit des von dem Mangel betroffenen Ver⸗ 
fahrens durch Beichluß auszufprechen.!) 

Diejer Ausſpruch kann nicht erfolgen, wenn demſelben 
in Anjehung des Grundes der Nichtigkeit eine von demjelben 
oder von einem anderen inländiſchen Gerichte gefällte, noch 
bindende Entfcheidung entgegeniteht. 

3) Koften.$. 51. — Dagegen Recurs 8. 514. — Unterbrediung bes Ber: 

fahrens bet nachträglich eintretendem Mangel der Proceßfähigkeit oder ber 
8 eglichen Vertretung 88. 158, 163 ff. — Berufung $. 477 8. 5. — Nichtig⸗ 
ur: Degen Mangel der Proceßfähigkeit ober geſetzlichen Bertretun 

6.8. Soll wider eine proceßunfähige Partei, die eines 
gejeglichen Vertreters entbehrt, eine Procephandlung vor- 
genommen werden, und wäre mit dem Berzuge für den 
Gegner der proceßunfähigen Partei Gefahr verbunden, fo 
hat das Proceßgericht!) auf defien Antrag für die proceß⸗ 
unfähige Partei einen Curator zu beftellen.?) 

Der Eurator hat für diefe Partei bis zum Eintreten 
des geſetzlichen Bertreter8 am gerichtlichen Berfahren theil- 
‚zunehmen und, wenn nöthig, die Beſtellung des gejehlichen 

—— un geeignete Anträge zu veranlaflen. 


1) sr N 4 
wä d bes es im le von © 8 
sun Fr era bes Bee) 8. Kr EDEN So. DI WE 


8. 8. Durch die Beftimmungen des 8. 8 über die Beftellung 
eines Euratord werden die Borjchriften des bürgerlichen Rechtes 
und der Proceßordnung nicht berührt, welche das Proceßgericht 
anweiſen, den Eurator für eine Partei nicht bloß einftweilen zur 
Verhütung einer am Berzuge Liegenden Gefahr, fondern für die 
ganze Dauer eines Verfahren? zu beftellen. Jedoch glaubt der 
Entwurf nit bloß für die Euratoräbeftelung nach 8. 8, fondern 
für alle in Proceßfällen vorkommenden Euratorsbeftelungen über- 
baupt ein thunlichſt einfaches und formlofed Verfahren in Vor- 
Ichlag bringen zu follen, wodurch einestheild das Bedürfniß nad 
Beſchaffung eines BVertreterd raſch befriedigt und anderntheil® zu⸗ 
gleich verhindert wird, daß die Euratoräbeftelungen zu Compli⸗ 
cationen und allzu erheblichen Unterbrechungen der Verhandlungen 
in der Hauptfache führen. Jenes Verfahren normirt 8. 9. Die 
bezeichneten Zwede werden durch beide gefördert, ſowohl durch 
den Wegfall der Nothwendigkeit, über folchen Antrag eine eigene 
contradictorifhe Verhandlung anzuberaumen, wie durch Ueber- 
tragung der Enticheidung an den Vorfigenden des Senated. Durch 
letzteres wird die Erledigung des Antrages auf Curatorsbeftelung 
davon unabhängig, ob gerade ein zur cheidung der Sache ver- 
wendbarer Senat zur Verfügung fteht. (Motive, S. 194.) 
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6.9. Die Entfcheidung über einen im Sinne des 8.8, 
Abfah 1, geftellten Antrag erfolgt dur VBelchluß!) und, wenn 
der Antrag nicht bei einer mündlichen Verhandlung geitellt 
wurde, ohne vorhergehende mündliche Berhandlung. Es 
tönnen jeboch vor der Enticheidung alle zur Aufllärung er- 
forderlichen Erhebungen eingeleitet werden. 

Im Verfahren vor Gerichtähöfen hat über den Antrag, 
wenn derjelbe nicht während einer mündlichen Berhandlun 
geitellt wird, der Vorſitzende des Senated zu entfcheiden, *) 
dem die Rechtsfache zugewieſen ift. 

Da3 Gleiche gilt in allen anderen Fällen, in welden 
nad) den Beftimmungen des bürgerlichen Rechtes?) oder nad) 
dieſem Gelege?) durch das Procebgericht für eine Partei in 
bürgerlihen Streitjadhen ein Eurator zu beftellen ift. 

2) Recurs 8. 514 

®) Recurs 8. 516. 

Bergl. 8.112 Abſ. 1 F.N. und Art. 1V 8.4.9.3. C. P. O. 

j eurator absentis 8. 116. — Curator behufs Zuftelung an Exterrito⸗ 
riale 8.119 Abf. 3. — Auslandbscurator®.121 Abſ. 2. — Behufs Theilnahmean 
einer zur Sicherung von Beweifen erfolgenden Beweisaufnahme 8.386 Abf. 3. 

6.10. Die Koften, welche mit der Beftellung eines 
Eurators verbunden jind, jowie die durch die Thätigkeit des 
Curators entftehenden Koften hat die Partei, durch deren 
Proceßhandlung die Beitellung veranlagt wurde, unbefchadet 
eines ihr etwa zuftehenden Eriaganjpruches zu bejtreiten.‘) 

3) Anwenbungsjälle 88. 118 Abſ. 2, 119 Abſ. 4, 121. 


- 


Zweiter Titel. 
Streitgenofienichaft uud Hauptintervention. 


6. 11. Außer den in anderen Geſetzen befonders be- 
zeichneten Fällen?) können mehrere an. gemeinschaftlich 
Hagen oder gellagt werden (Streitgenoflen): 

1. wenn fie in Anjehung des Streitgegenftandes in 








8. 11. Die Zuläjfigleit der Streitgenoffenfhaft mußte in 
dem Falle, in welddem fie nicht auf einer Rechtsgemeinſchaft, 
fondern auf der Gleichartigkeit der thatfächlicden und rechtlichen 
Berhältniſſe beruht, von der Bedingung abhängig gemacht werden, 
daß es jeder einzelnen der als Streitgenoffen belangten 
Perfonen die Zuftändigkeit des Gerichtes gegeben fei ($. 11 3. 2). 

Es muß dem gewehrt werden, daß mit Hilfe einer ſolchen 
Beftimmung in weiterem Umfange Klagen von dem durch den 
Wohnfig des Beklagten beftimmten allgemeinen Gerichtsftand ab⸗ 


15* 
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Rechtsgemeinſchaft ſtehen oder aus demſelben thatſächlichen 
und rechtlichen Grunde berechtigt oder verpflichtet find;*) 

2. wenn gleichartige, auf einem im wejentlichen gleich- 
artigen thatfächlichen und rechtlichen Grunde?) beruhende An⸗ 
ſprüche oder Berpflichtungen den Gegenitand des Rechts⸗ 
ſtreites bilden, und zugleich die Buftändigkeit des Gerichtes 
hinfichtlich jedes einzelnen Beflagten begründet ift. 

Le Synbicatsproceß find ber Staat und ber ſchuldtragende richter- 
liche Beamte als Streitgenofien Ex belangen, 8. 9 Ubf. 2 Gef. v. 12. Juli 
1878, R. &. 8. Nr. 113. — Liquidirungs⸗ und Vorrechtsproceſſe gegen be= 
ſtreitende Goncnrögläubiger und Maffeverwalter, 8. 124 ED. — 


Chaa han [u 0 1 ZUR SR FE 


.12. Someit nicht die Beichaffenheit der eingegangenen 
Bürgichaft im Wege fteht,‘) können der Hauptichuldner und 
der Bürge gemeinfchaftlich geklagt werden.?) 

2) Entihädigungsbürgichaft 8. 1348 a. b. &. 8. 

2) Beim Gerichte bes Hauptichulpners 8. 93 J. N. 


gelenkt werden und dadurch den BVerpflichteten die Laft der Streit- 
einlaffung vor einem entfernten Gerichte aufgebürbet wird. 

Man braucht nicht erft befondere Ausnahmsfituationen zu 
erfinnen, um die Bejorgnis vor nachtheiliger Ausnügung dieſer Be- 
fugnis zu illuſtriren. Was durch die gejeliche Beſchränkung des 
Ratenhandels vereitelt werden foll, würbe bier mitteld ber Beftim- 
mungen über die Streitgenoffenfchaft leicht erreicht werden: der Kauf- 
mann, der am Site feines Gefchäftes nur einen einzigen Schuldner 
bat, könnte — fußend auf den Vorſchriften über den Gerichtöftand 
der Streitgenoſſenſchaft — alle feine aus gleichartigen Geſchäften 
ihmt verpflichteten, wo immer wohnbaften Abnehmer beim Gerichte 
der Geichäftsniederlaffung belangen. Dies muß zweifellos vermie⸗ 
den werden. Damit ift aber auch der Zwed der der 3. 2 beige: 
fügten bejonderen Vorausfegung dargelegt. (Motive, &. 195.) 
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weder zum — noch zum ———— gereichen. > 
u 0 
00 ee * 
— arteien 8. 373 A. 4 Zu meiner! über 
— tgenoſſen 88. 391 Mbf. 1, 9. 394 
ſ. 2. — —* en 88. 896—401. 

u 14, Ben bie Wirkung des zu fällenden Urtheiles 
fih Traft!) der Beichaffenheit des ftreitigen Nechtsverhältnifies 
oder Traft gejeblicher Vorſchrift auf ſämmtliche Streitgenofjen 
erjtredt, jo bilden diejelben eine einheitliche Streitpartei. 
Sind einzelne Streitgenofien fäumig, jo erftredt ſich die 
Wirkung der Proceßhandlungen der thätigen Streitgenofjen 
auch au fe. Au) 

R re nbängsfall: :8.402 Abſ. 2. Nechtsmittel des einen wirken füralle. 


8.14. Der Grundſatz, daß die einzelnen Streitgenoffen eine von 
einander unabhängige proceffuale Stellung einnchmen (8. 13), 
bedarf einer Modification, falls es die Natur ded Streitgegen- 
ftande8 oder befondere gejeglihe Anordnungen ausfchließen, den 
einzelnen Streitgenofien gegenüber verfchiedene Entjcheidungen zu 
erlafjen. Eine ſolche Anordnung enthält zum Beifpiele die Concurs⸗ 
ordnung in Betreff der Anfechtung eines Zwangsausgleiches ($. 242 
€. D.), und die gleiche Wirkung ziehen jene gejetlichen Vorſchriften 
nad Ach, welche für die in gleicher rechtlicher Lage befindlichen 
Intereſſenten eine Vertretung anordnen und den einzelnen Inter⸗ 
efjenten geftatten, fi an dem Rechtäftreite als Intervenienten zu 
betheiligen (vergleidhe 8. 20). Solche Verhältniffe ergeben fich bei 
der Vertretung der Commanbitiften, der Actionäre oder Genoffen- 
ſchafter dur den Auffichtsrath, bei der Vertretung der Inhaber 
von Pfandbriefen oder von Eheiffcpufbverfepreibungen durch Die 
für leßtere beftimmten Guratoren u. dergl. Wenn fo das ftreitige 
Rechtsverhältnis nur eine einheitliche Feſtſtellung zuläßt, dann 
kommen die einzelnen Streitgenofjfen zunächſt nur als Vertreter 
eine gemeinfchaftlichen Berhältniffes in Betradt. Dann kann 
auch die procefiuale Selbftändigkeit der Streitgenoffen nur foweit 
befteben, als fie mit dem privatrechtlichen Verhältniffe der Streit> 
genofjen zu einander in Einklang gebracht werden Tann, und es 
müffen infolge deflen die von den einzelnen Streitgenoffen zum 
Bortheile des Gefammtintereffes vorgenommenen Handlungen auch 
den anderen Streitgenoffen zum Bortheile gereichen, nn diefe 
Handlungen nicht vorgenommen haben . . Wenn ba3 ftreitige 
Rechtsverhältnis allen Streitgenoffen gegenüber nur einheitlich 
feftgeftellt werben Tann, ergeben fi auch aus widerſprechenden 
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$.15. Das Recht zur Betreibung de3 Procefles') kann 
von jedem einzelnen der Streitgenofjen ausgeübt werden. 

Unter den in 8. 14 angegebenen Borausjegungen find 
zu jeder auf Antrag eines der GStreitgenoffen oder des 
Gegners anberaumten Tagjagung außer den fonft bethetligten 
Perjonen ftet3 auch ſämmtliche Streitgenofjen, und zwar ſelbſt 
dann zu laden, wenn eine frühere, in derjelben Rechtsſache 
abgehaltene Tagfagung von ihnen verfäumt wurde. 

1) 3.8. Antrag auf Anordnung ber u ur Buftellungs- 


bevollmädtigten 8. 95, — auf Zuftellung durch Öffentliche Belanntmachung 
8. 115, — auf Aufnahme eines unterbrocdhenen $. 164, eines ruhenden Ber- 


Erflärungen der GStreitgenofien mande Schwierigkeiten. Sie 
werden jedoch im mündlichen Verfahren viel leichter als im 
ſchriftlichen Proceffe befeitigt werden: foweit der Widerſpruch auf 

iBverftändniffen beruht, mit Hilfe einer geeigneten Proceß- 
leitung; foweit er Folge divergirender thatſächlicher Angaben tft, 
dadurch, daß das Gericht alle nicht allgemein anerlannten that- 
fähhliden Angaben zum Gegenftande der Beweisführung mad. 
Bei der Würdigung einander entgegenftehender Anträge wird man 
fi$ von dem Grundjage leiten laffen müflen, dab feiner ber 
Streitgenoffen für fich allein über das Gefammtintereffe zu dis⸗ 
poniren beredtigt ift, wodurch die rechtliche Möglichkeit einer 
gegenjeitigen Benachtheiligung ausgeſchloſſen erſcheint. (Motive, 
&. 195, 196.) 

8. 15. Zur Betreibung des Proceffes ift jeder Streitgenoffe 
berechtigt (8. 15). Dieſe Bereiitigung könnte für den Fall, als 
das ftreitige Rechtsverhältnis nur eine einheitliche Feſtſtellung zu⸗ 
läßt, nicht beftritten werden; allein auch fonft dürfte es angemeffen 
fein, dem Umſtande, daß die Betreibung des Proceſſes nicht von 
allen Streitgenoffen gemeinſchaftlich oder doch gleichzeitig erfolgt, 
nicht die Wirkung beizulegen, daß deshalb eine Theilung des Ver- 
fahrens eintreten müſſe. Die VBorfchrift des 8. 15, Abſatz 2, rechte 
fertigt fi aus der Würdigung einerfeitd des gemeinſchaftlichen 
Intereſſes aller Streitgenoffen, den Fortgang des Verfahrens im 
Auge zu behalten, und es fprechen anberjeit3 die Vortheile für 
fie, welche die Rechtſprechung aus der activen Theilnahme der 
Streitgenoffen an der Proceßführung zu ziehen vermag. XTheo- 
retiſch vereint fie fih mit der Beitimmung des $. 14, Abſatz 2, 
infoferne, als Iegterer der Gedanke an eine gewiſſe Präckufivttät 
de3 pafjiven Verhaltens einzelner Streitgenoffen volltommen fremd 
tft, fie vielmehr völlig auf der Auffaflung der einzelnen Streit- 
genoffen als Bertreter eines gemeinfchaftlichen Intereſſes beruht 
und e3 gerade von diefer Auffaffung aus rationell erſcheinen 
muß, folchen Vertretern die Gelegenheit zur Wahrnehmung des 
Geſammtintereſſes auch dann offen zu halten, wenn fie frühere 
ähnliche Gelegenheiten verfäumt haben. (Motive, ©. 196.) 


‘ 
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fahrens 9. 169, — anf Einleitung eines vorbereitenden Verfahrens 89.243, 
246 — auf Berfäumungsurtheil . 396, — auf mündliche Verhandlung bei 
nicht rechtzeitiger Klagebeantwortung 8. 398. 

6.16. Wer die Sache oder das Recht, worüber zwiſchen 
anderen Berfonen ein Rechtsſtreit anhängig tft, ganz oder 
theilweife für fih in Anſpruch nimmt, Tann bis zur rechts⸗ 
fräftigen Entjcheidung dieſes Rechtsſtreites beide Parteien 
gemeinschaftlich klagen (Hauptintervention).!) 

1) Gerichtsſtand des Hauptprocefied 8. 94 J. N. — Proceßvollmacht 


8.81 8.1, 98 Abſ. 1. — Unterbrechung bes Hauptproceſſes 8. 190 Abi. 2, 
192 Abf. 2. 


Dritter Titel. 
Betheiligung Dritter am Nechtöftreite, 


Nebenintervention. 


6.17. Wer ein rechtliches Intereſſe daran hat, daß in 
einem zwijchen anderen Perſonen anhängigen Recdhtsitreite die 


nn — — — —— — — — — — et 


8. 16 betrifft die gewöhnlich ſogenannte Hauptintervention. 
Die Anſchauung, daß letztere nicht ein beſonderer Fall der Be⸗ 
theiligung dritter Perſonen an einem fremden Rechtsftreite ſei, 
jondern ſich als Eompier von mehreren jelbftändigen, und zwar 
von zum mindeften drei Procefien darftelle, wurde ſchon öfter ge⸗ 
äußert. Jedenfalls genügt die Gejeggebung ihrer Aufgabe, wenn 
fie e8 demjenigen, welcher das zwiſchen anderen Perfonen ftreitige 
Recht für ſich im Anspruch nimmt, geftattet, diefen Anſpruch im 
Wege der Klage bei dem Proceßgericht gleichzeitig gegen beide 
Parteien des anhängigen NRechtöftreited zu verfolgen, und wenn 
fie eine Verbindung der Verhandlung und Entſcheidung über die 
biedurch entftehbenden Procefje ermöglicht. Beides wird durch die 
Beftimmung des 8.16 erreicht, ohne daß die Geſetzgebung erit zu 
einem bejonderen neuen Begriffe Zuflucht nehmen und die einzelnen 
Conſequenzen diefe8 Begriffes bejonderd normiren müßte. Was 
da8 Intereſſe einer der drei betheiligten Perfonen verlangt, wird 
ihm dur die Behandlung derfelben als Streitgenofjen ver- 
ſchafft. Sie fichert ebenfomohl das erforderlihde Maß von Selb- 
ftändigleit, wie die der fachlichen Connexität entfprechende gegen 
feitige Abhängigkeit der Proceffe. Soferne aber ein Bedürfni3 nad) 
Hemmung des Vollzuges jenes Urtheiles befteht, welches in dem 
zwifchen den urjprünglichen Parteien anhängigen Procefje erging, 
wird diefes durch die einfchlägigen Vorſchriften der Erecutiong- 
ordnung vollauf befriedigt. (Motive, ©. 195.) 


8.17. Die Nebenintervention ift grundfäglich Betheiligung 
an einem fremden Rechtsſtreite, der den Intervenienten nur in⸗ 
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eine Perſon obſiege, kann dieſer Partei im Rechtsſtreite bei⸗ 
treten Nebenintervention). 

Zu ſolchem Beitritte ſind ferner alle Perſonen befugt, 
welchen durch geſetzliche Vorſchriften die Berechtigung zur 
Nebenintervention eingeräumt tft.? 

1) Art. 194, 195, 226 9.8.8. — 8. 25 Gef. v. 9. April 1873, R. G. B. 

Nr. 70, über Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. — 8. 9 Gef. v. 
24. April 1874, R. G. B. Nr. 49 ( Rechte der Befiger von 

eilfchuldverjchreibungen). — 8. 3 Gef. dv. 24. April 1874, R.5.B. Nr. 48 
(Wahrung ber diechte der Befiger von Biandbbriefen). — Siehe auch 8. 20. 


direct, duch die eventuelle Rückwirkung des ergebenden Urtheiles 
auf die eigene NRechtsiphäre berührt. Nicht ganz im Einklange 
damit wird in einzelnen geltenden Geſetzen, 3. B. im Handels⸗ 
geſetzbuche (Art. 194, 195,226), im Genoſſenſchaftsgeſetze v. 9. April 
1873, R. G. B. Nr.70 (8.25) u. |. w., das Recht der Nebeninter- 
vention Perfonen eingeräumt, welche von der Proceßpartei, der fie 
fih als Intervenienten anzuſchließen haben, keineswegs verfchieden 
find; vielmehr werden fie im Nechtsftreite durch diefe Partei ver- 
treten. — Um zu verhindern, daß die Zuläjfigleit der Neben- 
intervention Hinfichtlic derjenigen Perfonen in Frage gezogen 
werde, denen ein bejonderes Geſetz ausdrüdlich geftattet, als Neben- 
intervenienten aufzutreten, und um zugleih das Verhältnis der 
Bier beiprochenen Beftimmungen ber Eivilproceßordnung zu diefen 
feüheren Gejegen Har und überfichtlich feftzuftellen, wurde die An- 
ordnung bes 8.17 Abi. 2 aufgenommen. 

Wenn im Proceffe, an welchem fich der Intervenient be- 
theiligen will, eine Entſcheidung in Ausficht fteht, die zugleich für 
548 Rechtsverhältnis des Nebenintervenienten zum Proceßgegner 
der Partei maßgebend ift, welcher fich der Intervenient angefchloffen 
Bat, fo bedarf Iegterer einer über die gewohnlichen Befugniffe eines 
— (8. 18) hinausgehenden ſelbſtändigen Stellung. 

ieſe räumt ihm 8 20 durch die Vorſchrift ein, daß der Neben- 
intervenient in diejen Fällen als Streitgenofje der Partei zu be- 
handeln fei, der er fich angefchloffen bat, und daß er daher in 
feiner Weife an die Proceßhandlungen der letzteren gebunden fei. 
Es wird daher auch die allgemeine Regel bier nicht zur Anwen⸗ 
dung gelangen, daß der Nebenintervenient fich mit der unterftügten 
Partei nicht in Widerfpruch fegen dürfe. 

Ein fi ergebender Widerſpruch wird vielmehr nach dem 
Grundfage zu behandeln fein, baß die Streitgenoffen ſich nicht 
gegenfeitig benachtheiligen können. Die Hinweifung auf die Be- 
ftimmung über die Streitgenofjenfhaft dürfte genügen, um fowohl 
die Erweiterung der Befugnis des Sintervenienten, als auch die 
Begrenzung derjelben zu präcifiren. Hieraus ergibt fih insbeſondere, 
daß der einem Streitgenoffen gleichgeftellte Intervenient nur folche 
Proceßhandlungen vornehmen darf, die in dem Proceßftabium, in 
weldem er in den Rechtsſtreit eintritt, überhaupt noch zuläffig find. 
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6. 18. Die Nebenintervention Tann in jeder Lage des 
Nechiöftreites bis & defien rechtöfräftiger Enticheidung durch 
— eines Schriftjages!) an beide Parteien erfolgen. 

er Intervenient hat das Jutereſſe, welches er am Siege 
einer der Proceßparteien hat, beftimmt anzugeben. 

Ueber den von einer der Brocebparteien geftellten Autrag 
auf Zurüdweifung des Nebeninterwenienten ift nach vorber- 
gehender mündlicher Verhandlung zwiichen dem Beftreitenden 
und dem Intervenienten durch VBeichluß?) zu enticheiden. Hie- 
durch wird der Fortgang des Hauptverfahrens nicht gehemmt.?) 

Solange dem aeg rer nicht rechtskräftig 
ftattgegeben ift, muß der Intervenient dem Hauptverfahren 
zugezogen werden und können Broceßhandlungen Ddesjelben 
nicht ausgefchloflen werden. 

Die Entſcheidung, durch welche die Nebenintervention für 
zuläffig erklärt wird, Tann nicht durch ein abgefondertes 
Rechtömittel‘) ‚angefochten werden. 

1) 88, 74—86. 

R i Gerichtshöſen des Senates. — Gegen die Zurüdweifung Bee 

curs $. 514 


9 Doch kann der Senat eine Unterbredung anordnen 8. 190 Abf. 2, 
u — 8. 193 Abſ. 2. 





Die Vorſchrift des 8. 20 wird beſonders häufig für die im $.17 
Abf. Wezeichneten Fälle von Bedeutung fein. (Motive, S. 196, 197.) 
8.18. Die richterliche Ingerenz zum Zwede der Prüfung 
der Zuläffigleit der Nebenintervention wurde auf ben Fall be» 
ſchränkt, daß dieſe rl beftritten wird (8. 18 Abf. 2). So- 
lange weder die Partei, welcher fi der Nebeninterventent an⸗ 
fließt, noch deren Gegner wegen bed Auftretens des Neben- 
intervenienten Einwendungen erhebt, dürfte ein Grund zum 
richterlihen Einfchreiten nicht vorliegen. Das Gericht wird in 
Ausübung feiner Procefleitungspflicht ſelbſtverſtändlich dafür zu 
forgen haben, daß durch die Intervention dad Proceßverfahren 
nicht verzögert und die Sachverhaltsermittlung und %eftftellung 
nicht erſchwert uud behindert werdbe.... Die Betheiligung eines 
Nebenintervenienten enthebt den Richter nicht der Berpflichtung, 
auf eine raſche und gründliche Sachverhaltsermittlung zu dringen: 
ob und wie filh die Betheiligung des Intervenienten procefjual 
fühlbar macht, das hängt alfo von der Handhabung diefer Proceß⸗ 
leitung ab. Segen die Irrthümer und gegen unangemeffene Acte 
der Proceßleitung befigen die Parteien felbftändige Schugmittel, 
die in gleicher Weiſe wie fonft auch anwendbar find, wenn die Be- 
fchwerde in dem Verhalten bes a oe gegenüber dem 
Nebenintervententen ihren Grund bat. (Motive, S. 197.) 
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6. 19. Der Intervenient muß den Nechtöftreit in der 
Lage annehmen, in welcher fich derjelbe zur Zeit feines Bei- 
trittes befindet. Er ift berechtigt, zur Unterftügung der- 
jenigen Partei, an deren Sieg er ein rechtliches Intereſſe 
hat (Hauptpartei), Angriffs- und Vertheidigungsmittel geltend 
zu machen, Beweije anzubieten und alle fonftigen Proceß- 
handiungen vorzunehmen. Seine Proceßhandlungen find 
infoweit für die Hauptpartei rechtlich wirkſam, als fie nicht 
mit deren eigenen Proceßhandlungen im Widerfpruche ftehen.?) 

Mit Einwilligung beider Proceßparteien?) kann der Inter⸗ 
venient auch an Stelle desjenigen, dem er beigetreten ift, in 
den Rechtsſtreit al3 Partei eintreten. 

2) Koftenanfprud) bes Rebenintervenienten 88. 41, 42. — Bernehmung 

als Larte 8. 871 ff. 
) Bergl. Klagsänderung 8. 335. 

6.20. Wenn das in einem Proceſſe ergehende Urtheif 
fraft der Beichaffenheit des ftreitigen Rechtsverhältniſſes oder 
fraft gefeglicher Vorſchrift) auch in Bezug auf das Rechts⸗ 
verhältnis de3 Intervenienten zum Gegner der Hauptpartei 
rechtlich wirkſam tft, kommt dem Intervenienten die Stellung 
eines Streitgenofjen zu ($. 14).? 

1) 8. 17 Anm. 1, ferner 8. 242 Abſ. 3 C. O. - 

2) Die Hauptpartei tft vorläufig als Yuftellungsbevollmächtigter des 

Nebenintervenienten zn behandeln 8. 98. 
Streitverfündigung. 


$. 21. Wer behufs Begründung eivifrechtlicher Wir⸗ 
kungen einen Dritten von einem Rechtsſtreite zu benach⸗ 


8. 21. Die Streitverfündigung kann nach Beichaffenbeit des 
Falles in ciner bloßen Benadhrichtigung von dem Rechtsſtreite 
befteben, oder mit einer Aufforderung zur Bertretungsleiftung 
verbunden fein. Die Berechtigung oder Verpflichtung zur Streit- 
verfündigung ift nach den Beftimmungen des bürgerlichen Rechtes 
zu beurtheilen. Nach ebendenjelben Beftimmungen muß die Frage 
entichieden werben, ob die Streitverfündigung als eine fo zeitliche 
anzujehen jei, daß fie die beabſichtigten civilrechtlichen Wirkungen 
begründen könne ... Die Streitverfündung foll nur die dem Zwecke 
derfelben entſprechenden Angaben und auch diefe in möglichft Inapper 
Faſſung enthalten. Es ſcheint nicht nöthig, in biefer Beziehung 
über den Rahmen des 8. 21 hinausgehende VBorjchriften zu erthei- 
len, da auch bier in den ergänzend eingreifenden 88. 74 ff. alle für 
die Beurtheilung des eriwarieten Maßes der Ausführlichkeit wich⸗ 
tigen Kriterien gegeben find. Der Einfluß ber Streitverfündigung 
auf den Gang des Proceſſes muß nach allgemeinen Grundjägen 
beurtbeilt werden. (Motive, S. 197, 198). 
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richtigen hat (Streitverfündigung), ) kann dies durch Zuftellung 
eines Schriftfages?) bewirken, in welchem auch der Grund der 
Benadhrichtigung anzugeben und die Lage des NRechtöftreites, 
fall3 derjelbe bereit3 begonnen hat, kurz zu bezeichnen ift. 

Mit einer ſolchen Benachrichtigung kann eine in den Vor⸗ 

ſchriften des bürgerlichen Rechtes begründete Aufforderung?) 
zur Leiftung der Vertretung im bereit3 anhängigen oder erft ein- 
zuleitenden Rechtöftreite (Nebenintervention) verbunden werden. 

Die Streitverfündigung gibt der benachrichtigenden Partei 

nicht das Recht, die Unterbrechung des anhängigen Rechts⸗ 
ftrettes, *) die Erjtredung von Friften?) oder die Verlegung einer 
zur Verhandlung beftimmten Tagjagung®) zu begehren. 

2) 8.931 a.b. G. B. — Die Berpfliditung, die Bertretungsleiftung 
zu begehren, ift als Verpflichtung zur Streitverfündigung anzufehen, 
Art. i E. G. z. C. P. D. 

2) 88: 74—76. — Die Zuſtellung verfügt der Vorſitzende, 8. 25. 

2) Im Falle die auf — belangte Eiſenbahn der im Rüd- 
griffswege in Anſpruch zu nehmenden Bahn den Streit in gehöriger Form 
verkündet, ift die Friſt für die Intervention im Hauptprocefie von dem 
Richter der Hauptiache nad) den Umftänden des alles und fo kurz als 


möglich zu beftimmen, Art. 50 de3 internationalen Uebereinkommens über 
den —— vom 14. October 1890, R. G. B. 1892 Nr. 186. 
. 163. 


Benennung des Auctor3. 


6.22. Wer als Befiter einer Sache oder eines ding- 
lichen Rechtes geflagt wird,) ſich aber in den Rechtsſtreit 
nicht einlaffen will, weil er im Namen eines Dritten zu be- 
fiten behauptet, hat dieſen (Auctor) fogleich nach Buftellung 
der Klage aufzufordern, ich über fein Verhältnis zum Streit- 
gegenftande oder zu dem in der Klage geltend gemachten 
Anſpruch bei der vor dem Proceßgerichte anberaumten erjten 
Zagjagung?) zu erflären. 

Die Aufforderung an den Auctor und deijen Ladung 
erfolgt durch Zuftellung eines Schriftfages,?) welcher die zur 
Begründung diefer Aufforderung erforderlide Mittheilung 
über den eingeleiteten Rechtöftreit zu enthalten hat. Eine 
Ausfertigung dieſes Schriftjages if dem Kläger noch vor 
der eriten Tagſatzung mitzutheilen. 

2 8. 875 0.6.8.8. 


. 239, 440. 
5) +4 74—86. Die Zuftellung verfügt der Vorſitzende $. 25. 
$. 23. Erkennt der Auctor bei der Tagjabung!) das vom 
Beflagten behauptete Verhältnis an, jo kann er mit Zu⸗ 
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ftimmung des Bellagten an defjen Stelle als, Partei in den 
Rechtsſtreit eintreten. Die Zuftimmung des Klägers ift hiezu 
nur infoweit erforderlih, als derſelbe Anſprüche geltend 
macht,?) welche durch das zwifchen dem Auctor und dem Be- 
Hagten beftehende Vertretungsverhältnis nicht berührt werden. 

Anfolge der Uebernahme des Procefje durch den Auctor 
ift der Beklagte auf feinen Antrag dur Beichluß des 
PVroceßgerichtes von der Klage zu entbinden ($. 241). Kommt 
Hingegen bei der erften Tagſatzung eine Einigung wegen ber 
Uebernahme des Procefjes durch den Auctor nicht zuftande, 
ſo kann der Bellagte die Einlafjung in den Rechtsſtreit nicht 
weiter dermweigern. 

a) ss: 239, 440. 

n) 8. 227. 


8. 23. Falls bei der erften Tagfagung eine Einigung über 
eine Aenderung der Perfon des Bellagten nicht zuftande kommt, 
muß fich der Beklagte in den Rechtsſtreit einlaffen ($. 23 Abfa 2). 
Der Beklagte kann keineswegs eine Verhandlung und richterliche 
Entſcheidung über das zwifchen ihm und dem benannten Autor 
beftehende Rechtsverhältnis begehren und noch weniger eine Feft- 
ftelung der etwaigen Pflicht des benannten Autor zur Weber- 
nahme des Proceſſes. Soferne ihm nad diefer Richtung die 
Klage zu Einwendungen Anlaß gibt, welche die Paffinlegitimation 
des Belangten in Frage ftellen, gehören fie in die Verhandlung 
zur Hauptfache. In diefer wird es immerhin möglich fein, daß 
wie fonft über einen einzelnen der zur Begründung eined An- 
fpruche8 gehörigen Umftände, jo auch) über die Frage der Sach⸗ 
legitimation vorab verhandelt werde. Soferne aber die Autors⸗ 
benennung die Pajlivlegitimation nicht berührt, gebt fie den 
Kläger überhaupt nicht an und ed muß daher die Verfolgung 
feines Anſpruches von diefer Nebenfrage fortan freigehalten werben. 
Befondere Beftimmungen über die Schritte, die der Kläger vor- 
zunehmen bat, wenn feine Klage nicht gegen den richtigen Gegner 
angebracht erjcheint, find überflüſſig. Soweit die Klage verfehlt 
ift, wird fie zurüdzuziehen fein, fonft muß fie abgeiwiefen werben. 
Ob erfterenfall eine neue Klage gegen den benannten Autor zu 
überreichen und ob diefer als der richtige Gegner anzufehen fei, 
wird der Kläger zu prüfen haben. 

E3 Tann keinem Zweifel unterliegen, daß der Autor, wenn 
ber Proceß gegen den urfprünglichen Bellagen fortgejetst wird, ſich 
diefem als Nebenintervenient anfchließen Tann. Biel weniger 
ficher ift e8 Hingegen, ob ber Bellagte, der ſelbſt durch die Autors- 
benennung den Rechtsftreit al3 einen ihn nicht berührenden be- 
zeichnete, dennoch als befugt anzufehen fei, dem Hägerifchen An- 
fprudde zu genügen. Es wird dies deshalb im 8. 24 befonders 
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6. 24. Ericheint der Auctor trotz gehöriger Ladung bei 
der anberaumien eriten Tagſatzung nicht, in er die 
Behauptung des Bellagten oder erllärt er fich bei der Tag⸗ 
jaung überhaupt nicht, fo ift der Bellagte berechtigt, fi 
durch Befriedigung des Anfpruches des Kläger von der 
Klage zu befreien. 
Inwiefern dem Auctor hieraus ein Auſpruch auf Schaden» 
erſatz al, ift nach J olegerligen Rechte zu beurtheilen.!) 
ie Motive bei 
6. 25. Die nn der in den 88. 18, 21 nnd 22 
— Schritläge wird vom Borfigenden ohne vor- 
gängige Beſchlußfaſſung des Senates verfügt. 


Vierter Titel. 


Bevollmächtigte. 


6.86. Die Parteien können, fofern in dieſem Geſetze 
nicht etwas anderes beftimmt ift,*) Broceßhandlungen entweder 
in Perſon oder durch Bevollmächtigte vornehmen. 

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten jchließt 
aud in jenen Fällen, in welden die Vertretung buch 
Advocaten geboten ift, nicht aus, daB die Partei in Beglei- 
tung di Bevollmächtigten vor Gericht erfcheint und dafelbft 
neben DAR — Saturn abgibt.?) 

wang: Bor Gerichtöhöfen erfter und allen Gerichten 
Höheren 4 — 8 27 abſ. 1, 463 Abf. 2, 518. — Berufungäfiirift 8.467, 
— Reviſions chriften 88. 506 .4, 507 Abf. 3. — Schriftlic ecurfe 
—— — Zur ——z——— eußerung unfähige Barteien. Bevoll- 
.mädhtigte und ackolihe er (nötigenfalls) * — — Baia] An⸗ 
a 8.29 Abſ. 1. — Ausnahmen fiehe bei 8. 2 


6. 27. Bor den Gerichtshöfen erfter Inſtanz und vor 
allen Gerichten höherer Inſtanz müflen ſich die Parteien 
dur Advocaten vertreten laſſen (Anwaltsproceß).t) 


anerkannt. Die Autoröbenennung foll die formelle Legitimation 
des Bellagten zur Submittirung in das SKlagebegehren und zur 
Anipruchsbefriedigung nicht zeritören; ungeachtet der Autors⸗ 
benennung fol der Beklagte formell legitimirt fein, den Proceß 
hiedurch zum Abjchluß zu bringen. Inwieweit er bamit bem 
benannten Autor gegenüber eine Haftung auf fi nimmt, ift nad 
dem zwiſchen ihnen beftehenden Rechtöverhältnifje unter Augrunde- 
legung der Vorfchriften des bürgerlichen Rechtes zu beurtheiſen. 
(Motive, ©. 198, 199.) 


Pe | 
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Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf das Ver⸗ 
fahren erſter Inſtanz in Eheſachen und, ſoweit dieſes Geſetz 
nicht etwas anderes?) beſtimmt, auch nicht auf Diejenigen 
Broceßhandlungen, welche vor einem erjuchten oder beauf- 
tragten Richter, vor dem Gerichtsvorſteher oder Vorſitzenden 
eines Senates vorgenommen werden; fie gilt auch nicht für 
bie in der Gerichtskanzlei vorzunehmenden Erklärungen und 
Handlungen.?) 

Die Bertretungsbefugnis der Yinanzprocuratur bleibt 
auch in den Fällen, in welchen die Vertretung der Parteien 
durch Advocaten geboten tft, unberührt.) 

0, — Unentgeltlihe Vertretung armer Par⸗ 

abren müflen die Barteien auch vor dem 
ocaten vertreten fein: 8. 248 Abſ. 2. 
Bei den Berhandlungen über Ertheilung, 
rmenrechts 8.73 Abf. 3. — Ueber die Recht⸗ 
Zeugen 8. 824 Abſ. 2 und Sachverſtän⸗ 
Berufung zu Protololl, wenn nicht 2 Ad⸗ 
n 8. 465 Abf. 2. — Erhebung des Recurfes 
:n durch Barteien, welche nicht burdy Ad⸗ 
Abj. 1. — Recurje von Zeugen $. 348 und 
tag auf gerichtliche Sehe Lung eines Schieds⸗ 
— urvuon „zen Die Enthebung des Armenvertreters 
Art. XXXIII E. G. z. C. P. O. und Recurſe der armen Parteien 8. 78 
Abſ. 8. — Bei den Verhandlungen über Beſitzftörungs⸗ und —— — 
welche gem. 8. 79 J. N. vor einen Gerichtshof gehören, Urt. XIV €. ©. 


z. J. N. 
4) Art. IV 8.1, XXXII E. G. 3. C. P. O. 


. 28. Advocaten,?!) Notare, ſowie die zur Ausübung 
des Richteramtes befähigten und bei Gericht angeftellten Per⸗ 
fonen bedürfen, wenn fie in einem NRechtsitreite al3 Partei 
einjchreiten, weder in der erften noch in einer höheren In⸗ 
ftanz der Vertretung durch einen Advocaten. 

Wird gegen eine ſolche Partei während der Dauer des 
Procefjes die Disciplinarftrafe der Streichung von der Advo⸗ 
catenlijte, der Entjegung vom Amte, der Berjegung in den 
Ruheſtand oder der Dienftentlafjung verhängt, jo ift von ihr 
für das weitere Verfahren, jofern in demjelben die Ver⸗ 
tretung durch Advocaten geboten ift,?) ein Advocat zu beitellen. 
Eine Unterbrechung des Verfahrens?) findet deshalb nicht ftatt. 

2) Für die Advocatur qualificirte Conceptsbeamte der Finanzprocura- 
nn At. XXXII E. G. z. C. P. O. 

6.29. Inſoweit eine Vertretung durch Advocaten nicht 
geboten ift!) und der Streitgegenftand an Geld oder Geldes- 
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wert den Betrag von 500 fl. nicht überfteigt, kann jede eigen- 
berechtigte Berfon männlichen Gefchlechtes?) zum Bevollmäch⸗ 
tigten beftellt werden. In Streitſachen über 500 fl. find an 
Orten, an welden wenigitend zwei Advocaten ihren Sitz 
haben, nur Advocaten al3 Benollmächtigte zuzulafien. 

Berfonen, welche dem Richter als Winteljchreiber?) be- 
fannt find, dürfen weder zur Verhandlung, noch zu anderen 
Procebhandlungen als Bevollmächtigte zugelaffen werben. 
Gegen dieje Verweigerung der Zulafjung ift ein abgejondertes 
Rechtsmittel‘) nicht ftatthaft. 


2 8,26 Anm. 1. 
2) Ausnahme 8. 185, im Bagatellverfahren für die Ehefrau 8. 449. 
9 m.103.56.6.,.68.0 ol uns 


6.30. Advocaten und fonftige Bevollmächtigte haben bei 
der eriten von ihnen in einer Streitfache vorgenommenen Proceß- 
handlung ihre Bevollmächtigung durch eine Urkunde (Vollmacht) 
darzuthun,?) welche in Urſchrift oder in beglaubigter Abjchrift 
vorzulegen ift und bei Gericht zurüdbehalten werden Tann.?) 

Wenn die Bevolmädtigung mittels einer Brivaturkunde 
geihah und gegen deren Echtheit Bedenken entftehen, kann 


8. 30. ur möglichften Verhütung von nadträglichen 
Streitigkeiten über den Beftand und die Zulänglichkeit einer Be- 
vollmächtigung iſt es nöthig, daß die Bevollmächtigung Thon beim 
erften eten in überzeugender Weife nacdhgewiejen werde. Aus 
diefem Grunde ift die Vorlage einer fchriftlihen Urkunde nicht zu 
entbehren ($. 30); fie muß in Urfchrift oder beglaubigter Abfchrift 
dem Gerichte vorgelegt werden, denn eine einfache Abjchrift kann 
für die Beweisführung im allgemeinen nur injoweit verwertet 
werden, als fie vom Gegner des Beweisführers anerkannt wird. 
Die Anerkennung — die Gegenpartei kann aber — abgeſehen 
davon, daß fie bei Gegenſtänden der Officialprüfung für das 
Gericht nicht unbedingt bindend iſt — bei der vorligenden Auf- 
gabe ſchon darum nicht in Betracht fommen, weil die Prüfung 
der Bevollmächtigung in der Regel zu einer Zeit erfolgen muß, 
in welcher der Gegner des Beweisführers noch nicht gehört werden 
kann. Wenn die Bemerkungen der Gegenpartei, oder von amts- 
wegen gemachte Bemerkungen einen zureihenden Grund bieten, 
um die Echtheit einer Bevollmächtigungsurfunde anzuzweifeln, 
muß das Gericht in ber Lage fein, ſich über die Echtheit der in 
Form einer Privaturfunde ausgefertigten Vollmacht in einfacher 
Art, ohne weitläufigen EchtheitSbeweis Klarheit zu verfchaffen. 
Das geſchieht durch die Anordnung der gerichtlichen oder nota⸗ 
riellen Beglaubigung der Unterfchrift ($. 30 Abfag 2). Einem 
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das Gericht auf Antrag oder von amtswegen eine gericht⸗ 
liche oder notarielle Beglaubigung der Unterſchrift anordnen. 
Dieſe Beſtimmung kommt nicht zur Anwendung, wenn ein 
dem Gerichte bekannter Advocat oder Notar als Bevoll⸗ 
mächtigter einſchreitet und die Echtheit der Unterſchrift mit 
Berufung auf ſeinen Eid beſtätigt. Die Anordnung der Be⸗ 
Janbigung kann durch ein Rechtsmittel nicht angefochten 
werden. 

Die Erklärung über die ertheilte Bevollmächtigung kann 
vor Bezirksgerichten, wenn die Partei bei einer in der 
Streitſache anberaumten Tagſatzung mit dem Bevollmächtigten 
perſönlich vor Gericht erſcheint, auch zu gerichtlichem Protokoll ®) 
aufgenommen werden. 

1) Burüdweifung der Klage und Klagebeantwortung nad) erfolglofem 

Auftrag — der Vollmacht. 8. 87. — 8. 160 Abſ. 2. 

9 Im Verhandlungsprotokolle 88. 448, 451 8.2. 


6.81. Die einem Advocaten ertheilte Vollmacht zur 
Proceßführung (Proceßvollmacht) ermächtigt Traft Geſetzes: 

1. zur Anbringung ?) und Empfangnahme?) der Klage und 
zu allen den Nechtsitreit betreffenden Broceßhandlungen 
einschließlich derjenigen, welche durch eine Widerklage, ? durch 
eine Wiederaufnahme des Verfahrens,“) durch den Antrag auf 
einftweilige Verfügungen, oder dur eine im Sinne des 
8.16 erfolgende Klaaeführung veranlaßt werden; 

2. zum Abſchluſſe von Vergleichen °) über den Gegenftand 
des NRechtsftreites, zu Anerfenntniffen‘) der vom Gegner be- 
Haupteten Anfprüche, ſowie zu Berzichtleiftungen ”) auf die von 
der bevollmädhtigenden Partei geltend gemachten Anſprüche; 


Zweifel an der Echtheit wird dann nicht Raum gegeben werben 
dürfen, wenn ein dem Gerichte befannter Advocat die Echtheit 
der Unterfhrift mit Berufung auf feinen Eid beftätigt. Es ent- 
fpricht dies der öffentlichen Stellung, welche ein Advocat einnimmt. 
Doch will ſelbſtverſtändlich durch den geſetzlichen Ausſpruch über 
das der Verſicherung eines Advocaten zukommende Maß von 
Glaubwürdigkeit der Nachweis der Unechtheit einer Vollmacht 
nicht ausgeſchloſſen werden. (Motive, S. 200.) 

8.31. An diefem Paragraphen würden zunächſt eine Reihe 
geringfügiger NAenderungen vorgenommen, indem der Eingang 
fteliftifch vwerbeffert, in Ziffer 1 der nach dem Entwurfe dentbare 

weifel, ob auch künftighin Generalvollmanten zuläffig ſeien, 
efeitigt wurde. (Die — — lautete: „zu allen den 
Rechtsſtreit, für welchen die Vollmacht ertheilt wurde“.) (A.B., 8.2.) 
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3. zur Einleitung der Execution wider den Proceßgegner, 
ur Vornahme aller im Erecutiondverfahren auf Seiten des 
Erecutionsführers vorfommenden Handlungen und zur Er- 
wirkung des Sicherungdverfahrens; 

4. m Empfanguahme der von dem Proceßgegner zu 
erftattenden Proceßkoſten.ꝰ) 

Der Advocat Tann die ihm ertiheilte Proceßvollmacht 
für einzelne Acte oder Abfchnitte des Verfahrens an einen 
anderen Advocaten übertragen, er Tann fich ferner bei Ber- 
Handlungen, für welche die Beiziehung eines Wbvocaten 
geſetzlich vorgefchrieben ift, durch einen bei ihm in Berwen- 
dung ftehenden fubftitutionsberechtigten Advocaturscandidaten 
vertreten laſſen und auf Grund feiner Proceßvollmacht für 
Proceßhandlungen, zu deren Vornahme die Vertretung durch 
Advocaten nicht geboten ift,®) aud) andere Stellvertreter be» 
ftellen.!®) 

Subftitutionsberechtigt find die im 8. 15 der Advocaten⸗ 
Ordnung bezeichneten Advocaturscandidaten, falls fie bereits 
die Advocatursprüfung mit Erfolg abgelegt haben und nicht 
eine der im 8.12, lit. c des Geſetzes vom 1. April 1872, 
R. G. B. Nr. 40, angeführten Disciplinarſtrafen wider fie 
verhängt it. Das Erfordernis der Advocatursprüfung kann 
auf Anfuchen eines Advocaten vom Ausſchuſſe der Advocaten- 
fammer mit Zuftimmung des Oberlandesgerichted aus rüd- 

chtswürdigen Gründen foldhen bei ihm in Verwendung 
ehenden Advocaturscandidaten erlaffen werden, die an einer 
inländifchen Univerfität den juridifchen Doctorgrad erlangt 
haben und mindeltens eine einjährige, bei einem Gerichtähofe 
volfftredte, civil- und ftrafgerichtliche Brarid und eine zwei⸗ 
jährige Praris bei einem Advocaten oder bei einer Finanz 
procuratur nachzuweiſen vermögen. Die Nachficht der Ad⸗ 
vocatursprüfung gilt jedoch nur für die Dauer der Verwen⸗ 
dung des Wdvocaturscandidaten bei demjenigen Advocaten, 
auf deffen Anjuchen fie bewilligt wurde. 
2) 8. 236; nicht zu Protokoll 8. 434. 
| 106. — Buftelungen haben an den Advocaten zu erfolgen 3. 93 Abſ. 1. 
t 3 8. J. R. 


s) 304, 208. — Abſchluß eines Echiebsvertrages 8. 577. 
7 . 394. 

8) 88. 40 ff. 

ihn Abſ. 2 u. Am. 3. 

16) 8, 38, 
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6.32. Eine Beſchrankung des geſetzlichen — der 
Proceßvollmacht Hat, auch wenn fie in der Urkunde aus- 
gedrüdt fit, dem Gegner gegenüber nur infomweit rechtliche 
Wirkung,?) als die Beſchränkung die im $. 31, 8. 2 und 3, 
bezeichneten Befugnifle betrifft und dem Gegner befonders 
befannt Eu wurde. 


8. 31. 
R Tormalvo t analog Art. 43, — 188, re Ei 29.6.8. 
88. 19, 45 Geſ. u: 9. “heit 18th, R. G. B. Nr. 70. 


6.33. Perſonen, welche nicht oe. find, kann die 
Partei entweder eine Proceßvollmacht!) ertheilen, ober fie 
fann Ddiefelben auch nur für einzelne beftimmte Proceßhand- 
lungen bevollmäcdhtigen. 

Umfang, Wirkung und Dauer der Proceßvollmadit find 
nach den Beitimmungen dieſes Geſetzes, Umfang, Wirkung 
und Dauer einer Vollmacht zu einzelnen Proceßhandlungen 
aber, fofern im folgenden nicht3 anderes angeordnet ift, nach 
dem Inhalte dieſer ollmadıt und nach den Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechtes?) zu beurtheilen. 

) Su. 6. 8.0. 8. 1008 0. b. G. 8. Art. 178.0. 

Art. 42, 47 9.0.8 


6.34. Die auf Grund einer Proceßvollmacht von dem 
Bevollmächtigten vorgenommenen Proceßhandlungen!) haben 
im Berhältnis zur Gegenpartei diefelbe Wirkung, ald wenn 
fie von der Partei jelbft vorgenommen worden wären. Dies 
gilt jedoch von Geftändniffen ?) und anderen thatjachlichen Er⸗ 


— — —— — nn — 


8.833. Die Vortheile der feften Bolmasibegreuiinn ftehen 
auch mit ber Abvocateneigenichaft des Vertreters in Teinem Zu⸗ 
fammenhange. Darum räumt der Entwurf der Partei dad Recht 
ein, auch dem gemeinen Bevollmächtigten mit der fonftigen geſetz⸗ 
lichen Wirkung Proceßvollmacht zu ertheilen. Falls aber von 
diefet Befugnis nicht Gebrauch gemacht wird, muß fich der Um: 
fang der Vollmacht nach ihrem, den Beftimmungen des bürger- 
lichen Rechtes gemäß zu interpretirenden Inhalte richten ($. 33 
Abſ. 2). Selb ftverftändfich fommen bier nicht bloß die Bor- 
friften des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, ſondern auch 
des / Handelsrechtes, der ern und fonftige einichlägige 
Beitimmungen des Privatrechtes in Betracht. Infolge der Be⸗ 
ftimmung be 8. 33 Abf. 2 werden bie Befugniffe, welche die 
Partei ihrem Vertreter einräumen will, wo nicht Proceßvollmacht 
ertbeilt wird, im Inhalte der Vollmachtsurkunde ausdrücklich an⸗ 
gegeben werden müffen. (Motive, S. 202.) 
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Härungen nur infoweit, als fie nicht von der miterfchienenen 


Partei?) jofort widerrufen oder berichtigt werden. 
? ZU0) ARBEISHUNGER. Siehe A. B. S. 27 zu 8. 146. 


. 26 Abſ. 2. 


6.35. Die Proceßvollmacht wird weder durch den Tod 
de3 ——— y noch durch eine Veränderung in Betreff 
ot Procepfähigleit oder feiner gefeblichen Vertretung?) auf⸗ 
gehoben.? 

Die Rechtönachfolger des Bollmachtgeberd, der für Die 

proceßunfähig gewordene Partei beftellte geſebüche Vertreter 
und der an Stelle des bisherigen geſetzlichen Vertreters neu 
eintretende geſetzliche Vertreter einer Be können jedoch die 
————— jederzeit widerrufen.“) 


a aber 2. u des eg — ober, 8. — 
x [1] 
ebollmärhttiten wegen Gehirn er — Ani a — 
6. 36. Die durch Widerruf!) oder Kündigung?) herbei— 
geführte Aufhebung der Vollmacht zur Procebführung oder 
ur Vornahme einzelner Proceßhandlungen erlangt dem 
Frocfgegne ———— erſt dann rechtliche Wirkſamkeit, 
wenn ihm das Erlöſchen der Vollmacht, in Rechtsſachen aber, 
in welchen die Vertretung durch Advocaten geboten iſt,?) Die 
Beltellung eined anderen Advocaten von der ‘Partei angezeigt 
wird.) Diefe Anzeige hat durch Zuftellung eines Schriftfages°) 
ejhehen. In Bezug auf dieſe Zuftellung gilt die Bor- 
fit des 8.25.°) 

Nach Kündigung der Vollmacht bleibt der Bevollmädhtigte 
noch durch 14 Tage berechtigt und verpflichtet, für den Voll⸗ 
machtgeber zu Handeln, ſoweit dies nöthig ift, um legteren 
vor en ge ſchützen.) 

— 1021 = 5. 3 8. 


3) 8.26 Anm.1. 8.27 Abſ. 1 
N se — auch Zufiellungen an den Bevollmächtigten, 8. 93. 


orſitzender. 

?) Vergl. 8. 11 Abſ. 1 u. 2 Adv. Ord., Manz VI. Bd. 1. Abth. — 
„Diefe Verpflichtun a Ben die Partei dem Advocaten dad Man- 
dat widerruft. al. 3 Adv. Ord. — — —— der Gebüren 
und — 8. — 4 nt, V E. G. z. C. P. O 


6.37. Das Gericht hat den Mangel der Vollmacht in 
jeder Lage des Rechtöftreites von amtöwegen zu berüdfichtigen.?) 
16* 
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Im Unwaltsproceffe überreichte Klage- und Klage- 
beantwortungsjchriften,2) welche den Nachweis®) der Beitellung 
eines Advocaten nicht enthalten, jind vom Borfigenden des 
Senates, dem die Rechtsſache zugemwiejen ift, zurüdzumeifen, 
wenn die Partei nicht innerhalb einer ihr vom Borjigenden 
gu beftimmenden Frift einen Advocaten beftellt und denjelben 

em Gerichte unter Vorlegung der Bollmadıt namhaft macht.t) 
Eine Berlängerung dieſer Frift tft nicht zuläffig.®) 

1) 88.401, 402 8.1u.8, 477 8.4 u. 5, 49. 

2) 88.226, 243, 2358, ebenfo 8. 160 Abf. 2. 

2) Vollmacht, bloße Fertigung durch den Abvocaten (8. 75 3. 3) ge- 


nügt nicht 5 30 Abf.1 n 
4) Bezüglicd) anderer Schriftfäge im Anwaltsproceſſe 88.75 3.8, 84, 85. 


5) 8.138. — Gegen ben Ei zur Beftellung eines Advocaten und 
zur Vorlegung der Vollmacht fein abgeiondertes Rechtämittel, 8.84 Abf.1. 
— Gegen die Zurüdmweifung ber Schriften Recurs 8. 516. 

6:38, Wer für eine Bartei, ohne die erfolgte Bevoll- 
mächtigung nachweijen zu können, behufs Vornahme einzelner 
dringlicher Broceßhandlungen einjchreiten will, kann nad Er- 
mefjen de3 Gerichtes entweder gegen vorgängige Sicherheits⸗ 
Teiftung 1) fürKoften und Cchäden,?) oder auch ohne folche Sicher- 
heitsleiftung als Bevollmächtigter einftweilen zugelafjen werden. 





8.37. Wenn jemand anftatt einer Partei als deren Bevoll⸗ 
mädtigter auftritt, fo hängt die Giltigkeit des Verfahrens und 
der auf Grund desfelben gefällten Entfcheidungen davon ab, daß 
der Auftretende in der That bebollmächtigt worden fei und die 
ihm ertbeilten Befugniffe fih auf die vorgenommenen Handlungen 
erftreden. Da es nun im öffentlichen Intereſſe liegt, das Vor⸗ 
fommen nichtiger Verfahren und nichtiger Entjcheidungen zu ber- 
hüten, kann die Prüfung einer behaupteten Bevollmädtigung nicht 
ausſchließlich vom Parteiwillen abhängig gemacht werden; fie muß 
vielmehr von amtswegen erfolgen, und zwar muß ſowohl geprüft 
werden, ob eine giltige Vollmacht überhaupt beftehe, ald ob eine 
ſolche im einzelnen Falle als zureichend angejehen werden könne 
(8. 37). Ein ähnlicher Gedanke, wie er der Beitimmung des 
$. 6 Abi. 2 zu Grunde liegt, führt zur Vorſchrift des 8. 37 Abſ. 2. 
Der Zurüdweifung von Schriftfägen wegen mangelnder Advocaten⸗ 
beftelung Hat auch im Anwaltsproceffe die richterliche Aufforde- 
rung zur Sanirung des Mangels vorauszugehen. Die Vorſchrift 
eorreipondirt zugleich mit ber Beftimmung des $. 85 Abf. 1, wo⸗ 
dur dem Gerichte in Anfehung aller Formgebrecdhen, die über- 
reichten Schriftfägen etwa anhaften, zur Pflicht gemacht wird, 
deren Befeitigung von amtswegen anzuordnen. (Motive, S. 202.) 

8.38. Wenn e8 zur Anwendung von brohenden Nachtheilen 
erforderlih oder angemeſſen erfcheint, foll das Gericht dringende 
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Das Gericht Hat zugleich die nachträgliche Vorlage einer 
zu jenen Proceßhandlungen aha Vollmacht oder 
die — der Genehmigung der Partei anzuordnen 
und bis zum Ablaufe der hiefür beſtimmten Friſt mit der 
zu erlaſſenden Entſcheidung oder Verfügung inne zu halten. 
Nach fruchtloſem Ablauf der Friſt iſt ohne Rückſicht auf 
jenes Einſchreiten vorzugehen; der Gegner hat Anſpruch?) auf 
— —— die einſtweilige Bulaflung verurſachten Koſten 

n. 

Mit Ausnahme des Beſchluſſes über den Erſatz der 
Koſten und Schäden können die im Sinne der vorſtehenden 
Abſaͤtze ergehenden gerichtlichen Veſchlüſſe durch ein abgeſon⸗ 
dertes Rechtämittel‘) nicht angefochten werden. 

4 56. . 


N Shit beſonders gelteub zu machen 8. 1824 a. 5. G. B. 

s) 8.53 bl. 1. 

*) 8. 515. 

6.39. Soweit diefes Geſetz nicht unterfcheidet,*) find 
deſſen Beftimmungen über die Parteien auch auf deren Be- 
bollmächtigte zu beziehen.?) 

2) 3. 8. Vergütung für perfönlie Bemühung 8. 42. — Erſatzpflicht 


und 





Proceßhandlungen auch dur) Perfonen vornehmen Laffen können, 
welche Namens einer Partei als Bevollmächtigte einfchreiten, ohne 
jedoch ihre Bevollmächtigung zur Zeit in zureichender Weije dar- 
thun zu können (8.38). Es wäre unnöthig, beftimmte Kategorien 
von Perfonen auszumitteln, Hinfichtlich deren die gefegliche Ver⸗ 
muthung des Vorhandenfeind einer Vollmacht ausgeſprochen wer⸗ 
den konnte; zumal die Geſtattung des cinftweiligen Auftretens 
nicht bevollmädhtigter Perfonen umfoweniger zu Bedenken Anlaß 
gibt, als es dem Gerichte ermöglicht ift, einer zu beforgenden 
Gefährdung der Parteien, durch Anordnung einer Sicherheits 
feiftung zu begegnen. Es kann fich hiebei aber nur um ein einft- 
weiliges Einfchreiten handeln. Daber muß es jedenfall3 vor Er⸗ 
lafjung einer meritorifchen Entſcheidung außer Zweifel gefekt 
fein, ob das Einfchreiten dem Willen der vertretenen Partei ent- 
fprede. Das führt zur Forderung der nadträglien Vorlage 
einer entiprechenden Vollmacht und zur nachträglichen Beſchaffung 
der Genehmigung der vertretenen Partei. (Motive, S. 202.) 
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Proceßkoſten. 


6.40. Jede Partei hat die durch ihre Proceßhandlungen 
verurſachten Koſten zunächſt!) ſelbſt zu beſtreiten. Die Koſten 
ſolcher gerichtlicher Handlungen, welche von beiden Parteien 
gemeinſchaftlich veranlaßt oder vom Gerichte im Intereſſe 
beider Parteien auf Antrag oder von amtswegen vor- 
genommen werden, find von beiden Parteien gemeinfchaftlich 
zu beftreiten. 

Inwieferne den Parteien ein Anſpruch auf Erjaß der 
von ihnen beftrittenen Koften zufteht, ift, ſoweit dieſes 
Geſetz nicht befondere Anordnungen enthält,*) nach den Be- 


ſtimmungen dieſes Titeld zu beurtheilen. 

2) Konften ber Beftellung und Thätigleit eines für ben Gegner bes 
ftellten Eurator3 $. 10 — der Belanntmadhung und Eurators » Beftellung 
bei unbekanntem Aufenthalt, für erterritoriale oder im Auslande befind⸗ 
liche Geklagte 88. 118 Ubi. 2, 119 Abf. 4, 121 Abſ. 2 — Koften einer 
erfolglofen WBergleidisverhandlung 8. 47 Abſ. 2 — Koften ber Bors 

- legung einer Urkunde duch einen Dritten 8. 808 — Beugengebühren 
8. 332, 846 — Gebühren ber Sacdjverftändigen 8. 365 — Kolten bes 
ugenſcheines 8. 868 — Koften einer zur Sicherung der Beweisführung 
erfolgten Beweisaufnahme und der Betheiligung bes Gegners bei ber- 

le Weftelung bes ſchaftlichen Buftellungsbenolmädjtigte 
e ellu ed gemein i uſtellungsbevollm n 
eig auf Koften * fäumigen nn, 8.97 uhr. 2. . 
te duch die Zuftellung zwiſchen Advocaten verurfachten Mebrloften 

trägt die Bartei des Advocaten, der ſich hiezu erboten hat, 8. 113 Abſ. 2. 

Die Partei, welche zu einer riftverlängerung oder Tagſatzungs⸗ 
Aura: aueh gegeben Hat, trägt die dadurch verurfachten Koften, 

Die Koften einer durch Nichterfcheinen beider Parteien vereitelten 
Tagfabung trägt jede Bartei zur Hälfte, $. 142 Abſ. 3. 

Der Wiedereinfegungswerber — alle Koſten der Gegenpartei, 8. 164. 

Der en > trägt die Koften der durch fein ungebührliches 
Benehmen vereitelten aglagung und —— 8. 200 Abi. 2. 

Infolge Zurüdnahme der Klage bat ber Kläger dem Bellagten alle 
Koften zu erieben, 8. 287 Abſ. 3. N 

Die Koften der ſtenographiſchen Aufzeichnung ber Beweisaufnahme 
treffen die Hierauf allein antragende Bartet, 8. 250 Abſ. 4. 

8 — an den Dritten bei Verwerfung des Editionsantrages 

Die Erneuerung einer unleſerlich gewordenen Privaturkunde erfolgt 
auf Koſten des Antragfteller, 8. 317 Abſ. 1. 

Tie Mehrloften der Ladung von Zeugen vor das erfennende Gericht, 
—F A — ae Richter zu, vernehmen, wären, trägt der Antrag⸗ 

er, 8. 4. 

Den Beugen treffen alle durch feine Weigerung ober fein Ausbleiben 
verurfachten Koften, 88. 826, 833 Mb. 1; bedgleichen ben ungehorfamen 
Sadverftändigen, 8. 854 Abi. 1. 20 
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——— 
Koſten aufzuheben, 8. 423 Abſ. 2 

Infolge ——— der Berufun bat der Berufungäwerber alle 
durd) das ehtamitet verurfaditen Ban ericheh, Rn 484 Abi. 2. — 
Das gleiche gilt für die Zurüdnahme ber Dirt flon, 8. 
rer 
Bewertung an das arg era aha ———— wird, 8. —*X san 

6.41. Die in dem Rechtsftreite vollftändig untertiegenbe 
Partei Hat ihrem Gegner, fowie den dieſem beigetretenen 
Nebenintervenienten?!) alle?) durch die Procekführung verur- 
— am Usa an Rechtsverfolgung oder Rechts⸗ 

Digu igen Ju vertegen.)” Welche 

f g anzujehen ind, bat das Gericht bei 

Fefiftellung des Roftenbetrages ohne Bulaffun eines Beweis⸗ 

verfahren® nach feinem von forgfältiger Würdigung aller 
Umftände geleiteten Ermeflen zu beftimmen. 

Soweit das Maß der Entlohnung des Advocaten oder 
fonft die Höhe der Koften durch Tarife?) geregelt ift, Hat die 
Feſtſtellung des Koftenbetrages nach diefen Tarifen zu gejcheben. 

Die Vorſchriften des erſten Abjages gelten insbeſondere 
auch hinſichtlich der Koſten, welche durch die Zuziehung eines 
nicht am Sitze des Proceßgerichtes oder des erſuchten Richters 
wohnenden Advocaten eniſtanden find. Die Koſten, welche 
dadurch verurſacht wurden, daß für die nämliche Partei 
mehrere Advocaten beigezogen wurden, find jedenfall3 nur 
infoweit zu erftatten, al3 fie die Kojten der Beiziehung eines 
Advocaten nicht überfteigen, oder als in der PBerfon des 
Advocaten ein Wechjel eintreten mußte. 


2) Im alle bes Unterliegens in bem Zwiſchenſtreite — bie Edition 
einer Urkunde durch einen Dritten auch diefem, 8. 808 Abſ. 8 
—— 88. 42, 44, 48. 





8 

Fr uni bleiben die Vorjchriften bes Geſetzes v. 26. 1890, 

e A B. Nr. 58, betreffend den Wdvocatentarif — IV 3.3 E. G. 

C. P. O. — Gebürentarif für Zeugen 8. 347 Abf. 1 

6. 42. Für ihre perfönlichen Bemühungen tann die 
Partei wie der Nebenintervenient?) bei Feſtſtellung der Proceß⸗ 
foften eine Bergütung nicht aniprechen. Wenn deren per- 
ſönliches Erſcheinen vor Gericht nothwendig mwar,‘) und. 
insbeiondere wenn die Partei in dem Verfahren vor Bezirf3- 
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gerichten ohne einen Bevollmächtigten erſcheint, iſt für den 
durch Zeitverſäumnis etwa entſtandenen Schaden, ſowie für 
die Reiſeauslagen Erſatz zu leiſten. 

Wird eine Partei durch Bevollmächtigte vertreten, welche 
nicht dem Advocaten⸗ oder Notariatsſtande angehören, fo iſt 
ber unterliegende Gegner nur zum Erſatze ber Stempel⸗ und 
anderen Stantögebüren und der durch die Procekführung 
verurfachten nothwendigen Baranslagen zu verhalten. Diefe 
Beftimmung gilt jedoch nicht für die Koftenerfabanfprüce 
der ug! I inanzprocuratur vertretenen Parteien. ®) 


! ; — 
AL IN u he 
iy Art. IV8.18.8..88.D. 

6. 43. Wenn jede Partei theils obfiegt, theils unter- 
Yiegt, fo find die Koften gegeneinander aufzuheben oder ver- 
hältnigmäßig zu theilen. Der zu erfegende Theil kann ziffer- 
mäßig!) oder im Verhältnis zum Ganzen beftimmt werden. 

Das Gericht Tann jedoch aud) bei ſolchem Ausgange des 
Nechtöftreited der einen Partei den Erſatz der gelammten, 
denn Gegner und defjen Kebenintervenienten?) entitandenen 
Koften auferlegen, wenn der Gegner nur mit einem ver- 
Kättniämäßig geringfügigen Theile feines Unfpruches, deffen 

eltendmachung überdies befondere Koften nicht veranlaßt 
bat, unterlegen ift, oder wenn der Betrag der von ihm 
erhobenen Yorderung von der Feſiſtellung durch richterliches 


8.42. Diefe Borſchrift fol e8 dem Gerichte möglich machen, 
gewiffen neuen Formen des Winkelſchreiberthums entgegenzutreten, 
die fi) namentli in manchen größeren Stäbten in leßterer Zeit 
zeigten. (Motive, ©. ..205.) 

Die bier vorgenommene Aenderung, nämlich Ausfcheidung ber 
Neifeloften aus jenen Auslagen, welche die unterliegende Partei 
dem Gegner zu erjegen bat, der burch einen nicht dem Advocaten⸗ 
oder Rotariatsftande angehörenden Bevollmächtigten vertreten ift, ge⸗ 
bört zu jenen Maßregeln, welche Regierung und Ausſchuß zur Ein- 
ſchränkung der Winkeljchreiberei für nothiwendig hielten. (A.B., S. 22.) 

8.43. In den Fällen bes Abi. 2 (am Schluffe) ift es der 
Partei in vielen Fällen gar nicht möglich, eine Mehrforderung zu 
vermeiden. Es erbeifcht daher die Billigkeit hier eine Ausnahme 
bon dem Grundſatze des 8. 43 Abſ. 1. Gewiſſe Kategorien von 
Anſprüchen würden fonft prineipiell fchlechter geftellt werben, als 
andere Rechte umd Bene indem ihre Geltendmachung ſtets 
mit einem unausgeglichen bleibenden Koftenaufwande verbunden 
wäre. (Motive, &. 205.) . 
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9 8. 278. 

6.44. Werden thatfächliche Behauptungen oder Beweis⸗ 
mittel unter Umftänden angebradht, aus welchen das Gericht 
die Ueberzeugung. gewinnt, daß die Partei im Stande war, 
diefelben früher?) geltend Ei maden, und wird durch die 
Bulafiung eines joldhen Borbringens die Erledigung des 
Nechtöftreites verzögert, fo Tann das Gericht An Antrag 
oder von amtswegen der Bartei, welche ein ſolches Vor⸗ 
bringen gemacht bat, auch wenn fie obliegt, den Erfah der 
Proceßkoſten ganz oder theilweife auferlegen. 

Dies gilt insbefondere auch von Anführungen und 
VBemweisanbietungen, die bereit3 in einem von der Obfiegenben 
Bartet überreichten vorbereitenden Schriftſatze hätten an. 

ebradht werden ſollen und deren ſpäteres Borbringen eine 
zögerung der Verhandlung ober ber Erledigung des 
Rechtsitreites bewirkt hat. 
1) % B. Im der Klage 88. 226 Abf. 1, 229, in ber Rlagebeantivortung 
8. 248 Abſ. 2, im vorbereitenden Verfahren 88. 250, 268, dur Mit- 
theilung eines borbereitenden Schriitfages vor der mündlichen Berhand- 
lung 8. 258 Abf. 1. 

6.45. Hat der Sog durch fein Verhalten zur Er- 
hebung der Klage nicht Beranlafiung gegeben und den in 
der Klage erhobenen Anipruch fofort bei der eriten Tag- 
Iobung anerkannt, jo fallen die Proceßkoſten dem Kläger zur 

aft. Er Hat auch die dem. Beklagten durch das eingeleitete 

t 


gerichtliche Verfahren verurfachten Koften zu erjeßen. 


8.45. Dem Kläger Tann troß bes feinem Begehren günftigen 
Urtheiles, das er ſich erftritten bat, der Koftenerfag auferlegt 
werden, wenn feine Proceßführung eine unnöthige war. Und als 
unnöthig wird fie immer anzufehen fein, wenn der Bellagte zur 
Erhebung der Klage keine Veranlaffung gegeben und den Klags⸗ 
anſpruch fofort anerkannt hat. Ob erftered der Fall, muß nad) 
den Grundſätzen des bürgerlichen Rechtes beurtheilt werden; nach 
diefen- wird namentlich auch. zu entjcheiden fein, ob der Kläger 
verpflichtet war, den Bellagten vor Erhebung der Klage zur 
Leiftung aufzufordern. Es muß verlangt werden, daß ber Be- 
Hagte bei ber erften Tagſatzung eine ausdrückliche Anerkennung 
abgebe, weil eine ftillfegweigende Anerlfennung — wie fie etwa im 
Ausbleiben des Beklagten von der Berbandlungstagjagung ge- 
funden werden könnte — einen zu unficheren Anhaltspunkt für 
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6.46. Beſteht der zum ne verpflichtete Theil 
aus mehreren, in der Hauptjache nicht ſolidariſch haftenden 
Berfonen, fo ift denfelben der Koftenerfag nach Kopitheilen 
aufzuerlegen. Bei einer erheblichen Verſchiedenheit der Be- 
theiligung am Rechtsſtreite hat jedoch das Gericht die Erſatz- 
antheile nad) dem Berhältnifie diejer Betheiligung zu beftimmen. 

Sofern die zum Koftenerjage verpflichteten Perſonen 
nach den Borfchriften des bürgerlichen Rechtes!) in der Haupt- 
ſache folidarifch®) zu haften haben, erftredt ſich diefe Haftung 
auch auf die dem Gegner zugejprochenen Proceßkoſten. Für 
die Koften, welche durch die von einzelnen Betheiligten vor⸗ 
genommenen befonderen Proceßhandlungen erwachſen find, 
haben die übrigen Betheiligten nicht zu haften. 


1) Art. XXX E. G. z. C. . O. 

5 3. B. 88. 210, 282, 550, 820, 821, 891, 1208, 1302 a. b. G. B. 
Art. 280, 112, 150, 157 9.0.8 — Art. 81 W. O. 

6.47. Die Koften eines abgefchloffenen Vergleiches) find, 
wenn nicht etwas anderes vereinbart wird, als & njeitig 
aufgehoben anzufehen.?) Dasjelbe gilt von den often des 
durch Vergleich erledigten Rechtsſtreites, ſoweit deren Erſatz 
nicht bereit3 einer der Parteien rechtskräftig auferlegt ift. 

Bleiben Bergleichöverhandlungen erfolglos, jo ift Sie 
Send zum Erfote der mit denjelben verbundenen 
Koften bom Det Entſcheidung der Hauptjadye abhängig. 

a hen a Bergleich3ausfertigung trägt die anfuchende Partei 8.206. 


6.48. Wenn im Laufe des Verfahrens Zwiſchenfälle ein- 
treten, welche einer Partei lediglich vermöge des Verſchuldens) 


die Beurtheilung der Handlungsweiſe des Klägers bieten würde. 
Auf dem Erjcheinen des Beklagten wird umſomehr beharrt wer- 
den können, al® er ſich biedurch den Anſpruch auf Erſatz der 
durch die unberechtigte Procekführung des Kläger ihm berurfach- 
ten Koften fichert. Die Vorfchrift des 8.45 wird — wie zu er- 
warten ift — in$befondere auch einer mißbräuchlichen Anwendung 
der Klage auf Anerkennung des Beftehens oder Nichtbeftehens 
eines Rechtsverhältniſſes, ſowie der Klage auf Herausgabe von 
Urkunden Hindernd in den Weg treten. (Motive, S. 204.) 

Der Ausſchuß bielt diefen Paragraphen mit Rückſicht auf 
die don dem Entmwurfe erweiterte Zuläffigkeit der Feſtſtellungs⸗ 
Hagen (8.228) gerechtfertigt, weil die Möglichkeit vorliegt, durch, 
eine Feftftelungsflage jeden, auch ohne daß er direct zur Klage: 
führung Anlaß gegeben bat, in einen Proceß zu verwideln. 
(A. B., S. 22.) i 
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des Gegners oder eines dem letzteren widerfahrenen Zufalles?) 
Koſten verurſachen, jo kann ihr das Gericht auf Antrag oder 
von amtöwegen den Erjat diejer Koften unabhängig vom 
Yuaygange des NRechtsftreites zufprechen. 

Die Partei, welcher der Erjab ſolcher Koften bereits 
während des NRechtöftreited zugejprochen wurde, ift zu Deren 
Wiedererftattung auch dann nicht verpflichtet, wenn fie in der 
Heupe A Erſatze der Gerichtskoſten verurtheilt wird. 

2). Friſtverlaängerung oder Tagſatzungserſtreckun .142 Abſ. 1, 185, 

en — a ge. rg > * 

F. 49. Geſetzlichen Vertretern, Advocaten und anderen 
Bevollmächtigten kann vom Gerichte auf Antrag oder von 
amtswegen auferlegt werden, diejenigen Koſten zu tragen 
oder zu erſetzen, welche ſie durch ihr grobes Verſchulden 
verurſacht haben.) 

Dies gilt insbeſondere auch von den Mehrkoſten, welche 
aus groben Berfchulden entweder durch Aufnahme nicht zur 
Sade gehöriger Anführungen?) in die Schriftfäge oder durch 
über tige eitläufigfeiten®) in den Schriftjägen verurjacht 
wurden. 

Sofern die Enticheidung nicht in das Urtheil in der 
Hauptſache aufgenommen wird, hat fie mittel Beichlußt) zu 
erfolgen. Bor der Entfcheidung ift der betheiligte Vertreter 
oder Bevollmächtigte zu hören. Der Beſchluß ift nach Rechts⸗ 


fraft in das — dieſer Perſonen vollſtreckbar. 
2) & 200 Abf.2. Auch die durch verjpätetes Vorbringen verurfachten 


Roften 58. 39, 44, bei offenbarer Berfchleppungsabfiht auch Ordnungs⸗ 
ftrafe 8. 179 Abſ. 2. 
2) 8. 78 Abſ. 2 


2) 88, 76, 78 2. 2. 
*) Recurs $. 514. 


8. 49. Inſoweit zwiſchen diefen Perfonen und der Partei 
ein Bevollmächtigungsverhältnis befteht, ift die im $. 49 ftatuirte 
Erſatzpflicht Feine Neuerung; fie ergibt fich bereit aus den ein= 
Ichlägigen Vorfchriften des bürgerlichen Rechtes über den Bevoll- 
mächtigungdvertrag .. . e8 ift daher bie Bedeutung des $. 49 vor⸗ 
wiegend eine procejfuale, infoferne er den Wweitwendigen Umweg 
des Regreßproceſſes erſparen Hilft und gleih im Hauptproceſſe 
n Erfagpflicht eined Vertreters oder Bevollmächtigten feftzuftellen 
gejtattet. 

. Die Einführung einer folcden unmittelbaren Koftenhaftung 
ift zugleid — und dies wird bei der Prüfung des Borfchlages 
nicht unbeachtet hleiben dürfen — ein Glied in ber Kette der- 
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6.50. Die Beſtimmungen der 88. 40 bis 49 find auch 
für das Rechtsmittelverfahren und. für die Entjcheidungen 
maßgebend, melde von den Gerichten zweiter und dritter 
Sahans über die Koften des Necht3mittelverfahrens, ſowie im 
Tale der Aenderung einer untergerichtlichen Enſcheidung, 
über die Koften des gefammten vorangegangenen Verfahrens 
zu fällen find. Der Umftand, daß eine Partei Sprüche der 
unteren Inftanzen für fich Hat, ift für die Frage des Koften- 
erjates nicht maßgebend.) 

?) Herübergenommen aus 8. 26_@ef. v. 16. Mai 1874, R. G. B. 

Nr. 69 (gerichtet gegen 8.400 a. G. D., $. 533 8.6. O). 

6.51. Wenn das Verfahren infolge eines Nechismittels?) 
oder don amtöwegen?) aufgehoben oder deflen Nichtigkeit aus⸗ 
geiprochen wird, und wenn e3 zugleich einer der Parteien 
zum Verſchulden zugerechnet werden kann, daß das Verfahren 
troß des vorhandenen Aufhebungs⸗ oder Nichtigfeitsgrundes 
eingeleitet oder fortgeführt wurde, oder wenn der Grund der 
Aufhebung im 9 


478 Ubf. 1, — Recurs 514 Abf.2, — Nichtigkeitsflage 8. 529, Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde geoen Erlenutniffe ber 8 a g — 
€. p 


jenigen Veranſtaltungen, welche dem neuen Verfahren den Cha⸗ 
rakter der Mündlichkeit zu ſichern beſtimmt find. Es ſoll damit 
ber Wiederkehr weitſchweifiger, mit allen möglichen überflüffigen 
Vorbringen angefüllter Satzſchriften vorgebeugt und dafür geforgt 
werden, daß die vorbereitenden Schriftfage nicht alsbald, in eine 
alte Tradition zurüdfallend, ihrem eigentlichen Zwecke entfrembet 
werden: den Gegner über ben Snhalt des für die Verhandlung 
in Ausficht genommenen tbatfächlichen Vorbringens und über die 
Beweisanbietungen kurz und überfichtlih ſoweit zu informiren, 
als er e8 abfolut braucht, um fich auch feinerjeitß für die Ver⸗ 
handlung genügend vorbereiten zu können. (Motive, S. 204.) 
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Mangels der ähigteit, d lichen Vertretu 
BER Be rim zur —— 8. —5* ———— 
nn: —— — oder doch den ordentlichen Gerichten ent⸗ 
— alle das Ktoftenverzeichnis vorgelegt wurbe 88. 52 Abſ. 3, 54. 

*) Recursrecht der betreffenden ritterlichen Beamten 8. 514 Abſ. 3. 

6.52. In jedem Urtheile und in den Beſchlüſſen,) welche 
eine Streitjadhe für die Inſtanz volftändig erledigen, ift 
auch über die Verpflichtung zum Koftenerjage zu ansehen 
Sn anderen Beichlüffen Tann über den Erjat der Koften nur 
infoweit erfannt werden, al3 die Erjahpflidit von dem Aus- 
gange der Hauptfache unabhängig ilt.?) 

Iſt das Gericht bei Erlafjung eines Theilurtheiles®) nicht 
in der Lage, hinſichtlich des abgeurtheilten Anjpruches oder 
Theilanjpruches zugleich Über die Koften zu enticheiden, fo 
ift im Urtheile auszujprechen, inmwieferne eine ſolche Ent- 
Scheidung noch einem weiteren Urtheile vorbehalten bleibt. 

Ueber die Verpflichtung zum Koftenerjage ift auch ohne 

jcheiden, fofern nur das 
wurde (8. 54). 

ich das Proceßgericht in den 
über den Antrag auf Sicher- 
— Burüdweifung der Klage 
‚u. 6, durch Beichluß des Be⸗ 
heidung über die Berichtigung 
age durch die Reviſionsinſtanz 
35, — Entiheibung im Beſitz⸗ 
im Maudatdverfahren 8.550 
ig im Wechfelverfahren 88. 557, 
3 Widerfvruches im Wahn- 
sit 1873, R. ©. B. Nr. 67 


Zwiſchenurtheile 8.893 Abf. 4. 

6.53. Gleichzeitig mit der Enticheidung über die Ber- 

pflidtung zum Roftenerfabe bat das Gericht, fofern nicht Die 

Koften gegeneinander aufgehoben werden, den Betrag der zu 
erjegenden Koften feitzuftellen. 








8. 53. Aber nur die Beitimmuug der zu erfegenden Koften- 
fumme kann vorbehalten werden. Die Entſcheidung über die Ver- 
pflihtung zum Koftenerfage ſchließt auch die Entfcheidung über 
den Umfang diefer Verpflichtung in ſich, e8 muß ſonach in jedem 
Falle fofort feftgeftellt werden, wem eine Exrfagpflicht obliege, jo» 
wie ob der ganze Koftenbetrag oder nur ein Theil desfelben zu 
erfegen ift. Eine nachfolgende Erörterung darüber ift ausgeſchloſſen. 
Wenn nur ein theilmweifer Koftenerjag ftattfinden ſoll, jo fcheint es 
zuläffig, zur Vermeidung mühfamer Koftenfeftftelungen zu ge» 
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Bei der mündlichen Berfündung des Urtheiles!) oder 
eine3 die Berpflihtung zum Koftenerjage ausſprechenden Be- 
ſchluſſes?) kann jedoch in allen Fällen, in welchen dag Urtheil 
oder der Beſchluß noch fchriftlich auszufertigen find, die Feft- 
ſetzung des KRoftenbetrages diefer fchriftlihen Ausfertigung ?) 
vorbehalten werden. 

1) 8, 414 Abf. 2: 

2) 8. 426 Ab. 1. 

s) 88. 417, 426. Wenn ber Ausſpruch über die Koſten unterblieben 
ift, kann Ergänzung des Urtheiles 8. 423 Abſ. 1, bezw. bed Beſchluſſes 
8. 430 beantragt werden. 

6,54. Die Partei, welche Koſtenerſatz anfpricht, hat bei 
ſonſtigem Berlufte des Erſatzanſpruches das Verzeichnis der 
Koften fammt den zur Beicheinigung') der Anſätze und An- 
gaben dieſes Verzeichnifles etwa erforderlichen Delegen vor 
Schluß der der Enticheidung über den Koftenerfaganiprud) 
(8.52) unmittelbar vorangehenden Verhandlung, wenn aber 
die Beichlußfafiung ohne vorgängige Verhandlung erfolgen 
jo, bei ihrer Einvernehmung oder gleichzeitig mit dem der 
Beichlußfaffung zu unterziehenden Antrage dem Gerichte zu 


übergeben. 
1) 8, 274. 


ftatten, die erfagpflichtige Partei zur Zahlung eines ziffermäßig be- 
ftimmten Betrage3 zu berurtheilen der in einem angemeſſenen Ver- 
hältniffe zu den wahrfcheinlichen Koften fteht (S. 43 Abſatz 1). 
(Motive, S. 206.) 1 

8. 54. Das Koftenerftattungsbegehren darf nicht die Quelle 
neuen Koftenaufivandes oder neuer Koftenerftattung fein, die Ent- 
fcheidung über folche8 Begehren darf nit in einer den Ber- 
pflichteten gefährdenden Weife verzögert werden. AU dies will der 
Entwurf durch die Vorfchrift des 8. 54 verhindern, welche Gewähr 
dafür bietet, daß die Geltendmachung des Koftenerfasanfpruches 
- in einer dem Gegner unfhäblichen Weife ftattfindet. Darnach 
muß der Koftenerfatanipruch entweder por Schluß der mündlichen 
Verhandlung erhoben werden, auf Grund welcher im Sinne des 
8. 52 auch über die Koftenfrage entſchieden werden kann, oder 
mangel3 einer münblihen Verhandlung bei Einvernehmung der 
el Sl Partei, oder gleichzeitig mit dem der ge- 
richtlichen Beichlußfaffung zu unterziehenden fchriftlich (protofolla= 
riſch) angebrachten Antrage. Ueber die Koftenfrage findet auch in 
den beiden legteren Fällen nicht eine befondere Verhandlung ftatt, 
fondern es wird der Gegenpartei gleichzeitig mit der Entjcheidung 
über die Koftenfrage ein Pare des Koftenverzeichniffes übermittelt. 
Sie wird biedurch nicht in der Freiheit der Vertheidigung ge- 
fhmälert, denn im Wege de3 gegen folche Entjcheidung zuftehenden 
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6.55. Die in einem Urtheile des Proceßgerichtes erſter 
Inſtanz ) oder des Berufungsgerichtes“) enthaltene Entſcheidung 
über den Koſtenpunkt kann ohne gleichzeitige Anfechtung der 
in der Hauptfache ergangenen Entjcheidung nur mittel3 Recurs?) 
angefochten werden. 

R Ka 405. 

3) 8. 514. ä = =)gufs 

trag An INatate vn Be —— gen erde = Far ab Be: 


In Betreff der Liquidirung der Advocntengebüren im Berhältniffe 
zwiſchen dem Adbocaten und feiner Bartei fiehe Art. VE. G. z. C. P. O. 


Sechster Titel. 


Sicherheitsleiftung. 
Art der Sicherheitäleiftung. 
. 56. Die Beftellung einer auf Grund der Beftim- 
mungen dieſes Gejeges zu leiftenden Sicherheit erfolgt, wenn 
die Parteien nichts anderes vereinbaren, durch gerichtlichen 
Erlag von barem Gelde oder von inländifchen Wertpapieren, 
welche fich nach den hierüber beftehenden Vorichriften ?) zur An- 
legung der Gelder von Minderjährigen eignen, und nur in 











Rechtsmittels vermag fie dann alle Beſchwerden vorzubringen. 
Wenn dei Roftenerfaganfpruch während der mündlichen Ber- 
handlung erhoben wird, bat fich diefe Verhandlung felbftverftänd- 
lich auch auf den Koſtenpunkt zu erftreden. Wo ſich dag Ver— 
fahren durch mehrere Inftanzen fortfegt, hat, wie die Entfcheidung 
über die Verpflichtung zum Koftenerfage, fo auch die Feſtſtellung 
des Koftenbetrages jeweils bei dem Gerichte ftattzufinden, vor 
welchem der Nechtöftreit gerade abhängig ift. (Motive, S. 206.) 


S. 55. — dem Rechte des Entwurfes reicht das Rechts⸗ 
mittel des Recurſes umſomehr aus, als der Recursinſtanz die 
Freiheit gegeben iſt, alle ihr etwa zur Klarſtellung der Beſchwerde⸗ 
punkte erforderlich ſcheinenden Erhebungen und Aufklärungen zu 
veranlaffen ($. 526). Damit iſt auch für den Fall gedient, wenn 
etwa die Koſtenentſcheidung deswegen angefochten wird, weil die 
Partei das Berfchulden in Abrede ftellt, weiches nach dem Geſetze 
für die Auflegung des Koftenerfages wefentlich ift, oder bie ihr 
vom Proceßgerichte unterftellte Abficht der Proccßverzögerung u. dgl. 
(Motive, S. 207.) 

8.56. Die Zulaffung der Sparkaſſebücher ift implicite allerdings 
bereit im erften Abfage ausgefprochen, da die Gelder von Minder- 
jährigen auch durch Anlage bei inländifchen Sparcaffen fructifteirt 
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Ermanglung ſolcher durch den gerichtlichen Erlag von anderen 
inländiſchen, an einer Börſe notirten Wertpapieren, welche 
nach richterlichem Ermeſſen genügende Deckung bieten. Die 
Wertpapiere dürfeu nicht Sue urs gejegt und müfjen mit 
den laufenden Zind- oder Gewinnantheilfcheinen und Talons 
verjehen fein. Sie find nach dem Curſe des Erlagdtages zu 
berechnen. 

Nach Ermefjen des Gerichtes Tönnen insbeſondere auch 
Einlugebücher einer inländifchen Sparcaſſe oder einer in⸗ 
ländiſchen Tandwirtichaftlichen oder fonftigen Vorſchußcaſſe 
behuf3 Bewirkung einer Sicherheitsleiftung zugelafjen werden. 
Eine Gicherheitsleiftung mittel8 einer gejegliche Sicherheit 
bietenden Hypothel?) an einem inländiichen Srundftüde oder 
durch zahlungsfähige Bürgen, die ihren allgemeinen Gericht3- 
ftand im Inlande*) Haben, fann der Richter zulaffen, wenn 
eine andere Art der Sicherheit von dem zur Sicherheits- 
—— Verpflichteten nicht oder nur ſchwer beſchafft werden 
ann.”) 

Mit dem gerichtlichen Erlage wird an dem Gegenftande 
desjelben ein Pfandrecht für den Anſpruch begründet, in An- 
jehung defjen die Sicherheitäleiftung erfolgt. . 

. —8 —— et Mer Bat. v. 9. Auguſt 1854,R..8. 

Nr. IE Mans III. % — — — 
2) — a. b. G. B. 
9 Vergl. die Beſtimmung des 8. 1874 a. b. G. B., wornach ein Bürge, 
um tauglich zu fein, in der Provinz muß belangt werden lännen. 
Sicherheitsleiftung für Proceßkoſten. 

6.97. Wenn Ausländer!) vor einem im Geltungsgebiete 
dieſes Geſetzes gelegenen Gerichte als Kläger auftreten, haben 
fie dem Beklagten auf deſſen Verlangen für die Proceßkoſten 





werben können. Aber die befondere Erwähnung der Sparcaffebücher 
im Abfage 2 verfperrt von vornherein der Anficht den Weg, daß die 
Vorſchriften, welche die Anlegung der Mündelgelder in Sparcaffen 
auf gewiffe Beträge befchränten, auf den Proceß herüber wirken, 
und daher ſolche Einlagebücher auch im Proceffe nur in gleich be- 
ſchränkter Höhe zur — — verwendet werden dürfen. 

*) Darüber, daß ein ſolcher Nothfall vorliegt, wird der Richter 
Beſcheinigung fordern können, wenn er den Angaben der Ver⸗ 
pflichteten zu mißtrauen Urſache hat. (Motive, S. 207.) 

8. 57. Und fhließlich tritt noch die Erwägung Hinzu, daß 
die im $. 57 beantragte Einſchränkung der actorifhen Caution 
(auf Ausländer) keineswegs jchlechthin ausfchließt, daß auch bie 
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Sicherheit zu leiſten, fofern nicht durch Staatsverträge!®) etwas 
andere feſtgeſetzt iſt. 

Eine ſolche Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung tritt 
jedoch nicht ein: 

1. wenn nad) den Geſetzen des Staates, dem der Kläger 
angehört, öfterreihiiche Staatsangehörige im gleichen “alle 
zur Sicherheitäleiftung für Proceßkoſten nicht verpflichtet find; 

2. wenn der Kläger im Geltungsgebiete diejes Geſetzes 
ein zur Dedung der Proceßkoſten hinreichendes Vermögen an 
unbeweglichen Gütern oder an Forderungen befigt, die auf 
ſolchen Gütern bücherlich fichergeftellt find; 

3. bei Klagen in Eheſtreitigkeiten;) 

4. bei Klagen im Mandats-?) und Wechſelverfahren,“) bei 
Widerflagen,®) ſowie bei Klagen, welche infolge einer öffent- 
lichen, gerichtlichen Aufforderung‘) angeftellt werden.”) 

Sofern fi ein Zweifel über die Gejeßgebung, die Ein- 
richtungen oder das Verhalten des Staates ergibt, welchem 
der Kläger angehört, ijt hierüber die Erklärung des Juſtiz⸗ 
minifters einzuholen. Diejelbe ift für das Gericht bindend. 

2) Art. XXIX E. G. 3. C. P. O. 

Ungarn. Der Kläger iſt, wenn er ein Ausländer iſt, auf Verlangen 
des Geklagten = Dedung der Procebloften und ber Urtheilsgebür eine 
Caution zu geben verpflichtet. 

Eine Eaution Tann nicht verlangt werben: 

1. Wenn in den Staate, deſſen Angehöriger der Kläger ift, der uns 
lt eg in einem gleichen alle zum Erlage einer Caution 
n . 

2. Im Falle einer in Folge Öffentlicher gerichtliher Aufforderung 
angeftrengten Klage und Gegentllage 8. 9 &. X. XVIIlI/1893 über das 
fummarifche Berfahren. 

1a) Eine Sicherftellung für die Broceßloften kann bei Klagen, mweldje 
auf Grund des internationalen SFrachtvertrages erhoben werden, nicht 

von einem inländifchen Kläger belangten Perfonen für die Be- 
friedigung ihrer Koftenerfaganfprüche erforberlichenfall3 Dedung 
erlangen. Leßtere wird ihnen zu tbeil, nur nicht auf ganz un: 
beftimmte Möglichkeiten Hin und nur nicht mit Verwirrung und 
Verzögerung des Hauptproceffes. Die Mittel biezu bieten die 
Beitimmungen des Geſetzes über das Erecutiond- und Sicherungs- 
verfahren, mit deren Hilfe fih der Beklagte die nah Umijtänden 
etwa benöthigte Dedung verichaffen Tann, fobald ihm das Gericht 
irgend welche Koften zugefprochen hat. Der damit im Vergleiche 
zum geltenden Rechte erzielte große Gewinn wird aber ber fein, 
daß ein folder Sicherungsfpruch felbft dort, wo er materiell be- 
gründet ift, außerhalb des Proceſſes erhoben und verhandelt 
werden muß, alſo jede Gelegenheit zur chilanöfen Verwendun 
dieſes Anſpruches ein- für allemal abgefchnitten ift. (Motive, ©. 208.) 
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geforbert werben. Art. 56 Abf. 2 des internationalen Uebereinkommens 
— ben Eiſenbahnfrachtenverlehr v. 14. October 1890, R. G. B. 1892, 


Sofenet 2 A Auguſt 1819, J. G. ©. Nr. 1595. 
\ 58. 558.659 
a 238 Abi. 2, 8. J. N 
8.118 ff. alla. Grundb. Gel. dv. 25. Juli 1871, 8.6, 8. Nr. 95. 
8. * otar. Ordn. 88. 139, 142, 128, Patent 9. Auguft 1854, 8.6.8. 


208, 88. 6 1.14 Gef. v. 35. Juli 1871. R. G. 8. Nr. 96 (Anlegung unb 
Rich un der Grundbücher), Vorſchriften über die Umortifirung fiehe 


) Befreit find ferner: Perſonen, welchen das Armenrecht bewilligt 
wurde 8. 64 8. 2, ungariſche —— welche dem ſtehenden 
Heere oder der Kriegsmarine angehören oder bei Behörden ber gemein- 
famen Angelegenheiten angeftelt find. Art. XXIX E. G. z. C. P. O. 

6.58. Der Beklagte kann auch dann Sicherheitsleiſtung 
verlangen, wenn der Kläger während des NRechtöftreites die 
Eigenjchaft eines Inländer3?) verliert oder die Borausfegung, 
unter welcher der Ausländer von der Gicherheitleiitung be- 
freit war,?) wegfällt und nicht ein zur Dedung ausreichender 
Theil, * fer. KEIX 6.0.3 une unbeftritten iſt. 


"78 

6.59. Auer den beiden Fällen des 8. 58 muß der 
Antrag auf Sicherheitäleiftung fir Proceßkoſten bei jonjtigem 
Ausſchluſſe in der eriten Tagſatzung) und vor Einlafjung in 
die Hauptjache?) geftellt werden. 

In dem Antrage ift ftet3 die Höhe der Sicherheits⸗ 
fumme anzugeben. Ueber den Antrag ift durch sn zu 


enticheiden.®) 
.) 88. 239 Abß. 2 ı. 3, 
*) Falls — Berfohren * Bezirksgerichten keine erſte — 
ſtattftht 8. 440 


ſieh 3 des Briifejenftreites 8. 52 Abſ. 1, — dagegen Recurs $. 514, 
eb eg 

g.0. Wird dem Antrage ftattgegeben, fo ift zugleich 
der Betrag der zu leiftenden Gicherheit und Die Sri zu 
beftimmen, binnen welcher diefer Betrag gerichtlich au Ei 
legen oder die Unfähigkeit zum Erlage vom Kläger eidlich!) 
zu befräftigen ift. 

Bei Beitimmung der Höhe der Sicherheitsfumme find 
die Koften, welche der Beklagte zu feiner Vertheidigung wahr⸗ 
ſcheinlich auſzuwenden haben wird, nicht aber auch die durch 
eine etwaige Widerklage?) erwachſenden Koſten in Anſchlag zu 
bringen. * Zwecke der eidlichen Bekräftigung feiner Un⸗ 
fähigkeit zum Erlage der Sicherheitsſumme hat der Kläger 


Geſ.v. 1. Aug. 1895, R. G. B. Nxr. 113. 66.5802. 259 


bei dem Proceßgerichte innerhalb der ihm hiezu offen ge⸗ 
ftellten Srift?) um Anberaumung einer ae ae anzufuchen. 
Die Ablegung des Eides kann bei dem Gerichte des Wohn- 
fies oder Aufenthaltes des Klägers erfolgen. 

Sn der dem Kläger zuzuftellenden jchriftlichen Aus- 
fertigung des Beſchluſſes tft ihm zu eröffnen, daß im alle 
fruchtloſen Ablaufes der im Abſatze 1 erwähnten Frift die 
Klage auf Antrag des Bellagten vom Gerichte für zurüd- 
enommen erflärt,*) oder, wenn der Antrag während bes 

echtömittelverfahrens geftellt wird (8.58), das vom Kläger 
eingelegte Rechtsmittel als zurüdgezogen angejehen mürde.®) 
Beides geichieht mittel Beſchluß;) der Beſchlußfaſſung hat 
die mündliche oder jchriftlide Einvernefmung des Klägers 
borauszugehen. 

’) Form bes Eides Art. XL E. G. z. C. P. O. 

—A 

“Wi 8. 287 Abſ. 3 u. 4. 

») 8. 484 Ubi. 2, 518. 

9 Recurs 8. 514. 

6.61. Wird ein Antrag auf Sicherheitsleiftung für 
Proceßtoften rechtzeitig geftellt,*) jo iſt der Bellagte bis zur 
Entſcheidung über denfelben zur Yortjegung des Verfahrens 
in der Hauptfache nicht verpflichtet.?) 

Wird der Antrag abgewiejen, jo Tann die Kortfegung 
dDiefes Verfahren? vom Gerichte angeordnet werden, ohne 
Daß die Rechtskraft des abweijenden Beſchluſſes abgemartet 
werden muß. Gegen diefe Anordnung findet ein Recurs 
nicht ftatt. 

2) 8. 59 Abſ. 1. 

2) Wirkung der Unterbredhung 88. 163, 167. 

6.62. Nach rechtzeitigem Erlage der Sicherheitsfumme 
oder Ableiftung des Eides ift das Verfahren in der Haupi— 
ſache auf Antrag einer Partei fortzufeßen. 

Ergibt ſich im Laufe des Nechtöftreites, daß die ge 
leiftete Sicherheit nicht hinreicht, jo Tann der Bellagte die 
Ergänzung derfelben beantragen, fofern nicht ein zur Dedung 
ausreichender Theil des erhobenen Anfpruches unbeftritten 
tft. Einem ſolchen Antrage kommt auffchtebende Wirkung 





8.61. Bon diefer Befugnis wird das Gericht namentlich bei 
offenbar unbegründeten Anträgen und bei hoher Wahrfcheinlichkeit 
ber Erfolglofigleit eines Rechtsmittel Gebrauch zu machen haben, 
(Motive, &. 209.) 

17* 
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nicht zu; der Beſchluß,) wodurd die Ergänzung der Sicher⸗ 
heit angeordnet wird, ift nach eingetretener Wirkung. voll- 


ftredbar. 
) Recurs 8. 514. 


Siebenter Titel. 


Armenrecht. 


6.63. Wer ohne Beeinträchtigung des für ihn und 
jeine Familie erforderliden nothdürftigen Unterhaltes Die 
Koften einer Proceßführung zu beftreiten außer Stande ift, 
fann für diefelbe die Bewilligung des Armenrechtes erwirken. 

Ausländern wird dieſes Recht nur unter der Voraus— 
jegung der Gegenjeitigfeit?) gewährt. Iſt die Einhaltung der 
Gegenſeitigkeit zweifelhaft, jo tft darliber die Erklärung des 
Sufkisminifters einzuholen. Diejelbe iſt für das Gericht 
bindend.?) 

1) Armenrechtöverträge. 

- Ungarn. Laut der mit J. M. 8. vom 12. Juni 1894, 3. 10470, 
M. B. Bl. Nr. 21, kundgemachten Verordnung des kgl. ung. Juſtizminiſters v. 
10. Mai 1894, 3. 14390, haben bie öſt iſchen Staatsbürger Hinfichtlich 
des Armenrechtes diefelben Rechte und Begünftigungen zu genießen, welche 
den ungarifhen Staatsangehörigen zutheil werden. — 

Vollkommene Gegenfeitigkeit in ber Behandlung ber eigenen und 

fremden Staatsangehörigen, jichern zu die Verträge mit: 


$. 63. Die Abficht, Unbemittelten die zur Wahrung ihres 
Rechtes nothiwendige Rechtsverfolgung oder Vertheidigung zu er- 
möglichen, könnte nicht verwirklicht werden, wenn man bie Ge— 
währung de3 jogenannten Armenrechtes davon abhängig machen 
wollte, daß das Einkommen der Partei eine für alle Fälle beftimmte 
Höbe, 3. B. den üblichen allgemeinen Taglohn, nicht überfchreite. 
Eine Perſon kann mehr als ſolchen Taglohn verdienen und un- 
fähig fein, den zu Aufwendungen für Proceßzwede abfolut nöthigen 
Betrag zu erſchwingen; fehr oft wird auch der größere Verdienft 
nicht ausreichen, um den nothdürftigften Verbrauch für eine ganze 
Familie zu beftreiten. Abgefehen von der da einer ſolchen 
Begrenzung wird fich aljo nicht behaupten laffen, daß es immer 
möglich fei, von jedem die Höhe des gemeinen Taglohnes über- 
f&hreitenden Einfommen die biömweilen bedeutenden Beträge zu er- 
übrigen, welche für die Beftreitung der Koften einer Proceßführung 
erforderlich find. Auch damit ift zu rechnen, daß die erforderlichen 
Koften conceret jo geringfügig fein können, daß fie auch derjenige 
Leicht beftreiten Zünnte der vom Taglohne Lebt, fo daß fich der 
Taglohn nach beiden Richtungen als ein für die Prüfung ber 
Zulänglichfeit ded Einkommens ganz ungeeigneter Maßſtab er- 
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anal vom 15. Mai 1879, R. G 8.1880 Nr. 43, 
elgien vom 19. Juli 1880 830, Rt. G. B. 1881 Rr. 19, 
talien vom 9. brunr 1888, R. G. B. F 113, 
chweiz vom 8. Zänner 1884, R. G. B. Nr. 187, 
Deutſches Reich vom 9. Mai 1886, R. ©. 8. 1887 Nr. 28. 
Zuremburg vom 12. November 1888, R. G. B. 1889 Nr. 131. 
ö den Wortlaut diefer — bet Manz VI. Band, 2. Abth., 


Klon — Rechtsſachen von Er der mit Art. 16 des pol⸗ 
niſchen Codex und Art. 166 des Codex mung ne mt di. verlangten 
Gaution aa — jedoch nicht eher, als gegen Beibringung der Erklärung, 
daß fie eine icherheit — —— eziehun amd, ihrer Armuth wegen, au leiſten 
S d, a gegen — der Richtigkeit 
Behauptung, wenn der era ie Ablegung dieſes Eides verlangt. 
Diefe Befttmmung nn fo — verbindend bleiben, als ein gleiches Ber- 
fahren von den I Dfterret 5 Gerichten rüdfictl der armen 
Unterthbanen bes —* en beobachtet werben wird (Hfb. v. 
18. Mat 1842, J. G. S. Pr. 6 2: 
Nach Berichten vest.ut, neralconfulates in Warſchau find durch 
eine befondere Anordnung des k. ruffifhen Senates fremde Staats⸗ 
—* brige a: von ber ben Inlaͤ laut Urt. 880-883 der 
eu en C. P. O. zuftehenden ausnahmsweiſen Befreiung. bon Stempeln 
vrdi bon der unentgeltlichen ex officio Vertretu a 
Giniprachen ——ã — — Der Urt. 571, Eingang und Bun 
ber Urt. 577 der aud im ehemaligen Rönigreihe \ olen — 
ruſſtſchen C. P. O. v. 20. Nov. 1864 enthalten folgende rg 
Art. 571. De — te kann, o oe fih über da en der Sache 
— in n aäjichenbe en Fällen Einreden vorſchützen: 5. wenn ein —* 
nder, der ni iiden Dienften ke und in Rußland fein un= 
beienticjen Vermögen befibt, au — cherſtellung der Proceßkoſten 
oder derjenigen Verluſte leiſtet, welche dem Gellagten erwachſen können, 
und ber Art. 577 beſtimmt: Auf Einreden wegen mangelnder Sicherftellung 
für Gerihtöfoften und Berlufte von Seite eines Ausländer nn 571 
Punkt 5) beftimmt das Gericht, je nad) ber Eigenfchaft der Klage, an⸗ 
nähernd den — dieſer ihr eeftellung. Siervon nd die unterftehenden 
Gerichte behufs Beobachtung ber a unter Dans auf 
die ——— * ent en Hfd. v. 18. Mai 18423, J ©. Nr. 617, 
in an zu feßen 8. März 1881, 8. ir an alle Ober- 


landes 
2)8 al ig, 38 8. 3,48 Abſ. 2 I. N., Urt. IX Abſ. 8E. G. z. J. N. 
6.64. Durch die Bewilligung des Armenrechtes erlangt 
die Partei für den beftimmten Proceß: 


meist. Ob die Bewilligung des Armenrechtes im einzelnen Falle 
nothwendig und gerechtfertigt ift, ob nicht, das kann nur beurtheilt 
werden aus dem Verhältniſſe des vorausfichtlichen Proceßkoſten⸗ 
aufwandes zu dem Geſammteinkommen der fraglichen Partei und 
zu dem Erforderniſſe für die Beſtreitung des eigenen nothdürftigen 
Unterhaltes und des Unterhaltes ihrer Familie. Dieſe vom gelten⸗ 
den Rechte abweichende Auffaſſung bringt 8. 63 zum Ausdrucke. 
(Motive, S. 209.) 
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1. die einftweilige Befreiung von den aus Anlaß des 
Rechtsſtreites zu entrichtenden Etempeln und anderen Staats- 
gebüren;?) 

2. die Befreiung von der Sicherheitsleiftung für bie 
Proceßtoften;?) 

3. jofern in der Rechtsſache die Vertretung durch Advo- 
caten durch das Geſetz geboten ift,?) das Necht, zu begehren, 
daß für fie zur vorläufig unentgeltlichen Wahrung ihrer Rechte 
ein Advocat beftellt werde;a) 

4. wenn in einer NRechtsfache, für welche die Vertretung 
durch Advocaten geſetzlich nicht geboten tjt, die Klage bei 
einem Gerichte außerhalb des Wohnſitzes oder ftändigen 
Aufenthaltes der armen Partei angebracht werden muß,b) die 
Befugnis, die Klage bei dem Bezirlögerichte ihres Wohn- 
jiße3 oder ftändigen Aufenthalte3 zu Protokoll zu erflären,*) 
und das Recht, zu begehrten, daß diejes Protokoll dem 
Proceßgerichte überjendet, und daß von diefem für die arme 
Partei zur unentgeltlihen Wahrung ihrer Rechte bei der 
mündlichen u ein Bertreter beftellt werde; mit 
diefer Vertretung find Beamte der Staatsanmwaltichaft oder 
des Gerichtes zu betrauen; 

5. bie einftweifige Befreiung von der Berichtigung der 
Gebüren abgeordneter gerichtlicher Beamten und Diener, der 
Gebüren von Bollftredungsorganen, Zeugen und Sach—⸗ 
verftändigen, der Koften der gerichtlichen Anfertigung von 
Protokolls⸗ und Beilagenabichriiten jowie von NRubrifen, der 

3.64. a) Vor allem wird die in ber Beftimmung des $. 64 
3.3 der NRegierungsvorlage gelegene Gefahr einer Ueberſpannun 
der Laften der Armenvertretung dadurch zu befeitigen verfucht, da 
die Bertretungspflicht des Anwaltftandes wieder auf den eigent-> 
lichen Anwaltsproceß eingefhräntt wird (8.64 3. 3). Wo fi 
außerhalb desſelben eine rechtsfreundliche Vertretung der armen 
Partei nothiwendig zeigt, fol diefem Bedürfnis dadurch abgeholfen 
werden, daß — vergleichbar der aushilfsweiſen Heranziehung der 
richterlihen Beamten zur Bertheidigung in Strafſachen (8. 43 
St. P. D.) — Beamte der StaatSanwaltichaft oder des Gerichtes 
mit der Vertretung der armen Partei betraut werden ($. 64 3.4). 
Die näheren Einrichtungen für die Activirung des Inftituteß der Amts⸗ 
anmwälte werden im Verordnungswege zu treffen fein: Gem. Ber ,©.8.) 

b) Soweit eine gefegliche Möglichkeit befteht, die Klage beim 
Gerichte des Wohnſitzes des Klägers anzubringen, bat Ietterer in 
— Rechtsſachen auf den unentgeltlichen Beiſtand 
eines Advocaten (Armenvertreters) kein Anrecht. (Motive, S. 208.) 
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Koſten der nothwendigen Verlautbarungen und endlich der 
nothwendigen baren Auslagen, welche von den durch das 
Proceßgericht beſtellten geſetzlichen Vertretern oder von dem 
der armen Partei beigegebenen Advocaten oder Vertreter ge- 
macht wurden. Diefe Gebüren und Auslagen werden vor- 
fäufig aus dem Staatsfchage geleiftet.°) 


2) 8, 29 Geb. Geſ., doch findet nach der durch Geſ. v. 13. December 
1882, R. G. B. Nr. 89, geänderten T. B. ı5 lit. o feine Bormerfung mehr 
ftatt. Wird der — befreite Broceßgegner zum Kojtenerfage verurtheilt, 
fo bat er auch die Gebüren für bie befreite Perſon zu entrichten, $. 18 
“bj. 8 Geb. Gef. Nah der F. M. V. 20. December 1862, R. G. B. 
Nr. 102, 8.9 u. F. M. B. 31. Auguſt 1858, R. G. B. ir. 137, find die 
Gebüren, welde eine befreite Berfon in dem von thr geführten Rechts⸗ 
ftreite hätte entrichten müfjen, wenn ihr die Befreiung nicht zu Statten 
petmmmen wäre, künftig vom Gerichte nicht bei jedem einzelnen Schritte 

8 gerichtlichen Verfahrens, fondern bei jenem Schritte, bet welchen die 
Serichtätoiten auszuweiſen find, abgefonbert von diejen zu verzeichnen. 

Das Gericht hat, wenn bie nicht befreite Verſon zum ganzen oder 
theilweifen Erſatze der Gerichtskoften verurteilt wurde, das Gebüren⸗ 
verzeichniß ſammt einer Abſchrift des Erkenntniſſes (Urtheiles, Beſcheides) 
dem zur ———— beftimmien Amte utheilen. 


) 8. 57. 
3) 88. 27 Abf. 1, 26 Anm. 1. 

9 8. 79 Abſ. 2. 

8) Hußerdem Bortofreiheit, Geſ.2. October 1865, R.G.B.Nr.108, 
Art. 118.13. „Bon der Entrichtung der Bortogebühr find ferner befreit 
die Eingaben ber officiöfen Bertre.er der dus Armenrecht genießenden 
Barteien an die Gerichts⸗, politifhen und Finanzbehörden und die Er- 
läffe der legteren in Armenrechtsangelegenheiten.“ 


6.65. Das u. um Bewilligung des Armenrecdhtes 
ift bei dem in erfter Inftanz zuftändigen Proceßgerichte ſchrift⸗ 
ih oder zu Protokoll?) anzubringen.) Falls die arme Partei 
ihren Wohnſitz oder ftändigen Aufenthalt nicht im Sprengel 
des Proceßgerichtes hat, kann fie das Geſuch um Bewilligung 
de3 Armenrechtes bei dem Bezirkögerichte ihres Wohnfiges 
oder ftändigen Aufenthaltes zu Protokoll erklären. 








8.65. Frühere Entwürfe verpflichteten das Gericht hiebei 
auch darauf zu achten, ob die Partei, welche fih um das Armen: 
recht bewirbt, eine gerechte Sache führe. Der Entwurf fieht jedoch 
bievon in der Erwägung ab, daß bei Enticheidung über das 
Armenrechtsgeſuch in der Regel alle Behelfe für die Beurtbeilung 
der Rechtmäßigkeit der Procepführung fehlen und man auch die 
ne nicht verpflichten Tann, diefe Behelfe dem Gericht vorzulegen. 
enn fonft würde die Partei meiſtens fchon vor der Anbringung 
des Geſuches um Armenrechtöbewilligung eines rechtskundigen 
Bertreter8 bedürfen, der ihr für jene Sammlung der Behelfe die 
nöthigen Anweiſungen zu geben vermag. (Motive, &. 210.) 
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In dem Geſuche iſt die Rechtsſache zu bezeichnen, für 
welche das Armenrecht bewilligt werden ſoll. Zugleich iſt ein 
Zeugnis über die Vermögensverhältniſſe der Partei beizu- 
bringen, welcher das Armenrecht ertheilt werden jol. In 
dem Zeugnifle muß das Einfommen, welches die Partei durch 
ihren Erwerb oder aus anderen Quellen bezieht, angegeben 
und unter Namhaftmachung der Perſonen, für deren Unterhalt 
die Bartei etwa zu jorgen hat, ausdrüdlich deren Unvermögen zur 
Beitreitung der Proceßkoſten (8. 63, Abjag 1) beftätigt werden. 

Das Zeugnis ift von der Gemeindevorftehung derjenigen 
Gemeinde, in welcher die Partei zur Zeit ihren Wohnfig oder 
Aufenthalt hat, auszuftellen und bedarf, jofern es fich nicht 
um Gemeinden mit eigenen Statuten handelt, der Beſtä⸗ 
tigung feiteng der Tandesfürftlichen politifchen Bezirksbehörde.?) 
Die näheren Borjchriften über das Verfahren bei Ausfertigung 
und Bejtätigung folder Beugnifje find im Verordnungswege 
zu erlafjen. 

Für Pflegebefohlene kann dieſes Zeugnis auch von der 
Pflegichaftsbehörde ausgeftellt werden. 


‘ 
Armenrechtes Tein Rechtsmittel $. 72 
ecurs 8. 514, melden dad Gericht ala 


"1842, J. S. S. Nr. 589. Die poli- 
er Beſchwerden abauurtheilen wegen 
ſes zur Erlangung der Stempelbefreiung 


3 Hofdecretes, daß bie politifche Be— 
yusws muuussung wer „eigniiies wegen Erfchleihung zu ent⸗ 
fcheiden Habe, tft im Hinblide auf $. 68 Ubi. 2 aufgehoben. 

8,66. Ob der um Gewährung des Armenrechtes an- 
fuhenden Partei ein Advocat beizugeben ift, hat gleichfalls 
das Proceßgericht erjter Anftanz zu entſcheiden.) Bu diefer 
Enticheidung iſt dasjelbe auch dann berufen, wenn fich Die 
Veranlaſſung zur Beitelung eines Advocaten wegen der 


8.66. Da fi die Wirkung des Armenrechtes nicht in allen 
Fällen auf die Befugnis erftredt, die Beigebung eines Advocaten 
zu begehren, fo wird es immer durch einen befonderen gerichtlichen 
Ausfpruch feitzuftellen fein, falls eine ſolche Befugnis eintreten fol 
(8. 66). Ein folder Ausfprnd kann deshalb dann umſoweniger ent- 
behrt werden, wenn die VBeranlaffung zur Beftellung eines Advocaten 
erft im Verlaufe des Verfahrens eintritt, denn das Gericht wird die 
Trage zu würdigen haben, obdie Proceßlage einen gefeßlichen Grund 
zur Beigebung eines Procefvertreters darbietet. Hingegen gehört die 
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Nothwendigkeit eines Rechtsmittelverfahrens oder aus anderen 
Gründen erft nach Bewilligung des Armenrechtes ergibt. 

Die Bejtelung des Advocaten ſelbſt erfolgt durch den 
hiezu le Ausschuß der Advocatenlammer.?) 


egen die ed er Recurs, welden das Gericht als Vor⸗ 
—* behandeln taın, $. 522. Gegen bie Bewilligung kein Rechtsmittel 


eht i 
das — an,‘ 16 Er a an Hei if 
8. 16 Abf. 8 Abo. Orb. aufgeh — 

6.67. Tritt im Laufe des Rechtsſtreites die Noth- 
wendigfeit ein, der Mitwirkung eines Advocaten bedürfende 
Procehtantunge außerhalb des Sprengel3 des Gerichtähofes 
erfter Inſtanz vorzunehmen, in welchem der für die arme 
Bartei beftellte Advocat feinen at hat, jo iſt Hiezu auf 
Antrag des Iegteren oder auf Begehren der armen Partei 
bon dem Ausſchuſſe der hienach zuftändigen Kammere) ein 
Advocat zu beitellen,') welcher in dem Sprengel des Gerichts⸗ 
hofes erfter Snftanz feinen Rohnfig hat, in welchem die 
Procebhandlung vorzunehmen fit. 

u. ı) aan ar Verweigerung Beſchwerde an das Oberlandesgericht 8. 16 

6.68. Der Tod der Partei, welcher das Armenrecht 
bewilligt wurde, ſowie Aenderungen in den Bermögensverhält- 
niſſen der Partei, durch welche die Bedingungen?) der urjprüng- 
lichen Bewilligung des Armenrechtes nachträglich bejeitigt 
werden, bewirken das Erlöjchen des Armenrechtes. Lebteren- 
falls ift das Erlöfchen des Armenrechtes durch das Procep- 
gerint erfter Inſtanz von amtswegen oder auf Antrag durch 

eſchluß ausqufpreden. 2) 


Auswahl des der unbemittelten Bartei beigugebenden Advocaten nicht 
zu den Functionen des Proceßgerichtes; weder wenn es fih um die 
urfprüngliche Benennung de3 Proceßvertreters handelt (8.66 Abf. 2), 
noch wenn für diefen wegen einzelner außerhalb des Gerichtshofs⸗ 
fprengel3 vorzunehmender Procefhandlungen ein Subftitut zu be- 
ftellen ift ($. 67). (Motive, S. 210.) 


8.67. a) Auf Grund des urfprünglichen Ausſpruchs. Derfelbe 
wird fi) ungeachtet der gegentheiligen Antragitellung des Proceß- 
anmwaltes der Benennung eines Advocaten des Kammerfprengels 
entichlagen können, wenn bie fragliche Procckhandlung eine folche 
A I a die Betheiligung eines Advocaten nicht gefordert ift. 

otive 2 


8.68. Das — kann erlöſchen — die im 8. 68 angeführten 
Erloͤſchungsgründe ergeben Jich aus der Natur und aus dem Zwecke 
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Das Armenrecht ift der Partei dur Beichluß des 
Proceßgerichtes erfter Inſtanz auf Antrag oder von amt3- 
wegen zu entziehen, *) jobald jich herausftellt, daß die bei der 
Bewilligung des Armenrechtes als beftehend angenommenen 
San enden Ion damals nicht vorhanden mwaren.?) 


2) Dagegen ecurs 8. 514, welchen das Gericht als Vorſtellung be⸗ 
handeln fann 8. 522. 

2) Wenn bie dem Advocaten übertragene Rechtsverfolgung oder Recht3- 
vertheidigung muthwillig oder ausſichtslos ericheint, Tann der Advocat 
auf fein Anfuhen vom Broceßgericht I. Inftanz nad) Unhörung der 
armen Bartei bon der Vertretung buch Beſchluß enthoben werben. Das 
egen Recurs zuläffig, dem das Gericht jelbit ftattgeben kann, 8. 522, falls 
Unmettsmang def t, erlifcht zugleich das Armenrecht, fiehe Art. XXXIII 

6.69. Gegen Barteien, welche die Bewilligung des Armen⸗ 
rechtes durch unmwahre Angaben erſchlichen haben, ift eine 
Muthwillenzftrafe?) zu verhängen. 

Wer in dem im 8.65 bezeichneten Beugnifje mwifjentlich 
unrichtige Angaben macht oder Unrichtiges wiffentlih als 
wahr beitätigt, haftet, wenn das Armenrecht bewilligt wurde, 
für die Beträge, von deren Berichtigung die Partei einftweilen 
befreit war, für die Koften einer etwaigen Advocatenvertretung 
und für allen jonftigen vernrjachten Schaden. 

2) Bis 300 fl. 8. 220. 

.70. Fall dem Gegner der armen Partei der Erſatz 
von Broceßloften auferlegt wird, können die im 8.64, 8.1 
und 5, bezeichneten Kojten, von deren Beitreitung die arme 


diefer Begünftigung von felbft — oder e8 kann der Partei entzogen 
werden. Zwiſchen diefen beiden Arten der Beendigung befteht 
der Unterfchied, daß eritere8 nur ex nunc wirft, während bie Ent- 
ziehung die mit dem Armenrechte verbundenen und von der Partei 
bisher genoffenen Begünftigungen und Befreiungen als unberecdhtigt 
binftellt (8. 68 Abſatz 2) und daher die Partei zur Nachzahlung. 
der Beträge verpflichtet, deren Berichtigung ihr auf Grund des 
Armenrechtes einftweilen nachgelaffen war ($. 71). (Motive, S. 211.) 


8.69. Es wird zur Unterftüsung ber Vorſchriften über die 
indie Armuth3zeugniffe aufzunehmenden Bermögendangaben dienen, 
wenn im Gefege ausgeſprochen wird, daß eine bezüigliche, wiſſentlich 
unrichtige Angabe oder eine derlei Bekräftigung unwahrer Angaben 
auch dann eine civilrechtlihe Haftung nach fich ziehe, wenn fie 
dritten Perfonen zur Laft fällt (8.69 Abſatz 2). Einer eventuell 
im Strafgefege begründeten ftrafrechtlichen Haftung dieſer Per- 
fonen wird baburch jeldftverftändlich in keiner Belle präjubtetrt. 
(Motive, &. 210.) n 
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Partei einſtweilen befreit iſt, ſowie die Gebüren und Aus- 
lagen des für die arme Partei beſtellten Advocaten unmittel⸗ 
bar bei dem Gegner eingehoben werden. 

Dem Advocaten können hiebei Einreden aus den zwiſchen 
der armen Partei und ihrem Gegner beſtehenden Rechts⸗ 
beziehungen nur inſoweit entgegengeſetzt werden, als es ſich 
um Aufrechnung von Koſten handelt, deren Erſatz der armen 
Partei in demfelben Rechtsftreite zu Gunften ihres Gegners 
auferlegt wurde. 

6.71. Wenn die Borausfegungen für eine nachträgliche 
Entziehung?) des Armenrechtes vorhanden find, fo tft die zum 
Armenrechte zugelaflene Partei auf Antrag eines Betheiligten?) 
zur Nachzahlung der Beträge zu verhalten, von deren Be- 
richtigung fie u Grund des Armenrechtes einftweilen befreit 
war. Nach Maßgabe der Bermögensverhältniffe der armen 
Partei kann derjelben auch bloß eine theilweile Nachzahlung 
auferlegt werden. 

Bei jolher Verpflichtung zur Nachzahlung ift der Partei 
zunächſt der Erfah der baren Auslagen aufzuerlegen, welche 

8.70. Eine Abkürzung, die zugleich aut Sicherung der An- 
ſprüche des Aerars ſowie de Armenvertreters erheblich beitragen 
dürfte, wird im $. 70 für den Fall angeordnet, als ber armen 
Partei Proceßkoſten zugefprochen werden. Diefe Koften haften 
felbftverftändlich in eriter Linie für den Aufwand, von defjen Be- 
ftreitung der Arme bisher befreit war. Um nun zu vermeiben, 
daß die Befriedigung dieſes Erfaganipruches etwa durch das Ber: 
balten der armen Partei hinausgefchoben oder durch irgend welche 
Dispofitionen derjelben geftört und gefährdet werde, begründet der 
Entwurf die Möglichkeit, diefe Befriedigung von der Mitwirkung 
der armen Partei ganz unabhängig zu machen, fie direct bei der 
zum SKoftenerfage verurtheilten Partei zu ſuchen. Die Zufag- 
beftimmung des 8. 70 Abſatz 2 (Beſchränkung der Einreden, welche 
dem Advocaten vom Gegner der unbemittelten Partei entgegen 
an werben können) ift nothiwendig, weil fonft ber Beftand des 

ollmachtsverhältniſſes fi) dem Advocaten gegenüber ungemein 
hinderlich erweifen, bezw. es der unbemittcelten Partei ungemein 
erleichtern würde, durch irgend welche Vereinbarung mit dem 
Gegner die von diefem zu entrichtenden Summen dem Zugriffe 
des Advocaten zu entziehen. (Motive, S. 211.) 

8.71. Der Auftrag zur Nachzahlung kann nur über Antrag er- 

geben; anderenfall3 würde dem Gerichte über die Sntereffen des 

erar oder bed etwa beftellten Armenvertreterß eine Verfügung 
beigelegt, die ihm kraft feiner Stellung nicht zulommen kann und 
deren Berantwortlichkeit e8 auch nicht zu tragen vermag. Gegen 
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der Staatscaſſe nach 8. 64, 3.5, zur Laft fallen, dann die 
Berichtigung der Gebüren des Mdvocaten und endlich Die 
Bezahlung der Stempel und Gebüren. 

Ein im Sinne des Abjages 1 ergehender Beichluß?) tft 
nach eingetretener Rechtskraft in das Vermögen der zur Nach⸗ 
zahlung berpfliihteten Partei vollitredbar. 

2) Sinangbefche, Advocat, N in Abſicht auf 


die Gebüren und Auslagen nad 8 
®) Mecur 8. 514 


$.72, In den in den 88.65, 66, 68 und 71 bezeich- 
neten Fällen iſt über die geftellten Anträge ohne vorher- 
gehende mündliche Verhandlung zu entjcheiden. Die ihm etwa 
nothwendig jcheinenden Aufflärungen kann das Gericht von 
amtswegen einholen. 

Die Enticheidung, durch welche einer Partei das Armen- 
recht bewilligt wird, !) fowie die Entjcheidung, daß ein Advocat 
für die arme Partei zu beftellen 1ft,?) kann durch ein Rechts⸗ 
mittel nicht angefochten werden. 

Einer Vertretung durch Advocaten bedürfen die Barteien 
bei den nad) Borfchritt dieſes Titel3 vor Gericht vorzunehmen 
den Handlungen auch dann nicht,. wenn ein Gerichtshof ala 
Sri erjter Inſtanz einfchreitet.®) 

2) 8, 66 


3) 8. 27 Abſ. 1, Daher auch Recurje zu Protokoll angebracht werden 
fönnen. Ausnahme von 8. 520. 


6.73. Das Anbringen eines Gefuches um Bewilligung 
des Armenrechtes, ſowie die Stellung eined anderen nad) den 
Beitimmungen dieſes Titels zuläfligen Antrages berechtigt 
feine der Parteien zur Verweigerung der Einlafjung in den 
Nechtöftreit oder der Yortjegung der Verhandlung oder zum 
Begehren um Erftredung von Friften oder Verlegung von 
Tagſatzungen. | 

Sm Verfahren vor Gerichtshöfen kann jedoch weder 
wegen nicht rechtzeitiger Heberreichung der Klagebeantwortung ?) 


die Enticheidungen, welche in Sachen des Erlöfchend oder der 
Entziehung des Armenrechtes ergehen, fteht der unbemittelten 
Partei der Beſchwerdeweg ohne Beſchränkung zu. Deshalb Tann 
auch dem Auftrage zur Nachzahlung von Gebühren und Koften 
nah Eintritt der Rechtskraft fogleih Vollſtreckbarkeit beigelegt 
(8.71 Abſatz 3) und von der Nothwendigkeit eines gegen die arme 
Partei deshalb zu führenden befonderen Proceffes abgejehen werben. 
(Motive, S. 211.) 
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noch Deswegen, weil die geflagte arme Partei bei der erften 
zur mündlichen Streitverhandiung beftimmten Zagjatung ?) 
ohne Advocaten erjcheint, ein Verſäumungsurtheil gegen 
die arme Partei erlaffen werden, wenn das von ihr ohne 
Berzug nad) Buftellung der Klage angebrachte Geſuch um Be- 
willigung des Urmenrechtes noch keine Erledigung gefunden 
hat oder im Falle der Bewilligung des Armenrechtes für die 
arme are noch fein Advocat beftellt worden ift. 


2) 88. 396, 230 Abf. 1, 239, 440. Die Tagfagung iſt von amts- 
wegen zu erftreden, 8. 402 Abſ. 3. Erftredung ber Seit zur Webers 
reichung ber —— Analogie. aus 8. 402 Abſ. 3. 

3) Ausnahme von $. 183 Abſ. 3. 


Bweiter Abſchnitt. 
Verfahren. 
Erſter Titel. 
Schriftſaͤtze. 


6,74. Die eine Streitſache betreffenden, außerhalb ber 
mündlichen Verhandlung vorzubringenden Anträge, Geſuche 
oder Mittheilungen erfolgen, otweit das Geſetz nicht ein An⸗ 
bringen zu Protofolf geftattet,*) mitteld Schriftfäßen. 

2 Brotofoll Tönnen en werben: 


8. 255 Abſ. 1 — Unträge im Sinne des 8. 229 zwifchen der Anberaumung 
und dem Beginn der mündlichen Berhandlung $. 358 Abſ. 1 — Antrag 
auf Ergänzung ober Berbeflerung einer Beweisaufnahme $. 286 Abi. 2 — 
Weigerung eines Zeugen 5 323 Abſ. 1 — Anzeigen, Geſuche und Recurfe 
eines Beugen 8. 348 — Ablehnung eines Sacdjverftändigen 8.855 Abf. 2 — 
Geſuch um Beweisaufnahme zur Sicherung eines Beweifes 8.384 Abf.3 — 


& 74. Der jchriftliche Verkehr tritt auch dann ein, wenn es 
dem Gerichte durch eine ausdrüdliche Beftimmung des Gefetes 
geftattet ift, die Parteien vor der — zu vernehmen. Es 
bleibt hier dem Ermeſſen des Gerichtes überlaſſen, ob es die 
Parteien zu Protokoll vernehmen oder denſelben bloß ſchriftliche 
Aeußerungen abfordern wolle. Solche ſchriftliche Aeußerungen 
haben dann gleichfalls mittels Schriftſätzen zu geſchehen. (Motive, 
©. 211 u. 212.) 
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der Recurs gegen die Enthe des Armenvertreters Art. XXXIII €. ©. 
3. & 8. O. — alle Geſuche, Anträge und Mittheilun im Verfahren 
vor De, wenn die Bartet nicht durch einen Abvocaten vertreten 
ift 8. 484 — die Berufung und Berufungdbeantwortung an Orten, mo nicht 
zwei Advocaten ihren ne haben 88. 465 Abſ. 2, 468 Abf. 2 — bei Be- 
re Recurſe nicht durch Abvocaten vertretener Parteien 8. 520 

f.2 — die Ablehnung eines Richters 8. 22 I.R. 

6.75. Jeder Schriftſatz au zu enthalten: 

1. die Bezeichnung des Gerichtes, dann der Parteien 
nah Namen (Bor- und Zuname), Beihäftigung, Wohnort 
und Barteiltellung, die Angabe der für die Barteten handeln- 
den Vertreter und die Bezeichnung des Streitgegenſtandes; 

2. die Bezeichnung der Beilagen und ihrer Zahl fowie 
die Angabe, ob die Beilagen in Urfchrift oder Abſchrift an- 
gefchloffen find; 

3. die Unterfchrift der Partei jelbft oder ihres gefehlichen 
Bertreterd oder Bevollmächtigten, im Anwaltöprocehfe 1) aber, 
wenn nicht die Beftinnmung des 8.28, Abſatz 1, zur Anwen⸗ 
dung ———— — — ft des Advocaten. 


8. 76. In jedem Schriftſatze find ferner die thatſächlichen 
Verhaͤltniſſe, durch welche die im Schriftjage geftellten Anträge 
begründet werden, in Inapper, überjichtlicher Faflung gedrängt?) 
darzuftellen und, wenn es eines Beweifes?) oder einer Glaubhaft⸗ 
machung?) diefer Anführnungen bedarf, auch die Beweismittel 

8.76. Was im einzelnen Falle im Schriftfage oder Proto- 
tolle vorgebracht werden muß, ift nach Beichaffenheit der Umftänbe 
und nal den im concreten Falle zur Anwendung gelangenben 
Gefegesbeftimmungen zu beurtbeilen. Es wird jedoch immer hin⸗ 
ſichtlich des Inhaltes einen Unterfhied machen, ob Schriftſätze 
ober Protofolle beftimmt find, unmittelbar die Grundlage einer 
Entſcheidung zu bilden (8.76), oder ob fie Lediglich eine mündliche 
Verhandlung vorzubereiten haben, auf Grund deren erft die Ent- 
ſcheidung zu fällen ift (8.78). Schriftfäge, welche letzterem Zwecke 
dienen, beißen „vorbereitende Schriftfäge”. Durch deren Mit- 
theilung — und was von den Schriftfägen gilt, tft auch anzu- 
wenden, wenn borbereitende Schriftfäge durch Protofollaranbringen 
erfegt werden — fol ſowohl der Gegner als das Gericht über den 
Gegenftand einer beworftehenden mündlichen Berhandlung in- 
formirt werden. Der Shhriftfag hat nicht den Zweck die Ver⸗ 
handlung zu erjegen, e8 fol nur durch denjelben den übrigen an 
der Berhandlung noch betheiligten Factoren die Möglichkeit ge- 
wahrt werden, fich für diefe Verhandlung entfprechend auszurüften; 
der Schriftfag tft alfo ein worbereitender, nicht bloß infoferne er 
anfündigt, was die Partei bei der Verhandlung vorbringen und 
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im Einzelnen zu bezeichnen, deren man fich behufs Erbringung 
diefes Nachweijes oder behufs Glaubhaftmachung bedienen will. 
2) Koſtenerſatzpflicht bes Bevollmächtigten wegen überflüffiger Weit⸗ 
läufigfeit 8. 49 Abf. 2. 
85. 266 ff. 

3) 8. 274. 
beantragen wird, fondern auch in dem Sinne, daß er dem Gerichte 
und dem Gegner eine ausreichende Vorbereitung für die Verhanb- 
lung geftattet, fie hiezu anregt. 

Was im mündlichen Verfahren mit aller Energie verbütet 
werden muß, ift die Vertagung der einmal begonnenen münbd- 
lihen Verhandlung. Wenderungen in der Bejegung des Ge⸗ 
richtes, Abſchwächung der Erinnerung, Verhinderung, früher ein- 
dernommene Zeugen neuerlich einzuvernehmen und Aehnliches, 
machen dann nothiwendig, mit der Verhandlung ftet3 wieder von 
borne zu beginnen. 

Was bereit3 verhandelt wurbe, wird wertlos; das ftet8 nette 
Einjegen der Verhandlung ift der Sache nachtheilig, vertheuert 
den Proceß und verzögert das Urtheil. Wo immer es angeht, 
wird dahin zu ftreben fein, daß die aufgenommene Verhandlung 
bei der biezu anberaumten u durchgeführt und womög⸗ 
lich auch geſchloſſen werde. egen der "großen Nachtheile ber 
Vertagungen müffen nun namentlich auch Meberrafchungen durch 
neues Vorbringen befämpft werben, denn fie find das bequcmite 
Mittel zur Erzielung von Vertagungen. 

Hierin liegt die große Bedeutung der borbereitenden Schrift- 
fäge für den Erfolg der Procefreform und für die Ziwedmäßig- 
keit und Vortheilhaftigkeit des neuen Verfahrens. Die vorbereiten: 
den Schriftfäge haben den Inhalt des Proceßvorbringend ber 
Bartei ſoweit zu anticipiren, daß es ihrem Gegner möglich ift, 
fih über alles bei der Verhandlung Vorkommende fofort zu äußern, 
alfo nicht behufs Beantwortung erft eine Vertagung ftattfinden 
muß. — Nach diefer Function der vorbereitenden Schriftfäte ift 
fowohl bie Nothwendigkeit als der Umfang der durch folche 
‚Schhriftfäge zu bewirkenden Mittheilungen zu beurtheilen. Was 
fih bei folcher Beurtheilung als Inhaltserfordernis cine vor⸗ 
bereitenden Schriftfages ergibt, Tpricht 8.78 aus. — Der noth- 
wendige Inhalt eines ſolchen Schriftfages Tann nur aus thatfäch- 
lichen Behauptungen, Beweisanbietungen, Erklärungen über gegne: 
rifhe Anführungen und Anbietungen und endlih aus Anträgen 
beftehen. NRechtsausführungen, Beweisdeductionen, Raifonnements 
anderer Art find aus den vorbereitenden Schriftfägen ausgeſchloſſen, 
auf diefe kann bei der Verhandlung auch ohne Einholung bejon- 
derer Informationen erwidert werden. Was in einen vorbereiten: 
den Schriftfag gehört, ift in demfelben knapp, Har und überfichtlic) 
darzulegen; die vorbereitenden Schriftfäge dürfen Leine 
Sasihriften werden. 





272 Eivilproeeßordnung. 


6.77. Wenn über den im Schriftfage geftellten Antrag 
mündlich verhandelt werden ſoll, find dem Schriftfage nur 
Abſchriften der Urkunden beizulegen,?) auf welche im Schrift- 
fate Bezug genommen wird; falls nur einzelne Theile einer 
Urkunde in Betracht fommen, genügt die Beifügung eines 
Auszuges, welcher den Eingang, die zur Sade gehörende 
Stelle, den Schluß, das Datum und die Unterfchriften enthält.?) 

Sind die Urkunden dem Gegner bereit3 befannt oder 
von bedeutendem Umfange, jo ift ed ausreichend, wenn im 
Schriftfage die Urkunden genau bezeichnet und das An⸗ 
erbieten gemacht wird, deren Einfiht dem Gegner zu ge- 
währen, oder diefelben dem Gerichte auf Berlangen vorzulegen. 

Befinden fi die Urkunden nicht in den Händen der 
Partei, fo Hat fie anzugeben, auf welche Weiſe die Herbei- 
Ichaffung diefer Urkunden zu veranlaffen jei.?) ; 

!) Nachträglich kann Borlage der Urfchrift aufgetragen werben 8. 299, 

im rer am Wechſelverfahren muß die Urfchrift vorgelegt werben 
er *) 8. 298. Unberübtt bleiben bie Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes, 
durch welche die Art ber Vorlegung der Handelsbücher und bie Rechts⸗ 
folgen ihrer Nichtoorlegung beitimmt werden. Art. VII 8.4 €. ©. 3. 
E. B.D., Art. 88-40 9.8. 8. 

#) 88. 188 8. 3, 229, 250 Abſ. 2, 301, 303, 308. 


— aa es —— — — — — — ee 


Die Beſchränkungen, welche ſich für den Inhalt vorbereiten⸗ 
dev Schriftſätze aus dem functionellen Verhältniſſe eines Schrift⸗ 
ſatzes zur mündlichen Verhandlung ergeben, dulden dann keine 
analoge Anwendung, wenn unmittelbar auf Grund des Schrift⸗ 
ſatzes eine Beſchlußfaſſung ſtattzufinden hat. Es kann hier nicht 
mit der Möglichkeit einer näheren Ausführung gerechnet werden, 
daher wird das Vorbringen ſo vollſtändig ſein müſſen, als es das 
Eingehen in eine meritoriſche Erledigung concret eben verlangt. 
Auch NRehtsausführungen Tonnen biebet unter Umftänden noth- 
wendig fein. Die Formvorſchrift des 8.76 behält jedoch ihre wolle 
Geltung: die thatſächlichen Verhältniſſe, durch welche die im 
Schriftſatze geftellten Anträge begründet werden, find auch in folchen 
Schriftſätzen in Inapper und überfichtlicher Faſſung gedrängt dar⸗ 
zuftellen. (Motive, S. 212) 

8.77. Die Vorſchrift des 8. 77 gilt nicht für ſolche An- 
bringen, über welche vom Gerichte ohne vorgängige Verhandlung 
zu entcheiden ift. Hier wird der Partei, fall das Gericht an ber 
Wahrheit ihrer Anführungen zu zweifeln veranlaßt fein könnte, 
die zum Belege ihrer Behauptungen dienlichen Urkunden allerdings 
in Urjchrift vorzulegen haben. Das Gericht ift nicht verpflichtet, 
ihm unbelannte Umftände auf bloße Urkundenabichriften hin als 
wahr anzunehmen. (Motive, S. 213.) 
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$. 78. Schriftjäße, die zur Vorbereitung einer mind- 
lichen Berhandlung beitimmt find (vorbereitende Schriftjäge), 
haben nebjt den ſonſtigen Erforderniffen eines Schriftſatzes 
zu enthalten: 

1. die Anträge, welche Die Partei bei der mündlichen 
Verhandlung?) zu ftellen DeaD auge: 

2. eine der Vorfchrift des $. 76 entjprechende Darftellung 
der thatfächlichen Verhältnifje, auf welche fich die Partei zur 
Begründung ihrer Anträge oder zur Bekämpfung gegnerifcher 
Anträge bei der mündlichen Verhandlung berufen will, ſowie 
Die Angabe der Beweismittel, welche die Partei bei dieſer 
Berhandlung zur Bewahrheitung ihrer eigenen Anführungen 
oder zur Widerlegung thatjädhlicher Behauptungen des Gegners 
zu benüßen beabfichtigt; 

3. nad) Lage der Sache die Erflärungen über die Wahr- 
heit, Richtigkeit und Volljtändigleit des in einem voraus- 
gegangenen Schriftiahe des Gegners enthaltenen thatlächlichen 
Vorbringen? und über die Zuläffigfeit der vom Gegner be- 
zeichneten Beweismittel. 

Recht3ausführungen?) und Darlegungen über die Wahr- 
Iheinlichleit oder Glaubwürdigkeit einzelner thatfächlicher Be- 
hauptungen oder über die verninthliche Beweiskraft ange- 
botener Bemeife find in einen vworbereitenden Schriftfag nicht 
aufzunehmen.?) 

1) 88.18,149, 157, 177, 230 Abſ. 1, 239, 88. 244, 420, 433, 482 u.a. m. 

2) Buläflig in den Berufungsſchriften wenn auf bie mündliche Berufungs- 

verhandlung versichtet wird 8. 492 Abi. 1, und in den Revifionzfchriften 
8. 506 * 2, 8. 507 Abſ. 3, in den Recurſen 8. 520 Abſ. 2. 

8, Koftenfolge 8 49 Abi. 2. 

8.79. Ein die Stelle des Schriftfages verjehendes pro- 
tofollarifcheg Anbringen!) ift nad) den Beftimmungen über die 
Schriftſätze einzurichten. 

Erfolgt das Anbringen außerhalb einer mündlichen Ver- 
handlung, fo ift im Verfahren vor Gerichtähöfen das Protokoll 
bon dem durch den Gerichtsvorſteher oder den Vorſitzenden eines 
Senates hiezu beftimmten richterlichen Beamten aufzunehmen. 

») 8. 74 Anm. 1. 

6. 80. Falls ein Antrag mittels Schriftſatzes geftellt 
wird, oder eine auch dem Gegner zur Kenntnis zu bringenbe 
Mittheilung an das Gericht mitteld Schriftſatzes erfolgt, des- 
gleichen von allen vorbereitenden Schriftfägen, find, ſoweit 


U — ——— 
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nicht in dieſem Geſetze etwas anderes angeorbnet wird,!) fo 
viele gleichlautende Augfertigungen des Schriftfages zu über- 
reihen, daß jedem der Gegner eine Ausfertigung zugeftellt 
und überdies eine für die Gerichtdacten zurüdbehalten werden 
fann. Den Scriftjägen find ferner die zur Berftändigung 
—J Betheiligter?) erforderlichen Rubriken beizulegen. 

ie Rubriken haben die Bezeichnung des Gerichtes, der 
Parteien und des Streitgegenſtandes in ber in 8. 75 be=- 
ftimmten Weiſe zu enthalten. | 

1) Haben mehrere Betheiligte einen gemeinfchaftlichen Vertreter (nicht 

bloß Zuſtellungsbevollmächtigten 83. 94, 99), fo wird mit der Uebergabe 
einer einzigen Ausfertigung, Ladung, Protokollsabſchrift oder nur eines 
Shhriftfageremplared an dielen Vertreter die Zuftelung an alle für voll- 
zogen angejehen 8. 90. Daher genügt für fie eine Ausfertigung. 

?) ge des Klägers, vergl. über die Form der Ladung $. 131. 

. 81. Sofern nad den Beitimmungen dieſes Gefeßes 
ein Exemplar des überreichten Schriftiages dem Gegner zu- 
zuftellen ift, find demfelben auch Abichriften der Beilagen de3 
Schriftſatzes anzufchließen. 

Die bei dem Gerichte zurüdbehaltenen Urfchriften von 
Beilagen find dem Gegner auf fein Verlangen jederzeit zur 
Einfihtnahme 1) vorzulegen. 

1) 8. 219. 

$. 82. Wenn eine Partei in einem Schriftfaget) auf in 
ihren Händen befindliche Urkunden Bezug genommen hat, iſt 
fie auf Verlangen de3 Gegners?) verpflichtet, diefe Urkunden 
in Urſchrift innerhalb drei Tagen bei Gericht niederzulegen 
und den Gegner hievon zu benachrichtigen. Der Gegner kann 
jodann die Urkunden innerhalb drei Tagen nah empfangener 
Benadhrichtigung einfehen und davon Abſchrift nehmen. 

Die Friſt zur Einfichtnahme kann, wenn die Partei die 
Urkunde erweislich dringend DEREN, vom Gerichte und im 
Verfahren vor Gerichtshöfen vom VBorfitenden des Senates, 
dem die Rechtsſache zugewieſen ift, auf Antrag entiprechend 
— werden.) Gegen den über einen ſolchen Antrag er- 


gehenden Beichluß findet ein Rechtsmittel nicht ftatt. 
1) Oder protofollarifhen Aubringen 8. 79 Abf. 1. 
?) Auch von amtöwegen Tann ein folcher Auftrag erteilt werben, 
vom Borfigenden, event. Senat 8. 181 Abf. 1 u. 2. 
>) Wenn möglid nad) Einvernehmung ded Gegners 8.129 Abf. 2. 


8.82. Die Aufforderung, die Urfchrift der Urkunde bei ©e- 
richt zu erlegen, muß von der Partei befolgt werden, dagegen ſteht 
ihr ein Rechtsmittel nicht zu. Dies bringt die Wendung zum 
Ausdrucke, daß die Partei über Aufforderung de3 Gegners „ver⸗ 
pflichtet“ ift, diefe Urkunde bei Bericht niederzulegen. (Motive, ©. 213.) 
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6.83. Advocaten fteht es frei, die Mittheilung der Ur- 
Schriften von Urkunden von Hand zu Hand gegen Empjangs- 
bejcheinigung vorzunehmen. 

Gibt ein Advocat die ihm eingehändigte Urkunde nicht 
binnen der vereinbarten Frift und mangels einer Berein- 
barung binnen drei Tagen nach Empfang zurüd, fo iſt er 
anf Antrag nad vorgängiger mündlicher oder fchriftlicher 
Einvernehmung dur Beſchluß zu unverzüglider Zurückgabe 

u verhalten. In Bezug auf diejen Beichluß Haben die Be- 
— des 8.82, Abſatz 2, zu gelten. Der Beſchluß iſt 
fofort vollitredbar. 

1) Kein Recurs 

6. 84. Soweit in diefem Geſetze nicht? anderes ange- 
orbnet ift, Hat das Gericht die Beſeitigung von Form⸗ 
gebrechen, welche die ordnungsmäßige geſchäftliche Behand- 
Iung eines überreichten Schriftiages zu hindern geeignet find, 
don amtswegen anzuordnen. Ein jolcher Beſchluß kann durch 
ein abgejondertes Rechtsmittel nicht angefochten werben.!) 

ALS derartiges Formgebrechen ift e3 insbejondere?) an- 
zufehen, wenn die Vorjchriften der 88.75 und 77 nicht be- 
achtet wurden, oder wenn e3 an der erforderlichen Anzahl 
von — oder von Rubriken fehlt.?) 

Am Verfahren vor Gerichtähöfen fteht die Erlaffung 
diefer Anordnungen dem Borfibenden*) des Senates zu, dem 
die Rechtea che zugewieſen iſt. 

1) 8, 515. 

2) Mangel der Vollmacht im Anmwaltsprocefje, vergl. 8. 37 Abf. 2. 

485 Abſ. 1, auch mangelhafte Angaben über die Buftändigteit . 226 
Abſ. 2, unzuläffige Alagencumulirung $. 237. Mangel eines Zuftellungs- 
bevoflmächtigten bei der Auflündigung $. 562 Abſ. 2 u. 3. 

2) 8. 80, vergl. 8. 551. 

% Broceßleitung $. 180 ff. 

6.85. Zum Zwecke der Bejeitigung von Formgebrechen 
fann die Partei vorgeladen oder ihr der Schriftjag mit der 


8.83. Dies tritt jeboch nur bei beiderfeitigem Einverftändniffe 
ein; ein Zwang, die Urſchrift ber Urkunde dem gegnerifchen An- 
malte behufs Einficht zu überlaffen, findet gegen den Urkunden- 
producenten nicht ftatt. (Motive, S. 213.) 


8.85. Eine befondere Vorfehrung ift dann noch für die- 
jenigen Fälle zu treffen, in welchen durch die Ueberreichung des 
verbefjerungsbedürftigen Schriftfages eine Proceßfriſt einzu- 
balten iſt. Bei der relativen Kürze diejer Friften muß dafür ge: 
forgt werden, daß bie Friſt in jedem Falle gewahrt werden Tünne, 
in welchem eine Verbefferung angeordnet wird. (Motive, S. 214.) 
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Anweilung zur Behebung der gleichzeitig zu bezeichnenden 
Tormgebrechen zurüdgeftellt werden. 

War bei Ueberreichung des Schriftſatzes eine Frift ein- 
zubalten,?) jo ijt leßterenfall3 für die Wiederanbringung eine 
neuerliche Friſt feitzulegen, bei deren Einhaltung der Schrift— 
I al3 am Tage jeines erften Einlangens überreicht an— 
zujehen ift. Eine Verlängerung diejer Frift ift nicht zuläjfig. 

Gegen die auf Grund vorftehender Bejtimmungen er- 
gehenden Beichlüffe ift ein abgefondertes Rechtsmittel?) nicht 
jtattbaft; inwiefern deshalb das Auffichtärecht der übergeord- 
neten Gericht3behörden angerufen werden Tann, ift nach den 
über die innere Einrichtung und Geichäftsordnung der Ge- 
richte erlaflenen Vorſchriften zu beurtheilen.?) 

2) 3. 8. zur Klagebeantwortung 8. 243, die Hechtsmitteliriften, Friſt 
für efftörumgstlagen 8. 454 Abi. 1, für die Nichtigleits= und Wieder: 
aufnahmäflage 8. 534. für die Einwendungen im Mandats- und Wedhjel- 
verfahren 88. 550, Abf. 2, 557, 558, die Einwendungen im Beltandver- 
fabren 8. 562. 

2) 8. 515, 516, bei Gerichtshöfen: der Vorſitzende 8. 84. 

3) Aufſichtsbeſchwerde wegen Zuftizperiveigerung. 

$. 86. Gegen eine Bartei,!) welche die dem Gerichte 
Ichuldige Achtung in einem Schriftſatze durch beleidigende 
Ausfälle verlegt oder welche in einem Schriftiage den Gegner, 
einen Vertreter, Bevollmächtigten, Zeugen oder Sachverſtän— 
gen beleidigt, kann unbejchadet der deshalb etwa eintretenden 
jtrafgerichtlichen Verfolgung vom Gerichte eine Ordnungs— 
ftrafe?) verhängt werden. 

Aus den gleihen Gründen ift die Verhängung einer 
Drdnungzftrafe gegen den Advocaten zuläffig, welcher den 
Schriftſatz unterfertigt hat. 

3) ag) Benullmätigtr 8. 89. Geſetzlicher Vertreter 8. 5. 


8 


Zweiter Titel. 


Zuftellungen. 


$. 87. Buflellungen erfolgen, fofern in diefem Geſetze 
nichts anderes vorgeſchrieben 1ft,!) von amtswegen. 
1) 88.112, 113, 203 Abſ. 2, 442 Ubf.2, 581 Abſ. 8, 591 Abſ. 1, 592 Abſ. 1. 
1. Im Inlande. 
6. 88. Zuſtellungen find im Inlande in der Regel 
durch die Boft?) zu vollziehen. Inwieweit Buftellungen inner- 
halb des Gerichtsortes oder jonft im Inlande durch Gerichts- 
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diener oder dur) Vermittlung des Gemeindevorfteherd oder 
der Geichäftsführer ausgeſchiedener Gutsgebiete bewirkt werden 
fönnen, ift im VBerordnungswege zu bejtimmen. 

Wenn bienach für die Zuſtellung die Mitwirkung von 
Gemeinden, welche kein eigenes Statut haben, oder von 
ausgeſchiedenen Gutsgebieten in Anſpruch genommen werden 
ſoll, iſt die Aeußerung des Landesausſchuſſes einzuholen. 

Die Gerichtsdiener können nur innerhalb des Sprengels 
des Gerichtes, bei welchem fie angeſtellt ſind, die Gemeinde- 
organe und Beſtellten der Geſchäftsführer ausgeſchiedener 
Gutsgebiete nur innerhalb des bezüglichen Gemeinde⸗ oder 
Gutsgebietes zur Bewirkung von Zuſtellungen verwendet 
werden. 

kann u ——— Ad —— FT eo er on 
dernd den 8.7 Abf. 2, Gel. v. 27. April 18738, R. G. B. Nr. 67). Siehe 
Bo * , Brivilegiumb der Öfterr. Creditanſtali für Handel und Ge- 
werbe 8. 1 — Die rt durch Die Boft ift — ge⸗ 
—— durch — in. "8. d. 7. Der. 1893 8. 20154 ex 1893, J. M. B. B. 


6.89. Die Beftimmung der Zuftellungsart obliegt dem 
Gerichte, deffen Urtheile, Beichlüffe oder Ladungen zugeftellt 
werden jollen oder bei welchem der zuzuftellende Schriftjag 
überreicht oder das Protokoll aufgenommen worden ift. Diejes 
Gericht bat auch die wegen der Zuftellung nöthigen Ber- 
Vügungen — treifen.') 

erfahren vor Gerichishöfen kann eine jolche Ber- 
— an Stelle des Gerichtes durch den Vorſitzenden des 
Senates getroffen werben, %) dem die Rechtsfache zugewieſen ift. 


cuts, Ir 516 “bj. 2, 522. 


$. 90. Haben mehrere Betheiligte einen gemeinjchaft- 
lihen Bertreter, jo wird mit der Uebergabe einer einzigen 
Ausfertigung,*) Ladung,?) Protokollsabſchrift oder nur eines 
Shriftjagerenplares?) an diejen Vertreter die Zuftellung an 
alle für vollzogen angejehen. Bei dem Vorhandenjein 


8.89. Bei Beftimmung der Zuftellungsart iſt felöftverftänd- 
lich der Richter oder das Gericht an die gejeglichen oder — was 
die Auswahl der —— anbelangt — eventuell auch an 
die hierüber im Verordnu swege zu erlaſſenden Vorſchriften 
gebunden. Die Zuſtellung "at in Gemäßheit der darüber er- 
lafjenen BVorfchriften zu gefchehen. Ein freic® Ermeſſen fol dem 
Au Zuftelungsfahen nicht eingeräumt werden. (Motive, 

1 
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mehrerer zur Empfangnahme gerichtlicher Zuftellungen er- 
mächtigten Vertreter eines Betheiligten, ift die Buftellung 
al3 vollzogen anzufehen, wenn einem diejer Vertreter ein 
Exemplar de3 zuzuftellenden Schriftftüidles übergeben wird. 

Diefelben Beftimmungen gelten auch in Anſehung der 
zuzuftellenden NAbjchriften von Beilagen eines Schriftiages 
oder Protokolles.) 

1) Insbeſ. des Urtheiles 8. 414 Abſ. 8 

9 8, 131 


5) Daher braucht nicht für jeden Betheiligten ein Schriftſatzeremplar 
überreicht zu werden, 8. 80. Gilt jedoch nicht für den bloßen Zuſtellungs⸗ 
FT 88. 94, 99. 


6.91. Wenn das Verhalten einer der mit der Ausführung 
der Buftellung beauftragten Perfonen (Zuftellungsorgane) zur 
Beichwerde Anla gibt, fo hat der Vorſitzende des Senates, 
der mit der Aufficht über die — betraute Richter 
oder der Gerichtsvorſteher, ſobald er hievon Kenntnis er- 
langt, das Geeignete zu veranlaflen, um Abhilfe zu ge- 
währen. Der Bejchwerdegrund fann mündlich angezeigt werden. 


8.91. Bei Regelung der Form, in welcher gegen den Vorgang 
eines Zuftellungsorganes Abhilfe begehrt und verlangt werben 
fann ($. 91), mußte die bifeipfinare Unterordnung der Poft- 
bedienjteten, Semeindeangeftellten u. ſ. w. unter ihre unmittel- 
baren Vorgefegten außer Betracht bleiben. In den Grenzen ihrer 
Bermwendung zur Bejorgung gerichtlider Zuftelungen find Die 
Poftbedienfteten, Gemeindeangeftellten u. |. w. als gerichtliche 
Organe anzufehen, welchen gegenüber der Gerichtöporfteher oder 
ber mit der Aufficht über die Gerichtskanzlei betraute Richter zur 
Gewährung einer Abhilfe berufen ift. Eine ſolche Ordnung wird 
Thon durch das Antereffe der Parteien gefordert. Ihnen würde 
duch die Nothwendigkeit, bei den verfchiedenften Behörden und 
obrigkeitlichen Perfonen Befchtwerbe zu führen, eine ſchwere Laſt 
aufgebürbet. Aber auch der Proceßzwed, die Einbeitlichleit des 
Berfahren? und die Leitung desfelben würden barımter leiden: 
in Unkenntnis darüber, ob und welche Beichwerden wegen Zu- 
itelungen erhoben wurden, würde das Procefägericht manche Ver⸗ 
fügungen erlaffen, mit denen es fonft noch zugemwartet hätte, oder 
die tm Hinblide auf die erhobene Beſchwerde als völlig unzwed- 
mäßig erjcheinen. Abhilfe zu gewähren find nicht nur die im 
8. 91 bezeichneten richterlichen Beamten des Proceßgerichtes, ſondern 
auch jene des GerichteS berufen und verpflichtet, welche um Ver⸗ 
anlaffung einer Zuftellungspornahme erfucht wurde. Die Anfech- 
tung der von diefen richterlihen Beamten erlaffenen Verfügungen 
wird, wenn es fih um die Anwendung einer Beftimmung der 
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6.92. Zuſtellungen,)) welche für die in activer Dienft- 
leiftung ftehenden Berjonen des Mannſchaftsſtandes des Heeres, 
der Kriegsmarine und der Landwehr, jowie für die in activer 
Dienftleiitung ftehenden Berjonen des Mannfchaftsftandes 
der Gendarmerie beftimmt find, Haben durch den Chef der 
zunächft vorgejegten Commandobehörde zu erfolgen.?) 

Sofern jonft Buftelungen in militärifchen oder von 
Militär bejebten Gebäuden vorzunehmen find, haben diefelben 
nachg vorläufiger Anzeige an den Sommandanten des Ge- 
bäudes und unter Zuziehung einer von dieſem beigegebenen 
Militärperjon zu geichehen.?) 

2 u v 1 enden Perſonen der be⸗ 
——— — bei An —— ve —E 


8. 

2) Wegen Zuſtellung von Ladungen an Mitglieder der Gendarmerie, 
Militärpolizeis und Sicherheitswache, die nicht felbitändige Commandanten 
find, Ay as bee Borgefeßten zu wenden $. 830 Abſ. 2. 


6.93. Hat eine Partei für einen Rechtzftreit Proceß- 
vollmacht ertheilt, jo haben bis zur Aufhebung der Proceß⸗ 
vollmacht (8. 36), alle diejen Rechtsſtreit betreffenden Bu- 
en an den namhaft gemachten Bevollmächtigten zu 
geichehen.”) Ä 

In Rechtsſachen, die fich auf den Betrieb des Handels- 
gewerbes einer Perſon beziehen, kann die Buftellung für den 
Principal an den Procuriften gejchehen.?) 

1) Siehe die Motive zu 8. 94. 8. 480 Abſ. 3, Ladung zur Be⸗ 

rufungsverhandlung. Auch wenn bie Bartei geftorben 8. 155, fie oder ihr 
eich ertreter proceBunfähig geworden ift 8.158. on dem verein- 
— Fa Ver Yale ih aber ftet3 die Partei ſelbſt zu ver⸗ 
?) Unberührt bleiben bie gejehfien Vorſchriften über die gerichtliche 
Vertretung von Gemeinden, Gejellichaften, Genoſſenſchaften, Bruberladen 
und Hilfslaflen fomte über die Behändigung von Ladungen und anderen 
Buftellungen an diefelben, Art.IV 8. 2 E. G. z. C. P. D. 


Proceßordnung handelt, nach den Vorſchriften über das Rechts: 
mittel des Necurfes, außerdem aber nach den Vorſchriften über 
die Ausübung der Difeiplinargewalt zu beurtheilen fein. (MMo— 
tive, ©. 217.) 


8.92. Der Zuftellungsjchein wird bei folchen Zuſtellungen 
vom Zuftelungsorgane erft auf Grund .der Erflärung des Com: 
mandanten audgefertigt werden dürfen, daß das fragliche Schrift- 
jtüd dem Adrefjaten thatſächlich ausgefolgt wurde. Dieſe Er- 
Härung wird auch ben Tag der Behändigung des Schriftitiides 
an den Adreffaten anzıtgeben haben. (Motive, S. 217.) 
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Zur Behändigung von Vorlabungen und anderen Buftellungen an 
a ML enügt ed, wenn biefelbe an einen der zur 
ertretung befugten Geſellſchafter gefchieht (Urt. 117, 167, 196 9.9.8.) zur 
ne von Vorladungen und anderen Buftellungen an Actiens 
ge ellfhatten (Urt. 2355 9. G. B.) dann an Erwerbds oder Wirt- 
Ihait3genofienihaiten (Gef. dv. 9, April 1878, R.G. B. Nr. 70, 
8. 31) genügt es, wenn diefelbe an ein Mitglied des Borftandes, welches 
zu zeichnen oder mitzuzeichnen befugt ift, oder an einen Beamten ber Ge⸗ 
ſellſchaft (Genoſſenſchaft), welcher dieſelbe vor Gericht zu vertreten berechtigt 
it, geſchieht. Befindet fich eine Handelägefellichaft oder eine Erwerbs⸗ 
oder UL in Liquidation, jo sejäyient die Yuftellung 
mit rechtlicher Wirkung an einen der Lequidatoren. (9. G. B. Art. 144, 
172, 205, 244, dann Gef. v. 9. April 1873, R. G. B. Nr. 70, 8. 50). 


Buftellungsbevollmädtigter. — 


6.94. Iſt eine am Orte des Proceßgerichtes wohnhafte 
Perſon zum Empfange der für einen am Proceſſe Bethei- 
ligten beftinnmten Schriftftüde bevollmächtigt worden (Zu⸗ 
en jo erfolgen die Zuftellungen an 
dieſen. 

Dem Zuſtellungsbevollmächtigten mehrerer Betheiligter 
ſind ſoviele Exemplare des zuzuſtellenden Schriftſtückes zu 
übergeben, als Betheiligte vorhanden ſind. Hinſichtlich der 
Abſchriften von Beilagen eines Schriftſatzes oder Protokolles 
genügt jedoch die Zuſtellung je einer Abſchrift jeder Beilage 
an den gemeinfchaftlichen Buftellungsbevollmäcdhtigten. 


1) Gerichtöftand des Hauptprocefjes zur Geltendmachung der Gebüren 
und Auslagen 8. 94 Abſ. 2 J. N. 


8.94. Einem Zuftellungsbevollmächtigten können von ber 
Partei weitergehende Berechtigungen durch darauf abzielende 
Vollmacht ertheilt werden. Kraft des Gejeges ift er nur zur 
Empfangnahme der für die betreffende Partei ihm eingehändigten 
Schriftſtücke berechtigt, und feine Obliegenbeiten als Zuftellungs- 
bevollmädhtigter erihöpfen fi darin, daß er dieſe Schriftftüde 
jeweil® ohne Aufſchub der Perjon überfendet, für welche fie be- 
jtimmt find. Nur, wenn er für mehrere Perſonen als gemein- 
ſchaftlicher Zuftelungsbevollmächtigter intervenirt, erweitert fich 
feine Verpflichtung auch noch auf die Bewahrung der Beilage- 
abjchriften und auf die Vorweifung derfelben zur weiteren Ab- 
fhriftnahme (8. 99); er muß die empfangenen Schriftftüde allen, 
für welche er fie in, Empfang genommen bat, gleich zugänglich 
maden. Wo nebft dem Procepbepollmächtigten für die Partei 
auch noch ein Zuftellungsbepollmächtigter beftellt ift, hat die Zu- 
itellung, wenn der Proceßbevollmächtigte am Drte des Proceß- 
gerichtes jelbit wohnhaft ift, an ihn (8. 93 Abjag 1), in allen 
anderen Fällen aber an den Zuftellungsbepollmädtigten zu ges 
ſchehen. (Motive, S. 217, 218.) 
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6. 95. Einer Partei kann vom Gerichte auf Antrag 
oder don amtswegen aufgetragen werden, innerhalb einer 
ihr zugleih zu bejtimmenden Friſt einen am Orte bes 
Proceßgerichtes wohnhaften Zuftelungsbevollmächtigten nam- 
baft zu machen: 

1. wenn diefe Partei außerhalb des Sprengels des Ge- 
richtshofes erfter Inſtanz wohnt, welcher als Proceßgericht 
einjchreitet oder in deſſen Sprengel ſich daS als Proceßgericht 
einfchreitende Bezirksgericht befindet; ?) 

2. wenn die Partei während des Rechtsſtreites ihren 
Wohnfig?) außerhalb des in 8. 1 bezeichneten Gerichtöhof- 
ſprengels verlegt. 

ur Erlafjung einer jolhen Anordnung, ?) gegen welche 
ein abgejondertes Rechtsmittel?) nicht zuläjfig ift, ift im Ver- 
jahren vor Gerichtshöfen der Vorſitzende des Senates be- 
rufen, dem die Nechtsfache zugemiejen ift. 

2) Buftellungsbevollmädhtigter für die auffündigende Partei 8. 562 

Abf. 2 (maßgebend der Bezirkögerichtäfprengel). 


r Unzeigepflicht 8. 111. 
er eigenen Handen zuzuftellen SS. 106—108. 
*) 8. 515. 


$. 96. Wird eine gemäß $. 95 erlafiene Anordnung 
nicht befolgt, jo können alle jpäteren Yuftellungen dadurch 
vollzogen werden, daß die Schriftftüde der Poſt mit der zu— 
legt befannt gewordenen Adreſſe der Partei übergeben werden. 
Die Zuftelung wird mit der Uebergabe an die Poſt als be- 
wirkt angelehen, wenn auc die Sendung als unbeftellbar 
zurüdfonmt.?) 

Iſt die Zuftellung duch die Poft im einzelnen Falle 
nicht geſtattet,“) jo tft die Bartei nad) fruchtloſem Ablaufe der 
ihr zur Namhaftmachung eines AZuftellungsbevollmäctigten 
gegebenen Friſt zu verftändigen,?) daB fortan die für fie be- 
ſtimmten Schriftiiüde mit der Wirkung der erfolgten Zu- 
ftelung bet Gericht würden hinterlegt werden. 

Die Uebergabe an die Poſt im Sinne des erften Ab⸗ 
fages findet feine Anwendung, wenn die Zuftellungen außer- 
halb des — dieſes Geſetzes erfolgen müßten. 

1) Vergl. die Folgen der Nichtbeſtellung eines gemeinſchaftlichen Zu⸗ 

——— für Streitgenoſſen 8. 97. 

) 88. 106-108. I 

$. 97. Streitgenoffen,?) welche feinen gemeinjchaftlichen 
Vertreter haben, müfjen, und zwar als Kläger in der Klage, 
jonft bei Vornahme der erften Proceßhandlung?) einen am 
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Orte des Proceßgerichted wohnhaften gemeinfchaftlichen gu 
jtellungsbevollmächtigten dem Gerichte namhaft machen.) Die 
Streitgenoflen können jedoch einen aus ihrer Mitte auch dann 
zum gemeinfchaftlichen Zuſtellungsbevollmächtigten beitellen, 
wenn er zwar nicht am Orte des Proceßgerichtes, aber 
innerhalb des Sprengel de3 Gerichtshofes erfter Inſtanz 
wohnt, welcher als Proceßgericht einfchreitet oder in deſſen 
Sprengel fih das als Proceßgericht einfchreitende —— 
gericht befindet, und wenn zugleid) nach dem Wohnorte dieſes 

— eine regelmäßige Zuſtellung von Poſtſendungen 
durch Bedienſtete der Poſt ftattfindet. 

Unterlafien Streitgenojfen die rechtzeitige Nambhaft- 
machung eines gemeinfchaftlichen Zuftelungsbevollmächtigten, 
fo ift auf Antrag der Gegenpartei eine am Orte des Proceß⸗ 
gerichtes wohnhafte geeignete Perjon auf Gefahr und Koften 
der Streitgenofjen*) zum gemeinfchaftlihen Zuſtellungsbevoll⸗ 
mäcdhtigten derjelben zu beftellen; diefer Beſchluß kann nicht 
angefochten werden. | 

Im Verfahren vor Gerichtähöfen fteht diefe Beichluß- 
fafjung dem Borfigenden des Senates zu, dem die Rechts⸗ 
ſache — ift. 

3) 88. 11, 12, 16 98. 

3.8. Streitverfündigung 8.21, Benenung des Auctors 8.22, Recurs 
—— Air Beichluß über die lage, Verhandlung bei ber erften 
= 3) Auch wenn die Borausfehungen bes 8. 95 nicht zutreffen. 

4 5 40 Abſ. 2, fie haben Teinen Aniprud) auf Erfah biejer Koften. 

$ 8. Als Zuſtellungsbevollmächtigter des als Streit- 
genofje zu behandelnden Nebenintervenienten?) hat die Haupt 
partei,®) welcher ſich der Nebenintervenient angeſchloſſen hat, 
infolange zu gelten, als nicht mit Zuftimmung des Neben- 
intervenienten ein anderer gemeinfchaftlicher Zuftellungsbevoll- 
mächtigter 2eu Gerichte?) beftellt wurde (8.97, Abfag 2 und 3). 

„ Sud wenn fie nicht im @erichtshoffprengel wohnt, 8. 97 Abſ. 1. 

3) Wenn Hauptpartei und Nebenintervenient einverftändlich einen 

anderen Zuſtellungsbevollmächtigten beftellen, bebarf es nicht der gericht- 
lien Buftimmung, 8. 97 Abſ. 1. 

6.99. Der für eine einzelne Perſon) beftellte Zuftellungs- 
bevollmächtigte hat diefer die für fie beftimmten, ihm zuge- 
ftellten Schriftitüde jeweils ohne Aufſchub zu überjenden. 
Desgleichen hat der gemeinschaftliche*) Buftellungsbevollmäch- 
tigte, wenn nicht durch Vereinbarung etwas anderes bejtimmt 
wird, die empfangenen Schriftftüde den Perſonen, für welche 
er Buftellungen übernommen Hat, jeweils ohne Aufichub zu 
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überſenden und denſelben die Einſicht der von ihm zu ver⸗ 
wahrenden Beilageabſchriften, ſowie deren weitere Abſchrift⸗ 
nahme zu gejtatten.?) 

2) da. 97, 08 
—ES des Hauptproceſſes für Klagen ber Zuſtellungsbevoll⸗ 
mädhtigten wegen Gebüren und Auslagen 8. 9 J. N. 

Beit der Zuftellung. 

6.100. An Sonn- und Feiertagen?) darf eine Zuftellung, 
fofern fie nicht durch die Poſt —— wird, nur mit richter⸗ 
licher Erlaubnis erfolgen.) Dieſe Erlaubnis kann vom Bor- 
ſitzenden des Senates, ſowie vom Vorſteher des Proceß- 

erichtes oder des Bezirksgerichtes, in deſſen Sprengel die 
—** geſchehen ſoll, ertheilt werden und iſt auf dem 
zuzuſtellenden Schriftſtücke erſichtlich zu machen. 

Der Beſchluß, durch welchen die Erlaubnis ertheilt oder 
— wird, kann durch ein Rechtsmittel nicht angefochten 
werden. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen haben auch Anwendung zu 
finden, wenn eine Zuſtellung zur Nachtzeit bewirkt werden ſoll. 


1) 8. 22 .2. 
Sufelag am Geihäftslocale nur an Werktagen 8. 104 Abf. 2. 
Drt der Zuftellung. 


6.101. Die Zuftellung hat am Zuftellungsorte in der 
Wohnung, in der gewerblichen Betriebsftätte, im Geſchäfts⸗ 
focale oder am Arbeitsplatze der betreffenden Perſon und 

$. 100. Die Erlaubnis zu erwirten, bleibt der betreibenden 
Partei überlaffen. Die Formen biefür find fo einfach als möglich. 
Der Antrag kann mündlich geftellt werden und ift ohne Verhandlung 
zu erledigen. Die Antragftellung Tann gleich bei Einleitung der 
Zuftellung, alfo insbeſondere gleich bei der Ueberreihung des zu- 
äuftellenden Schriftfages u. ſ. mw. erfolgen oder erft nachträglich, 
wenn fich ergibt, daß der Adreflat ander als bei Nachtzeit oder 
an Feiertaggn an dem beftimmten Orte nicht getroffen werden 
fann. Dem Zuftelungsorgane e3 zur Pflicht zu machen, unter 
folden Umſtänden die ae Erlaubni3 von amtswegen zu 
erwirten, jcheint wenig Grund zu haben... . Welche Abfchnitte 
des als Nachtzeit anzufehen find, wird nad) den am frag- 
lichen e berrfhenden Lebensgewohnheiten zu entfcheiden fein. 
(Motive, S. 219.) 

: 8.101. Der Entwurf unterläßt e8, zu beftimmen, in- 
wieferne auch hiebei gewiſſe Dertlichkeiten vermöge ihres befonderen 
Charakters ausgenommen find. Bei dem durch Gerichtödiener 
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bei Advocaten und Notaren in deren Kanzlei zu erfolgen; 
eine außerhalb dieſer Räume vorgenommene Zuſtellung iſt 
nur giltig, wenn die Annahme des Schriftftüdes nicht ver- 
weigert wurde. 

An Ermanglung einer Wohnung, einer gewerblichen 
Betriebsftätte, eines Gefchäftslocaled oder eines Arbeits- 
plages können Buftellungen vorgenommen werden, wo die 
Perſon, welcher zugeftellt werden joll, angetroffen wird. 

Erjatzuftellung. 
89.102. Wird die Perjon, welcher zugeftellt werden foll, 
in ihrer Wohnung nicht angetroffen, jo kann die Buftellung 
mit Wirkſamkeit an jeden dem Zuſtellungsorgane befannten, 
in der Wohnung befindlichen erwachjenen, zur Familie ge- 
hörigen Hausgenofjen oder an eine in der Familie dienende 
erwachjene Perſon geſchehen.) 

Werden auch ſolche Perſonen nicht angetroffen, ſo kann 
das zuzuſtellende Schriftſtück dem in demſelben Haufe mohnen- 
den Vermieter oder einer von dieſem beſtellten, ebenda 
wohnenden Aufſichtsperſon eingehändigt werden, wenn die⸗ 
ſelben zur Annahme bereit ſind.?) 

2) Falls nicht Au eignen Handen augn teen ift 88. 106, 108, 

2) Nach Urt. . G. z. K. P. O. und Art. V E. G. z. J. N. 
bleiben nachſtehende auf die Zuſtellung bezügliche Privilegien der 
Greditinftitute in unberührter Geltung: 

Gerichtliche Erläffe, welche dem Verwalter oder Pächter der ver⸗ 
pfänbeten Realität in Abweſenheit des Beſitzers zugeftellt, oder wenn auch 
jene abwefend wären, in Gegenwart von zivei Zeugen an der Thür ber 
Wohnung des Beſitzers, Verwalter oder Pächters angel lagen murben, 
find fo zu betrachten als wären fie zu Handen des Beſitzers zugeftellt 
worden. (8. 11 lit. h der mit Gef. v. 21. Mai 1887, R. G. B. Nr. 51 
Tundgemadhten Statuten der Hypothelarcrebitsabtheilung ber öſterr. 
ungarifhen Bank.) Basfelbe gilt für die k. E. priv. allgemeine 
dfterr. Boden Creditanftalt. (Art. 85 lit. o der mit Erlaß vom 
1. Zuni 1864, R. G. B. Nr. 49, kundgemachten Statuten) für die Hypo- 
thekenbank des Königreiches Böhmen (8.57 8.4 der mit Kund⸗ 

oder durch Gemeindcangeftellte vorzunehmenden Zujtellungen werben 
derlei Mißgriffe, wo dieſe concreten Falle zu beforgen find, am 
beften durch die vom Proceßgerichte zu ertheilenden Weiſungen 
ausgefchloffen werden. (Motive, S. 219.) 

8. 102. Durch die Tertirung der $$. 102 und 103 ift ge⸗ 
nügend hervorgehoben, daß diefe8 Surrogat der Zuftelung nur 
dann anwendbar fei, wenn der Adrefjat, fo weit e8 fi um den 
Verſuch der Zuftelung handelt, dort, wo er thatjächlid wohnt 
oder bei Zuftellungen im Gefchäftslocale, in letzterem vergeblich 
aufgefucht wurde, (Motive, S. 220.) 


* 
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machung des ee: Böhmen v. 2. Aug. 1888, 2.8.2. Ar. 48, 
belanntgemadhten Statut 


Hinfihtlich der Se Auffigt des a lan 
en Anftalten befiimmt Art. IV e der M 1865 

Nr. 110. „Mit Ausnahme des Autnnmüsbefehtes find gericht- 
ie Erläffe, w weiche ſich ch auf die Realiſirung der Hypothekarforderung der 
Anſtalt beziehen, wenn ſie in Abweſenheit des Gutsbeſitzers dem Ver⸗ 
walter oder vachter des hypotherirten Gutes zugeſtellt, oder falls auch 
dieſe abweſend wären, in Gegenwart von zwei Zeugen an der Thür der 
Wohnung des Guisbeſitzers Verwalters oder Pächters angeſchlagen wurden, 
als zu Handen des — zugeſtellt zu betrachten.“ 

Nah Art. V E. G. (Reg. Vorl. ſiehe Motive S. 5) ſollte 
Boa euer Privilegium Sud — werden. Durch die Verweiſung der 
auf das Executions⸗ und Sicherungsverfahren bezüglichen Beſtimmun 
in das E. G. z. E. O. beſteht dermalen darüber Unklarheit: 8. 65 
mit Erlaß des Finanzminiſteriums v. 6. Nov. 1355, R. G.B. Nr. 186, 
tundgemadten Statuten der priv. Öfterr. Ereditanftalt für Handel 
und Gewerbe: „alle Saal fr Berftändigungen, insbeſondere alle 
Verbote auf die bei der Anftalt für Rechnung dritter erliegenden Gelber 
oder Effecten oder fonftigen —— Aufträge müſſen der Creditan⸗ 
ftalt zu Handen der Direction durch das Handelsgericht in Wien zugeſtellt 
werden, widrigenfalls fie dieſelben nicht anzunehmen verpflichtet ift.” 


6.103. Für Perſonen, welche in ihrem Geſchäftslocale 
oder an der Stätte ihres Gemerbebetriebes!) nicht angetroffen 
werden, fann die Zuftellung an eine der dafelbft anweſenden 
erwachjenen Perſonen gejchehen, von welcher das Zuſtellungs⸗ 
organ weiß, daB fie zur Familie des Adreſſaten gehört oder 
in deilen Geſchäft oder Gewerbe bedienftet ift. 

Wird der Advocat oder Notar, dem zugeftellt werden 
fol, in jeiner Kanzlei nicht angetroffen, jo kann die Zu- 
ftellung an jeden daſelbſt anmwejenden, dem Buftellungsorgane 
befannten Angeftellten oder Bedtenfteten des Advocaten oder 
Notars erfolgen. 

Die Zuftellung an einen der in Abſatz 1 und 2 und in 
8. 102 bezeichneten Familienangehörigen, Hausgenofjen, An⸗ 

eftellten, Bedienfteten u. f. mw. ift unftatthaft, fofern die⸗ 
Teiben an dem Rechtsſtreite als Gegner. der Perfon, an 
welche die Zuftellung erfolgen joll, betheiligt find. 

1) Oder am Arbeitsplatze 8. 101 Abſ. 1, fiehe die Bemerkung zu 8. 102. 


6. 104. Wenn fich die Zuftellung weder unmittelbar 
an die Perjon, welcher zugeftellt werden foll, noch nach den 
Beftimmungen der 88.102 und 103 bewirken läßt, Tann jie 
dadurch erfolgen, daß das zuzuſtellende Schriftſtück, falls die 
Buftellung durch die Poſt zu vollziehen war, bei dem Poſt—⸗ 
amte, zu deffen Amtsbereich der Yuftellungsort gehört, in 
allen anderen Fällen aber bei dem Gemeindevoriteher des 


286 Eivilproceßordnung. 


Auftellungsorte® oder bei dem Geichäftsführer des ausge- 
jchiedenen Gutsgebietes niedergelegt und dieſe Hinterlegung 
ſowohl durch eine an der Thüre der Wohnung oder an der 
Eingangsthür des Geichäftd- oder Gewerbelocales zu be- 
feftigende jchriftlihe Anzeige, als aud nad Thunlichkeit 
duch mündliche Mittheilung an in der Nachbarſchaft woh⸗ 
nende Perſonen bekannt gemacht wird.‘) 

Die Befeſtigung der ſchriftlichen Anzeige an der Ein- 
gangsthüre eines verjchloffenen Gejchäftslocales darf nur an 
einem Werktage?) geichehen. 

Die mit Beachtung der vorftehenden Beftimmungen 
vorgenommene Niederlegung?) des zuzuftellenden Schriftftüdes 
bat die Wirkung der Zuſtellung. Die Beihädigung oder 
das Abreißen der Anzeige ift auf die Giltigfeit der Zuſtellung 
ohne Einfluß. 

1) Ebenfo im Falle der Unauffinbbarleit der Bartei oder ihres Vertreters 

au; Bohnungsänberung B- 111 Abf. 2 (fchriftlicher Anſchlag entfällt). 

er an arg Sonn= oder Feiertage im Sinne bes Geſetzes 88.100, 221. 


6.105. Zuftellungen an die zur Vertretung des Aerars 
berufenen öffentlichen Organe!) oder an andere Behörden, 
an Gemeinden, Corporationen und Anftalten ſind, ſofern 
im einzelnen Falle nichts anderes angeordnet wird, an den 
Beamten oder Bedienſteten zu bewirken, der zur Empfang⸗ 
nahme der an die Behörde, Gemeinde, Corporation oder 
Anſtalt gerichteten Schriftſtücke beſtellt iſt, falls aber ein 
ſolcher nicht bekannt wäre, an jeden dem Zuſtellungsorgane 
bekannten, im fraglichen Amte oder Geſchäftslocale an- 
weſenden Beamten oder Bedienſteten der Behörde, Ge- 
meinde, Corporation oder Anftalt, für welche das zuzu« 
jtellende Schriftſtück beftimmt ift. . 

) Art. IV8B.1€E. G. 3.8. D. — Nachdem laut einer Mittheilung des 

Sinanzminifteriums Fälle vorgelommen find, in welchen die Gerichte Ein- 
gaben in Streitiahen, welche das Steuervermögen ober bie hir gleich- 
gehaltenen Sonde betreffen und bie nicht ausdrücklich gegen bie betreffende 
Finanzprocuratur rüdfichtlich deren Abtheilung rubricirt find, den bezlig- 
lichen Adminiſtrativbehörden zuftellen Laien, findet das Zuftigmintftertum 
ben Gerichten in Erinnerung zu bringen, daß alle Iebiglid) gegen bie 
Adminiſtrativbehörden oder das Staatdvermögen und die 
demfelben gleihgehaltenen Baus: gerihteten Eingaben in 
Streitfahen, dann alle für biefelben beftimmten Er- 
hei en in Grundbuchs- und Landtafelangelegenheiten 
ven beftehenden Geſetzen der betreffenden Sinanzprocuratur, rüdficht- 
ih Finanzprocuratursabtheilung als ben gejeblichen Vertretern bes 
Staatsſchatzes und der ihm gleichgehaltenen Sonde zuzuſtellen find 
(IM. E. v. 29. Der. 1857, 3. 22464, an alle Oberlanbeögeridhte). 
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Zuſtellung von Klagen. 


F. 106. Klagen?) können nur zu eigenen Handen des 
Geflagten ($. 92), eines zur Empfangnahme von Klagen er- 
mächtigten Vertreters?) desjelben oder in Rechtsſachen, die ſich 
auf den Betrieb des Handelögewerbes einer Perjon beziehen, 
zu ne des Procuriften?) der gellagten Yirma, zugeftellt 
werden. 

Kann eine folche Zuftellung nicht bewirkt werden, jo ift 
die Partei, welcher zugeftellt werden ſoll, durch eine in ihrer 
Wohnung oder Kanzlei, in ihrem gewerblichen oder Ges 
ichäftslocale zurüdzulaflende oder, falls dieſe Räumlichkeiten 
verichlofien find, an deren Eingangsthür zu befeftigende 
Ichriftlihe Anzeige aufzufordern, behufs Entgegennahme der 
Zuftellung an einem ihr greichzeitig zu beitimmenden Tag 
und Stunde in dem betreffenden Locale anweſend zu fein. 
Wenn die Partei diefer Aufforderung nicht entipricht, iſt fo- 
dann im Sinne de3 8.104 vorzugehen. 

Die Beichädigung oder das Abreißen der fchriftlichen 
Aufforderung ift auf die Giltigkeit des Vorganges ohne 
Einfluß. 

ham. 

„ Eiche Snmerfung 2 zu 8.98. 

6.107. Hätte die Zuftellung durch die Poſt oder durch 
den Gerichtödiener!) erfolgen jollen, und könnte die neuerliche 
BZuftellungs) wegen zu großer Entfernung des Zuftellungsortes 
oder wegen jchwieriger Zugänglichkeit desfelben nicht alsbald 
vorgenommen werden, jo Tann die Klage fogleich nach der 
erften fruchtlo8 verjuchten Zuftelung dem Gemeindevorfteher 
oder dem Geichäftsführer des ausgeſchiedenen Gutsgebietes 
zu dem Bmede übergeben werden, damit diefer nunmehr die 
Zuftellung an den Beklagten veranlaffe. 

Wenn fodann die Zuftelung zu Handen des Beklagten 
oder feines ermädhtigten Vertreterd auch auf diefem Wege 
innerhalb vier Wochen nach Mebergabe der Klage an den 


8.107. a) Eine derartige Wiederholung des Zuftellungs- 
verjuches durch das Poftbeftellorgan oder den Gerichtödiener kann 
unter Umftänden nicht immer fogleich erfolgen, oder fie kann fehr 
“ erhebliche Koften erheifchen. Es fol zum Beifpiel die Klage in 
einer entfernten Gemeinde oder in einem entlegenen Weiler zu⸗ 
geftellt werden, nad) welchem eine regelmäßige Poftzuftellung nicht 
ftattfindet. Der Gerichtsdiener, der die einzelnen Dertlichkeiten des 
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Gemeindevorſteher oder den Geſchäftsführer des Gutsgebietes 
nicht „bewirkt werden kann, jo ift der Beklagte gemäß 8. 104 
zu verftändigen, Daß das zuzuftellende Schriftftüd bei dem 
Gemeindevorjieher oder dem Geſchäftsführer des Gutögebietes 
mit der Wirkung der erfolgten Zuftelung liege. Der &e- 
meindevorfteher oder der Geichäftsführer des ausgefchiedenen 
Gutsgebietes haben dieje Verftändigung ſogleich nady Ablauf 
Der obbezeichneten Frift zu veranlaflen. Der Tag, an welchem 
die fhriftlihe Anzeige an der Thüre der Wohnung des Be- 
Magten oder an der Eingangsthüre feines Gejchäfts- oder 
ee befeftigt wurde, gilt al3 Tag der erfolgten 
uftellung. 

Die Ermächtigung, die zuzujtellende Klage nöthigenfalls 
dem Gemeindevorfteher oder dem Geichäftsführer des aus- 
eichtedenen Gutsgebietes zur Zuftellung zu übergeben, ijt 
Fon bei Anordnung der Klagezuftellung zu ertheilen (8. 89). 

1) Nicht wenn fle durch Gemeindeangeftellte zu beforgen ift. 


$ 108. Die Beftimmungen der 88.106 und 107 haben 
für alle Buftellungen zu gelten, welche zufolge gefeblicher An- 
ordnung!) nad) den für die Zuftellung von Klagen erlaffenen 
Vorschriften vorzunehmen find. 
!) Ladung ber Rechtsnachfolger einer verftorbenen Partei $ 155 
Abi. 4. Bahlungsauftrag im Manbats- und en eieleen 88. 550 
u 8, 559. Gerichtlihe und außergerichtliche Auffündigungen 88. 564 
Ubi. 1. Auftrag zur Webergabe oder Uebernahme bed Beftandgegen- 
ftandes 8. 567 Abſ. 8. Bahlungsbeiehl im Mahnverfahren 8.7 Abſ. 1 
Geſetz v. 27. Upril 1878, R. G. B. Nr. 67, Art. XXVIIE G. z. C. P. O. 
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Gerichtsbezirkes in einer gewiſſen Reihenfolge begeht, kann mög- 
licherweife die Klagszuſtellung nach diefem Weiler nicht gleich in 
den nächſten Tagen wieder verfuchen, oder ein folder Verfuch wäre 
der Jahreszeit wegen mit bejonderen Schwierigkeiten verbunden 
oder werde durch andere Ereigniffe ſchwierig. Für ſolche Fälle, 
die Häufig genug fein mögen, wird dem Bebürfniffe nach ge- 
fteigerter Sicherheit der Zuftelung in anderer Weife abzuhelfen 
jein. Es fol hier nach dem erjten vergeblichen Zuftellungsverfuche 
die Beforgung der Zuftellung demjenigen Organe übertragen werden, 
welchem dieſelbe vermöge der relativen Nähe der Zuftellungs- 
örtlichkeit und der relativen Vertrautheit mit den perjönlichen 
Verhältniffen der belangten Partei am leichteften fällt und bei 
welchem man zugleich die verhältnismäßig intenfivfte Verbindung 
mit dem Belangten vorausfegen darf: dem Vorfteher der Gemeinbe, 
in welcher der Beklagte feine Wohnung ober feine Geſchäftslocale 
bat, oder bei ausgeſchiedenem Gutsgebiete dem Geſchäftsführer 
besjelben. (Motive, S. 221.) 
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Berweigerung der Annahme. 


6.109. Wird die Annahme des zuguftellenden Schrift- 
ftüdes von einer Perſon, an welche die YZuftellung giltig er- 
folgen kann, ohne geſetzlichen Grund verweigert, fo ift das 
Scriftftüäd am Orte der Zuftellung zurüdgulafien oder, falls 
dies nicht möglich wäre, bei dem im 8. 104 bezeichneten 
Poftamte, Gemeindevorjteher oder Geichäftsführer des aus- 
gejchiedenen Gutsgebietes zu hinterlegen. Die Zurücklaſſung 
oder Hinterlegung bat die Wirfung der Yuftellung. 


Zuſtellungsſchein. 
G. 110. Der Vollzug der Zuſtellung iſt von der mit 
Vornahme der Zuſtellung beauftragten Perſon zu beurkunden 


uſtellungsſchein).' 
(auf 3) N N 23, 122 Ubf. 2. Beweiskraft $. 292. y 


Vohnungsänderung. 


6.111. Die Partei, welche während des Proceſſes den 
Wohnort oder die Wohnung ändert, bat hievon dem Ge⸗ 
richte Mittheilung zu machen;) das Gleiche gilt von dem 
zur Empfangnahme von YZuftellungen berechtigten Vertreter 
oder Bevollmächtigten einer “Partei. 

Wird Diele Anzeige unterlafjen unda) find die genannten 
Perfonen infolge der Wohnungsänderung nicht nn zu 
finden, fo find alle weiteren, dieſe Streitjfache betreffenden 
BZuftellungen am bisherigen Yuftellungsorte nach den Vor⸗ 
Ichriften des 8.104 mit der Maßgabe vorzunehmen, daß ſich 
die im 8. 104, Abſatz 1, geforderte Verjtändigung auf die 
mündliche Mittheilung an den im felben Haufe wohnenden 
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8.109. Immerhin kann es geſchehen, daß ſolches Zurüd- 
laſſen im einzelnen Falle unthunlich iſt. Zum Beiſpiel bei Zu- 
ſtellungen an Perſonen, die keine bekannte Wohnung haben und 
denen daher das Schriftſtück behändigt werden kann, wo ſie eben 
angetroffen werden.... Zurücklaſſen oder Hinterlegung haben bie 
Wirkung der Zuftelung dann, wenn die Annahme ohne gefeß- 
lihen Grund verweigert wurde. Sie werden daher nach $. 91 
aufgehoben werden fünnen. Ueber die Gefeglichkeit des Weigerungs- 

des wird immer in legter Linie dad Gericht zu entfcheiden 
aben. (Motive, S. 221.) \ 


8.111. a) Die Beitimmung ift nicht anwendbar, wenn bie 
ai ohne Schwierigkeit ermittelt werben kann. (Motive, 
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Bermiether oder an eine von dieſem beitellte, ebenda wohn- 
hafte Aufſichtsperſon zu beſchränken hat.?) 

1) Durch en ezw. Protokoll $. 74. 

) Unfchlag der Ichriftlihen Anzeige der Nieberlegung entfällt, 8.104 


Zuftellung zwiſchen Advocaten. 


6. 112. Sind beide Parteien durch Advocaten vertreten, !) 
fo Fönnen alle Zuftellungen an die Parteien in der Art be- 
wirft werden, daß der Advocat der Partei, durch deren 
Proceßhandlung die Zuftellung veranlaßt wird (betreibende 
Partei), das zuzuftelleude Schriftjtüd dem Advocaten der - 
Gegenpartei durch einen Boten oder durch die Poſt über- 
fendet. Das zuzuftellende Schriftftüd ift in diefem Falle dem 
Advocaten der betreibenden Partei vom Gerichte zum Zwecke 
der Weberfendung an den gegnerifchen Advocaten gegen 
Empfangsbeitätigung — 

Zum Nachweiſe der bewirkten Zuſtellung genügt die mit 
Datum und Unterſchrift verſehene ſchriftliche Empfangsbeſtä⸗ 
tigung des Advocaten, welchem zugeſtellt worden iſt. 

Ale in Sachen der Buftellung fonft den Buftellungs- 
organen obliegenden Anzeigen und Mittbeilungen an da3 
Gericht find bei Zuftellungen zmiichen Advocaten von dem 
Advocaten der betreibenden Partei zu bewerfftelligen. 

2) Auch außerhalb des Anwaltsproceſſes 8. 27 Abſ. 1. 

6.113. So lange ſich ein Advocat nicht mit Zuſtimmung 
de3 gegnerifchen Advocaten zur Beſorgung der Zuftellung bei 
Gericht bereit erflärt Hat, find die in der betreffenden Streit- 
ſache vorkommenden Zuftellungen von amtswegen zu vollziehen. 

Die durch die Zuſtellung zwiſchen Advocaten im Ver⸗ 

leide zur jonitigen Yuftelung von amtswegen etwa” erwach⸗ 

Fenden Mehrkoſten Hat die Partei, deren Advocat fich zur 
Beforgung der Yuftellung erboten bat, und zwar ohne An⸗ 
ſpruch auf Rückerſatz zn tragen. 

1) 88.40 Abſ. 2, 52 Abf. 1. 

Unmittelbare Ausfolgung bei Gericht. 


$. 114. Alle einer Perfon zuzuftellenden Schriftftüde 
find derjelben unmittelbar bei Gericht auszufolgen, wenn fie 

8.113. Aus dem Erforberniffe des beiderfeitigen Einver⸗ 
ftändniſſes folgt zugleich, daß ſchon die einfeitige Widerrufserftärung 
einer Partei oder ihres Anwaltes genüge, um für das Verfahren 
ann * amtliche Zuftelung nothwendig zu machen. (Motive, 
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fih zur Empfangnahme des Schriftftüdes bei Gericht meldet, 
‚bevor noch das Schriftftüd der Poft übergeben wurde, ber 
Gerichtödiener die Zuftellung auszuführen begonnen hat, das 
Erfuhen um YZuftelung an den Gemeindevorfteher oder an 
den Geichäftsführer des ansgefchiedenen Gutsgebietes ab- 
gegangen oder die jonft zum Bollzuge der Zuftellung nöthige 
Einleitung getroffen ift. 

In ſolchen Fällen wird der Bollzug der Zuftellung durch 
eine befondere Empfangsbeftätigung der Perjon, welcher das 
Schriftftüd ausgefolgt wurde, oder durch deren Unterfchrift 
in dem biezu beftimmten amtlichen Regifter beurfundet. 


Buftellung durch öffentliche Bekanntmachung. 


6.115. Wenn glaubhaft?) gemacht wird, daß der Aufent⸗ 
halt?) einer Perfon, an welche eine Buftellung erfolgen joll, 
unbelannt ift, kann die Zuftellung auf Antrag, jofern nicht 
die Beitimmungen de3 8. 111°) zur Anwendung zu kommen 
haben, durch Öffentliche Bekanntmachung vollzogen werden.“) 
Die Entfcheidung über diefen Antrag erfolgt, falls derfelbe 
nicht bei einer mündlichen Verhandlung geitellt wurde, ohne 
vorhergehende mündliche Verhandlung, und im Berfahren 
vor Gerichtshöfen durch den Vorfibenden?) des Senates, dem 
die Rechtsſache zugemiefen ift. 





8. 114. Eine andere Bereinfahung der Zuftelung Tann 
dadurch eintreten, daß den Parteien die für fie beftimmten Schrift- 
ftüde unmittelbar bei Gericht audgefolgt werden (8. 114). Es 
fann dies namentlih auf dem Lande zur Erfparung von Zeit 
und Koften führen, falls fonft entfernt mohnende Parteien 
fih vorübergehend am Gerichtorte befinden. Auch bier darf 
felbftverftändli die Einleitung einer Zuftelung nicht aus dem 
Grunde verzögert werden, weil man glaubt oder zu vermuthen 
Grund bat, daß fi eine Partei die für fie beftimmten Schrift- 
ftüde felber bei Gericht abholen werde. Die Identität desjenigen, 
ber ein für ihn beftimmtes Schriftftüd bei Gericht abholt, wird, 
wenn er bei Gericht nicht bekannt iſt, um fo forgfältiger geprüft 
werben müſſen, al3 bei der im $. 114 zugelaflenen Zuftelungsart 
auf jene Garantie der Identität berzichtet wird, die darin gelegen 
ift, daß der Abreffat beim regelmäßigen Gange der Zuftellung in 
der bezeichneten Wohnung u. |. w. gefunden wird. (Motive, ©. 223.) 
8.115. a) Durch diefe Beftimmung wird jedoch nicht aus⸗ 
efchloffen, daß die Gerichtskanzlei für die Erneuerung der an ber 
erichtötafel angehefleten befhäpdigten Schriftftüde nah Thuntich- 

feit ftet8 Sorge trage. (Motive, S. 223.) 

19* 
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e Buftellung durch öffentlihe Bekanntmachung ge- 
1] Cr mittef3 Anſchlag des zuzuftellenden Schriftftüdes an 
der Gerichtätafel des Proceßgerichtes. 

Wenn nicht vom Gerichte beit Bewilligung der öffentlichen 
Belanntmadhung eine längere Friſt feftgelegt wird, oder jich 
die Perſon, welcher Rn. tellt werden ſoll, ſchon früher zur 
en nl des Schriftjtüdes bei Gericht mefbet, °) ift das 

chriftſtück als 3 — anzuſehen, wenn ſeit Vornahme des 
un chlages dreißig Tage verftrichen find.”) Die Giltigleit der Zu⸗ 

ftellung wird dadurch nicht berührt, daß der Anſchlag noch 
vor diefer Zeit von der Gerichtstafel abgeriffen oder be- 
De wurde. &) 


. 9 ar bloß die Wohnung 8. 101 Ubf. 1. 
Wohnungsänderung während des Procefle 
9) Sofern nicht nad) 3. 116 ein Curator Beeit werben muß. 
. „) Dagegen Necurs 88. 516, 522. 


4 8.118 Abſ. 1. 


Zuſtellung an den Curator. 


‚116. Für Perſonen, an welche die Zuſtellung wegen 
Unbe anntheit des Aufenthalte® nur durch Öffentliche Be⸗ 
fanntmadjung?) geichehen könnte, hat das Gericht?) auf Antrag 
oder von amtswegen einen Euraio⸗ 3) zu beftellen (8. 9),*) wenn 
dieſe Perjonen infolge der an fie zu bewirkenden Yuftellung 
zur Wahrung ihrer Rechte eine Proceßhandlung vor re 
hätten und indbejondere, wenn das zuzuftellende Schriftſtück 
eine — 5) derſelben enthält. 


”) 
?) — vor Gerichtshöfen der Vorſitzende 8.9 
2) Im Unmwaltsproceffe einen Advocaten 8. 27 Ubf. 1. Kroften 88.10, 


s 9 8.516. Vergl. 8. 117 Abſ. 2. 

6.117. Die Beſtellung des Curators, deſſen Name und 
Wohnort und eine kurze Ungabe des Snhaltes des zuzuftel- 
lenden Schriftftüdes find nebft der Bezeichnung des Proceß- 
gerichte3 und der Streitfache durch Edict befannt zu machen. 
Das Edict hat die Bemerkung zu enthalten, daß die Perſon, 
für welche der Curator bejtellt wurde, bis zu ihrem eigenen 


118 


8.117. a) Bon mehreren Landtagen wurde der Wunfch 
ausgeiprocdhen, daß in Rechtsſachen, bei welchen es fih um einen 
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Auftreten oder der Namhaftmachung eines Bevollmächtigten 
auf — Gefahr und Koſten durch den Curator vertreten 
werde. 

Das Edict iſt an der Gerichtstafel des Proceßgerichtes 
anzufchlagen und in die zur Veröffentlichung der amtlichen 
Bekanntmachungen diejes Gerichtes beftimmte Zeitung einmal 
einzufchalten. Wenn dies im einzelnen alle zwedmäßig er- 
jcheint und nicht mit einem im Bergleiche zum Streitgegen« 
tande zu großen Koftenaufwand verbunden tft, Tann auf 

ntrag oder von amtöwegen angeordnet werden, daB das 
Edict auch in anderen Beitungen oder daß es mehreremale 
eingejchaltet werde. Gegen bieje Anordnung ift ein ee 
mittel nicht zuläſſig. Im Verfahren vor Gerichtähöfen fteht 
dieſe Anordnung dem Vorfigenden des Senates zu, dem die 
Nechtsfache zugemwiejen iſt. Anſchlag und Einjchaltung des 
Edictes find von amtöwegen zu bewirken. 

In NRechtsfachen bis einhundert Gulden Tanne) die Kund⸗ 
machung ftatt durch Edictseinichaltung auf die ort3übliche 
Weiſe geicheben. 

6. 118. Die Zuftellung gilt mit Vornahme des An- 
ichlage8 und der ihr nachfolgenden Einhändigung des zu- 
zuftellenden Schriftftüdes an den Curator al3 vollzogen.!) 

Die Koften der Belanntmahung und der Curators⸗ 
beftellung find unbejchadet eines Anfpruches auf Erjah von 
der Partei zu beftreiten, durch deren Proceßhandlung beides 
veranlaßt mwurbe.?) 


2) Bergl. 8. 115 Abſ. 3. 
Anwendungsfall von 8.10, baher auch bie Koften ber Thätigleit 
des Gurator3. 


Buftellung an Erterritoriale. 
6.119. Behufs Vornahme von Zuftellungen an Per⸗ 
fonen, welche die Erterritorialität genießen, *) oder an Berjonen, 
welche fih in der Wohnung eines Erterritorialen befinden, 


geringeren Wert handelt, die theuere Kundmachung duch Edicts- 
einfchaltung erjegt werde durch Kundmachung in ortsüblicher 
Weife, weil es fih in diefen Fällen in der Regel um Perfonen 
handelt, die an einem und bemjelben Orte wohnen. Der Aufchuß 
ift dieſem Wunfche durch die Einfchaltung bes letzten Abfages dieſes 
Paragraphen nachgekommen. (A. B., ©. 26.) 

8.119. a) Selbftverftändliche Borausſetzung diefer Anord- 
nungift es, daß die Zuftellung eine Rechtöfache betrifft, in welcher dag 
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hat das Gericht?) die Vermittlung des Oberſthofmarſchall⸗ 
amte3?) anzuſuchen. 

Kann die Zuftellung auf dieſem Wege nicht bewirkt 
werden, fo hat das Gericht,*) bei welchem die Rechtsſache an⸗ 
hängig fit, für die Perſon, an welche zugeftellt werden ſoll, 
auf Antrag oder von amtswegen einen Eurator°) zu beftellen 
(8.9), a) an welchen mit Wirkſamkeit zugeftellt werden fann. 

Der Curator hat feine Beftellung unter Angabe des 
Inhaltes des ihm eingehändigten Schriftftüdes, des Proceß⸗ 
gerichte8 und der Streitſache der Perſon, welcher zugeitellt 
werden follte, ohne Aufſchub mitzutheilen und für diejelbe 
bi8 zu ihrem eigenen Auftreten oder der Namhaftmachung 
eined Bevollmächtigten am gerichtlichen Verfahren theilzu- 
nehmen, wenn jedoch die Borausjeßungen der 88. 115 oder 116 
borliegen, die Erfafjung einer öffentlichen Belanntmadhung 
im Sinne der 88.115 oder 117 zu beantragen. 

In Bezug auf die Koften der Curatorsbeftellung und 
öffentlichen Belanntmadhung hat $. 118, Abjag 2, zur An⸗ 
wendung zu kommen. 


r Siehe die enge zu Ur. III E. G. z. J. N. 
Im Berfahren vor Gerichtshoͤfen der Vorſitzende 88.9, 122. 
3) Art. III E. G. z. J. N. 


) Der Vorſitzende des Senates 8.9 Abſ. 2. 
Mr nn MumalteproceN einen Advocaten 8. 27 Abſ. 1. — Recurs 


— 


Proceßgericht trotz des erterritorialen Charakter des Adreſſaten 
zuftändig ift. Dieſes Erfordernis in das Geſetz ausdrücklich aufs 
zunehmen dürfte überflüffig fein, man müßte denn annehmen, e3 
föonne die Gefeßgebung von der Abficht geleitet werden, bier an 
diefem nebenfähliden Punkte die ſonſt allgemein anerkannten 
Grundfäge über die Grenzen ber inländifchen Gerichtsbarkeit gegen- 
über exterritorialen Perfonen abzuändern. Eine ſolche Abficht 
wird fchon mit Nüdficht auf den Inhalt des Entwurfes eines 
Zuftändigleitögefeßes, aus dem Schweigen des Civilproceßordnungs⸗ 
entwurfes nicht beraußgelefen werden fünnen. Die Trage, ob bie 
Curatorsbeſtellung in einer Rechtsfache erfolgte, in welcher die 
durch den Kurator vertretene Perfon der inländifchen Gerichtöbarkeit 
unterfteht, wird übrigend auch vom Curator ſelbſt durch Recurs 
gegen feine Beftellung aufgeworfen und der Entfcheidung im In⸗ 
ftanzenzuge zugeführt werden fünnen. Die Anordnung, daß der 
&urator feine Beftelung dem Adreffaten mitzutheilen habe, bürgt 
dafür, daß auch dem Ietteren volle Gelegenheit geboten werde, 
feine etwaigen abweichenden Rechtsauffaſſungen, fet e8 dem Ge⸗ 
ap ae e8 im amtlichen Wege zur Geltung zu bringen. (Motive, 
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2. Im Auslande. 


8.120. Zuſtellungen an die in einem fremden Staate 
fih aufhaltenden und dort das Recht der Erterritorialität 
genießenden öfterreichiichen Staatdangehörigen werden auf An- 
Inden! * Berichtes i) durch das Miniſterium des Aeußern bewirkt. 


81. Zuftellungen an Berjonen, welche ſich außerhalb 
des Geltungsgebietes dieſes Geſetzes befinden und nicht zu 
den im 8.120 bezeichneten Perjonen gehören, erfolgen, jofern 
nicht hiezu nach den dafür geltenden Beſtimmungen) die Ber- 
mittlung "eines öfterreichticheungarikgen Geſandten oder einer 
öfterreichifch- ungarifhen Conſularbehörde in Anfpruch ge- 
nommen werden Tann, mittel® Erſuchen an die zuftändige 
—n Behörde. Das Erju uchen ift unter Beobachtung 

der hinfichtlich der einzelnen "Staatögebiete erlaflenen be— 
fonderen Anordnungen von — zu ſtellen, bei welchem 
die Rechtsſache eben anhängig i 

Wenn Die Betätigung, Her die erfolgte BZuftellung 
binnen einer angemeflenen Zeit nicht einlangt, kann Die 
betreibende Bartei je nad) Zage der Sache die Zujtellung durch 
öffentliche Belanntmachung oder eine Euratorsbeftellung im 
Sinne des 8. 116 beantragen. Gleiches gilt auch für den 
Fall, daß eine Zuftellung im Auslande Dergeblich verfucht 
wurde ober das juchen wegen offentundiger Verweigerung 
der er ſeitens ber ausländiſchen Behörde feinen 

olg der 
“ 2 —— die näheren Vorſchriften ri den . — mit au3. 
ländiichen Gerichtäbehörden bei Manz VI. ®b. 1. Abth. ©. 3 

6.122. Die nach den 88. 119 Bis, 121 zu —— 

en hen um Vornahme von Zuftellungen find bei Gericht3- 
Öfen durch den Vorſitzenden des Senates zu ftellen, dem die 


echtsſache zugewieſen ift. 


8. 120. Die in früheren Entwürfen hiebei angeordnete 
Intervention des Juſtizminiſteriums ſcheint entbehrlich, weil e8 an 
einem Gegenſtande fehlt, weldher der a desſelben 
unterzogen werden tonnie. (Motive, S. 224. 

8.121. Die Zuſtellung durch die — kann hier nicht an⸗ 
geordnet werden, weil die — —— —— Vorausſetzung einer 
ſolchen Beſtimmung: daß nämlich das Ausland feine Poſtorgane 
auch für die dahin gelangenden Zuſtellungsaufträge auswärtiger 
Behörden als a a verwenden Laffe, keineswegs außer 
Trage ftebt. otive, © 
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Die Zuſtellung wird in dieſen Fällen durch das ſchrift⸗ 
liche Zeugnis der erſuchten Behörde oder deren ſchriftliche 
Mittheilung Aber die bewirkte Zuſtellung nachgewieſen. Zum 
Zwede des Buftellungsnachweijes kann dem Erfuchichreiben 
auch iS Buftellungsjchein *) zur Benützung bei der Zuſtellungs⸗ 
———— beigelegt werden. 


Dritter Titel. 
Friſten und Tagjagungen. 


Friften. 

G. 123. Soweit die Dauer der Friſten zur Bornahme von 
Proceßhandlungen nicht unmittelbar durch das Geſetz beftimmt 
wird „geieklice Friften),!) hat fie der Richter mit Rüdficht 
auf die Erfordernifie und die Beſchaffenheit des einzelnen 
goal tan ülegen ( (richterliche Friften).?) 


u en Brinimal-Einlaflungsfeift für die 1. Tagfabung $. 281 


24 PR g ee des Anſpruches auf Beugengebür 


38 „ ur Mebertragung einer ftenogr. Beweisaufnahme $. 380 
3 Tage ie Vorlage und Einfiht der Urfchrift einer Urkunde 8. 82 


nn zu wRüaſtellun der ie Advocaten übergebenen Urſchrift 
einer Urkunde 48 .2. 

— — Verlangen ae ne hide Enticheibung über Beugen- 
gebüren 


nn zur Erhebung, des Widerfpruchs gegen ben Urtheilsthatbeſtand 
—— und Einwendungsfrift im Wechfelverfahren 88. 555 


657 
3 event. 8 Tage zu an Einwendungen gegen tliche und außer: 
gerichtliche © Auffündigung 88, 5 566 de 
1 Bode zum nachträglichen — auf — Elnteitung eines vorbereiten⸗ 
den Veriahrens 8. 246. 
8 ae zur Borbereitung auf bie mündliche Verhandlung 8. 257. 
ve, Be — um Koſtenfeſtſtellung gegen den ungehorſamen 
eugen 
„io zum Antrag * Berichtigung des — . 420, 498. 
„ n zum Untrag auf Ergänzung des Urtheiles 8. 4 
„on. zum Antrag auf — Entſcheidung — das Be⸗ 
aa 8. 478 Abſ. 4 
ee auf | Rotenenifäeibung wegen Zurücknahme ber 
erufung 8 
Pe Wicbereinfehungs: erufungs⸗, Reviſions⸗ unb Recursfrift 
im Behfelverfahten und Be andverfahren 88. 555 8. 2, 575 


" " 
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8 e zu den Einwendungen gegen den reg * — Ueber⸗ 
ne chin im Beftanbperfahren 8. 56 
"» n NRecurstrift im Mahnverfahren Art. ville A ri F— — O. 
88. 5 u. 18, Geſ. v. 27. April 1873, R. G. — 
14 Tage —* —— — in den vorigen Stand 8. 1 


— ——— ſten 88. 464, 468. 

"on —— Beantwortung der Berufung und Revifion im 
und Beltandveriahren 88. 555 83, 575 Abf. 1. 

u ———— für die Berufungsverhanblung 4 480 


— — — 88. 505 Abſ. 3, 507 Abſ. 2. 
"on ecurzfri 
vn 3a ben Einpeibunge a gegen ben Bahlungsauftrag im Mandata⸗ 
verfahren 
„ dur ſtillſchweigenden neo des a 8.569. 
" n jur Veftellung eines Schiedärichters 8. 581 Abſ. 1 
"nn au — lomee re ein zunun des Börien- 
— a E. G. z. C. P. O. 
ritiond«, Wiberik s, Wie — im ir Ns 
j verfahren Art. VIII E. G. 3 .8.6 8.8 
30 Ta 3 — ce B Kenn —5 8. 454 
e zur e Jung efisftörung e 
" ® aut Erhebung ber Anfechtung moßtloge oe gegen ein Erkenntnis 
ed Börjenfchiebsgerichtes Art. X G. z. C. P. O. 
PR Monat Dr Erhebung der Nichtigleits- und J 


8. 
90 Tage zur — vor dem Gerichtsſtande bes früheren 
Wohnſitzes 3. 97 I.R. 


3 Monate zur Klage auf Aufpebung eines Schiebsiprudes g. — 
10 Jahre von der Rechtskraft der Entſcheidung zur ———— 
Nichtigkeits⸗ oder Wiederaufnahmsklage 8. 634 Abſ. 2 


) al Friften. 
.6, 37, 38, 60, 85 Abf. 2, 95, 160 Abſ. 2, 181 Abſ. 2, 248 
Abſ. 1, 2 288, 308, 809, 388, 832, 885, 860 Ubi. 1, 865 Abſ. 2, 868 
u 459, 578 Ubf. 1, 8.47 Al. 2 I.R., At. V Ab. 8 E. 8.5. 


Undere Friften: 

88. 107, 115, 121, 141, 168 Abſ. 2, 205, 295, 415, 445 abſ. 2, 507. 

6.124. Der Lauf einer richterlichen Srift?) beginnt, fofern 
nicht bei Feſtſezung derſelben etwas anderes beſtimmt wurde, 
mit Buftellung®) des die Friſt anordnenden Beſchluſſes an die 
Bartei, welder die Friſt zu Gute kommt, wenn es aber 
einer Zuftelung des Bejchluffes nicht bedarf, mit der Ber- 
fündung des Beſchluſſes. 

2)8. 128. Anmerk. 2, 

2) 88. 96 Ubf. 1 u. 2, 102—107, 111, 115 Abf. 3, 118. 
- 6.125. Bei Berechnung einer Friſt, welche nad Ta agen 
beftimmt ift, wird der Tag nicht mitgerechnet, in we 
der Beitpuntt oder die Ereignung fällt, nach der ſich ber 
Anfang der Frift richten joll.!) 
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Nach Wochen, Monaten oder Jahren beſtimmte Friſten 
enden mit dem Ablaufe desjenigen Tages der letzten Woche 
oder des letzten Monates, welcher durch feine Benennung 
oder Zahl dem Tage entipridt, an welchem die Frift be- 
gonnen bat. Fehlt Diefer Tag in dem lebten Monate, fo 
endet die Frift mit Ablauf des letzten Tages dieſes Monates.?) 

Das Ende einer Y fann auch durch Angabe eines 
beftimmten Kalendertage3®?) bezeichnet werden. 

1) Beredjnung der —— im Beſtandverfahren 8.573 Abſ. 4. 

) Bergl. Art. 322 83. 1u. 2 W. O. Urt. 8328 8. 1u. 2 9. G. 8. 

) Bet verlängerten Friſten obligatoriſch 8. 128 Ubi. 5. 

6. 126. Der Beginn und Lauf von gefeglihen und 
richterlichen Friften wird durch Sonn- und Feiertage!) nicht 
behindert.?) 

Fällt das Ende einer Frift auf einen Sonntag oder 
Beiertag, fo ift der nächſte Werktag als Iegter Tag der Frift 
anzufehen. 


1) 8, 221. 

— ber Gerichtsferien 8. 225. 

6.127. Laufen die den einzelnen Streitgenofjen!) zur 
Vornahme derjelben Procephandlung zuftehenden geſetzlichen 
oder richterlichen Friften?) zu verfchiedenen Zeiten ab, fo kann 
die fragliche Proceßhandlung von allen Streitgenofjen fo 
lange vorgenommen werden, als noch einem der Streit⸗ 
genoffen eine Frijt für dieſe Proceßhandlung offen fteht.®) 

3) 88. 11 8. 1 u. 2, 20. 

| ’ — au ar — 97 in der Regel nur anläßlich der erſten 
guftellung an bie Beflageen eintreten. 5 

6.128. Geſetzliche Friften, mit Ausnahme derjenigen, 
deren Verlängerung das Geſetz ausdrücklich unterjagt?) (Noth- 
friften), ſowie die richterlichen Friften, hinſichtlich welcher in 
dieſem Geſetze nichts anderes?) bejtimmt ift, können vom 
Gerichte verlängert werden. Eine Verlängerung von Frilten 
durch Uebereintommen der Parteien ift unzuläjfig. 

8.128. Im fchriftlichen Proceffe äußert eine Unficherbeit 
über die Dauer der Frift nur in dem unmittelbaren, engen, 
nächften Bereiche der befrifteten procefiualen Thätigkeit Einfluß; 
im mündlichen Verfahren Hingegen erftredt ſich ihre Wirkung 
darüber hinweg auch auf die eigentliche den Proceß tragende Ver- 
anftaltung, auf den Organismus der Verhandlungstagfagungen, 
und aus bdiefem Grunde muß die Frage, inwieweit eine Ber- 
änderung der urfprünglich beftimmten Friſt zu erlauben fei, mit 
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Das Gericht kann eine ſolche Verlängerung auf Antrag 
bewilligen, wenn die Partei, welcher die Yrift zu Gute 
fommt, aus unabwendbaren oder doc fehr erheblichen 
Gründen?) an der rechtzeitigen Vornahme der befrifteten 
Proceßhandlung gehindert ift und insbejondere ohne Die 
Briltverlängerung einen nicht wieder gutzumachenden Schaden 
erleiden würde. 

Der Antrag muß vor Ablauf der zu verlängernden Frift 
bei Gericht angebracht werden.4% Weber den Antrag kann ohne 
vorhergehende mündlihe Verhandlung entjchieden werden; ? 
vor Bewilligung der wiederholten Verlängerung einer Yrift 
ift jedoch, wenn der Antrag nicht von beiden Parteien ein- 
verftändlich geftellt wird, der Gegner einzuvernehmen. 


Nüdfiht auf das Inſtitut der Zagfagungen und die in dieſer 
Richtung gelegenen Bebürfniffe des gerichtlichen Verkehres beant- 
wortet werden. Gewiß tft: Das Verfahren wird um fo beftimmter 
ohne unnöthigen Aufenthalt und ohne Abjchweifung feinem Ziele 
zufchreiten, fein Gang wird um fo fefter fein, mit je klareren Ver⸗ 
hältniffen der Richter bei der Proceßleitung und namentlich bei 
der Tagfagungsandberaumung rechnen kann. Und auch ein zweites 
fteht feft: Das Verfahren wird in jeder Beziehung um fo beffer 
fein, je feltener Tagfagungsverlegungen vorkommen. Solche Ver- 
legungen wirken ungünftig auf das Intereſſe des Gerichtes, auf 
die Vorbereitung aller an der Verhandlung betbeiligten Perſonen 
und auch auf die Richtigkeit und Verläßlichkeit der Enticheidung, 
und zwar letzteres, weil fie nothiwendig die Unmittelbarkeit der 
Berbandlung mindern, Lüden in das den Richter bei der Urtheils⸗ 
fälung beftimmende Berhandlungsbild bredden. Hiezu tritt dann 
noch, was bom Koftenpuntte aus gegen Tagfagungsverlegungen 
einzumenben if. Man bat demnach Hinreichende Urfacdhe, ihr allzu 
häufiges Vorkommen keinesfalls zu mwünfchen, daher auch Urfache, 
da8 Friſtenweſen dort, wo ed durch die Art de Verfahrens mit 
den Tagſatzungen in den innigften Conner gebracht wird, fo ein- 
zurichten, daß es nicht allzu Leicht zu ſolchen Zagfagungsberlegungen 
Anlaß gebe. Das ergibt nad) dem früher Gefagten für die Ord⸗ 
nung ber TFriftenverlängerung zwei Forderungen: Ein Hinaus- 
fhieben der urfprünglich beftimmten Dauer der Frift darf nie- 
mals ohne Wiffen und Betheiligung des Gerichtes ftattfinden, und 
dann: Derlei Veränderungen dürfen nur in dringenden Fällen und 
nur aus wichtigen Gründen geftattet werden, nur dort, wo ein 
Intereſſe an der Veränderung befteht, welches den durch die Tag- 
fagungsverlegung bedrohten Intereſſen zum mindeften das Gleich⸗ 
gewicht zu halten vermag. 

Beide Korderungen find nicht bloß des einzelnen Proceſſes 
wegen zu erheben, in welchem eine Friſt gerade gegeben ift, ſon⸗ 
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Die zur Rechtfertigung des Antrages angeführten Um⸗ 
ftände find dem Gerichte auf Verlangen glaubhaft?) zu machen. 
Mangels hinreichender Begründung ift der Antrag zu verwerfen. 

Bet Verlängerung der Frift ift ftetS zugleich der Tag 
zu beftimmen, an welchem die verlängerte Friſt endet. 

1) Gerichtsferien haben Teinen Einfluß auf Anfang und ABI . 235 

Ab. > ar — ns bes Ar A| Fa der Lauf — Groth 
friften nicht auf $. 168. 
Nothfriften: 
Bum Antrag auf Wiebereinjet (14 Tage, im Wechlel- und Be- 
ftandverfahren 8 Tage) 88. 148, 585 8. 2, 575 L 
Berufungsfriften (14 Zage, im Wechjel- und Beitandverfahren 8 Tage) 
88. 464, 468, 555 8. 2, 575 Abf. 1. 
dern der gefammten ftreitigen Rechtspflege wegen; ihre Erfüllung 
ift die Vorausſetzung einer zwedentfprechenden Bertheilung und 
geordneten Durchführung ſämmtlicher in einem gewiffen Zeitpunkte 
bet einem einzelnen Gerichte angefammelten Proceſſe. .. Der 
Richter tft bier das Organ, welches derlei Sriftverlängerungs- 
abfichten gegenüber das Intereſſe aller derer wahrzunehmen Hat, 
welche zur Zeit gleichfalls bei demfelben Gerichte oder vor dem⸗ 
felben Senate Proceſſe anhängig haben und wegen ber angebeuteten 
gegenfeitigen Abhängigkeit aller Rechtsſachen ihrerfeitS durch jene 
Verlängerung in der Erlangung eines Urtheiles aufgehalten wür- 
den... . Friſten follen nur verlängert werden, wenn fich der 
rechtzeitigen Vornahme der befrifteten Proceßhandlung unüber- 
fteigliche Hinbernifje entgegenftellen. Daß dies der Fall ift, muß 
dem Richter über jein Verlangen — gemacht werden. Der 
Contumacialgrundſatz, daß nicht Widerſprochenes als wahr anzu⸗ 
ſehen ſei, gilt hier nicht. Sonſt würden die Parteien durch die 
Art ihrer Erklärung über die Intereſſen Dritter verfügen können, 
und für eine Umgehung des Verbotes einverftändlicher Yriftver- 
IENDETUNgEN me vom Gefete felbft der Weg gewieſen. (Motive, 
. 225, 226. 

Die im zweiten Abfage diefes Paragraphen vorgenommene 
Aenderung tft eine Abſchwächung der ftrengeren Anforderung ber 
Regierungsporlage, die der Ausſchuß aus dem Grunde hurchführte, 
weil die rigorofen Beftimmungen des Entwurfes gewiſſen pro⸗ 
ceffualen Bedürfniffen, denen man billiger Weife nicht entgegen- 
treten Tann, nicht entſprachen. Der Ausſchuß entfchied fich des⸗ 
- balb fir die weitere Yaflıng (unabwendbare oder doch fehr er⸗ 

bebliche Gründe gegenüber unüberfteigliche8 Hindernis). Dabei 
wurde jedoch vorausgeſetzt, daß der Richter die bon dem Aus⸗ 
ſchufſe getroffene Beftimmung in dem Bemwußtfein handhaben wird, 
daß es fich bier um Entſcheidungen handelt, welche einerſeits ben 
Parteien zwar die nöthige Bewegungsfreiheit belaffen follen, 
andererfeit8 aber ber von bem Gefete angeftrebten Eoncentration 
und rafchen Abwicklung des Proceſſes nicht entgegenwirken dürfen. 
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ee zum — auf meritoriſche Entſcheidung durch das Berufungs⸗ 


478 Ubf 
Reviflons Tage, im Wechſel⸗ d Beſtandverfahren 8 
a8. 00 ein 507 Abſ. 2 2 668 8. 23, st. 1 ne 


—88 a0 Tage, im Wechfel⸗ und — 8 Tage) 
88. 591, > 8. 2 75 ar. ı 

22 Grhebung ne Nichtigkeits⸗ und Wiederaufnahmsklage 
(1 Monat) 5.00 


Friſt zu den Einwendung en im Manbatäverlahren 14 Tage) 8. 550 
Ab. 2, Re Wechielverfahren 1 Tage) 88. 557, ei 

geift zu den Einwendu —— gegen — 52 — und ae 
Aufltündig ar gi (8 event. 8 Tage) 88. 562, egen ben Auftrag zur 
—— er Uebernahme des ee (8 Tage) ir 8 


Friſ bei Ernen des B anbbertrogeß 14 Tage event. die Hälfte 
der re Due) 88. en ( — 
möfeift (14 Tage, im Behfeiverohren 8 Tage) 88. 409, 555 


i T zur VBehebun a er der geſetzli Bertretu 
8.6 hg : Bo nadit 8. ” er — uc Mieber 
— eines behufs Verb Ber aurüdgeftellten —— 


a Streitverfündigung gibt, feinen ——— auf Friſtverlaͤngeru 
Km. abi: 8, — ein Geſuch um Armenrecht 8. 73 Abſ. 1, vergl. 
ei! Far yet nur unter ben Voraus— 
egungen S 188 af. 8 Me 3. Bergl. Art. VE. G. z. C. P. O. 
) Ausnahme 8. 73 A 
5) 88.140, 148. Gegen die erite Verlängerung nicht über bie Dauer 
der urtpeinglißen Frift kein Rechtömittel 8. 141. 


Eine lare Handhabung diefer Beltimmung wäre keineswegs im 
Geifte des Geſetzes gelegen und könnte einen ungünftigen Einfluß 
auf die ee Beichaffenbeit des mündlichen Verfahrens üben. 


(A. B 

den. Beftimmungen des Entwurfes® über Friften und Tag- 
fagungen trat die Permanenzcommiffion des Herrenhaufes, ab⸗ 
gejehen von einigen Aenderungen im Detail (88. 142, 146), pa 
der gegen diefe Beftimmungen gerichteten Anträge des Herrn A 
geordneten Dr. Byf und Senofen bei, da fie in —— 
mit den erläuternden Bemerkungen zur Regierungsvorlage und 
mit den Erwägungen, welche im Permanenzausſchufſe des Ab⸗ 
geordnetenhauſes zu Gunſten der Vorſchriften der 88. 128 und 134 
geltend gemacht wurden, eine Aufhebung der gegenwärtigen be- 
dingungslofen Erftredungs- und Bertagungsfreiheit als eine der 
wefentlichften VBorausfegungen für die Schaffung eines praftifch 
befriedigenden mündlichen Civilproceſſes erachtete und die großen 
Nachteile nicht verfennen konnte, die fih aus den grund⸗ und 
grenzenlofen Erftredungen und Bertagungen für die Eoncentration 
des Verf Hay end, für die Beherrſchung des Proceßftoffes und damit 
auch für ediegenbheit, re und Richtigkeit des Ur⸗ 
theilßfpruches ergeben. (Gem. Ber., ©. 6, 7.) 
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6.129. Alle Friften können durch Bereinbarung ber 
Parteien abgekürzt werden. Die Vereinbarung muß, um für 
das Gericht wirkſam zu fein, urkundlich nachgewielen werden. 

Das Gericht?) Tann richterliche und gejegliche Friften auf 
Antrag nur einer der Parteien abfürzen,?) wenn Umftände 
glaubhaft gemacht werden, welche eine ſolche Abkürzung zur 
Abwendung drohender erheblicher Nachtheile geboten erſcheinen 
lafien und wenn zugleich der Partei, für deren Handeln die 
Frift beftimmt ift, die Vornahme der bezüglichen Broceß- 
Handlung während der abgefürzten Friſt ohne Schwierigfeit 
möglich ift. Vor Bewilligung der Abkürzung ift der Gegner 
einzuvernehmen. j 

3) Der Vorſitzende, falls nicht der Antrag während einer mimdlichen 

Verhandlung geftellt wird 8. 140 Abf. 2, der beauftragte ober erfuchte 
Richter 8. 148. 
2) Gegen die Verweigerung Fein Rechtsmittel 8. 141. 


Tagſatzungen. 
6. 130. Die Anberaumung von Tagſatzungen erfolgt, 
ſofern das Geſetz nichts anderes anorbnet,*) auf Antrag einer 
Partei. Vorbehaltlich befonderer in diefem Geſetze enthaltener 
Lungen obliegt die Anberaumung der Tagſatzung ein- 
ſchließlich der Feitfegung von Ort, Tag und Stunde ber 
Tagſatzung dem Gerichte. 
Die Unberaumung einer Tagjagung, fowie jede Ladung 
zu einer Tagſatzung kann durd ein abgejondertes Redyts- 
mittel?) nicht angefochten werden. 
1) 3. 8. 88. 85 Abſ. 1, 152 Abſ. 3, 190 Abi. 3, 191 Abſ. 3, 194, 
200 Ubf. 2, 244. 248, 256 Abf. 1, 260 Mbf. 1, 281, 285 Mbf. 1, 288 Abt. 1, 
860 bj. 1, 368 Abf. 1, 379, 402 Wbf. 3, 479 Abſ. 1, 480 Upf. 1, 499 Ab. 3, 
509 Abi. 3, 511 Ubf. 2, 540 Abf. 8, 541 Ubf. 3, 546 Abf. 2, 558 UBf. 3. 

®) 8 515, 516, 522; gegen bie Labung eine? Beugen fein Rechts⸗ 
mittel 8. 349 Abſ. 2. 

6.131. Die Verftändigung von der Anberaumung der 
Zagfagung und Aufforderung zum Erjcheinen bei der⸗ 
jelben (Ladung) erfolgt an die Partei, welde um bie 
Unberaumung der Tagfabung angeſucht hat, mittel Rubrit,*) 
an die Gegenpartei durch Buftellung eines mit der Aus- 
fertigung der Ladung verjehenen Eremplares des Schriftſatzes?) 
oder der Protokollsabſchrift.) Bei einer von amtswegen er- 
folgenden‘) Anberaumung der Tagſatzung find beide Parteien 
durch — von Rubriken zu laden. 

Im Anwaltsprocefje) muß die erfte Ladung zur münd- 
lien Berhandlung, ſofern dieſelbe nicht bereits an einen 
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Advocaten ergeht,®) insbeſondere auch die Aufforderung ent⸗ 
halten, rechtzeitig einen Advocaten al3 Vertreter zu beftellen, 
und den Parteien befanntgeben, welche Nachtheile das Geſetz 
mit der Nichtbeftellung eines Advocaten ’) und mit dem Ber- 
fäumen der Tagjagung®) verbindet. 

Bu Tagſatzungen, welche in mündlich verfündeten ge- 
rihtlichen Entfcheidungen?) anberaumt werden, find die Par- 
teten nur injoweit beſonders zu laden, al3 weder fie noch 
ihre Vertreter oder Bevollmächtigten bei der Verkündung 
anwejend waren. 

1). 8, 80. 

9 88. 76, 78. 

s) 8. 79, insbefondere im bezirksgerichtlichen Verfahren 8. 438. Bei 
protofollarifher Ergänzung oder Ricdhtigftellung der Klage auch der Ab⸗ 
ſchrift bes bezüglichen Brotofolles 8. 488. i 

*) 8. 130. Anm. 1. 

5) 8. 27 Abf. 1. 

9 Beim Kläger 88. 37 Abf. 2, 93 Abf. 1. 

) 8. 1383 Abſ. 3, nach finngemäßer Unmwenbung des 8. 37 Abf. 2, 
Zurüdweifung von nicht figntrten Schriftfägen und von Eingaben eines 
nicht bucd) en Advocaten $. 85, vergl. 8. 160 Abi. 2. 


0) 8. 187 Ubi. 1. 

6.132. Die Tagfagungen werden, fofern das Geſetz 
nicht3 anderes) beftimmt, im Gericht3haufe abgehalten. 

Tanlagungen zur mündlichen Verhandlung können aneinem 
Orte außerhalb des Gerichtähaufes anberaumt werden, wenn 
die Verhandlung an diefem Orte leichter durchgeführt oder Hie- 
dur ein größerer Koftenaufwand vermieden werden kann. 

1) 88. 328 Ubf. 2 u. 3, 352 Abf. 1, 368 Abi. 2. 

6.133. Die Tagfagung beginnt mit dem Aufrufe der Sache. 

Die Zagfagung ift von einer Partei verjäumt, wenn 
die Partei zu der für die Tagſatzung anberaumten Zeit?) 
nicht erjcheint oder, wenn erjchtenen, ungeachtet richterlicher 
Aufforderung nicht verhandelt?) oder nad) dem Aufrufe der 
Sache fich wieder entfernt.?) 

Als verfäumt gilt die Tagſatzung auch dann, wenn Die 
Partei bei denjenigen Proceßhandlungen, für melde die 
Beiziehung eines Advocaten im Geſetze vorgejchrieben ift,*) 


ohne Adoocaten erjcheint.®) 

1) eine hora legalis. 

2) Das Unterlafien des Contumacialantrages wird als Unterlafien des 
ne aufzufaſſen fein, fonft ließen fich einverftändliche Erftredungen 
erfchleichen. 

®) 88. 136 Abf. 2, 198 Abf. 4, Folgen der Berfäumung 8. 144. 

s — 27 Abſ. 1. Anm. 1 zu 8. 26. 

°) Ausgenommen ber Fall $. 73 Abf. 2. 
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6.134. Tagſatzungen können nur durch richterliche Ent⸗ 
iheidung!) verlegt werden (Erſtreckung). Solche Erſtreckung 
kann auf Antrag oder von amtswegen ſtattfinden: 

1. wenn ſich dem rechtzeitigen Erjcheinen ?) einer oder 
beider Parteien oder der Aufnahme oder Fortſetzung der 
Verhandlung zwiſchen ihnen ein für fie unüberjteigliches 
oder doc ein ſehr erhebliches Hindernis?) entgegenftellt und 
insbefondere ohne die Erftredung eine Partei einen nicht 
wieder gut zu machenden Schaden erleiden würde; 

2. wenn das Gericht durch anderweitige unaufichiebbare 
amtliche Obliegenheiten oder aus jonftigen wichtigen Gründen 
an der Aufnahme oder Yortjegung der Verhandlung be- 
hindert ift; 


8.134. Biel unmittelbarer als Friftverlängerungen müßten 
Tagfagungsperlegungen felbft da8 ganze Syſtem der bei einem 
Gerichte anberaumten Termine in Unordnung bringen und ftören. 
Was über die Schädlichkeit jener Friftverlängerungen gejagt wurde, 
gilt daher, wenn möglich, in verftärktem Maße von der Erftredung 
der Tagfagungen, und es begreift fich bei diefer Sachlage ohne 
weiterd, warum nad dem Entwurfe auch Tagfagungsverlegungen 
nur unter richterlicher Intervention geftattet find und nur beim 
Borhbandenfein wichtiger Erftredungsgründe vorkommen follen 
(88.134, 135). Die Wichtigkeit kann nur aus dem Zufammen- 
fluffe aller Umftände beurtheilt werden, welche den einzelnen Ver⸗ 
legungsantrag begleiten, und biebei wird dem Gerichte eine gewiſſe 
Freiheit gelafjen werden müffen. Das Gefe könnte fich vielleicht 
damit zufrieden geben, Erheblichkeit, Wichtigkeit der Erjtredungs- 
gründe zu fordern; die darin gelegene Verweiſung auf die con- 
ereten Berhältniffe und das gewiffenhafte Ermeſſen des Gerichtes 
verftänden fi von felbftl. Der Entwurf glaubt jedoch hiezu nicht 
rathen zu können. Und zwar namentlid mit NRüdficht auf die 
bisherige Proceßtradition, die im neuen Verfahren feine %ort- 
fegung finden darf, wenn man die vielen Bejchwerden iiber Lang⸗ 
wierigfeit und Endloſigkeit der Civilproceſſe endgiltig zum Ver⸗ 
ftummen bringen will. Der bisherigen tief eingewurzelten milden 
Praris in Erftredungsfaden wäre mit der Forderung wichtiger 
oder erheblicher Erftredungsgründe nicht Halt geboten. Der Unter- 
fagung „einverftändlicder Erftredungen” würde die Rechtsſanction 
abgeben, ein gewiffe® Minimum plaufibler Erftredungsgründe 
würde leicht herbeigefchafft fein. Sol das neue Verfahren knapper 
und rafcher werden, weniger ind Breite gehen als biöher, Toll eine 
gewiffe engere Zufammenfaffung der einzelnen Procehabfchnitte 
und Acte ftattfinden — wie fehr und warum dies alles höchft 
wünfchenswert ift, wurde fchon auseinandergefegt — dann wird 
es nothiwendig oder doch fehr vorfichtig fein, wen das Geſetz 
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3. wenn eine nicht jofort vor en — voll⸗ 
ziehbare, für die Weiterführung der Verhandlung jedoch 
weſentliche Beweisaufnahme angeordnet wird oder fi behufs 
Fortſetzung uud Durchführung der Verhandlung die Herbei- 
Ihaffung von Urkunden, Auskunftsſachen oder Augenſcheins⸗ 
gegenftänden nothwendig erweift; 

4. wenn die Berhandinng bei der vom Gerichte hiezu anbe- 
raumten Tagiagung auch ohne Dazwilchenkunft der vorerwähn- 
ten Hinderniffe nicht zum Abſchluſſe gebracht werden Tann. *) 


1) Senat ober eben Einzelrichter, erfuchter ober beauftragter 
Richter 88. 140, 148. Gegen bie ee 4 Wochen nicht Überjchreitenbe 


ung 
feinen Grund zur aan Verglei — nur unter ben 
a egungen 8. 134 8. 1 $. 204 Abf. 
nsbeionbere auch weil die variel be ihr Bevollmächtigter einer 
veritän seinen Aeußerung nicht fähig ift 5: wor ae wiederholte Grftredung 
aus dieiem Grunde ift unzulä ad. ıe 
Weil ber — Hate — — muß und Erſatz nicht 


ſofort möglich ift sn 
Erfte € einer 7 solang im vorbereitenben Verfahren wegen 
ee —* artei 8. 2 
Erftredung, um ber unter > ib zu vernehmenben Partei eine Ueber⸗ 
legun — zu — 8. 879. 
ein erfhienene Partei nicht re tft nicht zu ers 
Beiden Tonbenn es tritt Ruten ein 88. 183, 170 Abf. 1 














auch gewiffe Andeutungen darüber gibt, welches Maß von Wichtig⸗ 
keit ungefähr den für eine Tagſatzungsverlegung vorgebrachten 
Umſtänden innewohnen müſſe, damit erſtreckt werden dürfe. Und 
aus dieſen Geſichtspunkten: weil es ſich bier um den Uebergang 
zu wichtigen neuen Grundſätzen handelt, deren Anwendung zu er⸗ 
——— und zu fichern das Geſetz kaum je zu viel thun kann, zu 
Grundſätzen, von deren ſorgfältiger Beachtung zum weſentlichen 
Theile das Selingen oder Mißlingen der beabjichtigten Neugeftal- 
tung des Proceffe8 abhängt, weil endlich die Erreichung der diefem 
Unternehmen vorſchwebenden legislativen Ziele auß der Sphäre 
des Zufalles, des fubjectiven Urtheile8 und Ermeſſens nad Thun- 
lichkeit herausgehoben werben muß — beöhalb hat je ber Ent- 
wurf entſchloſſen, im $.134 unter Zahl 1 bis 4 diejenigen Ber- 
hältniffe anzugeben, welche allein fi zur Nechtfertigung einer 
Erftredung eignen. Daß außerhalb diefer Kategorien ein legitimes 
Bedürfnis nach Verlegung einer ee auftauchen könnte, ift 
taum zu befürdten. (Motive, S. 228 
Die Regierungsvorlage berlangte; v: Erftredungin 3.1 ein „un⸗ 
überſteigliches Hindernis“. Der Satz „und insbeſondere bis erleiden 
würde“ wurde vom Ausſchufſe des Abgeordnetenhauſes eingeſchaltet. 
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6.135. Der Antrag auf Erſtreckung der Tagſatzung iſt 
im Yalle des 8.134, 3.1, aud) dann, wenn er von beiden 
Parteien einverjtändlich geftellt wird, durch Angabe der das 
Ericheinen oder die Aufnahme oder Yortjegung der Ber- 
handlung Hindernden Umftände zu rechtfertigen. Die zur 
Begründung des Untrages angeführten Umftände find dem 
Gerichte auf Verlangen glaubhaft zu machen.!) 

Mangels Hinreichender Begründung?) ift der Antrag zu 
BEEWIeL TEN. 


134 8.1. 


6.136. Der Antrag auf Erftredung?) einer Tagſatzung 
fann bei diefer Tagſatzung jelbjt oder vor Beginn?) derfelben 
geitellt werben. 

Am erſteren Falle ift über den Antrag, —— 
des anweſenden Gegners, ohne Aufſchub durch Beſchluß zu 
enticheiden®) und, wenn die Erſtreckung verweigert wird, ohne 
weitere Unterbrehung die Verhandlung aufzunehmen oder 
fortzufegen. Gegen die Partei, welche fi) vor der Ent- 
ſcheidung entfernt hat oder nad) Zurüdweilung des Antrages 
fih weigert, zur Sade zu verhandeln, treten die Rechts⸗ 
folgen der Verſäumung?) der Tagſatzung ein. 

Auf Eritredungsanträge, welhe vor der Tagſatzung 
einlangen, finden die Beftimmungen des 8. 128, Abſatz 3, 
Eule nenne Unmwendung. 

1) 8, 184. 


. 188. 
’ 8. 140 Abſ. 2, 143. Recurs $. 141. 

4) 8. 144, event. $. 170. 

In Ziffer 1 wollte der Ausſchuß den Parteien die Ber- 
legung von Tagſatzungen gegenüber den ftrengeren Beftimmungen 
des Regierungsentwurfes erleichtern, jedoch ohne den Richter bon 
der Pflicht zu entbinden, die Verlegung nur bei einem fehr erheb- 
lichen Hinberniffe ober einem nicht wieder gut zu machenden Schaden 
zu bewilligen. (A. B., ©. 26.) 


8.136. Die Verhandlung über die angeſuchte Erftredung 
einer Tagfatung ift in der Regel bei dieſer Tagfagung ſelbſt vor⸗ 
zunehmen, um im Salle der Abweifung des Anfuchens fofort zur. 
Verhandlung der Hauptfache fchreiten zu können (8.136 Abi. 2). 
Eine andere Art der Behandlung der Erftredungsanträge würde 
die Koften fteigern und die Aufrechthaltung der Ordnung des Ver- 
fahren? ungemein erfchweren. Wollte man an der Regel unbe- 
dingt fefthalten, daß über ein Erftredungsbegebren immer erft 
nad Anhörung des Gegners entſchieden werden dürfe, fo würde 
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6.197. Wird eine Tagfagung erftredt, fo tft vom Ge- 
richte‘) Tag und Stunde der neuerlichen Tagſatzung ben 
Barteien, wenn thunlich, fofort mündlich befanntzugeben.?) 
Andernfalls hat die Berftändigung mittel3Rubril®) zu geichehen. 

Diefe Beftimmung hat insbefondere auch Anwendung zu 
finden, wenn die Erjtredung einer Tagjagung zum Zwecke 
einer „oe Bau uanuıe 4) erfolgt. 

’ {hriftliche Ladung entfällt 8. 181 Abf."3. 
23) 88. 80, 131 Abf. 1. 
6) Fr 184 3. 3, 381 Abi. 1. 

6.138. Wenn nicht wegen einer Veränderung in ber 
Beſetzung des Gerichtes eine nenerlihe Verhandlung ftatt- 
finden muß,)) hat im alle der Erftredung einer Tagjabung 
der Richter oder der Vorfitende ded Senates, vor welchem 
die Verhandlung ftattfindet, bei der fpäteren Tagſatzung die 
wejentlichften Ergebniffe der früheren mündlichen Berhand- 
fung auf Grund des VerhandlungSprotofolle3®) und der jonft 
zu berüdfichtigenden Procebacten?) mündlich vorzuführen nud 
die Sortjegung der abgebrocdhenen Verhandlung hieran an- 
zuknüpfen. 

412 Abſ. 2. 


Hl 
5) 5. 207— 216. 
s8. 917. 


barer Weiſe noch vor der Tagſatzung dargethan wird. In Fällen 
diefer und ähnlicher Art wird e3 dem Gerichte unbedenklich zu 
geftatten fein, auf Grund bes einfeitigen Vorbringens der berhin- 
derten Partei und ohne Einvernehmung des Gegners zu entfcheiden 
(8.136 Abf. 3). Wenn die Möglichkeit nicht mehr geboten tft, 
durch eine rechtzeitige Verftändigung bon der bewifligten Erftredung 
dem Gegner das nuglofe Erjcheinen bei der Tagfakung zu er- 
fparen, entfällt allerdings für das Gericht der hauptfächlichite An⸗ 
laß, bei Entfcheidung über dad Geſuch die etwaigen Gegengründe 
der anderen Partei außer Acht zu laſſen. Unter ſolchen Umftänden 
wird auch die Verhandlung über einen Erftredungsantrag, der 
bereit3 vor Beginn der Tagfagung angebracht wurde, diefer Tag- 
fagung felbft vorbehalten werden können. (Motive, S. 229.) 
8.138. Inwieferne die Parteien bei der fortgeſetzten Ber- 
Handlung in neuem Borbringen etwa befchräntt find, ift jeweils 
nad Inhalt und Gegenftand der Verhandlung zu beurtheilen. 
Daß die Darlegung ber bisherigen Verhandlungsergebniffe eine 
Berichtigung feiten® der Partei erfahren kann, ift nad den 


29* 
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6.139. Wenn die Zuftellung eines vorbereitenden Schrift« 
ſatzes oder einer ROSE EDEL: über welche eine Ladung?) 
erging, derart verzögert wird, daß die zwiſchen der Zuftellung 
der Ladung und der anberaumten Tagſatzung liegende Frift 
dem Gegner eine genügende Vorbereitung” Si für die mündliche 
Verhandlung oder in den Fällen des Anmwaltsprocefies®) die 
rechtzeitige Beftellung eines Advocaten nicht mehr geftattet, 
und wenn zugleich der Gegner an dieler Verzögerung ber 
BZuftellung feine Schuld trägt, jo Hat das Gericht oder im 
Verfahren vor Gerichtöhöfen der Vorfigende des Genates, 
un welchem die Verhandlung ftattfinden fol, die anberaumte 

ſatzung auf Antrag oder von amtöwegen, noch vor ihrer 

—— zu erſtrecken. Hievon ſind alle zur Bell 
geladenen Her IOnEN ohne Aufihub zu verjtändigen.*) 


®) den 6 uftefkung der Klage und erfter Tagii aiehung in der Regel 
ungefähr 14 Tage, im nt e 24 — n Li 331. — Einlafiun un zur 
möndlihen Streitverhand ® 


ur münblidhen Verhandlung vor dem Revi weniger) 9,48 8. 509 
Sm Verfahren vor Bezirksgerichten aebelonpere in Befisftörungsfteii 
eiten Bir — als 24 Stunden 8. 48 


Sitte Mittels s Hupriten 8. 187 Abſ. 1. 


Gemeinfame Beitimmungen. 


6.140. Wenn die Beftimmung von Friſten oder Die 
Anberaumung von Tagjahungen‘) nicht in einer Entſcheidung 
des Gerichtes oder bei einer mündlichen ne erfolgt, 
obliegt fie im Verfahren vor Gerichtähöfen dem Vorſitzenden 
des u. dem die Necht3fache zugewieſen ift.°) 
„Sleiches gilt von der Entiheidung über einen Antrag 
auf Verlängerung oder Abkürzung einer Frift?) oder auf Er- 
ftredung einer Tagſatzung,“ falls nicht der Antrag während 


einer mündlichen Verhan fung geitellt wird. 
3) Dagegen fein abgefondertes Rechtsmittel 88. 130 ar 2, 515. 
r Kb. 1 1 dem —— ober beauftragten Richter 8. 1 
8.1 








allgemeinen, für die mündliche Verhandlung geltenden Grund- 
jägen zweifellos: auch die fortgefegte Verhandlung wird übrigens 
den Parteien hinreichend Gelegenheit geben, ein früheres Bor- 
bringen dem Gerichte in Erinnerung zu bringen, da8 fie bei der 
Eutſcheidung berüdfichtigt willen wollen, aber im Vortrage des 
Porfigenden vermißt haben. (Motive, S. 229.) 
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6.141. Die erfte Verlängerung einer Dan und Die 
erfte Erftredung einer Tagſatzung kann durch ein Rechts- 
mittel nicht angefochten werden, foferne die bewilligte 
Friftverlängerung die Dauer der urſprünglichen Friſt und 
bie bewilligte Erftredung der Zagjagung, bie Dauer bon 
vier Wochen nicht "" * 


der Abkürzung ein 
2) Gegen die Be 


erftredung, gegen bie 
gegen | jede — 
un 


einer elta ürzung ! 
des R es ift im 
— *— fort An 


es 12. Der Partei, welche zur Verlängerung einer Friſt 
oder zur Erftredung einer Tagfagung Anlaß!) gegeben hat, 
ift an Antrag?) des Gegners der Erjat der diefem hiedurch 
verurfachten Koften in dem vom Gerichte feftzuftellenden Be- 
trage aufzuerlegen. Die Wiedererftattung dieſer Koften kann 
auch dann nicht begehrt werden, wenn der Gegner in der 
Hauptfahe zum Erjage der Gerichtskoſten verurtheilt wird.” 

Wird ein jolcher Antrag auf Koſtenerſatz bei einer Tag- 
ſatzung“geſtellt, fo ift über denfelben unverweilt, nad An- 
Des aniveſenden Gegners, au u entjcheiden.*) 

ird eine Tagjagung durch Das — beider 

Parteien vereitelt, ſo fällt jeder Partei die Hälfte der da⸗ 
durch verurſachten Koſten zur Laft.?) 

1) 88. 128 Mbf. 2, 134 Abf. 1, 185, “ 134 Abſ. 

2) Borlegung des Roftenberzeidhn niffes 88, 53 Ubi. 


Wenn wegen ungehörigen enehmens des Brccehbevolfmädtig- 
ten — werden muß, hat dieſer beiden Parteien die Koſten zu erſetzen: 


Abſ. 2. 
on Bon dem a Erftredung ober — bewilligenden Senat 
er Richter — Dagegen Recurs 8 
nn Ohne we * auf Erſatz im A ens in der Hauptſache 
40 Abſ. 2, 8. 52. Ueber die ſonſtigen Folgen ſiehe 8. 170. 

8.142. Die Entſcheidung über den — — — 
ſofort erfolgen, und wenn bei einer Tagſatzung 2 a 
wird, noch bei ber nämlichen Tagſatzung ($. 142 Abf. 2). Die 
Verpflichtung zum Koftenerfag gründet fich bier auf einen be- 
fonderen Thatbeftand, ift vom Ausgange der Hauptſache unab- 
hängig, daher wird es der anfpruchSberechtigten Partei zu über- 
laffen jein, wann fie den Erjaß begehren will. Sie unter An⸗ 
drohung fonftigen Ausichluffes zu verhalten, den Erſatz alsbald, 
fogleih zu verlangen — wie dies frühere Entwürfe vorfehfugen 
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6.143. Die in dieſem Titel dem Gerichte. oder dem 
Vorſitzenden des Senates beigelegten Befugniſſe ftehen auch 
dem beauftragten!) oder erfuchten ?) Richter in Anjehung der von 
bemjelben zu beftimmenden Friften und Tagſatzungen zu. 

2, =, 88, So Pi 838, 352, 868, 375 Abſ. 8, 
488 bl. 2, 509 Abi. B u.a. m. 


Vierter Titel. 


Solgen der Berfäumung, Siedereinſetzung in den 
vorigen Stand. 


Folgen der Verſäumung. 


6.144. Die Verfäunung!) einer Proceßhandlung hat, 
unbejchadet der in dieſem Gejege für einzelne Fälle beftimmten 
weiteren Wirkungen, ?) zur Folge, daß die Partei von der vor- 


zunehmenden Proceßhandlung ausgeſchloſſen wird.®) 
1) 88, 133, 136 Ab. 2, 198 Abſ. 4 
2) Unterlaffen der eftellung eines Suftellungsbevollmächtigten 88.96, 
97 Abſ. 2. Aufnahme eines unterbrochenen Verfahrens 88. 156 Ubf. 1, 
160 Abſ. 2, 167. Buftimmung zur Klagsänderung 8. 235 Abſ. 2, zur 
Yenderung der Berufungsanträge 8.483 Ubf. 2. Wahrannahme gegneri- 
Kam Vorbringend 88. 254 Abi. 2, 896, 398. Unnahme der Echtheit ein 


mweigerter Evition eines "Handelsbuches Art. 37 9. © ‚Urt. VII. 4 


ce zus = ne ar Den) 


n ber zu borbereitendem Ver⸗ 
.Nachholung von im vorbe= 
3.268. Weber die vom Beugen 
ng wird verhandelt, aud) wenn 
m von einer mündlichen Vers 
der Gegner nova vorbracdhte 
Vorbringens iſt geftattet: 

23. N. nrede der Unzu⸗ 
40 Ubi. 2. en von 


— ſcheint wenig gerechtfertigt, da die Frage, wer zur Zagfagungs- 
erftredung oder Friftverlängerung Anlaß gegeben, durch dag Ver⸗ 
fhieben der Entſcheidung nicht dunkler und ſchwieriger wird. 
Anders wäre es, wenn es ſich um das Verſchulden handeln würde, 
deſſen Vorhandenfein vielleicht ſpäter ſchwerer feſtzuſtellen wäre 
als unmittelbar nad Eintritt der Erſtreckung. Doch gilt ſelbft⸗ 
verftändlih die allgemeine Vorſchrift des 8. 54 auch für diefen 
Erfaganfprud. (Motive, S. 230.) 
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288 Abſ. 8, 385 Abſ. 2, 367, —— der Beweisaufnahme auf 
Begehren ber unverfchuldet außgebliebenen Partei 8. 289 Abſ. 3. — Ab⸗ 
Iehnung eines. Sachverſtändigen nach Beginn der Beweißaufnahme $. 856. 
Berfäumung des Bevollmädtigten wirkt gegen die Bartei $. 34. 

6.145. Einer Androhung der gejetlichen Folgen der 

Verfäumung bedarf es nur in den im — beſonders be⸗ 

zeichneten Faͤllen.) Dieſe Folgen treten von ſelbſt ein, ſofern 

nicht durch die Beftimmungen dieſes Geſetzes ihr Eintritt von 
einem auf Berwirklichung der Rechtsnachtheile der Berjäumung 
gerichteten Antrage*) abhängig gemacht ift. 

Im lebteren Galle Tann die verfäunte Proceßhandlung, 
wenn für dieſelbe eine Frift beftimmt war, bi3 zu dem Tage, 


einer im vorbereitenden Verfahren ausgebliebenen Partei 8. 254 Abſ. 1. 
Berfäummisurtheil wegen Berfäumung der erften Zagfahung 88. 896, 442. 
Unordnung der Verhandlung wegen nicht rechtzeitiger Ucberreichung ber 
Klagebeantwortung 8. 398. Folgen der Berjäumung einer mündlichen 
Berhandlung nach rechtzeitig Überreichter Kiagebeantiwortung $. 399. — 
Folgen der — einer —* wegen unangemeſſenen Benehmens 8.400. 


\ a 180 Abſ. 2, 195. 
“, Wiedereinfegung findet in diefem Falle nicht ftatt 8. 147 Abſ. 1 u. 3. 


Wiedereinfegung in den vorigen Stand. 
6.146. Wenn eine Partei!) durch ein unvorhergefehenes 
oder unabwendbares Ereignis am rechtzeitigen Erjcheinen 
bei einer Tagſatzung oder an der rechtzeitigen Vornahme 
einer befrifteten Proceßhandlung verhindert wurde, und Die 
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dadurch verurfachte Verfäumung für die Partei den NRechts- 
nachtheil des Ausfchluffes von der vorzunehmenden Proceß- 
a zur Folge hatte,) jo tft diefer Partei, ſoweit das 
Geſetz nichts anderes beftimmt,?) auf Antrag die Wieder- 
einjegung in den vorigen Stand zu bewilligen.*) 

Der Wiedereinfegungsantrag kann nicht auf Umftände 

Ben werben, die das Gericht bereits für —— be⸗ 
nden hat, um daraufhin derſelben Partei die Verlängerung 

der jodann verjäumten Frift oder die Erftredung der ver- 
fäumten Zagſabung zu bewilligen. 

1) Oder n Vertreter 88.5, 34, 89. 

8 Fk Vorausſetzung mal: wenn Nachholung im Sinne bes 
8. 145 Ab. 2 möglich, 8. 147 Abi. 1. 

8) Wiedereinfegungsirift nnd gfabung zur au über den 
Wiebereinfegungsantrag $. 151. — Frift en Begehren um Berichtigung 
des eitandes 8. 420 Abſ. 3 und um Ergänzung bes Urtheiles 8. 428 
Abſ. 3, — im Wechjelverfahren (unter Umftänden) $. 556. — Friſt zu den 
— em eftandverfahren 8. 571 Abf. 4, — im Beſttzſtoͤrungs⸗ 
verfahren 8. 460. 

” Berg. 8.4 Gefeb v. 6. Juni 1887, R. G. 8. Ar. 72, bei Art. XI 

3. 5 E. G. z. C. P. O. 

8. 146. Die Wiedereinſetzung darf nur begehrt werden, wenn 
die Partei die verſäumte Proceßhandlung nicht mehr unmittelbar 
nachholen kann — ſonſt wäre die Wiedereinſetzung ein zweckloſer 
Umweg — und von einer Wiedereinſetzung ſoll auch nicht die 
Rede ſein, wenn es in der Macht der Partei gelegen iſt, den 
Wiedereinſetzungsgrund noch vor Eintritt der Verfäumung als 
Erftrelungsgrund geltend zu machen, oder wenn fie dies vergeb- 
li gethan. Haben die Gerichte den von der Partei angeführten 
Umftand als zur Rechtfertigung einer Tagfaungdverlegung oder 
Friftverlängerung nicht geeignet befunden, jo tft auch nicht zu 
erwarten, daß dasfelbe Gericht denfelben Umftand dann wenige 
zeit fpäter als Neftitutiondgrund anerkennen werde. Das 

iedereinſetzungsbegehren ift Bier von vornherein ausſichtslos 
und daher nicht zu geftatten. Ebenſowenig Tann e3 aber ber 
Partei erlaubt fein, einen Umftand nad) Belieben als Erftredungs- 
oder als Neftitutiondgrund geltend zu machen, je nachdem das 
eine oder‘ andere ihrem Zwecke beffer entſpricht. Wenn fi) noch 
vor Eintritt der Verfäumung ein Hindernis des procefjualen 
Handelns einftellt, fo muß die8 ohne Auffchub zur Kenntnis bes 
GSerichtes gebracht werden, damit die Begünftigung, welche bie 
Partei infolge eines ſolchen Ereigniffe® nach dem Gefetze bean⸗ 
ſpruchen kann, ihr in jener Form zu Theil werde, die für den 
Gegner am unſchädlichſten und für den Proceß am ——— 
belaſtend iſt. In dem Verſchieben bed Vorbringens jener ⸗ 
Karen liegt ein Mangel an bona fides, durch welchen fich bie 

artet der nachher angefuchten Reftitution unmwürdig macht. Da- 
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6.147. Der Antrag auf Bewilligung der Wiedereinfeßung 
ift ohne weiteres Verfahren zurüdzumeijen, folange die Partei 
die verfäumte Proceßhandlung im Sinne des 8.145, Abſatz 2, 
unmittelbar nachholen fan.) 

Wird von derjelben Partei die Wiedereinjegung gegen 
ein infolge Verſäumung ergangenes Urtheil?) und die Wieder⸗ 
einfegung gegen den Ablauf der Frift zur Berufung?) wider 
dieſes Urtheil beantragt, fo ift das Verfahren über leßteren 
Wiedereinjegungsantrag bi nach rechtöfräftiger Entjcheidung *) 
über das eritere Wiedereinfegungsbegehren aufzufchieben. 


duch ſcheint diefe Vorjchrift gerechtfertigt, welche ganz befonders 
dazu beftimmt ift, der Chicane entgegen zu wirken. 

Um die Schwierigkeiten zu mindern, welche dem Reſtitutions⸗ 
verfahren gegenwärtig ſowohl in Bezug auf die Verhandlung als 
Entſcheidung aus der Schuldfrage erwachlen, verzichtet der Ent- 
murf darauf, die Statthaftigfeit der Neftitution unmittelbar auf 
bie Schuldlofigkeit der Verſäumung abzuftellen und fubftituirt dem 
Mängel eines Berfchuldend die mehr objectiven Kriterien, welche 
$. 146 angibt (unvorhergefehene, für die Partei unüberfteigliche Hin- 
derniffe). Der im $.146 angegebene Thatbeftand des berechtigten 
Reftitutionsbegehrend empfängt durch 8. 147 Abi. 3 eine Ergänzung: 
das unvorbergefehene und unüberfteigliche Hindernis, das fich dem 
vechtzeitigen Handeln entgegenftellt, muß erftend bis zum Ablauf 
der Zeit fortbeftanden und fortgewirft haben, welche der Partei für 
ihr proceffuales Handeln eingeräumt war, und es muß ferner wäh⸗ 
rend der ganzen Zeit, nicht bloß Hinderni3 für das eigentliche fällige 
procefjuale Handeln, fondern zugleich auch Hinderni für das An- 
fuden um Sriftverlängerung u. ſ. w. gewefen fein. (Motive, S.232.) 

Die Faflung des 8.146 wurde dahin abgeſchwächt, daß das 
Hindernis nicht unvorbergefehen fich eingeftellt haben und zugleich 
für die Partei ein unüberfteigliches gewejen fein muß, fondern es 
ſoll ſchon jedes unvorhergefehene Ereignis, das die Partei am 
rechtzeitigen Handeln hindert, die Wiedereinjegung rechtfertigen. 
Es kann die Partei nur die Pflicht haben, wegen vorausfehbarer 


Abhaltungen zur rechten Zeit noch um eine Verlängerung ber - 


gen oder Erjtredung der Tagſatzung anzufuchen. Eine pofitive 
Bemühung jedoch, um dem unvorhergefehenen Verlaufe der That- 
ſachen entgegenzuwirfen, kann ihr nicht zugemuthet werben. Des⸗ 
gleichen fchied der Ausfhuß das Kriterium des unüberfteiglichen 
Hindernifjes aus. Durch die neue Faffung ift zugleich die Mög- 
lichkeit gewährt, daß auch in der Perfon des Advocaten fich 
ereignende Umftände als Wiebereinfegungsrund geltend gemacht 
werden Tonnen, was fowohl der Billigfeit wie auch der biöherigen 
Rechtstradition entfpricht, aber durch die Negierungsvorlage aus- 
geihloffen war. (U. B., S. 27) . 


314 Eivilproceßordnung. 


Dem Antrage auf Bewilligung der Wiedereinfegung ift 
nicht ftattzugeben, wenn die Partei wegen der zur Recht⸗ 
fertigung des Wiedereinfegungsantrages angeführten Be- 
Anden um Verlängerung der Frift) oder Berlegung der 

aglasung ) — einſchreiten können, oder wenn dieſe Be⸗ 
hinde eits wieder zu einer Zeit weggefallen ſind, 
da die —— gemäß 8. 146 Abſatz 2, Die Broceßhandlung 


ſelbſt — nachholen fönnen. 
ae zu 8. 146. 


8, 575 Ab 
ia: —— rens 8. 158. Recursfriſt 14 
oe ol —* e * engen 8. ecursfrift 


Or "Der Antrag auf Bewilligung der Wiedereinfeßung 

Hi R dem Gerichte anzubringen, bei welchem die verjäumte 
— vorzunehmen war.) 

Der Antrag muß, ſofern das Gefeg nichts anderes be- 
ftimmt,?) innerhalb vierzehn Tagen?) gejtellt werden. Diefe Frift 
beginnt mit dem Zage, an welchem da3 Hinderniß, melches 
die Verſäumung berurjachte, weggefallen ift; fie kann nicht 
verlängert mwerden.*) 

Offenbar — eingebrachte Anträge find ohne weiteres 
— — en.®) 
chtlich ber Per = und NRevilionsfriften beim Proceh- 
er FR fung 88 bf. 1, 468 ul. 2. 505 Abf. 1, 507 Ubf. 2. 
— hinſichtl er Kecurafeift 'g, 520 Abſ. 1 (fiehe die Motive zu 
9 - und Beſta en 8 Tage 88. 555 8.2, on 1. 
a ke 
Ge einen a unoen Berftoß des Gerichtes Tein Rechtsmittel 
88. 110 bf. 2, 158 4 
6.149. Die Burke, Weide die Wiedereinfegung bean- 
trägt, in dem besügtichen chriftſatze) oder in dem den 
Schrift aß erjegenden Anbringen zu Protofoll?) alle den Wieder- 
einfegungsantrag begründenden Umftände anzuführen und die 
Mittel zu ihrer Glaubhaftmachungꝰ) anzugeben. Bugleich mit 
dem Untrage ift auch die verjäumte rocehhandlung elbit, 
ober bei Berfäumung einer Tagfagung dasjenige nachzuholen, 


8.149. Die Aufſtellung der in den 88. 149 und 150 ent⸗ 
baltenen Borfchriften ift namentlich durch den Zweck der Vereinfachung 
und Abkürzung des Wiedereinfegungsverfahrens® und durch die 
Tendenz veranlaft, lettere8 und das Berfahren der Hauptfache 
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was zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung feitens 
der jäumigen Partei vorzubringen war. j 
Ueber den Antrag auf Bewilligung der Wiedereinfegung 
Hat dag Gericht nach vorgängiger mündlicher Verhandlung 
durch Beihluß‘) zu enticheiden. 
2 —— Schriftſatz 88. 75—78, Zahl derſelben 8. 80. 


. 274. 

\ Segen bie Bewilligung Tein Recurs $. 153. 

6.150. Durch die Bewilligung der Wiedereinjeßung tritt 
der Rechtsftreit in Die Lage zurüd, in welcher er fich vor dem 
Eintritte der Verfäumung befunden hat.) Ein infolge der 
Beriäumung bereit3 erlafjenes Urtheil ift bei Bewilligung der 
Wiedereinjegung aufzuheben. 

Wurde eine Tagiagung verjäumt, jo kann ſchon bei der 
zur Verhandlung über den Wiedereinfegungdantrag anbe- 
raumten Tagjagung das Verfahren über den Antrag auf Be- 
willigung der Wiedereinjegung mit der Verhandlung, zu deren 
Bornahme die verjäumte Tagjatung beftimmt war, verbunden 
oder doch im Falle der Bewilligung des Wiedereinjeßungs- 
anlage | 2 dieſe Verhandlung vorgenommen werden.?) 


2) Eiehe die Motive bei $. 149. 
einander fo nahe als möglich zu bringen. Mit dem Wiederein- 
fegungsantrage tft gleichzeitig die verfäumte Proceßhandlung oder 
das zur Vorbereitung einer mündlichen Verhandlung etwa Noth- 
wendige nachzuholen, und die Verhandlung über den Wiederein- 
fegungsantrag kann mit der Verhandlung verbunden werben, zu 
deren Vornahme die verfäumte Tagfagung beftimmt war. Letzteres 
erfcheint vielleicht dem Gerichte mit Rüdficht auf den difparaten 
Charakter der Punkte, welche bei der einen und anderen Verhandlung 
zu erörtern find, nicht nüglich und nicht angemeffen. Für diefe Fälle 
ftelt e83 die weitere Beftimmung des 8. 150 Abf.2 (unmittelbare 
Anfnüpfung der Verhandlung zur Haupſache an die Entſcheidung 
über den Wiedereinfegungsantrag) in die Macht des Gerichtes, den 
mittel8 Anbringen eines Wiedereinfegungsantrages etwa verjuchten 
Verzögerungen entgegenzumwirfen oder — mo folche Abfichten nicht 
obwalten — doch durch das Abfehen vom vorgängigen Rechtskrafts⸗ 
eintritt das Wiedereinfegungsbegehren zu einem rajch verjchwinden- 
ben Incidenzpunkte zu machen, deffen Rüdwirfungen auf das übrige 
Berfahren minimal find. 8.152 läßt deshalb auch eine Hemmung 
des Verfahrens wegen eines Wiedereinfegungsbegehrens nur dort 
zu, wo dem Wiedereinfegungsantrage vorausfichtlich Folge gegeben 
merden muß und zugleich die Proceßunterbrechung dem Gegner 
einen erheblichen Nachtheil nicht zufügt. (Motive, S. 282, 2833.) 
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6.151. Wegen Berfäumung der Frift zur Stellung bes 
de und wegen Berjäumung der zur 


Verhandlung über den Wiedereinjebungsantrag anberaumten 
Tagſaguns * eine Wiedereinjeßung nicht ſtatt.) 
1) 88. 148 Abf. 2. 


6.15%. Durch den Antrag auf Bewilligung der Wieder- 
einfegung in den vorigen Stand wird der Fortgang des 
Nechtsitreites nicht gehemmt. Das Gericht Tann jedoch auf 
Untrag deſſen einftweilige Unterbrechung!) anordnen, wenn dies 
unumgänglich) nothwendig erjcheint, um der vorausfichtlich zu 
bewilligenden Wiedereinjegung vollen Erfolg zu fihern, und 
wenn zugleich die Unterbrehung des Procefjes dem Gegner 
er ah einen erheblichen Nachtheil nicht 
zufügt. 
Wird der Rechtsſtreit zu dieſer Zeit in einer höheren 
Inſtanz verhandelt, ſo iſt dieſelbe von der angeordneten 
einſtweiligen Unterbrechung des Rechtsmittelverfahrens ſofort 
zu verſtändigen. 

Nach Erledigung des Wiedereinſetzungsantrages iſt das 
unterbrochene Verfahren auf Antrag oder von amtswegen 
aufzunehmen. 

ı) Wirkung derſelben 88. 168, 167. 

6.153. Gegen die Entſcheidung, wodurch die Wieder- 
einjegung in den vorigen Stand bewilligt wird, ift ein Rechts⸗ 
mittel nicht zuläjfig.?) 

2) Gegen die Abweiſung: Recurs 88. 149 Abſ. 2, 514. Innerhalb 

14 Tagen (aud) im — 8.18 Gef. dv. 27. April 1673, R. G. B. 
Nr. 67 Art. II, XXVIII E. ©. 3. 8.8.0) im Wechſel und Belland: 
verfahren innerhalb 8 Tagen 88. 555 8.2, 575 Abf. 1. 

6.154. Der Partei, welche die Wiedereinfehung be- 
antragt hat, ift ohne Rüdjicht darauf, ob dem Untrage ftatt- 
gegeben wurde oder nicht, der Erfag aller Koften, welche dem 
Gegner dur die Verfäumung und durch die Verhandlung 
über den Wiedereinfegungsantrag verurfacht?) find, ſowie der 














8. 152. Diefer Paragraph erhielt einen zweiten Ab⸗ 
jag, um klar zu ftellen, daß die einftweilige Unterbrechung des 
Nechtöftreite8 auch in die höheren Inſtanzen hinüberwirkt, und 
um zu verhüten, daß der Rechtsftreit in zwei Inſtanzen zu gleicher 
Zeit verhandelt werte. Das höhere Gericht wird jofort das 
Rechtömittelverfahren einftellen, wenn in der erften Snftanz die 
Wiebereinfegung angeſucht und die einftweilige Unterbrechung des 
Nechtöftreited angeordnet wurde. (U. B., ©. 28.) 





Sef.v.1.Kug.1805,%.©.B.Rr.113. 66.151155, 317 


Erſatz der Koften des infolge der Wiedereihfegung unwirkſam 
gewordenen Verfahrens aufzuerlegen.*) 

1) Die Koflen eines muthmwilligen Wiberftanbes gegen ein offenbar 
begründetes Wiebereiniegungsbegehren werben nicht als d bie Vers 
— ale ei Wiebereinfegungsantrag verurſacht anzujehen fein, 

zer 9— Antyerdungsfall des allgemeinen Grundſatzes 8. 48. 


Fünfter Titel. 
Unterbrechung und Ruhen ded Berfahrens, 


Tod einer Bartei. 


6.155. Dur den Tod einer Partei wird das Ber- 
fahren nur dann unterbrochen, wenn die verftorbene Partei 
weder durch einen Advocaten, noch durch eine andere von ihr 
mit PBroceßvollmachht?) ansgejtattete Perfon vertreten war. 

Die Unterbrehung dauert bis zur Aufnahme?) des Ver- 
fahrens durch die Nechtsnachfolger?) der verftorbenen Partei, 
oder wenn der Gegner früher die Beftellung eines Curators 
beantragt (8.811 a. 6. &. B.), um wider diefen das Ver⸗ 
fahren Fortzufeken, bis zur Aufnahme des Verfahrens durch 
den Eurator. 

Um die Aufnahme de3 Verfahren? durch die Nechts- 
nachfolger der verftorbeuen Partei zu bewirken, kann der 
Gegner bei dem Gerichte, bei welchem die Rechtsſache zur 
Zeit des Todes der verftorbenen Partei anhängig war, auch 
die Ladung diefer Nechtsnachfolger*) beantragen. Bufolge eines 
folchen Antrages find diefelben zur Aufnahme des Verfahrens) 
und zugleich zur Verhandlung der Hauptjache oder zur Fort« 
führung diefer Verhandlung zu laden. 

Die Zuftelung diefer Ladung Hat nach den Vorſchriften 
der 88.106 und 107 zu gefchehen. | 

1) 88, 31, 38, 35. 

*) 8. 164. 

2 8. 547, 760, 1278, 1282 a. b. ©. ®. 
y .131. Die Berfäumungsfolgen (8. 156) find anzukündigen 8. 165 


's) Worüber nad; mündliher Verhandlung zu entſcheiden ift 88. 156, 
157. Ausnahme von 8. 165 Ubf. 2. 





8.155. Bei der Discuffion über diefen Paragraphen wurde 
im Ausſchuſſe die Frage aufgewworfen, wie in Zukunft die Ver⸗ 
tretungsbefugnis des für den Nachlaß beftellten Kurator zu be- 
urtbeilen fei, wenn Erb3erflärungen eingebracht werden. Die 
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6.156. Erfcheint Feiner der geladenen Rechtsuachfolger, 
fo ift das Verfahren bet genügender Beicheinigung?!) der be- 
haupteten Rechtsnachfolge auf Antrag des Gegners vom Ge- 
richte durch Beichluß?) als von den Rechtsnachfolgern der ver- 
ftorbenen Partei aufgenommen zu erllären.?) 

Bei. der Tagja Ingung, in ‚welcher der die Aufnahme des 
Verfahrens betre ende $ efhluß verfündet wurde, kann gleich 
das Verfahren in der Hauptfache aufgenommen werden.*) 


—384 Recurs 8. 514. 
Der Zeitpunkt, mit welchem das nee als ‚aufgenommen zu 
gelten Bine“ iſt in dem Beſchluſſe anzugeben 8 8.166 Abſ. 1 
* Rückſicht auf die Rechtskraft des Befchluffes, vergl. 8. 157 
a Sa 


6.157. Wenn die gel eladenen Rechtänachfolger ‚oder ein- 
zelne derjelben bei der Zagfagung erſcheinen und bie Ver- 
pflichtung, in den Proceß einzutreten, beitreiten, hat das Ge: 
richt hierüber nach) mündlicher Verhandlung zu entjcheiden.') 
Falls da3 Gericht im Sinne einer Berplictun zur Auf- 
on des Verfahrens entjcheidet, m — erkündung 
dieſer Entſcheidung in der namlichen Ta ſatzung nach Lage 
der Sache das Verfahren in der Hauptſache aufgenommen 


überwiegende Mehrheit des Ausſchuſſes war ber Meinung, daß 
durch das Einbringen von — die e eines 
ſolchen Curators nicht berührt wird. (A. B. S. 28.) 


8. 156. Der Entwurf lehnt es ab, bier die allgemeinen 
Srundfäge des Verſäumungsverfahrens anzumenben. it Rück⸗ 
fiht auf die Tragmeite der über die Procefaufnahme erfließenden 
Entfheidbung — fie wirft eventuell in dem feinerzeitigen End- 
urtheile gegen alle Rachlaßinterefienten fort — fol die Aufnahme 
bes Procefjeg gegen die geladenen Rechtsnachfolger von der Be- 
fheinigung der Rechtsnachfolge abhängig fein. Diefe zum Schuße 
ber Erben einer Partei gegebene Beftimmung wird jedoch nicht jo 
verftanden und gehandhabt werden bürfen, daß dadurch etiva bie 
Aufnahme eine8 Verfahrens gegen bie Erben vor erledigter Nachlaß- 
abhandlung unmöglid wird. Zur „Bejcheinigung ber Recht3- 
nachfolge“ wird der Nachweis genügen, daß die zu labenden 
Perfonen zum Nachlaß der verftorbenen Partei als Erben ein- 
gefchritten find, Erb3erflärungen überreiht Haben. Es werden 
demnah auch Perfonen, welche einander widerſprechende Erbs⸗ 
erklärungen angebracht, zugleich zur Aufnahme des Verfahrens 
geladen werden dürfen; für das in der Hauptſache ergehende 
Urtheil wird allerdings unter Umſtänden der volle Nachweis un⸗ 
beſtrittener oder bereits feſtgeſtellter Ban unerläßlich 
fein. (Motive, S. 234.) 
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oder fortgejebt werden.2) Died hat insbejondere zu gelten, 
wenn ein Recurs gegen den verlündeten Beſchluß voraus» 
ſichtlich ohne Erfolg bleiben dürfte. 


) Dagegen Recurs 8. 514. 
: N cs t ift der Zeitpunkt der Aufnahme im Beſchluſſe anzugeben 
.1 . 1. 


Verluſt der Proceßfähigkeit, Wechſel in der Perſon 
des geſetzlichen Vertreters. 


6.158. Wenn eine Partei die Proceßfähigkeit verliert, ') 
oder wenn der gefeßliche Vertreter einer Partei ftirbt oder 
deſſen Vertretungsbefugnis aufhört, ohne daß die Partei 
procebfähig geworden ift, wird das Verfahren nur dann 
unterbrochen, wenn bie von diefen Veränderungen betroffene 
Partei weder durch einen Advocaten, noch durch eine andere 
mit Proceßvollmacht?) ausgeftattete Perſon vertreten ift. 
Die Unterbrehung dauert in dieſen Fällen fo lange, bis 
der geſetzliche Vertreter oder der neue gejegliche Vertreter von 
feiner Beftellung dem Gegner Unzeige macht?) und da3 Ver⸗ 
fahren aufnimmt‘) 
Um eine folde Aufnahme zu bewirken, kann auch der 
Gegner die Ladung des ‚geiestichen Vertreter3 der proceß- 
unfähig gewordenen Partei oder de3 neuen gejehlichen Ver⸗ 
treter3 beantragen.) 
1)J Wenn bie Procekfähigleit und die gefebliche Bertretung von An⸗ 
fang F en ganze Verfahren nichtig, 8.7. 

. —5 — Schriftfages 8. 74, event. zu Brotofoll 8. 434. 

s) In dringenden Fällen kann zu biefem Behufe die Beitellung eines 
Curators ——— werben 88.8, 9. Androhung der Verſaͤumnisfolgen 
8.165 Abſ. 3. Angabe bes Beitpunftes der Aufnahme 8. 166. 


Concurseröffnung. 


R} 150. Snwiefern bei Eröffnung de3 Concurfes über 
das Vermögen einer Partei eine Unterbrechung des Verfahrens 
eintritt, wird durch die Concursordnung‘) beitimmt. 
1) 88. 7, 9,10, 129, 134 C. O. (fiehe bet Manz VI, 1. Uoth. S. 306 ff.). 
Androhnug der Berläumnißfolgen in dem Aufnahmebeichluffe 8. 165 
abi. 3. Zuſtändigkeit in Concursſachen Art. VII E. G. z. J. N. 


Wechſel in der Perſon des Advocaten. 
6.160. Wenn der Advocat einer Partei ſtirbt oder un⸗ 
fähtg wird,!) die Vertretung der Partei fortzuführen, tritt in- 
foweit, al3 die Vertretung durch Advocaten gejeglich geboten 
ift, eine Unterbrechung des Verfahrens ein, bis ein anderer 
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Advocat von der Partei beftellt und von diefem Advocaten 
feine Beftellung unter gleichzeitiger Aufnahme®) des Verfahrens 
dem Gegner angezeigt wird.*) 

Um die Aufnahme des Verfahrens zu bewirken, Tann 
auch der Partei, welche einen neuen Vertreter zu beftellen 
hat, auf — ihres Gegners vom Gerichte aufgetragen®) 
werden, dieſe Beitellung binnen einer ihr gleichzeitig zu be 
ſtimmenden Frift®) vorzunehmen. Diefer Antrag ift bei dem 
Gerichte anzubringen, bei welchem die Rechtsſache zur Beit 
des Todes des Advocaten oder des Eintrittes feiner Unfähig- 
feit zur ferneren Vertretung anhängig war. Wird der neue 
Bertreter nicht innerhalb der feſtgeſetzten Frift dem Gerichte 
unter Vorlegung der Vollmacht bekannt gegeben, fo ift mit 
Ablauf der Friſt das Verfahren ald aufgenommen anzufehen, 
und e3 treffen die mit der Anzeige fäumige Partei von da 
an alle Nechtönachtheile, welche dieſes Geſetz mit der Nicht- 
beitellung eines Advocaten in den Fällen des Anwaltsproceſſes) 
verbindet. In Bezug auf die von der fäumigen Partei nad) 
Ablauf der Frift überreichten Schriitiäte hat die Vorſchrift 
des 8. 37, Abſatz 2, finngemäß zur Anwendung zu kommen, 

Im Verfahren vor Gerichtshöfen ift zur Erlaſſ ung des Auf- 
trages zur Beftellung eined neuen Advocaten der Vorſitzende 
des Senate3 berufen, welchem die Rechtsſache zugewieſen ift.®) 

1) 88. 84, 20 Abv. Orb. 8.12 lir.o u. d Gef. v. 1. April 1878, R. 

G. B. Nr. 40. Außerdem factifche Unfähigkeit, w a * ie Beſtellung 


eines Subſtituten (8. 81 Abſ. 2) unmöoglich macht. Unterbrechung, 
wenn die Partei das Recht, im Anwalt3procefje ſelbſt zu vertreten, 


verliert, 8. 238. 
.27 Abf. 1 u. Anm. 1 zu 8.26. 
.164.. 
“ Hurch Schriftfab 8. 74, event. zu Protokoll 8. 434. 
N One — —— = Abſ. A Androhung ber Ber: 
fäumnisfolgen 8. 165 Abf. 3. 
p) auf 8. 124. 
8 138 Abf. 3. 
agegen Recurs nad) $. 516. 


Einftellung der Amtsthätigleit des Berichtes. 


6.161. Hört infolge eines Krieges oder eines anderen 
Ereignifles die Thätigleit eine Gerichtes auf, jo wird das 
Berfahren in allen bei diefem Gerichte anhängigen Rechtsjachen 
für die Dauer jenes Zuſtandes unterbrochen. 

Nach un des Hinderniffes Taun jede der beiden 
Parteien die Aufnahme des Verfahrens erwirken.!) 

1) 88.164, 165. Androhung der Berfäumnisfolgen 8. 165 Abſ. 8. 
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Zufällige Verhinderung einer Partei. 


6.162. Wenn ſich eine Partei zu Kriegszeiten im 
Militärdienfte befindet, oder wenn fie ic an einem Drte 


aufhält, der durch obrigkeitliche Anordnung, durch Krieg oder 
durch andere Ereigniſſe von dem Verkehre mit dem te 
abgeichnitten ift, bei welchem die Rechtsſache anhängig tft, 
und wenn zugleich die Beſorgnis befteht, daß. diefe Umſtäu 
die Proceßführung zu Unguniten der abweſenden Partei be- 
einfluffen könnten, ir kann felbit tn dem Falle, daß die ab- 
wejende Partei durch eine mit Proceßvollmacht!) ausgeftattete 
Perjon vertreten ift, auf Antrag oder von amtöwegen die 
Unterbrechung des Verfahrens bi zur Bejeitigung des Sinder- 
nifje8 angeordnet werden. 


Ein darauf gerichteter Antrag ift bei dem Gerichte an- 
zubringen, bei welchem die Rechtsſache anhängig fit; er kann 
auch zu Protokoll erflärt werden. Die Enticheidung*) erfolgt 
an vorhergehende mündliche Verhandlung; das Gericht Tann 
jedoch vor der Entſcheidung die zur Aufflärung nothwendigen 
Erhebungen einleiten. 


Die Aufnahme?) des unterbrochenen Verfahrens Tann von 
jeder der Parteien erwirkt werben. 


) 8. 81. 
, — Recurs 8. 514. 
) 88. 164, 165. Androhung der Berfäumnisfolgen 8. 165 Abſ. 3. 


Wirkung der Unterbredung. 


6.163. Die Unterbrehung ded Verfahrens hat die 
Wirkung, daß während der Dauer der Unterbrechung Yadungen !) 
zur Verhandlung der Streitfache nicht erfolgen können, die 
etwa fchon früher für die Zeit nad Eintritt der Unterbrechun 
ergangenen Ladungen ihre Wirkſamkeit verlieren und endli 
der Lauf einer jeden Frift?) zur Vornahme einer Proceßhand- 
Iung aufhört. Mit Aufnahme des Verfahrens beginnt die 
volle Friſt von neuem zu laufen.?) 

8. 163. Wird eine Partei von einem der früher genannten 
Behinderungsgrünbe getroffen, fo bat dies nach dem Entwurfe 
die Unterbrechung des Verfahrens zur Folge, einen Procepftiliftand 
bi8 zur Behebung des Hindernifſes der Kerhandiungsfortfegung 
$: 163). Das ift die nothwendige Conſequenz deffen, daß ber 

ehinderungsgrund zunächſt die ummittelbar davon berührte 
Partei — für immer oder für einige Zeit — zu wirkſamen 
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Die während der Unterbrechung von einer Partei in 
Anjehung der anhängigen Streitfache vorgenommenen Proceß⸗ 
—— ſind der anderen Partei gegenüber ohne rechtliche 

ng. 

Durh die nad) dem Schluffe einer mündlichen Ver⸗ 
handlung eintretende Unterbrechung wird die Berfündung der 
auf Grund dieſer Verhandlung zu erlaflenden Entfcheidung 
nicht | ehindert. 

er geſetzlichen (auch ber Nothfriſten) und ber richterlichen. Aus⸗ 

nahme im Falle der Unterbrechung zufolge vereinbarten Ruhens 88.168, 170. 

‚Mit — auf 8. 164, welcher den Antrag auf neuerliche Be⸗ 

— der Friſt verlangt, einſchraͤnkend auf geſetzliche Friſten aus⸗ 
zu 


Aufnahme des unterbrochenen Verfahrens. 


6.164. Die Aufnahme eines unterbrochenen Verfahrens) 
wird, ſoferne in den vorſtehenden Bar nichts an« 
deres angeordnet ift,*) durch den Antrag auf Anberaumung 
einer Tagfagung zur mündlichen Verhandlung oder zur Fort- 
jegung der mündlichen Verhandlung, wenn aber die Unter- 
brechung während des Laufes einer Frift zur Vornahme einer 
Proceghandlung eintrat, durch den Antrag auf neuerliche 
Beſtimmung einer Frift?) für diefe Proceßhandlung eingeleitet. 
Das Erlöichen des Unterbrechungsgrundes ift glaubhaft) zu 
macdjen.?) Dieje Beftimmungen gelten insbefondere auch, wenn 
wegen des Todes einer Bartei im Sinne des 8. 8114. b. G. B. 
oder aus anderen Gründen für deren Berlaffenichaft ein 
Curator beftellt worden ift; die Aufnahme kann nit bloß 








Procefhandlungen unfähig macht und dies wieder weiterhin ver> 
möge der Zweiſeitigkeit des Procchverhältniffe® auch ein pro- 
ceffuales Handeln der nicht behinderten Partei einftweilen aus: 
ſchließt. Der Stilfftand beginnt mit dem Eintritte des behindernden 
Ereigniffee. Er ift von Anfang an ein ausnahmsloſer. Dies 
gilt inSbefondere auch für Situationen procefjualer Pendenz, für 
gerade laufende Friften, Ladungen zu Tagſatzungen u. f. w. Der 
Stillſtand wirkt nad Seiten beider Parteien gleich unbedingt. 
Nur die Urtheisfällung über eine fchon früher beendigte Verhand⸗ 
lung wurde feinem Einfluffe entzogen (8.163 Abfat 3), da er fih 
auf einen vorhandenen Mangel proceffualer Actionsfähigfeit gründet, 
leigterer aber für einen Fall rein richterlicher Thätigkeit nicht in 
Betradht fommt. Doc wird das verkündete Urtheil nicht rechts⸗ 
räftig, denn folange die Unterbrechung dauert, kann die Be 
rufungsfrift ihren Lauf nicht anheben. (Motive &. 234.) 
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dom Eurator, fondern auch vom Gegner der verjtorbenen 


Bartei beantragt werden. 
2) Insbeſondere in ben Yällen 8. 167 Anm. 1. 
88. 155 Abſ. 3, 156, 160 Abſ. 2 (Aufnahme von amtswegen 88.190 
Abſ. 3, 191 Abſ. 8). 
Ä gar bel richterlichen Friften fiehe Anm. 3 zu 8. 168. 


8. 374. 
5) 8.162. Vergl. 88. 156 Abſ. 1, 158 Abf. 3, 160 Abſ. 2. 


6.165. Der gemäß 8.164 behufs Erwirkung der Auf- 
nahme des Verfahrens erforderliche Antrag ift bei dem Gerichte 
zu ftellen, bei welchem die Rechtsſache zur Zeit des Eintrittes 
des Unterbreddungsgrundes anhängig war. 

Die Entiheidung über die in 3 164 bezeichneten Anträge 
erfolgt ohne vorhergehende mündliche Verhandlung;?) es kann 
jedoch das Gericht) vor diefer Enticheidung den Gegner ein- 
vernehmen, wenn das Erlöichen des Unterbrechungsgrundes 
zweifelhaft erfcheint. 

Bei Anberaumung einer Tagſatzung zur Verhandlung 
über den Aufnahmeantrag (8.155), jowie in den Beichlüflen, 
durch welche einem gemäß 88. 158, 159, 160, 161, 162 und 
164 geftellten Aufnahmeantrage ftattgegeben oder das Ver⸗ 
fahren von amt3wegen?) aufgenommen wird, find den Par- 
teien die im Yale der Verfäumung eintretenden Folgen 
anzufündigen. 

2) Anders $. 156. 

" Im Berfahren vor Gerichtshöfen der Senat, dagegen Recurs 8.514. 

88. 190, 191 Ahf. 3. 

6.166. In den Fällen der 88.156, 157 und 158, Ab⸗ 

ſatz 3, ift der Zeitpunkt, mit welchem das Verfahren al3 auf« 
enommen zu en bat, in der über die Verpflichtung zur 
ufnahme des Berfahrend ergebenden Entjcheidung anzugeben, 

wenn nicht das Verfahren in der Hauptjache gleich bei der 

ur Verhandlung über den Aufnahmeantrag anberaumten 
agfagung aufgenommen murbe. 

In allen anderen Fällen ift dieſer Zeitpunkt, ſofern nicht 
die Vorfchriften des 8.160 zur Anwendung kommen, in der 
Entiheidung über den Aufnahmeantrag oder in dem Be— 
Ichluffe, durch welchen da3 Verfahren von amtswegen auf- 
genommen wird,!) vom Gerichte zu beftimmen. 

3) 88.190 Abſ. 8, 191 Abſ. 3. 

.167. Die vorftehenden Beftimmungen haben ſinn⸗ 
gemäh zur Anwendung zu fommen, wenn nad) dem gegen-; 
wärtigen Gefege aus anderen als den in diefem Titel be« 

21* 
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ichneten Gründen 1) eine eg bes Verfahrens 
* hat und hierüber nichts Abweichendes ange⸗ 
ordnet i 


r. 
Kit. XI BS8. 3 E. G. z. C. P. O. 
Unberührt bleibt bie Vorſchrift des 8. 11 Abſ. 1 bes Geſetzes vom 
28. Mai 1881, R. G. B. Nr. 47, betreffend Abhilfe wider unrebliche Vor⸗ 
gänge, bei — — 

Auf Erſuchen des Strafgerichtes, bei welchem eine ———— 
wegen einer im 8. 1 erwähnten ſtrafbaren Handlung auhängig tft, hat der 
Eivilrichter jederzeit mit dem die fraglicde Forderung betreffenden Ver⸗ 
m nne — "(8.11 Geſ. v. at 1881 R.G. B. Nr. 47.) 

tverkündi a und Geſuch um Armenrecht etemiige nit zum 
Bach einer Unter ng 88.21 bj. 3, 73 Abſ. 1 


Nuhen des Verfahrens. 


6.168. Die Parteien‘) können vereinbaren, daß das Ver⸗ 
fahren ruhen folle; eine folche Bereinbarung ift erft von dem 
Beitpuntte an wirkſam, in welchem fie dem Gerichte von 
beiden Parteien angezeigt wurde. Mit dem Ruben des Ver- 
fahrens find die Nechtswirfungen einer Unterbrechung?) des 
Verfahrens mit der Ausnahme verbunden, daB der Lauf von 
Nothfriften nicht aufhört. Das Ruhen des Berfahrens Hat 
außerdem zur Yolge, daß das Verfahren vor Ablauf von 
drei Monaten feit der Anzeige der getroffenen Vereinbarung 
nicht aufgenommen werden Tann.®)*) 

R > ar Bevollmächtigten 8. 84. 


105: 
2 Ruhen ohne diefe Wirkung tritt ein, wenn Beklagter Die 
PR are nicht rechtzeitig überreicht, bis Kläger um —— 
der Tagſatzung zur mündlichen Verhandlung anſucht 8. 898 Abſ. 1 
6. 169. Das Ruhen des Verfahrens dauert fo * 
bis von einer der Parteien die Anberaumung einer Tag⸗ 
ſatzung zur mündlichen Verhandlung oder, wenn das Ver⸗ 
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fahren. während des Laufes einer Friſt zur Vornahme einer 
Proceßhandlung eingeftellt wurde, die neuerliche Beitimmung 
einer Friſt für Diele Procefhendlung beantragt wird. Ge⸗ 
ſchieht dies vor Ablauf der dreimonatlichen Yrift (8. 168) 
oder der zwiichen den Parteien für das Ruhen des Ver⸗ 
fahrens vereinbarten Zeit, jo hat das Gericht!) den bezüglichen 
Antrag von amtöwegen oder auf Begehren des Gegners 
ohne ee, zurüdzuweifen oder die Unwirkſamkeit der 
etwa erfolgten 0 einer Tagfagung oder Frift- 
beitimmung auszufpr u) 

1) Der Senat, event. elrichter, „vergl. 8.140. 

2) Dagegen Hecurs 8. 514, 

6. 170. Wenn bei einer zur mündlichen Verhandlung 
anberaumten Tagfabung?) feine der Parteien?) erjcheint, hat 
dies, ſoweit nicht ſolches Ausbleiben nach den Beftimmun en 
dieſes Geſetzes ohne Einfluß auf den Fortgqus des Proceſſes 
iſt En das Ruhen des Verfahrens zur Yolge.“ 

Bon dem Einlangen einer Anzeige über ein verein- 
bartes Ruhen des Verfahrens, ſowie von dem Ausbleiben 
beider Theile von der Tagfagung hat das Gericht nebſt den 
Proceßbevollmächtigten audy noch die Parteien felbft ®) zu ver- 
ftändigen; den Parteien find dabei die gejeglichen Folgen 
des Ruhens °) des Verfahrens bekannt zu geben. 

Auch im vorbereitenden Berfahren 88. 250, 

2) ne ——— —— "Richtvechanbeln gilt 

gleich dem Richterſcheinen 5. 183 Abj. 2 
Beweisaujnahmeg. 289 Abſ. 2. — Berfündung bes Urtheiles 8.414. — 
Beru —— in Abweſenheit der Parteien 8. 491. 


KRoften ——— Tagſatzung 8. 142 Abf. 3 
R J von 8. 03 a 


Dritter Abſchnitt. 
Mündliche Verhandlung. 


Eriter Titel. 
Deifentlichkeit. 


6. 171. Die Verhandlung vor dem erfennenden Ge- 
richte, ®) einschließlich der Verkündung der richterlichen Entjchei- 
as A erfolgt öffentlich.) 

Buörer haben nur erwachjene unbewaffnete Per- 
— — Perſonen, welche vermöge ihres öffentlichen 
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Dienftes zum Tragen einer Waffe verpflichtet find, darf der 
Butritt ug Denweigert werden. R 
1 i 
wicher — en ee = a 
9 4. 414, 426. 
3) Richt Öffentlich 88. 178, 418, 478, 492 Abſ. 2, 509 Abſ. 1, 586 
Abf. 1, 538 Abf. 1, 539, 550. 

$. 172. Die Deffentlichfeit ift auszufchließen,!) wenn 
durch fie die Sittlichleit oder die öffentliche Orbnung ge- 
fährdet ericheint, oder wenn die begründete Beforgnis befteht, 
daß die DVeffentlichleit der Verhandlung zum Zwecke der 
Störung der Verhandlung oder der Erſchwerung der Sach— 
verhaltöfeftftelung mißbraucht werden mwürbe. 

Ueberdie8 fann das Gericht auf Antrag auch nur einer 
der Parteien die Deffentlichleit ausfchließen, wenn zum Zwecke 
der Entſcheidung des Nechtäftreites Thatjachen des Familien- 
lebens?) erörtert und beiwiejen werden müſſen. 

Der Ausschluß der Deffentlichleit Tann für die ganze 
Verhandlung oder für einzelne Theile derjelben ftattfinden; 
auf die Verfündung des Urtheiles?) darf er fich in feinem 
Falle erjtreden. Inſoweit die Deffentlichleit einer Verhand⸗ 
fung ausgeſchlo Ku it die off es 

er Verhãndluñg unterlag.) — ⸗æV75 
Br Be Eraser echtämittel 88. 173, 515,477 3.7. 

?) Bergl. 8. 

K Ebenfo Endbeſchluß im Befisftörumgsverfahren 8. 459. 

’ uwiderhandeln begründet die Uebertretung nad) 8. 809 Str. G. 











8. 172. Durch die Oeffentlichkeit fol die Verhandlung an 
Ernft, das Anführen der Parteien und Zeugen an Wahrhaftigkeit 
gewinnen. Die buch Chicane und Unehrlichkeit herbeigeführten 
Störungen ſollen mit Hilfe der Deffentlichleit aus dem Proceffe 
gebannt werden. Durch die Eontrole, der fie die Verhandlungen 
und das gefammte proceffuale Vorbringen ausfegt, will die Deffent- 
lichkeit die er Kräften befördern. Daraus 
ergibt fi der Ausfchluß der Deffentlichkeit für jene Fälle von 
jelbft, in welchen fie ftatt zur Beförderung der Verhandlung zu 
deren Störung beitragen, die Sachverhaltermittelung nicht Leichter 
machen, fondern erfhweren würde. Hier entbehrt die Deffent- 
Lichkeit ihrer inneren el Eine ſolche Erſchwerung der 
Sachverhaltfeſtſtellung duch die DOeffentlichkeit der Verhandlung 
wird aber auch dann zu beforgen fein, wenn fich die Verhandlung 
ihrer Aufgabe nach auf Thatſachen des Familienlebens erftreden 
muß. Insbeſondere für die Parteien felbft bildet da die Deffent- 
lichkeit ein ftarkes Hindernis der offenen, rückhaltsloſen, ausführ- 
lichen Darlegung; aus begreifliher Scheu bisher unbekannt ge⸗ 


@ef.v.1.Aug.1805,0.0.8.0r.118. 65.172—174. 397 


6. 178. Die Verhandlung über einen Wntrag auf 
re der Deffentlichfeit erfolgt in wichtöffentlicher 
ung. 


Der Beichluß über die Ausfchließung der Oeffentlichkeit 
muß öffentlich verkündet werden. Gegen denjelben ift ein 
engelundene mie nicht zuläffig.?) 


2) 8. 515. 


174. Wird die Deffentlichleit ausgefchlofien, jo fann 
jede Bartei verlangen, daß außer ihrem Bevollmächtigten 
drei Perſonen ihres Vertrauens die Anmefenheit bei der 
Berhandlung geftattet werde. 

Wirklich angeftellten Nichtern, dann Conceptsbeamten 
der Staatsanwaltſchaft und des Juſtizminiſteriums, ſowie 
Advocaten bleibt trog Ausichluffes der Deffentlichkeit der Zutritt 
gellattet, fofern die Deffentlichfeit nicht aus dem im $. 172, 

bfag 2, angeführten Grunde ausgeſchloſſen wurde. 


bliebene Umftände zu enthüllen, wird ihre Sacverhalterzählung 
manches wichtige Moment dunkel laffen, manches ganz übergeben 
oder doch nur andenten, was das Gericht genau wiſſen follte. 
Und ſelbſt der ausdrücklichen Frage ded Richter wird unter 
jolden Umſtänden die Sachverbaltllarftelung oft nicht gelingen. 
Der Zweck der Berhandlungsöffentlichkeit ſchlägt Hier vollſtändig 
fehl; die Oeffentlichkeit lähmt, wo fie unterſtützen ſoll, fie hört 
auf rationell zu fein. Deshalb wird vorgeſchlagen, auch bei 
folder Sachlage ihre Ausſchließung zu ermöglichen. (Motive, S.236.) 

Von der Oeffentlichleit der Verhandlung abzufehen, fobald 
nur beide Parteien die einverftänblich begehren ($. 175 der An- 
träge des Permanenzausjchuffes des Abgeordnetenhaufes), fcheint 
weder ganz im Geifte der ftaatsgrundgefeglichen Beftimmung 
gelegen, wonach die Verhandlung vor dem erfennenden Nichter 
Öffentlich zu fein Hat, noch laſſen fich zwingende fachliche Gründe 
dafür vorbringen. Es wurde deshalb diefer Ausschliegungsgrund 
fallen gelaffen. Soweit ein — Sntereffe an der Geheim⸗ 
haltung de3 Verlaufes einer Gerichtöverhbandlung befteht, bieten 
die noch übrig bleibenden Ausfchliegungsgründe Handhabe genug, 
ed zu ag Ausbefondere wenn zum Zwede der Begründung 
einer Klage oder behufs Vertheidigung Dinge vorgebradht werden 
müßten, welche eine Partei aus gefchäftlihden Gründen nicht in 
die Deffentlichkeit gelangen Laffen will, wie zum Beifpiel Productiong- 
methoden, Bezugsquellen, Abſatzverhältniſſe, Kundentifte u. f. w., 
wird die Zuläffigfeit der Geheimerklärung ſchon in der Beſorgnis 
begründet ſein, daß die Oeffentlichkeit in ſolchem Falle eine Er⸗ 
— = a sur Folge haben Werbe. 
4 . Ber. S. 6. 
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| En Das Erfordernis ber Deffentfichleit- der Ber- 
— ung gi Hr m bie nach den Borjchriften dieſes Ge⸗ 
Aare ber Beichlußfaffung über einen Antrag vorausgehende 
Einvernehmung oder Anhörung einer oder beider Parteien. 
Die außerhalb einer Verhandlung vor dem erlennenden 
Gerichte?) ftattfindende Einvernefmung von Parteien, Zeugen, 
Sachverſtändigen und anderen Perſonen erfolgt gleichfalls 
mit Ausichliekung der Deffentlichkeit. 


1) Bet Werichtöhd inen .bea ten Michter (insbefonder 
im ehe — — m er ” - 


weiter Titel. | 
Borträge der Parteien und Proceßleitung. 
Bprträge der Barteien. | 


6. 176. Bor dem erfennenden — verhandeln die 
Parteien über den Rechtsſtreit mündlich. In Rechtsſachen, 
in welchen die Vertretung durch Advocaten geboten iſt,) wird 
die mündliche Verhandlung durch Schriftfäbe vorbereitet. 
Außerdem ift Die Ueberreichung vorbereitender Schriftläge*) 
nur in den in Diefem Geſetze befonders bezeichneten Tsällen‘) 
nothwendig. 

RB an Berufungs= und (eventuell) Reviſionsgericht 88. 486 Abſ. 3, 


2 37 Abf. 1. 


. 78. 
; 4 heʒirloerichtlichen Verfahren unter den Vorausſetzungen des 
| ‚177. Nach dem Aufrufe der Sadje find die Parteien 
mit ihren Anträgen,!) mit dem zur Begründung derfjelben 

8.177. Die Rechtsſache ift vor dem erfennenden Gerichte mündlich 
zu verhandeln (8.176). Diefe Vorſchrift könnte vielleicht die Aus- 
— finden, als gäbe es überhaupt keine andere legitime Art, 
dem Gerichte den Proceßſtoff zu vermitteln, als die mündliche 
Mittheilung, fo daß auch alle im Proceſſe — ſei es zur Sach⸗ 
verhaltsconſtruction, ſei es zum Beweiſe — zu benützenden ur⸗ 
kundlichen Erklärungen, Protokolle u. d. gl.. ohne Ausnahme in 
der Verhandlung mündlich borgelejen werden müſſen, um für 
das Gericht beachtlich zu werden. Eine joldhe Auslegung würde 
von einer Berlennung des Wefend der Mündlichkeit im Civil: 
procefjfe zeugen, denn fie legt der Mündlichkeit felbftändige DBe- 
deutung bei, während diefelbe in Wahrheit nur der Unmittelbarfeit 





) 
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meriſchen Anträge beſtimmten 
pie mit ihren Beweiſen und 

den das Streitverhältnig be- 
ngen zu hören (Vorträge ber 
licher Auffäge ftatt mündlichen 


in den Vorträgen Bezug ge- 
it vorzuleſen, als dieſe Schrift- 
Yegner noch nicht bekannt find 
ı Inhalt anfommt.?) 


re bniſſe einer früheren Verhandlung 88 
ag der Ergebnifje einer frü erhandlun . 138, 262 
Abſ. 1, 287 a. 1, 486 Abf. 1, 509 Abf. 2. s : 





zu dienen bat, erft durch diefe Wert gewiunt und deshalb überall 
zu entbehren ift, wo fie die -Unmittelbarkeit nicht zu fürdern im- 
ftande tft. Aber jene Auslegung tft immerhin möglich. Zumal 
in der erften Zeit de8 neuen Verfahrens, von dem man feit lange 
nie anders ald vom „mündlichen Proceffe” fprechen gehört, wäre 
eine Ueberſchäzung des Mündlichkeitserfordernifſes nichts Un- 
begreifliched. Der Mündlichkeit des Verfahrens könnte faum ein 
gefährlicherer Feind erftehen, als eine folche anscheinend treue und 
confequente Ausführung des Mündlichkeitsgrundſatzes, denn fie 
würde die Mündlichkeit zu einer Formalität machen, und das 
darf diefe nicht fein und nicht werden, wenn mit ihrer Hilfe eine 
Befundung und Befferung ber contentiofen EivilrechtSpflege be- 
wirkt werden fol. Die richtige Empfindung für die eigentliche 
procefiuale Function der Mündlichkeit Lönnte nie rege werden 
oder müßte doch bald wieder verſchwinden, wenn zum Beifpiel 
langwierige Berlefungen von Urkunden zur Pflicht gemacht werden 
wollten, deren Inhalt das Gericht wie der Gegner genan kennt, 
oder das mündliche Vortragen aller für die Zwecke des Proceffed 
bereits protofollarifch firirter Ausfagen, Erklärungen, Befunde u. f. w., 
die in diefer Geftalt ſämmilichen betbeiligten Perſonen ſchon be- 
kannt find. Die Aufmerkfamteit des Gerichte und das Intereſſe 
ber Parteien würde an ſolchem zwed- und wertlofen Ableſen von 
Urkunden ermatten, die Verhandlung würde ihre Lebendigkeit 
verlieren, wenn die Partei ihre mündliche Darlegung, in welcher 
fie auf derlei Schriftftüde Bezug nimmt, durch zeitraubende und 
abjpannende Berlefungen unterbreden müßte. Die Mündlichkeit 
würde bei ſolch' mechanifcher Auffaffung — im Widerfpruche mit 
ihrem Grundgedanten — den unmittelbaren VBerhandlungseindrud 
zerftören oder doch erheblich ſchwächen. Weil dies an den Nerv 
bed neuen Berfahrens rührt, den praftifchen Erfolg desjelben 
fraglich Macht, wird die Geneigtheit eine geringe fein, fich in allem 
dem auf das Ueberwiegen einer richtigen Auffaffung der Münd- 
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6.178. Jede Partei hat in ihren Borträgen alle im einzelnen 
Falle zur Begründung ihrer Anträge erforderlichen thatſäch⸗ 
lichen Umftände der Wahrheit gemäß?) vollftändig und beftimmt 
anzugeben, die zur Feititellung ihrer Angaben nöthigen Be⸗ 
weije anzubieten, fich über die von ihrem Gegner vor- 
gebrachten thatjächlichen Angaben und angebotenen Beweiſe?) 
mit Beftimmtheit zu erflären,?) die Ergebniffe der geführten 
Beweife darzulegen und ſich auch über die bezliglichen Aus- 
führungen ihres Gegners mit Beitimmtheit auszufprechen. 

1) Muthiwillige Beitreitung der Echtheit einer Urkunde zieht Muth 

———— nach ſich 8. 31 


. 313. 
Insbeſondere über die Echtheit der vorgelegten Urkunden 8. 312. 
3) 88.266, 267. 





lichkeit zu verlaffen. Beſſer wird e3 fein, fhon von Geſetzeswegen 
jenen Mißverftändniffen entgegenzuarbeiten, einer formaliftifchen 
Behandlung des Muͤndlichkeitserforderniſſes durch entiprechende 
Beitimmungen überhaupt den Eintritt in die Praris zu vermehren. 
Derlei Beftimmungen haben dann doppelte Bedeutung: nicht nur, 
daß fie für eine beftimmte Proceßlage von der Beobachtung des 
Mündlichkeitsrequiſites entbinden, tritt in ihnen zugleich der Grund- 
gedante der Mündlichkeit, feine vationelle Baſis deutlich) genug 
hervor, damit fich die Rechtsſprechung daraus eine Anleitung zur 
richtigen Handhabung de Miünbdlichleitögrundfages entnehmen 
und vor Mißverftändnifjfen und unrichtigen Folgerungen ſich be- 
wahren könne. Bon diefem Geſichtspunkte ift ſowohl die Bor- 
ichrift des 8.177 Abfa 2 des Entwurfes, wie die an verjchiedenen 
Stellen desjelben aufgenommene Anordnung zu beurtbeilen, daß 
ber Inhalt eines nicht vor dem erfennenden Gerichte durchgeführten 
Verfahrens oder eines der Berhandlung in höherer Inſtanz voraus- 
gegangenen Verfahrens vor dem Gerichte eriter Juſtanz u. f. w. 
nicht von den Parteien auf Grund ber aufgenommenen Protofolle 
oder der vorliegenden Acten eigen? borzutragen, jondern durch 
einen den Inhalt jener Acten unparteiifch darlegenden zuſammen⸗ 
fafjenden Bericht eines Mitgliedes des Senates zur Kenntnis des 
Eollegiums zu bringen if. Was bei der Verhandlung vor bem 
erfennenden Gerichte und zur Zeit des Parteivortrages bereitd in 
urkundlicher Form vorliegt, braucht nicht vorgelefen zu werden, 
aber nicht darf der Parteivortrag durch das Vorleſen von fchrift- 
then Erklärungen erjest werden, welche etwa eigen zu dieſem 
Zmede entworfen find ($. 177 Abjag 1). (Motive, S.236, 237.) 


8.178. Bei der Feſtſtellung des Inhaltes der Parteivorträge 
(8.178) wurden den thatfächlichen Behauptungen und den über die- 
felben abzugebenden Erklärungen die auf die Beweisführung fich 
beziehenden Angaben und Erklärungen an die Seite geſetzt, da bie 
Beweisführung einen integrirenden Beftandtheil der mündlichen 
Verbandlung zu bilden hat. Die für den Proceß erheblichen That- 
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6.170. Die Parteien können bis zum — 1) der 
mündlihen Verhandlung neue auf den @egenftand dieſer 
Berhandlung bezügliche thatjächliche Behauptungen und Be⸗ 


ſachen find von den Parteien wahrbeitsgemäß, voliftändig und 
beftimmt anzugeben. Wiewohl bie Verlegung diefer Vorſchrift 
feinen unmittelbaren Rechtsnachtheil für die zumiderhandelnde Partei 
nad) ſich zieht, wird dennoch eine jolche Verpflichtung der Parteien 
im Oefeße zu ſtatuiren fein. Eine möglichft richtige und voll- 
ftändige Sachverhaltstenntnid ift für die Proceßenticheidung er- 
wünſcht. Das wird auch zugeben, wer die Sorderung ablehnt, daß 
das Urtheil im Eipilproceffe ein — wie man zu fagen pflegt — 
materiell wahres, gerechted fein ſolle. Es müßte zum Schaden 
der Rechtöficherheit und bes Rechtslebens ausfchlagen, wenn ein 
relativ — Procenttheil der Richterſprüche ſich, mit den that⸗ 
ſächlichen Verhältnifſen verglichen, als unrichtig und verfehlt er- 
weiſen würde. Das iſt aber trotz aller Sorgfalt bei der eigent⸗ 
lichen Rechtsanwendung die nothwendige Folge, wenn der Richter 
verhalten wird, auf Grund unrichtiger, lüdenhafter, unklarer That⸗ 
fahenangaben zu enticheiden. Daß fie jene Folge gut heiße, kann 
bon der Geſetzgebung nicht erwartet werden, auch fie wird viel- 
mehr auf die Richtigkeit und Volftändigkeit der vichterlichen Sach- 
verhaltskenntnis großen Wert legen. Dies kommt in dem obgedachten 
an die Parteien ergebenden Gebote zum Ausdrude. Die Anerken⸗ 
nung einer NRechtspflicht der Parteien zu wahrheitsgemäßer und 
erihöpfender Sachverbaltsangabe fpiegelt zugleich die Auffaflung 
der Geſetzgebung über die Aufgabe der Civilrechtsſprechung wieder. 
Die Sanction diefer Rechtspflicht wird aber ftatt in der Bedrohung 
des Ungehorfams durch Strafe beffer in der Befugnis des Gerichtes 
geſucht werden, duch die Mittel der Proceßleitung für das Erſatz 
zu Ichaffen, was ben Parteianbringen an fih etwa an Richtigkeit, 
Bollitändigkeit und Beftimmtheit mangelt. Der im $. 178 aus- 
gefprodene Sag bildet fo zugleich das gefegliche Fundament für 
die dem Gerichte in den SS. 180 ff. beigelegten Proceßleitungs- 
befugniffe. (Motive, S. 237.) 

Der Ausfhuß Hat diefe Grundſätze im großen und ganzen 
für die richtigen angefehen. Das anerkannte Bedürfnis gebt dahin, 
daß der Proceß direct dev materiellen Wahrheit diene. Jene Er- 
wägungen, welche bereit im erften Abjchnitte dieſes Berichtes 
geltend gemacht worden find, greifen bier dur. Es Handelt fich 
um die Verwirklichung der Nechtsinftitute des bürgerlichen Rechtes. 
Der Zug ber Zeit verlangt vom Richter mehr als die bloße formelle 
Entſcheidung deffen, was ihm vorliegt, er fol der Sache ganz 
auf den Grund geben, er fol Hinter die Eouliffen bliden. (A. 
B., ©. 11.) 

8.179 fpricht den für das mündliche Verfahren unentbehrlichen 
Grundſatz aus, daf jedes vor Schluß der mündlichen Verhandlung 
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weismittel vorbringen. Solches Vorbringen kann jedoch vom 
Gerichte?) auf Antrag oder von amtswegen als unjtatthaft 
erflärt werden, wenn die neuen Angaben und Beweiſe offen- 
bar?) in der Abficht, den Proceß zu verfchleppen, nicht früher 
borgebradht wurden und deren Zulaffung die Erledigung des 
Brocefjes erheblich verzögern würde.*) 

Dafern Hiebei auch dem Advocaten der Bartei ein grobes 
Berichulden?) zur Laft fällt, kann außerdem gegen denſelben 
eine Orbnungsftrafe‘) verhängt werden. 

s — vor ——— vom Senate, dagegen kein ab⸗ 

geſondertes RT 88. 515, 186 Abſ. 2. 
®) Bergl. 85. 51 Abſ. 2, 408 5 
) Das — — Vorbringen iſt im Urtheilsthatbeſtande an⸗ 
auführen 8. 417 Abſ. 8. 
) 8.49. Dolus oder culpa lata. 
®%) Bis zu 100 Gulden 8. 320. 
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in was immer für einem Stadium gemachte Vorbringen als ein 
rechtzeitiges zu behandeln ſei. Wenn es hienach zuläſſig erſcheint, 
nach langen VBerhandlungen und Beweisführungen neue Be— 
hauptungen vorzubringen, welche zu weiteren Beweisführungen 
Anlaß geben können, dann iſt die Beſorgnis wohl naheliegend, 
daß jene Zuläſſigkeit zum Zwecke einer muthwilligen Verſchleppung 
ausgebeutet werde. Man wird deshalb darauf bedacht fein müſſen, 
der Partei, der am regelmäßigen Fortgange des Proceffes gelegen 
ift, gegen Hicandfes Vorbringen Schuß zu gewähren. Ein folcher 
wäre es nicht, wenn ber Gegner feine andere nachtheilige Folge 
feiner auf Verſchleppung gerichteten Beftrebungen zu gemwärtigen 
hätte, als etwa bie en zum Erfate der durch eine Tag- 
ſatzungsverlegung verurjachten Koften; namentlich wenn er dabei 
ſicher ift, fein im Hinausſchieben der Enticheidung Tiegendes Ziel 
zu erreihen. Der Zwed des Geſetzes wird vielmehr nur dann 
erreicht werden können, wenn man da8 Gericht berechtigt, die 
Ehicane durch ein Zurüdmweifen des muthwillig verzögerten Vor⸗ 
bringend zu vereiteln, ſolches Vorbringen zurüdzumeifen. Die 
Größe des Einfluffes, welcher dem Gerichte Hiedurch eingeräumt 
wird, Tann nicht davor abfchreden, eine Maßregel zu ergreifen, 
welche durch die Natur des Verhältniffes geboten erjcheint. Die 
Macht, welche das Gericht bier erhält, ift nicht bedeutender und 
dag in feine Gewiffenhaftigfeit gefeßte Vertrauen nicht größer, als 
der Einfluß, welcher dem Gerichte duch die Zulaflung freier Be- 
weiswürdigung eingeräumt wird. Außerdem erfcheint die Trag- 
meite diefer dem Gerichte verlichenen Befugnis — von der Eontrole 
der Rechtömittelinftanzen abgefehen — dadurch eingefchräntt, daß 
die Zurückweiſung eines Borbringend immer nur für einen be⸗ 
ftimmten Rechtsjtreit gelten Tann. (Motive, ©. 238.) 
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Brocepleitung. 
| 1. Pur den Vorſitzenden. 
6.180. Die mündliche Berhandlung wird bei Gerichts- 
höfen von dem Vorfitenden des Senates, dem die Rechtsjache 
zugewieſen iſt, geleitet. 


8.180. Die Nothwendigkeit einer richterlichen Proceßleitung 
ſteht außer Frage. Wie überall, wo mehrere Perſonen zur ge⸗ 
meinſamen Beſprechung einer Angelegenheit ſich vereinigen und 
dieſe Beſprechung mehr als bloßer Gedankenaustauſch, mehr als 
Geſpräch fein fol, muß auch bei den Verhandlungen im Proceſſe 
jemand da fein, der die Discuffion leitet, ihren Gang beftimmt, 
ihr Grenzen anweift und der dafür forgt, daß in richtiger Reihen⸗ 
folge ober Verbindung allmählich alle einzelnen Punkte in bie 
Discuffion einbezogen werden, von deren Auseinanderfegung und 
Aufklärung die Erreidung ded Verhandlungszweckes abhängig tft. 

Der proceßleitenden Thätigkeit des Gerichtes find im Entiwurfe 
hauptfächlich zwei Aufgaben geſetzt: die Ordnung der Verhandlung, 
ihre Gliederung durch entfprechende Grupptrung und Bertheilung 
des zu bewältigenden Proceßftoffed und dann das Spruchreifmachen 
dieſes Proceßftoffes, die Herftellung eines aburtheilbaren Sach⸗ 
verbaltes. Erſtere Wufgabe erwächſt der Procebleitung durch den 
Ausfall der gefeglichen Beftimmungen, weldhe bisnun jenfeit® des 
Bagatelliverfahrend das Neben» und Nacheinander der Procefhand- 
lungen nad abftratten Gefichtspunkten ordneten; die Proceßleitung 
bat die Function jener Beitimmungen zu übernehmen, da bie- 
fetben für ein mündliches Verfahren zweifellos unanwendbar find. 
Die Vorbereitung der Urtheilggrumdlage hingegen war bisher — 
vom Bagatell- und etwa noch vom Summarverfahren abgefehen — 
ziemlich ausnahmslos Sache der Parteien. 

Doch der Sag, es babe ſich der Richter vor der Urtheils- 
fhöpfung mit dem Innerlichen des Proceſſes“ nicht zu befafjen, 
ift in einem münblisunmittelbaren Verfahren nicht aufrecht zu 
erhalten. Das Gericht würde in die denkbar peinlichfte Lage ver⸗ 
fegt, ja ihm faft Unmögliche® angefonnen werden, wenn man 
bemfelben vermehren wollte, fih mit den ihm unmittelbar gegen: 
überftehenben Parteien zur Behebung der Zweifel, Bedenken und 
Ungewifihetten in Verkehr zu ſetzen, weldhe durch die Vorträge 
ber Parteien wachgerufen, nunmehr die Sicherheit des Urtheiles 
nad) allen Seiten beirten und dadurch bie Nichtigkeit der Ent- 
fcheidung jelbft bedrohen, Eine aufflärende Frage, der Hinweis 
auf einen erheblichen Punkt, an dem die Partei bei ihrem Vor⸗ 
bringen achtlos vorüberging, kann vielleicht dem ganzen Proceffe 
eine andere Wenbung, einen anderen Ausgang geben und ber 
Richter ſoll ruhigen e8 die Partei ihr Recht verlieren fehen, 
ohne jenes Wort zu fprehen? Nach dem bisherigen Rechte fielen 
Erklären (der Parteien) und Vernehmen (des Richters) zeitlich 
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Der Vorſitzende eröffnet, leitet und fchließt die Verhand- 
lung, er ertheilt das Wort und kann es demjenigen entziehen, 
der jeinen Anorbnnungen nicht Folge leiftet,?) er vernimmt die 
Perjonen, welche zum Zwecke der Beweisführung auszufagen 
haben,®) und verkündet die Entfcheidungen des Senates. 


weit auseinander. Das ſchwächte das Verletzende der abfoluten 
richterlichen PBaffivität ab. Durch das mündliche Verfahren erfährt 
die8 aber eine beträchtliche Verſchiebung: Richter und Parteien 
rüden fo nahe zufammen, daß jeder auftanchende Zweifel im 
felben Augenblide durch Frage und Antwort Erledigung finden 
fann. Wenn dem Richter auch unter folchen weſentlich anderen 
Berbältniffen Schweigen anbefohlen würde, jo möchte er dadurch 
einem gefährlichen Zwieſpalt zwifchen Gewiflen und Amtspflicht 
ausgefetst werden, einem Zwieſpalt, der nicht ohne weitreichende 
Folgen bleiben könnte. Gleichgiltigleit gegen das Recht einer Perſon 
wird man wohl am allerwenigften bei den zum Schuße des Rechtes 
berufenen Organen großzichen wollen. Die feine Empfänglichkeit 
für das gekränkte Recht müßte aber verfchwinden, wenn der Richter 
gezwungen würde, über jede Art Parteianführen und ohne alle 
Rückſicht darauf zu entfcheiden, ob fih denn dasfelbe zur Füllung 
eines gerechten Richterfpruches überhaupt eigne. Nach dem Bor- 
bilde der früheren Entwürfe einer Civilprocefordnung glaubt 
deshalb auch der Entwurf den Grundfag aufgeben zu follen, daß 
der Richter fich bis zur eigentlichen Enticheidung um das Meritum 
nicht zu kümmern babe. Vielmehr ſoll dem Richter im neuen 
Proceffe neben ber formellen auch eine fogenannte materielle 
Procepleitung, d. 5. eine Einflußnahme auf den Inhalt bes 
Parteivorbringens und der Verhandlung zuftehen, wie fie ihm 
fhon durch das Geſetz über das Bagatellverfahren für diefe 
Gattung Rechtsftreitigkeiten prinzipiell eingeräumt worden. 
Welches Recht die Parteien angriffs⸗ oder vertheidigungs- 
weife geltend machen, über welche Anſprüche fie vom Gerichte ein 
Urtbeil begehren wollen, daß muß ihnen überlaffen bleiben. So- 
weit e3 fih um verzichtbare Privatrechte Handelt, können daher 
nur die Parteien über Inhalt und Ausdehnung der Sachanträge 
beftimmen; in Anfehung diefer Anträge wird die richterliche Proeß⸗ 
leitung über eine gewifle Erläuterungs-, Aufllärungsbefugnig nicht 
hinausgehen dürfen. Die Sachanträge der Parteien enthalten nun 
ein Doppeltes: neben dem, daß fie ben Gegenftand der richterlichen 
Entſcheidung — autoritativ — bezeichnen, bringen fie das Ver⸗ 
fangen der Partei nach gerichtlichem Rechtsſchutze zum Ausbrude, 
nad Schuß im Genuffe oder in der Ausübung des bem Gerichte 
zu gleicher Zeit von der Partei bezeichneten Rechtes. Mit diefem 
Rechtsſchutzverlangen werden fich ziemlich regelmäßig der ch 
und die Hoffnung verbinden, es möge nunmehr ſeitens des Ge⸗ 
richtes geſchehen, was nach Lage der Sache nothwendig iſt, um 





Geſ. v. 1. Aug. 1805, R. G. B. Nr. 113. 6.180. 385 


Der Borfitende Hat dafür Sorge zu tragen, daß die 
Sache erichöpfende Erörterung finde, die Verhandlung aber 
auch nicht durch Weitläufigteit und umerhebliche Nebenver- 


— — — — 


der durch den Gegner geftörten oder bedrohten Rechtslage zur An⸗ 
ertennung zu verhelfen. Soferne diefe Anerfennung und damit 
die Rechtsſchutzgewährung von beftimmten Thatfachen-Feftellungen 
abhängt, ift daher in jenem Verlangen von felbft der Wunſch mit 
inbegriffen, daß bei der Entſcheidung alle für die begehrte Zu⸗ 
erfeunung des Rechtes irgendwie erheblichen und bedingenden Sach- 
verhaltsmomente berüdfichtigt würden. In erfter Linie wird die 
Partei dabei an die von ihr felbft vorzubringenden Anführungen 
und Beweije denken, aber im Grunde ihred eigenen Begehrens 
kann fie maßgebende wichtige Thatfachen nicht deshalb allein von 
der richterlihen Berüdfihtigung ausfchliegen wollen, weil nicht 
gerade fie diefe Thatſachen dem Richter dargeboten: je mehr es 
ihr um ein günſtiges Urtbeil zu thun, umfoweniger wird fie da⸗ 
gegen einzuwenden haben, im Sammeln und Feftftellen ber proceß- 
erheblihden Thatſachen vom Richter unterftügt zu werben. Nament- 
lich die rechtsunkundige Partei wird auch in diefer Beziehung vom 
Richter vertrauensvoll Hilfe erwarten. Diefem Gedankengange 
ſchließt fich der Entwurf an, indem er ed als Aufgabe der richter- 
lichen Proceßleitung erklärt, darauf hinzuwirken, daß alle für die 
Entſcheidung erheblichen thatjächlichen Angaben gemacht, un- 
genügende Angaben über die zur Begründung ober Bekämpfung 
des Anfpruches vorgebrachten Umijtände verpollftändigt, die Be- 
mweismittel für diefe Angaben bezeichnet oder die angebotenen 
Beweiſe ergänzt und überhaupt alle Aufichlüffe gegeben werden, 
welde zur wahrheitsmäßigen Teftitellung des Xhatbeftandes der 
von ben Parteieien behaupteten Rechte und Anfprüche nothiwendig 
ericheinen (8.182), Zu foldher Aufgabe bedarf das Gericht auch 
entſprechender Mittel. Die Befugnis der Parteienbefragung reicht 
nit aus; auch dann nicht, wenn die Ergänzung des richterlichen 
Fragerechte8 duch die directe Prageftellung feitend der Partei 
ftattfindet, wie e8 der Entwurf im Einflange mit der Strafproceße 
ordnung und mit dem Geſetze über das Bagatellverfahren beantragt 
(8.184). Die Zwede welche bei Anerfennung einer materiellen 
Procchleitung vorſchweben, fordern weiterreichende Vollmachten. 
Das Gericht muß alle fi) aus dem Proceffe ergebenden Möglich- 
keiten ausnügen können, um den für daß Urtheil belangreichen 
Sachverhalt oder einzelne wichtige Theile desfelben klarzulegen; 
zwifchen ben verjchiedenen Erkenntnisbehelfen, zwiſchen mittelbarer 
oder unmittelbarer Feftftellung ift da auch Fein fachlich bedeutfamer 
Unterfchied. Abgeſehen alfo von der Berechtigung, die zur Feft- 
ftelung des Thatbeftandes ber geltend gemachten Rechte und An⸗ 
ſprüche (ſonach innerhalb der Sachanträge) nothwendigen Mit- 
theilungen und Aufihlüffe von den Parteien zu begehren und 
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handlungen ausgedehnt und, ſoweit thunlich, ohne Unter⸗ 
—— zu Ende geführt werbe.?) | 
1) Sib polizei 88. 197-208. 
2) Auch Die Parteien, vergl. — 375 Abſ. 1. 
2) Der Vorſitzende ordnet die Beſeitigung von Formgebrechen an 
88. 84 Abſ. 3, 85, insbeſ. die Beſtellung eines Advocaten $. 87 Abſ. 2, 
dagegen kein abgeſondertes Rechtsmittel 3. 84 Abſ. 1, 85 Abf. 8: 





hiezu eventuell das perfönliche Erjcheinen der Parteien zu ver⸗ 
langen, wird das Gericht deshalb auch zu ermächtigen fein, joweit 
erforderlih und ausführbar, jenen Thatbeſtand oder Bruchftüde 
desfelben unmittelbar durch eigene Wahrnehmung kennen zu lernen, 
und desgleichen zu folcher Feitftellung alle ihm aus dem Proceffe 
befannt gewordenen Beweismittel von amtswegen heranzuziehen 
(8. 183). Die im 8.183 erwähnten Stammbäume, Pläne, Riffeu. |. m. 
fönnen den Parteien vom Gerichte nicht nur abgefordert werden, 
wenn und ſoweit fie fich bereits in den Händen der Parteien be- 
finden, fondern es kann auch einer Partei die Anfertigung folcher 
Beranfhauliungsmittel aufgetragen werben, falls dies zum 
Hareren Berftändniffe eines Vortrages oder fonft zur Aufklärung 
erforderlich erfcheint. . 

Der Ordnung der Verhandlung zugemwendet, hat bie Proceß⸗ 
leitung für die rafhe Durchführung der Verhandlung, für deren 
Ueberfichtlichkeit, für eine zwedmäßige Dispofition des Verhand⸗ 
Iung3ftoffe® damit zugleich für die thunlichſte Vereinfachung ber 
Verhandlung und für die Verminderung der Proceploften zu 
forgen. Im Intereſſe der Beichleunigung des Verfahrens darf 
es einerfeit3 nicht geduldet werden, daß die Verhandlung durch 
Weitlänfigfeiten oder durch Erörterung unerheblidher Nebenfragen 
ausgedehnt werde, und anderfeits ift darnach zu ftreben, die Ver- 
handlung wenn möglich bei derfelben Tagſatzung, bei welcher fie 
begonnen wurde, zu beenden (8.180 Abſatz 2). Denn die Zer- 
teilung der Berhandlung auf getrennte Tagſatzungen bereitet der 
Durchführung ded mündlichen Berfahrens die größten Schwierig- 
keiten. Wird die. Verlegung einer Tagſatzung unvermeidlich, fo 
liegt es im richterlichen Procefleitungdamte, dann wenigſtens bie 
Wiederholung derartiger Unterbrechungen bintanzuhalten. Es find 
daher ſolchenfalls von amtswegen alle Verfügungen zu treffen, 
welche erforderlich find, um die Streitfache zum minbeften bei ber 
nächften Tagfagung erledigen zu können ($. 181). Bon der Durch- 
fihtigleit und Ueberfichtlichkeit der Verhandlung wird vielfach die 
Güte des richterlichen Wrtheiles abhängen. Wenn in einer Ber- 
handlung die Erörterung ruhelos von einem Streitpuntte zum 
anderen überfpringt, Sach⸗ und Rechtsfragen durcheinander gemengt 
und über die verfchiedenften Angriffs- und Bertheidigungsmittel 
gefprochen wird, wie e8 gerade der Zufall und das Belieben der 
———— will, eine ſolche Verhandlung wird zu einer uns 

efriedigenden Entſcheidung führen, falls die Rechtsſache nur 
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6.181. Wenn die Fortfegung einer bereitö begonnenen 
eg auf eine fpätere Tagſatzung verlegt werben 
muß,*) hat der Vorfigende nicht nur, fofern dies möglich ift, 
die neue Tagjagung fofort zu beftimmen,?) ſondern zugleich 
von amtöwegen alle Verfügungen zu treffen, welche erforberlid) 
jind, um die Streitfache bei der nächſten Tagſatzung erledigen 
zu können. Bor Erlaffung folder Verfügungen Tann der 
Borfitende, menn es ihm nöthig?) jcheint, eine Beſchlußfaſſung 
de3 Senates einholen. 

Es Tann indbejondere den Barteien aufgetragen werden, 
binnen einer ihnen gleichzeitig zu beftimmenden Frift die ala 
Beweismittel zu benübenden Urkunden zur Einficht für den 
Gegner bei Gericht zu erlegen,*) und Namen und Wohnort 


halbwegs jchwieriger oder ausgedehnter if. Um ein gründliches, 
gutes Urtheil zu ermöglichen, wirb jede ſolche Verwirrung ferne- 
gehalten, das Zuſammengehörige vereinigt, das fachlich Bejondere 
auch in der Verhandlung abgejondert beiprochen werden müſſen; 
je Harer und ſchärfer die einzelnen Streitpuntte und Proceßelemente 
in ber Verhandlung berausgearbeitet werben, umſo eindrudspoller 
wird die Verhandlung auf den Richter wirken, umfo beffer dann 
defien Entjcheidung fein. Das mündliche Verfahren Tennt wenige 
formelle Sonderungen; gerade deshalb ift die in diefer Richtung 
der Ar obliegende Aufgabe eine jo wichtige und verant- 
wortungsvofle. Das Gejeh muß fich genügen lafien, dem Gerichte 
die Mittel zu geben, um die Verhandlung je nach Beichaffenheit 
des Einzelfalle® am zwedeutiprechendften einzurichten, den Proceß⸗ 
ftoff fo zu geftalten, wie e8 das concrete Verhältnis gerade fordert 
und wie e3 für den Zwed der Rechtsſprechung am angemeffenften 
erfheint. Bann von dem einen, warın von dem anderen Mittel 
Gebrauch zu machen umd in welcher WWeife, darüber muß aber 
daß richterlicde Ermeflen enticheiden; die zahllofen bier möglichen 
Berfchiedenheiten der Proceflage können nicht einmal nach ihren 
Hauptlategorien vorbergefehen und in fefte Thatbeftände gefaßt 
werden. Der Entwurf glaubt das Gericht für alle Complicationen 
hinreichend ausgeſtattet zu Haben, indem er demielben die Befugnis 
verleiht, die Verhandlung, fei e8 nach den einzelnen gleichzeitig 
geltend gemachten Ansprüchen, fei e8 nach den einzelnen jelbftän- 
digen Streitpuntten oder Angriffs⸗- und Vertheidigungsmitteln zu 
trennen (88. 188, 189), bie Fortfegung der Verhandlung zur Haupt- 
ſache bis zur Austragung von Ziwijchenftreitigkeiten und zur Er- 
ledigung präjudicieller Bunfte aufzufhhieben (8$. 191,192) und 
endlid — wenn dies Vortheil verſpricht — bei wenigften® theil- 
mweifer Identität der ftreitenden Parteien auch die Berhandlung 
mebrerer bei demfelben Gerichte anhängiger Procefle in eins zu- 
fammenzuziehen (8.187). (Motive, S. 241.) 
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einzuvernehmender Zeugen bekanntzugeben.) Wenn die Partei 
einem ſolchen Auftrage in der Abſicht, den Proceß zu ver⸗ 
ſchleppen, nicht nachkommt und die geforberten Beweismittel 
erſt bei der jorigetebten mündlichen Verhandlung vorbringt, 
jo kann dieſes Vorbringen vom Senate auf Antrag oder 
von amtswegen als unftatthaft erflärt werden,*) falls durch 


nahe die Fortführung der Verhandlung verzögert wärbe. 
2° Er Recurs 8. 141. 


Si möbefonbere wenn ein Beweisbefchluß "zu ergehen hat 88. 277, 


4) Berg 1. 8.8 

5) Mittels Sriftjat 8. 74, event. zu PBrotofoll 3. 434. — fein ab» 
gefondertes Rechtsmittel FA 186 Abſ. 1. — Gegen den Auftrag 8 zur Borlage 

der Urjchrift u. Abſchrift vorgelegten Urkunde Tein Rechtämittel 


31 

s Y = Baggen fein ab — 8.186 Abſ. 2. — Das zurück⸗ 
ee —— im: Urtheilsthatbeſtande anzuführen 8. 417 Abſ. 3. 

F. 182. Der Vorſitzende hat bei der mündlichen Ver⸗ 
handlung durch Frageftellung!) oder in anderer WVeife?) darauf 
hinzumirfen, daß die für die Entjcheidung erheblichen that- 
jächliden Angaben gemacht oder ungenügende Angaben über 
die zur Begründung oder Belämpfung de3 Anſpruches 

eltend gemachten Umjtände vervollitändigt, die Beweismittel 

Br ür diefe Angaben bezeichnet oder die angebotenen Beweife 
ergänzt und überhaupt alle Aufjchlüfje gegeben werden, welche 
zur wahrheitsmäßigen Feitftellung des Thatbeftandes der von 
den Parteien behaupteten Rechte und Anſprüche nothmendig 
erſcheinen. 

Wenn eine Partei in ihrem Vortrage von dem Inhalte 
eines von ihr überreichten vorbereitenden Schriftſatzes?) ab- 
weicht oder wenn die Vorträge der Parteien mit jonftigen bon 
amtswegen zu berüdfichtigenden Proceßacten?) nit im Ein- 
Elange ftehen, Hat der Vorfigende darauf aufmerkſam zu machen. 
Ebenfo hat er die Bedenken hervorzuheben, welche in Anfehung 
der von amtswegen zu berüdiichtigenden Punkte?) obmalten. 

Außer dem Vorfigenden können auch die anderen Mit- 
en des Senates®) an die Parteien die zur Ermittlung des 

treitverhältniffes und sur Teitftellung des Thatbeftandes 
geeigneten Fragen richten.?) 
— ann an die etiva mit dem Bevollmächtigten erichienene Partei 


6 Abf. 2 
en Siehe die Einfhräntungen hinfihtlih Urkunden und. Beugen in 


278 


” 2. 78. 
*) Insbeſondere den Protofollen und ihren Beilagen 8. 217 Abi. 1. 
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6), Insbeſondere ber Zuftändigleit in den Fällen der 88. 42, 104 J. N. - 
des Mangels ber Procebjähigteit, der geſetzlichen und der Er- 
ee BU Procehführung 8.6 Ab}. 1 — de3 Mangels der Vollmacht 

7, 8 3. N. 
) ah — IRRE berg Antwort auf die Beurtheilung des 
Falles 8. 272 Abf. 2. | 

6. 183. Behufs Erfüllung der dem Vorfipenden nad 
8.182 obliegenden Verpflichtungen fann der Vorſitzende ins⸗ 
befondere: E 

1. die Parteien zum perjönlichen Erſcheinen bet der 
mündlichen Verhandlung auffordern; ') 

2. verfügen, daß die Parteien in ihren Händen befind- 
liche Urkunden, auf welche fi) die eine oder die andere be- 
rufen hat, Acten, Auskunftsſachen oder Augenfcheinsgegen- 
ftände,?) ferner Stammbäume, Pläne, Riſſe und jonitige 
Zeichnungen und Zujammenftellungen?) vorlegen und eine be- 
ftimmte Zeit bei Gericht belafjen; 

3. die Herbeifchaffung der bei einer öffentlichen Behörde 
oder bei einem Notar verwahrten Urkunden, auf welche ſich 
eine der Parteien bezogen Hat, der Auskunftsſachen und 
Augenfcheinägegenftände?) veranlafien; 








8.183. (3. 1 lautete nach der Reg. Vorl.: das perfönliche 
Ericheinen einer oder beider Parteien anordnen. — Ferner war 
bezüglich der Urkunden in der Reg. Vorl. die Beichränfung, daß 
fih die Parteien darauf berufen haben, nicht enthalten und dic 
discretionäre Gewalt des Borfigenden bezüglich der Vorladung 
von Zeugen keiner Beſchränkung unterworfen. Diesfalls nahm 
der Ausfchuß des Abgeordnetenhauſes Aenderungen bor:) 

Die Aenderung in der erften Ziffer hat den Sinn, ungmeifel- 
baft Harzujtellen, daß ber Richter die Parteien zum perfönlichen 
Erſcheinen auffordern, nicht aber ihr Erfcheinen erzwingen kann. 

In Ziffer 2 ift nicht Bloß eine kürzere Faſſung verficcht, 
fondern die Aenderung ift auch eine meritoriſche. 

Hier ſowie in den Ziffern 3 und 4 hat der Ausichuß an der 
Fafſung der NRegierungsvorlage eine weſentliche Einſchränkung 
eintreten laffen. 

Die Beftimmungen nämlih, daß der Richter Urkunden 
requiriren Tönne, auf welche fich Teines der Streittheile bezogen 
habe, oder Zeugen einverncehme, auf deren Abhörung feine der 
Parteien einen Wert legt, geht zu weit. &3 find doch Fälle dent- 
bar, in welchen beide Parteien mit gutem Grunde Urkunden, 
wiewohl diefelben mit dem Nechtsftreite in Zuſammenhang ftehen 
mögen, nicht vor das Gericht ziehen wollen. Dasfelde gilt auch 
von Zeugen. Eine Menge von nicht überfehbaren Berhältniffen 
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4. die Vornahme eines Augenscheines?) unter Zuziehung 
der Parteien und die Begutachtung durch Sachverftändige®) 
anordnen, ſowie PBerfonen als Zeugen laden,) von welchen 
nach der Klage oder dem Gange der Berhandlung Aufklärung 
über erhebliche Thatſachen zu erwarten ift. 

Diefe Verfügungen können jedoch vom Borfigenden in 
Anſehung von Urkunden und Zeugen nicht getroffen werden, 
wenn fic) beide PBarteten Dagegen erflären. 

Soldhe Erhebungen können jelbft vor Beginn der münd⸗ 
lichen Verhandlung angeordnet werden, wenn zu bejorgen 
ift, daß ſich andernfall3 für die Entſcheidung wichtige Um- 
ſtände nicht mehr feftftellen ließen oder ein Beweismittel 
jpäter nicht mehr ober doch nur unter erheblich ſchwereren 
Bedingungen benügt werden Tünnte.?) 

1) Koftenanfprucd wegen Beitverfäumnis und Reifeauslagen 8.42 Abſ. 1. 
yon en — ( va — 
ſcheinsgegenſtände nicht zuläffig g 369). Hinfichtlich —— — vor 
a Fender vergl. 3. 487. 


. 29. 
*) 8.239 Abſ. 2 vergl. 8. 488. — Wegen Herbeilhaffung von Aus⸗ 
kunftsſachen Seitens Dritter Editionsauftrag 88. 318, 308, nid bezüglich 
Augenjheinsgegenftände 8. 369. 

®) 8.868, event. durch einen beauftragten ober erjuchten Richter. 

®) 8. 351, event. durch einen beauftragten ober erſuchten Richter; 
auch wenn die Barteien ſich Dagegen erflären 8. 368 Ubi. 2. 

?) Unbefchabet der Beihräntungen nad) 83. 320822. 

8), Die Borautfegungen ber Beweisaufnahme zur Sicherung ter Be— 
— nicht vorzuliegen, insbeſondere bedarf es keines Antrages 








des Privatlebens, Rückfichten auf Thatſachen bes Familienlebens ꝛc. 
kommen hier in Betracht. Bei der Verfolgung von Privatrechts⸗ 
ſtreitigkeiten muß es zuläſſig bleiben, daß die Streittheile gewiſſe 
Kampfesmittel ausſchließen, wenn beide es fo wollen. Es erſchien 
ſohin dem Ausſchuſſe ungerechtfertigt, den Richter in Verhältnifſe 
eingreifen zu laſſen, welche die Streittheile unberührt lafſen wollen, 
und deswegen ſchied der Ausſchuß hier jene Urkunden aus, auf 
welche fich keine der beiden Parteien bezogen hat. Er brachte es 
beſonders zum Ausdruck, daß Urkunden und Zeugen nicht heran⸗ 
gezogen werden können, wenn beide Parteien dieſe Beweismittel 
ausſchließen, bezw. nicht benützen wollen. 

Es iſt übrigens klar, daß die Ermittelung der materiellen 
Wahrheit ein ſoweit gehendes Eingreifen des Richters, wie es die 
Regierungsvorlage vorſchlägt, gar nicht erfordert. Es bleibt ja 
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6. 184. Jede Partei kann zur Aufklärung bes Sach⸗ 
verhaltes über alle den Gegenftand des Rechtsſtreites oder 
der mündlichen Verhandlung betreffenden, für die Broceß- 
führung erheblichen Umftände und insbefondere auch über 
das Vorhandenſein und bie Beichaffenheit der zur Proceß⸗ 
führung dienlichen Urkunden, Auskunftsſachen und Augen⸗ 
Icheinsgegenftände an die anweſende Gegenpartei oder beren 
Vertreter Fragen durch den Vorſitzenden ftellen laſſen oder 
mit defien Zuftimmung unmittelbar ſelbſt ftellen. 

Wird eine Frage vom Vorſitzenden ald unangemefien 
zurüdgewiefen oder die Zuläffigleit einer Frage vom Gegner 
beftritten, jo lann die Partei darüber die Enticheidung?) des 
Senates begehren. 

1) Kein abgeſondertes Rechtämittel 8. 186 Abſ. 2. 

6. 185. Iſt eine ohne Bevollmächtigten zur münd- 
lichen Verhandlung erjchienene Partei einer verftändlichen 
Heußerung über den Gegenftand des Nechtsitreites oder der 
mündlichen Verhandlung nicht fähig, To ift die Tagſatzun 
vom Borfigenden auf thunlichft kurze Zeit zu erftreden un 
die betreffende Bartei anzumeiien,?) bei der neuerlichen Tag⸗ 
In me unter Vertretung eines geeigneten Bevollmächtigten, 
erforderlichenfall3 eines Advocaten zu ericheinen, mwidrigens 
fie als ausgeblieben angejehen werden würde.) Eine wieder- 
holte Erftredung der Tagſatzung kann aus dieſem Grunde 
nicht ftattfinden. 

Die vorftehenden Beftinnmungen haben auch dann finn- 
gemäße Anwendung zu finden, wenn der Benollmächtigte 
einer Bartei einer verftändlichen Aeußerung über den Gegen- 
ftand des Nechtäftreited oder der mündlichen Verhandlung 
unfähig ift und entweder die Partei ſelbſt nicht anweſend ift 
oder die Verhandlung mit ihr mit Nüdficht auf die Beſtim⸗ 
mungen des 8.27, Abjag 1, nicht durchgeführt werden fann.°) 
Wenn ein foldhes Hindernis in Bezug auf den gefeßlichen 
Bertreter einer Partei eintritt, hat der Vorſitzende zugleich 





dem Richter unbenommen, die Parteien auf Urkunden oder Zeugen, 
auf die fie fich nicht berufen, in ihrem Intereſſe aufmerfiam zu 
machen, und es wird dann gewiß eine der Parteien einen Antrag 
auf Producirung der Urkunden oder Borladung der ange 
jtelen. Shut fie es dennoch nicht, dann Liegen offenbar Gründe 
vor, welche unbedingt beachtet werden müſſen und die ein ander⸗ 
weitiges Eingreifen des Richters ausschließen. (A. B. S. 30.) 





” 
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wegen Beitellung eines geeigneten Bevollmächtigten die er⸗ 
———— Auftrage zu ertheilen. 


ine 8. 133 Abſ. 3. 
8) Vergl. 0, 183 Abf. 3. 

2) Koften $. 142. 

6.186. Wird eine auf die Proceßleltung bezügliche 
Anordnung des Vorſitzenden oder eine vom Vorſitzenden oder 
einem Mitgliede des Senates geſtellte Frage von einer der 
an der Verhandlung betheiligten Perſonen als unzuläffig be⸗ 
ſtritten, ſo entſcheidet über ſolchen Widerſpruch der Genat.') 

Gegen die Enticheidung des Senates ift ein abgefondertes 
Rechtsmittel?) nicht zuläffig. Gleiches gilt. von den gemäß 
88.179 Abſatz 1, 181 Abſatz 2, und 184 Abjag 2, ergebenden 
Entjcheidungen des Senates.?) 


). Unangemefjene ragen der Parteien bei der Beweisaufnahme find 
durch den — beauftragten oder erſuchten —— — 
8. 289 Abſ. 1, fein abgeſondertes Rechtsmittel s. 291 Abſ. 1. — Bet der 

Vernehmung bon Zeugen entfcheibet über die vom Vorfigenden, beauf- 
tragten oder erfuchten Richter ausgefprochene ker 6. 348 ar. 1 ei Antrag 
der Senat $. 342, Tein abgefondertes Rechtsmittel 8. 342 


515. 
2% 88. 425 Abſ. 2, 522 Abi. 1, fiehe die Motive bei 8. 522: 
3. Dur den Senat. 

6.187. Sind bei einem Gerichte mehrere Rechtsſtreite 
anhängig, die zwiſchen den nämlichen Perſonen geführt 
werden?!) oder in welchen die nämliche Perſon verjchiedenen 
Klägern oder verfchiedenen Beklagten als Proceßgegner gegen- 
überfteht, jo können diefe Procefje, wenn dadurd voraus⸗ 
fichtlich deren Erledigung vereinfacht oder beichleunigt oder 
der Aufwand für die Koften der Procekführung?) vermindert 
werden wird, duch Beichluß des Senates zur gemeinjamen 
Verhandlung. verbunden werden.?) 

Mit einem gemeinschaftlichen Urtheile können jedoch nur 
Rechtsſtreite zwiſchen denſelben — entſchieden werden. ) 

Bivderkiage 8. 233 Abſ. 2, 8. 96 I.R 

2) Eriparung mehrmaliger Aufnahme derfelben Beweiſe, wiederholter 
Abhörung von Beugen und — biuen: 
Kein Rechtsmittel 8. 192 Abi. 2 
Wenn einer der Proceſſe zur Entieeibung reif ift, hat das Gericht 
in dieſem das Urtheil zu fällen 8. 390 Abſ. 2 — uber diefem Falle 


find die mehreren PBrocefje, wenn Die Berbinbung nicht vor Fällung des 
ne aufgehoben wurde, durch dasſelbe Urtheil zu entſcheiden 8. 404 


6.188. Der Senat kann anordnen, daß über mehrere 
in derjelben Klage erhobene Anjprüche!) getrennt: verhandelt 
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werde. Ebenjo kann eine getrennte ———— über die 
vom Beklagten geltend gemachten Gegenforderungen ange- 
ordnet werden.?) 

!) hei Klagenverbindung $. 227, auch I — der Streitgenofi enjchait, 

— 8. u 2, vergl. 58. 245 9. 1 
Zibeil über den Alansanforud 6 1 Abſ. 8. — Gegen die 
rer * ee fein —— "oe Abſ. 2 

6.189. Ergeben ſich bei der Begründung ober bei ber 
Bekämpfung eines und desjelben Anipruches mehrere jelb- 
jtändige Streitpunfte, oder werden in Anjehung desjelben 
Anfpruches mehrere jelbftändige Angriffs- oder Vertheidigungs⸗ 
mittel ‚geltend gemacht, jo Tann der Senat anordnen, daß die 
Berhandlung zunächſt auf einen oder einige diefer Streit- 
punfte!) bejchränft werde. 

Snöbejondere faun, wenn die Einrede der Unzuftändig- 
feit des Gerichtes, der Streitanhängigfeit oder der recht3- 
fräftig entfchiedenen Gtreitfadhe”) erhoben wird, vom Senate 
verfügt werden, daß zunächit über dieſe Einteden abgejondert 
verhandelt werde.) 


1) 8.236. Zwiſchenurtheil 8. 398. — Es können auch nur einzelne res 
N au a runen Verfahren verwiejen werden $. 246 Abi. 2 


240. 
*) Rein Wehtemittel 8. 192 Abi. 2. 


.. 6.190. Wenn die Enticheidung eines Rechtsſtreites ganz 
oder zum Theile von dem Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines 
Rechtsverhältniſſes abhängt, welches Gegenſtand eines anderen 
anhängigen!) Rechtsſtreites iſt, oder welches in einem an⸗ 
hängigen Bermaltungsverfaßren ſeſtzutenen iſt, o kann der 


. 189. Fur die Ausſcheidung eine Bunte zu beſon⸗ 
derer Verhandlung dürften nebft dem Feftftellungsantrage nad 
8. 236 auch die bisher fogenannten procephindernden Einreden 
manchmal Gelegenheit geben. Ob jedoch dem Ableugnen des Bor- 
handenfeins einer Proceßvorausfegung ſolche Wirkung beizulegen 
fei, darüber hat das Gericht in Würdigung der Beichaffenheit des 
einzelnen Streitfalled zu urtheilen; bei diefer Beurtheilung wird 
insbefondere auch auf die der Einwendung prima facie zulommende 
Wahrfcheinlichkeit zu achten fein. Das Gericht wird ferner einen 
einzelnen Streitpuntt auch dann abgefondert zur Verhandlung 
bringen können, wenn durch dejjen Erledigung der ganze NRecht3- 
ftreit nn wird oder die Entſcheidung über jenen Streitpunft 
doch die Grundlage der Weiteren Verbandlung bilden muß. 
(Motive, S. 241.) 


$. 190. Die einftweilige Unterbrehung der Verhandlung 
anzuordnen, wird fih namentlih im alle der fogenannten 


— ————— —— 
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Senat anordnen, dab das Verfahren auf fo larßge Zeit unter⸗ 
brochen®) werde, bis in Anſehung dieſes Rechtsverhältniſſes 
eine rechtsfräftige?) Entſcheidung vorliegt. 

Eine ſolche Unterbrechung fann der Senat auf Antrag 
auch im alle des Streites über die Zuläffigfeit einer Neben- 
intervention ‚*) jowie dann anordnen, wenn beide Barteien 
wegen de3 von einem Dritten auf den ftand des Rechts⸗ 
— — Anſpruches gemeinſchaftlich beklagt werden 


Rad) rechtskräftiger Erledigung des bezüglichen Pro⸗ 
ceſſes oder Berwaltungsperjahrens ift das Berfahren in 
” Hauptſache auf Antrag oder von amtswegen aufzu- 
nehmen. 


6 
2 M 228, 232. 
irkung SS. 163, 167. 
3) 8. 411 


*) 8, 18 Abſ. 2. 

® ion. — © ehung 
Recurs 88. 192 Abſ. 2, 514. a per Beige et rer ten big 
zur Beendigung des Disciplinarverfahrens 8. 601 Abf. 2. 
°) 88. 164, 1656 Abf. 8, 166 Abf. 2. 

6. 191. Ergibt fih im Laufe eines Nechtöftreites der 
Berdacht einer ftrafbaren Handlung, deren Ermittlung und 
Me für die Entfcheidung des Nechtöftreites voraus- 
jihtlih von maßgebenden Einfluß iſt,) jo kann der Senat 
anordnen, daß der Rechtäftreit bis zur Erledigung des Straf- 
verfahrens unterbrochen werde.?) 

Eine ſolche Unterbrechung Tann insbeſondere ſtattfinden, 
wenn ſich Verdachtsgründe dafür ergeben, daß eine für die 
Proceßentſcheidung wichtige Urkunde fälſchlich angefertigt oder 
verfälicht ift, oder daß fich eine über weſentliche Umftände 
einverhommene Partei oder ein Zeuge oder Sacjverftändiger, 
deflen Ausfage der Senat jonft bei der Entjcheidung voraus- 
— nun würde, einer faljchen Ausſage jchuldig 
gemadt Hat. 

Nach rechtökräftiger Erledigung des Strafverfahrens ift 
Hauptintervention, bei Präjudicialität eine Strafverfahrend oder 
bei Einleitung von PVergleichdverhandlungen ($. 219) häufig als 
angemeffen erweifen. Die Unterbrechung des Verfahrens wegen 
einer Haupt- oder Nebeninterbention wurde von einem Antrage 
abhängig erklärt, weil bier der Fortgang oder die Unterbrechung 
nur für das Intereſſe der Parteien von Belang ift, für die 
Löſung der dem Richter obliegenden Aufgaben Hingegen weniger 
Bedeutung hat. (Motive, &. 241.) 


— — 
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das unterbrochene Verfahren in der Hauptſache auf Antrag 
oder von ereen aufzunehmen.?) 


?) Damit ift 6. 50, Gef. v. 16. März 1884, R. G. 3. Nr. 36, (Un: 
fechtungsgeſetz; wornad eine Einftellung des Aniechtungöprocefies nur in 
dem Falle ftattfinden Tann, wenn die ln) ah Unterfuchung bereits 
anhängig ift, aufgehoben. Wirkung Der Unterbrechung $. 168, 167. — 
Tagegen Recurs 58. 192 Abſ. 2, 514. — Anlaͤßlich einer Wiederaufnahms⸗ 
flage nach 4 530 3. 1-4, ift noch vor der mündlichen Verhandlung die 
Einleitung des Strafverfahrens zu veranlaffen; dagegen Tein Btechtämittel 
8. 589 Ab}. 1. — Die bei der Wiederaufnahmötlage ftatuirte Verpflichtung 
des Strafgerichtes oder der ft. a. Behörde die Einitelungsgründe befannt 
zn geben (8. 539 Abſ. 2) dürfte bei allen präjudiciellen Straffällen im 
Hindblide auf 88. 268, 272 eintreten. 

Auf Erſuchen des Gtrafgerichtes iſt bei Verdacht des Wuchers das 
ee Eanpeler .11 Gef. v. 38. Mat 18831, R. G. B. Ar. 47, 
Art. XZI8.3 €. a 

s) 88. 164, 165 Abſ. 3, 166 Abi. 3. Im Falle des 8.425 St. P. O. 
auch vor Erledigung des Strafverfahrens. 

6. 192, Der Senat kann die von ihm erlaffenen, eine 


Trennung, Verbindung oder Unterbrechung der Berhandluug 


oder des Verfahrens betreffenden Anordnungen auf Antrag 
oder von amtöwegen wieder aufheben.) Die Aufhebung kann 
nicht mehr verfügt werden, wenn der Senat dur ein von 
ihm gefälltes Urtheil en ift, oder wenn die Anordnung 
zum Gegenftande der Entjcheidung einer höheren Inftanz ge- 
worden ift. 

Die nad ” 187 bis 191 erlaffenen Anordnungen 
fönnen, joweit fie nicht eine Ilnterbrechung des Berfahrens 
verfügen, durch ein Rechtsmittel nicht angefochten werden. 

1) 88. 425 Abſ. 2, 522. Ä 


Schluß der Berhandlung. 


$ 193. Der Borfigende hat die Verhandlung für ge- 
ichloflen zu erflären, wenn der Senat die Streitſache oder 
den abgejondert zu erledigenden Antrag,') über welchen die 
Verhandlung ftattfindet, als vollftändig erörtert und auf Grund 
der aufgenommenen Beweife zur Entſcheidung?) reif erachtet. 


— — — — — mn — — — — — — — — —— 








8.193. Der Satz, daß jede Verhandlung bis zur Verkün⸗ 
digung ihres Schlufſes als ein Ganzes zu betrachten ſei (8. 193 
Abſ. 2), iſt nach verſchiedenen Richtungen von en, Einer- 
ſeits erjheint damit die Eventualmarime für dad neue Verfahren 
bejeitigt. Inwieferne dies für die Parteien al3 Erweiterung ihrer 
Proceßbefugniffe wirkt, ift ſchon im 8. 179 ausgefprocdhen. Ander- 
ſeits enthält jener Say eine für die richterliche Urtheilsſchöpfung 
ober überhaupt für die entfcheidende Thätigfeit des Richters mich- 
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Die Verhandlung iſt bis zur Verkündung ihres Schluſſes 
als ein Ganzes anzuſehen. | 

Die Verhandlung kann auch vor Aufnahme aller zuge- 
‚laflenen?) Beweiſe für gejchloffen erklärt werden, wenn nur 
mehr die durch einen erjuchten Richter zu bewirkende Auf- 
nahme einzelner Beweife ausfteht und entweder beide PBar- 
teien auf die Verhandlung über das Ergebnis dieſer Beweis- 
aufnahme verzichten, oder der Senat eine ſolche Verhandlung 


tige Norm, indem er den Kreis ber biebei zu beachtenden An- 
führungen umfchreibt. Von befonderem Belange ift jener Sat 
endlih für das Berfäumungsverfahren, indem er ftatuirt, daß 
Parteianführungen an der ihnen fonft zukommenden Beacdhtlichkeit 
nicht8 verlieren, wenn auch die fragliche Partei fpäter, noch vor 
Schluß der Verhandlung fäumig wird ($. 399). Diefer mannig- 
fachen Bezichungen wegen ‚wurde der Sag in den allgemeinen 
Theil aufgenommen: 

Der Schluß der Verhandlung wird in der Regel erft nad 
volfendeter Aufnahme aller angeordneten Beweiſe auszufprechen 
fein. Denn folange noch eine Beweisaufnahme ausfteht, ift es 
ungewiß, ob nicht chen diefe Beweisführung neue Erörterungen 
über den Sachverhalt, Ergänzung und Aufklärung des bis dahin 
Vorgebrachten nöthig macht; es fehlt aljo infolange an der Spruch⸗ 
reife und es wird fich da empfehlen, die Verhandlung noch offen 
zu balten, eventuell eine Zagfagungsverlegung vorzunehmen, um 
dann mit der Würdigung der Beweisergebniffe alles verbinden 
zu können, was etwa zur Vollendung der Proceßinftruction im 
‚ einzelnen Falle noch unentbehrlich ift. Namentlich wo die Beweis⸗ 
aufnahme vor dem erfennenden Gerichte felbft ftattfindet, wäre es 
eine faum zu vechtfertigende Selbfterfcehwerung, wenn die Ber- 
handlung ſchon vor der Beweisaufnahme gefchloffen würde und 
daber, fall8 dann die Beweisaufnahme zu einer neuerlichen Ein- 
vernehmung der Parteien Anlaß gibt, zu diefem Zwede nad) der 
Beweisaufnahme noch eine befondere Verhandlungstagfagung an- 
beraumt werden müßte. Hier wird die Eumulirung von Beweis⸗ 
aufnahme und Berhandlungsfortfegung das Zwedmäßigere fein, 
und um dies zu erreichen, braucht nur der Schluß der Verhband- 
lung einftweilen noch nicht ausgefprodhen zu erden. Bei Be- 
weisaufnahmen im Nequifitionswege trifft dies nicht zu. Wenn 
bier noch eine weitere Erörterung nad Bollendung der Beweis⸗ 
aufnahme nöthig ericheint, müffen die Parteien ftetS zu diefem 
zu befonder8 vor dem Proceßgerichte erſcheinen. Ihnen diefes 

richeinen unbedingt und ftet® zur Pflicht zu machen, Wäre 
inopportun: wo es ſich erſparen Läßt, ſoll e8 geſchehen. Deshalb 
ermächtigt der Entwurf das Gericht, bier noch vor Durdführung 
der Beweisaufnahme die Verhandlung für geichloffen zu erflären, 
wenn es nach Beichaffenheit des Falles unwahrſcheinlich ift, daß 
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für entbehrlich hält. In diefem Yalle ift nach Einlangen der 
Beweisaufnahme-Ücten ohne neuerliche Anordnung einer münd- 
lichen Verhandlung die Entjcheidung vom Gerichte zu fällen.*) 
. 188, 189 
2) Urtheil 88. 890, 391, 393—400 in Anfehung der proceßhindernden 
Einreden Beſchluß 8. 261. 

) Beweisbeſchluß 88. 277, 878. 

*) Binnen 8 Tagen $. 415. 
die Beweisaufnahme ein Bedürfnis nach Erneuerung der Ver— 
handlung eriweden werde, oder wenn die Parteien auf folche Ver- 
bandlungserneuerung verzichten ($. 193 Abi. 3). Sollte wider 
Erwarten der Verlauf der Beweisaufnahme der Vorausſicht des 
Gerichtes nicht entiprechen, und das nochmalige Anhören der 
Partei räthlich oder nothiwendig werden, jo befigt das Gericht in 
der Befugnis, die Wiedereröffnung der geichloffenen Berhandlung 
anzuordnen ($. 194), dad Mittel zu einer wirkſamen Remedur. 

Wiedereröffnungen der Verhandlung dürfen nicht zur Regel 
werden. Daran wird fi die Nichtigkeit der Proceßleitung er- 
proben. Auf etiwaige Unvollftändigkeiten, auf noch ausftehende 
Erklärungen bat die Proceßleitung während der Verhandlung auf- 
merkſam zu machen. Bei gehöriger Adhtiamkeit wird in der weit⸗ 
aus größeren Mehrzahl von Fällen die Relation zwiſchen Sach⸗ 
verhalt und Recht Schon während der Verhandlung genügend über⸗ 
blit werden können, um alle juriftifch relevanten Sachverhalts⸗ 
punkte noch vor Verhandlungsſchluß genügend aufllären und er- 
drtern zu können. In der Anhoffnung einer forgfältigen Aus- 
übung der Proceßleitungspflicht könnte daher die Gefeßgebung bon 
der Ermöglichung der Wiedereröffnung auch ganz abfehen. Immer⸗ 
bin können fi ausuahmsweiſe Eomplicationen ergeben, welche 
das Unterbleiben einer bezüglichen Erklärung oder Erörterung 
während der Verhandlung entichuldbar erjcheinen laffen. Der 
Ausſchluß der Wiedereröffnung würde fih dann als eine ungerechte 
Härte erweiſen, namentlich wenn es das Gericht aus Verſehen 
unterließ, der Partei die Nothwendigkeit eines gewiſſen Vor⸗ 
ar ie nabhezulegen. Und auch dann fcheint die Wiedereröffnung 
ein Bedürfnis, wenn das Gericht erft bei der Berathung zu einer 
Rechtsauffaſſung gelangt, die eine Beweisführung ald nothwendig 
erſcheinen läßt, ohne daß hiebei auf Seiten des Gerichte eine 
Nachläffigkeit unterlaufen wäre. Auch die Conſequenz bes Ge- 
danfens, ‚der zur Befeitigung der Eventualmarime führt, fpricht 
für die Ermöglihung der Wiedereröffnung. Sie wird daher auch 
vom Entwurfe zugelaffen. Jar den feinerzeit zu erlaffenden In⸗ 
jtructionen und Durchführungsvorſchriften wird jedoch auf das 
nachdrüdlichfte zu betonen jein, daß die. Wiedereröffnung dei 
Charalter einer exrceptionellen Schutzvorkehrung nicht verlieren 
dürfe, and daher von vornherein bei fchuldbarem Verſäumniſſe 
der. Parteien unanmwendbar if. (Motive, &. 242.) 
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6.194. Der Senat kann die Wiedereröffnung einen bereits 
geſchloſſenen Verhandlung anordnen, wenn fi zum Zwecke 
der Enticheidung eine Aufflärung oder Ergänzung des Bor- 

ebrachten oder die Erörterung über den Beweis einer That- 
ache al3 nothwendig zeigt, welche der Senat erſt nad Schluß 
der Verhandlung als Deine Dean. $ erfaunt bat, ferner 
wenn ber Senat im Falle des 8. 195, Abfat 3, nah Ein- 
langen ber Beweisaufnahmeacten mit Rüdjicht auf die Er- 
gebniffe der Beweisaufnahme oder auf die von den Parteien 
bei der Beweisaufnahme abgegebenen Erflärungen eine weitere 
Verhandlung für nothwendig hält.‘) 
1) Neues durch die Beweisaufnahme nicht veranlaßtes, in Ver⸗ 
ichleppungsabficht zurüdgehaltenes Vorbringen tft ausgeſchloſſen g. 278 Abſ. 2. 
.195. Die in den 88. 180 bi3 194 dem Borfigenden 
des Senates und dem Senate beigelegien Befugnifie kommen 
im Verfahren vor Bezirkägerichten dem Einzelrichter zu, vor 
welchem die mündliche Berhandlung ftattfinbet.*) 
1) Vergl. 88. 487, 438. 
Nüge von Mängeln. 


6.196. Die Verlegung einer das Verfahren und ins- 
bejondere die Yorm einer Proceßhandlung regelnden Bor- 
Ichrift!) kann von der deshalb zur Beichwerdeführung beredj- 
tigten Partei nicht mehr gelten gemacht werden, wenn fich 
leßtere in bie weitere Verhandlung der Sache eingelaflen 
bat, ohne diefe Verlegung zu rügen, obwohl Diejelbe ihr be- 
fannt war oder befannt ſein mußte. 

Diefe Beftimmung findet feine Anwendung, wenn eine 
Borichrift verlebt wurde, auf deren Befolgung eine Partei 
nicht wirkſam verzichten Tann.?) Ä 








8.196. Das Natürliche ift, daß eine Partei, welche ſich durch 
einen gefegwidrigen Vorgang verlegt erachtet, fi ungefäumt dar- 
über ausfpricht, und in der Beforgnis, ihr Recht könnte daranter 
leiden, auf die alsbaldige Abftelung des Mangels bringt. Wer 
die unterläßt, Formwidrigkeiten oder fonftige Verlegungen bon 
Proceßvorſchriften nicht rügt, wiewohl ihm diefelben bekannt find, 
wer hienach auf einer, dem Geſetze nicht mehr genau entiprechen- 
den Grundlage die Verhandlung fortfegt, der gibt zu erkennen, 
daß er jenen Mängeln keine Bedeutung beimeffe, diefelben für 
meritorifch unfchädlich halte. Es hat dann auch weder das Geſetz, 
noch das Gericht einen Anlaß zur Eorrectur, foferne nur nicht der 
Defect ein foldher ift, welcher den Proceßzwed felbft in Frage 
ftelt, die Gründlichkeit und — des Urtheiles ae 
furz eine der Parteidispofition entrückte, weientliche Vorausſetzung 
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Erfolgt die Rüge während einer mündlichen Berhandlung 
und wird derfelben nicht geic bei der Berhandlung dur 
Behebung der — erlegung entſprochen, jo iſt ſie 
im Brotofolle‘) zu bemerken. 

Zuftellung 88. In 108, 108, _ — der 

Ginlaflungäftiften 8. 139, Unm. 2. — N des 
a a, Se a Er 
Mnteeienung ber ——— aͤndigung der Parteien von ber Be Beiveidan meißaufnahme 


. 289 
” "10 Gecharbiunge N) Men en Bd des g er Bertreterd 8.6. — Un⸗ 
43, 104 Abſ. 2. — Deffentlich⸗ 
keit der —— erben . 172. — Berbet Einlegung von vorbereiteten 
Protofellen 8. 210 Bf. 8, 477 8.8 
2) — 208 8. 2. Altenfalls dur Anſchluß einer ee 8. 212 
Abi. 8, 265 Abſ. 1, 440 Abſ. 5. -- —— r gerügten Maͤngel 
durch Berufung 8. 468 Ab. 3, event. Recurs $. 514. 








eines geregelten Verfahrens betrifft. Die Hauptſache, der eigent- 
liche Streitgegenftand, darf niit von dem Zanke über proceffuale 
Formfragen berwuqhert werden. Der Proceß als bloßes Mittel 
der Rechtsbehauptung und des NRechtögenuffe® muß feiner ganzen 
Beftimmung gemäß dem Meritum jubordinirt bleiben. Nur ſo⸗ 
weit er an feine einzelnen Acte für den ee, nothiwendig 
find, diefen thatfächlich fördern und ihm dienen, nur joweit fommt 
ihnen wirkliche Berechtigung zu. In den am gerichtlichen Ver⸗ 
kehre betheiligten juriftifchen Kreifen ift immer ei ewiffe Neigung 
vorhanden, proceßrechtlichen Fragen felbftändige Bedeutung bei- 
zulegen, fie fo ausführlid und breit zu behandeln, als wäre die 
Löſung des Zweifels über die Art des richtigen proceſſualen Vor⸗ 
gehens irgendwie Gelbftzwed. Umfomehr Anlaß bat das Geſetz, 
den in diefem Sinne untergeordneten, rein dienenden Charakter 
des Procefinftitutes und der Proceffragen zu betonen. Im Ent- 
wurfe geſchieht dies durch die Vorjchrift des 8.196, welcher zu⸗ 
lei) die oben dargelegte Kunction ber Eventualmarime zu er- 
fällen berufen ift. Die Verlegung von Proceßvorfchriften Tann 
in der Regel nicht mehr zum Gegenftande einer Beſchwerde ge- 
macht werden, wenn der Mangel nicht fofort gerügt und hiedurch, 
fet es zur unversüglichen Abſtellung desjelben, fei es zur rafchen 
und einfachen Erledigung der Rüge Belegenbeit gegeben wird. 
Wird ein der Partei befannt geivorbener Mangel von ihr erft 
fpäter gerügt, fo läßt dies darauf fhliegen, daß die Rüge nicht 
gejchieht, um einen beforgten procefinalen Nach il zu Befeitigen, 
fondern um einen Incidenzfall hervorzurufen, um zu verzögern. 
Solches Vorbringen wird in Eonfequenz der im 8. 179 anfgeftellten 
Regel unbeachtet bleiben müflen. Gleiche Wirkung hat je ⸗ 
ftändlich der ausdrückliche Verzicht der angeblich beſchwerten 

anf die Geltendmachung eines Mangels; das folgt aus —— 
a a (Motive, ©. 243.) 
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6.197. Bei Verhandlungen vor Gerichtshöfen hat der 
Borligende?!) des Senates für die Aufrechthaltung der Ord⸗ 
nung bei der mündlichen Verhandlung zu forgen. Er ift 
berechtigt, Perjonen, welche durch. unangemeflenes Betragen 
die Verhandlung ftören, zur Ordnung zu ermahnen und die zur 
Aufrechthaltung der Ordnung nöthigen Verfügungen zu treffen.?) 

is 88. 514, 516. — Diefe Befugnifie hat zug der Obmann des 

Börſenſchiedsgerichtes. Art. XIX Abſ. 3 E. G.z. C. P. O. 

6.198. Aeußerungen des Beifalles und der Mißbilligung 
ſind unterſagt. 

Wer!) ſich trotz Ermahnung einer Störung der Verhand⸗ 
lung ſchuldig macht, kann von der Verhandlung entfernt 
werden. Die Entfernung einer an der Verhandlung bethei- 
ligten Perfon kann erit nad) vorausgegangener Androhung 
und Erinnerung an die Rechtsfolgen einer ſolchen Maßregel 
angeordnet werden.?) Eee 

Die Partei muß insbejondere auf die Möglichkeit auf- 
merkſam gemacht werden, °) daß na ihrer Entfernung gegen 
fie ein Berfäumungsurtheil erlaflen oder das Urtheil in Ge— 
mäßheit deö 8.399 gefällt. werden kann. 








8.198. Ob eine wegen Ungebür aus dem Berbandlungs- 
faale entfernte Perfon im procefjualifhen Sinne als ungehorfam 
zu betrachten fei, foll nad Maßgabe des einzelnen Falles ent- 
fchieden werden (8.198 Ab]. 4). In letzterer Vorſchrift erhalten 
Gericht und Parteien ein fi zu individualifirender Anwendung 
augenſcheinlich gut eignende® BVerfhärfungsmittel, von dem Ge- 
brauch zu machen fein wird, wenn eine folche ſchwerere Ahndung 
einer Ordnungswidrigfeit, wodurch einer Perfon ihre Privatrechts⸗ 
ſphäre dauernd benachtheiligt wird, nach der Beichaffenheit der 
concreten Umftände gerecht erfcheint. (Motive, S. 243, 244.) 

Das fchärffte unter den Disciplinarmitteln des Vorfigenden 
ift die Entfernung einer an der Verhandlung als Partei bethei- 
ligten Perſon, da ihr dadurch die Möglichkeit benommen wird, 
ihre Sintereffen bei der Vorbereitung des Urtheiles zur Geltung 
zu bringen. Der Ausschuß verkennt nicht, daß es unter Um- 
ftänden gegen das mwiderfegliche, rohe oder gewaltthätige Benehmen 
einer Partei keine andere Hilfe gebe, als nad fruchtlofen. Er- 
mahnungen deren Entfernung aus .dem Sigungsfaale anzuordnen; 
aber e3 jchien dem Ausfchuffe nothwendig, gegenüber der Regierungd- 
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Wenn eine an der Verhandlung betheiligte Perſon ent⸗ 
fernt wurde, kann auf Antrag gegen ſie in gleicher Weiſe 
verfahren werden, als wenn ſie * & freiioillig entfernt bätte.*) 


2) Auch der ide Bertreier 8. 5. — Hinſichtlich des Bevoll⸗ 
mädhtigten fiehe Bee 
3 —— e —* des Senates 8. 201 Abſ. 2. 
„fung der — — F. 133 Abſ. 2, ie vor⸗ 
e 


der Obmann des A en hieb ae tes. 
teenben Seuamife E60. * nr e 


6.199. 'Demjenigen, der jich bei der Verhandlung einer 
Be ar tet indbejondere einer Beleidigung der Mit- 
glieder des Gerichtes, einer Partei, eines Vertreters, Zeugen 
aber Sadyverftändigen fchuldig macht, Tann, vorbehaltlich der 
ſtrafgerichtlichen oder disciplinaren) Verfolgung, eine Orb: 
nungsftrafe bis zu fünfzig?) Gulden durch Beichluß des 
Senates auferlegt werden. 

Gegen denjenigen, welcher fich den zur Erhaltung der 
Ordnung und Ruhe getroffenen Anordnungen des Vorſitzen⸗ 
den oder des Senates widerfegt, kann Haft bis zu drei Tagen 
verhängt werden.?) 

1) Insbeſondere ars bei Organen der Yinanzprocuratur und den 
ald Armenvertreter (8. 64 3. 4) beftellten gerichtlichen und ftaatsanwalt- 
ſchaftli en Beamten. 

em Advokaten bis zu 100 une S- Bo u 1 u. 200 Abf. 1 


Durch Beſchluß des Senates: en Abſ. 1. en voll- 
ſtreckbar 8. 201 (Ausnahme von 8. 584 Abſ. * Rec 88.5 


6. 200. Macht ſich ein Brocehbevollmäßigter*) einer 
Störung der Verhandlung (8.198) oder einer Ungebür oder 
Selen (8. 199) jchuldig, jo Tann er vom Senate mit 
einem Verweiſe oder einer Geldftrafe bi3 zum Betrage von 
. Gulden?) belegt werden. 

Gebt der Berollmädtigte fein ungehöriges Benehmen 
fort, oder widerjeßt er fich den zur Erhaltung der Ordnung 
und Ruhe getroffenen Anordnungen des Vorfitenden oder des 
Senates, jo kann ihm durch Beſchluß des Senates das Wort 
enizogen und, wenn nöthig,?) die Partei aufgefordert werden, 
einen anderen m Bevollmächtigten au beitellen; fann dies nicht 





vorlage, welche dieſ diefe Verfügung nur Davon abhängig macht, daß 
die Partei früher auf die Rechtsfolgen einer ſolchen Maßregel auf- 
merkſam gemacht wurde, durch cine ausdrüdliche Beftimmung da- 
für zu ſorgen, daß die Partei ſchon früher darüber belehrt werde, 
daß ihre Abwefenheit mit dem BHärteften Nachtheile, nämlich mit 
dem Ausfchluffe ihrer berechtigten Angriffs- oder Bertheidigungs- 
mittel verbunden fein könne. (A.B. S. 30.) 
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leich geihehen, R\ ift die Zagfagung von amtswegen zu 
— ſten der vereitelten Tagſatzung und der 
Erftredung aus Der ichuldtragenden Bevollmächtigten.) 
Bei erihmwerenden Umftänden kann der Senat, wenn der 
Bevollmächtigte Advocat oder Advocaturscandidat ift, überdies 
die Angelegenheit an die zuſtändige Disciplinarbehörde des⸗ 


jelben leiten. 
— An 88. 81, 38. Auch wenn er nicht Advokat ift. — Gefetlicher Vertreter, 


9 Wenn er Advolat ift $. 220 Abſ. 1, andere Perſonen nur bis 

zum „Betrag von 50 Gulden 

3, Im —— 8.9 7 Abf. 1, oder — die Partei eiuer 

verftänd lichen —— nicht ſabis iſt 8. 185 Abi. 2 
) Ausnahme von $. 142 Abſ. 1. — Recurs $. 514. — Vollſtreckbarleit 
des Beſchluſſes FE 20 524 Abſ. 1 

6. 201. Die nad den vorſtehenden Beſtimmungen ge⸗ 
faßten Beſchlüſſe find ſofort vollſtreckbar.) 

Im Berfahren vor Gerichtshöfen Tann die Entfernung 
einer an der Berhandlung betheiligten Berjon?) nur durch Be- 
ichluß des Senates verhängt werden. 

2 ae Kan 514, — Ausnahme von 8. 524 Abſ. 1. 

6. 202. Macıt ji) eine in Straffachen der Militär- 
gerichtäbarkeit unterjtehende Militärperfon?) einer nach 8.199 
u beftrafenden Handlung ſchuldig, jo hatfich der Borfigende wegen 

eftrafung diefer Berjon an die nächſte Militärbehörde zuwenden. 
In 20. Mai no. R.G.B. Nr. m betreffend den A 

der sRiliärgerichte 88.1, 8, 3. Gef. v 2. April 1885, R. G 

betreffend die Ausübung der Gerichtsbarkeit über die Landwehr, 88.1—8. 

6.203. Die in diefem Titel dem Vorfigenden de3 Se- 
nete3 und dem Senate beigelegten Befugniffe ftehen aud) 
dem Einzelrichter, vor welchem die mündliche Verhandlung 
ftattfindet, und dem erfuchten oder beauftragten Richter?) bei 
den vor ihnen ftattfindenden Verhandlungen und Beweis- 
aufnahmen, fowie bei Vornahme von Amtshandlungen außer- 
Halb einer mündlichen Verhandlung zu. 


1) Siehe die Fälle bei 8. 34%. N. u. 148, Anm. 2. 
Vierter Titel. 
Vergleich, 


: 204. Das Gericht kann bei der mündlichen Verhand- 
lung’) in jeder Lage der Sache auf Antrag oder von amtö- 
wegen eine gütliche Beilegung des Rechtsſtreites oder die 
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Derbeitührung eines Vergleiches über einzelne Streitpunkte 
verſuchen. Kommt ein Vergleich zuſtande, ſo iſt deſſen In⸗ 
halt auf Antrag ins Verhandlungsprotokoll einzutragen.?) 

um Bmede des Vergleichsverſuches oder der Aufnahme 
bes Bergleiches können die Parteien, jofern fie zuftimmen, 
vor einen beauftragten oder erjuchten Richter verwiejen 
werden. inwiefern wegen Bergleichövorichlägen ober an⸗ 
hängiger Bergleichöverhandlungen die Aufnahme oder Fort- 
führung der Verhandlung aufgefchoben werden könne, ift nad) 
den Beftimmungen der 88.128 und 134 zu beurtheilen. 


1) Insbeſondere in der erften Tagfakung 8. 239 Abſ. 2. — Im bes 
zirkögerichtlichen Verfahren Ladung zum Vergleichsverſuche vor der Klage⸗ 


en 8. 433. 

2) Berhandlungsprotofoll 8. 208 3.1, 431, 451 3.1, 498. Das Bro- 
totoll ift den Parteien zur Durchſicht vorzulegen oder vorzulefen und von 
ihnen zu unterjchreiben 8. 218. (Siehe die Entſcheidungen bei Manz VI. 
Band 2. Abth. 8. 268.) — vor Börſenſchiedsgerichten bedürfen 
der Unterſchrift. Art. XXI E. G. z. C. P. O. — Proceßvollmacht 8. 81 
3. 8. — Koften 8. 47 Abſ. 1. 

6.205. In einem gerichtlichen Vergleiche Tann die An- 
erfennung eines Rechtsverhältniſſes oder die Webernahme 
der Berbindlichkeiten zu einer Leiftung, Duldung oder Unter- 
lafjung von der Ablegung eines vereinbarten Eides) abhängig 
gemacht werden. Der Eid darf nur ftreitige Thatfachen zum 
Gegenitande haben. 


8.204. Der Inhalt eined von den Parteien vor dem Proceß⸗ 
gerichte oder vor einem beauftragten Richter abgeſchloſſenen Ber- 
gleiches ift nach den Beitimmungen des Civilrechtes zu beurtbeilen. 
Der Richter, welcher die Vergleichsverhandlungen leitet, wird dar⸗ 
auf zu fehen haben, daß nicht unwirkſame oder ſolche Bergleiche 
gefchloffen werden, welche das Entftehen weiterer Streitigkeiten 
über die Rechtsfolgen des Vergleiches beforgen Laffen. An legterer 
Beziehung wird ein richterliches Eingreifen namentlih dann am 
Plage fein, wenn ein bedingter Vergleich geichloffen werden joll. 
Hierüber gefegliche Normen aufzuftellen, dürfte aber nur infoferne 
nöthig fein, als es einer gerichtlichen Intervention zur Con⸗ 
ftatirung der Erfüllung der Bedingung bedarf. Der Entwurf be> 
ſchränkt dies auf den Fall, daß die Bedingung in der Adlegung 
eines vereinbarten Eides beſteht ($. 205). 8 Tann fich bier 
immer nur um die Erfüllung einer vertragsmäßigen Beftimmung 
handeln, es müffen alfo die Eventualitteän, welche bei Ablegung de3 
Eides in Frage kommen, ſchon im Bertrage vorgefehen und geregelt 
werden. Die Löfung etwa offen gebliebener Fragen durch richter- 
liche Entſcheidung kann ſchon deshalb nicht in Ausficht genommen 
werden, weil e8 dem Entwurfe ſonſt an jedem Anlaſſe fehlt, fich 
mit der Ablegung normirter Eide zu befchäftigen. (Motive, S. 244.) 


Eivilproceßordnnung. 23 








354 Civilproceßordnung. 


Im Vergleiche muß die Tagſatzung, bei welcher der Eid 
abzulegen iſt, oder doch die Friſt beſtimmt werden, innerhalb 
welcher. die eidespflichtige Partei um Beſtimmung dieſer Tag- 
ſatzung a en t. Die Ublegung des Eides erfolgt 
vor dem richterlichen Beamten, welder vom Vorſteher des 
im Vergleiche genannten Gerichte mit der Abnahme des 
Eides beauftragt wird. 

1) Form besfelben: Gef. v. 3. Mai 1868, R. G. B. Nr. 83, Art. XL 

A 
0.6.6. 8. Couch Art. XL &.6.3.6.8.0. nicht aufgehoben). 
yo Den Barteien find auf ihr Verlangen und auf 
ihre Koften,?!) Ausfertigungen des Bergleichöprotofolles oder 
de3 den Vergleich enthaltenden Berbandlungsprotofolles zu 
ertheilen. Ebenſo ift, wenn ein durch Vergleich vereinbarter 
Eid abgelegt wurde, der tarum anjuchenden Partei eine Ab- 
fchrift des über die Eidesablegung aufgenommenen Proto- 


kolles zu ertheilen. 
3) Bergl. 8. 47 Abf. 1. 


Fünfter Titel. 


Protokolle. 


Berhbandlungsprotofolle. 


6.207. Weber jede mündliche Verhandlung vor Gericht 
iſt ein Protokoll (Berhandlungsprotofol)?) aufzunehmen. Das⸗ 














8.207. Die Protolollirung kann fo ftattfinden, daß bie 
Berhandlung thatfähhlich auf Schritt und Tritt durch fie gehemmt 
werde, aber es ift daS weder nothiwendig, noch möchte der Ent- 
wurf einen ſolchen Protokollirungsmodus vorjchlagen. Es dürfte 
vielmehr angehen, die Protofollirung der mündlichen Verhandlung 
in einer Weife einzufügen, daß die Verhandlung, ftatt hiedurch ge⸗ 
jtört zu werden, durch die Protolfollirung fogar noch eine gewiſſe 
Förderung empfängt. Um den richtigen Weg einzufchlagen, wird 
man fich bloß den Vorgang bei einer mündlichen Proceßverhand⸗ 
{ung zu bergegenwärtigen Baben. Angenommen, der Thatbeitand 
des Klagsanſpruches ift ein zufammengefegter. Das Rechtsverhält- 
nis, wie es der Kläger darlegt, bietet dem Gegner mehrere An- 
geiffspunkte; infolgedeffen kann fi die Verhandlung nicht auf 
eine einzelne beftimmie Thatſache (ihren Beweis und die Er- 
örterung ihrer jnriſtiſchen Bedeutung) concentriren, fondern es 
muß über verjchiedene Thatfachenreihen verhandelt werden, über 
eine Mehrheit von Bertheibigungsbehelfen, Einreden, Repliken 
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jelbe Hat außer den durch das Geſetz im einzelnen angeord- 
neten Aufzeichnungen und Angaben zu enthalten: 

1. die Benennung des Gerichtes, die Namen der Richter, 
des Schriftführers, und wenn ein Dolmetich zugezogen wird, 


u. ſ. w. — mit einem Worte, der Fall einer verwidelteren, ſchwie⸗ 
rigeren Verhandlung. Es würde wohl nicht zum Ziele führen, 
wenn der Richter die Partei, die gerade am Worte ift, unter» 
ſchiedslos über alle fprechen, beliebig von dem einen zu dem 
anderen übergeben, Angriff und Bertheidigung, Darlegung und 
Widerlegung, tbatfächliches Vorbringen und rechtliche Erörterung 
mit einander vermengen ließe, und ſodann ihrem Gegner erlaubte, 
e3 ganz in der nämlichen Weife zu machen. Sn Ausübung des 
Procepleitungsamtes wird das Gericht vielmehr, ſobald es fich nur 
im allgemeinen über den Verhandlungsſtoff zu orientiren ver⸗ 
mochte, die Erdrterungen der Parteien zunächſt auf eine beftimmte 
Srage leiten und darauf beſchränken, fie inhaltlich binden. Diefe 

indung bat zur Folge, daß fich die gefammte Aufmerkſamkeit 
aller Beteiligten nunmehr ausſchließlich diefem einzelnen Punkte 
zuzumenben vermag; derjelbe wird nun in freier Wechfelrede in» 
tenfiv erörtert und gellärt, bi er entweder unmittelbar für bie 
Verwertung bei der Entjcheidung, oder doch für die Erlaffung 
einer Beweidverfügung reif ift. Auf diefelbe Art wird dann ein 
anderes Angriff» oder Bertheibigungsmittel vorgenommen und 
‚erörtert, und fo ein Streitpunkt nach dem anderen erledigt, bis 
fämmtlihe Entjcheidungsgrundlagen gegeben find. Mit Hilfe 
folder Sonderung wirb dies auch bei einigermaßen reicherem 
Proeeßſtoffe verhältnismäßig leicht und raſch zu erzielen fein. Man 
wird zugeben müfjen, daß eine Protofollicung, welche fich Hier je 
nad) Erledigung der einzelnen Streitpunkte einfchiebt, bevor noch 
zu einem neuen Enge anne übergegangen ift, ihre 
befonberen Bortheile hat. Die Verhandlung geht unbeirrt burch 
trgendweldhe Aufichreibungen vor fih: Parteien und Richter er- 
drtern den einzelnen Punkt in voller Lebendigkeit, vielleicht daß 
fih einer der Nichter die oder jene Angabe kurz aufzeichnet, 
während die Parteien fprechen. Nach erfchöpfender Erörterung — 
und feitzuftellen, warn dies der Fall, Liegt im Procepleitungsamte 
bed Richters — rejumirt der Richter das über diefen Punkt von 
den Parteien Vorgebrachte (die Behauptungen, Gegenbehauptungen, 
ne! e und Beweisanbietungen) in einigen kurzen Säßen, 
aßt damit gewiffermaßen in memoriam den Inhalt de durch» 
geführten Stückes der Verhandlung knapp zufammen, und eben 
diefe Zufammenfaffung wird protofollirtt. Das Protokoll enthält 
dann wie über diejen erften, jo auch über die anderen Punkte, und 
damit über den Inhalt der ganzen Verhandlung eine gebrängte, 
zufammenfaffende Darftellung des thatfächlichen Parteivorbringend 
(8.209). Ohne die Verhandlung zu belaften oder zu erfchiweren, 
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befien Namen; die Angabe von Zeit und Ort der Berhand- 
fung, und bei einer Verhandlung vor dem erfennenden Ge 
richte die Angabe, ob die Verhandlung öffentlich gepflogen 
wurde oder die Deffentlichleit ausgeſchloſſen war; 


Stück für Stüd, parallel mit der Verhandlung ſelbſt, wächſt fo 
da8 Protofoll und gibt ein treues Bild des Verhandlungsganges 
und ihres Inhaltes. Die Art feiner Entftehung Hat daneben noch 
den befonderen Nuten, daß die Protofollirung gewiffermaßen wie 
ein Beweisinterlocut wirft, welches ja auch von verfchiedenen 
Seiten für das mündliche Verfahren vorgefdhlagen wurde, um dem 
allzu argen Auseinanderfliegen des Werhandiungsftoffes einen 
Damm zu fegen, gewiſſe fefte Ruhe⸗ und Eoncentrationspuntte in 
die Verhandlung einzufügen. Ohne eigene proceffualifhe Vor⸗ 
fehrungen wird durch ſolche Prototollirung neben dem Zwecke der 
Feſthaltung des Berbandlungsftoffes alfo auch noch das weitere 
erreicht, daß Richter und Parteien genöthigt find, an gewiſſen 
Stellen der Verhandlung Halt zu machen, rüdichauend die bis⸗ 
berigen Berbandlungsergebniffe zufammenzufaflen und aus bem 
Schwalle ded Worte auf diefe Art: den eigentlihen Procefftoff 
allmählich herauszuloͤſen. Wo der Berhandlungsinhalt ärmer ift, 
ein Bedürfnis nach gefonderter Erörterung einzeltter Theile des 
Berhandlungsftoffes nicht befteht, da wird der Richter am Schluffe 
der Verhandlung die Ergebniffe derfelben, den Inhalt des that- 
ſächlichen Parteivorbringens in ähnlich knapper Zufammenfaffung 
darlegen, und mit der Niederfchrift diefed Reſumes ift zugleich die 
Protofoliirung des thatſächlichen BParteivorbringend vollendet 
(8.211). Auf diefe Weile kann die Protokollirung unmöglich die 
Mündlichkeit und Unmittelbarfeit der Verhandlung vernichten. 
Ebenfowenig kann fie eine Erſchwerung der Berbanblung fein, 
wenn — mie im Entwurfe — ein an fid nothwendiges Ziwifchen- 
glied des Proceffed zu Gunften der Protofollirung verwertet, die 
Erreihung des Protokollirungszweckes durch Anlehnung an einen 
dem eigentlichen Proceßzwecke unmittelbar dienenden Act verjucht 
wird. (Motive, S. 247, 248.) 

Was nun die Beftimmungen der NRegierungsborlage ans 
belangt, jo bat fi der Ausſchuß ſämmtliche Beitimmungen über 
die Protokollirung vor Augen gehalten und tft zunächft in Bezug 
auf die Syſtematik zu dem Beichluffe gelangt, in dem Titel „Pro⸗ 
totofle” alle jene Beftimmungen zu vereinigen, melde ſich auf 
Feftfteltungen zu den PBrotofollen beziehen, fomelt dies irgend wie 
angemeffen fchien. In dem zweiter Theile der Civilproceßordnung, 
und zwar im erften Titel in den 88. 274, 275 und 276, find unter 
theilweifer Wiederholung der allgemeinen Grundfäte der Proto- 
kollirung, Vorſchriften über das Protofoll im Procelfe vor den 
Gerichtshöfen erfter Inftanz enthalten. Der Ausſchuß bat info- 
fern eine Vereinfachung der ganzen Materie vorgenommen, indem 
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2. die Namen der Parteien und ihrer Berireter, ſowie 
die kurze Bezeichnung des Streitgegenftandes; 
3. die Benennung der Perjonen, welche als Parteien 


er aus den Teßtgenannten Paragraphen alled, was allgemteiner 
Natur ift, in den vorliegenden Titel, welcher die Beftimmungen 
über die Protokolle katexochen enthält, herübergenommen bat, fo 
daß jene Beftimmungen, welche fi) fpeciell bLoß auf die Protofoll- 
führung vor den Gerihtshöfen beziehen, ım 8.274 (nun 
8.265) fteben geblieben find. An diefen 8.274 wurde dann noch 
aus dem $. 275 dasjenige angehängt, was dorthin gehört, und 
infolge deffen konnten die beiden SS. 275 und 276 gänzlich ge⸗ 
ftriden werben. 

Das Protokoll unferer Proceffe foll der en der 
Berhandlung fein, ein Refumeprototoll, eine Niederfchrift, die am 
Ende oder in geeigneten Abfchnitten der mündlichen Verhandlung 
die weſentlichen Ergebniffe derſelben kurz und klar zufammenfaßt, 
damit der Procefftoff auch für die Berufungsverhandinng firirt 
ift, denn die von dem Entwurfe vorgezeichnete Art der Proto- 
folltrung und die Grundfäge des Berufungsverfahrens bedingen 
fich gegenfeitig. Ä 

So leicht num die Erforderniffe eines folchen Protofolles in 
gejeggeberifhe Worte zu Lleiden find, jo ſchwer wird es dennoch 
fein, in dieſer Hinficht eine gleichmäßige Praris zu ftabilifiren. 
ALS warnendes Beifpiel, wohin ein fonft gut gedachtes Protokoll⸗ 
verfahren führen kann, dient unfer Summarproce.‘ Diefe alten 
——— Geleiſe müſſen unbedingt verlegt werden. (A. B., 


32. 

So wenig fich die Permanenzcommiſſion des Herrenhauſes 
allen vorgebrachten Bedenken verſchloß, mußte ſie dennoch in Bezug 
auf die Nothwendigkeit einer ausreichenden Beurkundung und auf 
den Nutzen der daraus für das erſtrichterliche Verfahren und für 
die Berufungsinſtanz entſpringt, den Anſchauungen beipflichten, 
die darüber in den erläuternden Bemerkungen zur Regierungs⸗ 
vorlage und in dem Berichte des Permanenzausſchuſſes des Ab⸗ 
geordnetenhauſes geäußert wurden. Principiell ſomit auch hier 
bei den Vorſchlägen der Regierungsvorlage beharrend, ſchien es 
der Permanenzcommiſſion trotzdem nicht an Mitteln zu fehlen, 
um zu verhindern, daß die ernften Bejorgniffe vor einem Um⸗ 
ſchlage des neuen Verfahrens in die alte Schriftlichfeit und vor 
den mit der Protolollirung verbundenen Schwierigkeiten und Ver⸗ 
langfamungen zur Thatſache werden. Diefe Mittel und damit 
äugleih) den Ausgleich zwifchen den Hier fich entgegenftehenden 
Gefichtspunkten glaubte man in den Aenderungen zu finden, bie 
fih aus den 88. 209, 210, 211, 212, 216, 252, 343, 448, 444, 
445, 477, 3. 8, 493 ergeben. Zunächſt ſoll das zeitraubende Vor⸗ 
leſen des Protokolles in der Regel durch das einfache Vorlegen 
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oder als deren Vertreter?) oder Bevollmächtigte?) zur Verhand⸗ 
lung erſchienen find.*) 

2) Außerhalb der Verhandlung 3. B. erfuchte und beauftragte 
Richter aufgenommene Protokolle, G 216. on im vorbereitenden 
Berfahren, 38.250254. — Streitverhanblungsprototolle bei tshöfen 

. 265. — erhörsprotofolle, 8. 843. — Protokolle über Sachver⸗ 
ftändigen- und Augenſcheinsbeweis, 88. 861, 362, 367, 370 Ab. 2, — über 
die Bernehmung der Parteien 88. 377 Abſ. 8, 880, — über bie Beweis⸗ 
aufnahme zur Sicherung von Beweiſen 8. 888 Abi. 2. — Berhandlungs- 
protofolle bei Bezirkägerichten 88. 448 — 446, — im Bagatellverfahren 

1, wi Berufungd- 8. 493, — im Reviftonsverfahren 8. 518. 


. 26 ff. 
*) Die im 8. 207 vorgefchriebenen Angaben müfjen in jedem Ver⸗ 
bandlungsprototolle enthalten fein, vergl. 88.216 Abf.1, 445, 451 3.1, 498. 


zur Einficht erfeßt werden. Was aber den eigentlichen Beurkun⸗ 
dungsborgang anlangt, fol — wie es auch ber Natur der Sache 
entſpricht — zwiſchen collegialgerichtlicdem und einzelrichterlichem 
Verfahren unterjchieden werden. Das erftere verfügt über bor- 
bereitende Schriftfäße, bisweilen außerdem über die Acten eines 
borbereitenden Verfahrens, und bier follen daher bei der münd⸗ 
then Berhandlung nur die erheblichen Abweichungen des that- 
fähliden mündlichen Vorbringend vom Inhalte jener Acten zu 
son genommen werben. Diefe Abweichungen können bei 

erihtShofverhandlungen durch kurze Niederfchriften der Anwälte 
erfegt werben. Aller Borausfiht nach ift damit das Proto- 
kollirungsgeſchäft des Berichtes auf ein Minimum eingefchränkt, 
und in jedem Falle wird fich die Protofollirung der Abweichungen 
ohne eine der mißlicden Nebenwirkungen bewältigen Laffen, die 
bei weiter ausgreifender Beurkundung vielleicht mit beftem Willen 
nicht ganz hätten hintangehalten werden können. Für das be⸗ 
zirksgerichtliche Verfahren dagegen, das auf Schriftſätze nicht rechnen 
kann und für welches daher die oben erwähnte Aushilfe verſagt, 
wird die wünſchenswerte Erleichterung innerhalb des Rahmens 
der für nothwendig befundenen Beurkundung des thatſächlichen 
Vorbringens dadurch erſtrebt, daß für die einfachen Rechtsſachen 
mit en Sachverhalt dem Nichter die Wahl zwiſchen den 
Beurkundungsmitteln des Protokolles und des Urtheilthatbeſtandes 
frei gegeben wird ($. 445), und dort, wo ein ergehender Beweis⸗ 
beſchluß ohnehin die Zufammenfaffung des verbandelten That⸗ 
fachenftoffes erheifcht und ermöglicht, die Protofollirung durch die 
dann etwas ausführlichere Sachverbaltsdarftellung ded Beweis⸗ 
befchluffeß erfet werden kann ($. 444), Außerhalb biefer beiden 
Fälle erfcheint das Protokoll, und zwar regelmäßig in der Form 
des Refumeprotofolfes ($. 448), das einzige Mittel, um den nach⸗ 
Dee Einflüffen der Berhandlungspvertagung, und insbefondere 
ber Nothwendigkeit des erneuerten Vorbringens früherer Proceß- 
anführungen zu entgehen. 
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6. 208, Durch die Aufnahme in das Verhandlungs- 
prototoll find feftzuftellen: 


1. die Parteierflärungen, welche eine Einjchräntung 
oder Abänderung’) des Klagebegehrend, eine ausdrüdliche An⸗ 
erfennung einer Schuld oder eines Theiles derfelben oder 
Verzichtleiftungen auf den geltend gemachten Anſpruch oder 
einen Theil desfelben oder auf Rechtsmittel enthalten, jowie 
Erklärungen über die beantragte eidliche Vernehmung einer 
Bartei;?) 

2. die während der Verhandlung von den Barteien ge- 
ftellten Unträge, welchen vom Gerichte nicht ftattgegeben 
wurde oder die bis zum Schluffe der Tagſatzung von den 
Barteien nicht zurückgezogen worden find, inſoweit diejelben 
die Hauptjache beein, oder für den Gang oder die Ent« 
ſcheidung des Proceſſes von Erheblichkeit find; ?) 

3. die bei der Verhandlung gefällten und verkündeten 
gerichtlichen Entſcheidungen,) ſowie jene Anordnungen und 
Berjügungen des Vorſitzenden, wider welche ein Rechtämittel 
zuläſſig it.) 


Den Parteien auch bei Gebrauch diefer leichteren Beurkun⸗ 
dungsformen den gebürenden Einfluß auf die Correctheit der 
Angabe des Berhandlungsinhalte® zu ermöglichen, bezweden die 
im 8.444, letter Abſatz und im 8.445 zweiter Abfag empfohlenen 
Beranftaliungen. 

Gegen überflüffige Protofolliven im borbereitenden Ber- 
fahren richtet fih die ſchärfere Selung, des 8. 252 Abfag 2 gegen 
zu reichliches Protokolliren in der Berufungsinftanzg der neue 
8. 493, wodurch der Bedankte, daß die Beurkundungsform ſowohl 
zu ben fchriftlichen Grundlagen der Verhandlung, wie zum Um- 
fange des Verhandlungsinhaltes in Relation zu ftehen habe, auch 
für das vorbereitende und für das Berufungsperfahren verwertet 
wird. Ihren Abſchluß finden die Vorkehrungen zum Schutze der 
Mündlichleit des Proceffes in der Anerkennung des neuen Nichtig- 
feitSgrundes des 8. 477, 3. 8. Das Einlegen von Protokoll 
entwürfen mit fchriftlihen Ausführungen nach Art des heutigen 
Summarverfahreng, die Ausartung des Protofollirend im gewöhn- 
then Schriftenmwechfel fol das ganze Verfahren einfchließlich des 
Urtheil3 nichtig machen, und dieſe Nichtigkeit ift dem Verzichte 
der Parteien entrüdt. Eine derartige Sanction dürfte allen Ver⸗ 
ſuchen, langjährige Gewohnheiten und Bequemlichkeiten in den 
neuen Proceß zu verpflanzen und dadurch feine Ziele zu ber- 
eiteln, mit ausreichender Feſtigkeit dauernd im Wege ftehen. 
(Gem. Ber. ©. 10.) 
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Die eier 3.1 und 2 erwähnten Erklärungen und An- 
träge) können) auch in bejonderen Schriftftüden dem Proto⸗ 
folle als Anlagen beigefügt werden. In diefem Falle hat 
— Feſtſtellung durch das Verhandlungsprotokoll zu unter⸗ 

eiben. 

— gilt hinſichtlich ber verkündeten) gerichtlichen Ent- 

fheidungen, wenn biefelben gleichzeitig mit der Berfündung 
m ſchri ge — dem Protokolle beigelegt werden. 


— Vergleiche 8. 204 Abſ. 1 und im Verfahren vor Be— 
zirksgerichten bie ET 5. 30 al. 3. Diefe Angaben aud) im Bagatell- 


ne tokoll 
2) Insbeſ. Rügen on — ei bes an ‘8. 196 Abſ. 8. 

4 Inabe ondere auch bie Beveiöbefclüffe 8. 2 

5) Außerdem bie Eibener Anecungen bei der — der Parteien 
88. 376, 3877 Abſ. 3, 451 8. 2. 

6) Kerner Wiberfprüche gegen das Protskoll 8. 212 Abſ. 8 

?) Der Borfisende Tann dies anordnen oder geftatten 8. 265, im Ber- 
jenen 2 — ————— falls die Partei durch einen Advotaten ver⸗ 

eten 
Per 2 und Genehmigung ber fchriftlihen Erflärungen und Un 


* 209. In jedes Protokoll über eine mündliche Ber- 
handlung ift nebjt den Angaben, welche ben Gang der Ver⸗ 
Handlung im allgemeinen erkennen laſſen, der Inhalt des auf 
den Sachverhalt fich beziehenden beiderjeitigen Vorbringens 
in gedrängt zufammenfaflender Darftellung aufzunehmen. 

Ferner nd in dem Protokolle die von den Parteien 
für —— — 1) Anführungen angebotenen Beweis⸗ 
mittel zu bezeichnen.?) 

Das Gericht?) Tann auf Antrag oder von amtöwegen 
anordnen, daß einzelne Theile des thatjächlichen Borbringens 
oder ber Beweisanbietungen ausführlicher in das Protokoll 
aufgenommen werden. 


8. 209. Siehe die Motive bei $. 207. 

Der Ausfhuß wollte durch d efe Stilifirung des dritten 
Abſatzes Herborheben, daß die Anführung einzelner Theile des 
thatfähhliden Vorbringend oder der Beweisanbietung nur aus⸗ 
nahmsweiſe dann zu erfolgen habe, wenn e8 auf ben einen ober 
andern Theil diefed Vorbringens in dem Proceffe ganz beſonders 
ankommt, wenn alfo zum Beifpiel bet mündlichen Verabredungen 
der genaue Wortlaut der Verabredung von Entiheidung fein kann, 
wenn Neuerungen relevant find, wo es gleichfalls auf ben ge- 
nauen Wortlaut anlommtt, welche dann natürlich — dieſem 
Wortlaute nach im vrotoiolle firirt werben müſſen. (A. B., S. 32.) 
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Kann eine Verhandlung nicht an einem Tage zu Ende 
geführt werden, ſo iſt bei jeder einzelnen Tagleguno das 
a derfelben Vorgebrachte bejonders zu protololliren. 

Bergleihe die Erleichtern en im be erichtlichen 8 ren 
38. 44a, sb, m afungsyerjchten 9, 4 u een 
Der Bo im Falle der — der Senat. Rein ab⸗ 
gejondertes Rechtämittel 8. 214 Abſ. 2 
6. 210. Bei Angabe des Inhaltes des thatſächlichen 
en und der Beweisanbietungen  ift er. hunlich⸗ 
keit auf die vorbereitenden Schriftſätze,) auf die Acten eines 
vorbereitenden Berfahreng,?) ſowie auf die Darftellung des 
—— in einer Ausfertigung des —— 8) 
ezug zu nehmen; ſoweit vorbereitende Schriftfäße oder 
eten eines vorbereitenden Verfahrens vorliegen, genügt es, 
— alle erheblichen Abweichungen des mündlichen Vor⸗ 
bringens*) protokollirt werden. 

Eine Brotofollirung der einzelnen Parteivorträge ift 
unftatthaft. Entwürfe zu Berhandlungsprotofollen dürfen 
nicht angenommen werden.) 

Die Weigerung der Parteien, am Protokollirungsarte 


NEN ®) hindert ” Bornahme der Beurkundung nicht. 
66. 78, 79, 252 Abſ. 8 


277 Abſ. 8. — — be — kann der Beweisbeſchluß 
das tokoll erſetze d dt = 
* vor dem sa, sen ber bem — 88. 448 — 


ber die Verhandlung leitende Einzelrichter unverzüglich nad) 


—— Sachver — in Aber icher Zuſammenfafſung 


nahme auf den Inhalt der Proceßacten zu Protokoll ge⸗ 
bracht wird.) 


8. 211. Eine befonbere Aufmerkfamteit wendete der Aus- 
fhuß dem 8. 225 (8. 211) zu. Aus der neuen Diction desſelben 
ebt die Abficht des Ausſchuſſes ganz deutlich hervor, daß Die 
Brotofoltirung niemals in ein Dictiren ausarten darf, daß bie 


Pe | 
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Wenn der Umfang des Verhandlungsſtoffes ober andere 
Umftände eine frühere Beurkundung nothiwenbig oder zweck⸗ 
mäßig erjcheinen laſſen, jo kann eine derartige Protofolli- 
rung auch fchon während der mündlichen Verhandlung in 
ber Weiſe ftattfinden, daß der Inhalt einzelner Abfchnitte 
der Verhandlung?) (88. 188, 189) zufammengefaßt und zu 
Protokoll gebracht wird. 

—* ei — Parteirebden wie Einrede, Replik u. dal. Siehe 

die Motive zu T 207 u. 4.8. zu $. 209. ' a 

6.212. Das aufgenommene Protokoll ift den Parteien‘) 
zur Durchſicht vorzulegen oder vorzuleſen und von yarı zu 
unterfchreiben.. Den Horteien ift geftattet, nach der Einficht- 
nahme oder Verlefung des Protofolle® auf jene Punkte 
aufmerkſam zu machen, in welden die im Protokolle ent- 
haltene Parlegung des Berhandlungsinhaltes dem that- 
Ban Verlaufe der Verhandlung nicht entſpricht. Eine 

m Gerichte nothivendig jcheinende Richtigftellung des 
Protofollsinhaltes Hat durch einen Anhang zum Protokolle 
zu geichehen. Bleiben dagegen die Erklärungen der Parteien 
unberüdfichtigt, fo Tann gegen die bezüglichen Angaben des 
Berhandlungsprotofolles Widerſpruch eingelegt merden.?) 

Wenn aus diefem oder aus einem anderen Grunde von 
einer Partei gegen einzelne Angaben des Protokolles Wider- 
ſpruch erhoben wird, ift in einem Anhange zum Brotofolle 
u bemerfen, daß und melde Einwendungen gegen bie 

otofollirung erhoben murden.?) 

Bei Vertretung durch einen Abvocaten kann vom Ge⸗ 
richte angeordnet werden, daß der Wideripruch dur das 
Meberreichen einer kurzen, dem Protokolle al3 Anlage bei- 
zufügenden Niederjchrift feftgeftelt werde.*) 

1 en Sin . 5, 39, den Beugen 8. 348 (aber nicht 
zur Unterichrift) und Sachverſtaͤndigen 8. 367. 


mündliche Verhandlung in voller Unmittelbarkeit ſich abaufpielen 
bat und daß erft am Ende berfelben nicht etwa Rede und Gegen: 
rede der Parteien in der Reihenfolge, in welcher fie diefelben vor⸗ 
ebracht haben, fondern eine von dem Nichter verarbeitete Zu- 
ammenfaflung des Verhandlungsinhaltes zu Protokoll gegeben 
werden fol. Nur in dem Falle, als bie Verhandlung eine zu 
weitläufige ift, oder wenn eine Vertagung nothwendig tft, fol der 
Richter dieſes Zufammenfaffen der Verhandlungsergebnifie ent» 
weder am Ende der Tagfahrt vor ber Vertagung ber Sache oder 
in geeigneten Abjchnitten vornehmen. (A. B., ©. 32.) 
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s d en (8. 867 en gegen den 
ire Susfage betzcheiben Ahell Ginwendungen erfehen 8. 543 Adi. 8 
2 ae an hestelsgerittigen Berfoßren 88. 440 Abſ. 5, 444 

Abf. 2, 445 Ubi. 2. inbere Niebeririften 88. 196 Uhl. 3, 266. 

6. 213. Kann eine Partei gar nicht oder nur mittels 
eines Handzeichens unterfertigen, ib ift deren Name dem 
Protokolle durch den Schriftführer beizufehen. 

Entfernt ſich eine Partei vor Vornahme der Proto- 
follirung oder wird die Unterfertigung des Protokolle von 
ihr abgelehnt, fo find dieſe Vorgänge, fowie die von der 
Partei dafür geltend gemachten Gründe in einem Anhange 
zum Protofolle anzugeben.t) 

Dem Brotofolle bat der Vorfitende oder der die Ver⸗ 
handlung leitende Einzelrichter, der Schriftführer und ein 
der Verhandlung etwa beigezogener Dolmetich feine Unter- 
ſchrift beizuſetzen. Bei Verhinderung des Borfigenden unter- 
ichreibt an deſſen Statt das ältefte Mitglied des Senates. 

1) Aufdie Aufnahme des Protokolles hat dies keinen Einfluß, 8. 210 Abſ. 8. 

$ 214. Gegen die die Protofollirung betreffenden Be⸗ 
ſchlüſſe und Verfügungen der die Verhandlung leitenden 
Einzelrichter *) ift ein abgejondertes Rechtsmittel?) nicht zuläffig. 

Wird im Verfahren vor Gerichtshöfen gegen die bezüg- 
lichen Beichlüfle und Verfügungen des Vorfigenden Einfprade 
erhoben, jo hat darüber der Senat zu enticheiden. Gegen 
de De Entſcheidung findet ein — Rechtsmittel 


6. 215. Soweit nicht ein ausdrücklicher Widerſpruch!) 
einer Partei vorliegt, liefert da3 in Gemäßheit der vor- 
ftehenden Vorfchriften errichtete Protokoll über den Verlauf 
und Inhalt der Verhandlung vollen Beweis.?) 

Die Beobachtung der ut die mündliche Verhandlung 
vorgeſchriebenen Förmlichkeiten kann nur durch das Protokoll 
bewieſen werden. 

Die Beweiskraft der protokollariſchen Beurkundung wird 


durch einen Wechſel in der Perſon der Richter nicht berührt. 
at Di —— — der Unrichtigkeit des bezeugten Vor⸗ 
1. er 
ganges 8. 292 Abſ. 2. Vergleiche 8. 498 Abſ. 2. 
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Außerhalb einer Berhandlung aufgenommene 
Protokolle. 


6.216. Die Protokolle, welche außerhalb einer — 
lichen Verhandlung aufgenommen werden,!) haben nebft den 
m 8.207 erwähnten Angaben und ben gemäß 8.208 etwa 
— Feſtſtellungen eine kurze Darſtellung der 
Amtshandlung und eine gedrängte Angabe des Inhaltes des 
thatfächlihen Borbringens der Dr Theile oder dritter 
sugegogener Perſonen zu enthalt 
—— der 88. 209 bis 215 Haben auch für 


diefe Beotofsfe Geltung. 
) Siehe Anm. 1 zu 8. 207. 


Brotolollsinhalt. 


6. 217. Der Inhalt de3_Berhandlungsprotofolles und 
feinen Beila agen,?) dann der im Laufe eines Rechtsftreites durch 
einen beauftragten oder erjuchten Richter aufgenommenen 
und dem — Gerichte vorliegenden Protokolle und 
ihrer Beilagen iſt von amtswegen zu beachten. 

Wenn die Parteien bei der durch einen beauftragten 
oder erjuchten Richter vorgenommenen Amtshandlung nicht 
anweſend waren, ift ihnen, jofern nicht die Beftimmungen 
des 8.193, Ablat 3, zur Anwendung kommen, vor der Ent- 
ſcheidung Gelegenheit zu geben, ſich in mündlicher Verhandlung 
über die Ergebnijle der bezüglichen Amtshandlung und die 
angeben. der an cten zu äußern. 


2 u. 3, 213 Abſ. 3, 265, insbeſondere Str 
* 268, y- 3 rot. 2, vor Gericht geichriebene Bergleihungsichriften we 


8. 217. Was zu dem Zwecke — — — 
damit es vom Richter bei ſeiner Entſcheidung benützt werde 
in keinem Falle unberückfichtigt gelaſſen werden. Die — * 
Berückſichtigung muß jedoch im an nge mit der Natur des 
münbliden Verfahrens erfolgen. nbalt der Protokolle, 
welche vor einem beauftragten ober ame Richter aufgenommen 
wurden, muß dem erfennenden Gerichte ohnehin in der mündlichen 
Berbandlung befannt gemacht werden. Das Verhandlungsprotokoll 
aber fann nur ein ſolches Vorbringen enthalten, welches in ber 
mündlichen ann, bereit3 vorgetragen wurde, Wenn ein 
Vorbringen, weil zum Beifpiel eine Aenderung in der Belegung 
des Gerichtes eintrat, wiederholt werben muß, I erftredt fich die 
Nothwendigkeit der Wiederholung auch auf dasjenige Vorbringen, 
welches durch dag Verhandlungsprotokoll feftgeftellt worden ift, 
wobei allerding3 da8 Gericht von amtswegen die Uebereinfſtimmung 
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| Sechster Titel. 
Acten, 


6.218. Jede Partei kann zur Begründung ihrer Anträge 
auch auf die ihr auf Veranlaſſung des Gegners zugeitellten 
Schriftſtücke) Bezug nehmen. Ste kann, wenn dieſe Schrift- 
ftüde in Verluſt gerathen find, und ſich auch fein Exemplar 
derjelben bei Gericht befindet, verlangen, daß ihr der Gegner 
geftatte, auf ihre Koften von den in feinen Händen behnd- 
nam he üglichen ‚Söriftitüden Abichriften zu nehmen.?) 

erung des Gegners Tann bemjelben nad) 8. 82 Abſ. 1 
ittels fofort voll en Beſchluſſes der Erl ver Ghcififn 
Gericht — die FE zu 8. 82). za, 


des Vorbringens mit dem Protokolle zu überwachen bat. Um bie 
Beachtung des Protokollinhaltes mit dem Grundſatze des beiber- 
feitigen Gehöres in Uebereinftimmung zu bringen, wird in $. 217 
Abſatz 2 in Beziehung auf die Protokolle, welche durch einen bes 
auftragten oder erfuchten Richter aufgenommen wurden, der Vor⸗ 
flag gemadht, den Parteien noch vor der Enticheidung Öetegenpeit 
zu einer mündlichen Aeußerung zu geben. (Motive, S. 263, 264.) 
8. 218. Bet Zulaffung freier Beweiswürdigung wäre es 

anz vergeblich, wenn man die Beweiskraft der von einer Partei 

eigebradhten Beweismittel durch einen Rechtsſatz ausſchließlich 

dieſer — reſerviren wollte. Ebenſowenig läßt ſich aber für 
ein wahrhaft mündlich⸗unmittelbares Verfahren mit contradicto⸗ 
riſcher Parteiverhandlung zu Gunſten einer der Parteien ein Mo- 
nopol zur Ausnügung des Beweisgehaltes der von ihr im Pro- 
ceffe vorgelegten Schriftſtücke fchaffen. Der Gegner künnte ſchwer 
daran gehindert werden, in den PBarteivorträgen in irgend einer 
Weiſe auf diefe Schriftftiide auch zu feinen Gunſten ſich zu be- 
rufen, und noch fehwerer könnte dem Gerichte bei Anerkennung 
freier Beweiswürdigung zur Pflicht gemacht werden, den Inhalt 
folder Schriftftüde zu gleicher Zeit als befannt und unbelannt 
zu behandeln, zu beachten und unbeadhtet zu Laflen, je nachdem 
derjelbe für die eine oder andere Partei bebeutfam tft. Diefe mit 
dem Grumdprincipe des neuen Berfahrend eng zufammenhängende 
Gemeinfchaftlichkeit des Inhaltes und der Beweiskraft aller im 
Proceffe von einer Seite benüsten und vorgelegten Schriftftüde 
tft dem geltenden —5 gegenüber eine ſo weſentliche Neuerung 
daß es nicht überflüffig fein wird, ihrer im Geſetze ausdrüdlic 
zu gedenken (8. 218). 8 ber Berechtigung, derlei Schriftftüde 
im Proceffe zu Gunſten der eigenen Parteiftelung zu verwerten, 
folgt dann die weitere Gorfchrint bes 8. 218 über die Geftattung 
ber Abfchriftnahme von felbft, wenn erwogen wird, daß der Befik 


S 
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6.219. Die Parteien können von ſäͤmmtlichen ihre Rechts⸗ 
ſache betreffenden, bei Gericht befindlichen Acten (Proceßacten), 
mit Ausnahme der Entwürfe zu Urtheilen und Beichlüffen, 
der Protokolle über Berathungen und Abftimmungen des 
Gerichte und folder Schriftftüde, welche Discipliuarver⸗ 
fügungen enthalten, Einſicht nehmen und fich davon anf 
ihre Koften Abichriften und Auszüge ertheilen laſſen. Zum 
Zwecke der Vorbereitung ihrer Vorträge ift ihnen in3befondere 
auch in die PBrotofolle und Acten eines vorbereitenden Ber- 
fahrens!) Einjicht zu gewähren. 

Mit Zuftimmung beider Parteien können auch dritte 
Berfonen von den Proceßacten Einfiht nehmen und Wb- 
fchriften erheben. Fehlt eine folche BZuftimmung, fo Tann 
einem Dritten, infoweit er ein rechtliche3 Intereſſe glaubhaft?) 


des fraglichen Schriftſtückes bisweilen, namentlich zur Vorbereitung 
für die Verhandlung jehr nothwendig fein kann und dem Gegner 
mit der Verpflichtung, die Abfchriftnahme zu erlauben, Leine irgend- 
wie nennenswerte Beläftigung zugemutbhet wird. (Motive, S. 249.) 

8.219. Der Inhalt der bei Gericht befindlichen Proceßacten (8.219 
Abſatz 1) muß den Parteien innerhalb der Grenzen des eigentlichen 
Berhandlungsftoffes unbefchräntt zugänglich fein. Was von einer 
der Parteien im Wege des mündlichen Vorbringen zum Inhalte 
der Procefverhandlung gemacht und dadurch zur Kenntnis bes 
anderen Theile gebracht werben kann, zu deſſen Kenntnis muß 
leßterer auch im Wege der Actemeinfiht gelangen können, denn 
die Procefacten des mündlichen Verfahrens find — im ale 
zu denen bes fchriftlichen Proceſſes — nicht Selbftändiges, 
beftehen immer nur in Bezug auf eine Verhandlung: entiveber 
bereiten fie eine mündliche Verhandlung vor, oder fie find deren 
Widerſchein, die Beurkundung einer ſolchen. Daraus allein ſchon 
folgt, daß bie Einficht in die Procefacten keine enger begrenzte 
fein kann. In demſelben Gefichtspuntte aber ift es dann auch 
begründet, wenn im $. 219 die beliebige Einfiht- und Abfchrift- 
nahme in Anfehung der Entwürfe zu Urtbeilen und Bejchlüffen, 
der Protokolle über Berathungen und Abftimmungen und endlich 
folder Schriftſtücke verfagt wird, welche disciplinäre Verfügungen 
enthalten. Die Bedingungen, unter welchen der Partei in biefe 
Acten Einfiht zu geftatten ift, werben in ber zu erlaffenden Ge- 
ſchäftsordnung feftzuftellen fein. Die Vorſchriften über die Be⸗ 
willigung der Acteneinfiht an dritte Perfonen weichen vom 
geltenden Nechte nicht erheblih ab. Zur Ertheilung dieſer Be⸗ 
willigung wurde ber Gerichtsvorſteher ermächtigt (8.219 Abfat 2), 
weil eine ſolche Entfcheidung auf freiem Ermeflen beruhen mu 
und in der Regel fofort erfolgen jol. (Motive, &. 250.) 
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macht, eine ſolche Einficht- und Abjchriftnahme vom Vor⸗ 
fteher des Gerichte geitattet werben. 

Die von einer Partei dem Gerichte übergebenen Schrift- 
jtüde find Ddiejfer Partei auf ihr Begehren wieder auszu- 
folgen, wenn der Zwed der Aufbewahrung entfallen ift.?) 


u Sie Vollmacht 8. 80 Abf. 1. 


Siebenter Titel. 


Strafen. 


6. 220. Eine Ordnungsftrafe‘) darf den Betrag von 
50 fl., oder wenn biejelbe gegen einen Advocaten a 
wird, den Betrag von 100 4. eine Muthwillensftrafe? 
Betrag Don ie 300 fl. nicht überfteig en. 

ie ch den Befimmungen dieſes Geſetzes gegen eine 
Perſon berbälngten Geldſtrafen fließen dem Armenfonde des 
Ortes zu, in welchem dieſe Perfon ihren Wohnfig hat, wenn 
aber ein folder Wohnſitz im —— ebiete dieſes Geſehes 
nicht begründet oder nicht bekannt iſt, dem Armenfonde des 
Ortes, in welchem das Gericht ſeinen Sitz hat, das die 
Strafe verhängte. 

Am alle der Za 2 gSunfäbigteit ift die Geldſtrafe in 
Haft umzuwandeln. Dane der Haft Hat das Gericht 
Hr — die Haft dad jedoch zehn Tage nicht über- 

reiten.? 


Strafverfügungen find von amtswegen zu ———— 9 


en verletzender ul in den — 2 pe 
ei —— und —— erſchulden des Advocaten 
wegen verſpäteten Vorbringens 8. 1 
Wegen einer gröberen U —— * der ? Berhandlung gegen andere 
ende als omächtigte 
egen Störung der Verha Bendlung, — Anal: ober Beleidigung 
a = Brocehbevollmägti ten 8 nn 
en Ausbleibens eines Zeugen 8.88 ed — —— 8.854. 
egen —————— des Armenre 
Pi mutbwilliger Beftreitung der gel re 
Wegen —— —— —— 8. 326 Abſ. 8, 
Verweigerung des Gutachtens 8. 354 Ab 
eg, 038 — Erhebung der Reviflon 8. 512 und bes Reviſions⸗ 
recur 
aft — Wiberfeglichleit 8. 199 Abſ. 2. Schadenerſatz wegen 
mutigen dr — 8 408, 
9) R an hat Sufpenfiveffect 8. 524 Ubf. 1, ausgenommen 
in den Fallen , 200, 201, 
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Achter Titel. 


Sonntagsruhe und Gerichtsferien. 


6. 221. Un Sonntagen, ſowie am Weihnachtstage 
bürfen Tagfapungen nicht abgehalten werben.!) Die An«- 
nu einer Tagſatzung auf einen anderen Feiertag 
ift nur bei Gefahr im Verzuge zuläjfig. 

Welche Tage im Sinne dieſes Geſetzes) als Feiertage 
zu gelten haben, wird durch Verordnung beftinmt. 

r Einfluß auf den Friftenlauf iR 126. 

88. 100, 104 Ubf. 2, 126 Mbf. 2. 

6. 222. Die Gerichtsferten!) dauern ſechs Wochen. Der 
Beginn derjelben wird für die einzelnen Königreiche und 
Länder im Berordnungswege feftgefegt. 

1) Einfluß auf den Friftenlauf 8. 225. 

6. 223. Während ber Gerichtsferien werden nur in 
— Tagſatzungen abgehalten und Entſcheidungen 
erlaſſen. | 

Auf das Mahnverfahren ,!) jomie auf das Executions⸗ 
verfahren mit Einichluß der Verhandlung über die Meift- 
botvertHeilung haben die Gerichtöferien feinen Einfluß.?) 

1) Yet. XXVIII E. G. z. C. 8,0. 

?) Art. XXVIE.8.3.C.$.0. 

„Die Borjchriften der C. B. O. über bie @erichtäferien finden feine 

Anwendung auf die Ungelenenheiten des ftrafgerichtlihen Verfahrens, auf 
das Concursverfahren, jowie auf die Erled von Grundbuchsſachen. 
Andere Angelegenheiten des außerftreitigen Berfahrens find als al» 
baden u behandeln, wenn durch bie Berzögerung einer Verfügung Nach⸗ 
h rt eine Partei entſtehen könnte.“ 

6. 224. Ferialfachen find: 

1. Wechſelſtreitigkeiten; 

2. Proceſſe, in welchen über die Fortjegung eines an- 

gefangenen Baues!) geftritten wird; 
3. Gtreitigfeiten wegen Störung bed Beſitzſtandes bei 
Sachen und bei Rechten, wenn das Klagebegehren nur auf 
Den Fe die Wiederherftellung des Iegten Befigftandes 
gerichtet ilt; 

4. Streitigfeiten über Auflündigung, Uebergabe und 
Mebernahme gepadhteter oder gemieteter Sachen, Wohnungen 
oder anderer Räume und folder Saden, die gegen einen 
Zins in Früchten (8.1103 a. b. G. 8.) zum Gebrauche über- 
lafjen wurden; ?) 
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5. Streitigleiten aus dem Dienft- und Lohnvertrage 
Doc Dienfigebern und Dienftboten oder anderen im 
ienftvertrage ftehenden Berjonen, zwiſchen Land- und Forſt⸗ 
wirten und ihren land» und forftwirtichaftlichen Hilfsarbeitern 
und Taglöhnern, zwiſchen Bergwerksbeſitzern und allen 
fonftigen Arbeitgebern und den von ihnen bejchäftigten Werk⸗ 
führern, Gehilfen, Arbeitern oder Lehrlingen, jowie Streitig- 
feiten aus dem Dienftverhältniffe der Schiffsmannfcaft;*) 

6. Streitigkeiten zwifchen Wirten, Schiffern, Flößern 
ober Yuhrleuten einerfeit3 und ihren Gäften, Neifenden oder 
Auftraggebern anderjeit3 über die aus diefen ihren gegen- 
feitigen Verhältniſſen entipringenden Verpflichtungen; ®) 

7. alle fonftigen Streitigfeiten über vermögensrechtliche 
Anfprüche, deren Gegenftand an Geld oder Geldeswert den 
Betrag von 50 fl. nicht überfteigt;®) 

8. Anträge auf Bewilligung, Einſchränkung oder Aufe 
hebung von einftweiligen Verfügungen. 

Der Vorfteher des Gerichtes oder der Vorſitzende des 
Genates, dem eine Rechtsſache zugewiejen ift, kann über- 
dies auch andere Sachen, foweit fe einer fchleunigen. Er» 
ledigung bedürfen, von Fall zu Fall als Ferialſache erflären. 
Eine ſolche Berfügung kann durch ein Rechtsmittel nicht 
angefochten werden. 


1) 8. 456. 
i “se. ä m I.N., wohl Burüdh 
ber inveota et illata 8. 1101 a.6.@. 8. el en Ben 
4) onen 
‘ 98.7 JI.N. 
8. 448. 

6. 225. Die Gerichtöferien hemmen den Lauf einer 
Friſt; der noch übrige Theil der Friſt beginnt mit dem 
Ende der Gerichtäferien zu laufen. 

Fällt der Anfang einer Friſt in die Gerichtsferien, 
jo beginnt der Lauf der Frift mit dem Ende der Gerichts- 
ferien. Auf Anfang und Ablauf von Nothfriften?!) und von 
Friſten in Ferialſachen hat der Eintritt der Gerichtäferien 
feinen Einfluß. 

1). 8. 188. 
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Zweiter Theil. 
erfahren vor Ser Gerichtshöfen erſter 
s Ä 


5+ 


Erſter Abſchnitt. 
Verfahren bis zum Urtheile. 


Erſter Titel. 


Klage, Klagebeantwortung, vorbereitendes Ver⸗ 
fahren und Streitverhandlung. 


Klage. 


6.226. Die mittels vorbereitenden Schriftſatzes) anzu- 
bringende Klage bat ein beſtimmtes Begehren?) zu enthalten, 
die Ehatfachen, auf welche fich der Antpruc des Klägers in 
Haupte und Nebenjachen °) gründet, im einzelnen kurz *) und voll- 
jtändig”) anzugeben, und ebenfo die Beweismittel im einzelnen 

enau zu bezeichnen, deren fich der Kläger zum Nachweiſe 
einer thatſächlichen Behauptung bei der Verhandlung zu be 
dienen beabfichtigt.®) 

Wenn die Zuftändigleit des angerufenen Gerichtes vom 
Werte des Streitgegenftandes abhängt”) und die Klage nicht 
auf eine Geldfumme gerichtet ift, find in die Klage auch die 
erforderlichen?) Angaben über den Wert des Streitgegenftandes 
aufzunehmen. Wenn die Klage einen Gegenitand der Handels-, 
See- oder Berggerichtsbarkeit betrifft, jedoch bei einem Ge⸗ 
richtshofe angebracht wird, welchem nicht nur diefe befondere, 
fondern auch die allgemeine Gerichtsbarkeit zufteht, jo tft bei 





8.226. Die Klage ift mittelS vorbereitenden Schriftfages an- 
zubringen. Es gelten daher für fie die allgemeinen Vorſchriften 
über ſolche Schriftfäge (88. 74—86). Aus diefen werden im $. 226 
der größeren Klarheit halber einige Punkte hervorgehoben und 
näher präcifirt. Jeder Schriftfag muß die Bezeichnung de3 ange- 
rufenen Gerichtes tragen. Die Bezeichnung kann Fich jedoch, wenn 
bei einem Gerichte nebft der allgemeinen auch eine befondere Ge⸗ 
richtSbarkeit ausgeübt wird, wenigſtens in der Klage nicht auf die 
Angabe der Zitulatur bed Gerichtes befchränfen. Für die über 
bie Klage zu treffenden weiteren Einleitungen ift e8 nöthig, au 
wiffen, welche Art von Competenz vom Kläger angerufen wird; 
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der Bezeichnung des Gerichtes erfichtlich zu machen, daß bie 
Berhandlung der Rechtsfache vor dem Handelsjenate oder vor 
dem zur Ausübung der Berggerichtöbarleit bejtimmten Senate 
beantragt wird. 

Inm Uebrigen find auf die Klageichrift die allgemeinen Bor- 
Iyaen aD über vorbereitende Schriftfäge anzumenden.®) 


2) „chältnis bes Begehrens zum Urtheile 8.405, — Aenderung 8.235. 
Bei Berbind der Manifeftationsflage mit ber Klage auf ge ausge 
nn die EN (rung bes Begehrens nachgetragen werden. Art II 
Ya — f üb:rmäßiger Weitläufigfeit 8. 49 Abf 
oftenftrafe megen üb-rmäßi eitläufigleit 8. 4 . 2. 
a Sole — — 8. 44 .. 2, 


2 ren 50 0f. 1,5181 


ertung 
8.60% .R. — Wenn die Klage "bei einem olgen einer zu 8 erichtsſtande an⸗ 
ea wird, muß die Bere 
werden 88. 104 Ab. 1, 88 Ab 


NM. 
— ” se 7 78 — efeitigung bon Formgebrechen 88. 84, 85 durch den 


6.227. "Me . Anſprüche des Klägers gegen denfelhen 
Beklagten können, auch wenn fie nicht in thatjächlichem oder 
rechtlichem Bufammenhange 2) ftehen, in derjelben Klage geltend 


die fpäteren im Laufe der Verhandlung vorkommenden vorberei⸗ 
tenden Schriftfäge werden dann fchon durch die bloße Bezeichnung 
der Rechtsſache an den richtigen Senat dirigirt. Deshalb wird 
für die Klage befonbers — daß im Falle der An- 
rufung einer befonderen Gerichtsbarkeit dieſe bei der Bezeichnung 
des Serichtes in berfelben Weife anzugeben tft, wie es gefchehen 
müßte, wenn die Ausübung der bejonderen Gerichtsbarkeit durch 
ein felbftändige8® Gericht zu erfolgen hätte. Der Competenzpunft 
bat normal — Wenigstens nach der Abftcht des Klägers beurtheilt 
— feinen Gegenftand der einzuleitenden mündlichen Verhandlung 
zu bilden. Es fünnte daher gezweifelt werden, ob nach den Grund⸗ 
fügen über ben Anhalt eines vorbereitenden Schriftfages der 
Kläger auch die Angaben zu machen habe, welche zur Begründung 
ber von ihm angerufenen Gompetenz dienen. Um biefen Zimeifel 
abzufchneiden, wird die Trage im $. 226 ausdrüdlich bejaht. ' 
Welhe Bedeutung diefer Angabe zulomme, ift aus den Be- 
ftimmungen de3 gleichzeitig vorgelegten Entwurfes eines Geſetzes 
über die Ausübung der GerichtSbarkeit in bürgerlichen Rechtsfachen 
zu entnehmen. (Motive, &. 250, 251.) 

8.227. Die Eumulirung mehrerer Anfprüde in einer Klage 
wird durch den Entwurf in weiterem Umfange zugelaffen, als fie 
nach geltendem Rechte geftattet if. Indem 8.227 die Zuläffigkeit 

folder Cumulirung vom BVorhandenfein eines thatfächlichen ober 
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gemacht werden, wenn für ſämmtliche Anſprüche das en 
gericht suftändig 2) und diefelbe Art des Verfahrens zuläſſig ift.?) 
ie 7 Anfprü d AR.BEZN. 
2) Zrenmung der Berunblung 8 169, Kheflurifeit 6 891 Got, 1. 
Verbindung der Kündigung mit der Klage auf Vebergabe oder Ueber⸗ 
nahme bes Belland egenftandes 8. 567 Abf. 4. Der Mantfeftationsflage 
mit ber Klage auf Herausgabe. Art. XLII E. G. z. C. P. O. 
6.228. Es kann auf Feſtſtellung des Beſtehens oder 
Nichtbeſtehens eines Rechtsverhältniſſes oder Rechtes, auf An⸗ 
erkennung der Echtheit einer Urkunde oder Feſtſtellung der 





rechtlichen Zuſammenhanges unabhängig erklärt, ſchließt er fich 
in dieſer Frage den Beſtimmungen des Bagatellverfahrens an. 
Die Cumulirung in der —— iſt nämli r das weitere Ver⸗ 
fahren ganz unpräjudiciell. Sobald das Gericht bemerkt, daß die 
leichzeitige Verhandlung über alle in der Klage vereinigten An⸗ 
orücee ſchwierig oder erfchwerend wäre, weil jeder der Anfprüche 
auf anderen Thatfachen beruht, jeder anderen Einwendungen aus- 
geſetzt ift und alle dieſe einzelnen Thatfachencompiere und Ein- 
wendungen mit einander gar nichts gemeinfam haben, ſobald fich 
alfo zeigt, daß die Zufammenfaffung der Verbandlung weder in 
Bezug auf die Erörterung noch in Bezug auf den Beweis eine 
Bereinfadung ober Arbeitderfparung bewirkt, wird das Gericht 
vermöge feiner Procefleitungsgemwalt die abgefonderte Verhand⸗ 
Iung über bie einzelnen Anfprüche anordnen können. Ebenfo wird 
der Bellagte das Gericht auf die Zweckwidrigkeit der gleichzeitigen 
Verhandlung über alle geltend gemachten Anfprüde aufmerkſam 
machen dürfen. Trotz ber erweiterten Zuläffigfeit der Cumulirung 
wird dieſelbe deshalb praltifch nur foweit zur Geltung kommen, 
als fie nach Lage des einzelnen Falles zweckmäßig erjcheint. Da⸗ 
neben aber wird die Vorjchrift des 8. 227 den Bortheil haben, 
eine Verminderung der Klagstoften zu bewirken, denn auch das 
Gericht wirb bei der Koftenbeftimmung darauf fehen müflen, ob 
nit für den Kläger die Möglichkeit beftand, einer Verviel⸗ 
— der Klage im Wege des 8. 227 auszuweichen. (Motive, 

. 251. 


8. 228. Da darüber im gewiffen Sinne noch immer Streit 
befteht, war im Entwurfe die Zuläſſigkeit von Feitftellungsflagen 
auszufprehen (8. 228). Der Unterfchied zwiſchen biefen und den 
anderen Klagen befteht hauptſächlich darin, daß das Begehren ber 
Feſtſtellungsklage nicht auf eine Leiftung gerichtet iſt; fie kann 
daher nicht benügt werden, um ein Urtheil auf Erfüllung einer 
erft in Zulunft eintretenden Leiſtungspflicht oder überhaupt einen 
Ererutionstitel zu erwirten. Zur Verhütung des Mißbrauches 
diefer Einrichtung war hervorzuheben, daß die Zuläffigkeit einer 
Zeftftellungsklage davon abhängt, daß ein rechtliches Intereſſe an 
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Unechtheit derjelben Klage erhoben!) werden, wenn ber Kläger 
ein rechtliche Intereſſe daran hat, daß jenes Rechtöverhältnis 
oder Recht oder die Urkundenechtheit durch eine gerichtliche 


6.229. Schon in der Klage ) kann der Antrag geftelltwerben: 
1. daß dem — bei der Ladung zur erſten Tag- 
fagung?) oder bei der Ladung zur mündlichen Streitverhand- 
lung ?) aufgetragen werde,“) gewifie genau zu bezeichnende, dem 
Kläger zu einer Beweisführung nöthig fcheinende und im 
Beſitze des Bellagten befindliche Urkunden, Austunftsjachen 





der al8baldigen Teftftelung begründet fei. Das BVBorhandenfein 
eines folchen Intereſſes kann nur indirect dargethan werden, und 
ed wird genügen, wenn der Caufalzufammenbang, aus welchem 
da8 Vorhandenfein des Intereſſes fich ergeben foll, mit der Kraft 
der Wahrfcheinlichleit dargelegt wird. Das über die Feſtſtellungs⸗ 
tage ergebende Urtbeil genießt Rechtskraft. (Motive, S. 251.) 

Bei Feſtſtellungsklagen nicht nur das Beftehen oder Nicht- 
beftehen eines Rechtsverhältniſſes oder eines Nechtes, fondern 
auch ſchon einer recht3erheblichen Thatſache als Grund zuzulaffen, 
geht zw weit, weil dadurch jedes thatfächliche Element eines 
NRechtöverhältniffes an und für fich ſchon der Gegenftand eines 
Proceffe8 werden könnte. In einer derartigen Ausdehnung kennt 
auch die deutiche Civilproceßordnung die Feſtſtellungsklage nicht. 
(Bgl. 8. 231 der deutſchen KEivilproceßordnung.) Der Ausſchuß 
hat aus diefem Grunde die Worte „einer rechtderheblichen That- 
fache” aus der Regierungsvorlage geftriden. (A. B., S. 34.) 

8. 229. Der Entwurf tft beftrebt, die Bejchleunigung des 
Berfahrens und die Hintanhaltung von allzuhäufigen Tagſatzungs⸗ 
erftredungen, wo immer es thunlich ift, durch concret hiezu taug- 
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oder in Augenſchein zu nehmende Gegenſtände zur Verhand⸗ 
lung mitzubringen; 

2. daß das Erforderliche verfügt werde, damit die für 
öffent⸗ 
kunden, 
eichfalls 
münd⸗ 
den; 5) 
zehaup⸗ 
en Tag⸗ 
erden.®) 
ſtatt⸗ 
kunden, 
den be⸗ 
des Ge⸗ 

— — u en Aus⸗ 
folgung von der Behörde oder dem Notar in ungerechtfertigter 
Weiſe verweigert wurde. ”) 

In Bezug auf Beweismittel, melde fih auf andere als 

die der erſten Tagfagung vorbehaltenen Fragen?) beziehen, kann 


— — — — — — 





liche Vorkehrungen zu fihern und namentlich auch dem Kläger 
Mittel darzubieten, allen voraugfehbaren, feiner Rechtsverfolgung 
hinderlichen Proceßverzögerungen vorzubeugen. Aus dieſem Ge- 
fihtspunfte räumt der Entwurf dem Kläger namentlich” auch die 
Befugnis ein, gewifle, der Beihaffung ded Verhandlungs- und 
Beweismateriales Ddienliche proceßleitende Maßregeln des Vor—⸗ 
fitenden ſchon vor der Verhandlung gleich in der Klage in Antrag 
zu bringen (8.229). Auf diefe Weife Tann die Zeit bis zur erften 
Zagfagung oder bis zur eigentlichen Streitverhandlung, welche 
fonft dem Procefie verloren geht, auf das befte ausgenügt werben. 
Denn mit Hilfe der im $. 229 vorgefchlagenen Einrichtung wird 
diefer Zeitraum nach beiden Seiten gleich nutzbar gemadt: auf 
der einen Seite dient er dem Beklagten, auf der anderen Seite 
dem Kläger felbft zur Vorbereitung der Verhandlung. Wenn alle 
diefe Anträge erft bei der Verhandlungsfagung geftellt würden, 
müßte eine neue Unterbrechung des kaum begonnenen Verfahrens 
ftattfinden; jo aber wird nun das Verfahren, nachdem nur die 
Einleitung3- und Vorbereitungsfrift vorüber ift — jedenfall3 mit 
mehr Wahrfcheintichkeit als fonft — im Laufe bleiben, denn die 
erfte Verhandlung findet ein wenigſtens nad der einen Seite 
ziemlich vollftändiges Proceßmateriale vor. Neben diefen Maß- 
regeln, welche zur Abwehr der chicanöſen Verſchleppungsverſuche 
des Gegners beftimmt find, bürfen auch Veranftaltungen nicht 
fehlen, welche die fleifige Partei jelbft pofitto in der Erreichung 
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bei Anberaumung der erften Tagſatzung eine Verfügung nicht 
getroffen. werden.) 
1) Auch in der Klagebeantivo 8. 248 Abſ. 3 oder ben weiteren 
borbereitenden Schriftfägen 8. 258 Ab}. 1, in der mündlichen Berhand- 
lung 8. 801, doch Koftenfolge 8. 44 1, 
8. 280, 239 (Zadung $. 181). 


s Som Borfipenben kraft 88. 188 3. 2, 257. 
‘) & 183 . 4, 387. 


. 801. 
enn v i ⸗ 
beraumung der ae Wer ——— ——— können fe bei 
der münblichen Verhandlung wiederholt werden 8. 257 Abſ. 2. Gegen 
die Anordnungen des VBorfigenden kein Rechtsmittel, Einwendungen in 
der Verhandlung vorbehalten 8. 257 Abf. 2. 

6.230. Auf Grund der Klage hat der Vorfigende des 
Senates, welchem die Rechtsſache zugewiejen ift, eine Tag- 
jagung zur mündlichen Berhandlung N zu beftimmen. 

Wenn er jedoch der Anficht tft, daß die Klage wegen 
Unzuftändigfeit des Gerichtes) oder wegen des Mangels der 


ihrer auf rajche Proceßaustragung gerichteten Abfichten unterftüigen. 
Als cine diefer Veranftaltungen tft auch die Antragftellung nach 
8.229 zu betrachten. Was den Inhalt der zu erlaffenden Aufträge 
anlangt, fo fommen in $. 229 lediglich die Grundſätze zur An- 
wendung, welche der Entwurf in Bezug auf die materielle Proceß⸗ 
leitung, fowie in Bezug auf den Beweis und das Beweisperfahren- 
enthält. Insbeſondere kann die Borlage von Urkunden, Aus- 
funftsfadden u. . w. auf Grund eines nad $. 329 geftellten An- 
trages nur in jenem Umfange verfügt werden, in welchem ſonſt 
der Gegner oder dritte VBerfonen die Sachverhaltdermittlung und 
Feſtſtellung durch ſolche Vorlage u. |. w. zu unterftügen haben. (Mo- 
tive, &. 252, 253.) 

8. 230. Die Klage ift beftimmt, eine mündliche Verhand- 
fung einzuleiten. Die Formulirung des Rechtsanſpruches in ber 
Klage ift von bauernder und wettreichender materiellvechtlicher Be- 
deutung. Dadurch tritt die Klage aus ber Menge der fonftigen 
vorbereitenden Schriftfäge unbedingt hervor; doch für daß erfte 
fommt auch fie nur als vorbereitender Schriftfag, als Anregung 
zur mündlichen Verhandlung und als Grundlage derſelben in 
Betracht, denn ohne Verhandlung oder doch Anberaumung einer 
Berhandlung kann über den Rechtsanipruch nicht entichieden wer⸗ 
den. Die Ueberreihung einer Klage muß alfo eine diefe Ver⸗ 
handlung vermittelnde Thätigkeit hervorrufen. Da die Tagſatzungs⸗ 
anordnung, wie an früherer Stelle dargelegt wurde, dem Gerichte 
vorbehalten ift, muß auch diefe vermittelnde Thätigkeit eine gericht- 
tiche fein. Ihr Anhalt ergibt fich von felbft: Prüfung, ob die 
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Procehfähigtei oder der erforderlichen gefeglichen Vertretung ®) 
auf Seiten des Kläger? oder Beklagten unzuläjlig iſt, jo Dat 
er die Entjcheidung des Senated darüber einzuholen, ob die 
Tagſatzung anzuberaumen oder eine a. im Sinne 
des 8.6 zu erlafien oder die Klage als zur eſtimmung der 
Tagſagung ungeeignet zurüdzuftellen fei.*) 
3) Erſte Tapfa 8. 239, 
9) Die SBräfung — t auf Grund der —— des Klägers, len 
sh ber yem we ereits als unrichtig belannt find, 8. 41 Ab}. 2. 
zt 8. 6, 1; 2, — Tann der Mangel behoben werben, find die erforber- 
—— Behörden von der lage. Urt. VI 8. 3 
N Ar — Be 





überreichte Klageſchrift fi zur Einleitung eines Verfahrens im 
Sinne der Anordnung einer Tagfagung eignet, bejahendenfall$ 
Anberaumung diefer Tagfagung und endlich Erlaffung jener Ver⸗ 
fügungen, welche fich concretenfalls behufs rechtzeitiger Sammlung 
des bei der Verhandlung zu bewältigenden Procepftoffes als er⸗ 
forderfich oder empfehlenswert darftellen. Denn — wie gleichfalls 
ſchon bemerkt wurde — da8 Ziel darf nicht aus dem Auge ver⸗ 
foren werden, die Verhandlung über die Klage womöglich bei ber 
anberaumten Tagſatzung felbft zu beendigen. Diefe vermittelnde 
Zhätigleit der Hauptſache nad — im Einklange mit auswärtigen 
Gefeßgebungen, fowie mit den früheren Proceforbnungsentwürfen 
— dem Vorfigenden des Senates zu überlaffen, vor welchem die 
Rechtsſache verhandelt werden fol ($. 230), dürfte unbedenklich 
fein. Es fteben bier lediglich proceßleitende Verfügungen in Trage, 
die zum Theile überhaupt fein rechter Gegenftand einer collegialen 
Beratbung und Beihlußfaflung find (zum Beifpiel die eigentliche 
Zerminsfeftfegung, die Beitimmung über Tag und Stunde ber 
Verhandlung), zum Theile aber dur den collegtalen Apparat 
durchſchnittlich kaum viel gewinnen konnen, wie zum Beifpiel die 
Erlaffung von Aufträgen im Sinne des $. 229, die Anorbnnung 
von Berbeflerungen bei vorhandenen Sormmängeln u.f.w. Die 
endgiltige Beurtheilung faft aller irgendiwie procefrechtlich erheb- 
lichen Funtte ift von diefem einleitenden Verfahren ausgefchloffen ; 
umfoweniger Urſache befteht auch, bei diefem Verfahren ben Senat 
felbft fungiren zu laffen. Eine Betheiligung des letzteren bürfte 
nur in einem Falle nothiwendig fein; es ift zugleich der einzige 
Fall, in welchem bereit3 während des einleitenden Verfahrens 
eine Entſcheidung gefällt wird, welche über dieſes hinauswirkt und 
bie proceßrechtliche Stellung ver Parteien berührt. 

Es wäre mit den wiederholt betonten, bei der Procefform 
leitenden Tendenzen nicht zu vereinen, wenn das Gericht auch dann 
duch Zagfagungsanberaumung das Verfahren über die Klage 
einleiten wollte, wenn es ſchon zur Zeit der Tagfagungsanordnnung 
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6.231. Die erfte Tagſatzung tit mit Bebachtnahme auf 
bie für die Zuftellung der Klage voraugfichtlich erforderliche 
Zeit jo anzuberaumen, daß zwifchen der Zuftellung und der 
Tagſatzung ungefähr ein Zeitraum von vierzehn Tagen zu 
liegen kommt. N 


offenbar ei daß unter den obwaltenden re aha ein giltiges 
Proceßverfahren ausgefchloffen fei, die Zurüdweifung der Klage 
von amtswegen fofort außgefprochen werden müßte, fobald fi 
das Gericht mit der Klage inhaltlich befaßt. Das Intereſſe der 
Parteien, fowie das an der Vermeidung nuslojer Proceduren 
betheiligte öffentliche Intereſſe gebieten e8 in gleihem Maße, bier 
die unvermeidliche Eonfequenz jobald als möglich zu ziehen. Die 
mündliche Verhandlung abzuwarten hätte hier gar keinen Zweck, 
denn wie fich der Gegner dazu verhält, tft steichgitig, fobald es 
fih um einen von amtswegen wahrzunehmenden Mangel handelt. 
Diefer kann in ben Barteien Liegen: mangelnde Procekfähigkeit, 
mangelnde geſetzliche Vertretung, oder in der Richtung ber Ge- 
richtszuſtändigkeit. Wenn die Unzuftändigleit des Gerichtes nad 
Vorſchrift des Geſetzes auch durch ausbrüdliche Vereinbarung der 
Barteien nicht befeitigt werden kann, wird niemandem ein Unrecht 
zugefügt, wenn ohne Tagfagung gefchieht, was bei folder Sach⸗ 
lage gejchehen muß. Auf diefed Erwägungen beruht die Vorfchrift 
des $. 230 Abſatz 2. Namentlih die Zurüdftellung der Klage 
wegen folder Mängel enthält eine Enticheidung, die Teicht auch 
von materiellrechtlicher Bedeutung fein kann; fie fol daher nicht 
vom Vorfigenden allein gefällt werden. Der Vorfitzende, welcher 
an einer Klage einen der im 8.230 Abſatz 2 bezeichneten Mängel 
wahrnimmt, hat vielmehr darüber die Enticheidung des Senates 
einzuholen. (Motive, ©. 251, 252.) 

Die bier — Aenderung hat ben Zived, die Fälle 
der Verhandlung über die Einreden der Unzuftändigleit noch mehr 
einzuengen al8 die Regierungsporlage. Dem Richter fol die Möglich- 
feit gegeben werden, alle ihm fofort ertennbaren Fälle der Unzuftän- 
digkeit zu berüdfichtigen. Es fol ſomit dadurch beiſpielsweiſe hint⸗ 
angehalten werden, daß der Richter eine Klage gegen eine in einem 
anderen Gerichtsſprengel wohnhafte Perſon, falls er von dieſem 
Umſtand Kenntnis bat, annimmt und es ſoll durch dieſe amtswegige 
Berüdfihtigung der Incompetenz der Partei erſpart werben ſich ein 
zulaffen und an einem entfernten Orte einen Adbocaten zu beftellen 
oder fich eventuell felbft binzubegeben, Lediglich zu dem Zwecke, 
um bie Einrebe der Unzuftändigkeit zu erheben. (U. B., ©. 34.) 


8. 231. Wenn die Klage bei der vorläufigen Prüfung zur 
Einleitung des Proceffes geeignet befunden worden, ift über diejelbe 
die Zagfagung zur mündlichen Verhandlung anzuberaumen, bie 
fogenannte erfte Tagjagung ($. 239), von deren Inhalt noch näher 
zu fpreden fein wird. Bei ber Beftimmung diefer Tagſatzung 





378 Civilproceßordnung. 


Wenn der Aufenthalt des Beklagten unbekannt?) iſt, kann 
die erſte Tagſatzung nach Maßgabe der Verhältniſſe auch auf 
einen entfernteren Zeitpunkt, in dringenden Fällen hingegen, 
wenn fi der Bellagte am Gerichtäorte aufhält oder Doc 
rn Ort leicht in kurzer Zeit erreichen fan, auf Antrag 
auf einen näher gelegenen Zeitpunkt, und wenn nöthig jelbft 
fo beftimmt werden, daß zwiſchen der ker und der Tag» 
‚ Jagung nur ein Zeitraum von vierund wanzig tunden Fiegt.*) 

1) 8. 189. Inhalt der Ladung 8. 181 Abſ. 2. 
gerichte % 488. 
. 115, 116, 117. 
N 2 bezirksgerichtlichen Sachen auch weniger 8. 486. 
Streitanhängigfeit. 

6. 232. Die Rechtshängigkeit der Streitſache (Streit- 
anhängigleit) wird durch die geheflung der Klageichrift an den 
Beklagten’) begründet. Zur Wahrung einer Frift ſowie zur Un- 
terbrechung des Ablaufes einer Frift genügt, wenn nicht? anderes 
vorgeichrieben iſt,“) die Meberreichung der Klage bei Gericht. 

Wird von einer Bartei erit im Laufe des Proceſſes 
ein Anſpruch erhoben,?) jo tritt die Streitanhängigfeit in 


adung vor Bezirks⸗ 





— — — — — — — 


muß darauf Rückficht genommen werden, daß dem Beklagten die 
zur Vorbereitung feiner Vertheidigung nöthige Zeit gelaſſen werde. 
Der Entwurf (8. 231) begnügt fich mit der Angabe einer 
gewifien Normalfrift, durch die dem Nichter zugleich zu erkennen 
gegeben wird, welches Maß von Raſchheit die Gefeggebung von 
dem neuen Proceffe erwartet. Da bei der erften Zagfagung im 
die Verhandlung zur Hauptfadhe noch nicht eingegangen Wird, 
dürfte ein Zeitraum von ungefähr vierzehn Tagen in der Regel 
dem Bellagten zur Sammlung und Bereitftellung derjenigen Ver⸗ 
theidigungsbebelfe vollkommen genügen, von welchen er bei jonftiger 
äclufion Thon in der erften Tagfagung Gebrauch machen muß. 
er Charakter der erwähnten bierzehntägigen Frift wird durch 
die Zufagbeftimmung des Abſatzes 2 noch mehr ind Licht gefteltt. 
Wenn dem Kläger daran gelegen, baß die erfte Tagſatzung auf 
recht kurze Zeit angeordnet werde, jo wird er bereit in ber Klage 
einen bezüglicden Antrag ftellen können. Nah den Vorſchriften 
über die vorbereitenden Schriftfäge wird dann aber auch gleich 
die Klage die Angaben und Belege enthalten müffen, welche zur Be- 
gründung eines ſolchen Antrages erforderlich find. (Motive, S. 252.) 


8. 232. Wenn Zweifel darüber entftehen follten, ob eine 
Aenderung des Klagebegehrend im civilrechtlichen Sinne als 
Geltendmachung eine® neuen Anſpruches anzufeben jet, werden 
diefelben nach den Beitimmungen des bürgerlichen Geſetzes geldft 
werden müflen. (Motive, ©. 254.) 
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Anſehung dieſes Anſpruches mit dem Zeitpunkte ein, in 
welchem derſelbe bei der mündlichen Verhandlung geltend 
genn wurde. *) 
J 8. 106, im Falle des 8. 116 an den — an den geſetz⸗ 
ne —* — 8.5 ehe — — 88.91 8.1 
ung einer gerichtlichen Aufkündigung, fall 
„.,Sufelung einer, 8 ll 6 ch gta ri 8 8, falls — mit der Klage 


*, „Der Behändigung der Klage ſteht in Bezug auf Die —— 

liche Berjährun (Art. 80 W. — —— des Anſ in 

eo erhandlung (8. A Ani. 2C. P. O.) glei." Art. XLV 
;. € 


6.233. Die Streitanhängigfeit hat die Wirkung, daß 
während ihrer Dauer über den yeltend gemachten Anſpruch 
weder bei demfelben noch bei einem anderen Gerichte ein 
Nechtzftreit durchgeführt werden darf. Eine während der 
Streitanhängigteit wegen des nämlichen Anſpruches!) angebrachte 
— iſt auf Antrag oder von amtswegen?) zurüdzumeifen.?) 

Nach dem Eintritte der Streitanhängigfeit kann der Be- 
Hagte, wenn die fonftigen gejeßlichen Bedingungen des Ge- 
richtsſtandes der Widerllage*) vorhanden find, bei dem Ge- 
richte der Klage injolange eine Widerflage anbringen, als 
nit die mündliche Berhandlung in erfter Inſtanz ge- 
ſchloſſen. it. 2.) 


f. 4. 
* — hmoinien iſt jederzeit von — zu berüd- 


en Se 8. 261 Ab. 1 u. 2, — Recurs 
* et ie Proceßvollmacht ermächtigt zur —S *1 8.1. 


o) Die anhängige Sache bleibt tro& nachträglicher Aenderung der für 
die Zuſtändigkeit maßgebenden Umftände, beim Broceßgerichte 8. 29 J. N., 
insbefondere hat nachträgliche —— = —— feinen 
Einfluß auf die Zuftändigkeit. Vergl. 8. Wahl unter mehreren 
zuftändigen — u mit der —— der lo an den Beklagten 
vollzogen $. 102 J. N 
§. 234. Die Beräußerun einer in Streit verfangenen 
Sache oder Forderung hat u den Proceß feinen Einfluß. 
Der Erwerber tft nicht berechtigt, ohne Zuftimmung des 
Gegners a ——— 1) in den Broceh einzutreten. 
1) Berg 


8. 234. 8. 234 ſpricht einen jchon heute allgemein an- 
erfannten, jedoch der gejeglichen Grundlage entbehrenden Rechtsſatz 
aus und Loft zugleich die oft erörterte Streitfrage über die pro- 
ceffualifche Wirkung einer während des Necht3ftreites ftattgefundenen 
Veräußerung des Streitgegenftandes. (Gem. Ber., S. 10.) 
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Klagsänderung. 


6.235. Zu einer Aenderung ber bei Gericht überreichten 
Klage, und namentlich zu einer Erweiterung des Klagebegehreng, 
durch welche die Zuftändigfeit des Procekgerichtes nicht aus⸗ 
geichloffen wird, ift der Kläger vor Eintritt der Streitanhängig- 
keit ftet3 berechtigt. ') 

Nach Eintritt der Streitanhängigfeit*) bedarf er hiezu der 
Einwilligung de3 Gegners; dieſe Einwilligung ift als vor⸗ 
handen anzunehmen, wenn der Bellagte, ohne gegen die Ab- 
änderung Einwendung zu erheben, über die abgeänderte Klage 
verhandelt.?) 

Das Gericht kann jedoch folche Aenderung ſelbſt nad 
Eintritt der Streitanhängigfeit und ungeachtet der Einwendung 
bes Gegners zulaffen, wenn aus der Wenderung eine erheb- 
liche Erſchwerung oder Verzögerung der Verhandlung nicht 
zu bejorgen ift. 

ALS eine Aenderung der Klage iſt es nicht anzuſehen, 
wenn ohne Aenderung des Klagegrundes die thatjächlichen 
Angaben der Klage und die in dertefben angebotenen Beweife 
geändert, ergänzt, erläutert oder berichtigt werden, oder wenn, 
gleichfall3 ohne Aenderung des Klagegrundes, das Klagebegehren 
in der Hauptſache oder in Beziehung auf Nebenforderungen 
beichränft oder ftatt des urfprünglich geforderten Gegenftandes 


ein anderer Gegenftand oder das Intereſſe gefordert wird. 

1) Bu einer Aenderung durch Eintritt des Intervenienten an Stelle 
des Interventen ift Einwilligung beider Barteien erforberlich 8.19 Abf.3. — 
Im Berufungsverfahren tft Klageänderung felbft bet Zuftimmung des Be- 
Hagten ausgeſchloſſen $. 483 Ab}. 3. — Im vorbereitenden Verfahren darf 
über die in den vorbereitenden Schriftfägen geltend gemachten Anfprüche 
und a nicht hinausgegangen werden $. 252 Abſ. 1. 


2) Nicht wenn. er bie Tagſatzung verfäumt. $. 396. 


Zwiſchenantrag auf Feftftellung. 


6.236. Der Kläger kann ohne Zuftimmung des Be- 
Hagten bis zum Schlufje der mündlichen Verhandlung,?) über 


8. 235. Die Einfhaltung des Worte® „geändert“ im 
legten Abſatze dieſes Paragraphen erſchien dem Ausſchuſſe des⸗ 
wegen nothwendig, um feftzuftellen, daß der Klagegrund nicht 
identiſch ift mit denjenigen Thatfachen, welche in der Klage zur 
Begründung des Klagebegehrend angeführt wurden. Diesbezüglich 
bat fi an den $. 240 der deutſchen Civilproceßo rdnung eine Contro⸗ 
verje gelnüpft, welche der Ausſchuß für unfer Recht gegenſtandslos 
maden wollte. (A. B., ©. 34. 
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welche das Urtheil ergeht, den Antrag ftellen, daß ein im 
Laufe des Procefjes ftreitig gemordenes Rechtöverhältnts oder 
Recht,“) von deilen Beſtehen oder Nichtbeftehen die Entſchei⸗ 
dung über das Klagebegehren ganz oder zum Theile abhängt, 
in dem über die Klage ergebenden oder in einem demſelben 
vorausgehenden Urtheile?) feitgejtellt werde. 

Diefe Beitimmung fommt nicht zur Anwendung, wenn 
über den Gegenftand des neuen Antrages nur in einem be- 
fonderen, für Angelegenheiten dieſer Art ausfchließlich vor- 
— Verfahren“) verhandelt werden kann, oder wenn 

ie Vorichriften über die fachliche Zuftändigfeitd) der Gerichte 
der beantragten Entſcheidung entgegenftehen.®) 
= 3 Insbeſondere während der mündlichen Streitverhandlung 8. 259 


. 298. 
R — 8. 398. 
: * — Beſtand⸗, Wechſelverfahren. 
VDeshalb ift der Wert des Feſtſtellungsanſpruchs ſogleich anzugeben 
* (Argument aus 8. 56 Abf. 2 3.R.). 


$. 236. Im Verlaufe der mündlichen Verhandlung Tann 
ed fih offenbaren, daß die Parteien über ein Rechtsverhältnis 
oder Recht verichiedener Meinung find, über welches ber Kläger 
zwar nicht ausdrüdlich ein richterliche8 Urtheil begehrte, auf dem 
jedoch das von ihm geftellte Begebren mittelbar oder unmittelbar 
beruht. Es wurbe 3. B. in der Klage eine Grumbdienftbartkeit in 
Aniprud genommen und während des Proceffed vom Beklagten 
das klägeriſche Eigenthumsrecht am herrſchenden Grundftüde be- 
ſtritten. Der Kläger hat ein begreifliches, ſelbſt über den Proceß 
hinausreichendes Intereſſe daran, auch dieſe Vorausſetzung ſeines 
Klagebegehrens durch rechtskräftigen Richterſpruch außer Streit zu 
ftelen. Da die Rechtskraft einem Urtheile nur foweit zukommt, 
al® es über den eigentlihen Klagsanſpruch ergeht, könnte ber 
Kläger diefes Antereffe im anbängigen Proceffe nicht befriedigen: 
abgefehen davon, ob feine Klage darunter leiden würde, wäre es 
jedenfalls nothwendig, wegen des Grundeigenthumes — wenn 
etwa der Beklagte das Eigenthum des herifchenden Grundſtückes 
für fih in Anſpruch genommen hat — einen neuen Proceß ein- 
zuleiten. Letzteres Lönnte erjpart werden, wenn es dem Slläger 
mögli wäre, gleich im anhängigen Proceffe eine der Rechtskraft 
fähige Entjcheidung über das Eigenthum am berrfchenden Grundftüde 
zu erlangen. Aehnliche Complicationen können fich bei perfönlichen 
Klagen ergeben, und ebenſo kann auch auf Seite des Bellagten 
ein begründete Bedürfnis nach Seftftellung eines präjubtciellen 
Rechtsverhältniſſes auftauchen. Das wiederholt bervorgehobene 
Eoncentrationäbeftreben, die Tendenz, jedes irgendiwie vermeibliche 
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Zurücknahme der Klage. 


6.237. Die Klage kann ohne Buftimmung des Be— 
Hagten nur bis zum Beginn der erften Tagjagung,?) wenn 
aber der Beklagte zu dieſer nicht erjcheint, auch noch bei der 
erften Zagfagung?) zurüdgenommen werden. 

Die Zurüdnahme der Klage gefchieht durch einen dem 
Beflagten zuguftellenden Schriftfag oder durch eine bei der 
mündlichen Verhandlung abgegebene Erklärung. Die Bu- 
ftellung des Schriftfabes erfolgt auf Grund einer Verfügung 
des Vorſitzenden ohne vorgängige Beichlußfaflung des Seuates. 

Die Zurüdnahme der Klage Hat zur Yolge, daß die 
Klage als nicht angebracht —— iſt und der Kläger dem 
Beklagten alle Brocebfoften zu erſetzen hat, zu deren Tragung 
der Beklagte nicht bereit3 rechtskräftig verpflichtet erkannt 
wurde. Ueber den Antrag auf Zuerkennung des Koiten- 


— — — — — — — — — —— — — — — — —— 


Proceßverfahren zu verhüten, dagegen aber jeden einmal thatſäch⸗ 
ih anbängig gewordenen Proceß zur Schlihtung möglichft vieler 
der zwiſchen den Parteien jchwebenden Streitfragen auszunügen, 
beide8 mußte dazu veranlaflen, durch eine entiprecdende Beftimmung 
bes Entwurfes eine einfachere und ſachgemäße Erledigung jener 
Complicationen anzubahnen. Es ſoll dies durch die Vorſchrift 
geſchehen, daß die Barteien im Berlaufe der mündlichen Ver⸗ 
Handlung auch die urtheilgmäßige Feftftelung jenes bedingenden 
Rechtsverhältnifſes oder Rechtes beantragen künnen (SS. 236 und 
259 Abſatz 2). Der Beftand jenes Nechtöverhältnifies müßte, 
falls es beftritten wird, unter allen Bedingungen zum Gegenftande 
ber Verhandlung und richterlihden Prüfung gemacht erben. 
Wenn auch ein folder Ausſpruch des Nichterd nicht ausdrücklich 
begehrt würde, müßte Ieigterer dennoch fich eine Meberzeugung 
darüber bilden, ob das fragliche NechtSverhältnis oder Necht be- 
ftehe, und ebenfo müßte er diefer Meinung bei der Begründung 
bed Urtheiles über die Mage Ausprud geben. Die Möglichkeit, 
einen folden Ausiprudh im Zufammenhange mit der Enticheidung 
der Haupſache, oder durche ein derfelben vorausgehendes Urtbeil 
zu erzielen, ift aber — wie bereit8 angedeutet — für bie Parteien 
namentlich deshalb von hohem Werte, weil diefer Ausfprud der 
Erlangung der Rechtskraft fähig ift, und Daher durch demfelben 
eine abgejonderte Procepführung über die Anerkennung des 
Rechtsverhältniſſes, ſowie über die aus demjelben abauleitenden 
Anſprüche vermieden wird. Auf diefe Vortheile muß jedoch ver- 
sichtet werden, wenn der durch $. 236 Abfag 1 eröffnete Weg 
duch unüberwindliche Hinderniffe verſchloſſen ift, die ſowohl in 
der Incompetenz, wie in der Verfabrensart ihren Grund haben 
fönnen. (Motive, S. 254.) 
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erſatzes?) entſcheidet der Senat nad) vorhergehender mündlicher 
Verhandlung durch Beſchluß. 

Die zurückgenommene Klage kann neuerlich angebracht 
werden, wenn nicht bei deren Zurücknahme auf den geltend 
— Apſpruch verzichtet wurde.) 

2) Auch) bei d di . 242 Abi. 1. 

n * Deere Hr Bienen —— ki. Mit dem An⸗ 

trage iſt Roftenverzeichnis vorzulegen 8.54. — Recurs nn 

4) Burüdnahme ohne Bulimmung be Beklagten Dei der erften Tag⸗ 

faßung oder fpäter dürfte als Verzicht Durch Urtheil zu erledigen fein 8. 894. 

6.238. Die in $. 237 bezeichneten Rechtsfolgen treten 
auch dann ein, wenn eine Klage in Gemäßheit der Beftim- 
mungen. biejeB Geiepes a sur aD Nonnen au gelten bat.!) 

die ds oo Fr oe er Proceßloſtenſicherheit bezw. Nichtleiftung 


Erfte Tagſatzung. 

.239. Die erfte Tagfagung findet vor dem Vorſitzenden 
des Senates oder vor einem von diefem beauftragten Mit- 
glied des Senates ftatt. 

Die erfte Tagſatzung ift zur Vornahme eines Verglei 
verfuches,*) zur Anmeldung der Einreden der Unzuläſſigkeit 
des Rechtsweges.) Der Unzuftändigfeit des @erichtes,?) der Streit- 
anhängigfeit*) und der rechtskräftig entichiedenen Streitjache, 








j 8. 239. Rah dem Entwurfe ift es Zweck der erften Tags 
ſatzung, zu conftatiren, ob ein Streit unter den Parteien durch⸗ 
geführt werden muß, und dann bejahendenfalls die Verhandlung 
dieſes Streites in zweifacher Richtung borzubereiten: einerfeitd 
durch die Erlaffung des Auftrages zur Klagsbeantwortung, und 
anderfeitS durch die Eonftatirung, beziehungsweife Erledigung der 
etwa vorhandenen rein proceffualiihden, das Meritum nicht be> 
rührenden Streitpuntte. 

Die Durchführung eines Proceffes entfällt, wenn der Be⸗ 
Hagte zur Tagſatzung nicht erfcheint, alfo die Fällung eines Ver⸗ 
fänmungsurtbeiles möglich ift, ferner wenn der Kläger die Klage 
zurüdzieht, auf den Anfpruch verzichtet, wenn der erſchienene Be⸗ 
Hagte ins Klagebegehren fubmittirt, den vom Kläger erhobenen 
Anſpruch anerkennt, oder wenn es dem Nichter gelingt, zwiſchen 
den erſchienenen Parteien einen VBergleich zuftande zu bringen. 
Mit der Schöpfung des Verſäumungs⸗ oder Geftändnisurtbeiles, 
mit der gerichtlichen Eonftatirung der Klagszurüdziehung oder 
der Urtbeilsfällung auf Grund eines Werzichtes, mit dem Ver⸗ 
gleiche ift Hies der durch die Klage anhängig gewordene Proceß 
erledigt ($. 289 Abfa 2). 





384 Eivilproceßorduung. 


ſowie zur Entgegennahme der Erklärung ded benannten Auc⸗ 
tor3®) bejtimmt. Bei der erften Tagſatzung ift ferner ber 
Antrag auf Sicherheitäleiftung für die Brocebloften) zu ftellen ; 
auch Tann bei der erften Zagfagung die Streitjache auf Grund 
eines Anerkenntniffes”) oder Verzichtes®) oder infolge Verſäum⸗ 
nis?) durch Urtheil erledigt oder vom Kläger der Antrag auf 
Bewilligung der Uenderung der Klage!) angebracht werden. 


Ueber den Antrag auf Sicherheitgleiftung für die Pro- 
ceffoften oder auf Geftattung der Klagsänderung, ſowie über 


Das bei der erften Tagfagung zu bewältigende Berhandlungs- 
materiale tft ein gefeglich enge begrenztes, auf irgend welche un⸗ 
vorausfehbaren Anträge und Vorbringungen ift Fein Bebacht zu 
nehmen; e8 können daher ziemlich viele der jeweilß angebrachten 
Klagen auf den nämlihen Tag zur erften Zagfagung angeſetzt 
werden und gelangen fo verhältnifmäßig bald zur proceffualen 
Behandlung. Bei der erften Tagjagung vollzieht fich dann bie 
Sichtung der wahren und der bloß fcheinbaren Streitfälle. Für 
ba8 weitere Verfahren wird num ungleich ficherer als fonft mit 
der thatfählihen Abhaltung der angefegten Verhandlungen ges 
rechnet werden können. Das Gericht vertheilt bemgemäß feine 
Beit, ohne befürchten zu müfjen, daß feine Berechnungen durch 
ausfallende Verhandlungen irrig werben. Je genauer aber die 
Verhandlungen nad diefem Plane fich abfpielen, um fo günftiger 
ift dies für alle Factoren, welche am Rechtsſtreite mitzuwirken haben. 

Eine weitere Aufgabe der erften a tft — wie be⸗ 
merkt —, alle eventuell vorhandenen proceflualen Streitfragen an 
die Oberfläche zu treiben, um die Möglichkeit zu ſchaffen, fie in 
der jeweild zwedmäßigften Weife, fo daß das Meritum dadurch 
recht wenig geftört wird, zur Erledigung zu bringen. Deshalb 
beftimmt der Entwurf die erfte Tagfagung zur Einwenbung ber 
Einreden der Unzutäffigleit ded Rechtsweges, der Unzuſtändigkeit, 
der Streitanhängigfeit und der rechtskräftig entfchiedenen Streit- 
fache, zur Entgegennahme der Erklärung des benannten Autors, 
fowie zur Stellung eine Antrages auf Gicherheitsleiftung für 
die Proceßloften. Auch der Mangel der Proceffähigleit einer 
Partei oder gefeglichen Vertretung bderfelben ſowie eine durch 
ausdrüdliche Vereinbarung ber Partei nicht zu befeitigende Un⸗ 
zuftändigfeit des Gerichtes können bei der erften Tagſatzung geltend 
gemacht werden ($. 239 Abfag 2 und 8). Nur läßt ſich bie 
Geltendmachung der in Bezug auf die Proceffähigkeit oder Une 
azuftändigleit etwa vorhandener Mängel, welche von amtswegen 
wahrzunehmen find, nicht auf die gie Tagſatzung einſchränken. 

Da der Entwurf für dieſe Tagſatzung von der Betheiligung 
des vollen Senates abſieht, kann nicht über alle bei derſelben 
vorzubringenden proceſſualiſchen Anträge und Einwendungen auch 
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den bei der erften Tagfagung von einer Partei wegen ber 
Broceßunfähigleit eines der Streittheile oder wegen mangelnder 

echtigung der als Vertreter einjchreitenden Perjon geftefften 
Antrag auf Zurüdweifung der Klage!) ift ſogleich bei der erften 
Zogfagung zu verhandeln und zu enticheiden. Auch von 
amtöwegen fann eine Erörterung über die letzteren Bunfte 1?) 
oder über eine durch ausdrüdliche Vereinbarung der Parteien 
nicht zu befeitigende Unzuftändigfeit1®) des Gerichtes bei der 
erften Tagſatzung eingeleitet und auf Grund deflen ein Be- 
ſchluß über die Einftellung des Verfahrens gefaßt werben.) 

Alles andere Anbringen ift von der erften Tagſatzung 
andgejchlofien.”*) 


?) voch ift Hierauf auch von amtswegen Rüdficht zu nehmen 8.42 J. R. 
) 8. 48 J. N. 


J 

98. 238 
s) 8. 28 Abf. 1. 

57—59. 

8. 895, 397 Abſ. 2 

8, 88. 894, 237. 
3 88. an Abſ. 2 u. 3 (Erfcheinen ohne Advocaten) 896, 897. 
11) 88, 6, 230. 


12) Broceßunfähigfeit und Mangel der gefehlichen —— außer⸗ 
dem aber auch über Streitanhängigkeit und Rechtskraft 8. 240 Ubf. 3. _ 

m 8. 104 Abſ. 2 J. N. 

14) Dagegen Recurs 8. 514. 

15) Die erfte Tagſatzung findet vor dem erfennenden Gerichte ftatt, 
daher Öffentliche Berbandluug 8. 171. Erſte Tagfabung vor Bezirks⸗ 
gerichten 8. 440 Abf. 1. 


gleich verhandelt und entichieden werden; wo vorausfichtlich 
größere juriſtiſche Schwierigkeiten zu überwinden fein dürften, 
wird vielmehr die Entſcheidung dem Senate felbft vorbehalten 
fein. Obligatoriih ift aus diefem Grunde die Erledigung bei 
der erften Tagſatzung felbft nur vorgefchrieben in Bezug auf den 
Antrag auf Sicherheitöbeftellung für die Procekloften, ferner in 
"Bezug auf eine begehrte Klagsänderung und endlich in Anjehung 
der Einwendungdn gegen die Proceßfähigkeit eines ber Streittheile 
oder gegen die Repräſentationsberechtigung einer als Vertreter ein: 
fchreitenden Perſon. Bei der Klagsänderung handelt es ſich nach 
8. 235 Abfag 3 um eine Wahrjcheintichkeitsfhätgung, die um 
nicht verläßlicher wird, mag fie von einem oder von drei Richtern 
angeftellt werden. Das Vorhandenſein der Procekfähigkeit oder 
der Legitimation zur Parteivertretung ift von leicht erkennbaren 
Kriterien abhängig, deren Ermittlung und Seftftelung wird das 
Könmen des Richters, der die erfte Tagſatzung leitet, nicht über- 
fchreiten, und auch der Aufgabe, über den Kautionsantrag zu 
entfcheiden, wird der Borfigende oder der von ihm mit der Ab- 
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6.240. Die Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichtes 
muß bei der erften Tagjagung angemeldet werden. *) 

Nach Abhaltung der eriten Tagjagung kann die Unzu- 
ftändigfeit des Gerichted nur mehr infoweit berüdjichtigt 
werden, al3 es fi) um eine durch ausdrädliche Vereinbarun 
der Parteien nicht zu befeitigende Unzuftändigfeit handelt. 


—— der Tagſatzung betraute Richter in der Regel gewachſen 
ſein. Bei Ausübung der ihm durch 8. 241 übertragenen Fune⸗ 
tionen (der Bellagte wird über Autorsbenennung infolge. Eini- 
gung der Betheiligten durch Beſchluß von der Klage entbunden) 
obliegt dem Richter nur die Declarirung einer Barteivereinbarung. 
Der Borfchlag, damit den Senat zu bemühen und bloß deshalb 
die Ordnung der Angelegenheit bis zu einer weiteren Tagfagung 
aufzufchieben, würde kaum Bilfigung finden, Auch über die Un- 
zuſtändigkeit des Gerichte — mag fie vom Gegner gerügt oder 
bon amtswegen bemerkt werden — kann bei der erften Tagjagung 
verhandelt und entichieden werden; es befteht jedoch feine Ver— 
pflihtung biezu. Es wird von dem NRichter, welcher der Tag 
fagung präfidirt, erwartet und demjelben durch die zu erlaffenden 
Inſtructionen eingefhärft werden, daß er fich hiebei auf die Ent- 
ſcheidung einfaher und vollig planer Unzuftändigkeitsfälle zu 
befhränten habe, Wo die Enticheidung eine fchiwierigere ift, von 
ftreitigen Rechtsfragen abhängt u. d. gl., foll der Senatsentſchei⸗ 
dung nicht vorgegriffen werden. Der Richter kann nicht Leicht 
irregehen, wenn er ſich des Zweckes ber gamzen Einrichtung be— 
mußt bleibt. Zeigt ſich bereit3 bei der erften Tagfagung Mar, 
daß es zwifchen diefen Parteien oder vor diefem Gerichte zu einem 
Proceffe nicht kommen könne, jo Klar, daß fich eine neuerliche 
Nötbigung der Parteien, diefer Frage wegen vor Gericht zu er- 
feinen, und eine Nöthigung des Gerichtes, fi nochmal mit 
diefer Trage zu befaffen, fchlechtweg nicht rechtfertigen ließe, jo ift 
es dem Richter duch $. 239 Abfag 3 in die Hand gelegt, Gericht 
und Parteien vor folch überflüffigem Zeit- und Müheaufwand zu 
bewahren, das unfruchtbare Verfahren fofort abzufchneiden. 

Die erfte Tagfagung wird ſonach ſtark Härend und entlaftend 
wirken. (Motive, S. 255—257.) 


S. 240. Zu einer principielen Aenderung fand fich dic 
Permanenzcommiffion des Herrenhaufes in Anfehung der Streit- 
anbängigfeit und Rechtskraft beftimmt. Die Gefeßgebung Tann 
ſich nicht damit begnügen, der Anhängigkeit eines identifchen Pro- 
ceffe8 oder dem VBorhandenfein eines unanfechtbaren. Urtheiles 
über denjelben Anfpruch eine gewiffe Ausſchlußwirkung beizulegen, 
diefen Effect aber dann wieder dem Belieben und Outdünken der 
Parteien frei zu geben. Die Gründe, welche dagegen fpredhen, 
daß diejelbe Rechtsſache zu gleicher Zeit bei verfchiedenen Gerichten 
verhandelt oder über denfelben Anfpruch wiederholt gerichtlich ent⸗ 
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Die Unzuläffigfeit des Rechtsweges,?) die Streitenbängig- 
feit*) und die Rechtäfraft?) eines die Streitſache betreffen 


Urtheiles nd jederzeit von amtswegen zu berückſichtigen. 
a J —— vor —— vor ar 


u . 441. 
5 ij ssn 


s, . 411, eg oae 8. 580 3. 6. 
9) Auc "eines en Bahlungsauftrag im Mandats⸗ 
Wechjelverf an Bastangie ehl m Mahnverfaheen und andere ber Recht3- 
kraft A I Se ale es. 52; ferner eines Schiedöfpruches 8. 594 Abſ. 1, 
vergl 


ſchieden werden dürfe, find weſentlich publiciſtiſcher Natur: es find 
Rütffihten der Rechtspflege und Nechtöficherbeit, Erwägungen aus 
der ftaatsrechtlichen und focialen Function der Rechtſprechung ge= 
fchöpft, denen gegenüber ber privatrechtliche Gedanke des An— 
fpruchSverzichteß ganz verſchwindet. Der Anſchauung, daß Streit- 
— gkeit und Rechtskraft Einrichtungen öffentlich-rechtlichen 
Charakters find, die den Wert des Urtheilſpruches und die Oeko⸗ 
nomie des Rechtſprechungsorganismus zu wahren haben und 
deshalb ſelbft wieder won amtswegen zu wahren find, tritt auch 
in der neueren Literatur immer ftärker hervor. 

Darauf von amtöwegen achten, will nicht fagen, daß der 
Nichter nunmehr in jedem einzelnen Falle die Vorgefchichte des 
Procefjed und die fonftigen Beziehungen der Parteien zu erforfchen 
habe, um bon gleichzeitigen oder früheren Proceffen über denfelben 
Anſpruch Kenntnis zu erlangen. Wo ihm jedoch während ber 
Verhandlung und mitteld der fonftigen, peoeeffuatifeh zuläffigen 
Snformationsquellen folches kund wird, bat er es im Intereſſe 
der Bartei zu verwerten, obne einen bezüglihden Antrag ab⸗ 
zuwarten. Es ftellt ſich, fo betrachtet, der erwähnte Sat im 
gewiflen Sinne als Beftandtheit der dem mündlichen Verfahren 
- angemefjenen, erweiterten materiellen Broceßleitung dar, und es 
dient daher auch alles zu feiner Rechtfertigung, was für letztere 
in Betradht kommt. Die Permanenzceommiffion beichloß, den 
Grundfag, daß auf die Streitanhängigfeit und Rechtskraft im 
neuen Proceſſe von amtswegen Rüdfiht zu nehmen fei, in ben 
Entwurf aufzunehmen. Es geſchah dies durch die entfprechenden 
Aenderungen der 88.233 Abſatz 1 und 411 Abſatz 2. Das Rechts⸗ 
mittel der Einrede der Streitanhängigkeit oder Rechtskraft bleibt 
daneben beftehen, geradefo wie die Anführungs- und Beweis- 
befugniffe der Parteien und die ProceßleitungSbefugni3 des 
Richters ſich gegenfeitig ergänzen. ichtsdeſtoweniger 309 dieſe 
Verleihung des Officialcharakters weitere Aenderungen nach ſich, 
namentli auch deshalb, weil man nunmehr auf die Streit- 
anbängigfeit und Rechtskraft ebenfo wie auf die Unzuläffigleit des 
Rechtsweges oder auf die Proceßunfähigkeit während des ganzen 
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6.241. Wenn bei der erften Zagfagung infolge der 
vom benannten Auctor abgegebenen Erklärung?) eine Einigung 
der Betheiligten?) in Anſehung der Uebernahme des Procefjes 
durch den Auctor zuftande fommt, jo hat der Vorlitende 
oder der mit der Abhaltung der eriten Tagſatzung beauftragte 
Richter auf entiprechenden Antrag?) gleich bei der Tagſatzung 
den Er durch en von der a zu entbinden.t) 


Des Bellagten 8. 28 
J Da Ga — fehlt für Koſtenzuſpruch die Vor⸗ 
ausſetzung 8 
6. 242, Erfolgt die Erftredung®) der erften Tagſatzung 
wegen eines Umftandes, der fid) dem rechtzeitigen Erjcheinen 
des nt entgegenftellt oder diejen daran Hindert, bei 
der erften Tagjagung die Einreden anzumelden?) und die An⸗ 
träge zu ftellen, zu deren Anbringung die erſte Tagſatzung 
beftimmt ift, fo finden die Beftimmungen über die orte Tap- 
ſatzung auch auf die erftredte Tagſatzung Anwendung. ?) 
-Diefe findet gleichfalls vor dem Borfibenden des Ges 
nates oder vor dem von dieſem ——— Mitgliede des 
Senates ſtatt. 


— Nichterledigung e um Armenrecht oder 
um — eines Advocaten 8. 73 A 
5) 88, 239-241, Burüdnahme — Kane 8. 2837 Abf. 1. 
Beantwortung der Klage. 

6.243. Der mit der Abhaltung der erften Tagſatzung 
betraute Richter Hat, falls ſich nad den Ergebnifjeu dieſer 
Tagfagung die Anordnung einer Streitverhandlung al3 noth« 
wendig darjtellt, fogleich bei der Tagiagung dem Bellagten 
die Beantwortung der Klagſchrift durch Beihluß 1) aufzutragen 
und für die Beantwortung eine den Umftänden des einzelnen 








Verfahrens wird zurückkommen konnen, und daher die früher für 
die Einrede der Streitanhängigkeit und Rechtskraft erlaffenen 
DE ae un müſſen (88. 240, 260, 261, 399, 
441, 471 3. 6, 475, 480, 530 3. 6 und letter Abfak, 534 3. 4). 
(Gem. Ber., ©. 1 u 

8. 243. Wenn die erite Zagjagung die Wergeblichkeit 
eines Bergleichöverfuches ergeben und zugleich Gewißheit darüber 
verfhafft bat, daß der Nechtsftreit nicht durch Verſäumungs⸗-, 
BVerzicht- oder Geſtändnisurtheil ſeine Erledigung findet, ſteht die 
Nothwendigkeit einer Streitverhandlung feſt. Es entjpricht den 
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Falles angemeſſene, vier Wochen nicht überſchreitende Friſt 
je In beftimmen. Gegen: diefen Beichluß ift ein abgefondertes 
an nicht zuläſſig.?) 

Die Beantwortung bat mittel3 vorbereitenden Schrift- 
fates®) zu geichehen. Soferne nicht inzwiſchen bereit3_ vom 
Gerichte?) eine abgejonderte Verhandlung über die vom Be- 
Hagten vorgebrachten Einreden der Unzuläſſigkeit des Necht3- 
mweges, der Unzuftändigleit, der Streitanhängigkleit oder der 
rechtstkräftig entichiedenen Streitſache angeordnet wurde, hat 
der Bellagte in dem von ihm zu überreichenden Schriftfate 
insbefondere auch die zur Begründung diefer Einreden die- 
nenden Umftände anzugeben und die zu deren Bewahrheitung 
dienenden Beweiſe zu bezeichnen.) 

In dem Schrift tiage fann der Bellagte auch einen oder 
mehrere der in 8.229 angeführten Anträge oder den Antrag 
auf Einleitung eines vorbereitenden Verfahrens‘) vor einem 
beauftra Yun Richter ftellen.. 

u verkünden, In fchriftlich auszufertigen 8. 426 Abſ. 1. 
Sm bezirfögerichtlicden Verfahren befteht in der Regel 


(fiebe, g u as‘. 3) Teine Verpflichtung zur —— der Klage 
mittels —— Schriftſaßzes 8. 440 Abſ. 2 


2) 8 
— Vom Senate 8. 260 Abſ. 1. In der Regel durch bei der erſten Tag⸗ 
—— Anordnung einer Zagfahung zur Verhandlung über 
bie nreden. Kein Mechtömittel 8. 260 Abſ. 2 
Zurückweiſung von neuen, in dem vorbeteitenben Schriftſatze nicht 
ahgefä Vorbringen $. 179. — im Falle der Zulaſſung des 
neuen Se a ee .44 Ubf. 2, 49 Abſ. 1 


— Emm — — — — — Bm —— 


Auffaſſungen, welche an früherer Stelle, bei Erörterung der Ein⸗ 
richtung der vorbereitenden Schriftſätze, geäußert und begründet 
wurden, daß die Streitverhandlung durch die Klagsfchrift noch 
nicht als genügend vorbereitet erachtet werden Tann. Wie der 
Bellagte duch die Klage über das Vorbringen des Klägerd, muß 
legterer bon dem rechtzeitig benachrichtigt werden, was der Be- 
Hagte der Klage entgegenzufeßen beabfihtigt. Der Verlauf der 
erften Tagfagung hat nur eine Gruppe von Vertheidigungsbebelfen, 
nur jene enthüllt, welche der etwaigen Mangelhaftigkeit der Proceß⸗ 
vorausfegungen entnommen find. Darüber, was jonft vom Be- 
Hagten vorgebracht werden will, ift der Kläger einfttweilen noch 
im Dunklen ; dieſes Duntel muß jedvoh vor der Berhandlungs- 
tagſatzung behoben werden. Das Mittel hiezn ift die Einbringung 
eine borbereitenden Schriftfages, die Beantwortung der Klage- 
ſchrift, welche gleich bei der erften Tagſatzung von dem Richter, 
der dieſelbe leitet, dem Bellagten aufgetragen wird, fowie fich 
nah den Ergebniffen der Tagfagung die Streitverhandlung als 
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Einleitung der Streitverhandlung. 


6.244. Nach rechtzeitig!) überreichter Kfagebeantwortung 
hat der Borjitende des Senates, dem die Rechtsſache zuge- 
wieſen tft, wenn die Einleitung eine vorbereitenden Ver⸗ 
fahrens*) beantragt wurde, oder der Vorfigende die Einleitung 
eines ſolchen Verfahrens geboten oder zwedmäßig hält, hierüber 
die Enticheidung?) des Senates einzuholen, andernfall$ aber die 
Tagſatzung zur mündlichen Streitverhandlung anzuberaumen.*) 

Lepteres hat aud) dann zu geichehen, wenn der Senatdie Ein- 
leitung eines vorbereitenden Verfahrens abzulehnen beichlieht. 

2) Die verjpätet überreichte Rlagebeantwortung tft dem eläger zwar 

zuftellen zu laſſen, doch tft betreffs Anordnung der mündlichen Berhand- 
lung der Untrag des Klägers abzuwarten $. 898 Abf. 1, biß dahin ruht 
das Berfahren (ine die Folgen ed 8. 168). 

2) 88, . vom Bellagten. 

3) Kein Recurs 8. 247. 

4) 8. 257. In der Regel gelegentlid) der Anordnung der Buftellung 
der Klagebeanttvortung. Wenn dem binnen 1 Woche nad) Buftellung der 
Klagebeantwortung geitellten Antrage des Klägers auf vor er⸗ 
fahren (8. 246 Abf. 1) ſtattgegeben oder wegen nachträglich (durch Schrift⸗ 











unvermeidlich zeigt (8.243). Indem fie einen befonderen Senat3- 
beihluß über die Erftattung der Klagsbeantwortung, ſowie deſſen 
Ausfertigung und Zuftellung erfparen Hilft, erweiſt fich die erfte 
Tagſatzung noch einmal al8 vortbeilhaft. 

er Inhalt der Klagsbeantwortung wird Dur den Inhalt 
der Klage, durch die Ergebniffe der erſten Tagſatzung und endlich 
duch die allgemeinen Borjchriften über den Inhalt vorbereitender 
Schriftfäge beftimmt. Die bei der erften Zagjagung bloß an- 
gemeldeten Einreden des unzuläffigen Rechtsweges, der Unzuftän- 
digteit, der Litispendenz oder der Rechtskraft find nunmehr vom 
Beklagten gemäß $. 76 zu fubftantiiren und durch entfprechende 
Beweisanbietungen zu unterftügen, fall nicht der Senat in ber 
Zwiſchenzeit die eine oder andere dieſer Einreden oder alle an- 
gemeldeten derlei Einreden zu bejfonderer Verhandlung verwiefen 
hat (8. 260). Es entipricht ebenſo der Gleichftellung beider Par- 
teien wie dem Umftande, daß die hinfichtlich diefer Befugnis des 
Klägerd angeführten Erwägungen au für den Bellagten zu: 
treffen, wenn $. 243 Abjag 3 des Entwurfes den Beflagten be- 
techtigt, in der Klagsbeantwortung auch einen oder mehrere der 
im 8.229 angeführten Anträge zu ftellen und dadurch das Gericht 
zu beftimmen, Zeugen zur Streitverhandlung zu laden, oder hiebei 
vorausfichtlich benöthigte Urkunden, Auskunftsſachen u. |. w. einft- 
weilen berbeizufchaffen. Nach rechtzeitig überreichter Klagsbeant⸗ 
wortung wird jodann, falls nicht die Einleitung eines worbereiten- 
den Verfahren? bejchloffen wird, die Zagfagung zur mündlichen 
Streitverhandlung anberaumt. (Motive, S. 257, 258.) 
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fäge zwiſchen Anberaumung und Begiun ber mündlichen Verhandlung) 
angekuͤndigter Bewetie (8. 245 3. 8) vorbereitendes Verfahren angeorbnet 
wird, ift die mündliche Streitverhandlung abzuberufen $. 258 Abſ. 2. 


Borbereitendes Berfahren. 


6.245. Ein die mündliche Streitverhandlung vorberei- 
tendes Verfahren vor einem beauftragten Richter kann ange» 
ordnet werden?): 


— — — — — — — 











F. 245. Die zur Proceßleitung gehörende Befugnis, die Ver⸗ 
handlung über einzelne Anſprüche oder Theile derfelben zur trennen, 
fowie die Streitpuntte zu fondern, wird es dem Gerichte in der 
Regel ermöglichen, auch einen fehr umfangreichen Procepftoff zu 
beherrſchen. Dennod werden ſich immer Fälle ergeben, in welchen 
die Trennung der Berhandlung und die Erledigung einzelner 
Anſprüche durch Theilurtheil nicht erfolgen kann und die Sonde- 
rung nad Streitpuntten, fowie fonftige im Bereiche der Proceß⸗ 
leitung gelegene Vorkehrungen fi) als unzureichend erweijen, um 
einer Verwirrung des Proceßftoffes vorzubeugen und die Eindrüde 


. einer Berbandlung lebendig zu erhalten, die möglicher Weiſe 


PL 


mebrere ZTagfagungen in Anfpruh nimmt. Für folde Fälle 
wäre e8 ohne Zweifel jehr wünfchenswert, wenn das Procep- 
materiale fhon vor der mündlichen Verhandlung erfchöpfend ge- 
fammelt und in einer Weiſe feftgeftellt werden könnte, welche es 
geftattet, dasſelbe fodann bei einer einzigen Tagſatzung bem er» 
tennenden Gerichte, bereit8 nach rechtlichen Geſichtspunkten ge⸗ 
ordnet, in ——— ſpruchreifem Zuſtande vorzuführen und un⸗ 
mittelbar auf Grund dieſer Vorführung die Entſcheidung zu fällen. 
Das Bedürfnis nach einem dieſem er entſprechend eingerich- 
teten befonderen PBerfahren wird jeit langem allgemein für 
Rechnungsproceſſe anerkannt. Der Entwurf einer Civilproceß⸗ 
ordnung vom Jahre 1881 machte aber mit Recht darauf auf- 
merkſam, daß es ebenfo für Procefje befteht, die eine Vermögens - 
auseinanderfegung oder ähnliche Verhältniſſe betreffen, in welchen 
leicht eine ähnliche Fülle von Streitpunften vorkommen fann, wie 
bei großen Rechnungsproceffen. Deshalb waren ohne Frage auch 
im vorliegenden Entwurfe neben der regelmäßigen Vorbereitung 
ver Verhandlung mittel3 Schriftſatzwechſels befondere Veranftal- 
tungen zu treffen, um eine ausreichende WBorbereitung bon 
Rechnungsproceſſen und anderen Rechtsſtreitigkeiten zu fichern, bei 
welchen ihres Umfanges wegen im gewöhnlichen Verfahren eine 
fachgemäße Verhandlung nit zu erwarten ift und sugleich die 
Inſtruirung der Verhandlung durch Schriftfäge nicht genügt. Als 
folde Beranftaltung aber empfiehlt fid — nad) dem Borgange 
auswärtiger Proceßgefege und der früheren Proceßordnungs⸗ 
entwürfe — die Einführung eines vorbereitenden Berfahrens 
(8.245 3.1), in welchem das gefammte für die mündliche Vers 
handlung erhebliche Procefmaterial unter Leitung eines einzelnen 
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1. in den Rechtsſtreitigkeiten, welche. die Richtigkeit einer 
Rechnung, eine Vermögensauseinanderjegung ober ähnliche 
Verhältniffe betreffen, in welchen über eine erhebliche Bahl 
von ftreitigen Aniprüchen oder Gegenanfprüden und Er- 
innerungen zu verhandeln ift; 

2. wenn das in den vorbereitenden Schriftſätzen ent- 
haltene thatjächliche Vorbringen?) von ſolchem Umfange oder 
von folder Art it, daß fich die vorgängige Ordnung und 


Richters im Wege unmittelbaren Verkehres zwiſchen Nichter unb 
Parteien gefammelt, feftgeftellt und geordnet wird. Das tft eine 
der Natur der Sache angemeflene Vorkehrung und fie entjpricht 
auch allen Anforderungen der Rechtöficherbeit. 

Nun Tarın aber die Beichaffenbeit des Verhandlungsmateriales 
in jedem anderen Procefje der Eoncentrirung der Verhandlung 
ebenfo gefährlich werden, wie in Rechnungsprocefjen, Erbtheilungs- 
ftreitigfeiten, Procefien über Gemeinfchaftsauseinanderjegungen 
u. ſ. w. Man vente 3.8. an Schadenserfagflagen wegen ver- 
fpäteter Erfüllung eines Kaufvertrages, wegen Lieferung einer 
unbrauchbaren oder fehlerhaften Maſchine, wegen Eingriffes in ein 
Individualrecht u. ſ. w. Beide Theile müffen da möglicher Wetfe 
zur Begründung oder Abwehr des Erſatzanſpruches zahlreiche, 
complicirte Thatfachen anführen, über deren gegenfeitige® Ber- 

ältnis, juriftifhe Bedeutung und Erheblichleit — vom Beweife 
ganz abgefehen — fi in einer Tagjagung mit beftem Willen nicht 
ins Mare fommen läßt. Aehnlich kann ſich der Verhandlungsftoff 
in Folge Einwendung der Compenjation häufen, oder durch 
Geltendmachung von Retentionsrechten u. ſ. f. Doc felbft in 
Proceffen, in welchen fih das thatjächliche Vorbringen in ganz 
normalem Umfange hält, kann der Concentrationdtendenz in einem 
der vom Kläger oder Bellagten correct angebotenen Beweife ein 
Widerfacher erftehen. Eine Erpertife, die nicht gleich vor dem er- 
fennenden Gerichte vorgenommen werden Tann, die Vernehmung 
eine oder mehrerer Zeugen, die in anderen Gerichtsſprengeln 
wohnen, zwingt, die Verhandlung abzubrechen; die Vorbereitung 
mittels Schriftfages gewährt auch hier feine Abhilfe. Solche Ur- 
ſachen einer Verhandlungsvertagung werben fih manchmal ganz 
unvorbergefehben inmitten der Verhandlung einftellen, ohne daß 
eine der Parteien oder die richterliche Proceßleitung deshalb eine 
Schuld trifft; der Fluß der Verhandlung hat zu einem Geſichts⸗ 
punkte geführt, durch den dann erft jene Behauptungen und Be- 
weife erheblich wurden. Hier muß die Bereitlung des Concen⸗ 
trationszieles — fo jehr fie in jedem Falle zu beflagen ift — als 
ein Unvermeidliche8 Hingenommen werden. Aber eine weſentlich 
andere Frage ift cd, ob ein gleiches Verhalten dann am Plabe 
ift, wenn diefe Vereitlung vorausgefehen werden konnte, weil bei- 


ſpielsweiſe fchon die worbereitenden Schriftfäge jenen außerordent⸗ 
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Sichtung desjelben behufs Beichleunigung und Vereinfachung 
der mündlichen Streitverhandlung als geboten darftellt; 

3. wenn fi) die Parteien zur Bewahrheitung von bes 
ftrittenen, aber erheblich jcheinenden Thatumftänden auf Be- 
weiſe berufen, welche während der mündlichen Streitverhand- 
lung vor dem Proceßgerichte nicht aufgenommen werden 


lichen Umfang des thatfächlihen Vorbringens ankündigten oder 
Beweiaufnahmen wahrjcheinlih machten, melde innerhalb ber 
Verhandlung nicht zu bewerkftelligen find. Das Gericht fol — 
diefe Pflicht ſchärfen ihm die verfchiedenften Geſetzesbeſtimmungen 
immer von neuem ein — auf die möglicäfte Concentrirung der 
Verhandlung. Hinwirken. Und dennoch fol e3 zugleich geswungen 
fein, Tagjagung zur Streitverhandlung anzuberaumen, wiewohl 
nad dem Inhalte der Schriftfäge ſchon im Augenblide der Tag⸗ 
fagungsanordnung gewiß ift, daß die Verhandlung bei diefem Termine 
nicht werde zu Ende geführt werden Tönnen? Man bürfte fich 
kaum entjchliegen, diefe Frage zu bejahen und dadurch in bie 
Aufgabe des Gerichte einen Widerjpruch Hineinzutragen, welcher 
die wünſchenswerte Entfaltung des Proceßleitungsamtes zum 
mindeften gefährdet. Die eminente Bedeutung, welche die Con⸗ 
centration der Verhandlung aud für ein Verfahren mit forgs 
fältigerer Protofollirung bat, fordert Schugmaßregeln menigftens 
für Fälle ficher voransfehbarer VBerhandlungsvertagung, mag im 
Mebrigen die größere Zahl ftreitiger Anfprüde und Gegenanfprüche, 
wie 3.8. beim Neinungsproceffe, oder ein reicheres Thatſachen⸗ 
material, oder eine im Requiſitionswege zu bewirkende Beweis⸗ 
aufnahme diefe Bertagung nöthig machen. 

Hiernach foll ein borbereitendes Verfahren angeordnet wer- 
den fünnen: einmal wenn das thatfächliche Vorbringen der Bar- 
teien von ſolchem Umfange oder von foldher Art ift, daß fich deffen 
vorgängige Ordnung und Sichtung behufs Beichleunigung und 
Bereinfachung der mündlichen Streitverhandlung als zwedmäßig 
darftellt (8.245 3.2) und dann, wenn die Aufnahme der Be- 
weiſe, welche von ben Parteien zur Bewahrbeitung beftrittener, 
erheblich erjcheinender Thatfachen angeboten werden, die Durdh- 
führung der mündlichen Streitverhandlung vorausfichtlich unter- 
brechen, erſchweren oder: verzögern dürfte (8.245 3.3). Lebteres 
wird insbefondere der Fall fein, wenn fi die Parteien auf Be- 
mweife berufen, welche während der mündlichen Streitverhandlung 
vor dem erfennenden Gerichte überhaupt nicht aufgenommen wer- 
den Tönnen (3. B. gewiffe Sachverftändigenbefunde), oder wenn bie 
Bernehmung von Zeugen beantragt wird, welche weder am Sitze 
des Procefgerichtes, noch in deffen Nähe wohnen oder durch deren 
Vernehmung an Ort und Stelle die Ermittlung der Wahrheit 
voransfichtlich beffer gefördert wird. Statt e8 darauf ankommen 
zu laflen, ob das ertennende Gericht die Beweißaufnahme feiner 
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können, oder deren Aufnahme die mündliche Streitverhand⸗ 
lung vorausſichtlich erheblich erſchweren oder unverhältniß⸗ 
—8 verzögern würde, insbeſondere wenn ſich die Parteien 
auf An berufen, welche weder am Sitze des Broceß- 
erichte8, noch in deilen Nähe wohnen, oder wenn e3 zur 
rmittlung der Wahrheit dienlich jcheint, namhaft gemachte 
eit anorbnnen werde, jollen die fraglichen Beweiſe fchon zu einer 
eit aufgenommten werden, wo dies noch ohne jede Benachtheiligung 
der Koncentration und Einheit der Verhandlung geſchehen Tann, 
alfo noch vor Beginn der mündlichen Verhandlung, anticipativ, 
wie etwa heute die BemweiSaufnahme zum ewigen Gedächtniſſe. 

Zwifchen der Beweisanordnung des erfennenden Gerichtes 
und folder Beweißaufnahme vor Beginn der mündlichen Ver: 
handlung befteht nun allerdings ein wefentlicher Unterfchied. Das 
erfennende Gericht wird die Beweisaufnahme nur anordnen über 
Thatfachen, welche e8 auf Grund der Verhandlung für relevant 
findet, die Beweisaufnahme im borbereitenden Verfahren hingegen 
kann ſich nur daran balten, ob die Thatſachen nad) den bor= 
bereitenden Schriftfägen „erheblich erfcheinen”. Im Durchſchnitte 
werden viel mehr Umftände bei diejer vorläufigen Beurtheilung 
erheblich erfcheinen, als das erkennende Gericht erheblich erachten 
dürfte und umgelehrt wird fich bei anderen Umftänden die Er- 
beblichleit erft im Laufe der Verhandlung offenbaren. Es werben 
daher im vorbereitenden VBerfahren manchmal Beweife auf- 
genommen Werden, die dann fpäter nicht zur Anwendung ge- 
langen. Mit diefer Möglichkeit ift von vornherein zu rechnen. 
Doch ift der Schaden, welcher durch eine überflüjfige oder wenig» 
ftend nicht unerläßlic nothwendige Beweisaufnahme angeftiftet 
wird, jedenfalls Fleiner als die Nachtbeile einer Unterbrechung der 
Proceßverhandlung. Dem aufgenommenen Beweife wird es nur 
unendlich jelten jo vollftändig an Konnerität, an Zufammenbang 
mit dem Meritum de3 Streitfalle® mangeln, daß er für die Proceß⸗ 
erledigung abfolut verloren ift, rein gar nichts zur ſelben beiträgt. 
(Motive, &. 258—260.) 

Der Regierungsentwurf beftimmt, daß ein borbereitendes 
Verfahren ſtets einzuleiten ift, wenn beide Parteien überein 
ftimmend darauf antragen. Der Ausſchuß war jedoch im Inter⸗ 
effe der Münblichkeit ftrenger und fchloß die Einleitung des vor⸗ 
bereitenden Verfahren? auf übereinftimmenden Antrag ber Par- 
teien unbedingt aus. Das vorbereitende Verfahren joll nur in 
jenen Fällen eintreten, wenn die Natur der Streitfache eine der- 
artige ift, daß durch die Vorbereitung eine raſchere, gründlichere 
und leichtere Entſcheidung herbeigeführt werden kann und wenn 
an Koften erfpart wird. 

Diefen Gefichtspunkt bringen die fünf in dem in Rebe ftehen- 
ben Paragraphen angeführten Fälle zum Ausdrucke. Liegt einer 
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Zeugen außerhalb der Verhandlung an Ort und Stelle zu 
vernehmen. ?) 

) Auf Antrag bed Bellagten (%. 243 Ubf. 3), des Klägers (8. 246) 
ober von amtöwegen (88. 244, 246). Dagegen Tein Rechtsmittel $. 247. — 
Gilt nicht für das Berjahren vor VBezirksgerichten, doch kann im Falle 
8. 1 Wechſel vorbereitender Schriftfäge durch Abvocaten ober Einver⸗ 
— * ae Ya zu Protokoll angeorbnet werben 8. 440 Abſ. 3. 


‘ 328 8. 1. 


derſelben vor, jo wird der Richter auf Antrag oder von amts⸗ 
wegen da8 vorbereitende Verfahren einleiten. Darüber hinaus 
liegt kein Bedürfnis vor, ein folches zuzulaffen. Es würde dem 
neuen Verfahren keineswegs zum Heile gereihen, wenn von dem 
vorbereitenden Verfahren, jo nüglich e8 in gewiflen Fällen  ift, 
ein übermäßiger oder gar abufiver Gebrauch gemacht würbe. 
Hierunter könnte die Unmittelbarkeit in bedenklicher Weife Leiden. 
Es würde demnach den Zweden des neuen Berfahrend nicht ent- 
fprechen, wollte man ben Parteien oder ihren Vertretern geitatten, 
ohne daß eine innere Nothwendigfeit vorliegt, eine Form des Ver- 
fahren® zu wählen, welche in dem concreten Salle vielleicht ganz 
überflüffig tft. Der Richter hat von amtswegen oder auf Autrag 
zu entjcheiden, ob ein vorbereitendes Verfahren nothwendig ift; in 
Eonjequenz diefer Anficht wurde auch der letzte Abjat der Regierungs⸗ 
vorlage geſtrichen. (A. B., S. 45.) 

Das vorbereitende Berfahren auf die Fälle des Rechnungs⸗ 
proceffe3 einzufchränten, wie e8 von verfchiedenen Seiten und aud) 
in den Anträgen de3 Abgeordneten Dr. Byk und Genoffen ver: 
langt wurde, konnte fih die Permanenzcommiffion des Herren- 
hauſes angefihts der Schwierigkeiten, welche die Berarbeitung 
größerer Thatfachencomplere in einer mündlichen Verhandlung 
naturgemäß bietet, nicht entfchließen, zumal man fich zur Unter- 
ftügung jene Begehren! und zur Begründung der dem bor- 
bereitenden Berfahren des Entwurfes entgegengehaltenen Ein- 
wendungen auch keineswegs jchlechthin auf die Erfahrungen 
anderer Ränder mit münblichem Procefje berufen kann. &8 wurde 
jedoch nicht verfannt, daß die Gefeggebung bedacht fein müffe, den 
mündlichen Proceß vor dem Ueberfluthen durch daS vorbereitende 
Berfahren nah Kräften zu ſchützen, und daß namentli im An 
fange eine gewiffe Vorliebe für diefe Art der Verhandlungsvor⸗ 
bereitung nicht unwahrſcheinlich ift und, von ihr begünftigt, das 
vorbereitende Verfahren leicht die vom Geſetzgeber gemollten 
Grenzen weit überfchreiten koͤnnte. Beides abzuwehren ift die 
Aufgabe der wichtigften Aenderungen in diefem Theile ded Ent- 
wurfes. Erftens wurden die Vorausfegungen für die Einleitung 
bes vorbereitenden Verfahrens etwas enger gezogen, indem neben. 

ewiffen Abſchwächungen im Terte des 8.245 3.3 (erheblich er- 
* im Falle des 8.245 3.2, vorbereitendes Verfahren nur 
ftattfinden fol, wenn Umfang und Art des lem Vor: 
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6.246. Die Einleitung eines vorbereitenden Verfahrens 
fann vom Senate auf Antrag des Kläger felbft nad An- 
beraumung der Tagſatzung zur mündlichen Streitverhandlung 
angeordnet werden, !) wenn diefer Antrag innerhalb einer Woche 
nad) Zuftellung der Klagebeantwortung angebracht wird. 

Ergibt ji) die Nothwendigteit der im 8. 245, 3.3, an⸗ 

geführten Bemweisaufnahmen erft während der mündlichen 
Streitverhandlung, fo kann der Senat jederzeit nach Un- 
hörung der Parteien den Nechtöftreit oder einen oder mehrere 
jelbftändige Streitpuntte?) zu vorbereitendem Verfahren vor 
einen beauftragten Richter verweilen, falls dieſe Maßregel 
ur Erleichterung der Sacverhaltäfeitftellung ‚oder zur Be- 
Shfeumigung der Proceßerledigung geeignet ericheint und da⸗ 
durch vorausſichtlich auch der Koftenaufmand feine Steige-- 
rung erfährt. 

\ Kein Recurs 8. 347. 

39 8. 189. 


6.247. Weber die Einleitung eines vorbereitenden Ver⸗ 
fahrens entjcheidet der Senat mit Ausnahme des in $. 246, 
Abſatz 2, angegebenen Falles, ohne vorhergehende mündliche 
Verhandlung. Der Senat Tann jedoch ftet3 vor der Ent- 
iheidung alle zu feiner Aufllärung erforderlichen Erhebungen 
pflegen. Die Beſchlüſſe, Durch welche ein vorbereitendes Ver⸗ 
fahren!) angeordnet oder der Antrag auf Einleitung eines 
foldyen abgewiefen wird, können durch Recurs nicht ange- 
fochten werden. 


bringens die vorgängige Ordnung und Sichtung des Procepftoffes 
geradezu als geboten darftellen. Und ferner fand, was ungleich 
belangreicher fein dürfte, bei dem borbereitenden Verfahren nad) 
8.245 3.3 (Schwierigkeiten der unmittelbaren Beweisaufnahme) 
eine erhebliche Verkürzung feines fpecififchen Inhaltes ftatt. Die 
Gefahr, daß diefes vorbereitende Verfahren allmählich die münd- 
lihe Verhandlung conjumire, dürfte vollftändig befchiworen fein, 
wenn, wie es num geregelt ift, in ſolchen Fällen nicht das ganze 
Sachverhältnis ermittelt und die gefammte Beweisaufnahme vor- 
bereitet wird, fondern bloß die Aufnahme der beftimmten Beweiſe 
erfolgen darf, für die fich die mündliche Verhandlung nicht eignet, 
und wenn eine Erörterung des Sachverhalte im vorbereitenden 
Verfahren uur infoweit ftattfindet, al8 der Richter den Sach⸗ 
verhalt zur zwedentiprechenden Leitung und. Durdführung der‘ 
übertragenen BeiweiSaufnahmen fennen muß: eine ſummariſche Er- 
mittlung des wichtigften auf den Beweis bezüglichen Sachverhaltes, 
die der mündlichen Verhandlung in’ keiner Weife vorgreift (SS. 253, 
262, 263). (Gem. Ber., ©. 11.) 
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In dem Beſchluſſe, durch welchen ein vorbereitendes 
Berfahren angeordnet wird, ift zugleich der beauftragte Richter *) 
zu bezeichnen, vor welchem dieſes Verfahren ftattfinden fol. 
Wird derjelbe verhindert, den Auftrag zu vollziehen, jo hat 
der Vorfteher des Gerichtshofes ein anderes Mitglied des 
Gerichtes zur Durchführung des vorbereitenden Verfahrens 
zu beitellen. 

4) Oder deffen Ergänzung 8. 256 Abi. 2. 

eg ein Mitglied des Senates (8. 282), fiehe die Motive 


6. 248. Die Tagfapung für das vorbereitende Ber- 
fahren und, falls eine Erſtreckung) ftattfindet, jede meitere 
Zagjagung wird von dem beauftragten Richter beftimmt und 
den Parteien oder deren Vertretern befanntgegeben.?) 
* Die Barteien müſſen aud in dem erfahren vor dem 
Deannen een, Nichter durch Advocaten vertreten jein.?) 
)8.1 


2) Durch Ladung 8. 131, insbejondere ift auf 8. 248 Abf. 2 aufmerf- 
fam zu maden. — — 93. 
) Ausnahme von 8.27 Abſ. 2. 

6.249. Der beauftragte Richter hat im vorbereitenden 
Berfahren alle in 88. 180 bi 185 angeführten Befugniſſe 
und Obliegenheiten des Borfitenden. Er kann die im vor- 
bereitenden Verfahren zuläfligen Beweisaufnahmen anordnen 
und entweder jelbft ausführen oder durch einen erjuchten 
Richter!) ausführen laſſen. Bei einer Bemeisaufnahme kommen 
ihm in3befondere auch die Befugniffe zu, welche im Verfahren 
vor Gerichtshöfen bei einer vor dem erfennenden Gerichte ftatt« 
findenden Beweisaufnahme vom Vorfigenden?) geübt werden. 
Desgleichen hat der beauftragte Richter in Anjehung der von 
einem erſuchten Nichter eingejendeten Beweisaufnahmeacten 
die Obliegenheiten des Borfißenden?) auszuüben. 

Die eidliche Vernehmung der Parteien‘ kann im vor- 
bereitenden Verfahren nicht erfolgen. 

1) Wenn außerhalb bes Eollegialgerichtöiprengeld die Amtshandlung 

borzunehmen wäre, die Behandlung der Sache erleichtert oder unnüber 


Koitenaufwand vermieden wird (Bezirkägericht) 8. 36 J. N. 
2) 88. 288-291. 


. 2886. 
R . 371 ff. 
8.249. Es wurde ſchon erwähnt, daß das vorbereitende 
Verfahren ſeinem Weſen nach Anticipation von Acten der mate- 
riellen Proceßleitung ſei. Daraus ergibt fich einerſeits die Be⸗ 
ſtimmung des 8. 249, daß der beauftragte Richter, welcher das 
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6.250. Wenn einer der im 8.245, 8.1, erwähnten 
Proceſſe zu vorbereitendem Verfahren verwieten wurde, fo ift 
in diefem Berfahren über die einzelnen von den Parteien 
geltend gemachten Anſprüche und Gegenaniprüde, Angriffs- 
und Vertheidigungsmittel, Erinnerungen und Erläuterungen 
in der vom beauftragten Richter zu beftimmenden Reihen 
folge abgefondert mündlich zu verhandeln. Auf Grund biefer 
Berhandlung ift zu Protofoll feftzuftellen: 


1. welche Ansprüche und Gegenanſprüche erhoben und welche 
Angriffs- und Vertheidigungsmittel geltend gemacht werben; 

2. welche von biejen Anſprüchen, Gegenaniprücden, An- 
griffs- und Vertheidigungsmitteln ftreitig und welche unbe- 
ftritten find; 

3. in Anſehung der beftrittenen iſt das vollftändige 
Sachverhältnis, wie es fih aus dem Vorbringen der Bar- 
teien ergibt, darzuftellen, unter Angabe der von den Barteien 
bezeichneten Beweismittel, der geltend gemachten Beweisein- 
reden und der abgegebenen Erllärungen über Beweismittel 
und Beweiseinreden. 

Der beauftragte Richter hat zugleich dafür zu forgen, 
daß die Urkunden, auf welche fi die Barteien für beitrittene 
Behauptungen bezogen —— und welche nach den Ergebniſſen 
der Verhandlung zur Beweisführung dienlich ſcheinen, von 
den Parteien vorgelegt werden;) nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes hat er dieſe Urkunden herbeizuſchaffen.?) 
Gleiches gilt in Anſehung der zur Beweisführung dienlichen 
Auskunftsſachen und der zu beſichtigenden Augenſcheinsgegen⸗ 
ſtände, welche vor Gericht gebracht werden können. Eine 
Aufnahme von Beweiſen hat im vorbereitenden Verfahren 
nur dann ftattzufinden, wenn binfichtlich diefer Beweife einer 
der im 8.245, 8.3, angeführten Umftände zutrifft oder die 
Aufnahme des Beweiſes zum Zwecke der Sicherung des Be⸗ 
weijes*) nothwendig iſt. 

1) 88. 188 8. 2, 249 Abſ. 1. 


vorbereitende Verfahren leitet, in demjelben die Proceßleitungs- 
befugniffe und die Obliegenheiten eines Vorfigenden des erkennen⸗ 
ben Gerichtes bat. Und anderſeits ift dadurch auch der Ausfchluß 
eine Rechtämittel gegen bie Anordnung ‚oder Verfagung eines 
vorbereitenden Verfahrens ($. 247) motivirt: die analoge Be- 
handlung der fonftigen proceßleitenden Befchlüffe ſpricht dafür. 
(Motive, S. 261.) 
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2) Hinfichtlich der bei einer öffentlichen Behörde oder einem Notar 
Nun 8. 229 Abi. 2. 

*) 88. 188 Abſ. 8, 884 ff. 

6.251. Wenn ein Rechtöftreit wegen ber Befchaffenheit 
bes thatfächlichen Vorbringens zu vorbereitendem Verfahren 
verwiejfen wird (8. 245, 8. 2) bat der beauftragte Richter 
durch Einvernefmung der Parteien oder im Wege der münd⸗ 
lichen Berhandlung mit denfelben in Anjehung aller nad) 
dem Inhalte der vorbereitenden Echriftfäge beftrittenen An- 
Iprüche, Angriffs- und Bertheidigungsmittel das vollitändige 
Sadywerbältnis zu ermitteln und dagjelbe unter Anführun 
der Beweismittel, der geltend gemachten Beweiseinreden un 
der über Beweismittel und Beweiseinreden von den Parteien 
abgegebenen Erflärungen zu Protokoll)) feitzuftellen. Außerdem 
bat der beauftragte Richter das Beweisverfahren vor dem 
erfennenden Gerichte im Sinne der Beitimmungen des 8. 250, 
legter ut vorzubereiten. 

“28. 216. 


6.252. Ueber die in den vorbereitenden Schriftiägen 
geltend gemachten Anfprüdhe und Gegenanſprüche darf im 
vorbereitenden Verfahren nicht Hinausgegangen werden ;*) jedoch 
können die Parteien vor dem beauftragten Richter zur Be- 
aründung und Bekämpfung diejer Anſprüche auch ſolche that- 
ſächliche Behauptungen vorbringen und Beweiſe anbieten, 
welche in den vorbereitenden Scriftlägen noch nicht ange- 
führt waren. 

Die Ermittlungen, protolollarischen Feftitelungen und 
Beweisaufnahmen des vorbereitenden Verfahrens haben fich 
“auch auf die zur Begründung der Einreden der Unzuläffig- 
teit des Rechtsweges, der Unzuftändigleit des Gerichtes, der 
Streitanhängigfeit und der rechtskräftig entjchiedenen Gtreit- 
facye?) vorgebradhten Umftände zu eritreden, falls nicht über 
diefe Einreden vom Gerichte eine bejondere Berbandlung an- 
geordnet wurde.?) 

Soweit zu Protokoll feitzuftelende Behauptungen, Er- 
Härungen und Beweisanbietungen einer Partei in einem bei 
Gericht überreichten, dem beauftragten Richter vorliegenden 
Schriftſatze enthalten find, ift die Protokollirung durch Be— 
zugnahme auf den Schriftſatz zu erjeßen.‘) 

Wird bei einer Tagſatzung des vorbereitenden Verfahrens 
ein Anſpruch vom Gegner anerfannt, jo ift von einer proto- 
tollarifchen Teftftellung des Inhaltes der etwa vorangegange- 
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nen, den zugeftandenen Unfpruch betreffenden Berhandlung 
abzujehen. ZA 

2) Auch a unter den Borausfegungen einer Klageänderung $. 286. 

39 8. 289 Abf. 2. 

" 8. 248 Abf. 2, 260 Abf. 1. 

*) 8. 210 Abf. 1. Ä 

6.253. Wenn ein vorbereitendes Berfahren zum Be- 
pe der Aufnahme von Beweilen angeordnet wird (8.245, 

. 3), hat der beauftragte Richter vorerft durch Einverneh- 

mung der Parteien das Sachverhältnis inſoweit zu ermitteln, 
als die Kenntnis desfelben nothiwendig iſt, um die ihm 
übertragenen Beweiaufnahmen leiten und fo vollftändig 
durchführen zu können, wie es der Zweck der Erleichterung 
und Beförderung der wahrheitsmäßigen Sachverhaltsfeſt- 
ftelung in der mündlichen a im einzelnen 
Falle verlangt.) Das Ergebnis diejer Einvernehmung tft 
zu Protokoll feitzuftellen (8. 252, Abſatz 3). Die Beweis⸗ 
aufnahmen de3 beauftragten Richters haben ſich auf die- 
jenigen Beweife zu beichränfen, wegen welcher die Rechts⸗ 
ſache zu vorbereitendem Verfahren verwiejen wurde. 

3) Bergl. 8. 277 Abi. 3. 


6.254. Wenn ein Theil bei einer, nicht bloß zur Be⸗ 
weisaufnahme*) beftimmten, Tagſatzung vor dem beauftragten 
Richter nicht erfcheint, ift das Vorbringen der erichienenen 
Partei nad) Maßgabe der für das vorbereitende Verfahren 
im einzelnen Falle geltenden Borjchriften?) zu Protokoll feſt⸗ 
zustellen und eine neue Tagjagung anzuberaumen. Bu Ddiefer 
Tagjagung ift die bei der früheren Tagſatzung nicht er- 
ichienene Bartei, und zwar auf Antrag ihres Gegners uuter 
Mittheilung einer Abſchrift des Protokolls und unter An- 
fündigung der mit ihrem abermaligen Nichterjcheinen vers 
bundenen Yolgen zu laden. . 


8. 254. Die Gefeßgebung darf fchließlih auch nicht auf 
Schugwehren vergeffen, um die Chicane vom vorbereitenden 
Berfahren ferne zu halten. Die Partei, welcher daran gelegen iſt, 
die Proceßentſcheidung hinauszuſchieben und vielleicht auch Die 
Verhandlung jelbft zu erjchweren, künnte ein borbereitended Ver⸗ 
fahren in verfchiedener Weife für ihre Abfichten ausbeuten. Durch 
die Verweigerung der Mitwirkung an ber Proceßinftruction hindert 
fie die Gewinnung eines volftändigen und überfichtlich geordneten 
Verhandlungsmateriales, verfchleppt zugleich das vorbereitende 
Berfahren felbft und beirrt fchließlich noch die mündliche Ber: 
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Benu die Bartei auch bei der neuerlichen Tagſatzung 
nicht erjcheint, jo find die in der zugeftellten Brotololl3- 
abichrift enthaltenen thatfächlichen Behauptungen der erſchie⸗ 
nenen Partei für wahr zu Halten und e3 können die von 
ber nicht erfchienenen Partei über angebotene oder vor- 
gelegte Beweismittel abzugebenden Erklärungen nicht mehr 
nachgeholt werden.?) 


1) 8, 258. 
3 o 350, 251. 
ch nicht unter den Borausfehungen des $. 263 Abſ. 2. 
8 ar * Verfahrens im Falle des Ausbleibens beider Parteien 





handlung vor dem erkennenden Gerichte, indem ſie nunmehr vor⸗ 
bringt, was in das vorbereitende Verfahren gehört hätte, und 
eben dadurch die Vertagung verurſacht, welche zu vermeiden das 
vorbereitende Verfahren beſtimmt geweſen wäre. So leichtes Spiel 
kann derlei — nicht gegönnt werden. Schlechthin die 
Grunbfäge über die Erlaffung von Berfäumungsurtbeilen auf das 
borbereitende Verfahren anzumenden, geht deshalb nicht an, weil 
es nicht Verfahren vor dem erfennenden Gerichte ift; es ift viel⸗ 
mehr unter dem Vorbehalte einer Verhandlung vor dem erfennen> 
ben Gerichte angeordnet, kann deshalb nicht außerhalb desjelben 
fein Ende finden. Aber ebenfo ſicher kann das vorbereitende Ver- 
fahren eines gewiffen Zwangselementes nicht entbehren. Der Zweck 
feiner Anordnung würde, wenn nicht in den mefften, fo doch in 
außerordentlich vielen Fällen unerfüllt bleiben, wenn die Parteien 
wiffen, daß ihre Abftinenz vom vorbereitenden Verfahren ohne 
jeglichen Nachtheil für fie ift, weil fie dann noch bei der münd⸗ 
lichen Verhandlung vor dem erfennenden Gerichte, unbejchadet 
ihrer Nichtbetheiligung am vorbereitenden Verfahren, noch alles 
vorbringen Tonnen, was fie anzuführen haben. Der Entwurf 
glaubt zwiſchen diefem Zwedmäßigfeitd- und jenem dogmatiſchen 
Gefihtspuntte die Mitte zu balten, wenn er die allgemein mit 
der Verſäumung einer Procefhandlung verlnüpfte Folge, den 
Ausſchluß des verfäumten Vorbringens, auch für das vorbereitende 
Verfahren und im Berhältniffe desfelben zur mündlichen Verhand⸗ 
fung giltig erflärt ($. 263), dagegen die Recht3folge der Annahme 
eines Geftändniffes nur dann eintreten läßt, wenn ber ausgeblie- 
benen Partei da8 Vorbringen ihres Gegners, worauf fie zu ant⸗ 
worten gehabt hätte, mittels Zuftellung ber bezüglichen Protokolls⸗ 
abfchrift belanntgegeben wurde ($. 254 Abi. 2). Auf dieje Weije 
ift e8 in die Hand des Gerichtes und ber betriebfamen Partei 
gelegt, dem vorbereitenden Verfahren troß der gegnerifchen Paffi- 
vität zu feften Ergebniffen zu verhelfen und der Entſcheidung des 
Nechtöftreites tüchtig borzubauen. Dem Gerichte, indem es bie 
außbleibende Partet in geeigneter Form zur Grllärung über 
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6.255. Gegen die von dem beauftragten Richter während 
des vorbereitenden Verfahrens erlaffenen Anordnungen und 
Beichlüffe, deren Anfechtung im Wege eines bejonderen Rechts⸗ 
mittel3 nach den Beftimmungen diejes Gefeßes zuläſſig er- 
fcheint, kann beim Borfitenden des Senates,!) welchem die 
Rechtsſache zugemwiefen it, Abhilfe gefucht werden. Der be- 
zügliche Antrag kann mündlich?) angebracht werden. Bor der 
Entfcheidung ift dem beauftragten Richter Gelegenheit zur 
Aeußerung zu geben; aud) können andere Erhebungen früher 
eingeleitet werden. 

Desgleichen Hat der Vorſitzende auf Anzeige einer der 
Parteien .oder von amtswegen die Abftellung etwaiger Ver- 
zögerungen in der Erledigung des vorbereitenden Berfahrens 
zu verfügen. 

Gegen die Entſcheidung des Vorfigenden ift eiu Rechts⸗ 
mittel nicht zuläflig. 

Bon dem beauftragten Richter zurüdgewiejene Anträge 
auf Aufnahme von Beweifen oder Herbeilhaffung von Ur⸗ 
funden, Auskunftsſachen, Augenfcheinsgegenftänden können in 
der Verhandlung vor dem — erneuert werden. 

2) Ausnahme von der Regel bed $. 35 Abſ. 2 J. N., wonach der 

Senat entjcheidet. 

2) Yu Protokoll 88. 74, 79. 

6.256. Nach thunlichit zu befchleunigendem Abſchluſſe 
des vorbereitenden Berfahrens find die gefammten Acten und 
insbefondere auch alle während des vorbereitenden Verfahrens 
aufgenommenen Protofolle und die dem beauftragten Richter 
vorgelegten oder audgefolgten Beweisurkunden, Auskunfts⸗ 
ſachen und Augenfcheinsgegenftände?) dem Vorſitzenden des Se- 
nates, vor welchem die Gtreitverhandlung ftattfinden foll, zu 
übergeben. Wenn nicht vom Borfjigenden?) oder auf deflen 
Antrag vom Senate in nicht öffentliher Sitzung eine Er⸗ 


gegnerifhe Behauptungen, angebotene oder vorgelegte Beweiſe 
auffordert ($. 263 Abi. 1), der fleißigen Partei aber auf zweifache 
Weile. Zunächſt durch Herbeiführung der, Geftänbnisfolge, wenn 
fie 3. 8. felbft foweit verhandelt hat, daß dad Verfahren in An⸗ 
fehung eines oder mehrerer Punkte gejchloffen werden könnte, und 
fich nit damit begnügen will, daß ein weiteres Borbringen. 
des Gegners ausgeſchloſſen jet. Und dann Tann überdies die be- 
triebfame Partei durch den im 8.263 Abſ. 2 bezeichneten Einfpruch 
ein muthiviliige® Zurüdgreifen des Gegner® auf die im bor- 
bereitenden Berfahren erörterten Anſprüche, Behauptungen und 
Beweife hindern, (Motive, S. 261, 262.) 
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änzung des vorbereitenden Verfahrens verfügt wird, hat 
r Borfigende die Tagfagung zur mündlichen Streitverhand- 
lung von amtswegen anzuberaumen. 
Gegen den Beichluß auf Ergänzung des vorbereitenden 
Sera end A A Rechtsmittel nicht zuläffig.?) 


nalog 8. 286 
gaͤn im Falle 8. 286 Abſ. 2 
(au) Beweiaufnahme im vorbereitenden Berfahten) tein —— 
Rechtsmittel 8. 291 Abſ. 1. 


Mündliche Strettverbandlung. 


6.257. Die Tagſatzung zur mündlichen Streitverhand- 
Iung ift jo anzuberaumen,!) daß den Parteien von Buftellung 
der Ladung an mindeftens eine Frift von acht Tagen zur 
Vorbereitung für die Streitverhandlung offen bleibt.) 

Bei Anberaumung der Tagjatung hat der Vorſitzende 
ugleich über die gemäß 8. 229 in einem vorbereitenden 

hriftjage geftellten Anträge, ſofern diefelben nicht etwa be- 

reits bei Anberaumung der erften Tagjagung?) oder durch ein 
—— vorbereitendes Verfahren ihre —— ge⸗ 
en haben, die nöthigen Anordnungen zu erlaſſen. Gegen 
ieſe Anordnungen iſt ein Rechtsmittel nicht zuläſſig; es 
können jedoch die Anträge, welchen vom Vorſitzenden nicht 
willfehrt wurde, bei der mündlichen Streitverhandlung von 
der Partei erneuert werden. Deögleichen bleibt es den Par⸗ 
teten unbenommen, ihre etwaigen Einwendungen gegen bie 
vom Borfigenden über derlei Anträge erlaffenen Anorbuungen 
bei der mündlichen Streitverhandlung vorzubringen. 

Bon den Anordnungen und Beichlüffen, welche über die 
im vorgehenden Abfate bezeichneten Anträge ergeben, tft auch 
der Gegner der antragftellenden Partei ftet3 ohne Aufichub 
zu perfänbigen.) 

1) Bom Borfigenden 88. 244 Abſ. 1, 256 Abi. 1. — Wenn vorbe- 
reitendes Berfahren ftattfand, — ſonſt auf die Klagebeant⸗ 
efrnporichrin 8.131 Abſ. 1. — Kein abgeſondertes Rechtsmittel 8. 130 


2) Erſtreckung von amtswegen wegen verzögerter Buftellung 8. 139. 


. 230. 

N Susnaime von 8. 427 Abf. 2. 

6.258. Falls die Streitverhandlung ohne vorgängiges 
vorbereitendes Verfahren angeordnet wird, können fh ie 
Parteien in der Klage oder Klagebeantwortung noch nicht 
enthaltene Anträge, Angriffs- und Vertheidigungsmittel,!) Be- 
hauptungen und Beweiſe, welche fie in der Streitverhandlung 

26* 
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geltend machen wollen, in der Beit zwiſchen Anberaumung 
und Beginn der Etreitverhandlung durch bejonderen vor« 
bereitenden Schriftfag mittheilen.?) Unter der gleichen Be- 
Dingung können von den Parteien während dieſer Zeit noch 
Anträge im Sinne des 8.229 mitteld Schriftfaß oder zu ge⸗ 
richtlihem Protofoll geitellt werden. Der Vorſitzende hat 
hierüber die ihm nöthig fcheinenden Anordnungen ohne Auf- 
ſchub gr erlaſſen (8. 257).3) 

enn auf diefe Art Beweiſe für die Streitverhandlung 
angekündigt werden, bezüglich deren Aufnahme eine der Vor⸗ 
ausfegungen des 8.245, 3. 3, zutreffen würde, jo kann das 
Gericht*) unverzüglich unter Aufhebung der anberaumten Tag- 
fagung die Verweifung der Rechtsſache zu vorbereitendem 
5 dor einem beauftragten Richter ausſprechen ($. 247). 

1) 8.8. Replifen und Duplilen. 

2) Sonft kann hierauf im Falle Gegner fäumig wird, nicht Nüdficht 
genommen werben L 899 Abf. 1. — Findet bie 8 
Gegner ſtatt, fo kann das neue Vorbringen bei ar ——— 
zurückgewieſen werden 8. 179. — Jedenfalls Koſtenfolge $. 44. 

Kein Rechtsmittel 8. 357 Abſ. 2. 

“) Der Senat, ohne vorhergehende mündliche Verhandlung. Kein 
Rechtsmittel 8. 247 Ubf. 1. 

6.259, Die Streitverhandlung erfolgt nad) den allge 
meinen Borfchriften über die mündliche Verhandlung; ') fie um- 
faßt zee die Beweisaufnahme?) und die Erörterung ihrer Er⸗ 
gebniſſe. 

Während der mündlichen Streitverhandlung kaun der 
Beklagte, ohne der Zuſtimmung des Klägers zu bedürfen, 
einen Antrag auf Feſtſtellung im Sinne des $.236 ftellen.‘) 

1). 88. 171—203. 

25 88. 975 ff. 

8) 88. 287, 817 Ubi. 2. 

*, Darüber ift allenfalls getrennt zu verhandeln 8.189. Entſcheidung 
durch Bivifchenurtheil 8. 398 Abſ. 2. 

6.260. Die Partei, welche eine der im 8.239, Abſatz 2, 
bezeichneten Einreden erhebt, ift nicht berechtigt, deshalb die 
Einlaffung in die Verhandlung zur Hauptfache zu verweigern. 
Der Senat kann fchon vor Beginn der mündlichen Streit⸗ 
verhandlung?) die abgefonderte Verhandlung über ſolche Ein- 
reden anordnen;?) in dieſem Falle ift zugleich die Tag- 


— — — — — — — — — — — — — — — — — 


erhandlung mit dem 





Grund deſſen die Entſcheidung gefällt werden ſoll. Um die Be- 
wältigung dieſes Materiales zu erleichtern, tft dem Gerichte — 
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fagung zur Berhandlung über die Einrede von amtswegen 
anzuberaumen. 

An Bezug auf dieje Anordnungen gelten die Borfchriften 
des 8. 192.3) - 

Die vorftehenden Beftimmungen haben auch Anwendung 
zu finden, wenn eine Bartei erft während der mündlichen 
EStreitverhandlung die Unzuläfligfeit des Rechtsweges, die 
Unzuftändigfeit des Gerichtes,“) die Streitanhängigfeit oder 
das Borhandenfein einer rechtsfräftigen Entjcheidung über 
den Klagsanſpruch geltend macht (8. 240). Die Partei kann 
deshalb nicht Die weitere Theilnahme an der Verhandlung 
zur Hauptſache verweigern. 

1) 8, 243 Abſ. 2. 

2 se verfügten Trennu 
f Unzuftänbigleit nad %. 104 ab. 9 J. N.; 240 Ubi. 2. 


wie bereit3 hervorgehoben worden — die Befugnis verlichen, den 
Stoff der Verhandlung in der für die Sachverhaltsaufklärung 

eeignetften Weiſe zu ordnen. Um einen Theil des ftreitigen 

ateriale8 definitiv durch ein Theil- oder Zwiſchenurtheil zu 
erledigen, kann eine Trennung der Verhandlung nad) $. 188 ber- 
fügt werden. Ober e8 kann die Verhandlung auf einen einzelnen 
Streitpuntt, 3. B. auf eine einzige meritorifche Einrede befchräntt 
werden; wenn dann durch die Löfung dieſes Streitpunttes Die 
Hauptſache erledigt ericheint, kann die Endentfcheidung gefällt wer- 
den, ohne in eine Verhandlung der übrigen Streitpuntte einzu- 
gehen. Auf die Ausübung aller diefer Befugniffe des Gerichtes 
können die Parteien nad) den allgemeinen Beitimmungen Einfluß 
nehmen, allein für die Anwendung der in das Gebiet der Proceß- 
leitung fallenden Maßregeln ift, wie gleichfalls bereits an früherer 
Stelle dargelegt wurde, der Wille der Parteien nicht ausſchlag⸗ 
gebend. Es kann auch fein Bebürfni3 anerkannt werden, bievon 
wenigſtens in einzelnen befonderen Beziehungen eine Ausnahme zu 
machen, 3. B. betreff3 der fogenannten proceghindernden Einreden 
dem Willen der Partei einen maßgebenden Einfluß auf die Bes 
ſchränkung des Verhandlimgsftoffes einzuräumen. Dem Gerichte, 
welches für die zweckmäßige Ordnung des Verfahren! und für 
deffen thunlichſt rafche und glatte Abwicklung zu forgen verpflichtet 
ift, Tann nicht angefonnen werden, daß es auf offenbar unmotivirte 
Einwendungen bin eine den Kläger benachtheiligende Proceß⸗ 
fiftirung eintreten laſſe. Man wird vielmehr dem Gerichte auch 
diefen Einwendungen gegenüber gleiche Befugnis verleihen müſſen, 
wie binfichtlich alles fonftigen Parteivorbringend; e3 ift nament- 
lich fein Anlaß, diefe Einwendungen der Einwirkung bed Richters 
mehr zu entziehen, als das viel wichtigere meritoriſche Partei- 
borbringen. Der Entwurf fiehbt daher von befonderen Beitint- 
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6.261. Ueber die wegen Unguläffigkeit des Rechts⸗ 
weged, wegen Unzuſtändigkeit des Gerichtes, wegen Streit- 
anhängigfeit oder Rechtskraft vorgebracdhten Einreden und 
Anträge?) ift nad) vorgängiger mündlicher Verhandlung zu 
enticheiden.?) Die Enticheidung hat mittels Beſchluſſes zu er- 
folgen;?) wurde jedoch über diefe Einreden und Anträge in 
Berbindung mit der Hauptſache verhandelt, fo ift die Ent- 
fcheidung, womit diefelben abgewieſen werden,*) nicht befonders 
auszufertigen, jondern in die über die Hauptjache ergehende 
Enticheidung aufzunehmen. 

Wenn die Einrede oder der Antrag zwar bei der münd- 
lichen Streitverhandlung, jedoh auf Grund abgefonderter 
Verhandlung verworfen wird, fo kann?) der Senat nach Ber- 


mungen über die Verhandlung angebrachter Unzuſtändigkeits⸗ 
einwendbungen oder bergleihen ab (8. 260 Abf. 1). Es fol auch 
bier jene Behandlung angeordnet werben, welche ſich gegebenen- 
falls als die zwedmäßigfte darftellt. Wenn die Entfcheidung über 
die Einwendbung ohne Eingehen auf den Klagsanſpruch feldft, 
obne Erörterung feined® Inhaltes und feines Charakterd, nicht 
möglich ift, wird es in vielen Fällen als dad angemeffenfte er- 
feinen, die Verhandlung über die Einwendung mit der über den 
Anſpruch zu verbinden. Das Gericht foll nicht außer Stande fein, 
eine ſolche Por zu treffen. Es wird dagegen feine Proceß⸗ 
leitungspflichten am beften durch die Anordnung einer gefonderten 
vorgängigen Verhandlung über bderlei Einwendungen erfüllen, wo 
die Einwendung fich auf Berbältniffe und Umftände ftügt, die fich 
mit dem Meritum des Anfpruches nicht berühren und deren — 
ohne Weitläufigkeiten möglide — Klarſtellung vielleicht ein zweck⸗ 
loſes Befaffen mit dem Meritum verhütet. Die Opportunität fol 
nah al diefen Seiten allein entfcheidend fein. Um ihr zu ge- 
nügen, fol das Gericht auch darin freie Hand haben, über foldhe 
Einwendungen entweder eine befondere Verhandlung neben und 
außerhalb der mündlichen Streitverhandlung einzuleiten, ober die 
Einwendung im Laufe der mündlichen Streitverhandlung felbft, 
wenn auch als befonderer Streitpuntt, am paflenden Plage zur 
Verhandlung zu bringen. (Motive, S. 262, 263.) 


$. 261. Auch die BVorfchriften des $. [261 verfolgen den 
Zwed, den mannigfachen Mißſtänden, welche fih in Bezug auf 
die fogenannten proceßhindernden Einreden im geltenden Rechte 
gezeigt, für die Zukunft möglichft entgegen zu wirken. Sie wollen 
namentlich verhindern, daß der Erledigung procefiualer Yorm- 
fragen das materielle Recht des Klägerd zum Opfer gebradt 
werden müffe, denn unter Umftänden, zum Beifpiel bei rapider 
Verfchlehterung der Vermögensverhältniffe des Beklagten, ift die 
Verzögerung des Urtheiles nicht viel anderes als Verluft des An- 
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fündung des Beſchluſſes auf Antrag oder von amtswegen 
anordnen, daß die Verhandlung zur Hauptſache fogleich auf- 
enommen werde.) Sm diefem Falle ift die verfündete Ent- 
cheidung über die Sutäffigfeit bes Rechtsweges, Zuftändigfeit, 
Streitanhängigteit oder Rechtskraft nicht beionderd auszu- 
fertigen, jondern gleichfalls in die Entjcheidung aufzunehmen, 
welche in der Hauptjache gefällt wird. Gegen die wegen Auf- 
nahme der Verhandlung zur Hauptjache ergebende Anordnung 
ift ein Rechtsmittel nicht zulälfig. 

Sofern der Ausſpruch über die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges, Zuſtändigkeit, Streitanhängigfeit oder Rechtskraft in 
die über die Hauptfache ergehende Enticheidung aufgenommen 
wird, Tann derlelbe nur mitteld des gegen die Enticheidung 
in — Hauptſache offen ſtehenden Rechtömittel3”) angefochten 
werden. 

Wenn eine der obgedachten Einreden oder Anträge durch 
eine abgefonderte Entiheidung abgewiefen wird, ohne daß 
fogleich zur Verhandlung der Hauptfache übergegangen würde, 
kann jede Partei nach Rechtskraft des Beichluffes die An⸗ 
beraumung einer Zagjabung zur mündlichen Streitverhand- 
fung in der Hauptſache beantragen. 

Die vorftehenden Beitimmungen haben auch, Anwendung 

u finden, wenn der Senat die Trage der Buläffigfeit des 
echtsweges, der Streitanhängigkeit oder Rechtskraft einer 
über den Klagsanſpruch ergangenen Enticheidung von amts- 


fpruches felbft. Daher wurde e3 in&befondere dem Belieben des 
Beklagten entzogen, den Fortgang des Verfahren! durch Hinaus- 
ſchieben des Zeitpunktes aufzuhalten, in welchem die Entfcheidung, 
wodurch feine Einwendung abgewiefen wurde, in Rechtskraft 
erwächſt. Das Gericht kann nämlich im Falle der Verwerfung 
einer ſolchen Einwendung diefe Entjcheidung einer abgejonderten 
Anfechtung entziehen und die unverzügliche Aufnahme der Ber- 
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F. 2602. Wenn der Streitverhandlung ein vorbereitendes 
Verfahren gemäß 88. 250 oder 251 vorausgegangen iſt, find 
die Ergebnifje des .vorbereitenden Verfahrens bei der Streit⸗ 
verhandlung auf Grund der gerichtlichen Protokolle durch 
ein Mitglied des Senates vorzutragen.?) \ 

Bei der Streitverhandlung können die Protofolle über 
die in einem vorbereitenden erfahren ftattgefundenen Ber- 
are Einvernehmungen und Beweisaufnahmen auf 

ntrag oder von amiswegen ganz oder zum Theile vor⸗ 
gelefen werden.?) Die Vorlefung geichieht durch ein Mitglied 
des Senates oder durch den Schriftführer. 


1) Desgleichen durch den Vorfitenden die Ergebniffe der im vorbe⸗ 
teitenden Verfa (8. 258) Durch den beauftragten ober erfuchten Richter 
vorgenommenen Beweißaufnahme 8. 287 Abſ. 1. 

2) Snsbefondere Lönnen die Parteien Dies verlangen, wenn ber Bortrag 
actenwidrig war $. 287 Abſ. 2. 


6.263. Die im vorbereitenden Verfahren vor dem be= 
auftragten Richter erfchienenet) Partei ann eine troß Auf- 
forderung des Richter?) unterlaffene oder verweigerte Er- 
Härung über Thatfachen, angebotene oder vorgelegte Be- 
A in der mündlichen Streitverhandlung nicht mehr nad)- 

olen. 

Wenn der Streitverhandlung ein vorbereitendes Ber» 
fahren gemäß 88. 250 und 251 vorausgegangen ift, Tönnen 
nene Anfprüce, Behauptungen, Beweismittel und Beweis⸗ 
einreden, welde fi) auf die im vorbereitenden Verfahren 
erörterten Theile des Nechtäftreites beziehen, in der münd- 
lichen Streitverhandlung im Falle gegneriichen Einipruches 
nur geltend gemacht werden, wenn von der Partei glaubhaft?) 
gemacht wird, daß fie von dem Beſtande dieſer Unfprüche, 
fowie don den neu vorgebracdhten Behauptungen, Beweis⸗ 
mitteln und Beweiseinreden zur Zeit bed borbereitenden 
Berfahrens feine Kenntnis hatte.*) 

1) — emenen vor dem beauftragten Richter 8. 254 Abſ. 2. 


8. 274. 
*) KRoftenfolge 8. 48. 
handlung der Hauptfache anordnen (8. 261 Abſ. 2). Bon biefer 
Befugnis wird das Gericht wohl immer dann Gebraud) machen, 
wenn die Anfechtung feiner Entſcheidung vorausfichtlich ohne Erfolg 
fein dürfte und nur zu einer ungerechtfertigten Verſchleppung des 
Procefjes führen würde. Zur Wahrung feiner Intereffen tft auch 
dem Kläger ein Antragsrecht eingeräumt. (Motive, ©. 263.) 
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68.264. Im vorbereitenden Verfahren bereits abgehörte 
Beugen oder einvernommene Sacdhverftändige find in der 
mündlichen Streitverhandlung neuerlich einzuvernehmen, wenn 
der Senat eine ſolche Erneuerung der Beweisaufnahme zur 
Behebung begründet erfcheinender Einwendungen gegen bie 
Bolftändigleit oder Richtigkeit einer im vorbereitenden Ber- 
fahren ftattgefundenen Beweisaufnahme?) oder zur wahrheit3- 
mäßigen Teitftellung des für die Proceßenticheidung erheb- 
lichen Sadverhaltes für ——— erachtet.ꝰ) 

) Insbeſondere falls die Partei durch ein unvorhergefehenes Ereignis 

am Erſcheinen bet der Beweidaufnahme verhindert war $. 289 u 
Ferner in den Fällen 8. 344. 

Kein Rechtsmittel 8. 291 Abſ. 2. Ebenſo Ergänzung oder Wieder- 
De er au Sicherung des Beweiſes vorgenommenen Beweisaufnahme 


Teltftellungen zu Protokoll. 


6.265. Der on kann anordnen, daß Anträge 
und Erflärungen, die zufolge 88. 208 und 209 in das Ber- 
handlungsprototoll aufzunehmen find,?) von der Partei, welche 
den Untrag geftellt oder die Erklärung abgegeben hat, 
niedergeichrieben und dem Vorſitzenden übergeben werden. 
Den Parteien Tann aud dann, wenn die Vorlage einer 
Niederichrift vom Borfigenden nicht angeordnet wurde, auf 
Antrag geftattet werden, die oben bezeichneten Anträge und 
Erklärungen durch die Meberreihung kurzer NRiederjchriften 
feftzuftellen.?) 


8. 265. Für das Gerichtshofsverfahren fol neben ber 
unmittelbaren Protofollirung noch eine andere Bariante zugelaffen 
werden. Wenn an der Berhandlung — wie die im Berfahren 
vor Gerichtshöfen der Fall ift — obligatorifh Advocaten theil- 
nehmen, wird fih unter Umftänden eine mefentliche Erleichterung 
ber Protokollirungsarbeit dadurch erzielen laffen, daß die zur 
Feſtſtellung des Verhandlungsvorbringens erforderlichen Berrich- 
tungen zwiſchen Gericht und Parteien vertheilt werden. Dem im 
Ausdrucke und in der Formulirung gewandten Anwalte iſt es 
ein leichtes, den Inhalt eines Antrages, ben er ſoeben mündlich 
geſtellt, oder den Inhalt einer wichtigen Dispoſitivertlarung u, dgl. 
raſch in kurzer Faſſung fofort niederzufchreiben. Der Vorfitzende, 
weldher der Anficht ift, daß diefe Art der Firirung des Bor: 
bringen? im einzelnen Falle der unmittelbaren gerichtlichen 
Protofollirung vorzuziehen fet, ſoll deshalb befugt fein, die Ueber⸗ 
gr einer fol kurzen Niederfchrift aufzutragen. Es wird nicht 

berfläffig fein, darauf Hinzumelfen, daß der Hauptſache nach 
gleiche Beftimmungen auch in der Civilproceßordnung für das 
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Die Niederſchrift hat ſogleich bei der mündlichen Verhand⸗ 
lung zu geichehen.?) Die dem Vorſitzenden überreichten Schrift⸗ 
ſtücke ſind dem Verhandlungsprotokolle als Anlagen beizufügen. 
Die angeordneten oder zugelaſſenen ſchriftlichen Feſt⸗ 
ſtellungen ſind vorzuleſen; über deren Richtigkeit entſcheidet 
der Senat. 
Der Beſchluß, durch welchen ſolche ſchriftliche Feſt⸗ 
ſtellung angeordnet oder zugelaſſen wird, ſowie die über die 
Richtigkeit einer ſchriftlichen Feſtſtellung ergehende Entſcheidung 
kann durch ein Rechtsmittel nicht angefochten werden.“) 
2) Auch Rügen wegen Mängel des Berfagtene 88.196 Abſ. 3, 208 8.2, 
und Widerſpruch gegen das Protokoll 8. 212 Abſ. 3. 

2) Im bezirfögerichtlichen Verfahren nur wenn die Parteien durch 
Advocaten vertreten find 8. 440 Abſ. 5. 

2) Entwürfe zu Verbanblungsprotofollen dürfen bei jonftiger Nichtig- 
teit nicht angenommen werben 88. 210 Abf. 2, 477 3. 8. 

*) Ausnahme von 8. 214 Abi. 2. 


Bmeiter Titel. 


Allgemeine Beftimmungen über den Beweis und 
die Beweisaufnahme. 


Beweis. 


6. 266. Die von einer Partei ee Thatfachen 
bebürfen infoweit feines Beweifes, als fie vom Gegner‘) in 


deutſche Reich enthalten find und fich die Feitftellung münblicher 
Erklärungen durch Schriftfäge, welche dem Protokolle al3 Anlage 
beizufügen find, während der bisherigen Wirkſamkeit dieſes Procep- 
gefetges keineswegs als eine der Mündlichkeit oder der Lebenbdigteit 
der Verhandlung abträglihe Einrichtung erwiefen bat. Sonſt 
würde etwa bie Bejorgnis geäußert werden, daß Feſtſtellungen 
zu Protokoll, wie fie 8.265 in Ausficht genommen, geeignet feien, 
bald wieder zu den „Protofollarreden” des jetigen mündlichen 
und fummarifchen Proceffes zurüdzuführen und die Unmittelbar- 
feit der Verhandlung zu unterdbrüden. Diefe Conſequenz kann 
nicht eintreten, wenn das Gericht bie gejeglichen Vorfchriften ge⸗ 
wiſſenhaft befolgt. An feinem Widerftande wird bald der Verſuch 
erlahmen, ben Inhalt der Nieberfchrift über die Konftatirung 
einer einzelnen Erklärung hinaus zu einer Darftelung des Sach⸗ 
verhaltes zu erweitern. Diefen Widerftand aber wach zu erhalten, 
wird fi die Aufficht über die richterliche Geſchäftsführung an⸗ 
gelegen fein laffen müffen. (Motive, ©. 263.) 

8. 266. Es fteht im Einflange mit den Beltimmungen 
des 8. 267, wenn im $. 266 Abſatz 1 nicht bag ausdrückliche Be⸗ 
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"einem vorbereitenden Schriftfae, *) im Laufe des Rechtsftreites 

bei einer mündlichen Verhandlung) oder im Protofolle eines 
— gr oder erfuchten Richters ausdrücklich au eftanden 
werden‘) Zur Wirkſamkeit eines gerichtlichen Untfachen- 
— iſt deſſen Annahme ſeitens des Gegners nicht 
erforderlich. 

Inwieferne ein ſolches Geſtändnis durch demſelben von 
der Partei beigefügte Zuſätze und Einſchränkungen aufge⸗ 
hoben oder in ſeiner Wirkſamkeit beeinträchtigt wird, und 
welchen Einfluß ein Widerruf auf die Wirkſamkeit des Ge⸗ 
reg hat, ift vom @erichte nach feinem durch jorg- 
— gen aller Umftände geleiteten Ermeſſen zu 
eurtheilen. 

n gleicher Weile hat das Gericht zu beurtheilen, in- 
wieferne zufolge eines außergerichtlichen Geftändniffes die 
—— — Sun RE) EIER r 
26 ar nette be RS na a u j 

. 5,0, Aöubnid erfet nicht die Befcheinigung ber 18 
au serädhätgenden ee Fr 374, —— * —— 
* Pr e Bermuigung nad) 8. 163 a. 5. ©. 8. ift damit nicht ‘aufge 


ftreiten, fondern der Mangel eines Zugeftändniffes al3 der für bie 
Beweisbebürftigkeit entfcheidende Umſtand bezeichnet wird. Welcher 
Einfluß einem außergerichtlichen Geftändniffe auf die Bildung ber 
richterlichen Meberzeugung einzuräumen fei, und wie weit infolge 
beöfelben eine Beweisführung entbehrlich werde, kann nur nad 
Beichaffenheit des Einzelfalle® beurtheilt und muß darum dem 
richterlichen Ermeſſen überlaffen werben ($. 266 Abſatz 3). Im 
Gegenfage zu früheren Procefordnungsentwürfen fieht jeboch der 
Entwurf das in einem vorbereitenden Schriftfage enthaltene Ges 
ſtändnis als ein gerichtliches an ($. 266 Abfay 1). Es ſtützt fich 
dies zum Theile auf die weſentlich ernftere Bedeutung, welche der 
Entwurf aus bereitd bdargelegten Gründen ben vorbereitenden 
Shhriftfägen beilegen zu follen glaubt, und ift geeignet, bdiefe 
Bedeutung noch zu erhöhen; zum Xheile rechtfertigt fich dieſe 
Anſchauung daraus, daß die vorbereitenden Schriftfäge nicht außer⸗ 
gerichtlich zwifchen den Parteien gemwechjelt werden und keineswegs 
ein rein facultativer Proceßbeftandtheil find. Da der Inhalt eines 
vorbereitenden Schriftfaes beftimmt ift, ammittelbar zur Kenntnis 
be3 Gerichtes zu gelangen, fo kann der in einem ſolchen Schrift- 
fatze enthaltenen Erflärung kaum eine geringere Bedeutung als 
einer anderen im Zufammenhange mit der Proceßführung ab- 
gegebenen Erklärung beigemeflen werden. Der Nutzen der vor⸗ 
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6. 267. Ob thatfächliche Behauptungen einer Parfei 
mangel3 eine3 ausdrüdlichen Gejtändniffes des Gegners als 
zugeftanden anzufehen feien, hat das Gericht unter forg- 
fältiger Berüdfichtigung des gefanımten Inhaltes des gegneri- 
chen Vorbringens zu beurtheilen. | 

In gleicher Weife hat dag Gericht insbeſondere auch zu 
beurtheilen, ob die Erklärung mit Nichtwiſſen oder Nicht- 
erinnern als eine die Annahme eines YZugeftändnifjfes aus- 
fchließenbe oder aber ein Zugeftändniß in ſich ſchließende Er- 
Härung anzufehen jet. R 














Dereitenden Schriftfäge würde auch ganz tlluforifch werben, wenn 
fi der Gegner bei feiner Vorbereitung für die mündliche VBer- 
Handlung nicht darauf verlaffen könnte, dag im Schriftfage zu⸗ 
geftandene Behauptungen weiter feinen Gegenftand der Beweis- 
führung zu bilden haben. Sieht er infolge folder Erklärung 
davon ab, Beweiſe für da3 Zugeftandene zur Verhandlung mit- 
zubringen und wird nun die fragliche Behauptung dur Zurüd- 
nahme de3 Zugeftändniffes plöglich beweisdürftig, fo müßte dann 
die Verhandlung vertagt werden. Es heiſcht alfo auch die Rüd- 
fiht auf den Concentrationgzwed, einem im vorbereitenden Schrift- 
fage enthaltenen Geftändniffe die bindende Kraft eines gerichtlichen 
Geftändniffes beizulegen. Wie ein außergerichtliches Geſtändnis 
fol auch der Einfluß, welchen Zufäge oder Einſchränkungen eines 
Geftändniffes oder der Widerruf desfelben üben, nach richterlichem 
Ermeffen frei gewürdigt werden. (Motive, S. 264.) 


8. 267. Es Tann für das mündliche Verfahren nicht 
daran gedacht werden, geſetzlich feftzuftellen, welche Erklärungen 
als beftimmt angefehen werden dürfen, oder gefeßliche. Vorfchriften 
über die Form des Behauptens oder des Beftreitend zu geben 
und ein Abgehben davon nur unter befchräntenden Ausnahmen 
zuzulaffen. Alles was nicht durch den Zweck des Proceffes ſelbſt 
gefordert wird, foll vermieden, die Parteien follen nicht zu un⸗ 
motivirten Verneinungen gedrängt werden. Der Gefahr, daß 
etwa, wenn den Parteien in Beziehung auf ihre Erklärungen 
feine Schranken gefeßt werden, Unficherheit darüber entftche, welche 
bon ihren Behauptungen einer Beweisführung bedürfen, kann der 
Richter im mündlichen Verfahren kaum ausgefegt fein. Denn 
zwifchen bejtimmten und answeichenden Erklärungen zu unter- 
fcheiden, jene Schlußfolgerungen zu ziehen, weldye ſich aus. ven 
Vorträgen in Bezug auf die Abficht des Zugeſtehens oder Be- 
ftreiten® ergeben, das Tann feine befonderen und jedenfalls Teine 
größeren Schwierigkeiten bereiten als fie dem Richter durch die 
Aufgabe der freien Beweiswürdigung überhaupt auferlegt werden. 
Im Falle des Zweifels wird fich der Richter durch Befragung 
der Parteien immer die wünſchenswerte Aufllärung verichaffen 
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6.268. Wenn die Entſcheidung von dem Beweiſe und 
der Zurechnung einer ftrafbaren Handlung abhängt,*) ift der 
Richter an den Inhalt eines hierüber ergangenen recht3- 
fräftigen verurtheilenden Erfenntniffes des Strafgerichtes 
gebunden.?) 


1) Unterhrechung des Verfahrens 8. 191. 
2) 8. 539. i 





— — — — — — — — —— —— — — 


können. Eine unnatürliche Einſchränkung der richterlichen Be— 
urtheilung wäre es daher auch, wenn das Geſetz vorſchreiben 
würde, daß die von einer Partei betreffs ihrer eigenen Hand⸗ 
(ungen oder Wahrnehmungen abgegebene Erklärung des Nicht- 
erinnern® oder eine Erflärung mit Nichtwiffen immer als Zu> 
geſtändnis angejehen werben müßte. Dies könnte nur dann 
bertheidigt werden, wenn eine ſolche Erklärung nothiwendig eine 
ausweichhende fein müßte, was fi) aber weder als Pegel, noch 
auch nur als eine Art Mehrheitswahrnehmung behaupten läßt. 
(Motive, S. 237, 238.) 


8. 268. Was die Frage betrifft, welcher Einfluß einer 
mittel® Strafurtheil erfolgten Xhatfachenfeftitelung auf die Be— 
weisführung im Civilproceſſe einzuräumen fei, beichräntt fich ber 
Entwurf darauf, den Inhalt de3 über die bezügliche Thatſache 
ergangenen, verurtbeilenden ftrafgerichtlihen Erkenntniſſes al für 
den Eivilrichter bindend zu erklären. Wenigftens in diefen Grenzen 
Widerſprüche zwifchen civilgerichtlihen und ftrafrichterlichen Er⸗ 
fenntniffen hintanzuhalten wird durch wichtige rechts⸗ und legislativ⸗ 
politiſche Gründe gefordert, die ſowohl auf Seite des Strafrecht3- 
ſchutzes liegen, als mit den Zweckmäßigkeitsrückſichten zuſammen⸗ 
hängen, welche für die Einrichtung des civilgerichtlichen Verfahrens 
maßgebend find. Sieht man auf die zur Zeit für die ftrafgericht- 
liche Verfolgung beftehenden Eintichtungen, fo kann es weder für 
nothwendig, noch für wünſchenswert erachtet werden, nach durch⸗ 
geführtem Strafproceffe eine Wiederholung des ganzen Beweis- 
verfahrens vor dem Eivilgerichte, und damit gewiffermaßen eine 
Ueberprüfung des Strafprocefjed durch den Eivilrichter zuzulaffen. 
ac muß bier auch auf da3 Inſtitut der Schwurgerichte 

edacht genommen werden. Die Confequen; des Grundſatzes 
freier Beweiswürdigung darf nicht fo weit geführt werden, daß 
dadurch .die Nechtsficherheit gefährdet, das Vertrauen in die Ge— 
rechtigkeit der erfloffenen ftrafgerichtlichen Erfenntniffe erfchüttert 
werde. Hingegen ift das Beweisverfahren im Strafproceife ein 
fo eindringliche8 und freies, der Strafrichter mit der Beurtheilung 
ber Thatſachenwahrheit und mit der Sachverhaltsfeftftellung To 
vertraut, daß feiner Entſcheidung über die Wahrbeit oder Un- 
wahrheit proceßerbeblicher Thatſachen volle Berläßlichkeit inne- 
wohnt. Die Gleichheit der Beweisgrundfäge, welche fortan in 
beiden Arten des gerichtlichen Verfahrens herrſchen fol, macht 


Gr u en — 
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6.269. Thatſachen, welche bei dem Gerichte offenkundig 
find,?) bedürfen feines Beweifes. 

1) 88. 4 Rbf. 1, 408 8. 2. 

6.270. Thatfahen, für beren Borhandenfein das 
Geſetz eine Bermuthung aufitellt, bedürfen keines Beweiſes. 
Der Beweis des —— iſt giag, ſofern das reis 
denfelben nicht ausſchließt.) Diefer Gegenbeweis kann auch du 
Bernehmung ber Parteien gemäß 88. 371 ff. geführt werden.?) 


1) Art. 274 V 9. G. v. 
8 Bergl. Art. Vi g. TE.G. 3. C. P. O. 


dieſes Herüberwirken der ſtrafgerichtlichen Thatſachenfeſtſtellung 
noch begreiflicher. Trotz alledem konnte jedoch nur der Inhalt 
eines condemnirenden ſtrafrichterlichen Erkenntniſſes für den Civil⸗ 
richter bindend erklärt werden. Denn das freiſprechende Erkenntnis 
muß nach den Vorſchriften der gegenwärtigen Strafproceßordnung 
nicht nothwendig mit der Entſcheidung zuſammenfallen, daß die 
der Anklage zugrunde Tiegenden Thatſachen unwahr und un—⸗— 
bewieſen ſind. Deshalb kann auch keine derart allgemeine Regel 
ausgeſprochen werden, wie hinſichtlich der condemnirenden Urtheile. 
Einem freiſprechenden Erkenntniſſe gegenüber beſteht das freie 
Beweiswürdigungsrecht des Richters ungeſchmälert fort. Gründet 
ſich concretentalls der Freiſpruch darauf, daß fi die nun auch 
im Civilproceffe wichtig werdenden Thatſachen nicht zugetragen 
baben, dann kann eine folde Feftftellung immerhin im Sinne 
bes 8. 272 auf die Bildung ber Ueberzeugung bes Kivilrichters 
großen Einfluß haben. (Motive, S. 264, 265.) 


8.269. . Bei Eharalterifirung der Offenkundigkeit (Noto- 
rietät), welche die Beweisführung entbehrlich macht, wurbe nicht 
die Ortskundigkeit in den Vordergrund geftellt, weil es wohl 
möglich ift, as eine Thatjache, von welcher man fagen kann, daß 
fie an einem Orte fo belannt ift, um als ortskundig bezeichnet 
werben zu können, dennoch dem Gerichte unbelannt geblieben fei. 
Für den Richter wird ein Beweis nur dann überflüffig fein, wenn 
die Thatſache bei Gericht offenkundig if. Bei Beurtheilung, ob 
dies der wird die Gefammtheit des Richterperfonals, ſowohl 
al8 Bruchtheil ber Gefellichaft, deren Wahrnehmungen fich per⸗ 
ſönlich niemand entziehen kann, als in ſeiner beſonderen Eigen⸗ 
ſchaft als Träger einer öffentlichen Function in Betracht kommen. 
(Motive, S. 265.) 

8. 270. Eine Aenderung ber Grundſätze, nad) welchen 
im Civilproceſſe die Wahrheit feſtgeſtellt wird, insbeſondere 
die Einführung freier Beweiswürdigung hat auf die Rechtsver⸗ 
muthungen keinen Einfluß. Abgeſehen davon, daß viele unter 
der Form von Rechtsvermuthungen auftretende Normen des 
geltenden Rechtes keineswegs mit der Art der Beweisführung in 
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6.271. Das in einem anderen Staatsgebiete geltende 
Necht, Gewohnheitsrechte, Privilegien und Statuten bedürfen 
des Bewetfes nur injofern, al3 fie dem Gerichte unbelannt find. 

Bei Ermittlung dieſer Rechtsnormen tft das Gericht 
auf die von den Barteien angebotenen Beweiſe nicht be= 
ſchränkt; es kann alle zu diefem Zwecke ihm nöthig jcheinen- 
den Erhebungen von amt3wegen einleiten und insbeſondere, 
foweit erforderlih, das Einthreiten des AYuftizminifters in 
Anſpruch nehmen. 


einer unmittelbaren Beziehung ftehen, bewirken auch die echten 
NRechtövermuthungen Teine Beweisbefreiung, fondern Lediglich durch 
Verſchiebung des Beweistbemas eine Beweißerleichterung. Die 
Thatfache, auf Grund welder das Recht bie Wahrheit einer anderen 
Thatſache als erwiefen annimmt, muß wie jede andere Thatfache 
beiviefen werden. Die Aenderung des Beweisrechtes bewegt fich 
fomit jenfeit3 bde8 Gebietes, dem die Rechtsvermuthungen an- 
gehören; deren Fortbeftand wird durch die neuen Beweisvor⸗ 
vorſchriften nicht in ar geftellt und darf umfoweniger den. 
Gegenftand eines Zweifels, bilden, als die Befeitigung der Rechts⸗ 
vermuthungen eine für da8 Rechtsleben äußerft fühlbare, weit⸗ 
reichende Mobiftcation des materiellen Rechtes zur Folge hätte. 

Demgemäß wurden unter Artitel IV, 3. 1 (8.270), die be- 
ftehenden Rechtsvermuthungen, feien fie num widerlegliche ober 
unwiberlegliche, aufrechterhalten. Inſoweit der Beweis des Gegen- 
theils zuläfftg ift, können zur Herftellung desſelben alle nach der 
Eipilprocegordnung zuläffigen Beweismittel und Beweisarten, ins⸗ 
befonbere auch die Vernehmung der Parteien ald Zeugen in An- 
wendung kommen. (Motive z. E. G. z. C. P.O., ©. 7.) 

Die Regierungsvorlage enthält in Ziffer 1 dieſes Artikels die 
Vorſchriften über die geſetzlichen Vermuthungen. Der Ausſchuß 
war ber Meinung, daß dieſe Beſtimmung beſſer in der Civil⸗ 
proceßordnung ſelbſt, und zwar in der Beweislehre ihren Platz 
finden würde. Es wurde daher die allgemeine Norm über die 
geſetzlichen Vermuthungen hier beſeitigt und bloß der auf das Ehe⸗ 
verfahren ſich beziehenden geſetzlichen Vermuthung Erwähnung 
gethan, welche durch eine allgemeine Beſtimmung der Civilproceß⸗ 
ordnung deshalb nicht getroffen werben Tann, weil das Ehever- 
fahren in der Civilproceßordnung ſelbſt feine Negelung fand. 
Der Ausſchuß rechnete damit, daß die bier eliminirte Beftimmung 
im weiteren Verlaufe der parlamentarifhen Verhandlung über ben 
Entwurf der Eivilproceforbnung in diefem noch nachträglich ihren 
Pla finden werde. [Die Beftimmung wurde von der Permanenz- 
commilfion al3 8.270 C. P. DO. aufgenommen.) (4. B., ©. 4.) 


8. 271. Die Grundſätze über ben Beweis thatjächlicher 
Behauptungen können nicht unbedingt auf den Beweis dei Be- 
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6.272, Das Gericht Hat, foferne in diefem Geſetze nicht 
etwas anderes beſtimmt ift,?) unter forgfältiger Berüdfichtigung 
der Ergebniffe der gefammten Verhandlung und Beweis 
führung nach freier Meberzeugung zu beurtheilen, ob eine 
thatfächlihe Ungabe für wahr zu halten fei oder nicht. 

Es hat insbeſondere in gleicher Weile zu entjcheiben, 
welchen Einfluß es auf die Beurtheilung des Falles Hat, 
wenn eine Partei die Beantwortung von Fragen verweigert, 
welche durch den Vorſitzenden oder mit beflen ober des 
Senates Zuftimmung an fie geftellt werden. *) 


ftandes einer fremden Rechtsnorm angewendet werben, welche im 
Inlande einer Entfcheidung zugrunde zu legen ift. Das Bedürfnis 
einer Beweidführung entfällt gänzlich, wenn die anzuwendende fremde 
Rechtsnorm dem Gerichte befannt ift. Died wird eintreten, wenn 
es fih um Rechtsnormen handelt, deren Kenntnis zum Gemeingut 
geworden ift, oder wenn fich Die Richter infolge ihrer Berufsthätigkeit 
(zum Beifpiel bei früherer Entſcheidung eines gleichartigen Falles) 
oder dur ihre Studien mit den zu benützenden Rechtsquellen 
vertraut gemacht haben. Daß namentlich im Grenzverkehre häufig 
ber Anlaß eintritt, fich mit der Geſetzgebung eines Nachbarftaates 
bertraut zu machen, bürfte faum zu bezweifeln fein. Da die Rechts⸗ 
norm als ſolche — ohne Unterſchied, ob fic eine inländifche oder aus⸗ 
Ländifche ift — über den Parteien ftebt, fo kann man den Richter, der 
bie Rechtsnorm anzuwenden hat, nicht lediglich an das Ergebnis einer 
von den Parteien unternommenen - Beweisführung binden. Es 
muß ihm vielmehr geftattet fein, auch andere Erfenntnisquellen 
zu benügen, als die von den Parteien vorgelegten. Da e8 nun 
nicht felten mit unverhältnigmäßigen Schwierigkeiten verbunden 
wäre, fich ausreichende Erfenntnisquellen auf anderem Wege zu 
verfchaffen, als durch eine Mittheilung der ae be? betreffenden 
Landes, jo fcheint es angemeſſen, es dem Gerichte zu ermöglichen, 
zu diefem Behufe die Vermittlung bes Yuftizminifterd in Anſpruch 
zu nehmen. Durchaus die gleihen Erwägungen, wie binfichtlich 
der Normen auswärtigen Rechtes greifen auch Pla betreff3 eines 
vom Gerichte etwa zu berüdfiätigenden inländiſchen Gewohnheits⸗ 
rechtes oder eines — Privilegial⸗ oder Statutarrechtes. 
8. 271 bat deshalb dieſe Entſcheidungsnormen in Bezug auf den 
Beweis dem auswärtigen Rechte zur Seite geſtellt. (Motive, S. 265.) 


8. 272. Da die Beweisführung nicht ein gefonderte® Pro» 
ceßftadium, fondern an fich einen integrivenden Beftandtheil ber 
mündlichen Verhandlung bildet, fo fann man zur Charalterifirung 
der Aufgabe, welche dem Nichter in Beziehung auf die Sach⸗ 
verhattäfeftftelung zutommt, nicht das Ergebnis der Beweis⸗ 
führung allein al den Gegenftand der nach freier Ueberzeugung 
eintretenden Würdigung bezeichnen. Es wurde vielmehr in An⸗ 
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Die Umftände und Erwägungen, welche für die Ueber- 
zeugung des Gerichtes maßgebend waren, find in der Be- 
gründung der Enticheidung?) anzugeben. 

1) re des Advocaten $. 112 Abſ. 2, — Beltätigung 

— ee Behörde 3. 123 Abf. 2; — Beweiskraft des Protokoll: 


Wahrannahme gerichtlichen Vorbringens infolge Berfäumung 88. 254 
Abf. 2, 263, 396, 398, 399, 400. 

Bewweisfraft Öffentlicher Urkunden 88. 292, 298, — der Privaturkunden 
8. 294, -- der Handelsbücdher $. 295. 
Echtheit öffentlicher Urkunden $. 310, — der Privaturfunden $. 312. 
Folge gr .. — — der Handelsbücher, Art. 37 H. G. B. 


46.0.5.0.%.0. 
a Bermutjungen $. 270. 
2) 88. 417 8. 5, 428 Abſ. 1. 
6.273. Wenn feftfteht, daß einer Partei der Erſatz eines 

Schadens oder de3 Intereſſes gebürt oder daß fie fonft eine 
Forderung zu ftellen hat,) der Beweis über den ftreitigen Be- 
trag des zu erjeßenden Schadens oder Intereſſes oder der 
Forderung aber gar nicht oder nur mit unverhältnismäßigen 
Schwierigkeiten zu erbringen ift, jo kann da3 Gericht auf An- 
trag oder von amtöwegen jelbft mit Uebergehung eined von 
der Partei angebotenen Beweiſes diefen Betrag nach freier 
Ueberzeugung feitjegen. Der Feſtſetzung des Betrages kann 
auch die eidliche Bernehmung einer der Parteien?) über die für 
die Beitimmung des Betrages maßgebenden Umſtände vor- 
ausgehen. . 

58 hl Insbeſondere im Falle $. 408. Auch im Verfahren wegen Anfech- 

tung eines militärifchen ———— 8. 6, Geſ. v. 6. Juni 1887, 

R. Re. a bei Art. XI 2.5 E. G. z. C. P. v. 


lehnung an den Civilproceßordnungsentwurf des Jahres 1881 
ausgeſprochen, daß der ganze Inhalt der Verhandlung das Subſtrat 
der von Beweisregeln entbundenen richterlichen Würdigung bilde. 
Der an dieſer Stelle ausgeſprochene Satz beherrſcht nicht bloß die 
Beweislehre im itechniſchen Sinne, er bildet überhaupt den Angel 
punkt für die Sammlung und Verwertung des gefammten that- 
fähhliden Proceßmateriald. Die Regelung der procefiualen Be- 
weiSwürdigung, welche bier ihren Ausdrud gefunden Hat, befeitigt 
jede Einengung der Denkt: und Urtbeilsthätigleit des Richters. 
Es fehlt daher auch an jedem Antlaffe, im Gefete der Unterfcheidung 
zwifchen directem und indirectem Beweiſe zu gedenten und die Zu- 
läſſigkeit des Ießteren — wie e8 z. B. noch im Gefeße über das Baga- 
tellverfahren geſchah — ausdrücklich anzuerkennen. (Motive, S.265.) 

8. 273. Die im $. 273 für zuläffig erklärte freie richter- 
liche Schadenderfagbemeflung oder Duantitätsbeftimmung kann ſich 
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Art. 
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Glaubhaftmachung Geſcheinigung). 

6.274. Wer eine thatſächliche Behauptung glaubhaft!) zu 
maden hat (Befcheinigung), Tann ſich — aller Beweis⸗ 
mittel mit Ausnahme der eidlichen Vernehmung der Parteien 
bedienen. Eine Beweisaufnahme, die fich nicht ſofort ausführen 
läßt, eignet fich nicht zum Zwecke der Glaubhaftmachung. 

Eine behufs Glaubhaftmachung eines Umftandes erfolgende 
Deweisaufnahme ift an die befonderen, für da3 Beweisver- 
fahren beftehenden Borjchriften nicht gebunden. 

1) 8.8. in den Fällen 88. 54, 115, 128 Abſ. 4, 129, 135 Abf. 1, 


149 Übf.1, 156, 164, 219 Abf. 2, 263 Abi. 2, 289 Abf. 2, 308 Abf. 2, 323 
Abf. 2, 355 Abf. 2, 356 Abi. 2, 386 Abf. 1, 538 Abf. 2. 8.22 AH. 3 JR. 


befanntlih auf eine VBorjchrift des Bagatellproceffe3 (8. 63 de3 
Geſetzes über das Bagateliverfahren) als Vorbild berufen. Ueber 
den Rahmen einer Beweisvorichrift ginge es hinaus, wenn der 
Richter angewieſen würde, den Betrag des Schadenerfaed oder 
der Forderung nach Billigkeit feftzufegen. Bei der Geringfügigteit 
der Beträge, um welche es fi im Bagatellverfahren handelt, 
konnte man bielleiht davon Abftand nehmen, auf den tiefgehenden 
ſachlichen Unterjchied zwiſchen dem richterliden Ermeilen im Sinne 
freier Bemwetsprüfung und der Liquidirung nad Billigkeit einzu 
eben. ALS allgemeiner Procegrechtsjfag würde jedoch eine folche 

eftimmung die Grundfäge des bürgerlichen Rechtes zu fehr 
modificiren, als daß fie an diefer Stelle und ohne borgängige 
enaue Begrenzung ihrer Tragweite in Vorfchlag gebracht werden 
önnte. Es liegt in der Sphäre des dem Richter eingeräumten 
Ermefjend, wenn ihm der Entwurf in der Herbeifchaffung der für 
die Bildung feiner Ucberzeugung nöthigen Mittel völlig freie Hand 
läßt. Er ift weder an die von den Parteien angebotenen Beweife 
gebunden, noch gehindert, die ihm nöthig fcheinenden Beweiſe von 
amtswegen aufnehmen zu laſſen. Insbeſondere wird der Richter 
auch von dem Beweismittel der eidlichen Vernehmung der Parteien 
Gebrauch machen künnen. Er wird fich dadurch eine reichlichere 
Information und eine verläßlichere Grumdlage feiner Entſcheidung 
verſchaffen können, als fieihm ein Schägungseid zu bieten vermag. 
(Motive, S. 265, 266.) 


8. 274. Ein Umftand iff glaubhaft gemacht, wenn ber- 
felbe dem Richter wenigftend wahrjcheinlich geworden. Das Mittel 
der Glaubhaftmachung gelangt ſowohl im eigentlihen Proceffe, 
namentlich aber im Erecutionsverfahren wiederholt zur Anwen⸗ 
dung, um dem Richter cine gewifle Gewähr für das Vorhanden- 
fein der Vorausſetzungen proceßleitender oder jonft bermittelnder, 
interimiftifcher Verfügungen zu geben. Irgendwie endgiltige Be- 
fchlüffe, welche der Sache ſelbſt präjudiciren, können nicht über 
bloßes Glaubhaftmachen ergehen. Die Zulaffung der Glaubhaft- 
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Beweisaufnahme. 


§. 275. Von den Parteien angebotene, jedoch dem Gerichte 
unerheblich jcheinende Beweife find ausdrüdlich zurüdzumeiien.!) 
Die Aufnahme angebotener Beweife Tann vom Gerichte 
auf Antrag oder von amtswegen verweigert werden, wenn 
es die ——— gewinnt, daß die Beweiſe nur in der 


Abſicht, den Proceß zu verſchleppen, angeboten werden.?) 
88 er 8.208 8. 2 u. 3. — Rein abgejondertes Rechtsmittel 
2) Bergl. 8. 179 | 1. Siehe die Motive zu 8. 278. Kein ab⸗ 
gefondertes Rechtämittel $. 391 Abſ. 1. 
Die ae Beweisandtetungen find im Urtheilgbeftande an⸗ 
zuführen 8. 417 Ab}. 3 (fiche Motive). 
abſ FulnalinE der zurüdgewiefenen Beweife im Berufungsverfahren $. 488 





machung beruht im einzelnen Falle auf einer Gegenüberftellung 
des Zeit- und Arbeitaufwandes, welcher mit einer Beweisführung 
für Gericht und Parteien verbunden tft, und der Bedeutung, welche 
die zu erlaffende Verfügung für die Parteien und ihre gegenfeitige 
Beziehung Hat. Wo eine folche Abwägung dazu führt, daß diele 
Bedeutung eine zu geringe, namentlich eine zu flüchtige ift, um 
die Laften einer Beweisführung zu rechtfertigen, da erkennt der 
Entwurf eine Glaubhaftmahung für hinreichend. Diefem Geficht3- 
punkte entjpricht es, wenn alle nicht fofort ausführbaren Beweis— 
aufnahmen al3 zur Glaubhaftmachung (Beicheintgung) ungeeignet 
ertannt werden und wenn zugleich für den Fall der Glaubhaft- 
machung von der Beobachtung der für das eigentliche Beweis⸗ 
verfahren geltenden Vorſchriften dispenfirt wird. Vermöge des 
ganzen ade und Zweckes der Glaubhaftmachung erfcheint bie 
eidliche Bernehmung der Parteien als Befcheinigungsmittel nicht 
paſſend; deshalb fchließt auch der Entwurf diefelbe von den Mitteln 
der Slaubhaftmahung aus. (Motive, ©. 266.) 

8. 275. Die Anordnung des $. 275 Abf. 1 (ausdrückliche 
Zurüdweifung angebotener unerheblicher Beweiſe) jcheint noth- 
wendig, um über den für die Anfechtung des ergebenden Urtheiles 
und für deffen Ueberprüfung wichtigen Umftand Licht zu ver- 
breiten, ob die Nichtberüdfichtigung des angebotenen Beweiſes auf 
einem Ueberſehen der Anbietung oder auf dem ne Ergeb- 
niffe der Prüfung der Erheblichkeit und Zuläffigkeit diefes Be- 
weifes berube. Wo die Zurüdweifung bereit3 im Laufe der Ver- 
handlung erfolgt und deshalb durch das Berhandlungsprotofoll 
befundet wird (8.208 3.3), braucht der Beweisanbietung und 
ihrer Erledigung nicht etwa im Thatbeftande des Urtheiles be- 
fonderd gedacht zu werden. So trägt dann die Vorſchrift des 
8.275 zugleich indirect zur Erleichterung der Abfafjung der Ur- 
theil3ausfertigung und zur Vereinfachung des Urtheilsthatbeftandes 
bei. (Motive, ©. 266.) 
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$.276. Die Beweiſe, welche das Gericht für erheblich 
halt, find im Laufe der Verhandlung vor dem erfennenden 
Gerichte aufzunehmen, fofern nicht: 

1. das Gericht in Gemäßheit der Beltimmungen dieſes 
Geſetzes eine Beweisaufnahme außerhalb der Berhandlungs- 
taglagung anordnet,!) oder 

2. Beweife bereit in einem borbereitenden Verfahren 
aufgenommen wurden und ihre wiederholte Aufnahme nach 
den Beitimmungen dieſes Geſetzes unftatthaft ift oder boch 
dem Gerichte entbehrlich fcheint. 

Wird die Aufnahme eines Beweiſes außerhalb der Ber- 
handlungdtagfagung durch einen beauftragten?) oder erfuchten _ 
Richter nothwendig, fo ift vom Proceßgerichtet) das Erforder- 
lie zu verfügen. 

188. 32, 36 J. N. Urkunden» 8. 300, Zeugen $. 328, Sachver⸗ 

ſtändigen⸗ 8. 852, — J— 8. 368. Beweis durch Vernehmung 
der en 8, 875 Abſ. 2. 


—)8. 
>) In der Regel ein Mitglied des Senates $. 282. 
9 8. 84 Ubf. 2 J. N.: Senat. 


8. 276. Die Bemweisaufnahme fol in der Regel in der 
mündlihen Verhandlung vor dem erkennenden Gerichte ftatt- 
finden; das ift nicht bloß eine theoretifche Conſequenz des Unmtittel- 
barkeit3grundjages, ſondern an und für fi im Intereſſe der 
Rechtsſprechung zu poftuliren. Deſſen ungeachtet kann die Be- 
weisaufnahme vor dem erfennenden Gerichte nicht ſchlechthin ver⸗ 
ordnet werden. Es gibt Fälle, in welchen fie ganz und gar un= 
möglich ift, und in anderen Fällen wieder wird deshalb nicht auf 
folder Beweisaufnahme beftanden werden können, weil fie nur 
gegen ein unverhältnismäßig hohes Aequivalent realifirbar wäre: 
große Koften, lange Unterbrehung des Proceſſes, Verzicht auf die 
durch ein vorbereitendes Verfahren erzielbaren Vortheile u. ſ. w. 
Aber entſprechend der Wichtigkeit der Beweisaufnahme durch das 
ertennende Gericht wird zugleich ber Kreis der zuläffigen Aus- 
nahmen durch das Geſetz möglichft genau zu umfchreiben und auf 
bie zwingendften Fälle einzufchränten fein. 

Der Wert, welchen der Entwurf der Beweisaufnahme durch 
das erfennende Gericht beimißt, kommt endlich auch in ber An- 
ordnung de3 8.282 zum Ausdrude, daß mit Beweisaufnahmen 
im Sprengel des Procefgerichtes ſoweit thunlich ein Mitglied des⸗ 
felben Senates zu beauftragen tft, welcher zur Entſcheidung der 
Rechtsſache berufen erfcheint; auf diefe Art wird der Zuſammen⸗ 
bang der Beweisaufnahme mit der genaueren Kenntnis des Streit- 
falle jelbft dort noch nach Möglichkeit aufrecht erhalten, mo die 
Beweisaufnahme außerhalb der Verhandlungstagfagung ftattfinden 
muß. Ym Sinne der Beftimmung des 8. 282 wird es daher auch 
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6. 277. Die Beweisaufnahme wird durch Beſchluß an- 
‚geordnet (Beweisbeſchluß). In dieſen Beſchlüſſen find die 
—*3 Thatſachen, über welche der Beweis zu erheben iſt, 
und die Beweismittel genau zu bezeichnen. 

An die einem Beweisbeſchluſſe zu Grunde liegende Auf⸗ 
faſſung iſt das Gericht im weiteren Verlaufe des Rechtsſtreites 
nicht gebunden. 

Solche Beſchlüſſe bedürfen nur dann einer ſchriftlichen 
Ausfertigung, wenn die Beweisaufnahme vor einem beauf- 
tragten oder erſuchten Richter ftattfinden ſoll.) In dieſem 
Falle ift auch der aus der Verhandlung fi) ergebende Sach⸗ 
verhalt infoweit in die Ausfertigung aufzunehmen, als die 
Kenntnis dieſes Sachverhaltes dem en zur Leitung und voll⸗ 
ſtändigen Durchführung der Beweisaufnahme nothwendig ift.*) 

Gegen Beweisbeſchlüſſe?) iſt ein abgeſondertes Rechtsmittel 
nicht zuläſſig.) 

I) Sonſt find fie zu verkünden und zu protokolliren $. 208 3. 3. 

?) Bei der Protofollirung des thatſächlichen Vorbringens und der 
Beweisanbietungen tft hierauf Bezug zu nehmen 8. 210 ar. . — Erfah 
jür Brototollttung 8. 449 pe 1. 

ur aa auch auf Bernehmung der Parteien $. 375 Abſ. 1. 

6.278, Alle nicht fogleich bei der Verhandlung jelbit 

ausführbaren und insbejondere die außerhalb der Berhandlungs- 





— ⸗ u 


‚fein, ein etwa einzuleitendes vorbereitendes Verfahren einem 
itgliede des zur Entſcheidung berufenen Senates zu übertragen. 
(Motive, S. 266, 267.) 


8. 277. Der Beſchluß des Gerichtes, eine Beweisauf— 
nahme zuzulaſſen (Beweisbeſchluß), hat für den Fortgang des 
Verfahrens dieſelbe Bedeutung, wie andere zur Inſtruirung des 
Proceſſes und zur Vorbereitung der Streitentſcheidung getroffene 
Verfügungen. Dieſer Beſchluß Tann demnach, obgleich er that⸗ 
ſächlich für den Ausgang des Streites oft von entſcheidender Be- 
deutung ſein wird, doch nur als ein Act der Proceßleitung charakte⸗ 
rifirt werden. Daraus ergibt fi, in Analogie der Behandlung 
anderer Proceßleitungsbefchlüffe, die Berfagung eines abgefonderten 
Nechtömitteld gegen den Beweisbeſchluß. Eine andere wichtige 
Conſequenz befteht aber darin, daß dem Befchluffe eine bindende 
Wirkung abgefprochen werden muß. (Motive, S. 267.) 

8. 278. Beweisanbietungen werden — wie die Erfahrung 
lehrt — gern und oft dazu verwendet, Proceßverzögerungen zu 
bewirten. Man beruft fich für erheblich fcheinende Umftände auf 
Beweife, deren Herbeifhaffung oder Aufnahme geraume Zeit in 
Anfpruch nimmt, namentlich auf Zeugen, die in fernen Ländern 


f 
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tagſatzung durch einen beauftragten oder erſuchten Richter vor⸗ 
zunehmenden Beweisaufnahmen!) find, ſofern nicht die Umſtände 
einen anderen Vorgang nothwendig machen oder dem Gerichte 
zweckmäßig erſcheinen laſſen, erſt nach vollſtändiger Erörterung 
des Sachverhaltes und mittels eines und desſelben Beweis⸗ 
beſchluſſes anzuordnen. 

Behufs Erörterung der Ergebniſſe ſolcher Beweisauf⸗ 
nahmen iſt nach deren Vollendung, wenn nicht die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8. 193, Abſ. 3, vorliegen, die Verhandlung vor 
dem erkennenden Gerichte von amtswegen wieder aufzu⸗ 
nehmen.?) Die bei dieſer Verhandlung vorgebrachten neuen 
thatfächlichen Anführungen und Bemweisanbietungen können 
auf Antrag oder von amtswegen durch Beichluß als unftatt- 
en erflärt werden,?) wenn Das neue Vorbringen durch die 

gebniffe der inzwiſchen flattgefundenen Beweisaufnahme 
nicht veranlaßt ift und offenbar in der Abjicht, den PBroceß 
zu berjleppen, nicht früher vorgebracht wurde.t) 

1) 8, ‚iu 2. 


n der Be oll unmittelbar nach der Beweißaufnahme die weitere 
Verhandlung fta en. Läßt fi der Zeitpunkt bes en3 der 
requirirten un nit im Voraus genau beftimmen, fol 
nachher von amtswegen Verhandlung angeordnet werden $. 281. 

Wenn die Vorausfehungen des $. 193 Abſ. 3 vorliegen, wird die Ver- 
Bandlung agalefen, Wiedereröffnung dann nur ausnahmsweiſe, ſiehe die 

e zu 8. 198. 

3) Kein abgefondertes Rechtsmittel 58.291 Abſ. 1, 515. Das an 
gewiejene Vorbringen tft im Urtheilsthatbeftande anzuführen 8. 417 Abf. 3. 
- 4) Berg. 88. 179, 375 Abi. 2. 


wohnen oder deren Adreffe a — wird, wodurch fich 
ihre Einvernehmung hinausſchiebt. Mit dem Wegfalle der Eventual⸗ 
marime und mit der Befeitigung des Grundfages formaler Ord⸗ 
nung des Inſtructionsverfahrens vergrößert fich die Gefahr, daß 
das Beweisverfahren zu Verſchleppungszwecken mißbraucht werde. 
Die Partei, welcher es um letzteres zu thun, braucht ſich nicht 
mehr auf entfernte Zeugen u. f. w. zu berufen, e8 genügt, wenn 
fie zur Sache gehörige, erheblide Beweisanbietungen fucceffibe 
borbringt oder damit wartet, bis ſich die Verhandlung bereits 
ihrem Ende nähert, die VBerfündigung ihres Schluffed unmittelbar 
bevorftcht.. Muß behufs Aufnahme des neuerli angebotenen 
Beweiſes die Tagfagung erftredt werden, jo kann mit Hilfe ſolchen 
allmählichen Vorbringens der Beweiſe, über welche die Partei 
verfügt, eine Tagſatzungserſtreckung nach der andern erzwungen, 
der Schluß der Verhandlung immer wieder weiter hinausgerückt, 
die Erlaffung ftet3 neuer Beweisbefchlüffe nothwendig gemacht 
werden. Da ſolche Vorgänge, abgejehen von ben Nachtheilen, 
welche die Proceßverzögerung an ſich bat, auch die Eoncentration 
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6.279. Steht der Aufnahme des Beweiſes ein Hindernis 
von ungewiſſer Dauer?) entgegen, ift die Ausführbarkeit einer 
Bemweisaufnahme zweifelhaft, oder joll die Beweisaufnahme 
außerhalb des Geltungsgebietes dieſes Geſetzes erfolgen,?) jo 
hat das Gericht im Beweisbeſchluſſe auf Antrag eine Frift zu 
beftimmen, nach deren fruchtloſem Ablauf die Verhandlung 
auf Begehren einer der Parteien ohne Rüdficht auf die aus- 
ftehende Beweisaufnahme fortgejegt wird.) 

Bei der fortgefegten mündlichen Verhandlung fann dann 
diefer Beweis nur benüßt werden, wenn dadurd das Ber- 
fahren nicht verzögert wird.‘) 

2) 3.3. Klage auf Herausgabe einer Urkunde ald Vorausſetzung ber 

N, er ergebl der Verſuch der Bernehmung eines Zeugen $ 335. 

3) Ebenſo wegen Nichtleiftung des verlangten Vorſchuſſes für die 

Roften der — itzua 332, 365 an 2, se a 3. jr 

der Verhandlung in Mitleidenfchaft ziehen, mußte im Entwurfe 
an die Zurüdweifung folder Verzögerungsverfuche gedacht wer- 
den; die Verfchiedenartigkeit ihrer Einkleidung machte hiebei eine 
Mehrzahl von Vorſchriften nothwendig. Am unmittelbarften wird 
die Abwehr von Berzögerungsverfuchen dann möglich fein, wenn 
Thon die Beweisanbietung die Abficht, den Proceß zu verſchleppen, 
nicht verleugnen kann. Denn bier ift die Eorrectur einer ſolchen 
Parteiabficht bereit3 in der Souberänetät gegeben, welche dem Ge- 
. richte Hinfichtlich des thatfächlichen Vorbringens durch 8.179 ein- 
geräumt wird. Aus ähnlichen Geſichtspunkten wie zur Zurüd- 
weifung dieſes Vorbringen? wird das Gericht auch ermächtigt 
werden können, bei erfennbarer Verjchleppungdtendenz die Zu— 
laſſung angebotener Beweife und deren Aufnahme zu verweigern 
(8.275 Abi.2). Die Berzögerungsabficht wird dadurch für den 
Proceß ganz unſchädlich. Mit Hilfe eines Ähnlichen YZurüd- 
weiſungsrechtes wird es das Gericht verhindern können, daß aus 
der Verhandlung, welche zur Erörterung der Ergebniffe einer Be- 
mweiSaufnahme in der Regel anzuordnen ift, duch bi nun auf- 
geiparte Beweisanbietungen eine neue mündliche Streitverhand- 
lung werde, mit neuem Betveisbefchluffe und neuem Beweis: 
verfahren. Hier ftünden der BVBerzögerungsabfiht die ſchönſten 
Erfolge offen: faſt eine zmweimalige Durchführung des Proceffes. 
Zuerft Streitverhandlung, Anbietung eines Theile® der Beweiſe, 
Beweisbefchluß und Beweisaufnahme und jodann auf Grund der 
Anbietung des übrigen Theiles der Beweiſe, wieder Beweis 
befhluß, Beweisverfahren und neuerlide Verhandlung. Was 
folde Möglichkeiten für den einzelnen Nechtöftreit, für die Ergeb- 
niffe der on bedeuten, braucht nicht mehr erörtert zu 
werden. Die Gefeggebung wird derlei Verzögerungsverfuchen nicht 
ftrenge genug entgentreten können. (Motive, ©. 268.) 
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0 Beweif 
tein ——— Eu are BAT ac Daun —— 
Beweiſes im Urtheilsthatbeſtande 8. 417 Abſ. 3. — Wegen nadträglicher 
Benupung bed Beweiſes Wiederaufnahmällage $. 531. 

.280. Das Broceßgericht Tann auf Antrag geftatten,t) 
daß die Bemweisaufnahme don einem oder mehreren beeideten 
Stenograpben aufgezeichnet werde. Ein Stenograph, welcher 
nit im Allgemeinen für diefe Aufgabe beeidet ift, hat einen 
Eid dahin zu leiften,?) daß er das mündlich Vorgebradjte treu 
aufzeichnen und das Wufgezeichnete richtig Übertragen werde. 
Die Beeidigung entfällt,. wenn ein gerichtlicher Beamter als 
Stenograph beitellt wird. 

Die Beftellung der Stenographen erfolgt auf Vorſchlag 
des Untragftellers durch den Vorſitzenden. 

Die Uebertragung der jtenographiichen Aufzeichnung in ge- 
wöhnliche Schrift ift binnen achtundvierzig Stunden nach der 
Aufzeichnung dem Vorſitzenden oder dem mit der Beweisauf- 
nahme betrauten Richter zu übergeben und den Acten beizulegen.?) 

Sofern die ftenographiiche Aufzeichnung nicht von beiden 
Parteien übereinftimmend beantragt wird, Hat die antrag- 
jtellende Partei fämmtlicye dadurch verurjachten Koften zu be- 
ftreiten, ohne jelbft für den Fall ihres Sieges Anfprud auf 
Erftattung diefer Koften erheben zu können. *) 

ı) Kein Rechtsmittel 8. 291 Ubf. 2. 

) Unter den im Ss v. 3. Mat 1868, R. G. B. Nr. 38, beftimmten 

Förmlichkeiten. Art. XL E. G. z. C. P. O. 
3) Ste erſetzt die Protokollirung nicht. 

+ Ausnahmen von 8. 40. j | 

6.281. Wenn gem Bwede einer vor dem. erfennenden 
Gerichte erfolgenden Beweisaufnahme eine zagjetung erftredt 
werden muß.) ift die Tagſatzung, in welcher die Bemweisauf- 
nahme ftattfinden joll, zugleich zur Fortſetzung der mündlichen 
Verhandlung zu bejtimmen.?) 

Muß jedoch die Beweisaufnahme durch einen beauftragten 
oder erjuchten Nichter gefchehen und läßt fich der Zeitpunft 
der Beendigung derjelben nicht mit Sicherheit beftimmen, fo 
ift die Tagjagung zur Fortſetzung der mündlichen Verhandlung 
vor dem ertennenden Gerichte nach dem Einlangen der Bes 
weisaufnahme-Ucten und Protokolle durdy den Vorſitzenden von 
amtöwegen anzuberaumen und den Parteien befanntzugeben.?) 

2,8, 8. 

— 78 dr, 2, 

2), Sofern nicht die Parteien auf die Verhandlung verzichten ober 
der Senat fie für entbehrlich Hält. 8. 193 Abſ. 3. 





— 


Geſ. v. 1. Aug. 1895, R. G. B. Nr. 113. 65.280—283. 425 


Beweisaufnahme durch einen erſuchten oder beauf— 
tragten Richter. 


6. 282. Mit Beweisaufnahmen, welche außerhalb der 
Berhandlungstagfagung!) am Drte des Proceßgerichtes oder 
in deifen Nähe jtattzufinden haben, tft ein Mitglied des 
Proceßgerichtes, und zwar in der Regel ein Mitglied des 
zur Entſcheidung der Rechtsſache berufenen Senates zu beauf⸗ 
tragen. 

2) 88. 300, 828, 352, 368, nicht aber 8. 875. 
2) Bom Senate 8. 34 Abf.2 J. N. — Kein abgefondertes Rechtsmittel 


88. 291 Abſ. 1, 515. (Gegen die Anordnung eines vorbereitenden Ver⸗ 
fahreng zur Beweisaufnahme kein Rechtsmittel, 8. 247 Abſ. 1.) 


6.283. Erjuchichreiben, welche wegen einer Beweisauf— 
nahme erlafjen werden, die außerhalb des Geltungsgebietes dieſes 
Geſetzes jtattfinden joll, können dem Beweisführer auf feinen 
Untrag behufs Uebermittlung an die erfuchte Behörde über- 
geben werden.) 

Auf Antrag des Beweisführers kann ferner das Gericht 
geftatten, daß von der Erlaſſung eines Erjuchichreibens ab- 
gejehen und der Beweisführer ermächtigt werde, eine den Ge- 
jeben des Staatögebieted, in welchem die Beweisaufnahme 
erfolgen foll, entiprechende öffentliche Urkunde über die Be- 
weisaufnahme beizubringen. Der Beweisführer hat den Gegner, 
wenn möglich, von Ort und Zeit der Beweisaufnahme jo 
zeitig zu benachrichtigen, ?) daß letzterer feine Rechte bei der 
Beweisaufnahme in geeigneter Art wahrzunehmen vermag. 
ft die Benachrichtigung unterblieben, jo hat das erfennende 
Gericht nach jorgfältiger Erwägung aller Umftände zu ent- 
ſcheiden, ob und inwieweit der Beweisführer zur Benützung 
der aufgenommenen Beweife in der mündlichen Verhandlung 
berechtigt jei.?) 

Für die Vorlegung der Acten über die Beweidaufnahme 
ift in beiden Fällen im Beweisbeſchluſſe eine Frift zu bejtimmen, 


8. 283. Bei einer außerhalb des Geltungsgebieted dieſes 
Geſetzes zu vollziehenden Beweisaufnahme kann es fi mit Rüd- 
fiht auf die Gefeggebung de3 Territoriums, in welchem der Be— 
weis aufzunehmen ift, empfehlen, dem Bemweisführer die Beforgung 
des gerichtlichen Erjuchfchreibend zu überlaffen. Auch wird — 
namentlih für in England und Amerika vorflommende Fälle — 
der Partei die Möglichkeit offen zu Halten fein, die Errichtung 
einer Beweisurkunde ohne richterliche Vermittlung zu bewirken. 
(Motive, S. 268.) 


426 Civilproceßordnung. 


deren fruchtloſer Ablauf die im 8. 279 bezeichneten Rechts⸗ 
folgen nach ſich zieht.9 

setn ii — ß 281 Abſ. 2. 

3) Gegen bie Erlaffung von ib ede ber Bemweiß- 
a re pa Pe ie © 
4) Segen die Beftimmung der Friſt fein Rechtsmittel 8. 291 Abf. 2. 
Die zu ewieſene Beweisanbietung ift im Urtheilstbatbeitande an⸗ 
zuführen 8. 417 Abſ. 3. 

6.284, Dem Richter, welcher eine Beweisaufnahme in⸗ 
folge eines Auftrages oder Erfuchens vollzieht, kommen die 
Befugniffe zu, welde von dem Borfigenden bei einer Be- 
weisaufnahme ausgeübt werden,?) die vor dem erfennenden 
Gerichte vor fich gebt. 

Undere auf die Beweisaufnahme fich beziehende richter- 
liche Berfügungen Tann ein folcher Richter infoweit treffen, 
als fie nicht ausdrücklich dem Proceßgerichte*) zugewieſen find. 

1) 88. 180—185, 280 Abf. 2 u. 3, 288, 289, vergl. Die Stellung des 

——— Richters im vorbereitenden Verfahren 8. 249. 
Ab — einer Friſt für die Beweisaufnahme 88. 279, 283 

Beniligung der ftenographiichen Aufnahme ber Beweisaufnahme 8. 280 


Ergänzung der Beweisaufnahmenac) Beendigung derjelben 8. 289 Abſ. 2. 

Erlafjung des Editiongauftrages gegen Dritte $. 308. 

Anordnung der Egecution gegen einen erfchienenen, aberfid, weigernden 
Zeugen 5. 325 Abf. 2 (auch der erſuchte Richter). 

Beſchlußfaſſung Über den Einfluß der Weigerung des Zeugen auf den 


Sorgen des Verfahrens 8. 326 Abſ. 1. 
erlätung be chienenen, aber fich weigernden Zeugen in den er 
erſatz 8. 826 Abſ. 8 (anders im Falle des Ausbleibens 8. 388). — Ver⸗ 


nehmung der Barteien 88. 371, 375. 
Dem von Schiedsrichtern um eine Beweisaufnahme erfuchten Richter 
—— — die dem Proceßgerichte vorbehaltenen Entſcheidungen zu, 


6.285. Ergibt ſich bei der Beweisaufnahme vor einem 
beauftragten oder erjuchten Richter ein Streit, von deſſen 
Erledigung die Fortfegung der Beweisaufnahme abhängig,?) zu 
deſſen Enticheidung der mit der Beweisaufnahme betraute 
Richter jedoch nicht berechtigt ift, jo Hat über feinen Bericht 
die Erledigung des Streites durch das Proceßgericht zu er- 
folgen. Die Tagjagung zur Verhandlung über diefen Zwiſchen⸗ 
ftreit ift vom Brorengesichte von amtswegen anzuberaumen. 

Wenn im Berlaufe der durch einen beauftragten oder 
erſuchten Richter ftattfindenden Bemeisaufnahme behufs Durch- 
führung oder Vollendung der Beweidaufnahme an ein anderes 
Gericht ein Erjuchen geftellt werden muß, jo ift dasjelbe un- 
mittelbar von dem mit der Beweisaufnahme betrauten Richter 


4 
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zu ſtellen. Derſelbe iſt auch befugt, ein anderes Gericht um 
die Aufnahme des Beweiſes zu erſuchen, falls ſich Gründe 
ergeben, welche die Beweisaufnahme vor dieſem Gerichte als 
—— 
— 32 ER. ae Weite 8. a 


93 

6. 286. Der Vorſitzende Hat die von dem beauftragten 
oder erjuchten Richter vorgelegten Protokolle und jonftigen 
Acten?) über die Beweisaufnahme zu prüfen und, fall® er 
Mängel wahrnimmt, die erforderlichen Verbeflerungen oder 
Bervollftändigungen zu veranlafjen.?) Die Beweisaufnahme- 
Acten find fodann unter gleichzeitiger Verftändigung der Par⸗ 
teien bis zur nächften, zur mündlichen Verhandlung beftinmten 
Zagjagung?) der Einfichtnahme der Parteien offen zu Halten. 

Ueber den in der Zwiſchenzeit von einer Partei ge- 
ftellten Antrag, einzelne Mängel der Beweisaufnahme zu be- 
* oder dieſe Beweisaufnahme zu ergänzen, hat der Vor⸗ 
igendezuenticheiden.*) Die hiedurch etwa nothwendig werdenden 
Verfügungen ſind gleichfalls vom Vorſitzenden ohne Aufſchub 
zu erlaſſen. Der Antrag kann auch mündlich?) angebracht werben. 

Ergibt ſich erft bei der mündlichen Verhandlung die 
Nothwendigkeit einer Ergänzung oder Wiederholung ber Be- 
weisaufnahme, jo Hat das Gericht die der Sachlage ent- 
fprehenden Anordnungen zu treffen. Dasſelbe kann auch 
anordnen, daß die Ergänzung oder Wiederholung der Be— 
weisaufnahme in der mündlichen Verhandlung jelbft jtattfinde.®) 

1) Insbeſondere fehriftliche Gutachten $. 860. 

>) Unalog in Bezug auf Acte des borbereitenden Verfahrens $. 256. 


3) Bon amtöwegen anzuberaumen $. 281 Abſ. 2. 
*) Ueber eine Ergänzung aus dem Grunde des 8. 289 Abſ. 2 ent- 


5) Bu Protokoll 88. 74, 79. 

°) 8. 281 Abſ. 1, insbejondere im Falle $. 344 Abi. 1. — Wieder- 
Holung oder Ergänzung Se binfichtlich der zur Sicherung des Beweiſes 
erfolgten Beweißaufnahme, 5. 389 Abf. 3. — Gegen die Verweigerung der 
Ergänzung nad) Abf. 2 Tein abgefondertes Rechtsmittel 8. 291 Ubf. 1. 
Gegen die Anordnung der Ergänzung oder Wiederholung kein Rechts⸗ 
mittel $. 291 Abf. 2. 

6.287. Das Ergebnis einer nicht vor dem erfennenden 
Gerichte erfolgten Beweisaufnahme) hat der Vorfigende auf 
Grund der diefe Beweisaufnahme betreffenden Protokolle und 
fonftigen Acten bei der mündlichen Verhandlung zu geeigneter 
Zeit darzulegen. *) 

Wenn dieſe Darlegung nach Anficht einer der Parteien 
in erheblichen Punkten vom Inhalte der Acten abweicht, find 


.308, 308. 
1. 


N 
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auf ihren Antrag die Beweisaufnahme⸗Protokolle und die 
fonftigen die Beweisaufnahme betreffenden Acten dem vollen 
Snhalte nach vorzulejen. 

Den Parteien bleibt es unbenommen, ſchon vor diefer 
Darlegung de3 Vorfigenden in ihren Vorträgen auf den In⸗ 
halt der Beweisaufnahme-Acten Bezug zu nehmen. 

a 2 ee eines zur Sicherung bdesjelben aufgenommenen Be- 

2) Analog hinſichtlich des vorbereitenden Verfahrens F. 262. — Auch 

wenn bie Bartet nicht anweſend ift, 8. 401 Abſ. 2. 


Berfahren bei der Beweisaufnahme. 


6.288. Für die zum Zwecke einer Beweisaufnahme er- 
forderligen Ladungen?) und füralleanderen zur Beweisaufnahme 
erforderlichen Vorkehrungen hat, falld die Beweisaufnahme vor 
dem erfennenden Gerichte ftattfindet,?) der Vorſitzende des Se- 
nates, außerdem aber der Richter, welchem die Beweisauf- 
nahme obliegt, von amtswegen Sorge zu tragen. Letzterer 
hat auch die Tagſatzung für die Beweisaufnahme von amts⸗ 
wegen anzuberaumen. 

Die Barteien können die von ihnen benannten Zeugen oder 
die Perjonen, welche fie dem Gerichte bei der Verhandlung 
als Zeugen namhaft machen oder als Sachverftändige in Bor- 
ſchlag bringen wollen, auch ohne vorherige gerichtliche Vorladung 
zur Verhandlung vor dem erfennenden Gerichte mitbringen. 

R a ig auch der Parteien 8. 289. 


$.289. Die Barteien können bei der Beweisaufnahme 
zugegen fein;') fie können an die Zeugen und Sachverständigen 
diejenigen Fragen durch den Borfigenden oder den die Be⸗ 
weisaufnahme leitenden Richter?) ftellen laſſen oder mit deren 
Buftimmung ſelbſt jtellen, welche fie zur Aufklärung oder Ver⸗ 
vollitändigung der Ausjage, ſowie zur Aufflärung des Streit- 
verhäftmiffes oder der Kir die Beweiskraft der Ausfagen 
weientlichen Verhältnifje für dienlich erachten. ragen, welche 
dem Richter unangemefjen erfcheinen, hat en zurüdzumeilen.?) 


8289. Welchen Einfluß die Abmefenheit einer Partei 
auf den Vollzug der Beweisaufnahme, auf deren Gang und Er- 
gebniffe äußert, das kann kaum durch eine allgemeine Regel feit- - 
geftellt werden. Die Abweſenheit einer Partei kann unter Um- 
ftänden die Beweisaufnahme felbft hindern; fo, wenn es fih um 
Identificirung der fragliden Partei handelt. Ebenso Liegt es in 
der Natur der Sache, daß die Bemweisaufnahme nur infoweit voll- 
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Mit der Beweisaufnahme ift, fomweit dies nach Lage der 
Sache gefchehen fann, vorzugehen, wenn auch keine der ver- 
ftändigten Parteien erichienen if. Es kann jedoch vom er- 
fennenden Gerichte,*) oder, folange die Beweisaufnahme noch 
nicht beendet ift, auch von dem beauftragten oder erjuchten 
Richter eine Ergänzung der Beweisaufnahme zugelaflen wer⸗ 
den, wenn die Partei glaubhaft?) macht, daß ihr durch ein un- 
vorhergejehened Ereignis verurfachtes Nichterfcheinen eine 
wefentlihe Unvollftändigleit der Beweisaufnahme zur Folge 
hatte und wenn zugleich die Ergänzung der Bemweisaufnahme 
‚ohne erhebliche Verzögerung des Rechtsſtreites ftattfinden fann.®) 

- 4) Ausgenommen bei Vernehmung von Zeugen, welche nicht vor Ge⸗ 
richt zu erſcheinen brauchen (jchriftliche ragen) 8. 341 .2. 

?) Beauftragter Richter im vorbereitenden Verfahren 8. 249, beauf- 
tragter oder erjuchter Richter $. 284. 

3), Dagegen kein abgejondertes Rechtsmittel, $. 291 Abſ. 1. — Weber 
die Burüdweifung durch den Borfigenden entſcheidet auf Antrag der Senat, 
5 186 Abi. 1, 342. Dagegen kein abgejonbertes ne Suläfgt 8. 186 

bf. 2. — Ueber die von einem Betheiligten beftrittene Yuläffigfeit einer 
Trage des Vorſitzenden entjcheidet der Senat. 8. 186 Abſ. 1, über eine 
ſolche Frage des beauftragten oder erſuchten Nichterd vorläufig Diefer, 
8. 342 Abi. 1. — Bergl. auch 88. 401, 367, 380. 

*) Bei Bemweisaufnahmen im vorbereitenden Verfahren vom Borfigen- 
den, $. 256 Abf. 1, in anderen Fällen der Ergänzung enticheibet der Vor⸗ 
figende 8. 286 Abſ. 2. — Gegen die Bewilligung Tein, gegen die Verweige⸗ 
rung, fein — — Rechtsmittel, 8. 291. 


6) ðegen die Bewilligung kein Rechtsmittel, 8. 291 Abf. 2. 


zogen werden dürfe, als dies mit Sicherheit geſchehen kann. Es 
läßt fi demnach auch nur nach den concreten Verhältniſſen be— 
urtheilen, ob mit dem Ausbleiben von der Beweisaufnahme für 
die Partei ein Nachtheil verbunden ſei, ob ein Bedürfnis begründet 
ſei, gegen dieſe Nachtheile Abhilfe zu gewähren und ob ſolche Ab⸗ 
hilfe, ſowie, wodurch ſie gewährt werden könne. Erſcheint die 
Partei dadurch benachtheiligt, daß ſie auf die Beweisaufnahme 
keinen Einfluß nehmen konnte, oder hat ihre Abweſenheit in einer 
anderen Beziehung die Unvollſtändigkeit der Beweisaufnahme ver- 
urſacht, jo wird immerhin eine Ergänzung der Beweisaufnahme 
geitattet werden können, falls zugleich die Abwefenheit der Partei 
eine unverſchuldete ift und durch die Ergänzung nicht wieder 
andere wichtige Intereſſen verleitt würden (8. 289 Abfag 2). Sn 
vielen Fällen wird jchon der beauftragte Richter ganz gut be- 
urtheilen können, ob ein Bedürfnis nach Ergänzung und ob die 
Bedingungen für die Bewilligung einer folhen vorhanden feien. 
Daher glaubt der Entwurf eine Entfcheidung über ſolche Er- 
gänzungsanträge keinesfalls dem Procefgerichte referviren zu dürfen. 
Es würde zu Verzögerungen und Umftändlichleiten führen, wenn 
infolge der Ergänzungsbemwilligung immer erſt neuerlihe Re- 
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6.290. Aus dem Umftande, daß die von einer aus 
ländiichen Behörde vorgenommene Beweisaufnahne nad) den 
ausländifchen Gefegen mangelhaft ift, kann gegen biefelbe 
dann fein Einwand erhoben werden, wenn die Beweisauf- 
Fan den für das Proceßgericht geltenden Geſetzen ent- 
pricht. 

6.291. Gegen Belchlüffe, durch welche angebotene Be- 
weife!) oder gemäß 8. 278, Abſatz 2, neue thatfächliche An- 
führungen und Beweisanbietungen zurüdgemielen, Beweis⸗ 
aufnahmen angeordnet?) oder einem beauftragten Richter über- 
tragen?) oder zum Zwecke der Beweisaufnahme Erſuchſchreiben 
erlafien werden, ?) ferner gegen Beſchlüſſe, Durch welche Fragen 
der Barteien bei der Beweisaufnahme zurücgewiefen werden, °) 
endlich gegen Beſchlüſſe, durch welche die Benützung eines 
Beweiſes nad 8. 279, Abfag 2, bewilligt oder ausgejchloflen 
oder eine nach 8.286, Abſatz 2, in Antrag gebrachte Ergänzung 
der Beweisaufnahme verweigert wird, ift ein abgejondertes 
Rechtsmittel nicht zuläffig. 

Beichlüffe, durch welche die ftenographiiche Aufzeichnung 
einer Beweisaufnahme geitattet,*) dem Beweisführer die Be- 
ftellung eines Erfuchichreibeng gemäß $. 283, Abſatz 1, über- 
tragen, oder für die Beweisaufnahme oder für die Vorlage 
der Acten über eine außerhalb des Geltungsgebietes dieſes 
Geſetzes ftattfindende Beweisaufnahme eine Friſt beſtimmt 
wird,”) ferner Beſchlüſſe, durch welche die Ergänzung oder 
Wiederholung einer Beweisaufnahme angeordnet wird, ®) 
fönnen durch ein Rechtsmittel überhaupt nicht angefochten 
werden. 

1) 8, 275. 


8. 2377. 

3) 8. 382. (Der Beſchluß, durch welchen VBemweisaufnahme im vorbe⸗ 
teitenden Verfahren angeordnet wurde, Tann überhaupt nicht angefochten 
werben 8. 247 Abf. 1. 

N 88. 36 3. R., 283, 285. 

5) 8. 289. 

6) 8. 280. 
”) 8. 283 Abf. 8. 
s) 88. 264, 286 Abf. 3, 289 Abſ. 2, 389 Abſ. 3. 


— 


quifition und abermalige Einleitung der Beweisaufnahme ſtatt⸗ 
finden müßte. Die Aus wäre dann auch, daß derlei Ergänzungen 
viel feltener zugelaffen würden, was — infoweit die Dauer des 
NRechtsftreited unter der Ergänzung nicht leidet — gewiß nicht zu 
mwünfchen ift. (Motive, S. 269.) 
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Dritter Titel. 
Beweis durch Urkunden. 
Beweiskraft der Urkunden. 


bei welcher o em die Zahlung — wird, mittelſt ihrer 
eigenhändigen Unterſ Die und Dienſtcharaktere der zur 
Ue e der Bahlung und deren Beſtätigung berufenen Beamten 


8. 292. Wenn auch die richterlihe Beweiswürdigung beim 
Urkundenbeweije keine ganz freie ift, und der Richter inSbejonders 
angewiefen wird, öffentlichen Urkunden volle Beweiskraft zuzu- 
gefteben , jo darf er doch auch nicht gehindert werden, Diejenigen 
Umftände zu berüdfichtigen, welche geeignet find, die Beweiskraft 
einer Urkunde zu mindern oder aufzuheben; konnte doch auch unter 
der Herrichaft bindender Beweisregeln der Gegenbeweis gegen eine 
vollen Beweis liefernde Urkunde nicht ausgefchloffen werden. Nach 
der Natur der Sache Tann dies aber nicht für öffentliche Urkunden 
von unbeftrittener Echtheit gelten, welche eine Verfügung enthalten; 
der durch die echte Urkunde gelieferte Beweis einer getroffenen 
Verfügung fchließt den Gegenbeweis von jelbft aus. (Motive, S.271.) 
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Stelle angebradjten Kundmachung ſtets au erjeben fein. 2. Die Bei— 
drüdung des Amtsfiegeld in fchwarzer Farbe. Dagegen wurde die in 
der Verordnung vom 18. März 1860 angeordnete Gegenzeichnung eines 
dritten Beamten aufgehoben. q M. V. v. 1. Jän. 1888, R. G. B. Nr. 8). 
Die bei den bairiſchen Forſtämtern auf öſterreichiſchem Gebiete 
—— bairiſchen Beamten penichen bei ihren Geſchaͤftsverbindungen 
mit Öfterreihifchen Behörden und auch außerdem gleidhen Rang und gleiche 
Auszeichnung mit den öfterreihtiichen Beamten derſelben Kategorie. e 
von ihnen außgeftelten amtlichen Beugniffe und Urtunden Haben 
die nämliche Beweistraft, welche nach den öfterreihifchen Gejegen den von 
öfterreichifchen Beamten Be len Kategorie außgeftellten Amtszeugnifien 
und Urkunden beigelegt wird (Hfb. v. 28. Auguſt 1829). 

Ueber die Unfrage, ob die von Bewerbern um Yindlinge aus dem 
Findelhauſe bezüglich auf Vermögen und GSittlichfeit beizubringenden pfarr⸗ 
lichen Beugniffe als öffentliche Urkunden anzujehen feien, Haben Seine 
Majeſtät zu ——— daß die N zur Uebernahme 
von Findlingen in die Verpflegung auf dem Lande in Hinkunft von dem 
Pfarrer und der Obrigkeit auszuſtellen feten, wodurch dergleichen Beug- 
niffe fih dann von ſelbſt als öffentliche Urkunden darftellen (Hid. v. 
10. März 1827, J. G. S. Nr. 2265, in Folge ah. Entſchl. o. 9. Nänner 1827). 

In Defterreich unter der Enns müflen alle vom Bezirksſtraßen- 
ausfchuffe ausgeiertigten Rechtsurkunden und Verträge vom Obmanne 
und 2 Ausfhußmitgliedern gefertigt und mit der Genehmigungsclaufel 
des Landesausfchufies — ſein (G. v. 14. Jänner 1887, 8. G. B. f. 
Oeſterreich unter der Enns, Nr. 4, betr. die Herſtellung und Erhaltung der 
Öffentlichen nicht ärarifchen Straßen und Wege $. 19). = 

3, Botſchaften, Gelandtichaften, Conſulate. Stehe Hinfichtlich Bosnien 
und Hercegowina die Anm. bei 8. 298. 

*) Nicht auch der getroffenen Verfügung. Selbſtverſtändlich ift aber 
Beweis zur a ung von Formfehlern (Datum, Rechnungdmängel 
u. dgl.) zuläffig. Siehe Motive. 

6.293. Gleiche Beweiskraft haben auch andere Urkunden, 
welche durch bejondere geſetzliche Vorjchriften als öffentliche 
Urkunden erklärt find.?) 

Die außerhalb des Geltungsgebietes dieſes Geſetzes er- 
richteten Urkunden, welche am Orte ihrer Errichtung als 
öffentliche Urkunden gelten, genießen unter der Borausfegung 
der Gegenfeitigfeit auch im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes 
die Beweiskraft öffentlicher Urkunden, wenn fie mit den vor- 
gefchriebenen Beglaubigungen verjehen jind.?) 

1) Art. VIIE. ©. : C. P. O. 

„Unberührt bleiben die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes: 


1. durch welche beſtimmte Urkunden als öffentlich erklärt oder den 
inländiſchen Urkunden gleichgeſtellt werden“; 











8. 293. Eine Abweichung von dem geltenden Rechte liegt 
in Bezug auf die Bedingungen der Beweiskraft öffentlicher Ur⸗ 
funden nur darin, daß bei öffentlichen Urkunden, die außerhalb 
des Geltungsgebieted dieſes Geſetzes errichtet wurden, nebft der 
heute fchon geforderten ordnungsmäßigen Beglaubigung auch noch 
die Beobachtung der Gegenfeitigleit verlangt wird. Dem heutigen 
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Su befonderen Anordnungen find als öffentliche Urkunden be- 
— 1. Die von den zur Führung der Adelsmatrikeln beſtimmten 
—— —— Adelsdiplome er Abftammungstafeln 
(Gib. D. Be. . März 1829 8. 11738); 2%, die über in Archiven, 
—— oder bei anderen öffentlichen Aemtern aufbewahrte 
anne bon ben 38 ber — Beamten ausgeſtellten Urkunden 
nr — — — nnd ber Gewerbegehilfen 
n. 8. — B. Nr. 22, 8. 80 h); 4. bie von den öſter⸗ 
— onfuln er folchen und in ihrem Birkungetselfe a aus- 
Be Bfandbri fe ge Ni ang d ke si a It a 
e Pfandbriefe ber galizi n je Ar a 
der Statuten vom 8. November 1841, 35 Ge 560 rkunden aller 
Art der Ereditanftalt Kr Handel na en —— ir dv. 6. Rov. 
ee R. G. B. Nr 186, 8.6 Ar muessen elek gfientti en Börfen (©. 
ril 1875, R. ö. —* 1, 88 8 und 9); 8 timations⸗ 
es en(M. 8.0.15. Febr. ia57, 6.8. Reh gan); ‚Rotartiats- 
urfunden, welde — den  Beftimmu ngen der Notariatsorbnungen v. 
N Tai 1855, R. ©. ©. Rr. 94, und D. 
25. Yuli 1871, R. G. B. Nr. 25 ex 5 ir ft2 bir eh quausgefieit find 
.76, 59) ;10, Paßkarten (M. B. v. 30.Dct.1859 9, Art a 
‚Ropib üder in Vorarlberg (Hfd. v. 22. Det. 1789, 3.8.6. Rr.1 
13. bie Gans der Wiener Seide- unb Bollteoinungsanftalt 
über das Handelögewicht der Seide und Wolle (M. V. v. 14. Yuli 1855, 
R. G. B. 29); 18. —— —— und ailtbäger, 
wenn fie nah den Ei — Vorſch AN 
21. Oct. 1825, 9.6. ©. Nr ; 14. bie ha at ih Gen Big: und 
Mebanttalten —— — — — (G. — — Juni 1866, 
R. G. B. Nr.8 cheine und Deigmatiten ber, der Bahlen- 
Lotterie (Bat Er en 1818, 88.17, 23; März 1854 


Die Behnsthe Trauungs- und Zodtenbüder verbienen 
als öffentliche Urhinden vollen Glauben nur über j jene Umftänbe, worüber 
fie ** ee find, nicht aber über die einfließenden, auf bloßes 
Angeben fi — Nebenumſtände (Hfd. v. 15. Jänner 1787, J. G. S. 
Nr. 621 lit. 

Die Ausz e, w ver Pfarrer der ange imer Aue Augs⸗ 
burgiſchen und Helvetifchen Belenntniffes aus den Kirchenbücdern, naͤm⸗ 
lich den Confirmations⸗, Webertritt3-, Trauungs- und Sterbe- 
tegiftern in gefeblicher Form ausftellen, haben die Geltung rechtskraftiger 





vſlerreichiſchen Rechte iſt dieſes Erfordernis — während es in 
faft allen benachbarten Staaten, welche für den Rechisverkehr in 
Oeſterreich in Betracht kommen, bereits ſeit langem gilt. Schon 
dieſer Umſtand muß die Geſetzgebung veranlaſſen, nun auch ihrer⸗ 
ſeits die Anerkennung der Beweiskraft öffentlicher Urkunden von 
dem Verhalten der betreffenden ausländiſchen Staaten abhängig 
zu erklären. Hiezu iſt umſomehr Grund vorhanden, als unter 
ber Vorausſetzung der Reciprocität, die in einem anderen Staate 
errichtete Öffentliche Urkunde dann geradefo vollen Beweis liefern 
fol, wie die inländiſche öffentliche Urkunde, und ber Entwurf — 
im Unterſchiede zu früheren Entwürfen — davon abfieht, ihnen 
gegenüber dem Richter freie Beweiswürdigung einzuräumen. 
(Motive, S. 270.) 
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— een he des Staatsminiſteriums vom 23. Jänner 1866, 
r 

Die Matrifenbü in "von ben zur Yührung derſelben obrigkeit⸗ 

lich deftellten und be onbers beeibeten Israeliten über die Geburten, 

Trauungen ımb Sterbefälle ber Glaubensgenoſſen ihres Bezirkes geführt, 


9. April 1870, R. G. 8. Nr. 51, 8.1). 

Siehe bie Beweiskraft der Bücher > Auszüge der Öfter.zungar. 
Bank und der VBodencrebitanftalt bei 8. 2 

?) 88.288, 311. — In Ru Enerte Wuslanbe errichteten Rotariats= und 
anberen ffentlichen Urkunden fo De gel En ade — Geſandtſchaft 
oder eines von der öſterreichiſchen ns anerlan onſuls ber 
fremden Macht, in berem Gebiete bie U e ausgefertigt hen tft, volle 
Beweiskraft beigelegt werben (Hfb. v. 22. Jänner 1838, J. &. ©. Nr. 249). 

Im Grunde einer mit dem gemeinjamen Miniftertum getroffenen Ber- 
einbarung wird hinſichtlich der von den Gerichten und Be— 
hörden in Bosnien und ber Herzegopina ausgeſtellten Ur— 
Tunden in Bezug auf beren Gebrauch in den im Reichsſsrathe 
— — reihen und Ländern Nachſtehendes verfügt: 

rkunden, w von den Gerichten Bosniens und ber — — 

in — oder A en bürgerlichen Angelegenheiten und 
Straffachen ausgeftellt werben, Debürfen. wenn fle mit dem Amtsflegel au 
in dem Falle, als fie fdheriatögerichtliche Ausfertigungen ber Be Sämter 
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den und bei dem Mintiterium des Innern — Durchführung der 
Grundentlaſtung, ber Grundlaſtenabloſung und Regulirung; dann zur 
Aufhebung des Propinations⸗ und des Lehenverhältniſſes beſtellten Com⸗ 
miſſionen; e) von den Gefällsgerichten; f) von ben Gewerbegerichten; 
g) von ben tafel- und Grundbuchsaͤmtern, den Depofitenämtern, den 
als Depofitenämter verwendeten Steuerämtern und anderen gerichtlichen 
Hilfsämtern; h) von den ſelbſtändigen Hupothefenämtern in Dalmatien. 
In Ungarn: a) von: ven geiftlichen — ten; b) von den Waiſen⸗ 
behörben (Waifenftühlen); o) von den Grundbuchsämtern und den als 
Depal enter verwendeten Stenerämtern. 


.— Diefe ift als erfolgt ——— 
wenn ſie die Unterſchrift und das Amtsſiegel eines Gerichtes des Staates 
trägt, in welchem der Ausſteller ſeinen amtlichen Wohnſitz hat. — 


Amtsſiegel verſehenen Ausfertigungen der Ungarn mit der Auf⸗ 
— von Privaturkunden geſetzlich betrauten Eapitel- und Ordens⸗ 
convente. 
Art. III. Auszüge 
oder Todesfälle, meld 
werben, bebürfen ber 
Sprengel zuftändige Cil 
darüber auszuftellenden 


Berwaltungsbehörbe ge 


behörde I. Inſtanz. 

behörbe unterjteht, jo i 

vertheibigung3minifterit 

— Die den vorftehent i j j 
bebürfen Teiner weiteren Beglaubigung. 

Art. IV. Urkunden, welche von einer ber oberften Verwaltungs⸗ 
behörben des beutfchen Reiches oder eines deutſchen Bunbdesftaates oder 
ben gemeinfamen oberften Verwaltungsbehörben ber Öfterreichifch-ungari= 
ſchen Monarchie, ober den oberften Berwaltungsbehörben Oeſterreichs 
oder Ungarns oder von einer fonftigen — ober kirchlichen höheren 
—— ausgeſtellt oder beglaubigt ſind, bedürfen keiner 
weiteren Beglaubigung. — Die beiden vertragenden Theile werden ſich 
die Hier in Betracht kommenden Behörden, ſowie bie ſich Hierauf be= 
ziehenden Aenderungen ber Behörben befannt geben. — Die von einer 
anderen, als den eben aufgezählten Behörden en oder beglaubig- 
ten Urkunden bedürfen der Beglaubigung von Seiten derjenigen unter 
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den genannten Behörben, welcher bie ausftellende Behörde — 
iſt. — Jedoch behält es in Betreff der Reiſelegitimationen bei ben bis⸗ 
herigen Vorſchriften ſein Bewenden; auch werden die Erlei — 
nicht berührt, welche durch beſondere Vereinbarungen namentlich für ben 
Handelsverkehr und für das Zollverfahren gewährt jmd. — lich ift 
für Urkunden, welche von den Yinanzbehörden, einjchließlicd) der Forſi⸗ 
ämter, in ben Gränzbezirten auögeftellt werben, Leine weitere Beglaubi- 


gung En, 
Urt. V. Die einer Privaturkunde von einer nach biejer aber 
weite⸗ 


ages in 

rwal⸗ 
De an ae ae ee essen, 
und der für die im Reichsrathe vertretenen Känder beftehenben Behörben, 
auf welche die Beftimmung des Wrt. IV Anwendung findet, wurden 
durch J. M. V. v. 12. Febr. 1881, R. G. B. Nr. 13, und vom 89. Aug. 1881, 
NR. G. B. Nr. 93, Tundgemadht. 

Die ftangöfifden, ortugiejifhenunditalieniihen Con- 
fulat3functionäre in Oefterreih und bie öfterreihifchen in Frank⸗ 
reich, Fr und Italien find berechtigt, zwiſchen einem ober mehreren 
ihrer Staat3angehörigen und anderen Rerfonen bes Landes, wo fie reſi⸗ 
biren, errichtete VBertragsurfunden und letztwillige Verfügungen ihrer 
Staat3angehörigen entgegen zu nehmen. Dieſe Urkunden haben vor den 
Gerichten beider Länder diefelbe Kraft und Giltigleit, als wenn fie vor 
den competenten Öffentlichen YZunctionären in einem oder dem anderen 
der beiden Länder errichtet worden wären. Sie können auch weiters 
die Legalifirung der von Behörden oder Functionären ihres Landes aus⸗ 

ehenden Urkunden vornehmen (Bertr. v. 11. Dec. 1866, R. G. B. Nr. 167, 
tt. IX 8.2; €. C. v. 9. Jänner 1873, R. G. B. 1874 Nr. 185, Art. IX 
und ©. €. v. 15. Mai 1874, R. G. B. 1875 Nr. 96, Urt. XI). 


6.294. Privaturfunden begründen, fofern fie von den Aus⸗ 
ftellern unterfchrieben oder mit ihrem gerichtlich oder notariell 
beglaubigten Handzeichen verſehen find,!) vollen Beweis dafür, 


8. 294. Wenn eine Privaturlunde als Beweismittel be- 
nügt werden fol, jo muß fie ein Merkmal an ſich tragen, das 
dafür fpricht, daß die Urkunde von dem angeblichen Außfteller 
herrührt, und welches zugleich geeignet ift, das Subftrat für einen 
etwa erforderlichen Echtheitsbeweis zu bieten. Sn eine nähere 
Regelung der Beichaffenbeit diefer Unterzeichnung kann in einem 
Sefege nicht eingegangen werden, welches den Grundfaß der freien 
Beweiswürdigung angenommen bat. Man würde mit demfelben 
in Widerfpruch gerathen, wenn beifpielöweife im Gejege Urkunden 
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daß die in denſelben enthaltenen Erklärungen von den Aus⸗ 


Aullon herrühren.?) 
Soft ft gilt 9. © 8. 978. — — 8. 312. 


Under rt leihen die Besen des bürgerlichen Rechtes: 
welche die Beweiskraft einer Privaturkunde von beftimmten 
Grforbernifen abh De gemacht ift. 
8. Durch welche da3 Datum einer Urkunde ein von der Erflärung 
des Ausftellers verſchiedener Beweis verlangt w 
Quittung 9.1486 a. 6.0.8. — 8.1001 a. 5.@.. über te Form eines 
Schuldſcheines. Die Zeugen ng Äft aber (weil die &. 2. de ſolche nicht 
mehr — us — — ig, wohl aber im alle des. 886 0.0.8.8. 
Die Giltigkeit der nachbezeichneten Verträge und R en 
ift durch Die Aufnahme eines Pe über diefelben be⸗ 
Dingt: a) Eheparten; b) zwiſchen Ehegatten geſchloſſene Kauf, Tauſch⸗, 
Nenten- und Darlehendverträge und —— e, melde bon einem 
(Ehegatten dem anderen abgegeben werden; co eftälign en fiber ben 
Empfang des Heiratsgutes, auch wenn dieſe den \ anderen erfjonen, als 


deshalb allein fehon von der Benützung als Beweismittel aus⸗ 
gefchloffen werden wollten, weil fie mit autographirten Unter- 
Tchriften oder mit Stampiglien verjehen find. Durch eine Privat- 
urkunde kann man nur Gewißheit darüber erlangen, daß ber 
Inhalt derfelben als Ausfage oder Erklärung des Urkunden 
ausſtellers anzufehen ſei. Die innere Wahrheit diefer Ausfage 
oder Erklärung muß dur andere Mittel geprüft werden; darin 
allein, daß Ausfage oder Erklärung in urkundlicher Form vortiege, 
kann eine Bürgfchaft für jene materielle Wahrheit des Erklärungs⸗ 
inhaltes nicht gefunden werden. Für letztere Wahrheitermittlung 
kann man das Gericht nicht am geſetzliche Beweisregeln binden; 
ebenfowenig konnte fich der Entwurf darüber ausfprechen, welche 
Bedeutung für jene Prüfung dem Umftande einzuräumen jet, daß 
die Urkunde für oder gegen den Außfteller benügt werde, ober 
daß fie von einer am Proceſſe nicht betbeiligten Perfon herrühre. 
Alles dies fällt in die Sphäre ber freien Beweiswürdigung. Durch 
die Textirung des a 294 wird es ſomit ermöglicht, auch Urkunden 
dritter Perſonen im Proceffe zur Beweisführung zu bemügen. 
Died wird viele Schwierigkeiten befeitigen, denen man bisher 
insbefondere in Rechnungsproceſſen ausgefegt war. Die An- 
wendung des $. 272 wird fich aber auch bei ber Würdigung der 
bon den Parteien ausgeftellten Urkunden in heilfamer Weife fühlbar 
machen, denn dadurch wird der Richter in den Stand geſetzt, dem 
Unterſchiede zwiſchen bezengendem und verpflichtendem — 
einer Urkunde völlig gerecht zu werben. (Motive, ©. 270, 271.) 
Bon den Normen über den Urkundenbeweis wurde $. 295 
der Anträge de8 Permanenzansschuffe® des Abgeordnetenhauſes 
geftrichen, weil durch die munnll Vorſchrift, daß die äußeren 
Erforderniffe einer Urkunde nach den Gefegen des Orte und ber 
zeit ihrer Errichtung zu beurtheilen feien, für Inländer ber 
eweis von NRechtsgeichäften, die im Auslande abgefchloffen wurden, 
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der a Fr ausgeftellt werden; d) Schenfungsverträge ohne wirkliche 
Mebergabe; e) alle Urlunden über Rechtögefchäfte unter Lebenden, welche 
von Blinden, oder welche von Tauben, die nicht lefen, oder von Stum⸗ 
men, die nicht ſchreiben Tönnen, errichtet werden, jofern biejelben das 
Rechtsgeſchäft in eigener Perjon fchließen (G. v 25. Juli 1871, R. G. B. 
Nr. 76 8.1, welches in Tirol mit Ausnahme der Sprengel der Gerichts⸗ 
dfe von Trient und Roverebo, und in Salzburg noch nicht; in Borarl- 
an und Dalmatien am 1. Jänner 1878; in Kärnten und Krain am 
1. März 1873; in der Bulowina am 1. November 1888 und in den übrigen 
im Reichsrathe vertretenen KRönigreihen und Ländern am 1. Nov. 1871 
in Wirkſamkeit getreten ift). Ä 
8. 49 C. 9. über den Beweis ber zur Zeit ber Empfangnahme bes 
Heirathsgutes oder fpäteftens ein Jahr vor dem Tage der Concurseröffnun 
gegebenen Beftätigung des Empfanges. Das Datum der Urkunde für id 
allein jtellt den Beweis nicht her. — 8.56 a. Grundbuchgeſ. Eintragung 
auf Grund der Anmerkung der Rangordnung nad) der Concurderöffnung. 
6.295. Die Vorausfegungen, die Dauer und das Maß der 


Beweiskraft der Handelsbücher, *) der Tagebücher und Schlußnoten 


in den vielen Fällen weſentlich erfchiwert werden würde, wo die 
ausländiſche Geſetzgebung weitergehende Anforderungen an die 
Urkundenform ftellt, als da3 gerade in diefer Hinficht fehr zurüd- 
baltende und maßvolle öfterreihifhe Recht. Die Srage, welches 
Recht für die äußeren Erforderniffe einer Urkunde beftimmend 
fei, läßt fih außerdem nicht davon trennen, ob und iniieferne 
die concrete Angelegenheit nad) den Grundfägen des internationalen 
Privatrechtes zu beurtbeilen oder ausschließlich auf dieſelbe in— 
ländiſches Net anzumenden fei. Umfoweniger fcheint eine der=- 
artige Beitimmung zwedmäßig. 

Die Aenderungen zu den 88.294 und 295 follen irrige Auf- 
faffungen verhüten, zu denen der Tert früher verleiten konnte. 
Eritere Aenderung Hat Har zu ftellen, daß das BVBorhandenfein 
einer vom Augfteller unterſchriebenen Urkunde nicht mehr beieift, 
al3 daß die Ausfage oder Willenderflfärung, die ihren zul 
bildet, von dem Außfteller gemacht wurde; ob und welche Rechts⸗ 
folgen daraus entfprungen feien, ob mittels der Erkläruug ein 
Rechtsgeſchäft zuftande gekommen fei, darauf erjtredt fich die Be- 
weiskraft der Urkunde an ſich nicht. Da nun der früher gebrauchte 
Ausdrud immerhin in dem Sinne genommen werden konnte, daß 
da3 Vorhandenfein der Urkunde nicht die Erklärung, durch die der 
Vertrag entfteht, fondern fehon dieſen felbft beweife — zumal eine 
ähnliche Wendung in dem correipondirenden Paragraphen der 
deutfchen Civilproceßordnung derartige Auffaffungen thatſächlich 
hervorgerufen Hat — wurde ein fchärfer präcifirende® Wort im 
Zerte des 8.294 für nöthig erachtet. Für den, der im Befige der 
Urkunde ift, wird allerdings zunächſt die Vermuthung fpreden, 
daß er in legaler Weife durch Uebergabe der Urkunde feitens des 
Ausftellers, in diefen Befig gelangt fei. (Gem. Ber., ©. 15.) 

8.295. Durch das Handelsrecht ift ſchon gegenwärtig dem 
richterlichen Ermeflen bei Beurtheilung des Maßes der Beweis 
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neniuse Brorslen laan es unterliegen, dieie Bruribeiung fũrftig 
hır Mal hen 8.27% u unterſtellca. Es dürfte nd Dies faum 
ummıAa marhen halfen, Auch für ein Berfahren mit freier Bewweis- 
michiqung IM «4 allerbings möglich, einem Beweismittel volle 
Nnmristeuft heizulegen es bat dies ungefähr gleihe Rirfung 
7 hlhe Borfchrift, welche einen ausdrüdiih zugegebenen 
er richterlichen Wahrheitsprüfung entzieht und den 
bit, denſelben feinem Urtheile zu Grunde zu legen, wie 
aut Umftand sugegeben hat. Aber ganz unmöglid) 
in Folches lee die Wirkung eines „unvollfländigen 
fegtih vorsufchreiben. Denn das hieße in Bezug auf 
datumſtand und dieſelbe Wahrheitsermittiung zugleich 
rurthellung des Richters anerkennen und verleugnen, 
r derbieten, eisen Umſtand, 3. B. auf Grund ber 
wenn it Me wahr — * aber im ſelben Augen⸗ 
ſbiite wieder freigeben, auf welche Erwägungen und 
Erſinde Hin er dieſen Umſtand dennoch für wahr annehmen könne. 
NN dem Ida AUbrig gelaffenen freien Ermeſſen bat dann der 
Michter das Weittel, um ber die geſetzliche Beweisbegrenzung fich 
Aa hinweg an ſetzen. Deshalb wird durch die Beftimmung 
des N. un Abfag L wohl nur ftatuirt, was factifch auch eintreten 
wilrde, wenn man im Geſetze an dem durch Handelsbücher zu 
erbringenden „unvollſtändigen Beweiſe“ fefthalten wollte Durch 
eine Defondere Beſtlmmung mußte für den Gall vorgeforgt werden, 
dan der Dichter eine EOrgaänzung des mittel Handelsbücher u. |. w. 
neftidrten Veweiſes für nothwendig Hält. Der zu diefem Zivede 
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—— Beweis, welcher d den Eid oder durch andere Be⸗ 
weismittel ergänzt werben kann. — Jedoch hat der Richter nach feinem 
durch die Erwägung aller Umftänbe geleiteten Ermeflen zu enticheiden, ob 
dem Inhalte der Bücher ein größeres ober geringeres Maß der Beweis⸗ 
Traft beizulegen, ob in dem alle, wo die Handelsbücher ber ftreitenden 
Theile nicht übereinftimmen, von diefem Beweismittel ganz abzujehen, 
oder ob den Büchern bes einen Theiles eine überwiegende Glaubwürdig⸗ 
keit beizumeſſen — — Ob und inwieferne die Handelsbücher gegen Nicht⸗ 
kaufleute Beweiskraft haben, iſt nach den Landesgeſetzen zu beurtheilen. 
. 7 E. G. Die Beftimmungen des Handelsgeſetzbuches über . . die 
—— . . haben mit Ausſchluß der Haufirer auf alle Kaufleute 
nwendung zu finden, welche von bem Ermwerbe aus ihrem Geichäfts- 
betriebe an einjährigen 1. f. directen Steuern une Zuſchläge der 
Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien wenigſtens 50 fl., der key Bere bon 
2 Meilen um Wten wenigftens 30 fl., in Orten mit einer Bevölkerung 
über 50000 Seelen wenigftens 40 fi., in Orten mit einer Bevolkerung 
über 10000 -50000 Seelen mwenigftens 30 fl., in Orten mit ober unter 
10000 Seelen wentgftens 20 fl. zu entrichten haben oder deren in 
betrieb nad feinem Umfange das erwähnte Steuerausmaß begründen 
würde, falls biefelben von deren Entrichtung nicht befreit wären. 
8.19 E. G. Die im Artikel 34 H. &. beftimmte Beweiskraft kommt 
den Handelsbüchern folder Kaufleute, bei welchen die Vorausſetzung bes 
von den handelsrechtlichen Normen in Ausfiht genommenene 
Barteieneid kann nad dem Entwurfe nicht mehr zur Anwendung 
gelangen, die Ergänzung eines ſolchen Beweiſes Tann deshalb 
fortan nur mehr dur) die nach dem Entwurfe zuläffigen Bemeis- 
mittel erfolgen. In Bezug auf das Reciprocität3erfordernis (8.295 
Abſatz 2) gilt das oben über die öffentlichen Urkunden Gefagte. 
Eine ähnliche Buchführung wie beim Betriebe von Handelsgewerben 
findet gegenwärtig bei einer fehr großen Zahl anderer wirthfchaft- 
liher Unternehmungen Anwendung, für welche die Vorfchriften 
des Handelsrechtes über die Buchführung nicht gelten. Die Orund- 
fäge über die Beweistraft beruhen nicht fo ur auf dem Gegen- 
ftande des Unternehmens, als vielmehr auf der Art der Evidenz- 
haltung und Buchführung über den Capitalsftod und den Erwerb. 
Ob auch die bei jenen wirtfchaftlichen Unternehmungen geführten 
Bücher nah Art ihrer Führung Handelsbüchern gleichzuftellen find, 
fann nur concret beurtbeilt werden. Iſt es der Fall, fo wird 
der Richter nicht gehindert fein, diefelben in Anfehung ihrer Be- 
weiskraft den Sandel3büchern gleich zu behandeln; aber eine gefet- 
liche Beitimmung, welche derlei Geſchäftsbücher Hinfichtlich ihrer 
Beweiskraft den Handelsbüchern gleichftellen würde, möchte zu 
weit gehen. Einem berechtigten Verlangen nad) Beweiserleichterung 
wird enfprodden, wenn das Geſetz — wie durch die Beftimmung 
des $. 295 Abfag 3 zum Ausdrud kommt — die Beweistraft 
ſolcher Geſchäftsbücher principiell anerkennt, jedoch zugleich bie 
Beftimmung des Maßes der Beweiskraft der freien richterlichen 
Beurtbeilung überläßt. (Motive S. 271.) 
Die Permanenzcommiffion des Herrenhaufes Hat in 8.295 
Abfag 1 die Worte „und das Maß” eingefügt: 
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8. 7 diejes Einführungsgefeßes eintritt, gegen Nichtlaufleute, jedoch 
Begen diefe mit der —— zu, d FRE die ne „bloß auf 

bie Dauer von 1 naten feit der Entftehung der im Buche 
als er nn —— Forderung erſtreckt. 

F. 20 E. G. Den Büchern ber ee a weldhen bie Voraus⸗ 
ke des 8. 7 biefes infäbrumgsgefeges nicht, eintritt, fommt, wenn 

a en es Artik 8. ð. und in olcher 

geführt der end ihrer Geihäfte — voll ig zu 

ehen iſt, bie 9* — Paragraphe beſtimmte Beweiskraft auf die 
Ale aun 1 eh und 6 Monaten gegen edermann zu. 

8. 2 Die auf Grundlage egenfeitigfeit beruhenden e 
feglichen Boriheiften über die Beweiskraft der Handelsbücher in ben 
gehmaen zu anderen Staaten werben burd) das Senbeisgefepbud, ni 

— Alle übrigen Vorſchriften, melde bie Führung 
der Kaufleute betreffen, treten, foweit eh 2 auf deren —E— 
Beweiskraft en außer Kraft. tes gilt insbeſondere von ben 
8. " br 20 ©. D., 188 u. 189 weitg., 187 u. 188 tir. u. 178 u. 179 
al. Forte von den zu denjelben erfloffenen ergänzenden und er⸗ 
et (bücher, bei d Fuhrung Uncegelmäßt 
t. e er, bei deren ng Untegelmäßig- 
feiten borgefa find, können als Beweismittel nur infoweit berü “u 
werben, als dieſes nad) der Art und Bedeutung ber Unregelmäßigke 
———— Ba ber Lage ber Sadje geeignet erjcheint. 

Büchern ber — nn Bank, fowie den 
mit — ftatutenmäßi a ber Auszügen aus 
benfelben kommt bie —* öffentlicher re u (dt. 96 der mit 
G. v. 27. Juni 1878, R. G. B. Nr. 66, rückſ. mit G. v. 21. Rai 1887, R. G. B. 
Nr. 51, tundgemachten Statuten). 

Neber den Betrag einer — — ber Öfterreichif-ungari- 
— nk, 

omit au eu e aus ben o 
weis (8. 11 lit. b der mit dem ©. v. 21. Mat 1387, R. G. B. Nr. 51, kund⸗ 
ten — = er Oypotgelae-Erebitt-Hbifeilung der Bfterreidhiich- 


a a ai. öfterr. Vodencreditanftalt in ®ien ift 
im Artikel 85 8. v. 1. Juni 1864, R. G. B. Nr.49) und rüdfihtlid) der 
Önpoigetendant p bes önigreihes „Böhmen i im 8. 57 
(Kunbmadjung bes Statt en v2. Aug. 
1888, 2.8.8. Nr. 48) feftgefebe, daß bie — der Anſtalt und jomit 


— 


Durch die zweite Aenderung (8. 295) ſoll das Beweisprivi⸗ 
legium der Handelsbücher ſowie der Tagebücher und Schlußnoten 
der Handelsmäkler, trotz des Ueberganges freien Beweiswür⸗ 
digung, ungeſchmälert bewahrt werden. Es fteht dies nicht im 
Widerfprud mit 8.272, da das Gericht jede Art Se oder Er- 
gänzungsbeweis fordern fann, aber es ſchützt die Handelsbücher 
vor der Eventualität bolfftändiger Entwertung ihrer Beweiskraft 
dur unrichtige Handhabung oder Webertreibungen des Grund- 
ſatzes freier Bemweisprüfung. Ueberdies wird den Handelsbüchern 
dadurch der Fortbeſtand der Beweiskraft gegen dritte Perfonen, 
alfo eine über $. 294 Hinausreichende Wirkung gefichert, da der 
Handelsverkehr eine re in diefer Richtung Hart empfinden 
müßte. (Gem. Ber., S. 15.) 
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auch die Auszüge aus benfelben ben vollen Beweis über den Be der 
Forderungen beritellen. trag 


mäßigen Führung nothwendig tft. 

Art. 39. Befinden ſich Die Handelsbücher, welche vorzulegen find, 
an einem Orte, welcher nicht zum Bezirk des Proceßrichterd gehört, fo 
muß der Lebtere das Gericht des Ortes, wo fich die Handelsbücher be⸗ 
finden, erfuhen, die Vorlegung der Bücher vor fich bewirken zu Lafien, 
dabei nad) den Beſtimmungen des vorhergehenden Artilel3 zu verfahren 
und einen beglaubigten —— mit dem über bie Verhandlungen auſ⸗ 
genommenen Protokolle zu überjenden. 

Art. 40. Die Mittheilung der Handelsbücher 5 vollftändigen Kennt» 
nisnahme von ihrem ganzen Inhalte kann in Erbſchafts⸗ und Güter- 
—— eiegenheiten, ſowie in Geſellſchaftstheilungsſachen und im 

oncurſe, ſowelt es die Bücher des Gemeinſchuldners betrifft, gerichtlich 
verordnet werden. 


444 GCiuvilproceßordnung. 
kann der Richter, ſelbſt ohne Antrag einer Partei, die Vorlegung des 


Tagebuches verordnen, um dasſelbe einzuſehen und mit der ote, 
den Auszügen und anderen Beweismitteln zu vergleichen. — Bor: 
ſchrift des Artikels 39 H. ©. findet auch in Bezug auf bie Borlegung 


des ebuches Anwendung. 
Un t bleiben die Vorſchriften des bitrgerlichen tes über die 
—— er (re der Handelsmäller. Art. VIIZB.5E.8.3.6.2.0. 
®) In dem Staatövertrage mit Serbien v. 6. Mai 1881, R. G. 8. 
1883 Nr. 88 ift beftimmt, daß den gehörig beglaubigten Auszügen aus 
Handelsbüchern, weldhe in dem @ebiete eines der vertragenden Belle ge⸗ 
nee werben, vor ben Berichten des anderen vertragenden Theile biefelbe 
eweiskraft zulommt, wie den Auszügen aus den im Inlande geführten 
Handelsbüchern (Art. 1). 

6.296. Ob und in weldem Maße Durchſtreichungen, 
NRadirungen und andere Auslöfhungen, Einfchhaltungen oder 
fonftige äußere Mängel einer Urkunde deren Beweistraft 
mindern oder dieſelbe ganz aufheben, hat das Gericht nad 
8.272 zu beurtheilen.!) 

2 a hinſichtlich Öffentlicher Urkunden 88. 292, 293; Bedenklichkeit 


Bewei3antretung. 


6.297. Urkunden, auf welche fi) eine Partei zum Be- 
weife ihrer Angaben beruft, hat fie dem Gerichte vorzulegen, *) 
falls nicht nach den Beftimmungen dieſes Geſetzes das Gericht 
jeibft die Herbeilchaffung und Vorlegung der Urkunden zu 
veranlaflen hat. | 

1) Mit dem alone (wenn darüber mündlich verhandelt werben 
ſoll, * ſt in Abſchrift) 8. 77. — 

erlangen des un in Urſchrift Hei Gericht 8. 82. 

Auf Unordnung des Borfibenden 88. 188 3. 2. Des beauftragten 
Richters im vorbereitenden Verfahren 8. 250 Abſ. 2. — Vorlage ber 
Urfchrift 8. 299. 

2) 8. 239 Abf. 2. 

8. 297. Bei der Regelung des Urkundenbeweijes kommt 
zunächft deffen Antretung in Betracht. Ahr Inhalt wird ein 
derjchiedener fein, je nachdem eine Partei die als Beweismittel zu 
benüßende Urkunde bereit3 befigt — bier genügt die Vorlage — 
oder die Urkunde erft unter gerichtlicher Intervention herbeigefchafft 
werden muß. Letzterenfalls kann die Antretung nur in der be- 
züglichen Antragftelung beftehen. Sonft wird eine weitere Ver⸗ 
Thiedenheit dadurch begründet, daß die Partei die Urkunde nicht 
glei bei dem Proceßgerichte ſelbſt vorlegen kann, dies vielmehr 
zu Handen eincd beauftragten oder erſuchten Richters gefcheben 
muß. Wie ſchon an früherer Stelle erwähnt wurde, ift fold 
mittelbarer Beweis auf die Fälle äußerfter Nothwendigkeit zu 
befchränten (8. 300 Abſatz 1). Wo er fi trogdem nicht vermeiden 
läßt, muß dafür geforgt werden, daß das erfennende Gericht in 
dem über die Hrfundenvorlegung aufgenommen Protofolle einen 
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Borlegung der Urkunde durch den Beweisführer. 


$: 298. Urkunden find in der Weije vorzulegen, daß 
da3 Gericht und die Gegenpartei von dem ganzen Inhalte 
der Urkunden Einficht nehmen können. 

Kommen nur einzelne Theile einer 1 auf verjchiedene 
Rechtöverhältniffe beziehenden Urkunde in Betracht, fo kann 
das Gericht,) nachdem es vom ganzen Inhalte der Urkunde 
Einfiht genommen Hat, auf Antrag anordnen,?) daß dem 
Gegner außer dem Eingange, dem Schluffe, dem Datum und 
der Unterfchrift, nur diejenigen Stellen vorgemwiefen werben, 
welche für da3, den Gegenftand des Gtreites bildende Rechts⸗ 
verhältnis von Belang find. N 

Der Gegner des Beweisführers ift zur Erflärung über 
die vorgelegte Urkunde aufzufordern.?) 

2) Senat oder Einzelrichter, auch beauftragter Richter 8. 284 Abi. 2, 
gilt auch — den vom Borjigenden in Ausübung ber Proceßleitung er- 
aflenen Auftrag zur Vorlage: 88. 183 3.2, 229, 2857. 

?) Dagegen kein Rechtsmittel 8. 319 Abſ, 1. 
ae len der unterlafjenen Erklärung (Unnahme der Cchtheit) 

6.299. Hat die Bartei nur eine Abſchrift der Urkunde 
vorgelegt,") fo kann ihr auf Antrag der Gegenpartei oder von 
amtswegen die Vorlage der Urfchrift aufgetragen mwerden.?) 
Ob und inwieweit ungeachtet der Nichtbefolgung diejes Auf- 
trage3 der vorgelegten Abjchrift infolge ihrer Beglaubigung, 
ihres Alters, ihres Urfprunges oder aus anderen Gründen 
Glauben beizumefjen ift, hat das Gericht nach feinem Er- 
meflen zu entfcheiden. Hiebei find die für die Unterlafjung 
der Vorlage der Urfchrift geltend gemachten Gründe und die 
fonftigen Umftände de3 einzelnen Falles forgfältig zu mürdigen.®) 

“ — ondere im Schriftſatze 8. 77. 

ur cht für den Senne noch vor der Verhandlung und auf 

Antrag $. 82. Im Mandats⸗ rer muß ftet3 Die Urfchrift 

— werden e 88. 548, 557, 558. — Dagegen fein 
819 Abſ. 1. Vergl. 88. 181 Abf. 2, 186. 


genügenden Erfag für die unmittelbare Einficht der Urkunde finde. 
Das ift die Aufgabe der Vorſchrift des 8. 300 Abfag 2. (Motive, 
©. 271, 272.) 

n 8. 299. Ob die Einfiht der Urſchrift zum Zwecke ber, 
Beweisführung nothwendig fei, kann nur nach Befchaffenheit des 
Falles beurtheilt werden. Einem Gerichte, welches an feine Bes 
weisregeln gebunden ift, wird es nicht verwehrt werden können, 
auch Abichriften bei der Beweißwürdigung zu benüßen‘, wenn die 
Urſchrift aus gerechtfertigten Gründen überhaupt nicht oder wenn 
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6.300. Wenn die Borlegung der Urfchrift einer Urkunde 
in der mündlichen Verhandlung wegen erheblicher Hindernifie 
nicht erfolgen kann, oder megen der Wichtigkeit der Urkunde 
und der Beforgnis ihres Verluftes oder ihrer Beichädigung 
bedenklich erſcheint, ſo kann das Gericht auf Antrag oder von 
amtswegen anordnen, daß die Urkunde einem beauftragten 
oder erhuchten Richter vorgelegt werde.) 

Das Gericht hat in diefem Falle zu beftimmen, welche 
Umftände Mad er über die Amtshandlung des beauftragten 
oder erfuchten Richterd aufzunehmende Protokoll zu beftätigen 
find; e3 Tann auch anordnen, daß mit dem Protofolle eine 
Abſchrift oder ein Auszug der ne vorgelegt werde. 

Bon der ſeitens des beauftragten oder erjuchten Richters 
zur Borlage der Urkunde anberaumten Zogfapung ift der 
Gegner des Beweisführers rechtzeitig zu verftändigen.?) Wird 
die Urkunde bei Diefer Zagjahuıng nicht vorgelegt, jo Tann 
der Yortgang des Proceſſes durch die Rückſicht auf Diejes 
Beweismittel nicht weiter aufgehalten werben.*) 

2) Im Intereſſe der Unmtttelbarleit nur ausnahmsweife, Motive 3. 


. 297. 
2) Vergl. 8. 306. 

N Bere 8. 279 Abſ. 2. Gegen die im Siune dieſes Baragraph 

na . . 0. i 

geionten Beidtäfie, Anordnungen * Aufträge kein Rechtsmittel $. 319 

f. 1. — Die aucüdgetviejene eweisanbietung ift im Urtheilsthatbeftande 

anzuführen 8. 417 Abſ. 3. 

301. Der Antrag, die Vorlage einer als Beweis⸗ 
mittel zu benüßenden Urkunde zu veranlafien, welche fidh bei 
einer öffentlichen Behörde oder in Verwahrung eines Notars 
befindet und deren Ausfolgung oder Vorlage die Partei im 


— — — — — — — — —— — — — 


fie nur mit unverhältnismäßigem Aufwande an Mühe herbei⸗ 
geſchafft werden könnte, vorausgeſetzt, daß zugleich wenigſtens 
beachtenswerte Indicien für die Richiigkeit der Abſchrift ſprechen. 
Dies macht es zugleich nothwendig, im allgemeinen die Entſcheidung 
der Frage, ob eine Urſchrift vorzulegen ſei, dem richterlichen Er⸗ 
meſſen anheimzugeben. Das Gericht wird ſich hiebei ſelbſtverſtändlich 
zunächſt von dem Antrage der Parteien leiten laſſen. Es kann 
aber an dieſen Antrag nicht gebunden werden: es muß ſich die 
durch Einficht der Urſchrift zu erlangende Information auch von 
amtswegen verſchaffen können und ebenſo muß es die Macht haben, 
einen offenbar muthwilligen Antrag auf überflüffige Vorlegung 
einer Urſchrift zurüdzumeiten. (Motive, S. 272.) 

8. 301. Die Mittel, welche anzuwenden find, um eine 
nicht im Befitze des Beweisführers befindliche Urkunde berbei- 
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Wege unmittelbaren Einſchreitens nicht zu erlangen vermag, 
kann auch während der mündlichen Verhandlung geſtellt werden.!) 

Bird diefem Antrage ftattgegeben, ?) jo hat der Vorfitende 
die zur Herbeifchaffung der Urkunde geeigneten Verfügungen 
u treffen. 

ö Tas von amtöwegen 88. 183 3. 3, insbeſ. im "alle Art. XXX VIII 
E. ©. 3.8. 2.9. Antrag kann ihon in der Klage 8. 229 8. 2, in 
der Klagebeantwortung 8. 243 Abi. 3 oder in einem fpäteren vorbe⸗ 
rg rn e 8. 258 Abf. 1 u. im vorbereitenden Kerfahten geftellt 
werben 
Ss Fe gegen Etattgebung noch gegen Abweifung ein Rechtsmittel 


6.302. Nach erfolgter Vorlegung einer Urkunde kann 
der Beweisführer auf diefes Beweismittel nur mit Zuftimmung 


des ar verzichten.!) 
ergl. 88. 188 Abſ. 2, 345. 


zuſchaffen, find je nach dem Berwahrungsorte ber Urkunde, nach 
ber Perfon ihres Verwahrers verſchieden. Befindet fich die Urkunde 
bei einer Öffentlichen Behörde oder bei einem Notare, fo kann bie 
Partei an die im öffentlichen Rechte gegründete Verpflichtung dieſer 
Organe appelliren, die Ausübung der Rechtspflege zu unterſtützen. 
Die Erlangung der Urſchrift wird der Partei hier in vielen Fällen 
ſchon auf Grund der Vorſchriften ohne weiters möglich ſein, welche 
für die Geſchäftsgebarung der betreffenden Behörden oder Organe 
gelten. Es beſteht kein Grund bafür, der : Partei gerade im Proceß⸗ 
falle diefe Bemühung abzunehmen unt “ 

an Stelle ihres eigenen Einfchreiten? 

treten zu laffen. Zu einer Interventio 

nur dort Anlaß, wo die zu Beweiszwed 

zumal das Original derfelben von der de 

dem Beweisführer jelbft nicht herausge 

Weigerung im Sinne des Gejeßes gel 

unberedtigt if. Hier bat dann im S 

und der Proceßerledigung eine amtlich 

Gerichtes ftattzufinden. Diele Requiſit 

Partei erfolgen oder in Ausübung de 

auch ohne foldhen Antrag, ſowie das 

eine für die Beweisführung wichtige U 

Behörde oder bei einem Notare erlieg: 

in Gemäßheit der allgemeinen Vorſchri 

fition die Ertheiluug des Auftrages an 

vorausgehen können, die Urkunde jet 

dies im Einzelnen Falle möglich ift 

auch in Beziehung auf die Vorlegung 

falls die Beftimmungen ber 88. 298 bi 

(Motive, S. 272.) 
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Borlegung der Urkunde durch den Gegner. 

gan Wenn eine Partei behauptet, daß fich eine für 
ihre Beweisführung erhebliche Urkunde in den Händen des 
Gegner3 befindet, To fann auf ihren Antrag das Gericht ) 
dem — die Vorlage der Urkunde durch Beſchluß auf- 
fragen. 

Die antragftellende Partei hat eine Abjchrift der vom 
Gegner vorzulegenden Urkunde beizubringen?) oder, wenn fie 
dies nicht vermag, den Anhalt der Urkunde möglichit genau 
und vollftändig anzugeben, jowie die Thatjachen anzuführen, 


8. 303. An ben Beitimmungen über die Editionspflicht 
hat der Ausſchuß einfchneidende Veränderungen borgenommten. 
Dabei ift derjelbe davon ausgegangen, daß die Regierungsvorlage 
mit vollem Recht ber Editionspflicht einen großen Umfang ge- 
geben bat, und er ift ferner auch einverftanden mit der Tendenz, 
welche darin gelegen ift, durch die Ausdehnung de Urkunden- 
en eine Einſchränkung des Beweiſes durch eidliche Vernehmung 
zu erzielen. 

Denn es ift unzweifelhaft, daß je mehr bie Urkundenebition 
erweitert wird, defto mehr fich da8 Beweismittel der eidlichen Ein- 
dernehmung von felbft einſchränkt. Darin gerade Liegt der wichtige 
proceßpolitiihe Charakter der Editionspflicht. 

Der Entwurf der Regierung erſchien vor allem dem Aus- 
Shuffle unklar formulirt; außerdem aber überfchreitet er jene 
Grenzen der Editionspflicht, welche felbft eine weitgehende Aus- 
geftaltung dieſes RechtsinftituteS gegenüber einer Reihe praftifcher 
Erwägungen al8 durchführbar erſcheinen Laffen. Der Ausſchuß 
mar daher bemüht, zunächft eirte Logifchere Gruppirung der ganzen 
Materie durchzuführen und Hat dann im einzelnen die zu meit- 
gehenden Editionspflichten der Regierungsporlage auf ein zuläffiges 
Maß rebucirt. Er 

Sp murde im 8.303 zunädft der Richter von der Noth- 
wendigkeit befreit, auf jede, wie immer geartete Behauptung einer 
Partei, daß ſich in den Händen des Gegners eine für ihre Beweis- 
führung erhebliche Urkunde befinde, fofort und ohne eine weitere 
Erwägung ber Sache die Vorlage der Urkunde aufzutragen. Hier 
gerade muß das Ermeffen des Richters eingreifen können, der 
Richter muß nach Beurthetlung aller Umftände fich entfcheiden 
fönnen, ob er, auf einen ſolchen Antrag bin Die Edition verfügen 
fo, oder ob er fie von vornherein abzulehnen findet. Es find ja 
Fälle denkbar, in welchen ein folder Antrag ganz ungenügend 
motivirt ift, Bloß zur Verfchleppung oder offenbar nur zur Chicane 
borgebracht wird. 

Für wichtig hielt e8 der Ausſchuß, die unbedingte Editions 
pflicht von der bedingten Editionspflicht ſcharf zu fondern; der 
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welche durch die vorzulegende Urkunde bewiefen werden jollen. 
Desgleichen find die Umftände darzulegen, welche den Beſitz 
der Urkunde feiteng des Gegners —— machen. 

Der Entſcheidung über den Antrag hat, wenn derſelbe 
außerhalb der mündlichen reg geftellt wird, eine 
mündliche) oder jchriftliche?) Einvernehmung des Gegners 
di 


*) 8. 216. 
. 14. 
°) Edition von Augenſcheinsobjecten $. 869. 


in denen cine unbedingte Editionspflicht vom Ausſchuſſe ftatuirt 
ift, ftimmen mit den Fällen der Regierungsporlage überein, ebenfo 
wie mit den Beitimmungen der 88. 387 und 388 der deutfchen 
Civilproceßordnung. Bezüglich der bedingten Editionspflicht hat 
der Ausſchuß zu denjenigen Gründen, aus welchen die Vorlage 
von Urkunden ſchon nad) 8. 316 der Regierungsvorlage (A. U. 
8. 304) verweigert werden kann, und welche im $. 305 unter 
iffer 3 und 4 Aufnahme gefunden Haben, noch weitere drei 
ründe hinzugefügt. 

Zunädft fol nach Ziffer 1 des citirten Paragraphen die 
Vorlage der Urkunden verweigert werden, wenn deren Inhalt 
Angelegenheiten des Familienlebend betrifft, weil fich die Tragweite 
einer Heranziehung und des Belanntwerdens einer ſolchen Urkunde 
nicht überfehen läßt und dabei große, ja unverhältnigmäßige Un- 
billigkeiten unterlaufen könnten. 

Der Fall, welchen der Ausihuß unter Ziffer 2 vor Augen 
hatte, rechtfertigt wohl cbenfalls die Verweigerung einer Urkunde, 
da in diefem Falle die Editionspflicht mit einer anderen Pflicht, 
der Ehrenpflicht, in eine bedenkliche Colliſion gerathen könnte. 
Nachdem jedoch der Ausſchuß troß diefer Aufftellung noch immer 
nicht darüber beruhigt war, daß nicht Fälle eintreten können, Die 
den angeführten an Wichtigkeit gleichlommen, und die Verweigerung 
der Herausgabe einer Urkunde rechtfertigen, wurden in Ziffer 5 
diefe noch denkbaren gleichwichtigen Gründe ebenfalls herangezogen. 

In der Discuffion wurde unter anderem als ein folder 
wichtiger Grund für die Verweigerung der Editionspflicht bezeichnet, 
wenn durch die Vorlage der Urkunde den Rechten Dritter präjudicirt 
würde, ein Fall, in welchem das englifche Necht die Editions 
pflicht gleichfalls auffhebt. Um aber eine Editionspflicht in allen 
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$. 304, Die Vorlage der Urkunde Tann nicht ver- 
weigert werden: 

1. wenn der Gegner jelbft auf die Urkunde zum Bivede 
der im Procefle Bezug genommen bat; 

wenn Gegner nach bürgerlichem Rechte?) zur Aus- 
folgung oder Vorlage der Urkunde verpflichtet ift;”) 

3. wenn die Urkunde ihrem Inhalte nad eine beiden 
Parteien gemeinschaftliche ift. 

Als gemeinſchaftlich gilt eine Urkunde insbejondere für 
die Perjonen, in deren Intereſſe fie errichtet ift oder deren 
gegenfeitige Rechtsverhältniſſe darin bekundet ar Als ge⸗ 
meinſchaftlich gelten auch die über ein Rechtsgeſchäft zwiſchen 
den Betheiligten oder zwiſchen einem derſelben und dem ge⸗ 
meinſamen Vermittler des Geſchäftes en ſchriftlichen 
Verhandlungen.?) 

) Art. XXX E. G. z. C. P. O 

Unberührt bleiben die Borfäriften bes —— Rechtes, durch 
welche die Art der Vorlegung der Handelsbücher und die — 2R8B 
ihrer Nichtvo er werben: Art. VII 8.4. G. z. 

Art. 87—40 5.8 Det 3. 295). 
diefen Fällen, in welchen eine gegründete Verweigerung eintreten 
kann, nicht weiter einzuſchränken als es unumgänglich nothwendig 
iſt, wurde im 8. 306 ein Auskunftsmittel gefunden, damit eine 
Urkunde, deren Borlage nur wegen einzelner ihrer Theile verwei⸗ 
gert werden kann, dennoch und zwar bezüglich der unbedenklichen 
Theile der Beweismittel angewendet werden könnte. 

Was endlich die Nechtöfolgen der Verweigerung der Edition 
anbelangt, wie Diefelben im zweiten Abfage 8. 307 der Regierungs- 
borlage normirt find, jo fchienen fie dem Ausſchuſſe in dem Um- 
fange, in welchem fie von ber Regierungsborlage ftatuirt find, 
als viel zu weitgehend. Der Richter wäre durch den Regierungs- 
eutwurf gezwungen, den Inhalt der Urkunde als erwieſen und 
die vom Beweisführer etwa beigebradhte Abjchrift der Urkunde 
als richtig zu behandeln, jelbft wenn cr troß der ungegründeten 
Weigerung der Partei, fie borzulegen, allen Grund hätte, daran 
zu zweifeln, daß die Angaben der die Edition fordernden Partei 
are der fraglichen Urkunde im höchſten Grade unmwahrichein- 
lich feien. 

Diefe Beftimmung würde mit unferem Beweisrecht nicht im 
Einklang ftehen und deswegen hat der Ausſchuß an Stelle dieſes 
zweiten Abſatzes den dritten Abjag des $.38 unſeres beutigen 
Bagatellverfahrend wörtlich berübergenommten, weil dieſe Geſetzes⸗ 
ftelle der prägnante Ausprud der Beweiswürdigung bon Seite 
des Richters if. (A. B., ©. 36.) 


8.304. Siehe den A. B. bei 3. 308. 


[1 
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3) Auch die Urſchrift rs Schiedsſpruches jowie die Zuſtellungs⸗ 


beurfundungen 8. 593 Abſ. 2. Die Vorlage einer gemeinfchaftlichen Ur-, 


kunde (8. 804 &. P. OD.) Tann aud) außerhalb eines —— Rechts⸗ 

ſtreites im Wege der Klage gefordert werden. Art. XLIIIE. G. z. C. P. O. 
6. 305. Die Vorlage anderer Urkunden!) kann ver- 

_ weigert werben: ‚ 

; 1. wenn der Inhalt Angelegenheiten des Samilienlebens ?) 

etrifft; 

2. wenn der Gegner durch die Vorlage der Urkunde 

eine Ehrenpflicht verlegen würde; 

3. wenn das Belanntwerden der Urkunde der Partei 
oder dritten Perjonen zur Schande gereichen oder die Ge- 
fahr ftrafgerichtlicher Verfolgung?) zuziehen würbe; 

4. wenn die Partei durch die Vorlage der Urkunde eine 
ſtaatlich anerkannte Pflicht zur Verjchwiegenheit, von der fie 
nicht giltig entbunden wurde, oder ein Kunft- oder Gejchäfts- 
geheimnis verletzen würde;) 

5. wenn andere gleich wichtige Gründe vorhanden ſind, 
nee bie Berweigerung der Vorlage rechtfertigen.?) 


?) Bergl. 8. 172 bi. 2. 

?) Nach dem Strafgejeße (Gefällsftraigefebe?). — Analog 8. 321 3.1. 

“) zu 8. 321 8.3 u. 5. 

8) Siehe den A. B. bei $. 303. 

6.306. Wenn einer der im $.305-angeführten Gründe 
nur einzelne Theile des Inhaltes einer Urkunde betrifft, fo 
ift ein beglaubigter Auszug!) der Urkunde vorzulegen. 

1) Bergl. 8. 500 Abf. 2. 

6. 307. Leugnet der Gegner den Befig der Urkunde 
und erachtet da3 Gericht!) die durch die Urkunde zu beweilen- 
den Thatfachen erheblich?) und zugleich die Verpflichtung zur 
Vorlage der Urkunde als beftehend, jo kann die Vernehmung 
und eidlihe Abhörung des Gegners?) durch gerichtlichen Be- 
ihluß zu dem Zwecke angeordnet?) werden, um zu ermitteln, 
ob der Gegner die Urkunde bejite?) oder doch wiffe, wo die— 
jelbe zu finden fei, oder ob die Urkunde nicht etwa von ihm 
oder auf feine VBeranlaffung, um fie dem Bemweisführer zu 
entziehen,®) bejeitigt oder zur Benügung untauglid gemacht 
worden jei. 

Welchen Einfluß e3 auf die Beurtheilung des Yalles 
hat, wenn der Gegner dem Auftrage zur Vorlage der Urkunde, 
deren Belt?) er zugegeben hat, nicht nachfommt oder wenn er 
bezüglich einer Urkunde, deren Beſitz er leugnet, die Ver— 
nehmung oder die eidliche Ausjage ablehnt oder wenn aus 


29* 








452 Eivilproceßordnung. 


. he Ausſage hervorgeht, daß die Urkunde abfichtlich be- 
eitigt oder eng! gemacht worden jei, ob insbeſonders 
in dieſen Fällen die Angaben des Beweisführerd über den 
Anhalt der Urkunde als erwiefen anzufehen feien, bleibt 
dem durch forgfältige Würdigung aller Umftände geleiteten 
richterlichen Ermeffen überlafjen.?) 
„ Senat, bei Bezirksgerichten der Einzelrichter $. 303 = 1. 
abſ. an mangels eines Bugeftändniffes für beweisbedürftig 88. 266 
2) '88, 371 ff. 
x A nl abgefondertes Rechtsmittel 88. 319 Abf. 3, 515. 
b) ai technifcher Beiis, fondern Gewahrſame vergl. „in den Händen 
befinden“ 88. 803 Abſ. 1, 308 Abſ. 1. 
6, Insbeſondere Jemandem übergeben, der zur Herausgabe nicht ver- 
pflichtet ift 8. 805 8. 2. 
?), 8. 272. Anders im alle verw ae Edition der Handelsbücher 
Art. 379.8. 8., At. (12.463080. 


Borlegung der Urkunde durd einen Dritten. 


6.308. Wenn fi eine zur Beweisführung benöthigte 
Urkunde in der Hand eines Dritten befindet, welcher nad) 
den Borjchriften des bürgerlichen Rechtes!) oder deshalb zur 
Herausgabe und Vorlage der Urkunde verpflichtet ift, weil 
diefelbe ihrem Inhalte nad) eine für den Beweisführer und 
den Dritten gemeinfchaftliche ift?) (8. 304), jo kann legterem 
auf Untrag des Beweisführers vom Proceßgerichte®) durch Be- 
ſchluß“) aufgetragen werden, die Urkunde innerhalb einer ihm 
zugleich zu beftimmenden Frift auf Koften des Beweisführers®) 
bei dem Proceßgerichte behufs Benützung bei der mündlichen 
Verhandlung zu Hinterlegen. 











$. 308. Wenn die benöthigte Urkunde in der Hand eines 
Dritten ift, fo können die Rückſichten auf den Proceß nicht allein 
den Ausfchlag geben. Es ift bier auch noch auf die Rechtsſphäre 
ded angeblichen Urkundenbefigers zu achten. Sobald es fich im 
wefentlihen um cine privatrechtliche Mittheilungspflicht Handelt, 
kann allein aus dem Grunde, weil die Urkunde während eines 
Proceffed und für diefen Proceß benöthigt wird, feine Minderung 
der Garantien eintreten, welche zum Schuge der Privatrechte ein- 
geführt find. Wenn überhaupt ‚ein Eingreifen in eine fremde 
Rechtsſphäre den einzelnen Rechtsſubjecten aus privatrechtlichem 
Titel nur nach durchgeführtem Procefje und nur auf Grund eines 
richterlichen Erkenntniſſes geftattet ift, fo wird auch der außerhalb 
de3 Proceſſes ftehende angebliche Urkundenbefiger, der zur Vorlage 
der Urkunde aufgefordert wird, verlangen können, daß vor Erlaſſung 
eines ſolchen Auftrages die NRechtöfrage im ordentlichen Procefic 
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Ueber einen jolchen Antrag hat das Proceßgericht nach 
Anhörung des Gegner) und des angeblichen dritten Beſitzers 
der Urkunde zu enticheiden; fall3 Ießterer den Bejig”) der 
Urkunde Teugnet, kann dem Antrage nur dann ftattgegeben 
werden, wenn die antragjtellende Partei glaubhaft?) macht, daß 
fi die Urkunde in der Hand des Dritten befindet. Zum 
Bwede der Einvernehmung der Betheiligten fann vom Pro- 
ceßgerichte eine bejondere Zagfagung angeordnet werden. 
Der Beichluß ift nach Eintritt der Rechtskraft und nach Ab⸗ 
lauf der angeordneten Borlagefrift vollitredbar.?) 

Bei Zurüdweifung des Antrages find dem angeblichen 
Befiger der Urkunde auf fein Verlangen die ihm durch das 
Verfahren verurfachten nothwendigen Kosten zu erjeßen.'®) 

%) Art. XXX €. ©. 3. €. P. O 


Inebeſondere Art. 40 9. ®. 8, 8.593 Abſ. 2. 
——— auf Anlangen des beauftragten Richters 88. 284 Abſ. 2, 


; 
285 Abi. 
) Dagegen Recurs 8. 514. Vergl. 88. 308, 319 Abſ. 2. 
5) Sind aber als Proceßkoſten zu behandeln 8. 40. 
°, Zu Protokoll oder in mündlicher Verhandlung $. 303 Abſ. 3. 
R Siehe 8. 307 Anm. 4. 


8. 2374. 
9) Nach den Vorſchriften der &. O. 
10) 8, 41. Hinſichtlich anderer Sadjen ald Urkunden und Auskunfts- 
fachen beiteht für Dritte Teine Editionspflicht 8. 369. 


entfchieden werden müſſe. Eine eigentliche Klage, ein befonderes 
Verfahren wird fich bei diefer Sachlage nicht fchlechthin ausschließen 
laffen. Aber zum mindeften foll doch der Verſuch nicht verfäumt 
werden, die Urkunde dem Hauptproceſſe jchneller und billiger zu⸗ 
zuführen, als durch Anftrengung einer befonderen Klage. Die 
Anträge de3 Entwurfes 8. 309 bezweden die Editionsklage auf 
diejenigen Fälle einzufchränfen, in welchem eigentliche Proceß⸗ 
boransfegungen gegeben find und daher anders ald im Wege der 
Klage und des Procefjes nicht zum Ziele gelangt werden ann. 
Dies ift nach dem Entwurfe der Fall, wenn die Partei, welche 
den Antrag ftellt, nicht glaubhaft zu machen vermag, daß fich die 
fragliche Urkunde in der Hand des Dritten befindet — letzterem 
kann außerhalb des Procefjed eine Beweispflicht nicht auferlegt 
werden — wenn ferner die Verpflichtung zur Herausgabe vom 
Dritten beftritten wird und endlich wenn die Enticheidung über 
das VBorhandenfein diefer Verpflichtung die vorgängige Ermittlung 
und Feftftellung ftreitiger Thatumftände verlangt. Wenn bloß 
Divergenzen in der Rechtsauffaſſung beftehen, erjcheint die Ein- 
leitung eines befonderen Procefje entbehrlich; über diefe Diver- 
genz Tann das Procefgericht auch unmittelbar auf Grund münd— 
licher Verhandlung und ohne förmlihe Anbringung einer lage 
mittels Beſchluß entjcheiden (8.308). (Motive, S. 275.) 
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6. 809. Muß der angebliche 1) der Urkunde im 
e gr Klage zur Herausgabe und Vorlage der Urkunde 
a werden, weil nicht glaubhaft gemacht werben Tann, 
daß ſich die Urkunde in jeiner Hand befindet oder weil Die 
Entſcheidung fiber das Borhandenjein der Pflicht zur Heraus⸗ 
gabe und Borlage der Urkunde die vorgängige Ermitttung 
und Feſtſtellung ftreitiger Thatumftände verlangt, jo Tann 
da3 Proceßgeriht, wenn e3 die durch die Urkunde zu be- 
wetjenden Thatfachen für erheblich?) Hält, auf Antrag anorbnen, 
daß mit der Yortfegung der mündlichen Verhandlung bis 
nach Ablauf der gleichzeitig dem Beweisführer zur Borlegun 
der Urkunde zu beflimmenden Yrift gewartet werde (8. 279).? N 
Der Gegner des Beweisführers Tann jedoch noch vor 
Ablauf diefer Fri ) die Fortfegung der Verhandlung bean⸗ 
tragen, wenn die Klage des Beweisführers gegen den Dritten 
früher erledigt ift, oder der Beweisführer die Erhebung der Klage 
oder die Betreibung des Proceſſes oder der Erecution verzögert. 
Die Vorlegung der Urkunde geichieht auf Koften des 
Dan a 


Siehe 8 
* Und geben 5 "5. — ae 1, 269 


Echtheitsbeweis. 


6. 310. Urkunden, welche ſich nach Form und Anhalt 
als öffentliche Urkunden?) darftellen, haben die Vermuthung 
der Echtheit für fich. 

Hält das Gericht die Echtheit für zweifelhaft, jo Tann 
e3 auf Untrag oder von amtswegen die Behörde oder Die 
PVerfon, von welcher die Urkunde SA fein foll, zu einer 
Erklärung über die Echtheit veranlaflen.?) Läßt fich der Zweifel 
an der Echtheit der Urkunde nicht auf dieſe Art befeitigen, 
h obliegt der Beweis ihrer Echtheit demjenigen, der Diefe 

rkunde als Beweismittel gebrauchen will. 


298. 
') e Kin 9 Rechtsmittel 8. 319 Abſ. 1. 
6.811. Ob eine Urkunde, welche fich al3 von einer 
ausländiſchen Behörde oder von einer mit öffentlichem Glauben 
verjehenen Berfon des Wuslandes errichtet darjtellt, ohne 
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näheren Nachweis als echt anzuſehen ſei, hat das Gericht 
nach den Umſtänden des Falles zu ermejjen.?) 

Zum Beweiſe der Echtheit einer ſolchen Urkunde genügt, ſo⸗ 
fern nicht durch beſondere Beſtimmungen etwas anderes feſtge— 
ſetzt iſt,.) die Beglaubigung durch das Miniſterium des Aeußern 
oder durch einen Öfterreichifch-ungarijchen Geſandten oder Eonjul. 


. Siehe begugli Bosnien und der Hercegowina die M. V. v. 3. Auguſt 
1887, R. G. B. Nr. 99, bei 8. 298. Legaliſirungsvertrag mit dem 
Deutſchen Reiche bei 8. 298. 
6. 312. Die Echtheit einer Privaturkunde gilt als un⸗ 
beftritten, wenn der Gegner des —— es unter⸗ 
laſſen Hat, ſich über die Echtheit der Urkunde zu erklären,“) 
foferne nicht die Abficht, die Echtheit zu beftreiten, aus den 
übrigen Erflärungen des Gegners hervorgeht. Befindet ſich 
auf der Urkunde eine Namensunterjchrift, jo Hat fich der 
Gegner des Beweisführerd unter der gleichen Rechtsfolge 
auch über die Echtheit der Unterfchrift zu erflären.?) 

Die beitrittene Echtheit einer Privaturfunde oder einer 
auf derjelben befindlichen Namensunterfchrift ift von demjenigen 
zu beweifen, der die Urkunde als Beweismittel gebrauchen will. 

— * ‚Be mündlichen Berhandblung $. 178, obwohl er aufgefordert 

?) Bei zugegebener Echtheit der Unterfchrift macht Die Urkunde vollen 

— ar a Gegenbeweis der Berfälfhung oder Fälſchung zuläffig 

6.313. Eine Bartei,?) welche die Echtheit einer Urkunde 
in muthwilliger Weife beftritten hat, ift in eine Muthmwilleng- 
fteafe?) zu verfällen.?) 

1) Gefeßlicher Vertreter 8. 5, Bevollmächtigter 8. 39. 

2) Bis zu 300 fl. 8. 220. 

9) Dagegen Recurs 8. 514. 


Schriftvergleihung. 


6.314. Der Beweis der Echtheit oder Unechtheit einer 
Urkunde Tann aud durch Schriftvergleichun gefüär! werden. 
Als Vergleihungsichriften fönnen nur r che Schriftitüde 
benüßt werden, deren Echtheit unbeftritten iſt oder doch ohne 
erhebliche Verzögerung dargethan werben kann. 








$. 314. Bon einem Mangel an Vergleihungsjchriften mird 
auch dort gefprodhen werden können, wo die Herbeifhaffung bon 
Bergleichungsschriften im Wege der Urkunbenedition zwar nicht 
ſchlechtweg ausgefchloffen aber mit ganz unverhältnismäßigen 
Schwierigkeiten verbunden ift. (Motive, S. 275.) 


“ 
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Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes über die Vorlegung 
von Beweisurkunden?) find auch in Anſehung der Vorlegung 
von Bergleichungsfchriften anzuwenden. 

Mangelt ed an zureichenden Vergleichungsſchriften, To 
fann derjenigen — über deren Handſchrift der Beweis 
der Echtheit hergeftellt werden joll, aufgetragen werden, *) vor 
Gericht?) oder vor einem beauftragten oder erfuchten Richter 
eine Anzahl von ihr zu bezeichnenden Worten niederzufchreiben. 

Das Niedergeichriebene iſt dem Berhandlungsprotofoll 
beizulegen.*) Welchen Einfluß e3 auf die Herftellung des Be⸗ 
weijes hat, wenn die Bartei einem folchen richterlichen Auf 
trage feine Folge Ieiftet oder mit offenbar entftellter Schrift 
ſchreibt, bleibt ber tichterlichen Beurtbeilung überlafjen.?) 

R urch Berdtuß des Senates, des Einzelrichters, des beauftragten 

Richters 8. 284 Abſ. 2. — Dagegen fein Recitämiktel 8.319 Abſ. 1. 
2) In der Berhandlung vor dem Gerichtähofe oder dem Einzelrichter. 
Bu diefem Behufe Vorladung zum Are cheinen 88. 183 3.1, 195. 
4) Und fomit von amtswegen zu beachten $. 217 Abſ. 1.: 


. 272. 

6. 515. Die Vergleihung der Handichriften kann das 
Gericht felbjt vornehmen?) oder, wenn fich ihm Zweifel ergeben, 
das Gutachten von Sachverftändigen?) einholen. 

Ueber das Ergebnid der riftvergleihung iſt vom 
Gerichte nach freier Ueberzeuigung zu entfcheiden.®) 

) Rein —— 8. 819 Abſ. 1. 

2) 38. 851 ; 


Gerihhtlihe Aufbewahrung von Urkunden. 


6. 316. Urkunden, deren Echtheit beftritten ift oder 
deren Anhalt verändert fein fol, können bis zur rechts⸗ 
fräftigen Erledigung des Procefies?) bei Gericht zurüdbehalten 
werden, ?) fofern nicht ihre Ausfolgung an eine andere Behörde 
im Suse le * öffentlichen Ordnung erforderlich ift. 


f. 3. 
*) Kein abgefondertes Rechtsmittel 88. 319 Abſ. 2, 515. 


8. 316. Der Zweck der gerichtlichen Verwahrung von Ur⸗ 
funden, deren Echtheit beftritten wirb oder welche verfäljcht fein 
follen, befteht darin, eine weitere Veränderung derfelben zu verhüten. 
Diefer Zweck läßt fich auch durch die Verwahrung bei einer anderen 
Behörde erreihen. Wenn es daher unthuntich ift, die Urkunde in ge- 
richtlicher Verwahrung zu behalten — und das wird namentlich dann 
der Fall fein, wenn die Urkunde bei einer anderen Behörde bleibend 
benötbigt wird — fo kann die Verwahrung bei leßtererBehörde an 
Stelle der gerichtlichen Verwahrung treten (8. 329.) (Motive, &.275.) 
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Erneuerung von Urkunden. 


6.317. Wird eine Privaturkunde unleſerlich oder ſchad⸗ 
haft, jo Tann deren Inhaber oder jeder andere Betheiligte 
dom Ausfteller der Urkunde begehren, daß diejelbe auf Koften 
des NAntragfteller® gerichtlich erneuert werde. Hiezu find 
alle Berjonen zu laden, wider welche die Urkunde nach Lage 
der Sache zum Beweiſe dienen Ib 

Am alle der Weigerung Tann der Ausſteller zu ſolcher 
Erneuerung nur im Wege der Klage verhalten werden.!) 

u ER — am 88. nes G. O. in Kt. — 
Anlprud auf Außfichung einer Üchinbe twurbe bejeitigt, di Behlen Stelle 
tritt die Feſtſtellungstlage 8. 828. 


Auskunftsſachen. 


F. 318. Inwieweit durch Denkmäler, Grenzzeichen, 
Markſteine, Aich⸗ und Heimpfähle und ähnliche Zeichen oder 
durch Kerb⸗ oder Spaunhölzer, welche die Parteien für ihren 
Verkehr erwiejenermaßen gebraucht haben, ein Beweis ge- 
liefert werde, hat das Gericht nach Jorgfältiger Würdigung 
aller Umftände zu beurtheilen.?) 

Die Beitimmungen der 88. 303 bis 309 find auch auf 
die oneguns von Austunftsjachen finngemäß anzuwenden. 


6. 319. Segen die zufolge 88.298, 299, 300, 301, 309, 
a 1 und 2, 310, 314 und 315 ergebenden ae 
Beichlüffe, Anordnungen und Aufträge ift ein Rechtsmittel 
nicht gulälig. 

ie gemäß 88. 303, 307 und 316 gefaßten Belchlüfie 
fönnen durch ein abgejondertes Rechtsmittel?) nicht angefochten 


werden. 
1) 8, 515. 


Vierter Titel. 
Beweis durch Zeugen. 


Unzuläjfigfeit und Verweigerung des Zeugnifies. 
6. 320. Als Zeugen!) dürfen nicht vernommen werden: *) 
1. Berfonen, welche zur Mittheilung ihrer Wahrnehmungen 
unfähig find, oder welche zur Zeit, auf welche ſich ihre Aus- 
jage beziehen fol, zur Wahrnehmung der zu beweifenden 
Thatſache unfähig waren; 
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2. Geiſtliche in Anſehung deſſen, was ihnen in der 
Beichte oder ſonſt unter dem Siegel geiſtlicher Amtsver⸗ 
ſchwiegenheit anvertraut wurde; 

3. Staatsbeamte, wenn ſie durch ihre Ausſage das ihnen 
obliegende nn verlegen würden, infofern fie der 
Pflicht zur Geheimhaltung nicht durch ihre Vorgefegten ent- 
bunden jind. 

1) Yu t al ien, 8. 372. 

N u Fe Er 

6. 321. Die Ausfage darf von einem Zeugen ver- 
weigert werden: ') 


1. über Fragen, deren Beantwortung dem Zeugen, feinem 
Ehegatten oder einer Perfon, mit welcher der Zeuge in 
gerader Linie oder in der ©eitenlinie bi3 zum zweiten Grade 
verwandt oder verjchwägert,?) oder mit welcher er durch 
Adoption verbunden ift, ferner feinen Pflegeeltern und 
Pflegefindern, ſowie jenem Bormunde oder ndel zur 
Schande gereichen oder die Gefahr ftrafgerichtlicher Ver⸗ 
folgung?) zuziehen würde; e 

2. über Fragen, deren Beantwortung dem Zeugen oder 
einer der in 8.1 bezeichneten Perfonen einen unmittelbaren 
vermögendrecdhtlichen Rachtheil zuziehen würde;) 

3. in Bezug auf Thatfachen, über welche der Zeuge 
nit würde ausfagen können, ohne eine ihm obliegende 
ftaatlich anerkannte Pflicht zur Verſchwiegenheit zu verlegen, 
injoferne er hievon nicht giltig entbunden wurde; 

4. in Unjehung desjenigen, was dem Zeugen in jeiner 
Eigenſchaft als Advocat von feiner Partei anvertraut wurde;°) 

5. über Fragen, welche der Zeuge nicht würde beant- 
worten können, ohne ein Kunſt⸗ oder Geſchäftsgeheimniß zu 
offenbaren. 


Die Ausjage kann in den unter 3.1 und 2 angegebenen 
Fällen mit Rüdficht auf die dafelbft bezeichneten Angehörigen 
auch dann verweigert werden, wenn das eheliche Verhältniß, 
welches die Ungehörigfeit begründet, nicht mehr Eefteht. . 

ß aa Hr tft der Zeuge vor der Vernehmung aufmerkſam zu madjen, 


) Durch eheliche oder — Geburt, vergl. 8. 3 B.4. An⸗ 
tehtumgsgei v. 16. März 1884, R. G. B. Nr. 36, 8. 153 St. P. O. 
r e Civil⸗ oder Milttärftrafgerichte (Gefä gerichte ?). 
8 ch die Eivil- oder M afgerichte (Gefälls erichte? 
4) Beeidigung der von den Gründen 3. 1 u. 2 nicht Gebrauch 
machenden Zeugen, 8. 337 Abſ. 3, vergl. 8. 322. 
38,9 ri 2 Adv. Ord. 
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6. 322. Ueber Errichtung und Inhalt von Rechts⸗ 
geichäften, bei welchen der Zeuge als Urkundsperjon bei- 
gezogen worden ift, über Thatjachen, welche die durch das Ehe- 
oder Yamilienverhältni3 bedingten Bermögensangelegenheiten 
betreffen, über Geburten, Berheiratungen oder Sterbefälle 
der im 8.321, 8.1, bezeichneten Angehörigen, endlich über 
Handlungen, welche der Baine in Betreff des ftreitigen Rechts- 
verhältnities als Rechtsvorgänger oder Vertreter!) einer der 
Parteien vorgenommen hat, darf das Zeugnis wegen eines 
zu beforgenden vermögensredhtlichen Nachtheiles?) nicht ver- 
weigert werden. 

2) Gefeglicher Vertreter, Bevollmächtigter, Geſchäftsführer ohne Wuf- 

trag, 88. 6 ha 8, 38. 

2), 8. 321 8. 2. 

6. 323. Ein Zeuge, weldyer die Ausfage ganz oder 
über einzelne ragen verweigern will, Hat die Gründe der 
Weigerung mündlich!) oder fchriftlich?) vor der zu feiner Ber- 
nehmung beftimmten Tagſatzung oder bei diejer Tagjatung 
jelbft anzugeben, und wenn ein Widerjprucd erfolgt, glaub- 
haft?) zu machen. 

Im erfteren Falle ift ein jolches Vorbringen des Zeugen 
den Parteien, ſoweit thunlich, noch vor der zur Vernehmung 
beftimmten Tagſatzung belannt zu geben. 


2) Bu Brotofoll, 88. 74, 79, 348. 
?) Mittels Schriftfah, 8. 74. 
78. 274. 


6. 324. Ueber die Rechtmäßigkeit der Weigerung hat, 
wenn die Weigerung vor dem erfennenden Gerichte vor⸗ 
gebracht wurde, dieſes ſelbſt, jonft aber der beauftragte oder 
erjuchte Richter, vor welchem die Weigerung erfolgte, mittels 
Beichluß zu entſcheiden.) Bor der Enticheidung fan?) das 
Gericht die Parteien hören. 

Bei etwaigen Verhandlungen über die Rechtmäßigkeit 
der Weigerung braucht ſich der Zeuge nicht durch einen 
Advocaten vertreten zu laffen.?) Hat er feine Weigerung 
ſchriftlich oder zu gerichtlihenm Protokoll erklärt, fo ift fein 
Vorbringen bei der Ent Te und auch dann zu berüdfichtigen, 
wenn er bei-der zu feiner Einvernehmung anberaumten 
Tagfapung nicht erfcheint.t) 

1) Kein abgejondertes Rechtsmittel, 88. 849 Abf. 1, 515. — Muth» 

willensftrafe, 8. 826 Abi. 8. 
2) Die Entfcheidung kann auch in nicht öffentlicher Sitzung erfolgen. 
Die obligatori — ee vom 9.9. befeitigt (Gem. Ber.,S. 14). 
3) Ausnahme von 8. 27 Abſ. 1. 
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‘ .144, 133, h 
ala tert — act ; oe — — — 
beſondere Ordnungsſtrafe und Koſtenerſatz. 

6.325. Wird das Zeugnis ohne Angabe von Gründen 
verweigert oder beharrt der Zeuge auf feiner Weigerung auch, 
nachdem diefelbe als nicht gerechtfertigt erfannt worden it, 
oder wird die Ableiftung de3 geforderten Zeugeneides!) ver- 
weigert,?) jo Tann der Beuge auf dem Wege der zur Erzwingung 
einer Handlung zuläjfigen Erecution von amtswegen durd) 
Geldftrafen®) oder durch Haft zur Ausfage verhalten werden.*) 
Die Haft darf nicht über den Heitpunft der Beendigung des 
Proceſſes in der Inſtanz verlängert werden und in feinem 
Halle die Dauer von ſechs Wochen überjchreiten. 

Die Enticheidung, daß gegen den Zeugen mit der 
Erecution vorzugehen jei, ſowie die Unordnung der einzelnen 
Bwangsmittel fteht dem erfennenderi Gerichte, wenn aber Die 
Vernehmung . durch einen erfuchten Richter gefchehen foll, 
diefem zu.) Bor der Beichlußfafjung ift der Zeuge zu hören. 

2) 8. 337. 

E Sofem er nicht von der Ablegung des Eides befreit. Siehe Art. XL 

u. €. P. O 


a . P. O. 
— 8. 220 Abſ. 2. 

Recurs 8. 514. 

5) Nicht aber dem beauftragten Richter, 88. 284 Abſ. 2. 

6.826. Die Beihlußfaflung darüber, ob und in welcher 
Weife der. Fortgang des Verfahrens in der Hauptfache durch 
die ungeredhtfertigte un der au 1008, der Ableiftung 
des Beugeneided oder durch die deshalb wider den Zeugen 
eingeleiteten Zwangsmaßregeln beeinflußt werde, fteht dem 
erfennenden Gerichte zu. Der beauftragte oder erfuchte 
Nichter hat deshalb das Proceßgericht von dieſen Borfällen 
jederzeit ohne Aufihub in Kenntnis zu ſetzen.) Die Ent- 
jcheidung des erfennenden Gerichte kann ohne vorgängige . 
mündliche Verhandlung erfolgen.?) 7 

In allen Fällen ungerechtfertigter Weigerung haftet der 
Beuge beiden Parteien —* den ihnen durch die Vereitlun 
oder Verzögerung der Beweisführung verurſachten Schaden: ) 
er ift insbeſondere auch zum Erſatze aller durch feine 
Weigerung verurjacdhten Koften verpflichtet.*) 

Wenn die Weigerung de3 Zeugen eine muthmwillige war, 
ift gegen den Zeugen überdies eine Muthwillenzftrafe?) zu 
verhängen. Die Beihlußfaffung) über die Pflicht zum Koften- 
erjah Bet dem erfennenden Gerichte zu;”) zur Verhängung 
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von Muthwillensſtrafen iſt auch der beauftragte oder erjuchte 
Richter berechtigt. 


fein Rechtsmittel, 8. 349 Abf. 2. Gegen 
wen der on des Eides 


rem Procefle zu 

ıt das ——— ——— 333. 

um Feſtſtellung des Koſtenbetrages, 8. 334. 
Dem Recurſe (8. 348) kann das Gericht 


, 8. 52. Dagegen Recurs, 8. 514 
8 —— es, 8. 334 (anders wenn der 
en tft, 8. 


Würdigung der Zeugenausfage. 


6,327. Alle Umftände, welche auf die Unbefangenheit 
des Beugen und bie Staubwitrbigfett jeiner Ausfage von 
Einfluß find, Hat das Gericht nach freier Ueberzeugung jorg- 
fältig — wurdigen. 1) 


Beweisaufnahme durch den beauftragten oder 
erſuchten Richter. 


6.328. Die Aufnahme des Zeu — kann durch 
einen beauftragten!) oder — * erfolgen: 

1. wenn die Vernehmung des Zeugen an Ort und 
eat der Ermittlung der acht förderlich erjcheint; 

2. wenn die Beweisaufnahme vor dem erfennenden 
Gerichte erheblichen Schwierigkeiten unterliegen würde; ?) 

3. wenn die ung. des Zeugen vor dem erfennenden 
Gerihte mit Rüdficht auf die dem Zeugen zu gewährende 
Entſchädigung für Zeitverſäumnis und die ihm zu erftattenden 
Koften der Reife und des Aufenthaltes am Orte der Ber- 
nehmung?) einen unverhältnismäßig großen Aufwand ver- 
urſachen würde; 

4. wenn der Zeuge an dem Erfcheinen vor dem erfennenden 
en gehindert ift. 

Ein Zeuge, welcher infolge Krankheit, Gebrechlichkeit oder 
aus anderen Gründen außer Stande ift, feine Wohnung zum 

S. 328. Um dem berechtigten Verlangen nach Stärkung 
der Unmittelbarkeit des Verfahrens entgegenzulommen, wird in 
dem vom Zeugenbeweife handelnden Titel durch die Ergänzung 
des 8. 328 (letzter Abſatz) verſucht, dag Hindernis, welches der 
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Zwecke der Vernehmung zu verlaſſen, oder welcher infolge 
beſtehender Anordnungen?) nicht verpflichtet iſt, zur Abgabe 
einer Zeugenausfage in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten im 
Gericht3haufe zu erjcheinen, wird in feiner Wohnung vernommen. 
itglieder des kaiſerlichen Hauſes werden als Seugen 
durch den Oberjtbofmarihall®) oder außer Wien durch den 
Präfidenten des Kreis- oder Landesgerichtes ihres Aufent- 
halt3orted in ihrer Wohnung vernommen. ' 
Ungeachtet der im Dur 1, 8.3, bezeichneten Umftänbe 
find Beugen auf Antrag zur Bernehmung vor das erlennende 
Gericht zu laden, wenn fi eine Partei bereit erflärt, den 
damit verbundenen Aufwand, joweit derfelbe die Koften der 
Beweisaufnahme durch den erfuchten Richter überfteigt, ohne 
Anſpruch auf Erfa zu beftreiten. Der Vorfigende kann 
anordnen,”) daß die antragitellende Partei innerhalb einer 
beftimmten Friſt einen von ihm zu beftimmenden Betrag 
‚or u dieſes Aufwandes vorſchußweiſe erlege (8. 332, 
ab 2). 


— In der Begel ein Mitglied des Senates, $. 282. 


9 Aus den Gründen 3. 1 u. 2 kann auch vor der mündlichen Ver⸗ 
handlung und allenfalls während derſelben vorbereitendes Verfahren durch 
den Senat angeordnet werben, 88. 245 3. 3, 246. . 


2 Act. VOII E. G. z. C. B. O. 
üirt. 1IE.G.5.I.R. 
?) Kein Rechtsmittel, 88. 832, 349 Abi. 2. 


Ladung. 


6.329. Die Ladung eines Zeugen ift von Gerichte!) 
auszufertigen. 

Die Ladung hat nebit der Benennung der Parteien und 
einer kurzen Bezeichnung des Gegenitandes der Vernehmung 


Abhörung eines Zeugen vor dem erfennenden Gerichte aus der 
Koftfpieligkeit feiner —* erwachſen kann, wenigſtens für ein⸗ 
zelne Fälle zu paralyſiren. Die Partei, welche das Erſcheinen des 
Zeugen vor dem erkennenden Gerichte wünſcht, kann dies erreichen, 
wenu ſie ſich bereit erklärt, den damit verbundenen Mehraufwand 
aus eigenem zu tragen. Es wird von dieſem Aushilfsmittel nur 
in wichtigen Rechtsſachen Gebrauch gemacht werden, immerhin 
kann es aber Fälle geben, wo den Parteien die dadurch eröffnete 
Möglichkeit willkommen fein dürfte. (Gent. Ber., S. 14.) 

8. 329. Nach den Grundfägen, auf denen die allgemeinen 
Beitimmungen über Beweißaufnahme beruhen, nrüflen alle zur 
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die Aufforderung zu enthalten, zur Ablegung eines Zeugniſſes 
bei der gleichzeitig nach Ort und Zeit beſtimmten Tagſatzung 
zu erſcheinen. In der Ladungsurkunde ſind die geſetzlichen 
Beſtimmungen über die Zeugengebühren,) ſowie die geſetzlichen 
Folgen — Ausbleiben ®) befannt zu geben — 
ı ‚ be ‚e ter Ei i . 288 
Abſ. "Segen die —— kin See mittel u 9 ER m 

55 8. 838. 

6. 330. Die Ladung. einer in activer Dienftleiftung 
jtehenden Perjon der bewaffneten Macht!) erfolgt mittels eines 
an das vorgelegte Commando des Beugen oder an das 
nächſte Militärftationscommando gerichteten Erfuchens. 

Ladungen an felbftändige Commandanten der Gen- 
darmerie, der Milttärpolizeimache und der Sicherheitswache 
find den Commandanten unmittelbar en Wegen 
der Zuſtellung der Ladung an andere Mitglieder dieſer 
Körper ift ſich an deren Vorgeſetzte zu twenden.?) 

1) Aud) wenn fie, wie Militärheamte nicht der Milttärgerichtsbarfeit 


unt en. Anders 8.161 St. P. O. — Ebenfo an 
ehe Beranen or — — a ur a 

6. 331. Steht die als Zeuge zu ladende Perjon in 
einem Öffentlichen Amte oder Dientte und muß vorausfichtlich 
zur Wahrung der Sicherheit oder anderer öffentlicher Intereſſen 
eine Stellvertretung während der Verhinderung dieſer Perſon 
eintreten, fo ift gleichzeitig deren unmittelbarer Vorgefeßter 
bon der — Ladung zu benachrichtigen. 

Dieſe Beſtimmung iſt auch dann anzuwenden, wenn ein 
Angeſtellter oder Bedienſteter einer mit mechaniſchen Motcren 


1 m — — — — — u — Er en, el an Va 


Herbeiführung der Vernehmung nöthigen Einleitungen, alfo auch 
die Ladungen der Zeugen von amtswegen erfolgen. Der Inhalt 
der Ladungsurkunde muß fo befchaffen fein, daß fich der Zeuge 
fofort über den Gegenftand feiner Vernehmung informiren könne; 
andernfal® würde die Einvernehmung leicht dadurch erſchwert 
oder verzögert, daß der Zeuge feine Erinnerungen erſt vor Gericht 
ordnen und vielleicht eine Vertagung erwirken muß, um die zur 
Unterftügung feines Gedächtniſſes nöthige Einficht von Auffchrei- 
bungen zu nehmen un. dgl. Die Ausführlichleit der Ladumgs- 
urkunde darf jedoch nicht über das durch diefen Zweck gebotene 
Maß Hinausgehen, fonft würde fie überflüffige Mühe verurfacdhen 
und überdies könnten detaillirte Mittheilungen über die dem Zeu- 
gen zu ftellenden Fragen die Prüfung der Aufrichtigleit des Zeugen 
erſchweren. (Motive, S. 277.) 
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betriebenen Transportanftalt, ein Berg⸗, Hütten- oder Walz⸗ 
werfSarbeiter oder eine im Privatforftdienfte ftehende Perſon 
zu laden find.‘) 

1) Bergl. 8. 158 St. P. O. 

6.332. Iſt einem Zeugen vorausfichtlich eine Vergütung 
zu leiften,*) jo Tann der Borfißende oder der beauftragte oder 
erfuchte Richter anordnen,?) daß der VBeweisführer innerhalb 
einer bejtimmten Yrift einen von ibnen zu beftimmenden 
en en ern 


Ausfertigung 
g auf Antrag 
de Beweisauf⸗ 


ı3 gerechtfertigten 
ebandelt werden, 


Htömittel, 8. 349 

ver nachtraͤglichen 

8. been an 

rau en, 3- 
ab. 8. 
Folgen des Ausbleibens. 


6.333, Gegen einen ordnungsmäßig!) geladenen Zeugen, 
welcher bei der zur Bernehmung beftimmten Tagſatzung ohne 
genügende Entichuldigung?) nicht erfcheint, tft Durch das er- 
fennende Gericht oder durch den beauftragten oder erſuchten 
Nichter die Verpflichtung zum Erfage aller durch fein Aus- 
bleiben verurfachten Koften durch Beſchluß auszufprechen; 
außerdem ift der Zeuge unter gleichzeitiger VBerhängung 
einer Ordnungsftrafe?) neuerlich zu laden. m Falle wieder- 
holten Ausbleibens ift die Ordnungsftrafe innerhalb des 
— Ausmaßes zu verdoppeln und die zwangsweiſe 
Vorführung des Zeugen anzuordnen.‘) 





8. 333. Der Betrag der von einem unentſchuldigt aus⸗ 
bleibenden Zeugen zu erſetzenden Koften wird ſich nicht immer 
fofort feftftellen laffen. Für eine ſolche Feftftelung find nach der 
Natur der Sache die allgemeinen Beftimmungen über eftftellung 
der Procepkoften in Anwendung zu bringen. In dieſen ift auch 
die Statuirung einer Präckufivfriit für das Anſuchen um SSeft- 
ftelung des Koftenbetrags begründet. Die Aufgabe der Liqui⸗ 
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Erfolgt —— eine genügende Entſchuldigung des 
Nichterſcheinens, ſo ſind die wider den Zeugen ig ee 
Ordnungsſtrafen wieder aufzuheben; außerdem können dem 
Zeugen die zum Erſatze — Koſten ganz oder theil⸗ 
weiſe erlaſſen werden. 

Wenn eine der im 8. 330 bezeichneten Perſonen der 
Ladung nicht Folge leiſtet, jo Hat ſich der die Beweisauf⸗ 
nahme leitende Richter wegen Verfügung der Beſtrafung und 
wegen Vorführung des Zeugen an deſſen Vorgeſetzte zu wenden. 

Der ungehorſame Zeuge haftet überdies für allen den 
Parteien durch die ihm zur Laſt fallende Vereitlung oder 
Sergögeran der Beweisführung verurfachten Schaden.?) 

’ 3 8. 329 Abſ. 2, Zuſtellung zu eigenen Handen nicht erforderlich, 


'88. 328, 824, 325. 


50 fi., bet Advocaten 100 fl., 8. 220. Dem Recurſe (8. 348) Tann 
das Gericht ſelbſt en 8. 522. 


*) Weigerung des ftellig gemachten Beugen, 88. 825 unb 8286. — Gegen 
die —— und die Anordnung der Borführung tein Rechtämtitel, 8.349 


's) 8. 326 Abſ. 2. 


6,384. Die Feftitellung der vom — in den Fällen 
der 88. 326 und 333 zu erſetzenden Koſten muß unter Vor⸗ 
lage des Koftenverzeichnifies bei fonjtigem Ausichluffe binnen 
dt Tagen nad Rechtskraft des Beichluffes angejucht werden, 
durch welchen der Zeuge zum Koftenerfage verpflichtet wurde. 
Dem beauftragten oder erjuchten Richter obliegt die Teft- 


dirung wird im einzelnen nicht mit großen Schwierigkeiten ver⸗ 
bunden fein. Es wird demnach eine Präckufipfrift von acht 
Tagen genügen. Die Erdrterung der —— ob das Ausbleiben 
eines Zeugen als entſchuldigt anzuſehen ſei, kann am zweckmäßigſten 
bei der neuerlich zur Einvernehmung des Zeugen beſtimmten Tag⸗ 
fagung erfolgen. Es fcheint weder nöthig noch wünſchenswert, die 
Erledigung dieſer —7 — ſchlechthin zu einem beſonderen Incidenz⸗ 
falle zu machen. olgt aber die Rechtfertigung des Ausbleibens 
unter Umſtänden, die es unmöglich erſcheinen laſſen, die Verhand⸗ 
lung darüber in eine anderen Zwecken dienende Verhandlung ein⸗ 
zubeziehen, und erachtet der Richter concretenfalls eine ſolche münd⸗ 
liche Verhandlung über jene Entſchuldigung für nothwendig, ſo wer⸗ 
den ſich die vom Zeugen zu erſetzenden Koſten ſelbſtverſtändlich auch 
noch um den Betrag der Koſten dieſer beſonderen Verhandlung er⸗ 
höhen. Die Geltendmachung der durch das Verhalten des Zeugen 
begründeten weiteren Erſatzanſprüche und insbeſondere der Beweis 
des Schadens, der durch biete Verhalten verurfacht wurde, muß nach 
den allgemeinen Beftimmungen erfolgen. (Motive, S. 278, 279.) 
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ftellung des Koftenbetrage® nur dann, wenn er nach den 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes die Verpflichtung zum Koften- 
erfage auszufprechen berufen war.!) 
ı) Im Falle Huldigten Ausbleibens, 8. 838 Abſ. 1; nicht abe 
bei ungeredhtfertigter Weigerung des erſchienenen Zeugen, $. 826 Abi. 3. 
Gegen ben die Koftenerfagpflicht ausfprechenden, fowie den bie Koften 
feftießenden Beſchluß Recurs, 8. 51a. 
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Vernehmung. 

6.336. Zeugen, welche wegen falſchen Zeugniſſes oder 
falſchen Eides verurtheilt worden ſind, oder welche zur Zeit 
ihrer Abhörung das vierzehnte Lebensjahr noch nicht zurück⸗ 

efegt haben, endlich) Perſonen, welche wegen mangelnder 
eritandesreife oder wegen Verſtandesſchwäche von dem Wejen 
und der Bedeutung des Eides Teine genügende Vorſtellung 
haben, dürfen nicht beeidet werden. - 

Deögleihen fann das Gericht die Beeidigung eines 
57 unterlaſſen,) wenn beide Parteien auf die Beeidigung 
verzichten. 

Die unrechtmäßige Verweigerung des Eides zieht die- 
felben Folgen wie die ungeredhtfertigte Verweigerung der 
Ausfage nach fich.?) 

2) Außerdem in den Fällen 8. 337 Abf. 2 u. 8. 

b 325, 826. — Gegen die Entiheidung über die Rechtömäßigfeit 

— —— —— des Eides kein abgeſondertes Rechtsmittel, 88. 849 

6.337. Der Zeuge ift!) vor feiner Abhörung zu beeiden. 
Zur Aufklärung über die perjönlichen Berhältniffe®) des Zeugen, 
über die Zuläffigfeit feiner Abhörung®) oder Beeidigung‘) und 
über den Umſtand, ob er eine für die Ermittlung des Sad)- 
verhaltes dienliche Ausſage abzulegen vermöge, fann jedoch 
vor der Beeidigung de3 Zeugen eine Befragung desfelben 
vorgenommen werden.?) 

Auf Grund diefer Befragung kann das Gericht nad 
Anhörung der Barteien bejchließen, daß die Abhörung des 
Beugen zu unterbleiben Habe,®) oder e3 kann ſich vorbehalten, 
über die Beetdigung des Zeugen erſt nad) erfolgter Abhörung 
desjelben Beichluß zu fafen.?) Der beauftragte oder erjuchte 
Richter muß in jedem Falle die Abhörung des Zeugen vor- 
nehmen; er kann jedoch die Entjcheidung über die Beeidigung 

F. 337. In Anfehung der eigentlichen Abbörung des 
ze ift am geltenden Rechte, welches den Anforderungen der 

ahrheitserforfhung durchaus entjpricht, wenig zu ändern. Um 
unnöthige Eide thunlichft zu vermeiden, wurde geftattet, die Be⸗ 
eidigung eines Zeugen, von welchem nad dem Ergebniffe einer 
vorläufigen Befragung eine erhebliche oder cine glaubwürbige 
Ausſage nicht zu erwarten ift, zunächſt aufzufchieben und fodann 
eventuell ganz zu unterlaffen. Solcher Aufſchub oder das Unter- 
laffen der Beeidigung dürfte ſich beſonders empfehlen, wenn ein 
Zeuge troß eines ihm zuftchenden — Weigerungsgrundes 
ſich der Ausſage nicht entſchlägt. Denn dies mahnt bei Beur- 
30* 
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des Beugen bis nad) erfolgter Abhörung euffgieben) oder 
diefelbe dem erfennenden Gerichte vorbehalten 
Venn ih ein Ber e der Beantwortung bon Fragen 
nicht —— hinſichtlich deren er die Ausſage gemäß 
.321, 3. 1 und 2, zu verweigern berechtigt wäre, kann fi 
das ertennende Gericht oder der die Vernehmung leitende 
beauftragte oder erjuchte Richter gleichfalls vorbehalten, über 
die Ablegung des Eides erft nach erfolgter Abhörung des 
Beugen zu entjcheiden.®) 
1) Hinfichtli Mitgli i vI 
— — 
8, Bi: — Bet ei Bernehmung kann von ber Beeidigung ab⸗ 
gefehen werden, 8. 344 Abf. 2. 
’ — eſondere im Hinblide auf 8. 821 8. 1—5. 
« 6. 
Ns nicht unter Wahrheitspflicht und Sanctivn des 8. 199 lit. a 
7 Dagegen fein abgejondertes Rechtsmittel, 85. 349 Abſ. 1, 515. 


ai. % 3 wegen die Beſchlüſſe über die Beeidigung fein Nechtömittel 8. 349 


‚388. Sn allen Fällen, in welchen erft nach Abhörun 
der Beugen Über die Beeidigung entichieden werden foll,*) 1 
der Zeuge vor der Abhörung an die Pflicht zur Angabe der 
Wahrheit, an die Heiligkeit und Bedeutung des vorbehaltenen 
Eides, ſowie an die ftrafrechtlichen Folgen einer falfchen 
Ausfage zu erinnern.?) 

Nach Ablegung der Ausjage kann mit Rückſicht auf die 
Unerheblichkett derſelben oder auf das ihr zufommende 
geringe Maß von Glaubwürdigkeit vom erfennenden Gerichte 
oder von dem die Vernehmung leitenden beauftragten oder 
erſuchten Richter ausgejprochen werden, daß die Beeidigung 
unterbleibe.?) 

Wenn die Vernehmung durch einen beauftragten oder 
erfuchten Richter geſchah, kann das erfennende Gericht nach 





theitung der Glaubwürdigkeit des Aus zur Vorſicht; Häufig 
wird der Zeuge in ſolchen Fällen als befangen erjcheinen. Wenn 
der Zeuge vor dem ertennenden Gerichte vernommen wird und 
dieſes aus ber vorläufigen Befragung die Ueberzeugung gewinnt, 
daß der Zeuge nichts Erhebliches auszuſagen Hat, fo kann nad 
den allgemeinen Orundfägen über die Aenderung procefleitender 
Verfügungen vom Beweisbefchluffe Teldft abgegangen werden und 
die Vernehmung des Zeugen unterbleiben. (Motive, S. 279.) 
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Einlangen einer unbeeideten Zeugenausſage die nachträgliche 
Beeibigung an berfügen. 8) 
u 
R l aſſungskr 
un —— ——— 
je 8-8, dei.v.0. 3 len Serena ee 
2) Kein Bedptämittel, 8. 849 Abf. 2. 

8.339. Den Zeugen ift vor ihrer Vernehmung befannt 
zu geben, über welche aan die Ausfage von einem Zeugen 
verweigert werden darf (8. 321). 

Die Zeugen Far a in — der ſpäter 
abzuhörenden Zeugen zu vernehmen. Die Reihenfolge, in 
welcher die Abhörung ſtattzufinden bat, beſtimmt be Ber- 
nehmungen vor dem erfennenden Gerichte der Vorſitzende, 
fonft der beauftragte oder erjuchte Richter. 

Bor Beendigung der Bernehmung aller vorgeladenen 
Beugen darf fich Meder derjelben ohne richterliche Erlaubnis 
entfernen.?) 

Beugen, deren Ausfagen von einander abweichen, können 
emnander gegenübergeitellt h werden.?) 


.248 Abſ. 2 St. P. O. — Gegen die im Sinne dieſes $. gefaßten 
St —— getroffenen Verfügungen kein abgeſondertes Rechtsmittel 


340. Die Vernehmung Ben damit, ) daß der Zeuge 
über Namen, Alter, Religion, —E und Wohnort 
befragt wird. Erforderlichenfall3 °) jind ihm auch ragen über 
folche Umftände, welche jeine Glaubwürdigleit in der vor- 
liegenden Sache betreffen, insbefondere über feine Beziehungen 
zu den Parteien, vorzulegen. 

‚Bei der Abhörung a der Vorſitzende“) oder der die 
Bernehmung leitende beauftragte oder erjuchte Richter‘) an den 
‘ar en über diejenigen Thatjachen, deren Beweis durch feine 

tg hergeftellt werden foll, fowie zur Erforjchung des 
Grundes, auf welchem da3 Willen des Zeugen beruht, Die 
geeigneten Fragen zu flellen.?) Außer dem Vorſitzenden können, 
wenn die Vernehmung vor dem erfennenden Gerichte ftatt- 
findet, au) die übrigen Mitglieder des Senates an den 
Beugen Fragen richten.?) 
1) Bergleiche den Gegenfaß zur „Befragung nad) $. 337 Abf. 1. 


2) Insbeſondere wenn „vor ur, ge Befragung“ nicht als aus⸗ 
reichend Beenden wurde, 8. 337 Abſ. 2 


98.284 Abſ. 1. 
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6. 341. Ueber die Betheiligung der Parteien an der 
Beugenvernehmung gelten die Beitimmungen des 8. 289.1) 

In Anſehung derjenigen Perſonen, welche infolge be- 
jtehender Anordnungen nicht verpflichtet find, zur Abgabe 
einer Zeugenausfage in bürgerlichen Recht3angelegenheiten im 
Gerichtöhaufe zu erjcheinen, ) ift das Frogerecht der Parteien 
durch rechtzeitige Mittheilung fchriftlicher Fragen?) an den mit 
der Bernehmung beauftragten Richter auszuüben. 


!) Gegen Zurüdweifung der ragen durch den Borfigenden oder Senat 

fein abgejondertes Rechtsmittel, 88. 291 Abf. 1, 186 Abſ. 2, 849 Abſ. 1. 

a 838 Abf. 3, Art. VILLE. ©. RT BD. 

3 — Schriſtſahes, 8. 74. — Kein abgefondertes Rechtsmittel, 
: —— 


6.342. Wird die Zuläſſigkeit einer Frage beſtritten?) 
oder erachtet der Vorſitzende eine Trage als unangemejlen 
zurüdzumeifen, ®) jo entjcheidet hierüber auf Antrag der Eenat.?) 
Dieſe Entiheidung fteht auch einem beauftragten oder er- 
ſuchten Richter zu; fie gilt jedoch in diefem Falle als eine 
bloß vorläufige und kann durch das erfennende Gericht ab- 
geändert werden.*) 

Findet Das erfennende Gericht, daß eine bei der Ver⸗ 
nehmung vor einem beauftragten oder erfüchten Richter 
geftellte Frage unzuläffig war, jo kann dasjelbe ausfprechen, 


8. 341. Im erften Abfage wurde eine Vereinfachung des 
Textes Vorgenommten. 

Außerdem wurde an diefer Stelle im Ausfchuffe die Frage 
des Kreuzverhöres aufgeworfen. Dabei war ber Ausſchuß der 
Meinung, daß infoweit das Kreuzverhör zur Aufhellung der 
Thatſachen dienlich ift, die Beftimmungen des Regierungsentipurfes 
dasfelbe nicht ausschließen, daher die wahren Bortheile des Kreuz⸗ 
verhöres auch im öfterreichifchen Verfahren gefichert find, jedoch 
unter der vom Ausſchuſſe als Telbftverftändlih angenommenen 
Borausfegung, daß der Richter den Fragen der Parteien: einen 
entfpredend weiten Spielraum gewährt. Es wurde Hiebei auch 
betont, daß das Weſen des Kreuzverhöres nicht in der englifchen 
Form liege, bei welcher der Richter nur eine paffive Rolle fpielt, 
fondern vielmehr in dem Umftande zu fuchen fei, daß ein Zeuge 
von beiden Seiten über die jtreitige Thatſache in einem Zuge 
befragt werde, was nach dem Inhalte des vorliegenden Para- 
graphen unbedingt zuläjlig iſt. (A. B., S. 39.) 
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daß die auf dieſe Frage ertheilte Antwort im weiteren Laufe 
des Verfahrens unberuͤckſichtigt bleibe.*) 

1) 8. 186 Abſ. 1. 

n) 8, 289 bj. 1. 

\ 5 —— — Nee x efaßten Beichlüfie fein abgefondertes 
Rectänittel, 8. 349 Abſ. 1 (88. 186 Uhr. 23, 291 Abſ. 1). — 

6. 343. Die Ausſage des Zeugen iſt nach ihrem weſent⸗ 

lichen Snhalte, ſofern es aber nothwendig erjcheint,*) ihrem 

ortlaute nach in dem über die Tagſatzung geführten Broto- 
tolle?) aufzuzeichnen. Wurde der Zeuge In einer Verhandlungs- 
tagfaßung abge hört, fo Hat diefe Aufzeichnung im Berhand- 
Yungsprotofolle?) zu gejcheben. 

Das Aufgezeichnete ift dem Zeugen und den bei ber 
Bernefmung anmelenden Parteien zur Einficht vorzulegen 
oder auf Verlangen vorzulejen.‘) 

In dem Protokolle ift zu bemerken, ob der Zeuge vor 
oder nach feiner Abhörung beeidet wurde,®) ob deifen Beeidi- 
gung unterblieben ift®) oder der Entfcheidung des erfennenden 
Gerichtes vorbehalten wurde, 7) ob die Barteien und welche der- 
jelben bei der Abhörung zugegen waren, endlich ob und 
welche Einwendungen von den Parteien?) oder vom Zeugen 
ol erhoben wurden. 


2) 8. 216. 
») 8. 265. 
— der Zeugen iſt nicht zu verlangen. — Vergl. 8. 212. 
4 4— [ 


8. 836, 838 

i 837 Abſ. 2. 
af 3* llenfalls durch Anſchluß von Niederſchriften zum Protokoll, 8. 212 

6.344. Das erkennende Gericht kann auf Antrag oder 
von amtswegen die wiederholte Vernehmung von Zeugen 
insbejondere anordnen, wenn es die vom beauftragten oder 
erſuchten Richter für gerechtfertigt erkannte Weigerung der 
Ausfage oder der Beantwortung einzelner ragen für unzu⸗ 
läffig erachtet, wenn Beugen nicht Bi ran oder nicht 
vollftändig vernommen wurden, wenn-die Ausjage in Bezug 
auf weſentliche Punkte an Unflarbeit, Unbeftimmtheit oder 
Zweideutigkeit leidet, oder wenn Die Zeugen jelbft eine Er- 
gänzung oder Berichtigung ihrer Ausſagen für nothwendig 
eradhten.!) 

Bei wiederholter oder nachträglicher VBernehmung kann 
angeordnet werden, daB jtatt der nochmaligen Weeidigung ?) 
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der Zeuge die Richtigleit feiner Ausfage unter Berufung auf 
den früher abgelegten Eid zu verfichern Habe. 
1 18,204, 286 Ab. 3. 


6.845. Die Partei kann auf einen Zeugen, welchen fie 
vorgeichlagen hat, verzichten. Der Gegner kann jedoch ver- 
langen, daß der Zeuge, falls er bereit3 zur Vernehmung er- 
Ichienen ift, ungeachtet diefes Berzichtes vernommen * 


14 


deſſen Bernehmung, wenn fie bereit3 begonnen Hat, f 
— 


ergl. 8. 302. 
Bei Verzicht beider Parteien dürfen die Zeugen auch nicht von amts⸗ 
wegen (Proceßleitung) vernommen werben, 8. 188 Abi. 2. 


Beugengebüren. 


.346. Seder Zeuge hat Anſpruch auf Erfag der noth- 
sa en Koften, welche durch die Reiſe an den Ort der 
Vernehmung, Durch den Aufenthalt dafelbft, ſowie durch die 
Rückreiſe verurfacht werden. 

Eine Entjhädigung für Zeitverfäumnts Tann von einem 
a en nur dann begehrt werden, wenn ihm durch diejes 

erſäumnis ein empfindlicher Abbruch an feinem täglichen 
Erwerbe verurjadht wird. | 

Den Anſpruch auf eine Vergütung bat der Zeuge binnen 
vierundzwanzig Stunden nad; feiner Vernehmung bei Berluft 
dieſes Anfpruches geltend zu machen.!) 

Auf Anſuchen des Zeugen kann der Vorfigende oder der 
beauftragte oder der erſuchte Richter anordnen, daß dem 
Zeugen ein zur Beitreitung der Reife zum Gerichte aus- 
reichender Vorſchuß geleiftet werde.?) 

2) 8, 829 . 2. x arme Parteien werden die Zeugengebüren 

vorläufig aus dem Staatsſchatze geleiftet, 8. 64 8. 5. 
us dem von ber Partei zu erlegenden Vorſchuß, 8. 888 Abf. 1, 
Ka dem Staatsſchatze 8.64 3. 5.— Vagegen Tein Rechtsmtttel, 8. 849 





$. 345. Für den Verzicht auf einen vorgejchlagenen Zeu⸗ 
gen wurbe eine zeitliche Grenze nicht feftgefeßt, weil der Gegner 
— mag der Verzicht wann immer erfolgen — berechtigt tft, eine 
bereit3 abgelegte Ausfage für fich geltend zu machen, ober wenn 
bie Vernehmung noch nicht ftattfand, jeinerfeitd nun den Beweis 
durch dieſen Zeugen anzubieten. Zwedmaßi keitsgründe befür⸗ 
worten es, dem Gegner einer verzichtenden Park zu geitatten, 
troßg des Verzichtes die Vernehmung eines bereit3 bei Gericht 
erſchienenen Zeugen zu begehren; es wird dadurch ein neuer 
gerichtlicher Beweisbeſchluß erfpart. (Motive, S. 279.) 
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6.347. Den Zeugen wird die Vergütung auf Grund 
von Gebürentarifen geleiftet. Die Beitimmung der Ber- 
ütung, fowie die wegen Auszahlung derfelben erforderlichen 
Berfügungen obliegen den mit diefem Gefchäfte betrauten 
Beamten des Proceßgerichtes oder des erjuchten Gerichtes. 
Den Parteien fteht es frei, von der Beftimmung der Ber- 
ütung Einficht ge nehmen; ſowohl die Parteien als der 
enge Tönnen binnen Drei Tagen nad) der erfolgten Be- 
ftimmung die Entjcheidung des Gerichtes begehren. Diefer 
Antrag Tann mündlich angebracht werden.?) | 

Das Gericht entjcheidet über denfelben ohne vorhergehende 
mündliche Verhandlung; es Tann jedoch vor der Enticheidung 
den Zeugen, die Parteien oder eine berfelben einvernehmen. 
Die Entſcheidung kann durch ein Rechtsmittel nicht ange 
fochten werden.? 

. gu Protokoll, 88. 348, 79. 

nder3 bei Sachverftändigengebüren, 8. 365 Abſ. 8. 
Form des Anbringen?. 

6.348. Anzeigen, Gefuche und Recurfe!) eines Zeugen 
fönnen außerhalb der Tagfabung mittel! Schriftfages?) ange- 
bracht oder mündlich gr erichtfichem Protokoll?) erfiärt werden. 

J —— von $. 520. 

. 9. 
Rechtsmittel. 

$ 349. Gegen die Entfcheidung über die Rechtmäßigkeit 
der Weigerung einer Ausfage,?) der enge Eides?) oder 
der Beantwortung einzelner Fragen, 8) gegen den Beichluß, daß 
die Abhörung eines Zeugen zufolge 8. 337 zu unterbleiben hat, 
ſowie gegen bie im Sinne der 58.339 bis 342 bei der Ver- 
nehmung gefaßten Beſchlüſſe und getroffenen Verfügungen, 
findet ein abgefondertes Rechtsmittel nicht ftatt. 

Die Enticheidung des erfennenden Gerichtes über den 
Fortgang des Verfahrens bei Weigerung der Ausſage oder 





$. 347. Nach der Faſſung des erften Abfages können nur 
tichterliche Beamte mit der Beitimmung der Zeugengebüren betraut 
werden. Da e8 aber dem Ausichuffe wünſchenswert erjchten, der 
Trage bezüglich der zukünftigen Gerichtskanzlei nicht zu präjudiciren 
und e3 offen zu laflen, ob derlei Gefchäfte von richterlichen Be⸗ 
amten oder von Gerichtsfchreibern in Hinkunft beforgt werben, 
wurde die Streichung des Wortes „gerichtlichen“ vorgenommen. 
(A. B., &. 39.) 


6 
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der Eidesleiſftung ſeitens eines Zeugen,“) ſowie über bie Fort⸗ 
ſetzung der Ver — in den Yällen der 88. 332 und 335, 
die Befchlüffe, durch welche die Ladung?) eined Zeugen oder 
beifen Vorführung) angeordnet oder behufs Erlegnug eines 
Vorſchuſſes für die dem Zeugen zu gewährende Bergütung 
G S eine Friſt beftimmt wird, Die Befchlüffe, durch welche 

Leiftung eines Vorſchuſſes an den Zeugen aufgetragen 
ih (8. 346), ſowie die über die Beeidigung eines Zengen 
—— Beſchlüſſe? können durch ein Rechtsmittel nicht an⸗ 
ge ochten werden. 


”) 88. 887, 388. 

Sachverſtändige Zeugen. 

6.350. Die Borfchriften über den Zeugenbeweis finden 
auch Anwendung, injoweit zum Beweiſe vergangener That- 
iachen oder Zuftände, zu deren Wahrnehmung eine bejondere 
Sachkunde erforderli war, ſolche fachkundige Perjonen zu 
vernehmen find. 


Sünfter Titel. 
Beweis durch Sachverftändige, 


Beftellung der Sadverftändigen. 
6.351. Wird die Aufnahme eines Beweiſes durch Sach— 
verftändige nothwendig,*) fo hat das erkennende Gericht?) einen 
ober mehrere Sachverftändige, jofort nad Einvernehmung 





— — — — — —— — — —— 


8. 351. Zur einem Proceßſyſteme mit freier Beweiswür—⸗ 
bigung find Sachverftändige, wenn auch ihre Vernehmung in 
Form einer Beweisanbietung von ben Parteien beantragt wird, 
berufen, den Richter bei der Würdigung eines beftimmten Sad- 
verhaltes zu unterftügen. Wie es daher dem richterlichen Urtheile 
überlaffen bleiben muß, ob es zur Würdigung des Sachverhaltes 
der Sachverftändigenvernehmung bedarf — eine Anwendung hievon 
macht der Entwurf im 8. 364 — jo muß es ihm auch zuftehen, 
den Sachverſtändigen, deffen Beiftand er benöthigt, auszuwählen 
und zu entfcheiden, ob er eine oder mehrerer Sachverftändigen 
bedürfe. Der Richter wird biebei, das ift felbftverftändlich, nach 
Thunlichkeit auf die SOrIDläge Nüdfiht nehmen, melde die 
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der Parteien über deren Perſon, zu beſtellen. Hiebei iſt, fo- 
fern nicht beſondere Umſtände etwas anderes nothwendig 
machen, vor allem auf die für Gutachten der erforderten Art 
öffentlich beſtellten Sachverſtändigen Bedacht zu nehmen. 

Das Gericht kann an Stelle des oder der zuerſt beſtellten 

Sachverſtändigen andere ernennen.?) 

!) Aufnahme von amtswegen: hinſichtlich der Bewertung des Streit⸗ 
egenſtandes, $. 60 J. N. — In Bethätigung der Proceßleitung, 8. 188 
8. — Bei der Schriftvergleichung, 8.315. mie Bornahme eines Augen 

icheines, 8. 868 Abf. 1. 
2 Sicher 19 0088 iſes, 88. 884 ff. — Gegen bie Entſcheidung üb 
eru e eweiſes, — en die eidung uber 
die Zahl der —S— kein — 8. 366 Abſ. 2. Auf⸗ 
nahme im Berufungsverfahren, 88. 481, 488 Abſ. 3. 
Parteien über die zuzuziehenden Sachverftändigen uud in$bejondere 
über deren Zahl machen; dieſe Borfchläge werden namentlich 
dann für ihn von großem Werte fein, wenn fie auf dem Ein— 
verftändniffe beider Parteien beruhen. Aber es wäre principiell 
nicht gerechtfertigt, den Parteien einen weitergehenden Einfluß 
einzuräumen und das Ermeſſen des Richter in einer Frage, 
welche den Vollzug eincd Beweisbeichluffes betrifft, dem Willen 
der Parteien unterzuordnen. Und auch die Zweckmäßigkeit mahnt 
dazu, dem Richter und dem Procefje cine befondere Verhandlung 
über die Wahl der Sachverftändigen zu erlaſſen; der Richter 
müßte in jedem Falle intervenirven, wenn ein Einverſtändnis 
unter den Parteien über die Sachverſtändigen nicht zu Stande 
fommt, und das würde fo ziemlich die Regel fein. Im Intereſſe 
der Vereinfachung wird ferner durch 8. 352 gejtattet, Die Bes 
ftimmung der Anzahl der Sachverftändigen und ihre Auswahl 
auch dem beauftragten oder erfuchten Richter zu überlaffen. Die 
Aufnahme eines Sachverftändigenbeweife® wird velativ Häufig 
außerhalb der mündlichen Verhandlung ftattfinden müſſen. Oft 
fan der zu befichtigende Gegenftand nicht vor Gericht gebracht 
werden, oft wieder hängt die Gewinnung einer beftimmten Anficht 
von Unterfuchhungen ab, welche mit beftem Willen nicht vor dem 
erkennenden Gerichte angeftellt werden können. Wenn wegen der 
Beweisaufnahme ein Erſuchen an ein anderes Gericht ergehen 
muß, fo würde es wohl recht zweckwidrig fein, wenn das mit 
den Orts- und Perfonenverhältniffen vielleicht weniger vertraute 
erfennende Gericht durch eine Entfcheidung über die Anzahl der 
Sahverftändigen und durch die Auswahl der Perjon dag viel 
beffer informirte Gericht binden und eine erfolgreiche Beweis— 
aufnahme hindern oder erfchweren würde. Es wäre fchon genug 
zu bedauern, wenn erft behufs Befeitigung ſolch unausführbarer 
oder unangemeffener Berfügungen eine Correſpondenz zwiichen 
erſuchtem und erfennendem Gerichte ftattfinden müßte Im Ver- 
hältniffe zum beauftragten Richter ift die Gefahr geringer; die 
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6.352. Wenn ein durch Sachverſtändige zu beſichtigender 
Gegenftand nicht vor das erkennende Gericht gebracht werden 
fann, oder die Aufnahıne des Sachverftändigenbeweifes vor 
demjelben aus anderen Gründen erheblichen Schwierigkeiten 
unterliegen würde, ') jo Tann diejelbe durch einen beauftragten ?) 
oder erjuchten?) Richter erfolgen. 

Die Beftimmung der Anzahl‘) der Sachverftändigen ſowie 
die Auswahl der Sachverſtändigen Tann in diefem Falle dem 
mit der Beweisaufnahme betrauten Richter überlafjfen werden; >) 
erner Tann die Auswahl, wenn dies zur Vermeidung von 

erzögerungen oder eines unverhältnismäßigen Aufwandes 
dienlich erjcheint, ohne vorgängige Vernehmung der Parteien 
geſchehen. Die Namen der beitellten Sachverftändigen find 


beiderfeitige Nähe macht eine rafchere Eorrectur ungeeigneter Ver- 
fügungen möglich. Aber e3 ift nicht einzufehen, warum man es 
überhaupt auf die Nothwendigkeit einer ſolchen Correctur immer 
ankommen laſſen folte.. Einem Nichter, ben das erfennende 
Gericht zur Leitung der Bemweisaufnahme befähigt hält — und 
biefe Leitung befchräntt fi) insbeſondere nach dem Entwurfe 
nit auf die Beobachtuug von Formalitäten — dem wird es 
meiften? mit gleicher Beruhigung auch die Auswahl der Sach⸗ 
verftändigen überlaffen können. Ob dies zutrifft, wird concret zu 
erwägen fein. (Motive, &. 280.) 

Sn der J lautete der Eingang des zweiten 
Abſatzes: „In der Regel genügt die Beſtellung eines Sach- 
verſtändigen.“ 

Der erfte Satz des zweiten Abſatzes wurde weggelaſſen, da 
die Frage, ob ein oder zwei Sachverftändige beizuziehen find, im 
erften Abſatze principiell feitgeftellt ift, da das Gericht nad 
feinem Ermefjen entweder einen oder zwei Sacdhverftändige 
beftellen kann und der Ausschuß weder das eine noch das andere 
als Pegel aufftellen, fondern dieje Frage dem. durch die Berüd- 
fihtigung aller Umftände geleiteten richterlichen Ermeflen überlaffen 
wollte. (A. B., ©. 39.) 


8. 352. Um den Parteien eine rechtzeitige Geltendmachung 
von Ablehnungsgründen zu ermöglichen und eine fpätere Verhand⸗ 
lung über Ablehnungen zu vermeiden, wird auch, wenn die Be- 
ftelung der Sachverftändigen durch das erfennende Gericht geigieht, 
dafür zu forgen fein, daß ben Parteien die Namen der Sach» 
verftändigen nad Thunlichkeit noch vor der zur Beweisaufnahme 
beftimmten Zagfagung bekannt werden. Doch wird fich ſolche Be- 
fanntgabe nicht immer ausführen Iaffen. Es kann daher die Mit- 
theilung der Namen füglich nicht zum Ausgangspunkte einer ge= 
ſetzlichen Friſt für die Ablehnung von Sachverftändigen genommen 
werden. Bei der Beſtimmung des Zeitpunttes, bis zu - welchem 
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den Parteien vom beauftragten oder erſuchten Richter gleich⸗ 
zeitig mit der Verftändigung vor der zur Beweisaufnahme 
beftimmten Tagſatzung befannt zu geben. 

2) Aus diefen Gründen Tann auch vor der münblicden Streitverhand⸗ 

Iung (8. 244) oder jelbft während berfelben ein vorbereitendes Verfahren 
nad) $. 245 3. 3 angeordnet werden, 8. 246 Abi. 2. 

: a Br gear! en Mitglied des Senates, 8. 282. 

⸗ "die die ein Rechtsmittel, 8. 366 Abſ. 2. 

) BE DEE ge m nenn, 1. a 

6.353. Der Beftellung zum Sacjverftändigen hat der⸗ 
jenige Yolge zu leiften, welcher zur Erftattung von Gutachten 
der erforderten Art öffentlich beftellt ift oder welcher die 
Biflentchaft, die Kunft oder das Gewerbe, deren Kenntnis 
Borausfegung der geforderten Begutachtung ift, öffentlich als 
Erwerb ausübt oder zu deren Ausübung öffentlich angeftellt 
oder ermächtigt ift. 

Aus denjelben Gründen, welche einen Zeugen zur Ber- 
weigerung der Ausfage berechtigen,!) fann die Enthebung von 
der Beftellung als Sachverftändiger begehrt werden. 
Deflentlihe Beamten find überdies auch dann zu ent⸗ 


— — — — — — — 





eine Ablehnung ſtatthaft iſt, wird man nur darauf bedacht ſein 
müſſen, einer nachträglichen Anfechtung von Beweisaufnahmen in 
Form der Ablehnung vorzubeugen. Es dürfte deshalb entſprechen, 
den Beginn der Beweisaufnahme als Grenze für das Vorbringen 
von Ablehnungsgeſuchen zu bezeichnen ($. 355). Wenn die Aus⸗ 
wahl der Sacdverftändigen dem beauftragten Richter überlaffen 
wird, fo ift e8 wohl nur confequent, ihm auch die Entſcheidung 
über ein etwaiges Ablehnungsgefuch zu übertragen und daber den 
beauftragten Richter neben dem erkennenden Gerichte und dem 
erfuchten Richter zur Erledigung der Ablehnungsanträge competent 
zu erflären (8. 356). Es ift allerdings richtig, daß der beauftragte 
Richter und das erkennende Gericht fi immer am felben Orte 
befinden, und es deshalb für die Parteien nicht beſchwerlich fein 
dürfte, die Entſcheidung des erfennenden Gerichtes anzurufen. 
Aber der Vorſchlag des Entwurfes erfcheint deshalb nothiwendig, 
weil fonft jede bet der Bemweisaufnahms-Tagfagung vor dem be= 
auftragten Richter angebrachte Ablehnung, ohne Rüdficht auf ihre 
Stihhältigleit, einen Aufſchub der Tagſatzung behufs Einholung 
der Entſcheidung des erfennenden Gerichte zur Folge haben 
müßte. Da die Enticheidung nicht immer gleich im nämlichen 
Augenblide eingeholt werden und erfließen können wird, fo würde 
fi auch Bier eine offene Stelle für das Einfchleihen muthtwilliger 
Berfchleppungsverfude bilden, und die darf nicht zugelaffen 
werden. (Motive, ©. 281.) 
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heben, wenn ihnen die Verwendung als Sachverſtändige von 
ihren Vorgeſetzten aus dienſtlichen Rückſichten unterſagt wird 
oder wenn ſie durch beſondere Anordnungen der Pflicht, ſich 


als Sachverſtändige verwenden zu laſſen, enthoben ſind. 
1) 88. 321, 928. 


Folgen des Nihterjheinens und der Weigerung. 


6.354. Wenn ein zur Erjtattung des Gutachtens be- 
ftellter Sachverjtändiger die Abgabe des Gutachtens ohne 
genügenden rund verweigert oder troß ordnungsmäßiger 
Ladung bei der zur Beweisaufnahme beftimmten fagung 
ohne genügende ns nicht erjcheint, ift demſelben 
der Erſatz der durch feine Weigerung’) oder durch fein Aus⸗ 
bleiben?) verurjadhten Koften durch Beſchluß aufzuerlegen; 
außerdem iſt der Sachverftändige in eineOrdnungsftrafe?) oder *) 
bet muthmilliger Verweigerung der Abgabe des Gutachtens 
in eine Muthwillensftrafe?) zu verfällen.‘) In Bezug auf dieje 
Beichlußfaffungen haben die Beitimmungen,ber 88.326, 333 
und 334 jinngemäße Anwendung zu finden. 

Anftatt des ungehorfamen Sacverftändigen kann ein 
anderer Sachverſtändiger beftellt werden. 

Der ungehorfame Sachverftändige haftet nebft dem Koften- 
erfate für allen weiteren den Parteien durch die ihm zur 
Laſt fallende Vereitlung oder Verzögerung der Beweisführung 
verurſachten Schaden.’) 

1) Darüber beichließt das erkennende Gericht, 8. 326 Abi. 3. 

2) Darüber kann auch der beauftragte oder erſuchte Richter ent⸗ 

8. 338 Abf. 1. 
3) Bis zu 50 fl., 8. 220. 
4 Bei Zeugen auch Eumulirung, 88. 326 Abſ. 3, 383. 
5, Bis zu 300 Gulden, 8. 220. 
°) Zwangsweiſe Borführung findet nicht ftatt. — Dem Recurfe gegen 
ſolche Strafverfügungen Tann das Gericht felbit ftattgeben, 8. 522. 
) Mitteld Klage geltend zu madjen. o 


Ablehnung. 

6.355. Sachverftändige können aus denfelben Gründen 
abgelehnt werden, welche zur Ablehnung eines Richter be» 
rechtigen;?) jedoch Tann die Ablehnung nicht darauf gegründet 
werden, daß der Sadjverftändige früher in derfelben Nechts- 
jache al3 Zeuge vernommen wurde. 

Die Ablehnungserflärung ift bei dem Proceßgerichte, 
wenn aber die Auswahl der Sachverftändigen dem beauf- 

8. 355. Siche die Motive bei $. 352, 
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tragten oder erſuchten Richter ũüberlaſſen wurde,) bei dieſem 
vor dem Beginne der Beweisaufnahme, und bei ſchriftlicher 
Begutachtung vor erfolgter Einreichung des Gutachtens?) mittels 
Schriftfag*) oder mündlich anzubringen. Später Tann eine 
Üblehnung nur dann erfolgen, wenn die Partei glaubhaft 
macht,°) daß fie den Ablehnungsgrund vorher nicht erfahren 
oder wegen eines für fie unüberfteiglichen Hinderniffes nicht 
rechtzeitig geltend machen Tonnte. 

Iſt im Falle einer folchen — Ablehnung die 
durch einen beauftragten oder erſuchten Richter vorzunehmende 
Beweisaufnahme ſchon beendet, ſo kann die Ablehnung nur 
bei dem — —— vorgebracht werden. 


) 19, 20 
2) 5. 362. 


6.356. Gleichzeitig mit der Ablehnung find die Gründe 
der Ablehnung anzugeben. Die Entſcheidung über die Ab- 
lehnung ſteht dem erlennenden Gerichte oder dem beauftragten 
oder erjuchten Richter zu, je nachdem die Ablehnung zufolge 
8.355 bei erfterem oder leßterem angebracht wurde. 

Die Entſcheidung erfolgt, wenn die Ablehnung nicht bei 
einer Ta Iahung — wird, ie vorhergehende münd- 
liche Verhandlung. Die ablehnende Partei Hat die von ihr 
angegebenen Gründe der Ablehnung auf Verlangen des Ge- 
richtes vor der Entſcheidung glaubhaft 1) zu machen. Wird der 
Ablehnung ftattgegeben,?) jo ift ohne Aufichub die Beitellung 
eines anderen Sachverſtändigen zu veranlafjen. 

1) 8, 274. 

N Kein Rechtsmittel, 3. 366 Abf. 2. — Gegen die Verwerfung kein 

abgejonbertes Rechtsmittel, 88. 366 Ab}. 1, 515. 


Beweisaufnahme. 


6.357. Das erfennende Gericht oder der mit der Leitung 
der Beweisaufnahme betraute Richter Tann auch die fchrift- 
liche Begutachtung anordnnen.!) In diefem Falle find die Sach- 
veritändigen verpflichtet, auf Verlangen über das jchriftliche 
Gutachten mündliche Aufllärungen zu geben oder dasjelbe 


bei der mündlichen Verhandlung zu erläutern. 
) 8.360 Abf. 2. — Kein abgefondertes Rechtsmittel, 88.366 Abj. 1, 515. 
8. 357. Wenn die fchriftliche u der Begutachtung ge- 
wählt wird, fo lann dies nicht alS Befreiung bon der Aufgabe 
betrachtet werden, welche mit der Leitung der Beweisaufnahme 
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6.358. Jeder Sadjverftändige hat vor dem Beginne 
der Beweisaufnahme den Sachverftändigeneid zu leiſten.) Bon 
der Beeidigung des Sachverftändigen Tann abgejehen werben, °) 
wenn beide Parteien auf die Beeidigung verzichten. 

ft der Sachverftändige für die Erftattung von Gut⸗ 
achten der erforderten Art im allgemeinen beeidet, fo genügt 
die Erinnerung und Berufung auf den geleifteten Eid. 

1) 8. 1, Geſetz v. 3. Mai 1868, R. G. B. Nr. 38, bei Art. XL E. ©. 

?) Gegen die über die Beeidigung gefaßten Beichlüffe Tein Rechts⸗ 

Rechtsmittel 8. 366 Abſ. 2. J— 

6.359. Den Sachverſtändigen find diejenigen bei Ge⸗ 
richt befindlichen Gegenftände, Actenſtücke und Hilfsmittel 
mitzutheilen, welche für die Beantwortung der denfelben vor- 
gelegten Fragen erforderlich find. 


6.360. Kann eine gründliche und erſchöpfende Begut- 
achtung nicht fogleich erfolgen, jo Hat der die Beweisauf- 
nahme leitende Richter für die Abgabe des Gutachtens eine 
Frift?) oder eine befondere Tagſatzung zu bejtimmen.®) 

Bon dem Einlangen des ſchriftlichen Gutachtens?) find Die 
Parteien u Kenntnis zu ſetzen (8. 286).*) 


2) Rein Rechtömittel 8. 866 Abſ. 2. 

3) Schriftfah, 8. 74. — Bis dahin Ablehnung, $. 355 Abf. 2. 

4) Nothwen ige Berbeflerungen und Ergänzungen orbnet im vor⸗ 
bereitenden Verfahren ber beauftragte Richter 8. 249, fonft der Vor⸗ 
fitende an, 8. 286. 

6.361. Sind zur Abgabe eines Gutachtens mehrere 
Sachverſtändige beftellt, jo können fie dasfelbe gemeinſam 
erftatten, wenn ihre Anfichten übereinftimmen. Sind fie ver- 
Ihiedener Anficht, jo hat jeder Sachverftändige feine Anficht 
und die für Diejelbe jprechenden Gründe befonders darzulegen. 


6, 362. Das Gutachten ift ftet3 zu begründen. Bor 
Darlegung feiner Anficht Hat der Sadhverftändige in den- 
jenigen Fällen, in welchen der Abgabe ſeines Gutachtend Die 
Befihtigung von Perfonen, Sachen, Dertlichkeiten u. dgl. 
verbunden ift. Zu diefer Aufgabe gehört es, insbefondere dafür 
zu forgen, daß dem erfennenden Gerichte nicht ein Lüdenhaftes, 
der Aufklärung bedürftige® Materiale vorgelegt werde. Es muß 
demnach während der Bemweisaufnahme, mag diefelbe vor dem 
Proceßgerichte oder vor einem beauftragten oder erſuchten Richter 
erfolgen, die Vernehmung der Sachverftändigen ftattfinden Tünnen, 
foweit die zur Aufklärung über ein fchriftliches Gutachten nöthig 
erſcheint ($. 357). (Motive, S. 281.) 
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voransging und die Kenntnis ihrer Beichaffenheit für das 

Verftändnis und die Würdigung des Gutachtens von Belang 

hi — Beſchreibung der beſichtigten Gegenſtände zu geben 
efund). 

Erſcheint das abgegebene Gutachten ungenügend oder 
wurden von den Sachverſtändigen verjchiedene Anfichten aus⸗ 
geiprochen, jo kann das Gericht auf Antrag oder von amts⸗ 
wegen anordnen, daß eine neuerliche Begutachtung durd) die- 
felben oder durch andere Sachverſtändige oder doc mit Zu- 
ziehung anderer Sachverſtändiger ftattfinde. Eine ſolche An⸗ 
ordnung ift insbejondere auch dann -zuläffig, wenn ein Sach⸗ 
verftändiger nad) Abgabe ded Gutachtens?) mit Erfolg abge- 
lehnt wurde.) Zu diefen Anordnungen ift auch der beauf: 
tragte oder erſuchte Richter berechtigt. 

1) 8. 855 Abſ. 2. 

2) 8. 856. 

- 6,363. Die Partei, welche den Beweis durch Sachver⸗ 
ftändige angeboten hat, kann auf denjelben verzichten. Der 
Gegner kann jedoch verlangen, daß die angeordnete Beweis⸗ 
aufnahme demungeachtet vorgenommen werde, wenn entiveder 
die Beweisaufnahme bereit3 begonnen hat oder a ai 
die Sachverftändigen zum Zwecke der Beweisaufnahme jchon 
bei Gericht erfchienen find.) _ 

Die dem Vorſitzenden nach 8. 183 zuftehende Befugnis, 
von amtöwegen eine Begutachtung durch Sachverftändige 
anzuordnen, wird dur einen Verzicht der. Parteien nicht 
berührt .?) 

3) — 8. 846. 

3) Anders hinſichtlich Urkunden und Zeugen, 8. 188 Abſ. 2. 

6.364. Bei der Ausübung der Handels⸗ See⸗ oder 
Berggerichtäbarkeit kann das Gericht in Fällen, in welchen 
der Gegenftand feiner Beurtheilung fachmännifche Kenntniffe 
erfordert oder in welchen das Beitehen von geichäftlichen 
Gebräuchen in Frage fommt, ohne Zuziehung von Sachver⸗ 
ftändigen entjcheiden, wenn die eigene Fachlunde oder das 
eigene Wiſſen der Richter diefe Zuziehung überflüſſig madht. 


Gebüren. 


6.365. Der Sachverſtändige hat Anſpruch auf Erſatz 
der ihm verurjachten Koften und Auslagen, auf Entſchädi⸗ 
gung für Beitverfäumnis und auf Entlohnung feiner Mühe— 
waltung; er Tann einen angemeflenen Vorſchuß begehren.!) 
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Der Borfitende oder der beauftragte oder erjuchte Richter, 
vor welchem die Beweisaufnahme ftattfindet, lönnen anordnen, 
daß der Beweisführer einen von ihnen zu beftimmenden Be- 
trag zur Dedung des mit der Aufnahme des Beweifes durch 
Sachverſtändige verbundenen Aufwandes vorſchußweiſe erlege 
(8.332, Abſatz 2).9) 

Auf die Bemeſſung der Sachverftändigengebüren finden 
die Beftimmungen des $. 347 Hinngemäße Unwendung. Gegen 
den Beichluß über das Ausmaß Diefer Gebüren ift der Re 
curs zuläffig) 

. 346 bl. 4. 

Rechtamittel, 88.382 Abſ. 1, 349 Ab. 2. — Bei nit recht⸗ 

zeitigem Erlage Fortſetzung der Verhandlung ohne Rüdficht auf den Be- 

weis, 8@8823, nadträgliche Benübung nur zuläjfig, wenn das ahren 

nicht bergögert wird, 8. 279 Adi. 3, ein abgeſondertes Recdtämittel, 

8. 291 Abſ. 1. Der — —— Beweis iſt im Urtheilsthatbeſtande 
anzu ‚8. 417 Abſ. 3. 

Im Gegenſatz zu 8. 347 Abſ. 2. 
Rechtsmittel. 

6.366. Gegen den Beſchluß, durch welchen die Ab- 
lehnung eines Sadverftändigen verworfen!) oder eine fchrift- 
lihe Begutachtung angeordnet wird,?) findet ein abgejondertes 
Nechtömittel nicht ftatt.®) 

Die Entjcheidung über die Anzahl der zu beftellenden 
Sadverftändigen,*) der Beichluß, durch welchen die Beftellung 
der Sachverſtändigen dem beauftragten Nichter überlaffen 
(8. 352) oder ein Sachverſtändiger wegen Ablehnung ent- 
hoben wird,°) die über die Beeidigung eines Sachverſtändigen 
gefaßten Beichlüffe,*) endlich die Beichlüffe, Durch welche Mr 
die Abgabe des Gutachtens gemäß 8. 360 eine Tagſatzung 
anberaumt oder eine Friſt befimmt wird, können durch ein 
Bechtöimiktel nicht angefochten werden. 


. 857. 
. 515 


x) 8.961, 802. 
\ N 856, 362 Abſ. 2. 
) 8. 858. 
$. 367. Soweit im Vorſtehenden nichts anderes beftimmt 
ift, finden auf den Beweis durch Sachverſtändige und ins⸗ 
bejondere auch auf deren Vernehmung und die Protofolli- 
rung des bei einer Tagſatzung abgegebenen Befunde und 


Gutachtens die Vorfjchriften über den Beweis durch Zeugen‘) 
ER aeubung, 
1) 88. 320-850. 
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Sechster Titel. 


Beweis durch Augenfchein. 


6.868. Zur Aufllärung-der Sache kann das Gericht‘) 
auf Antrag oder von amtöwegen die Bornahme eines Augen- 
icheines, nöthigenfalls mit Buziehung eines oder mehrerer 
Sachverftändigen,?) anordnen.?) 

Wenn der zu befichtigende Gegenftand nicht vor das 
erfennende Gericht gebracht werden kann, oder die Bornahme 
des Augenſcheines vor demſelben aus anderen Gründen 
erheblichen Schwierigfeiten unterliegen würde, *) fo Tann die- 
felbe duch einen beauftragten®) oder durch einen erjuchten 
Richter‘) erfolgen.”) In diefem Falle kann dem mit der Bor- 
nahme de3 Augenjcheines betrauten Richter die Enticheidung 
über die Yuziehung der Sachverſtändigen und die Ernennung 
derjelben überlaffen werden. Gegen diefe Beichlüffe®) ift ein 
Rechtsmittel nicht zuläffig. 

Wenn die Vornahme des Augenjcheines vorausſichtlich 
einen Koftenaufmand verurſachen wird, kann der Borfigende 





8.368. Schon das Gefet über das Bagatellverfahren bat im 
Zufammenhange mit einer intenfiveren Proceßleitung dem Gerichte 
die Befugnis ertheilt, einen Augenſchein bon amtswegen vorzu⸗ 
nehmen oder deffen Vornahme anzuordnen. Auch die gleiche Be⸗ 
ftiimmung des Entwurfes (8. 368) fteht mit deſſen Auffaffung über 
die dent Gerichte obliegende materielle Proceßleitung in Verbindung. 
Die Freiheit des Gerichte® in Anſehung der Beiziehung von 
Sachverftändigen ſowie ihrer Auswahl beruht auf ben für den Sach⸗ 
verftändigenbeweis aufgeftellten Rechtsſätzen. Der Wert des gericht- 
lien Augenſcheines als Feftftelungsmittel finkt begreiflicherteife, 
wenn nicht das erkennende Gericht felbft ben Augenſchein vornimmt. 
Dennoch Tann fol unmittelbare Augenfcheinseinnahme durch das 
ertennenbe Gericht nicht im Geſetze anbefohlen werden: wenn das 
ee fih in meiter Entfernung von der zu befichtigenden 

ertlichleit oder vom Augenfcheinsgegenftande befindet, wenn bie 
Weberfendung des Ießteren an das Gericht nicht möglich ift, würde 
das Gericht durch eine foldhe Norm gezwungen, in manchen Fällen 
auf dieſes Feſtſtellungsmittel ganz zu verzichten, wo e8 zwar nicht 
volle Wirkung äußert, aber doch immer noch der Aufhellung des 
Sachverhaltes einigermaßen nüßen könnte. Daher wird vor⸗ 
gefhlagen, wenn nöthig, den Augenfchein auch durch einen beauf- 
tragten oder erjuchten Richter vornehmen zu laffen (8. 368 Abfat 2). 
Derfelde wird dann beftrebt fein müfjen, durch die ihm zur Ver⸗ 
fügung ftehenden Mittel der Darftelung und insbefondere durch 


3l* 
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oder der beauftragte oder erſuchte Richter anordnen, daß der 
Beweisführer einen entſprechenden Betrag zur Deckung dieſes 
Aufwandes vorſchußweiſe (8. 332, Abſatz 2).) 

an tete 8.188 3. 4. — Berufungsgericht, 5.488 Abf. 2. 


3 In welchem Kalle auch die mündliche Verhandlung an Ort und 
Stelle durchgeführt werden kann, 38. 132 Abſ. 2, 281 Abf. 1. Insbeſondere 
in BIS EUNGET TE IOEENEN, 88. 454 ff. 

) 8. 852 Abi. 1. 3 

5 In der Regel ein Mitglied des Senates, $. 282. 

6, 88, 82, 36 J. R. 

”) Auch kann zu diefem Behufe vorbereitendes Verfahren angeordnet 
_ werben, 88. 245 8. 3, 246, 253. 

8) Ueberlaſſung der Entfcheidung an den beauftragten oder erfuchten 

Richter. — 9— 352 u. 366 a). 2 %. 870 Ab . 1. 

9) Kein Hechtämittel, 88. 333 Abi. 1, 349 Abſ. 2.— Bei un: — 
zeitigem ——— der Verhandlung ohne Rückſicht auf den Be⸗ 
weis, 8. 382 Abf. 2, jpätere Benügung des Beweifes nur wenn das Ber- 
fahren nicht verzögert wird, 8. 279 Abi. 2. — Der zurückgewieſene Beweis 
Fa — anzuführen, 8. 417 Abſ. 3. — Rechtsmittel 8. 291 

1, .2. ; 


eine anfchanliche und genaue Befchreibung und Protokollirung dem 
erkennenden Gerichte ein bem Eindrutde unmittelbarer Wahrnehmung 
thunlichft nahelommendes Bild der zu befichtigenden Oertlichkeit 
oder Sache zu verichaffen. Der Entwurf will insbeſondere auf 
die Möglichkeit aufmerkfam machen, durch Anfertigung einer Ab⸗ 
Bildung des Augenfcheinsgegenftandes (eventuch im photographifchen 
Wege) für das Entfallen ber unmittelbaren Anſchauung Erfag zu 
bieten ($. 383 Abſatz 2). [$. 383 Abſatz 2 der Reg. Borl. lautete: 
„Der die Augenfcheinseinnahmte leitende Richter Tann anordnen, daß 
eine Abbildung des Gegenftandes bes Augenfcheines angefertigt und 
zuden SerichtSacten gebracht werde.” Der Ausschuß de Abgeordneten 
hauſes bat diefen Abſatz geftrichen, weil er fich aus dem $. 183 
im Zufammenbange mit $. 284 von felbft verfteht. (A. B., ©. 39.)] 

Da Augenfheinsgegenftände, fobald das Gericht deren Be- 
fihtigung anordnet und damit ihren Wert für die Wahrheitsfeſt⸗ 
ftelung anerkennt, diejelbe Bedeutung für die Proceßentſcheidung 
gewinnen, welche Beweisurfunden oder eine Auskunftsſache haben, 
fo müflen auch in Bezug auf die Herbeifhaffung von Augenſcheins⸗ 
gegenftänden, die fich nicht im Befige des Beweisführers befinden, 
die nämlichen Regeln zur Anwendung kommen, welche der Entwurf 
für die Herbeifhaffung von derlei Urkunden oder Austunftsfachen 
aufftelt. Dieſe logiſch nothwendige und ebenfo dogmatifch wie 
praktiſch berechtigte Folgerung fpricht 8.369 aus; umſomehr als 
frühere Proceßordnungsentwürfe, welche für die Pflicht zur Urkunden⸗ 
edition eine privatrechtliche Baſis forderten, betreffs der Augen⸗ 
ſcheinsgegenſtände einer ähnlichen freien Auffaſſung huldigten und 
auf eine ſpeciell privatrechtliche Begründung des Beſichtigungs⸗ 
begehrens verzichteten. Während bei Urkunden wegen der Rückſicht 


Gef. v.1.Aug.1805,R.©.8.Nr.118, 66.360,370. 485 


6.369. Iſt eine Sache zu befichtigen, welche ſich nad 
den Angaben des Beweisführers in dem Beſitze der Gegen- 
partei!) oder in ber Verwahrung einer öffentlichen Behörde 
oder eines Notars befindet, jo ind die Beftimmungen der 
88. 301 und 303 bis 307 mit der Maßgabe anzumenden, 
daß die Beurtheilung, welchen Einfluß die Verweigerung der 
Vorzeigung und Herausgabe der Sache feitend des Gegners, 
die abfichtliche oder doch durch den Gegner veranlaßte Befei- 
tigung oder Beichädigung der Sache oder die Verweigerung 
einer Ausfage darüber habe, dem durch forgfältige Würdigung 
aller Umſtände geleiteten richterlichen Ermeffen überlaſſen bleibt.?) 

1) Wenn die Sache fi in Händen eines Dritten befindet, Editions 
auftrag nicht zuläffig (8. 308 nicht citict), Doc ift unter den Vor⸗ 


) 
—— des 8. 308 hinſichtlich Urkunden und ee . 818 
Abi. 2, Editionsauftrag gegen Dritte auch für Zwecke des Augenſcheines 


zul 
Beral. 8. 807 Abi. 2. 

6, 370. Gegen Beichlüffe und Verfügungen bei der Bor- 
nahme de3 Augenjcheines findet ein abgejondertes Rechtsmittel?) 
nicht Statt. Dies gilt auch von dem Beſchluſſe, durch welchen ein 
Antrag auf Zuziehung von Sachverftändigen verworfen wurde. 

Das Ergebnis des Augenfcheines iit in dem Verhand- 
Iungsprotofolle,?) wenn aber der Augenfchein außerhalb der 
Berhandlungstagiagung vorgenommen wird, in einem befon- 
deren Protofolle,?) und zwar in der Regel unmittelbar nad) 
der Vornahme des Augenfcheines, aufzuzeichnen. 

Sn dem Protofolle ift zu bemerken, ob die Parteien 
und welche derfelben bei Vornahme des Augenfcheined an- 
wejend waren, jowie ob und welche Einwendungen von ihnen 
bei der Vornahme des Augenſcheines oder gegen das Protofoll*) 
erhoben wurden. 


2) 8, 265. 

2) 8. 216. 

R 4 Vertretung dur) Advocaten auch durch Anfchluß kurzer Nieder- 
ſchrifien, 8. 212 Abf. 3. 

auf den Anhalt und deflen Belanntwerden vielleicht das Gericht 

bie und da Editiondanträge zurückweiſen müſſen wird, kann bei 

Augenſcheinsgegenſtänden die Geftattung der gerichtlichen Beftch- 

tigung wohl als Regelfall vorausgefeßt werden. Nur ganz felten 

wird durch den Auftrag zur Vorlage oder durch die Geftattung 

der Befichtigung ein Eingriff in die Befigrechte erfolgen. Die 

Natur des Gegenftandes wird meift einen Augenfchein vertragen, 

ohne daß bie Gebrauchszwecke dieſes Gegenftandes eine Ein- 

ſchränkung erleiden. (Motive, S. 282.) 
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Siebenter Titel. 
Beweis durch Vernehmung der Parteien. 


6.371. Der Beweis über ſtreitige,) für die Entfcheidung 
erhebliche Thatfadden?) Tann auch durch die Bernehmung der 
Parteien geführt werden. _ 


q/ } F 8. 371. Auf die mit der eidlichen Vernehmung der Par⸗ 
feien gemachten Erfahrungen und die durch fie berborgerufenen 
mannigfachen kritiſchen Aeußerungen find die in den 88. 390 bis 
‚393 der Reg. Borl. enthaltenen Neuerungen zurüdzuführen. Das 
nztp derfelben tft die Trennung der bisherigen eidlidhen Ab⸗ 
örung ber Parteien in zwei Theile: die einfache unbeeidigte Ber- 
nehmung der Parteien unter Wahrbeitspflicht, eingefhärft durch 
die ftrafgerichtliche Sanction, daß die unrichtige Ausfage gleich 
einer Erbietung zum falſchen Eide oder Zeugniffe zu beurtbeilen 
fei (8. 390), und dann bie eigentliche eibliche Belag ($. 391). 
Der eidlichen Abhörung hat ſtets die unbeeidigte Vernehmung 
vorauszugehen. Lebterer unterzieht das Gericht nach feinem Er⸗ 
nteffen eine ober beide Parteien. Es wird, wenn nicht befondere 
Umftände entgegenstehen, mit der Befragung der beiweispflichtigen 
ne begonnen werden können, aber abfolut nothiwenbig tft diefe 
ihenfolge nicht. Die Vernehmung ber Parteien geſchieht als 
letztes Auskunftsmittel, um über Sachverhaltsmomente Gewißheit 
zu erlangen, welche durch feinen anderen Beweis feftzuftellen ge- 
hingen ift, und die dennoch behufs Enticheibung bed Procefles 
feftgefteltt werden müflen. Das Gericht muß fi daher an die 
Partei wenden können, die beffer informirt ift. 

Das Resultat diefer unbeeidigten Befragung kann genügen, 
um das Gericht von der Wahrheit oder Unmwahrbeit der beweis⸗ 
bedürftigen Anführung zu überzeugen. Dann foll es biebei fein 
Bewenden haben. Mit Erwedung diefer Ueberzeugung tft ja ber 
Beweiszweck erfült. Glaubt aber das Gericht noch das Bekräfti⸗ 
gungsmittel des Gides zu bebürfen, um ber Ausfage einer der 
Parteien vollen Glauben zu fchenten, ſo hat es nunmehr auf Grund 
ber Ergebniffe der unbeeidigten VBernehmung und der ganzen 
fönftigen Berhandlung (nah den in SS. 391 Abſatz 2 und 392 
geasdenen Directiven) entweder der beweispflichtigen Partei oder 

eren Gegner — wenn lebtere® zur Ermittlung ber Wahrheit 
förberlicher erfcheint — aufzutragen, feine frühere unbeeidigte 
Ausfage jet unter Eib zu wiederholen. Hienach wird, wenn über- 
haupt, nur immer eine der Parteien zur eiblichen Ausfage zu⸗ 
gelaffen, und zwar diejenige, deren Ausfage dem Gerichte nad 
dem bisherigen Berlaufe der Verhandlung ſchon als bie glaub- 
würdigere erfcheint (vgl. auch $. 392 Abſatz 2). Nichts wird 
entgegenfteben, daß das Gericht für diefe eigentliche eidliche Aus⸗ 
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Dieje Beweisführung kann auf Antrag oder von amts⸗ 
wegen, jedoch nur dann angeordnet werden, ?) wenn der Be⸗ 
weis weder durch die anderen von den Parteien angebotenen 


fage den Inhalt der abzugebenden Erklärung auf Grund der 
borgängigen VBernehmungen etwas feiter beftimmtt, ober wenn es 
fich um einzelne Thatfachen Handelt, jogar bie unter Eid abzu⸗ 
legende Ausfage genauer formulirt. Auf diefe Art könnten dem 
——— der Parteiabhörung — worauf von mancher Seite großer 

ert gelegt würde — wenigſtens in einzelnen Fällen gewiſſe Vor⸗ 
theile des normirten Eides geſichert werden. ie Bedeutung der 
eidlichen Ausſage rechtfertigt es, wenn der Entwurf eine Ablegung 
derſelben vor einem beauftragten oder erſuchten Richter nur im 
Nothfalle geſtattet (8. 391, Abſatz 3). 

Da gegen eine Partei ein Zwang zur Ausſage oder zur 
eidlichen Erklärung nicht ausgeübt werden kann, ſo entfällt bei Un⸗ 
gehorſam derſelben (Nichterſcheinen, Ausſageverweigerung u. ſ. w.) 
für das Gericht jeder Anlaß, über die Zuläffigkeit der Weigerung 
Beſchluß zu fallen. Es kann jedoch dem Gerichte auch nicht ver- 
wehrt werben, bei der Beweiswürdigung aus einer foldden Weigerung 
die durch die Verhältniſſe gerechtfertigten Schlüffe zu ziehen (8. 396). 
Velden Einfluß dabei die für die Ausfageweigerung angeführten 
Gründe auf die Bildung der richterlichen Meberzeugung ausüben 
ſollen, läßt fich nicht gejetzlich feitftellen. Mit den Gründen ver⸗ 
gliden, welche einen Zeugen zur Verweigerung der Ausfage be- 
rechtigen, kann weder behauptet werden, baß eine Partei fich auf 
andere als bie für Zeugen geltenden Gründe ohne Nachtheil nicht 
berufen tönue, noch daß die Berufung auf jene Gründe die Partei 
ftet3 vor nachtheiligen Folgerungen ſchütze. Mit Sicherheit Täßt 
fich nur das eine ausfprechen, daß die Hinweifung auf einen zu 
bejorgenden vermögensrechtlichen Nachtheil nicht im Stande ift, Die 
von einer Partei erklärte Ablehnung der Ausfage zu rechtfertigen 
(8. 395 Abfag 2). Alles übrige muß der getwiffenhaften Beurtbei- 
[ung des Gerichtes überlaffen werden. (Motive, S. 284.) 

Der Ausſchuß bat im allgemei ‚nad 
welchen der Beweis durch Bernehmung von Parteien im Regierung?- 
entiwurfe geregelt ift, gebilligt, er war jedoch der Anficht, daß bie 
diesbezüglichen Beftimmungen nach anderen Geſichtspunkten und 
auch überfichtlicher zu gruppiren, und daß biefelben auch burch 
einige Beftimmungen zu ergänzen wären. Der Ausfchuß legte ein 
befonderes Gewicht auf folgende hier in Betracht kommende Punkte. 

Der eidlichen Vernehmung fol immer die unbeeidete Ver- 
nehmung der Parteien vorangehen. Der Richter wird, wenn er 
durch keine anderen Beweismittel bie beftrittenen Thatſachen feft- 
zuftellen im Stande ift, zu dem Beweismittel der Bernehmung der 
Parteien greifen und Bat dasfelbe in zwei bon einander gefonderten 
Stadien durchzuführen. 
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Beweismittel, noch durch die etwa von amtswegen angeord- 
neten u, nfnahmen hergeſtellt ift. 
267. 
ondere auch über den Gewahrfam hinſichtlich einer Urkunde, 
——E— oder eines Angenſcheinsgegenſtandes bezüglich welcher 

Zunädft erſcheint es für die Erforſchung der materiellen 
Wahrheit am zwedmäßigften, wenn entweder eine oder beide Par- 
teien unbeeidet über die fragliche Thatfache vernommen werden, 
wobei ihnen allerdings ſchon da anzukündigen ift, daß fie fich im 
— einer falſchen Ausſage vor Gericht einer ſtrafgerichtlichen 

erfolgung ausſetzen. Dieſes Stadium bietet dem Richter, da er 
beide Parteien zu befragen in der Lage iſt, bie Gelegenheit zu 
einer weitreichenden information in ber Sache, fo daß angenommen 
werden kann, % in vielen Fällen ſchon die bloße nichtbeeidete 
Vernehmung der Partei den Beweis zu verbollftändigen ober ganz 
a im Stande fein wird. Sollte aber dennoch die ftreitige 
Zhatfache ungewiß bleiben, fo ift die Ungewißbeit im zweiten 
Stadium, welches nach der Beeidigung ber Partei eintritt zu löfen. 
In diefem Stadium foll der Richter, anders als heute im Bagatell- 
verfahren, nur die eine der beiden Parteien eidlich vernehmen 
fönnen, damit unter allen Umſtänden vermieden werde, daß Eid 
gegen Eid ftehe. 

Hiedurch erwächſt allerdings die Schwierigkeit zu enticheiden, 
weiche von beiden Parteien eidlih zu vernehmen tft. Conform 
mit —— Proceßgrundſätzen fordert der 8. 379 (neu), daß 
die eidliche Ausfage in der Regel von der Partei zu fordern ift, 
welcher der Beweis über die ftreitige Thatfache obliegt, eine Be⸗ 
ftimmung, die bezüglich ber Beweislaft mit dem heutigen Erfüllungs- 
eide in Mebereinftimmung ift. Allerdings muß es in einem Procelfe, 
wo die freie Beweiswürdigung unbedingt herricht, dem Ermeſſen 
des Nichter8 überlaffen bleiben, daß ihm nach ben Ergebniffen der 
unbeeideten Befragung der Parteien, oder wenn die beweispflichtige 
Partei fi der Befragung entzieht, unbenommten fei, alle Umftände 
forgfältig zu erwägen und eventuell auch die andere Partei an 
Stelle der eigentlichen beweispflichtigen eidlich zu vernehmen. 

Bon Wichtigkeit hielt der Ausſchuß auch den Umſtand, daß 
möglicher Weife eine Partei dadurch in Nachtheil käme, baß ihr 
feine Ueberlegungsfrift vor der eidliden Vernehmung eingeräumt 
if. Die Anwendung des Beweismitteld der Vernehmung ber 
Partei Heifcht von Seite des Richters große Vorficht, eine Würdi⸗ 
gung aller Umftände, und insbefondere eine objective Beurtheilung 
der Glaubwürdigkeit der Parteien. Diefe felbft kann bei Beant- 
Wwortung der an fie geftellten Fragen gerade, wenn fie fehr gewiſſen⸗ 
haft ift, in einer ſchwierigen Lage fein, fie kann auch in dem erften 
Stadium ber nicht beeideten Vernehmung, befonder wenn fid 
diefelbe etwas Iebhafter geftaltet hat, in ihren Aeußerungen viel- 
feiht weiter gegangen fein, als fie unter Eid ftricte wiederholen 
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Editionsauftrag erlaflen werben foll, 88. 307, 818, 369, 382 Abſ. 2. 
Art. VI 3. 1F. G. 3. C. P. O. 
3) Durch Beihluf des ertennenden Gerichtes (8. 375), nicht vom 
orfigenben, beauftragten ober erſuchten Richter. Insbeſondere nicht im 
vorbereitenden Verfahren, 8. 249 Abi. 2. 


tan. Diefen Erwägungen entfpricht der 8.380 (neu). (U. B., 
S. 40 EEE 


Auf das Bemweisrecht übergehend, find zunächſt die Aenbe- 
rungen zu befprecdhen, welche die Bermanenzeommilfion des Herren- 
haufes am Beweismittel der Vernehmung der Parteien für geboten 
erachtete und welche hierauf in der gemteinfamen Conferenz mit 
überwiegender Stimmenmtehrheit befchloffen wurden. Sie betreffen 
die Eonftruction dieſes Beweismittel und feine thatfächliche Be⸗ 
nüsung. Die Permanenzcommilfion des Herrenhaufes konnte fich 
von der Richtigkeit ber Einfchaltung einer Vorftufe, der Zulaffung 
einer unbeeideten Bernehmung unter fteafrechtlicher Verantwort⸗ 
lichkeit, nicht überzeugen. e ftimmte dem Satze, daß Tteld Tihr 
eine der beiden Parteien eidlich einzuvernehmen fei, und ber weiteren 
Vorſchrift, daß ber beeideten Bernehmung eine unbeeidete Abhörung, 
und zwar in der Regel beider Parteien, vorauszugehen habe, gerne 
zu, aber es fehien ihr befler zu fein, der unbeeibeten Bernehmung 
bloß die Ermahnung vorauszufchiden, daß die Partei unter Um⸗ 
ftänden verhalten werden konne, über ihre Ausfage einen Eid abzulegen 
(8.376). Die Androhung der ftrafrechtlihen Folgen der falſchen 
Ausfage, mit der nach 8.377 der Anträge des Permanenzaud- 
ſchuſſes des Abgeordnetenhaufes die Vernehmung der Parteien zu 
beginnen gehabt hätte, macht auf gewwiffenlofe Menfchen keinen 
Eindrud, gewiflenhafte Parteien hingegen bringt fie cher in Ber- 
wirrung, als daß fie der Ermittlung der Wahrheit dient; die An- 
fündigung des Eides wird ungleich nachbrüdlicher wirken. 

Die unter ftrafrechtliher Sanction einmal abgegebene Aus⸗ 
fage einer oder beider Parteien ftellt den Richter im weiteren 
Verlaufe des Beweisverfahrend vor arge Eompflicationen. Nicht 
nur, daß ihm bei einander widerfprechenden Ausfagen die Mittel 
fehlen, um das Maß der Glaubwürdigkeit jeder der Parteien zu 
beurtheilen und baß die Gleichheit der Sanction, unter welcher 
beide Parteien vernommen find, nur den Behauptungszwieſpalt 
der mündlichen Verhandlung in das Beweisftadium überträgt und 
daher die eigentliche eibliche Bernehmung in keiner Weife fordert, 
bietet das TFortfchreiten von diefem BVorftadium zur eigentlichen 
eiblichen Ausfage die größten Schwierigkeiten. Denn damit, daß 
der Richter eine diefer Parteien dann neuerlich unter Eid vernimmt, 
ift auch fchon ausgeſprochen, daß er die Ausjage der anderen Partei 
für unridtig hält. Die an eine Partei gerichtete Aufforderung, 
nunmehr unter Eid auszufagen, wirkt fo der anderen Partei 

egenüber, wie eine Verurtheilung oder doch jedenfall wie eine 
erdächtigung wegen falfcher gerichtlicher Ausfage, und das würde 
ein ernfte8 Hindernis der freien Wahrbeitsprüfung bilden. Im 


. 
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6.872. Parteien, in Anſehung deren Bern oder 
Beeidigung einer der Ausichließungsgründe der 88. und 
336, Abjag 1, vorliegt, dürfen nicht zum Zwecke der Beweis⸗ 
führung abgehört werden. 


feldft zum Eide zu gelangen, müßten die Parteien häufig den Gegner 
ber falfden Ausſage beflyuldigen. Die Folge der Borftufe der Ein- 
vernehmung unter Straffanction würde fomit ein außerordentliches 
Anwachſen der Strafprocefie wegen falſcher Ausjage fein. Auf 
dieſes möglihe Nachſpiel müßte jedoch ſchon im voraus Bedacht 
genommen werben, und dies befchwert das Procekverfahren mit 
ausführlichen und überaus genauen Brotolollirungen, weil jede 
Partei, um fih in einem nachfolgenden Strafverfahren gegen 
unrichtige Anfchulbigungen zu vertheidigen oder ihre eigene An- 
ſchuldigung zu begründen, auf der getreuen Aufnahme ber Aus- 
fagen beftehen müßte. Dazu kommt noch, daß der Partei, welche 
b er erften Vernehmung unrichtig ansgefagt bat und dann 
zur Wiederholung der Ausfage unter Eid aufgefordert wird, ein 
Abgehen von ihrer früheren Ausfage faum mehr möglich wäre; 
will fie fich nicht jelbft der falichen Ausfage bezichtigen und damit 
die Straffolgen diefer That fich zuziehen, fo muß fie bei ihrer 
früheren Ausfage verbleiben; eine Banblung zur Wahrheit befreit 
fie in feinem Falle von ben Straffolgen des ſchon vollendeten 
Delictes .der falſchen Ausfage. 

Es fol deshalb Fünftighin ber eidlihen Vernehmung eine 
Befragung ohne Eid und ohne Straffolgen vorausgehen, die der 
Partei die volle Gewiffensfreiheit läßt und ihr erlaubt, unter 
ihrem Eide fpäter noch die Wahrheit zu ſprechen und bei der 
erften Vernehmung etwa unterlaufene Unrichtigkeiten unbefangen 
zu corrigiren. Welche von den beiden bereit® umbeeidet ver⸗ 
nommenen Parteien unter Eid abzuhören ift, foll dem concreten 
Beichluffe des Gerichtes anheimgeftellt bleiben ($. 378). 

Das Gericht biebei an die Negeln über die Bertbeilung 
der Beweislaſt zu binden, hat ſchon das Eine gegen fidh, daß die 
Frage, wen die Beweislaft treffe, ebenfo ſchwierig als controvers 
tft. Auch ift die Auffaſſung des Eides als Laft nicht überall zu- 
treffend; die Möglichkeit, fich das angeiprochene Recht ohne alle 
anderen Beweife nur durch feinen Eid zu fihern, kann von Ber- 
fonen, die nicht gewiſſenhaft find, geradezu als Vortheil empfunden 
werden. Nach der in ber Regierungdvorlage und in den Anträgen 
bes ‚Permanenzausfchuffes bed Abgeordnnetenhaufes für die Zu- 
laffung zum Eide aufgeftellten Regel ($. 379) kommt es ſchließlich 
bet der Auswahl der Perfon auf die nämlidhen Umftände an, 
welche das Gericht nad der von ber Permanenzcommiffion des 
Herrenhaufes und fodann in ber gemeinfamen Eonferenz beſchloſſenen 
Faſſung des 8.378 bei ſeiner Entjcheibung leiten werben, wobei noch zu 
erwägen ift, daß letztere Faſſung zugleich die Unzuträglichkeit fern- 
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6.373, Wird dei Rechtöftreit von dem gefeßlichen Ver⸗ 
treter eines Pflegebefohlenen geführt,*) jo bleibt es dem Er⸗ 
meflen des Gerichtes überlaffen, die Bernehmung des g 
re Vertreters oder, fofern dies nad 8. 372 ftatthaft 

cheint, des — — oder beider zu verfügen.?) 

Sit eine Coneursmaſſe Proceßpartei, fo kann das Ger - 
richt die Bernehmung des Berwalters der Concursmaſſe?) oder 
des Gemeinſchuldners oder beider anordnen. 

An Rechtsitreitigfeiten einer offenen Handelsgejellichaft 
find alle Geſellſchafter, in Nechtäftreitigleiten einer Com⸗ 
manditgejellichaft alle perjönlich Haftenden Geiellichafter und, 
wenn der Rechtsſtreit von einer anderen Geſellſchaft, einer 
Genoflenichaft, einer Gemeinde, einem Vereine oder fonft 
bon einem nicht zu den phyfiichen Perſonen gehörigen Rechts⸗ 
fubjecte geführt wird, deffen gejegliche Vertreter in Bezug auf 
die Bernehmung als Partei zu behandeln. | 

Können hienach oder, weil auf Seiten einer Partei 
Gtreitgenofjen*) auftreten, mehrere Berfonen vernommen wer⸗ 
den, jo bat das Gericht zu beitimmen, ob alle oder welche 
unter diefen Perfonen abzuhören find.®) 

1)88.4 u. 8. 

nahe und Suratoren Tönnen in den Proceſſen ihrer Münbel 
Beanteogen, ahme Hiesu der Giamiligung deö uoemanbiahlichen ober 
Eurate Aperiäteb au Bebüufen.” Art. Sr E. G. z. C. * O. 


* 11, 16, 20. 
5) Auch der Nebenintervenient, 8. 19. 


6.374. Das Gericht hat unter forgfältiger Würdigung 
aller Umftände zu beurtheilen, ob die Beweisführung durd) 
Bernehmung der Parteien ganz zu entfallen habe, wenn es 
die Ueberzeugung gewonnen hat, daß die ‘Partei, welcher der 
Beweis der ftreitigen Thatfache obliegt, von derjelben feine 
Kenntnis hat, oder wenn die Abhörung Ddiefer Partei nad) 
den Beitimmungen des 8.372 unftatthaft ift. 


— — — — — — — — —— — — — 


hält, daß die Zulaſſung der nicht beweispflichtigen Partei zur eid⸗ 
lichen Vernehmung als Bezweiflung der Glaubwürdigkeit der 
beweispflichtigen Partei und daher als für dieſe verletzend auf⸗ 
gefaßt wird. 

Dem geltenden Rechte gemäß wurde ſchließlich durch den 
Zuſatz zu 8.457 der Beweis durch eidliche Vernehmung der Par⸗ 
teien im Befitzſtoͤrungsverfahren für unanwenbbar erklärt. (Gem. 
Ber., S. 12.) — — 
Einer 
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6. 3875. Die Beweisführung durch Vernehmung der 
Partei wird durch Beſchluß angeordnet. Gegen Dielen Be- 
Iotub tft ein abgejondertes Rechtsmittel nicht zuläſſig.) Pie 
weisführung geichieht dadurch, daß das Gericht?) an die 
zu vernehmende Partei über die Thatſachen, deren Beweis 
durch die Vernehmung bergeftellt werden ſoll, die geeigneten 
Fragen ftellt. Für Diele Befragung der Partei Enben die 
Vorichriften der 88. 340 bi 343 finngemäß zu gelten. 
Diefe Befragung hat vor dem erkennenden Gerichte zu 
geichehen. Sit die zu vernehmende Partei nicht berföntteh 
anwejend, fo ift deren Borladung?) unter Mittheilung der 
Thatjachen au verfügen, über weiche die Abhörung ftatt- 
finden fol. Die Beweisaufnahme durch einen erjuchten Richter *) 
ift nur zuläffig, wenn dem perjönlichen Erfcheinen der Partei 
unüberfteigliche Hinderniffe entgegenftehen, oder dasſelbe un- 
Veen mänge Alten verurjachen würde.d) 
R = Borigenhe, Denn: im Berfahren vor Bezirkegerichten der 
Einzelcichter, Bee! 340 Abf. 2, 19. 

—* Folgen des BRichterfcheinens, 88. 380 Abſ. 2 u. 3, 381. 

4) Durch einen beauftragten Richter nicht zuläffig. 

°) Der erfuchte Richter hat die Gegenpartei von der Beweisaufnahne 
zu veritändigen, 88. 288, 289. 

6.376. Die Parteien find zuerft ohne Beeidigung zu 
befragen; der unbeeideten Vernehmung kann die Abhörung 
unter Eid?) folgen. 

Bei der unbeeideten Vernehmung find, wenn beide 
Parteien erjchienen find, in der Regel?) beide über die zu be- 
weijenden Thatjachen zu befragen. Vor der unbeeideten Ver⸗ 
nehmung hat das Gericht die Parteien aufmerkſam zu machen, °) 
daß fie unter Umftänden verhalten werden Tönnen, über ihre 
Ausfagen einen Eid abzulegen. 

») In der Regel wird der für Beugen vorgefchriebene Eid, im Falle 
da3 Gericht Die Saflung der Kuon Zelt: ber einzelne Umft ände be⸗ 
— (8. 877 Abi. 2), der Bart een ⸗Eid et fein. 8. en Geſetz 

. 3. Mai 1868, Ri ®. 8. Ar. 88, Urt. X ©. 2.0. 

R Sudnahme, — * iſt zu protokolliren. Argum. aus 

88. 461 8. 3, 377 Abſ. 8 i — 

6.377. Wenn das Ergebnis der unbeeideten Befragung 
nicht ausreicht, um das Gericht von der Wahrheit oder Un- 
wahrheit der zu beweijenden Thatfachen zu überzeugen,‘) fo 
Tann das Gericht?) Die eidliche Bernehmung anordnen. - 

Die eidlihe Ansſage kann über diejelbe?) Thatiache nur 
einer der beiden Parteien aufgetragen werben.‘) Biebei kann 
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das Gericht aus der unbeeideten Ausſage diefer Partei einzelne 
Behauptungen hervorheben, welche bie Bartei nunmehr unter 
Eid zu ‚wiederholen hat; desgleichen Tann das Gericht bei 
Anordnung der eiblichen Bernehmung die Saflung beftimmen, 
in welcher die eidliche Ausſage über einzelne Umftände zu 
erfolgen habe) Gegen dieſe Beichlüfle ift ein abgefondertes 
Rechtsmittel nicht zuläffig.*) 
Die von einer Partei unter Eid abgelegte Ausſage 
unterliegt, wenn fie falſch ift, der gleichen ftrafrechtlichen 
Beurtheilung wie ein vor Gericht abgelegter falfcher Eid. 
Die Bartei ift vor ihrer eidlichen Abhörung an die Pflicht 
zur Angabe der Wahrheit, an die Heiligkeit und Bedeutung 
des Eides, ſowie an die ftrafrechtlichen Folgen eines faljchen 
Eides”) zu erinnern. Die erfolgte Eideserinnerung ift im 
Prototofle)) feftzuftellen.?) 
—— — — — Umftänbe. 
‘ artei, 8. 3878. — Auch im VBerufungsverfahren kann bie 
eidliche Bernehmung bes Gegners nicht angeorbnei werben, 8. 489 Abſ. 1. 
5) Siehe die Motive bei 8. 371. 


”) „In einer ihrem Bildungsgrade und ihrer Faſſungskraft ange⸗ 
meffenen ze er, nn 8, Geſetz v. 3. Mai 1868, R. G. B. Nr. 88, Hıt, XL 


®) 88, 908, 216, 451 8. 2. 
ei neuerlicher Vernehmung vor dem Berufungsjenate entfällt die 
neuerliche Beeidigung, 8. 489 Abi. 2. 

.378. Das Gericht Hat nach forgfältiger Erwägung 
aller Umftände zu beichließen, welche bereit3 unbeeidet be- 
fragte Partei über die ftreitige Thatſache unter Eid zu ver- 
nehmen ift.’) 

2) 8. 489 Abf. 1. 

6.379. Das Gericht kann die Verhandlung zum Zwecke 
der eidlichen Befragung einer Partei vertagen,!) wenn e3 an⸗ 
gemefjen erjcheint, der zu vernehmenden Partei eine Weber- 
legungsfrift zu gewähren. 

1) 8. 134. Fechtsmittel, $. 141. 

6. 380. Die Beitimmungen über den Beweis durch 
Zeugen finden aud auf die Bernehmung der Parteien zum 
Bwede der Beweisführung Anwendung, foweit in dieſem 
Abfchnitte nicht abmeichende Anordnungen enthalten find. 
Dur den im 8.321, 8.2, bezeichneten Grund wird jedoch 
Die Verweigerung der Ausfage von Seite einer abzuhörenden 
Partei nicht gerechtfertigt.) | 


| 
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Durch das Nichterſcheinen einer der Parteien bei der zur 
Vernehmung nad $. 375 angeordneten zagfahung oder 
buch bie eigerung der Ausfage feitens einer der erichie- 
nenen Parteien wird die Vernehmung des anweſenden Geg- 
ners nicht gehindert. 

Die Anwendung von Bivangsmaßregeln, um eine Partei, 
die zum Zwecke der Beweisführung ohne Beeidigung oder be- 
eidet befragt werden foll, zum Erfeheinen por Gericht oder 
zur Audlage u verhalten, ift unftatthaft. 

1) Ob 1 Berweigerung aus ben anderen Grunden bes 8. 821, tft 

concret zu beurtheilen: 8. 881. Siehe Motive bei $. 871. 

6.881. Welchen Einfluß es auf die Herftellung des 
Beweiſes habe, wenn die Partei ohne genügende Gründe bie 
Ausfage oder die Beantwortung einzelner Fragen ablehnt, 
wenn die zum Zwecke der unbeeideten ober beeideten Ber- 
nehmnng geladene Bartet nicht erjcheint, oder wenn. die eid- 
fie Ausfage einer Partei von den bei ihrer vorausgegan« 
genen unbeetdigten Bernehmung abgegebenen Erklärungen in 
—— Punkten abweicht, hat das Gericht unter ſorg⸗ 
fältiger Würdigung aller Umſtände zu beurtheilen.?) 

2) 8. 373. — Bernehmung vor dem VBerufungsgerichte, 8. 489 Abf. 1. 

6.882. Parteien, welche zum Zwede der Bemweisführung 
unbeeidet oder beeidet vernommen werden, können unbefchadet 
des Nechtes auf Erſatz der Procehloften!) einen Anſpruch auf 
Bergütung im Sinne bes 8. 346°) nicht erheben. 

Die Vorjchriften der 88. 372 bis 381 gelten fmngemäß?) 
auch für die wegen Vorlage einer Beweisurkunde, einer Aus- 
kunftsſache oder eines nugen peinegenenfiande: angeordnete 


Bernehmung und eidliche Abhörung einer Partei. 
2 ab für ben Schaden infolge Zeitverſäumnis und für die Reiſe⸗ 
außlagen, 8. 12 Abſ. 1. 
®) eugengebür. 
s) Das Bericht Hat nicht bie Wahl, ob es den Beweisführer oder den 
Gegner vernehmen will, 88. 807, 318 Abſ. 2, 369. 


6.383. Wenn eine Partei eine Erflärung abgegeben 
hat,) in welcher fie fich erbietet, die zu beweifenden Umftände 
im Proceffe eidlich zu beitätigen, die eibliche Abhörung dieſer 











8.383. Eine lebte in der Aufnahme des 8. 383 beftehende 
Aenderung fol die Nachtheile einigermaßen bejeitigen, welche ent- 
eben können, wenn die Beweisführung duch Abhörung der 
arteien duch den borzeitigen Tod einer Partei vereitelt wird. 
te fubfidiäre Natur diefer Beweisart, ſowie die enge Beziehung, 
in welche die Vernehmung und cidliche Ausſage zu den fonftigen 
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artei jedoch wegen Todes nicht ftattfinden 
® jedoch weg —— icht ſtattfin 


kann, 10 Hat das Gerich — * 8. nn ir mürbigen- 
| beftimmte Form v hrieben, Aufnahm 
— Kite Information (Hfd. v. —* 1795, 3.6. ©. Ar. 393) 
T om. 


Achter Titel. 


Sicherung von Beweiſen. 


6.384. Die Vornahme eines Augenfcheines oder bie 
Sernehptung von Zeugen und Sachverſtändigen kann zur 
Sicherung einer Beweisführung in jeder Lage des Rechts⸗ 
ftreites und ſelbſt noch vor Beginn desſelben beautragt wer- 
den, wenn zu bejorgen ift, daB Das Beweismittel jonft ver- 
Ioren oder die Benügung desfelben erjchwert werde.) 

Diefe Beweisaufnahmen können auch, ohne daß lebtere 
— —— vorliegen, beantragt werden, wenn Mängel 
einer Sadye oder eines Werkes feftzuftellen find, wegen deren 
der Gegner Gewähr leiſten fol.) Hat der Erwerber einer 


Proceßergebniffen nicht bloß betreff$ der Beweiswürbigung, fon» 
dern vor allem auch betreff? des Beweisthemas felbft treten muß 
— beides fchließt-die Möglichkeit aus, die Beftimmungen über die 
Sicherung der Beweife auf die Abbörung der Parteien in Ans 
wendung zu bringen. Sn feiner Weiſe ih man aber gehindert, 
die Erflärungen, welche eine Partei unter Anbietung zum Eide 
noch por ihrem Tode abgegeben Hat, und die Umftände, unter 
denen dies gefchah, bei weiterem Fortgange ded Procelfed im 
Bewweisverfahren verwerten zu laſſen. Um Zweifel auszufchließen, 
ſchien es zwedmäßig, die Zuläffigleit der Berüdfichtigung ſolcher 
Erflärungen ausdrüdlich auszuſprechen. (Motive, S. 285.) 

8. 384. Die Anordnungen dieſes Titels haben an bie 
Stelle der heute für den Beweis zum ewigen Gebächtniffe gelten- 
den Vorſchriften zur treten; fie betreffen Beweisaufnahmen, welche 
außerhalb des normalen Proceßverlaufes ftattfinden, um der Ge⸗ 
fahr des Berluftes eines Beweismittels vorzubeugen, fich für den 
Proceß deſſen Benügung zu fichern oder zu erleihtern. Die öfter- 
reichiſche Geſetzgebung bat hiebei feit jeher auf eine Theilnahme 
des Gegners den allergrößten Wert gelegt; foweit irgend möglich, 
fol derfelbe ſowohl vor Bewilligung der beantragten Beweis⸗ 
führung gebört, al8 der Beweisaufnahme felbft beigezogen werben. 
Auf ben erften Blick fcheint dies eine Erſchwerung der vorläufigen 
Beweisführung; man Tönnte es als Ausdrud einer berlei Be⸗ 
weisführungen ungünftigen Auffaflung deuten. Doc bei näherer 
Ueberlegung ergibt fih, daß die öfterreichifche Geſetzgebung mit 
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Sache dem Veräußexer einen Mangel. angezeigt oder die An⸗ 
nahme der Sache wegen Mangelhaftigleit abgelehnt, jo kann 
auch der Veräußerer ſolche Beweisaufnahmen beantragen. 
In gleicher Weife ift der Unternehmer eines Werkes zu dem 
— berechtigt, wenn der Beſteller ihm einen Mangel 
angezeigt oder die Annahme: des Werkes wegen Mangel⸗ 
haftigkeit verweigert hat. 

Der Antrag ift bei dem Proceßgerichte, in dringenden 
Tällen aber jowie wenn ein Rechtsſtreit noch nicht anhängig 
tft, bei dem Bezirksgerichte anzubringen, in deſſen Sprengel 
die Sachen, welche in Augenjchein zu nehmen find „der Die 
Grundlage des Sachverjtändigenbeweifes zu bilden haben, 
oder die zu vernehmenden Perjonen fich befinden. Der An- 
trag kann zu nerichtlicdem Prototoll?) angebracht werden. *) 

1) Beril. 88. 188 Abi. 8, 250 Abi. 2. | 

3) 8. 8. 1047, 1061, 1158, 1157, 922-985 4. b. G. 8. rt. 847 bis 
349. 865, 407 9.8.8. 


2) 88. 74, 79. 

2 Fällen ber Urt. 348, 365 und 407 des Handelsgeſehes 
ift das im $. 384 Abſ. 8 C. PB. O. bezeichnete Gericht zuftändig. Auf 
die Ernennung, Beeidigung und Bernehmung der Sachverftänbigen finden 
die Borfchriften der C. PB. D. über die Sicherung von Beweiſen (88. 884 
bis 889) Anwendung.” Art. XLIV E. G. z. C. P. O. 


der ſtärkeren Betonung des den rich⸗ 
tigen Weg eingeſchlagen babe, um ben Berluſt an Beweiſen, 
welchen eine Partei infolge von Zufällen erleidet, thunlichft wenig 
fühlbar zu machen, der vorläufigen Beweisführung nach Möglich- 
keit den Effect einer während des Proceſſes felbft ftattfindenden 
Beweisaufnahme zu fiern. Den Gegner vor der Bewilligung 
zu bören, bat vielleicht die Eonfequenz, daß etliche Beweisbegehren 
mehr als fonft verworfen werden; aber die wirklich augelaffenen 
Beweisführungen erhalten durch die Betheiligung des Gegners für 
ben eigentlichen Proceß eine viel größere Bedeutung, als wenn fie 
in deſſen Abwefenheit geftattet und vorgenommen worden wären. 
Selbftverftändlich muß von folder Theilnahme abgefehen werben, 
wenn der Gegner nach Lage der Sache einftweilen noch unbelannt 
ift (8.385 Abf.2), oder wenn die Verpflichtung, ihn beizuziehen, 
wegen obwaltender Gefahr am Berzuge den Zweck der vorläufigen 
Beweisführung vereiteln oder erheblich bedrohen würde (88. 386 
Abi. 1; 387 Abi. 2). Es Tann jedoch felbft in diefem Falle für 
die Vertretung des abweſenden Gegners durch einen Gurator 
geforgt werben (8. 386 Ab. 3). Die wird fich namentlich bei 
wichtigeren und Eoftfpieligeren Beweisaufnahmen empfehlen, bei 
welchen zugleich der Einwirkung der Parteien ein größerer Spiel- 
raum gewährt ift, um auf diefe Art bie Gefahr ber Wieber- 
holung der Beweisführung zu vermindern. (Motive, &. 285.) 
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6.385. Die antragftellende Partei hat die Thatſachen, 
über welche die Beweisaufnahme erfolgen foll, jowie die Be- 
weismittel unter Benennung der zu vernehmenden Zeugen 
und der allenfall3?) vorgeichlagenen Sacdverftändigen anzu⸗ 
geben. Die Gründe, welche die Beſorgnis rechtfertigen, daß 
das Beweismittel verloren oder deilen Benübung erichwert 
werden würde, find von der antragftellenden Partei darzulegen. 

Die antragftellende Partei hat ferner den Gegner zu 
benennen. Hievon kann nur dann abgejehen werden, wenn 
fih aus den von der Partei dargelegten Umſtänden ergibt, 
Daß fie nach Lage der Sache außer Stande ift, den Gegner zu 
bezeichnen. 

1) 8. 352 Abſ. 2. 

6.386. Weber den Antrag ift ohne vorhergehende 
mündliche Verhandlung durch Beichluß zu enticheiden. Vor 
der Enticheidung ift jedoch, Jofern nicht Gefahr am Verzuge 
tft, der Gegner zu vernehmen, fall$ derſelbe befannt und feine 

uftimmung nicht bereit3 nachgewiejen ift.!) Der antragjtel- 
lenden Bartei kann vor der Entjcheidung aufgetragen werden, 
die Umftände glaubhaft?) zu machen, welche die Sicherung bes 
Beweiſes nothivendig machen. 

Zur Enticheidung ift bei Gerichtähöfen in dringenden 
Fällen der Vorjteher des Gerichtähofed oder der Vorſitzende 
des Senates berufen, welchem die Rechtsſache zugewieſen ift. 

In dem bem Antrage ftattgebenden Beichluffe hat das 
Gericht die Thatjachen, über welche Die Beweisaufnahme er- 


⸗ 





8. 385. Da es nicht dem Belieben der Parteien anheim⸗ 
gegeben werben kann, die Thätigkeit ber Gerichte zu Beweisauf⸗ 
nahmen in Anfprud zu nehmen, fo wurde die Verpflichtung zu 
einer entfprechenden Begründung des Beweisaufnahmegefuches dem 
Antragfteller auch dann nicht erlaffen, wenn beibe Parteien mit der 
Aufnahme des Beweiſes einverftanden find. Die bloße Begrün- 
bung genügt fürs erite. Eine Glaubhaftmachung ſoll erft ftatt- 
finden, foweit da8 Gericht eine ſolche für nothwendig erachtet. 
Es fcheint kein Bedürfnis vorzuliegen, über das Geſuch eine 
eontradictorifhe Berbandlung einzuleiten, zumal dies ohnehin 
unterbleiben müßte, wenn der Gegner ber einfchreitenden Partei 
nicht befannt ift. Für die Information des Gerichtes wird bin- 
reichend geforgt, wenn ber befannte Gegner in ber dem Gerichte 
geeignet fcheinenden Weife vernommen und bie antragftellende 
nn verhalten wird, die Umftände zu befcheinigen, welche die 

iherung des Beweiſes nothiwendig machen ($. 386 Abf. 1). 
(Motive, &. 286.) 
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folgen ſoll, ſowie die Beweismittel unter Benennung der zu 
vernehmenden engen und unter Veftellung der Sadverftän- 
digen zu bezeichnen. Zugleich find die zum Bollzuge ber 
Beweisaufnahme nöthigen Anordnungen zu treffen. Für 
den unbelannten bg kann das Gericht dur Bahrnehmun 
feiner Rechte bei der Beweisaufnahme einen Curator beftsllen.d 

Der Beichluß, welcher dem Antrage ftattgibt,‘) kann 
durch ein Nechtsmittel nicht angefochten werden. 

2 Allenfaits durch Mitfertigung bes Gefuches. 

. 9 Abf. 3, 8. Die Ko trägt ber Antragfteller, 8. 10. 
‘ ; en bi Abweifung u im Laufe bes deenge — 
Necurs, 8. 514. * 

6.387. Der Gegner iſt unter Zuſtellung des Beſchluſſes 
und, fall er über den Antrag nicht früher gebiet wurde, 
aud eines a... des von der antragftellenden Partei 
überreichten Schriftfahes oder einer Abjchrift des über ihren 
Antrag aufgenommenen Protokolles zu der für die Beweis⸗ 
aufnahme beftimmten Tagſatzung zu laden.) 

An dringenden Fällen kann jedoch noch vor BZuftellung 
des Beichluffes an den bekannten Gegner mit der Beweis⸗ 
aufnahme begonnen werden. Die Bewilligung hiezu Tann 
auf Antrag gleichzeitig mit der Entjcheidung über den An- 
trag auf Zulaſſung der Beweisaufnahme ertheilt werden. 
Gegen die Gewährung oder Verweigerung diefer Bewilligung 
ift ein Rechtsmittel unzuläffig. 

1) 88. 180, 181. 

8.888. Die Berweisaufnahme erfolgt nad) den Bor- 
ihriften des zweiten,*) vierten, fünften und ſechſten Xitels 
diefes Abjchnittes. 

Das die Beweisaufnahme betreffende Protokoll wird bei 
dem Gerichte verwahrt, welches die Beweisaufnahme an- 
geordnet Bat.) Wenn ber NRechtsitreit bei einem anderen Ge- 
richte anhängig ift oder anhängig wird, ift das Protokoll dem 
Proceßgerichte auf deſſen Erſuchen oder auf Antrag einer der 
Parteien?) zu überjenden. 

Die Koſten der Beweisaufnahme werden von der ans 
tragftelenden Partei beftritten, unbeichadet eines ihr zu- 
ftehenden Erſatzanſpruches.) Dem Gegner find die noth- 
wendigen Koften für jeine Betheiligung bei der Beweis- 
aufnahme) unbeſchadet der Enticheidung in der Hauptiache zu 
et 


egen. 
ben Es wird daher nad) Analogie 8. 280 Abſ. 2 ſelbſt vor Beginn bes 
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Rechtsſtreites eine Ergänzung der Beweisaufnahme zuläffig fein. Vergl. 
8. 389 Abf. 3. 


. 884 Abi. 3. 
a 229 9. 2, 188 8. 3. 
bon Koften in Folge der Einvernehmung über den An⸗ 
trag —— ‚5 on a t Koften bed Curators in Betracht kommen 
(8. 10) tft —EX 
6.389, Jede Partei kann im Berlaufe des Rechtöftreites 
‚die zur — eines Beweiſes erfolgte Beweisaufnahme 


benütze 

Wider Einfluß der Einwendung einzuräumen ſei, daß 
die Beweisaufnahme nicht nach den Beſtimmungen —— 
hat, welche für eine im Laufe des Proceſſes erfolgende Be⸗ 
weisaufnahme gelten, oder daß der Gegner von der Beweis⸗ 
aufnahme nicht oder nicht rechtzeitig verſtändigt wurde, hat 
das erkennende Gericht nad) 8. 272 zu würdigen. 

Im Verlaufe des Rechtsſtreites kann eine Ergänzung oder 
Wieder olung der Beweisaufnahme angeordnet werden.?) 

— rer Antrag anf Herbeifhaffung des PBrotofolles, 88. 229 
) Kein Rechtsmittel, 8. 291 Abſ. 2. 


Bweiter Abfıhnitt. 
Urtheile nnd Beſchlüſſe. 


Eriter Titel. 


Urtheile. 
Endurtheil. 


6.390. Wenn der Rechtsſtreit nach den Ergebniſſen der 
durchgeführten Verhandlung und ber ftattgefundenen Beweis⸗ 
aufnahmen zur Endenticheidung reif tit, Hat das Gericht dieſe 
u durch Urtheil zu fällen (Endurtheil). 

asfelbe e gilt, wenn von mehreren zum Bwede gleich" 
geit ger Berhandlung verbundenen Proceſſen) nur einer zur 
Den oe bung reif iſt. 
187. Mit einem gmeriamen Urtheile nur Rechtsſtreite zwiſchen 
— Parteien, 8. 187 Abſ. 2 


Theilurtheil. 


§. 391. Sind einzelne von mehreren in derſelben Klage 
geltend gemachten Anſprüchen) oder iſt ein Theil eines An- 
Ipruches durch ausdrüdliche Anerkennung?) von Seiten des 


32* 
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Beklagten außer Streit geſtellt, ſo kann das Gericht in An⸗ 
ſehung dieſes Anſpruches oder des Theiles ſofort zum Schluß 
der Verhandlung und zur Urtheilsfällung ſchreiten (Theilurtheil). 

Ein Theilurtheil kann auch erlaſſen werden, wenn bei 
erhobener Widerflage?) nur die Klage oder Widerklage zur End⸗ 
entſcheidung reif ift. 

Hat der Beflagte mittel Einrede eine Gegenforderung 
geltend gemacht, welche mit der in der ‚Klage geltend ge- 
machten Forderung nicht im rechtlichen Zufammenhange*) ftebt, 
fo kann, wenn nur die Verhandlung über den Klagsanſpruch 
zur Enticheidung reif ift, über denfelben durch Theilurtheil 
erfannt werden. Die Verhandlung über die Gegenforderung 
ift ohne Unterbrechung fortzufeßen. ?) 

r — ————— 8. 227, oder Streitgenoſſenſchaft, 8. 11. 


3) 88, 288, N. 

R —* 8. EIN .. 

) Außerdem Theilurtheil bei theilweiſem Verzicht, $. 394 Abſ. 2. 
F. 392. Jedes Theilurtheil iſt in Betreff ver Rechtsmittel!) 

und der Execution als ein ſelbſtändiges Urtheil zu betrachten. 
Die Beftimmungen des 8.52, ve 2,2) gelten auch in 

Anfehung der Nebengebüren?) des Anſpruches ober Theil- 


anſpruches, über welche mittel3 Theilurtheils erfannt wurde. 
2) Berufung 8. 461, Reviſion $. 502. 
2) Aufſchiebung der. Entfcheidung über die Proceßkoſten. 
6 1 Snsbefondere Erſatzanſpruch wegen muthmwilliger Proceßführung, 


Zwiſchenurtheil. 
8.393. Wenn in einem Rechtsſtreite ein Anſpruch nach 
Grund und Betrag ftreitig und die Verhandlung zunächft 
bloß in Anfehung des Grundes zur Enticheidung reif ift,!) kann 
das Gericht vorab über den Grund des Anfpruches durch Ur- 
theil entfcheiden (Zwiſchenurtheil). 





88. 392 und 393. Sowohl da Theilurtheil wie das 
wifchenurtheil ift in Betreff der Rechtsmittel als felbftändiges 
rtheil zu betrachten ($. 392, 393). Sowohl bei Theil- wie bei 

Zwifchenurtheilen fol die Einleitung eines Rechtzuges ohne Ein- 
fluß fein auf die Verhandlung der übrigen, noch der richterlichen 
Entfcheidung bebürftigen Theile des Klagebegehrend. Eine folche 
Fortjegung der Verhandlung wäre aber nicht bloß ohne Nuten, 
fondern fie würde direct den Parteien fachlich völlig ungerecht- 
fertigte Opfer an Zeit und Koften aufbürden, wenn durch ein 
Zwiſchenurtheil der Anſpruch als unbegründet erklärt oder ein 
bedingende8 Rechtsverhältnis verneint worden wäre und Diejed 
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Ferner kann durch ein der Entſcheidung der Hauptſache 
vorausgehendes Zwiſchenurtheil im Falle der 88. 236 und 2599 
über da3 Beftehen oder Nichtbeitehen eines Rechtsverhältnifies 
oder Rechtes entfchieden werben, jobald die Verhandlung über 
den Feitftellungsantrag zur Enticheidung reif ift. 

‚Die im Sinne der beiden eriten Abſätze erlafjenen Ur- 

theile find in Betreff der Rechtsmittel?) als Endurtheile an- 
zufehen. Durch die Erhebung der Berufung oder Revilion 
gegen ein gemäß Abſatz 1 erlafienes® Zwiſchenurtheil wird 
ie weitere Verhandlung über die Klage bis zum Eintritte 
der Rechtöfraft de3 erlafjenen Zwiſchenurtheiles gehemmt.) 
In allen anderen Fällen nimmt ungeachtet der Berufung 
oder Revifion gegen das Zwiſchenurtheil die Verhandlung 
der Hauptjache ihren Fortgang. Das Gericht Tann?) jedoch, 
wenn ein für die Entjcheidung der Hauptſache mwejentliches 
Nechtöverhältnid oder Recht für nicht begründet erkannt 
wurde, anordnen, daß die weitere Verhandlung über die 
Klage bis zum Eintritte der Rechtskraft des erlaljenen 
Zwiſchenurtheiles auszufegen fei. Diefe Anordnung kann 
dur ein Rechtsmittel nicht angefochten werden. 

Sn Anfehung der Koften hat die Vorjchrift des 8. 52, 
Abſatz 2, ſinngemäße Anwendung zu finden. 

Insbeſondere infolge Trennung ber Verhandlung, 8. 189. 
Swiihenantrag auf Bertelung. 

3) Berufung, 8. 461, Reviſion, 8. 502. 

*) 8. 167; Wirkung, $. 168. | 

5) Insbeſondere wenn das eingelegte Rechtsmittel ala ganz ausſichts⸗ 
los erfcheint. Siehe die Motive bei 8. 392. 


Urtheil auf Grund von Verzicht. 


6.394. Berzichtet der Kläger bei der erften Tagjatung ') 
oder bei der mündlichen Streitverhandlung?) auf den geltend 
gemachten Anſpruch, fo ift die Klage auf Antrag des Be⸗ 
Hagten auf Grund des PVerzichtes durch Urtheil abzuweiſen. 
Urtheil dann von der Rechtömittelinftanz beftätigt würbe. Die in 
der Se nengeit durchgeführte Verhandlung über den Gegenftand 
des Anfpruches u. ſ. w. würde zu nicht3 dienen. Deshalb verleiht 
der Entwurf bem Gerichte die Befugnis, hier nach Lage des Falles 
die einftweilige Siftirung der Weiteren Verhandlung anzuordnen 
(8. 393 Ab. 3). Eine folhe Unterbredung wird namentlich dann 
eintreten müſſen, wenn die gegen das Zwiſchenurtheil erhobenen 
Beihwerden nad) Anficht des Gerichtes erfter Inſtanz Leinen Erfolg 
verfprechen, vielmehr die Ziwedlofigkeit weiteren Verhandelnd der 
Sache wahrſcheinlich machen. (Motive, S. 286, 287.) 
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Bezieht ſich der Verzicht nur auf einen von mehreren 
in der Klage geltend gemachten Anſprüchen oder auf einen 
Theil eines Anſpruches,) ſo kann auf Grund des Verzichtes 
auf Antrag „ein Theilurtheit *) erlafjen werden.®) . 


2) aß. 257 ff. Der beauftragte Richter im vorbereitenden Verfahren 
en u mulnnden, er hat den Verzicht zu Protokoll feitzuftellen, 3. 250 
.1u.2, 251. 
Bergl. 8. 391 Abj. 1. 
4 8 eehvoflmadht ermaͤcht Verzicht, 8.31 8.2. Wann 3 
roceßvollmacht erm zum Verzicht, 8. .2. Bann Zu⸗ 
rũcknahme der Klage als — aufzufafien, ſiehe 8. 287. 


UrtHeil auf Grund von Anerkenntnis. 


6.395. Wenn der Bellagte‘) den gegen ihn erhobenen 
Unfpruch bei der erften Tagjagung *} oder bei der mündlichen 
Streitverhandlung?) ganz oder zum Theile anerkennt, fo iſt 
auf Antrag des Klägers dem Anerlenntnid gemäß dur Ur- 
teil zu entſcheiden.“ 

ee ermächtigt zum Anerlenntnis, $. 31 8. 2. 

s 1 857 ff. Im vorbereitenden Verfahren ift über Anerfenntnis 
nicht zu entfcheiden, die Protofollirung ber vorausgegangenen Verhand⸗ 
lung entfällt, 8. 252 Abf. 4. 

a BEL, SE 
tichtes geftellt, 8. 391 A. 


Urtheil in Verfäumnisfällen. 


— Wenn die erſte Tagſatzung)) vom Kläger oder 
vom Bellagten verfäumt wird, jo ift das auf den Gegenftand 
des Rechtsſtreites bezügliche thatfächliche Vorbringen der er- 


8. 396. Wenn der Bellagte in voller Kenntnis des vom 
Kläger behaupteten Anſpruches und ber für biefen Anſpruch 
geltend gemächten Umſtände bei ber erften Tagſatzung nicht er- 
fcheint, fo Liegt eben in biefem Xhatbeftande ein genügendes 
Subftrat, um im Einflange mit der beftehenden Gefeßgebung 
bier den Grundfag zu realifiren, daß das Nichterfcheinen zur 
Unterftelung eines —— der angeführten Thatumſtände 
berechtige. In dieſen Thatumftänden iſt zugleich für die richter- 
liche a eine entſprechende Grundlage gegeben, und 
es wird daher vom Kläger ſolchenfalls in Uebereinftimmung mit 
dem bisherigen Rechte die Erlaffung eines Verfäumungsurtbeiles 
im Sinne einer meritoriichen Entſcheidung über den Klaganfprud) 
begehrt werben fünnen. Aber die Annahme eines Zugeftänbnifles 
fann nicht weiter reichen, als das dem Bellagten vor ber erften 
Zagfagung mitgetheilte Thatfachenmaterial; fie kann niit für 
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ichienenen Bartei, ſoweit dasſelbe nicht durch die vorliegenden 
Beweiſe widerlegt wird, für wahr zu halten und auf dieſer 
Grundlage auf Antrag der erſchienenen Partei über das 
Klagebegehren?) durch Berjäumungsurtbeil zu erfennen.?) 
1) 88, 239, 248, 442 Abi. 1. 
2) Aenderung und Erweiterung bed Klagebegehrens ausgeſchloſſen, 
88. 235 Ab. 2, 399 Abi. 1. 
2 Erfcheint Teine der Parteien oder ftellt Kläger nicht den Antrag 
auf Berfäumungsurtheil „ fo ruht das Verfahren, 88. 170, 188 Abf. 2. 
Ausnahme hinſichtlich der armen Partei, 8. 73 Ahr. 2. 








neues Vorbringen gelten, welches weder in ber Klagſchrift ent- 
halten, noch fonft bis zur erften Tagſatzung dem Beklagten mittels 
borbereitenden Schriftfates zur Kenntnis gebracht wurde. Daber 
wird folche® Anbringen vom Gerichte bei der Schöpfung bes 
Berfäumungsurtheil® nicht berüdfichtigt werden dürfen, und zwar 
feldft dann nicht, wenn es bon dem Anbieten oder gar von der 
Borlage von Beweismitteln begleitet ift. [Der bezügliche 8. 413 
der Negierungsvorlage wurde vom SHerrenhaufe geftrichen, aber 
nicht deshalb, um dem Kläger bie Aenderung oder Erweiterung der 
Klage zu ermöglichen.] Eine Beweisführung, über welche fich der 
Gegner des Beweisführers nicht ausfprechen konnte, und beren An⸗ 
bieten ihm auch vorher nicht mitgetheilt worden, kann nicht mit 
der Wirkung zugelaffen werden, den Gegner mit feiner Aeußerung 
egen die neue Behauptung und den neuen Beweis zu präckudiren. 

er Ausſchluß eines neuen Vorbringens hat übrigens nicht die Be- 
deutung, daß der mündliche Vortrag ber erjchienenen Partei in 
ber woͤrtlichen Wiederholung des Inhaltes eined vorbereitenden 
Schriftſatzes beſtehen müſſe. Die erſchienene Partei ſoll nicht ge⸗ 


hindert fein, den Inhalt des Schriftſatz iet er⸗ 
ſcheinenden Weiſe darzuſtelien und zur er . 896.) 

Das Ausbleiben von ber erften Ta, wurde 
beſchloſſen, an dem geltenden öſterreichiſd n und 
obne Unterjchied, welche der beiden Be g ber» 
fäumt, dad PBerfäumnisurtheil als m gu ge⸗ 
ftalten ($. 396). Den praftifch feltenen Aus⸗ 
bleibens nach 8. 412 der Regierungsvor Rlage- 
zurüdziehung) zu enticheiben, widerſp g der 


Permanenzcommilfion des Herrenhanfei .... x par 
conditio der Parteien und ift umſoweniger — je größere 
Opfer an ſich die allgemeine Einlaffungspflicht dem Gellagten zu⸗ 
mutbet und je mehr un daher der Kläger bat, der die Er⸗ 
fülung bdiefer Pflicht zw Gunften feiner Nechtöbehauptung er⸗ 
heiſcht, vor allem felbft bei Gericht zu erjcheinen. Endlich darf 
eig. Urtheil, welches nach $. 399 infolge Ausbleibens einer Partei 
bon einer fpäteren Zagjagung ergebt, nach Anficht der Permanenz⸗ 
: commiffion des Herrenhauſes nicht als Verfäummisurtheil be» 
zeichnet werden, weil ein derartiges Ausbleiben die Partei nicht 
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6.8307. Auf ſchriftliche Auffäbe, welche die ausgeblie⸗ 
bene Partei etwa eingefendet hat, ift fein Bedacht zu nehmen. 

Das Berfäumungsurtheil, wie das Urtheil über — 
oder Anerkenntnis find in der erſten Tagſatzung) vom Vor⸗ 
figenden oder von den mit der Abhaltung dieſer Tagfagung 
——— Sam zu erlaflen. 


6.398. Wenn vom Bellagten die Klagebeantwortung!) 
nicht rechtzeitig Überreicht wurde,?) wird eine Tagfagung zur 
mündlichen Streitverhandlung nur auf neuerlichen Antrag 
des Klägers anberaumt.?) | 

Die Streitverhandlung hat ſich in diefem Falle auf die 
vom Beflagten bei der erften Tagfagung*) angemeldeten Ein- 
reden der Unzuläffigfeit des Mechtämeges,°) der Unzuftändigteit 
des Serichtes,®) der Streitanhängigfeit”) und der rechtäfräftig 
entjchiedenen Streitfache*) zu befchränten.?) : Werden diefe Ein- 
reden verworfen,®) jo ift jogleich auf weiteren vom Kläger ge- 
ftellten Antrag in der Hauptſache Berfäumungsurtheil zu 
erlaſſen (8. 396). 

Wurde eine abgejonderte Verhandlung über die bezeich« 
neten Einreden angeordnet (8. 260), jo kann der Kläger nad 
Berwerfung der Einreden wegen nicht rechtzeitiger: Heber- 
reichung der Klagebeantwortung die Anberaumung einer Tag- 
agung behufs Erlafjung des Berjäumungsurtheiled in der 

— beantragen. !!) 

Das Erjcheinen des Beklagten zu einer im Sinne der 
vorhergehenden Abjäge anberaumten Tagſatzung fteht der Er- 
laffung des Berfäumungsurtheiles nicht entgegen; auf münd«- 
lies Vorbringen des erfchienenen Beklagten, das die Haupt- 
jache betrifft, ift bei der Erlafjung des Verſäumungsurtheiles 
fein Bedacht zu. nehmen. 

: Das Ausbleiben des Klägerd von einer auf feinen An- 
trag gemäß Abfa 1 oder 2 anberaumten Tagſatzung hat das 
Ruben des Verfahrens !?) zur Folge. Ver etwa erichienene Be- 








nothiwendig einem Nachtheile ausſetzt und alles von ihr früher 
Vorgebrachte, fofern es nur beurkundet ift, bei der Urtheilsfällung 
berüdfichtigt werden muß. Zur Bermeibung von Irrthümern 
wurde daber die Terminologie de 8.399 in diefem Punkte geän- 
dert und dieſe Aenderung machte dann bie ferneren Tertes- 
berichtigungen in den SS. 147 Abf. 2; 150, Abi. 1; 198 Abſ. 2; 
239 Ad. 2; 401; 402; 408; 442; 471 3. 4 und 403; 4045 474 
nöthig. (Gem. 8., ©. 11, 12.) 
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klagte kann weder die Erlaſſung eines Verſäumungsuriheiles, 
noch die Erſtreckung der Tagſatzung zur Aufnahme der Ver⸗ 
—— der Hauptſache beantragen. '?) 


*) Diefe Yolge ber Berfpätung tritt von ſelbſt ein (8. 145); ein 
Antrag, die nah Ablauf der Friſt einlangende Klagebeaniwortung als 
a zu behandeln, ift nicht vorgeichrieben; daher tritt die im 8. 145 

: Ab}. 2 vorgefehene Friftverlängerung nicht ein. 

2 Sag ur 18 rubt das Verfahren, ohne die Folgen bes 8. 168 Abi. 2. 

8.2 J. N. 

) 8. 48 3. N. 

8. 282. 

5 88. 411, 240 Abſ. 8. . 

261 


2») Der Beſchluß ift nicht befonbers auszufertigen, 8. 361 Abi. 2. 

s; — — takraft des bie Verwerfung ausſprechenden Beſchluſſes, 
"198.170. Wiederaufnahme nicht vor 8 Monaten. 

18) Ausnahme binfichtlich der armen Partei, 8. 78 Abf. 2. 

6. 399. Wenn mac rechtzeitig überreichter Klage⸗ 
beantwortung die Tagſatzung zur mündlichen Streitverhand- 
fung anberaumt wurde?) und eine der Parteien dieje oder eine 
jpätere zur mündlichen Streitverhandiung beftimmte Tag- 
fagung verjäumt, jo kann die erichienene Partei bei dieſer 
Tagjagung die Füllung des Urtheiles beantragen. Bet der 
Uripeilsfällung ift auf neues thatjächliches Vorbringen der 
erfchienenen Partei, das mit dem Inhalte der von ihr über- 
reichten Schriftfäge oder mit ihren früheren Erklärungen und 
thatfächliden Angaben in Widerſpruch fteht, nur injomeit 

8. 399. Mit dem Beginne der feitend beider Parteien 
durch Schriftiäge (Klage, Klagebeantwortung) vorbereiteten Streit- 
verhandlung eröffnen ſich für die Beitimmung ber Verfäumnis- 
folgen weſentlich andere Geſichtspunkte. Nun ift die Stellung ber 
Parteien materiell und formell eine gleiche, alfo Feine Urſache 
mehr, die Contumaz verfchieden zu behandeln, je nachdem der 
Kläger oder der Bellagte von der Verhandlung ansbleibt. Die 
Auswahl der Kontumazialfolgen wird bier burch eine Vorfrage 
mitbeftimmt, die fchon einmal in den erläuternden Bemerkungen 
zu. 88.176 bis 179 berührt wurde: ob das Mündlichkeitsrequiſit 
fo ftrenge aufzufaſſen ſei, daß lediglich das wirklich in ber Ver⸗ 
handlung vor dem erfennenden Richter mündlich VBorgetragene 
für die Entfcheibung in Betracht komme, deshalb der Inhalt von 
Schriftftüden jeder Art ausschließlich durch die mündliche Rede 
Procepftoff und für den Richter beachtlich werde. Es ift dies für 
die Ordnung der Berfäumungsfolgen nach doppelter Richtung von 
Belang: einmal wegen ber Verwertung deffen, was außerhalb 
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Bedacht zu nehmen, als dasſelbe dem Gegner vor der Tag⸗ 
ſatzung durch vorbereitenden Schriftfag?) mitgetheilt wurde. 
Dagegen find bei der Urtheilsfällung nicht bloß die Ergeb- 
nifje vorausgegangener Beweisanfnahmen, fondern auch die 
früheren Erklärungen und thatfächlichen Angaben der nun- 
mehr faumigen Partei zu berüdfichtigen, infofern die letzteren 
in überreichten vorbereitenden Schriftfäßen,?) im Berhandlungs- 
protofolle*) und defien Anlagen oder im Brotofolle beauftragter®) 
oder erfuchter Richter beurfundet find oder den Gegenftand 
einer vom Gerichte bei einer früheren Tagſatzung verfügten 
Beweisaufnahme?) bilden. 

Wird der Antrag, wegen Säumnis einer Partei in der 
Hauptſache das Urtheil zu fällen, zu einer Zeit geftellt, da 
über die bei ber erften Tagſatzung angemeldeten Einreden 
der Unzuläffigfeit des Rechtsweges, der Unzuftändigfeit des 
Gerichtes, der Streitanhängigfeit oder Rechtskraft eine ab⸗ 
gefonderte Verhandlung anhängig tit, fo fann die Urtheils- 
Yällung erft nach”) Berwerfung dieler Einreden erfolgen. 

1) Bon amtswegen, $. 244 Abf. 1. 

9) — 258 Abſ. 1. 

m, 

‘ * ondere in den im vorbereitenden Verfahren aufgenommenen 

Prototollen, 88. 252 iR 262 Abſ. 1. 

8) Diefe fe find ——— des Beweisführers vorzutragen 

bezw. aufzunehmen, 8. 401 .2. 

) Rechtskraͤftiger, 8. 261 Abi. 4. 
der mündlichen Verhandlung vorgekommen iſt (vorbereitendes 
Verfahren, Beweisaufnahmen, Erklärungen vor dem erſuchten 
Richter u. ſ. w.) und dann auch deshalb, weil die mündliche 
Streitverhandlung durch Schriftſätze vorbereitet wird, welche dem 
Gerichte bei der Tagſatzung vorliegen (8. 80), und es darauf an⸗ 
kommt, was ein ſolcher vorbereitender Schriftſatz bei Ausbleiben 
der Partei, von welcher er herrührt, bedeutet. Der Entwurf 
glaubt, wie ſchon an der oben erwähnten Stelle bemerkt wurde, 
vorwiegend im Intereſſe der Lebendigkeit der Verhandlung eine 
weniger ſtarre und mechaniſche aſſung der Mündlichkeit an⸗ 
empfehlen zu ſollen. Gerade die Lebendigkeit der Verhandlung 
müßte unter einer bis zum Aeußerſten getriebenen Mündlichkeit 
am allermeiſten leiden, nicht minder aber auch die Raſchheit der 
Verhandlung. (Motive, S. 289.) 

Der Ausſchuß war nicht willens, an dem eigentlichen Grund⸗ 

gedanken dieſes Paragraphen etwas zu ändern, nur fand er, daß 
die Faſſung der Regierungsvorlage nicht genügend klar hervor⸗ 
treten laſſe, für welche Fälle die hier ausgeſprochene Regel zu 
gelten hat und daß auch die vorgeſchlagene Vorſchrift nicht alle 
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.400. Die Beſtimmungen der 88. 396 bis 399 find 
auch dann anzuwenden, wenn eine der Parteien wegen un⸗ 
angemefienen Betragens aus dem Gerichtöfaale entfernt wird.!) 

1) Und wenn das Geriht auf Antrag die Partei ala jäumig be» 

andelt, $. 198 Abf. 3 (verbum „kann“); — Anders wenn der Proceß⸗ 
evollmädhtigte entfernt wird, $. 200. _ 

8.401. Der Umftand, daß die Tagjagung von einer 
Partei verſäumt wird, ändert nichts an der Anwendung der 
Beitimmungen, welche feitjeßen, was das Gericht von amts⸗ 
wegen zu berüdfichtigen hat,) und enthebt auch den Gegner 
nicht der Verpflichtung, diejenigen Nachweifungen zu liefern, 


nad der Klagsbeantwortung noch möglichen Verſäumungsfälle 
und die ihnen entjprechend verfchtedenen Procelagen umfafjend 
und erfhöpfend normiren. Es wurden deswegen einerjeit3 die 
beiden erften Abjäge umftilifirt, anderfeit3 noch ein dritter Abſatz 
hinzugefügt. 

Dur die neue Tertirung bürfte nım außer Zweifel geftellt 
fein, daß die Kontumaztalregel bed 8. 399 einerjeit3 nur anzu⸗ 
wenden tft, wenn bie Klagebeantwortungsichrift rechtzeitig über⸗ 
reicht worden,! alſo Teiner der Verſäumungsfälle der SS. 396, 398 
vorliegt, daß es aber anderfeit für ihre Anwendbarkeit gleich- 
giltig ift, ob eine Partei bet der erften zur mündlichen Streit» 
verhandlung beftimmten Zagfagung ausbleibt oder erft bei einer 
der fpäter in der Rechtsſache ftattfindenden mündlichen Verhandlung. 

Es ift ferner auch kein Zweifel möglich, daß der Inhalt der 
Klage und Klagebeantwortungsfchrift durch das fpätere Aus⸗ 
bleiben ber Partei ebenfo wenig feine Bedentung verliere, als 
irgend welche bet einer früheren Tagſatzung von einer Partei ab» 
gegebene und entjprechend beurfundete mündliche Erklärung und 
e3 befeftigt die Neutertirung auch die Gefahr, daß die Vorfchrift 
bes 8. 416, Abi. 2 der NRegierungsporlage durch eine ſich dem 
WVortlaute zu ſehr unterordnende enge Auslegung in eine Ber- 
fürzung des Bellagten und in eine Verlegung der gleichen Stellung 
beider Parteien ausarte. 

Endlich ift e8 auch nothwendig, den Fall zu normiren, wenn 
zur Zeit ded Antrages auf Erlaffung eines Verfäumungsurtheiles 
noch über proceßhindernde Einreben eine abgejonderte Verhand⸗ 
lung anhängig if. Mit Rüdficht auf bie Einrichtung der erften 
Tagſatzung und auf die Beitimmungen der 88. 260 und 261 
tonnte die Löfung keine andere fein, als daß durch eine die Ber- 
bandlung zur Hauptfache betreffende Verſäumung die ordnungs⸗ 
mäßig angemeldeten Einreden der Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges u. f. w. ihre Kraft nicht verlieren und daher auf den Con⸗ 
tumazialantrag nur eingegangen werden kann, wenn ſich dieſe 
oe a le Verhandlung als unbegründet erweiſen. 
(A. B., ©. 41. 


‘ 
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welche in Betreff der von amtswegen zu berückſichtigenden 
Umſtände erforderlich ſind. 

Desgleichen ſteht die Säummis einer Partei ber Auf- 
nahme von Beweiſen vor dem erfennenden Gerichte,*) fowie 
dem Bortrage der Ergebnifje einer nicht vor dem erfennenden 
Gerichte erfolgten — — 8) ni t entgegen. 

1) ——— des Richters, 8. 22 Abſ. 4 J. N. — Zuläſſigkeit des 

Rechtsweges, 8.42 J. N. — — Durch ausdrüdliche Vereinbarung der Parteien 
nicht zu be eitigenbe en 8. 48, 101 Se ge — — der 
Proceßfaͤhigkeit und der geſetzlichen Verireiung, der Voll⸗ 
macht, 8. 37. — Wahrne zum der Berfäumung, — Hu nit von 
er Äntroge, ea in, 45. 
3 


6.402. Der Antrag, wegen Säumnis einer Partei das 
Urtheil zu fällen (58.396, 398, 399) ift zurüdzumeifen 22. 

1. wenn der Nachweis fehlt, daß die nicht erichienene 
Partei zur Tagſatzung ordnungsmäßig geladen wurde; ?) 

2. wenn es bei Gericht offenkundig?) ift, daß die nicht 
erſchienene Bartei durch Raturereignifie ober andere unab⸗ 
wendbare Zufälle am Erſcheinen gehindert ift;*) 

3. wenn die erſchienene Partei die — eines von 
amtswegen zu berückſichtigenden Umſtandes vom Gerichte 
— Nachweiſung bei der Tagſatzung nicht zu beſchaffen 
vermag.ꝰ 

Der Antrag, gegen Streitgenoſſen wegen Säumnis das 
urtheil zu fällen, i Rn bei dem Vorhandenſein einer nach $. 14 
zu beurtheilenden Streitgenofienihaft*) zurückzuweifen, wenn 
auch nur betreffd eines der GStreitgenofien der Nachweis der 


8. 402%. Bet Beurtheilung der Frage, ob eine Tagfakumg 
‘al8 verfäumt anzuſehen ift, wird ſich der Richter der Aufgabe 
nicht entichlagen dürfen, die demjelben bekannten Thatfachen zu 
berüdfichtigen, aus welchen fi etwa ergibt, daß die Verſäumung 
als eine der Partet zuredhenbare nicht angefehen werden Tonne; 
das wird ihm ſchon behufs thunlichfter Verminderung von Wieder- 
einfegungen zur Pflicht zu machen fein. Eine zurechenbare Ver⸗ 
fäumung ift vor allem gewiß dann nicht anzunehmen, wenn fidh 
berausftellt, daß bei der Ladung dieſer Partei folhe Mängel 
unterliefen, welche nad Beſchaffenheit des Falles nicht geftatten, 
die Partei, als ordnungsmäßig verftändigt anzufehen. Dem muß 
es nah der Natur der Sache gleichgeftellt werden, wenn ein 
Nachweis der Zuftelung an die nicht erſchienene Partei gänzlich 
mangelt, oder wenn die Ladung an eine Perfon erging, welcher 
die Fäbigfeit fehlt, zur Begründung bed Proceßverhäftniffes mit: 
zuwirken und dergleichen. Wenn einer der im $. 402 angeführten 
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sah, fehlt oder eines der in 3.2 angeführten Hindernifie 
obwaltet. 

Wenn dem Antrage, wegen Säumnis einer Partei das 
Urtheil zu fällen, nicht ftattgegeben wird, ift die Tagſatzung 
von amtswegen auf angemefjene Zeit zu erftreden ?) und auch 
die ſäumige Partei zur neuen eaglahung wieder zu laden. 


. Durch fofort anfechtbaren — 
s) 88. 106—108, 100, 116, 145 


2) 8. 269, 
4) Sei der zus — 8. 73 Abſ. 2. 
4J iehe 8. 401 Anm 

2 — bilden eine einheitliche GStreitpartei”, $$. 14, 20. 

6.403. Wird der Antrag, wegen Säumnis einer Partei 
das Urtheil zu fällen, durch Beichluß zurüdgemwiejen, diefer 
Beſchluß aber infolge Recurjes aufgehoben, jo Tann dad Ur- 
theil ohne Unberaumung einer neuen Zagfagung gefällt werden.?) 

2) Längftens binnen 8 Tagen nad) dem Einlangen der Acten. Eine 

Berfündung findet dann nicht ftatt, 8. 415. 


Urtheilsinbalt. 


6.404. Das in der Hauptjache gefällte Urtheil hat alle 
die Hauptjade betreffenden Anträge zu erledigen, ’) jofern nicht 


Fälle eintritt, und die erfcheinende Bartel, — Tagſatzungs⸗ 
erſtreckung zu beantragen, die Fällung eines Berfäumungsurtheils 
begehrt, jo kann dieſem Begehren nicht ftattgegeben werden. Wird 
es infolge Recurſes in höherer Inſtanz erfannt, daß das 

Gericht irrigerweife ein Hindernis für bie Erlaffung des Ver⸗ 
ſäumungsurtheils als vorhanden angenommen babe, fo muß der 
Anfpruh auf Fälung des PVerfäumungsurtheil®, Welcher der 
erſchienenen Partei zuftand, zur Geltung gelangen. Es kann dem⸗ 
nach nicht geſtattet werden, daß die Partei, welche früher aus- 
geblieben war, gegen den Willen der erfchienenen Partei zugelaffen 
wird, bei der neu beftimmten Tagfagung das Berfäumte nachzu⸗ 
Bolen (8.403). (Motive, ©. 290.) 

8. 403. Die Aenderung bat den Sinn, daß ber Richter, 
wenn er durch die Recurderledigung vor die Nothwendigkeit ge> 
ftelt wird, ein Verſäumungsurtheil zu fällen, ſich je nach der 
Zage der Sache und nad den eventuellen Anträgen der Partei 
fol enticheiden können, ob er eine Tagſatzung zur Erlaffung des 
VBerfäumungsurtbeiled anberaumen oder ob er ohne Tagfahrt und 
ohne nahe * BR Koften das Berfäumungsurtheil 
fällen will 42.) 


$. 404. — der Beſchränkung eines Urtheiles auf 
einzelne Anſprüche oder Anſpruchselemente iſt jedes Urtheil in 
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über einzelne dieſer Antraͤge bereits früher entſchieden wurde ) oder 
men einer abgefonderten Erledigung vorbehalten werden. ?) 
ne — zwiſchen denſelben Parteien, 
welche nach 8. 187 emeinſamer Verhandlung verbunden 
wurden, ſind durch das —28— Urtheil zu entſcheiden, wenn is 
Verbindung der Verhandlung nicht ſchon vor Fällung des 
Urtheiles aufgehoben‘) oder über einen der verbundenen Pro- 
ceſſe gemäß 8.390 durch bejonderes Urtheil entichieden wurde. 
Sanirung eines biesfälligeu — 8.496 8. 1. — In dem das 
en erledigenden Urtheile ift außzufprechen, ob und in⸗ 
—— — Zahlungsauftrag aufrecht erhalten bleibe, 8. 558. Aehnlich 
9) — eilu IR 88. 891, 394 ober Zwi chenurtheil, 8. 898. 
3) e der 2 jr eines l⸗ ober Zwiſchenu rihelies hin⸗ 
— on — Abſ. 2 
(8. 2 F 235 ii 4, een Surädne me ber ek a: Buftimmu 
Oo 


des Gegners, auch theilweiſe ſ. 9 iſt erne n. dur 
Urtheil zu erlebigender "Beni ehe (8. 394), nur über das ein- 
— B She zu ert 

) 8. 192 


6.405. Das Gericht ift nicht‘ befugt, einer Partei etwas 
zuzuſprechen, was nicht beantragt ift.!) Dies gut insbefondere 
don ten, Zinſen und anderen Nebenforderungen. ?) 

R Alternatives Begehren, 8. 4 

Borlage des Ko een länifies genügt, $. 52 Abf. 8. 

.406. Die Berurtheilung einer Leiftung ift nur 
zuläjlig, wenn die a 5 zur Brit der Urtheilsichöpfung 
bereit3 eingetreten ift ei Ansprüchen auf Alimente!) kann 
auch zu Leiftungen verurtheilt werben, welche erft nad Er- 
iaflung de des Ur a gallig a i — 

1418 
unter —— ober von obs ee 

6.407. BeiBerurtheilung zur Entrichtung einer Geldrente 

wegen Tödtung, Körperverlegung oder Freiheitsentziehung) 





Anfehung feines conereten Gegenftandes infoferne als Endent- 
ſcheidung anzufehen, als es beftimmt ift, alle diefen Gegenftand 
betreffenden Anträge zu erledigen, welche nicht auf Grund befon- 
derer gefeglicher Beftimmungen einer feparaten Erledigung zuzu⸗ 
führen waren. Welchen — ß derartige abgeſonderte Erledigun⸗ 
gen auf die Fällung eines Urtheiles nehmen können, muß dar- 
nach beurtheilt werden, ob dieſelben ihrem Inhalte nach fähig 
ſind, Rechtskraft zu erlangen. (Motive, S. 290.) 


8.407. Die Beſtimmungen der 88. 407 und 408 dienen 
der angegebenen Tendenz, die Procefführung zu erleichtern, in⸗ 
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kann das Gericht, wenn eine Sicherſtellung der künftigen 
Zahlungen offenbar nothwendig erſcheint, au Antrag im Ur⸗ 
theile auch auf Sicherheitsleiftung?) erkennen. Wenngleih im 
Proceſſe ein folder —— geſtellt wurde, kann der Be⸗ 
rechtigte nachträglich im Wege der Klage Sicherheitsleiſtung 
verlangen, falls die Vermögensverhältniſſe des Verpflichteten 
ſich inzwiſchen erheblich verſchlechtert haben. 

- Unter derſelben Vorausſetzung Tann der Berechtigte eine 
Erhöhung: der im Urtheile beftimmten Sicherheit mittels Klage 
begehren. 

3) 88. 1825—1329 0.5.6.8. 

2) 8. 56, nicht im Sinne WB. 1378 - 1874 0.5.8.8. 

6.408. Findet das Gericht, daß die unterliegende Partei 
offenbar muthwillig PBroceß geführt hat, fo kann es diejelbe 
auf Antrag der fiegenden Partei zur Leiftung eines entiprechen- 
den Entichädigungsbetrages verurtheilen. 

Durch die Verhandlung über diefen Antrag darf Die 
Entfcheidung in der Hauptſache nicht aufgehalten werden. 

Bei Beitimmung des Entjchädigungsbetrages ift auf die 
Borfchrift des 8.273 Bedacht zu nehmen. " 


dem fie das Sfneinanderfchieben zweier Proceffe, die gleichzeitige 
Durchführung der Streitverhandlung über zwei connere Anjprüche 
geftatten und damit die Koften eines felbftändigen Proceſſes er- 
fparen helfen. Denn hauptſächlich darin, in der Vereinfachung 
und Erleihhterung der gerichtlichen De an diefer Sicher- 
ftelungs- und Erfaganfprücde, liegt der Kern der Neuerung; 
ihre materiellrechtliche Bedeutung ift geringer, denn Sicherftellung 
wieberfehrender Leiftungen konnte auf Grund eines rechtskräftigen 
Urtheile8 unter gewiffen Bedingungen auch fchon heute erlangt 
werden, und baß jede Partei, die ihrem Gegner durch dolofe 
Procefführung in Schaden gebradht bat, diefen Schaden erfegen 
müffe, fteht nach dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche feit. 
Als ein weiterer wichtiger Vortheil diefer Vereinigung kann eg 
aber noch bezeichnet werden, daß fie die Entfcheidung gerade dem 
Nichter zumeift, der am beften dazu befähigt ift, weil der Schaden- 
proceß oder der muthwillige Proceß eben vor ihm durchgeführt 
wurde und er beöhalb aus demſelben alle für den weiteren An— 
fpruch maßgebenden Berhältniffe von vornherein genau kennt. 
Es wird dies die Verhandlung auch inhaltlich verkürzen und die 
nothwendigen Beweisführungen beträchtlich verringern. Die Be- 
ſchränkung auf die Fälle des offenbaren Muthwillens erklärt fich 
daraus, daß nur biefe Fälle dem Richter Leicht greifbar find, 
während die Fälle bloß culpofer Procefführung ihrer Natur nad 
fchwer gefaßt werben können. (Gem. B., ©. 7, 8.) 
8.408. Siehe Gem. Ber. bei $. 407. 
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F. 400. Wenn in einem Urtheile die Verbindlichkeit zu 
einer Leiſtung auferlegt wird, iſt zugleich auch die Friſt für 
dieſe Leiſtung zu beſtimmen. Dieſe Friſt beträgt, ſofern in 
di Geſetze nicht etwas anderes beſtimmt iſt,) vierzehn Tage. 

Wird jedoch die Pflicht zur Verrichtung einer Arbeit 
oder eines Geſchäftes auferlegt, jo hat das Gericht zur Er- 
fülung der Berbindlichleit mit Berüdjichtigung der perfön- . 
lichen Berhältniffe des Verpflichteten eine angemeſſene Friſt 
gu bejtimmen. Hiebei ift insbeſondere auch darauf zu achten, 

aß der Verpflichtete durch die zu verrichtende Handlung 
nicht an der rechtzeitigen Vornahme der Saat-, Schnitt- oder 
Weinlefearbeiten?) gehindert wird. 

Die Friſten beginnen mit dem Tage nad) Eintritt der 
Rechtskraft des — N EEE 
1) Im ‚88. .1.— ungsfri 
PERL re rasen di im — — im — faheen 

iſt die Friſt vom Richter zu beſtimmen, 8. 459. 
. h u, aufgäblung ift taxativ. 


6. 410, Wird in einem Wrtheile ein Gegenftand zuer- 
tannt, der nicht in einem Geldbetrage befteht, fo ift zugleich 
auszufprechen, daß na der Bellagte durch Zahlung des Geld- 
betrages, welchen der Kläger in der Klage!) ober während der 
Berhandlung?) anftatt dieſes Gegenftandes anzunehmen fich 
bereit erflärt hat,®) von der Leiftung dieſes Gegenftandes be- 
freien Tönne. 

ı $ 326 "| 2,8.56 IR. 

s Dies gitt aber nicht hinſichtlich der ohne dieſe Erklarung angegebenen 

Beernung des Streitgegenftandbes, vergl. 8. 56 Abſ. 1u. 2 J. N. 
Rechtskraft des Urtheiles. 


6. 411. Durch ein Rechtsmittel nicht mehr anfechtbare 
Urtheile find der Rechtskraft infoweit theilhaft, al3 in dem 
Urtheile über einen durd) Klage oder Widerllage!) geltend ge- 
machten Anſpruch oder über ein im Laufe des Proceſſes 
ftreitig geworbenes Rechtsverhältnis oder Recht entichieden 
ift, Hinfichtlich defien gemäß 88. 236 oder 259 die Feititellung 





8. 411. Wenn die einfchlägige Spruchpraris überblidt wird, 
zeigt e8 fich als nothiwendig, auch Beftimmungen über das Inſtitut 
der jogenannten materiellen Rechtskraft de Urtheils aufzunehmen. 
Seine bisherige geſetzliche Baſis ift überaus dürftig; insbeſondere 
mangelt e8 an Normen darüber, inwieweit das Urtbeil geeignet 
fei, Rechtskraft zu erlangen, In der Rechtsſprechung haben fich 
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des Beſtehens oder Nichtbeftehen3?) begehrt wurde. Die Ent⸗ 
iheidung über den Beftand oder Nichtbeitand einer vom Be- 
Hagten zur Compenfation geltend gemachten Gegenforderung 
ift der Rechtskraft nur bi zur Höhe des Betrages theilhaft, 
mit welchem aufgerechnet werden ſoll. 

Die Rechtskraft des Urtheiles ift von amtöwegen zu be= 
rüdfichtigen.?) 

1) 88. 238 Abf. 2, 96 J. N. 

*) Allenfalls durch Zwiſchenurtheil, 8. 393. 

ehe Gem. Ber. zu 8. 240. Form der Entfcheidung über die 

Rechtskrafteinwendung, $. 261. 


— BE en Er - = r 2 ee an = 


allerdings über dieje, fowie über andere bier in Frage kommende 
Punkte unter dem Einfluffe der Theorie allmählich beſtimmtere 
Anſchauungen feitgefegt. Aber mangels eines geſetzlichen Rück— 
haltes iſt ein Schwanken doch nicht immer ganz zu vermeiden, 
und mit der Einhelligkeit der Praxis iſt auch der Rechtsſicherheit 
nicht genügend gedient. Namentlich die Menge und Schwierigkeit 
der um die Rechtskraftwirkung geführten Proceſſe wird auf dieſe 
Art nicht geringer. Die hier vom Entwurfe in Vorſchlag ge— 
brachten Beſtimmungen (88. 427 ljetzt 411] bis 429) laſſen ſich als 
eine Codificirung des geltenden Rechtes und der Rechtsſätze be— 
zeichnen, zu welchen ſich heute in der Lehre der materiellen Rechts— 
fraft die herrſchende Meinung befennt, und welche auch in der 
Uebung unferer Gerichte immer wieder hervortreten. Die Ent- 
ſcheidung des Gerichtes kann nicht weiter reichen, als es zur Ent- 
ſcheidung angerufen wurde ($. 405). Daraus ergibt fih von felbft, 
daß bei der Abgrenzung der Tragweite der Entjcheidung nur die 
über die Anfprüche der Parteien erfolgte Entfcheidung in Betracht 
fommen Tann (8. 411). Sehr häufig wird es fich hiebei nur um 
Anſprüche des Klägers handeln. In manchen Fällen aber, ins— 
befondere auch bei Theilungen, Grenzerneuerung u. ſ. w. wird da- 
neben über Anfprüche des Bellagten zu entjcheiden fein. Inwie— 
weit letzteres zuläffig, muß nad den Beftimmungen de3 bürger- 
lichen Rechtes und den fonftigen Vorichriften der Proceßordnung 
beurtbeilt werden. Die Entjcheidung des Gerichtes Über dasjenige 
Vorbringen, da8 von den Parteien zur Begründung oder Be- 
fümpfung des Anfpruche® gemacht wird, alfo namentlich über 
eigentlihe Einreden, Repliken, ift nicht geeignet, Rechtskraft zu 
erlangen. Nur eine fiheinbare Ausnahme befteht binfichtlich der 
Sompenfationseinrede, denn in diefem Falle wird in Wahrheit 
über den Beftand eines Anſpruches de3 Bellagten erfannt. (Mo- 
tive, S. 291.) 

Die in den Entwurf aufgenommenen Säte über da3 Wejen 
der Rechtskraftwirkung und über den Kreis der Perjonen, zwifchen 
welchen die Rechtötraft des Urtheil3 Bedeutung habe (88. 412, 413 
der Ausschußanträge), wurden ausgejchieden, teil fie feine voll- 
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Urtheilsfällung, Urtheilsverfündung und Zu- 
ftellung des Urtheiles. 


6. 412. Das Urtheil kann nur von denjenigen Richtern 
gefällt werden, welche an der dem Urtheile zu Grunde Tiegen- 
den mündlichen Verhandlung theilgenommen haben. ') 





ftändige Regelung der beftrittenen und jchwierigen Lehre von den 
Grenzen der Rechtskraft enthielten, eine ſolche Regelung in engfter 
Berbindung mit der Eutſcheidung gewiller materiell-rechtlicher 
Probleme fteht und bloß apboriftiide Säte, welche die Prari3 
al8 Derogirung der bisher Herrichenden Anſchauung auffaflen 
fönnte, Leicht großen Schaden zu ftiften vermödten. Von der Be 
jftimmung, daß die Entjeheidung über eine zur Compenfation geltend 
gemachte Gegenforderung ganz fo wie das Urtheil über ben 
Klagsanſpruch in Rechtskraft erwachſe, beforgte die Permanenz- 
commiffion ded Herrenhaufes eine Erſchwerung der Compenſation 
und eine Berwidlung der Proceffe, und es ſchien ihr dieſe Be— 
ftimmung bei der Geltendmachung bloß eines Forderungstbeil- 
betrage8 auch objectiv über das Maß des Nothiwendigen binaus- 
zugeben. Die vorgenommene Aenderung dürfte diefen Bedenken 
gerecht werden (8.411 Abf. 1). (Gem. B., S. 11, 12.) 


8.412. Dem mündlichen Vortrage der Parteien, der münd- 
lichen Verhandlung entipricht die mündliche Belanntgabe der ge⸗ 
fällten Entſcheidung. Aber auch bier wird zu unterjcheiden fein, 
was bloß Conjequenz des Formprincipes, was practifch wertvoll 
und nothwendig ift. Wenn das Gericht gleich nad Schluß der 
Verhandlung das Urtheil fchöpfen und verfünden kann, fo wird 
es gewiß dem Intereſſe der Parteien an der erwarteten Entfchei- 
dung entjpreden, wenn der Inhalt des Spruches ihnen unver 
züglich eröffnet wird. Aber ein zweifaches ift in Betradht zu 
ziehen. Trotz der mündlichen Berfündigung des Urtheile® muß 
den Parteien eine fchriftliche Ausfertigung des Erlenntniffes zu- 
geftellt werden. Eine ſolche Ausfertigung ift nöthig, mögen dic 
Parteien mit dem Spruche einverftanden fein oder nicht. 

Daneben ift noch ein zweites zu erwägen. 

Es wird einem fich raſch abwidelnden mündlich-unmittelbaren 
Streitverfahren zweifellog am congruenteften fein, wenn das Ur- 
theit ſogleich nah Schluß der Verhandlung vom Gerichte gefprochen 
wird. Gefesgebung und Juſtizverwaltung werden e8 auch — jede 
in ihrer Sphäre — nicht an entiprechendem Antriebe dazu fehlen 
Laffen dürfen. Aber man wird fich darüber Har fein müffen, daß 
in ſehr vielen Gerichtshofſachen ein gute Urtheil mehr und 
rubigere Ueberlegung braucht, als fie dem Gerichte dann möglich 
ift, wenn die Enticheidung fogleich dem Berhandlungsichluffe folgen 
fol. Man wird alfo als Wunſch ausſprechen fünnen, daß das 
Urtheil fo weit thunlich nad) Schluß der mündlichen Verhandlung 
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Muß vor der Urtheilsfchöpfung eine Aenderung in der 
Perſon des Borfitenden oder eines der übrigen Senats⸗ 
mitglieder eintreten, fo ift die mündliche Verhandlung vor 
dem geänderten Senate mit Benügung der Klage, der zu 
den Acten gebrachten Beweife und des Berhandlungsproto- 
kolles von neuem durchzuführen. 

1) Vergl. 8. 138; gilt auch für Beſchlüſſe, 8. 425. 


zu fällen jei, aber es darf dies nicht zur ftrengen Regel erhoben 
werden, wenn nicht Die Schnelligkeit und a on auf Koften 
der Gründfichkeit eine Beförderung erfahren fol. Gerade gewiffen- 
bafte Richter werden, namentli wenn es ſich um controverſe 
Rechtsfragen handelt, das Bedürfnis nad einer Sammlung und 
ruhigen Erwägung des Für und Wider, nad) einem Ueberdenken 
der Verhandlungsergebnijfe am eheften empfinden, und die Geſetz⸗ 
gebung würde kaum gut daran thun, wenn fie diefem Verlangen 
behufs Erzielung einer geringfügigen Beichleunigung Gewährung 
verfagen möchte. Sowie nun das Urtbeil erft in einem fpäteren 
Zeitpunkt gefällt werden und demgemäß auch dann erft verfündet 
werden könnte, ergibt fich die Frage, ob es nothiwendig fei, auch 
für ſolche Urtheile die Verkündigung und deshalb — was damit 
von jelbft gegeben ift — eine befondere Tagjagungsanberaumung 
zur Urtbeildverfündigung zu fordern. Bloß auf die Logik des 
Mündlichkeits- und Inmittelbarkeitsgrundfages gejehen, wird dies 
zu bejahen fein; vom praftifchen Geſichtspunkte betrachtet, ift das 
Refultat ein anderes. Die Pflicht der Parteien, lediglich behufs 
Anhörung des Urtheiles neuerlich bei Gericht zu erfcheinen oder 
ihre Vertreter dahin zu entfenden, findet in nichts einen ange- 
meſſenen Gegenwert. Die Verkündigung des Urtheiles bat Feine 
Ipecifiiden Wirkungen; es gibt nichts, was nicht die jchriftliche 
Ausfertigung des Urtheiles den Parteien auch bietet. Da nun 
leßtere dennoch nicht zu entbehren ift — dag wurde oben dargelegt 
— fo fheint es viel zweckmäßiger zu fein, danı immer von ber 
befonderen Urtheilsperfündigung abzufchen und ſich mit der bloßen 
Zuftelung einer Urtheilausfertigung zufrieden zu geben, wenn 
das Urtheil nicht fofort nah Schluß der mündlichen Verhandlung, 
alfo noch zu einem Zeitpunkte gefällt werden kann, in welchen dic 
Parteien ohnehin in Folge der früheren Verhandlung noch bei Ge⸗ 
richt anmwefend find, die Verfündigung ihnen daher keine weiteren 
Opfer auferlegt ($. 415). 

Wenn das Mrtheil verkündet wird ($. 414), ift mit Rüdficht 
auf die Bedeutung, welche der wörtlichen Faſſung des „Urtheils- 
ſpruches“ (des jett fogenannten Urtheilstenors) beizulegen ift, un- 
bedingt daran feftzuhalten, daß der Urtheilöfpruch vor der Ber- 
kündigung ſchriftlich redigirt fein müſſe. Unentfcheidend ift es, ob 
diefe Nedaction in einem Entwurfe des Spruches befteht, oder im 
Berathungsprotofolle feftgefteltt ift. Keinem Zweifel kann es unter: 


33* 
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F. 413. Die Berathung und Abſtimmung der Richter 
iſt nicht öffentlich. In ſchwierigeren Fällen kann der Vor⸗ 
ſitzende für dieſe Berathung einen Berichterſtatter beftellen. 


zirk ten, 8. 482; im Bagatellverfahren, 8. 452. 

® 8. 417 $ 3. Siehe die Motive bei 8. 412. 

*) 8. 53 Abf. 2. Vergleiche eine analoge Sonderung in 88. 326 
Abſ. 3, 334 


R E 90 a. 1. — Ausnahme im Bagatellverfahren, 8. 452 Abf. 1. 
6.415. Wenn das Urtheil nicht fofort nach Schluß der 
mündlichen Verhandlung gefällt werden fann!) und insbe- 








liegen, daß die Beſchlußfaſſung über eine Entſcheidung von der 
Beihlußfaffung über deren Begründung nicht getrennt werden 
kann. Es darf demnach ſelbſt eine unvollftändige Verkündigung 
nicht früher erfolgen, als bis Has Gericht fich auch über die Ent— 
ſcheidungsgründe ſchlüffig geworden iſt. Nach durchgeführter Be- 
rathung wird ohnehin Über diefelbe kaum ein Zweifel mehr beftchen 
können. (Motive, S. 291, 292.) 


8.414. Durch die Aenderung in der erſten Zeile des 8. 414 
mwollte der Ausſchuß zum Ausdrude bringen, daß der Richter fo 
oft al3 möglich unter dem frifehen Eindrude der mündlichen Ver- 
bandlung da3 Urtheil fällen jollte; natürlich wollte er aber damit 
keineswegs den Richter zu einer übereilten Urtheilsfällung verleiten. 
Dei fchwierigen Nechtöfragen und bei einem complicirten thatſäch⸗ 
lichen oder Beweismaterial wird die Urtheilsfällung und Verkün⸗ 
digung fich jelbftverftändfich nicht unmittelbar an die Verhandlung 
anfchließen fünnen. (A. B., S. 43.) 
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ſondere auch dann, wenn die Verhandlung gemäß 8. 193, 
Abſatz 3, vor Vollendung der Beweisaufnahme geſchloſſen 
wurde, iſt das Urtheil binnen acht Tagen nach Schluß der 
mündlichen Verhandlung, im Falle des 8. 193, Abſatz 3, 
aber binnen acht Tagen nach dem Einlangen der Acten über 
die ausſtändige Beweisaufnahme zu fällen.) Eine bejondere 
Verkündung des Urtheiles findet dann nicht ftatt.®) 
1) 88, 414 Abſ. 1, 408. 
2) Im Falle $. 403 binnen 8 Tagen nach Herablangen der Necurs- 
entfcheibung. 
) 8. 414 Ubf. 3. | 
6.416. Das Urtheil wird den Parteien gegenüber erft mit 
der Zuftellung der fchriftlichen Urtheilsausfertigung wirkfam.') 
Das Gericht ijt jedoch an feine Enticheidung gebunden, 
jobald Ddiejelbe verkündet oder im Falle des $. 415 in fchrift- 
licher Abfafjung zur Ausfertigung abegeben ift. 
1) Beginn des Laufes der Rechtsmittelfriſten. Gilt auch für Be— 
fhlüffe, welche außgefertigt werben müſſen, $. 426 Abf. 3. 


Schriftlihde Ausfertigung. 


6.417. Das Urtheil Hat in fchriftlicher Ausfertigung zu 
enthalten: 

1. Die Bezeichnung des Gerichtes und die Namen der 
Richter, welche bei der Entjcheidung mitgewirkt haben; wenn 
das Urtheil in Ausübung einer befonderen Gerichtöbarleit 
von einem Gerichte gefällt wird, welchen auch die allgemeine 
‚ Gerichtsbarkeit zufteht, jo ift der Bezeichnung des Gerichtes 
ein die Ausübung der bejonderen Gerichtsbarkeit ausdrücden- 
der Zuſatz beizufügen;*) 

. die Bezeichnung der Parteien nah) Namen (Bor- 
und Buname), Beichäftigung, Wohnort und Parteiftellung, 
jowie die Bezeichnung ihrer Vertreter und Bevollmächtigten ;?) 

3. den Urtheilsſpruch; 

4. den UÜrthetlsthatbeitand ;?) 

5. die Entſcheidungsgründe.“) 

Der Urtheilöthatbeftand und die Entfcheidungsgründe 
find äußerlich zu jondern und dürfen auch nicht mit dem 
Urtheilgjpruche vereinigt werden. Der Urtheilsthatbeftand 
hat eine gedrängte Darftellung des aus der mündlichen 
Gtreitverhandlung fich ergebenden Sachverhaltes®) unter Her- 
vorhebung der in der Hauptfache von den Parteien geftellten 
Anträge zu enthalten. 

Das auf Grund der 88.179,°) 181, Abſatz 2,) 275, Ab» 
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jag 2 gr und 278, “ent 2,°) vom Gerichte für Eee er- 
Härte Vorbrin en, jowie jene Beweile, deren Benübung 
wegen des a re Berftreichend einer für bie Bemweidauf- 
nahme beftimmten Frift nicht geſtattet wurde, 10) find im That⸗ 
beftande 2 Urtheiles anzuführen.”) 


2. Die  Grforberniffe 3. 1u.2 — auch für Beſchlüſſe, 8. 429 


49 
) —— it bie Beieiömürbigung zu begründen, 8. 27 — 3.— 
Er an or der Entſcheidungsgruͤnde, 8. 477 8. 9. 


Ber ) Ju a übung bei — — des Gerichtes wegen offenbarer 
* rückgewieſen orbringen 
% tunden und — welche nicht inmerhalb der beftimmten Friſt 
erlegt bezw. bekannt gegeben wurden 
S Verſchleppungsabſicht angebotene und deshalb zurückgewieſene 


9) In offenbarer ren Babficht nach vollendeter Beweisaufnahme 
aͤchlich und Beweis eisvorbringen 


.279, 283 N. — 332, 335, 365 Abf. 2, 368 Abi. 3. 
42) Sofern "nicht der —— —— durch das 16 Berhanblungs- 


fertigungen begiztägerichtlicher Urtbeile überdies el über An⸗ 
Banane im Rechtsmittelverfahren, 8. 447 Abf. rs in Bagatellurtheilen 


‚418. Die für die Gerichtäncten beftimmte jehriftliche 
Abfafjung des Urtheils ift vom Vorſitzenden des Genates 
und vom Schriftführer zu unterjchreiben.') 

Der Auszug eines Urtheiles muß nebft dem Urtheilsſpruche 
auch die in 8.417, 3.1 und 2, bezeichneten Angaben enthalten. 
Bor Buftellung der ſchriftuchen Urtheilsausfertigungen 
an die Parteien können Auszüge und Abſchriften des Ur- 


theiles nicht ertheilt werden.?) 
1) Beichlüffe nur vom 5 —— entſcheidenden Richter, 8.429. 
2) Gilt auch für Beſchlüſſe, 8. 4 


Berichtiguug des Urtheiles. 


6.419. Die Berichtigung von Schreib» und Rechnungs⸗ 
fehlern oder anderen offenbaren Unrichtigkeiten?) in dem Ur⸗ 
theile oder in deſſen Ausfertigungen Tann da3 Gericht, 
welches das Urtheil gefällt hat, jederzeit vornehmen. Eine 
Berichtigung von amtöwegen hat insbejondere auch dann 
ftattzufinden, wenn die Ausfertigung des Urtheiles mit der 
vom Gerichte gefällten Entſcheidung nicht übereinftimmtt.”) 
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Das Gericht kann über die Berichtigung ohne BR 
gehende mündliche Verhandlung enticheiden. Gegen den Be- 
Schluß, durch welchen der Antrag auf Berichtigung zurüd- 
geuielen wird, findet ein abgejondertes Rechtsmittel nicht ftatt. 
ie Vornahme einer Berichtigung kann auch in höherer 

Snftanz angeordnet mwerden.?) 

2) 8. 421. 

mn, der Berichtigung, 422. — Die Vo 

3), 8, .9. — Ausfertigung der Berichtigung, . — Die Bor- 
Schriften des 8. 419 gelten on Belhlüfle 8. 480. 


Berichtigung des Thatbeftande2. 


6.420. Kommen im Thatbeftande des Urtheiles andere, 
als die im $. 419 bezeichneten Unrichtigleiten vor oder be- 
darf derjelbe einer Vervollftändigung oder zur Behebung 
von Duntelheiten und Widerfprüden einer Erläuterung, fo 
fann jede Partei die erforderliche Berichtigung bei dem 
Proceßgerichte binnen acht Tagen nad) Zuſtellung des Ur- 
theile3 beantragen.!) Ueber einen folhen Antrag hat das Ge- 
richt mit thunlichiter Befchleunigung nad) a, einer 
Tagfagung zur mündlichen Verhandlung, ohne Zulaſſung 
einer Beweisaufnahme durch Beſchluß zu entjcheiden.?) 

Bei der Enticheidung wirkten nur jene Richter mit, 
welche an der Urtheilsfälung tHeilnahmen. Sit einer dieſer 
Richter verhindert, jo gibt bei Stimmengleichheit die Stimme 
des Vorfienden, und bei defjen Verhinderung die Stimme 
des Älteren Richter den Ausſchlag.?) 

Eine Anfechtung des Beihfuffese oder eine Wiederein- 
jegung in den vorigen Stand wegen Verfäumung der in 
Abſatz 1 bezeichneten Frift findet nicht ftatt. 

1) Mittels vorbereitenden Schriftfages, 8. 78. 

?) Eine Berichtigung des Thatbeitandes im Sinne des $. 420 findet 
in Anjehung bezirtögerichtlicher Urtheile nicht ftatt, 8. 447 Abſ. 2. — Ver- 
gleiche er gegen ben Thatbeſtand vor Zuftellung des Urtheiles, 
. ®) Ausnahme von der Regel, 8. 9 J. N. 

9) Ausfertigung, $. 422. 

8.420. Das Inſtitut der Thatbeftandsberichtigung ijt im 
Spfteme de3 Entwurfes mit Rückſicht auf die vorgeſchlagenen 
Protokollirungsvorſchriften von wicht allzu großer Bedeutung. 
Denn im Protokolle wird das Gericht eine verläßlide Grundlage 
nicht bloß für die Abfaſſung des Thatbeftandes, fordern zugleich 
für die Entſcheidung über eine etwaige Kritik des Thatbeftandes 
haben, Es kann ich dann eigentlich nur mehr um Redactionelles 
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6.421. Wenn die VBervollftändigung des T une 
Yediglich deshalb beantragt wird, weil in demjelben Unfüh- 
rungen und Beweile übergangen find, die gemäß $. 417, 
letter Abſatz, im Thatbeftande zu erwähnen find, fo hat 
das Proceßgericht gemäß 8.419 vorzugehen. 


6.422. Eine Berichtigung, welche das Gericht nad den 
88.419, 420 oder 421 vorzunehmen findet, ift der Urfchrift 
des Urtheiles beizujeßen und in allen bereit ertheilten Aus⸗ 
fertigungen?) des Urtbeiles, welche zu diefem Zwecke abzufor- 
dern find, erfichtlich zu machen. 

Bei Verwerfung de3 Antrages auf Urtheiläberichtigung 
ift dem Antragfteller der Erſatz aller entftandenen Koſten auf- 
zuerlegen; jonft ſun die Koſten gegenſeitig aufzuheben.?) 

1 


. 416, 417. 
°) Befonderer Befchluß, $ 52. — Dagegen Recurs, $. 514. 
Ergänzung des Urtheiles. 


6. 423. Wenn in dem Urtheile ein Anſpruch, über 
welchen nach dem Urtheilsthatbeftande zu entjcheiden war,“) 
übergangen, oder wenn in einem Urtheile über die von einer 
Partei begehrte?) Erjtattung der Proceßkoſten nicht oder nur 
unvolljtändig erkannt wurde, ift das Urtheil durch eine nach— 
trägliche Entjcheidung zu ergänzen (Ergänzungsurtheil). 
handeln, nicht um wahre Thatjachenergänzung oder um fachliche 
Berichtigung des Reſumés des Verhandlungsftoffes. Da die That- 
beftandSberichtigung fich an die Erinnerung des erfennenden Ge- 
richtes wendet und Dieje gegen die ins Urtheil aufgenommene Sad- 
verhaltsdarftellung anruft (vgl. 8. 420 Abf. 1 und 2), fehlt -e8 
auch an jedem Subftrate für die gulofhing eines Rechtsmittels 
—— Entſcheidung über den Berichtigungsantrag. (Motive, 

8.421. Wenn die Unvollſtändigkeit des Urtheilsthatbeſtandes 
lediglich im Mangel eines Vorbehaltes nach 8. 417 letzter Abſatz 
beſteht, ift bei Führung eines genaueren Verhandlungsprotokolles 
ein eigene8 Berichtigungsperfahren überflüjfig. Der Sache nach 
liegt bier eigentlich nicht mehr al cin Ausfertigungsverftoß vor, 
ein Ueberſehen, die bezüglichen Protofollsbemertungen in den 
Thatbeftand aufzunchmen. Der Entwurf nimmt daher diefen Fall 
der Thatbeftandsberichtigung von der Regel des 8.420 aus und 
erflärt darauf die einfachere Procedur des 8. 419 anwendbar. 
(Motive; ©. 293.) 

8.423. Die Vorſchriften über die Urtheilgergänzung gehen 
von der Erwägung aus, daß fein Grund vorliege, einen Anſpruch 
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Der Antrag auf Ergänzung iſt bei dem Proceßgerichte?) 
binnen acht Tagen nach Zuſtellung des Urtheiles anzubringen; 
eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand“) wegen Ber- 
fäumung dieſer Friſt ift unzuläffig.. 

Das Gericht enticheidet nach vorhergehender mündlicher 
Verhandlung. Dieje Verhandlung ift auf den nicht erledigten 
Theil des Nechtäftreites zu beſchränken. Die Abweiſung des 
Antrages auf Ergänzung erfolgt mitteld Beichluß.’) 


1) 8. 404. 

2) Durch Vorlage des Koftenverzeichnifles, 88. 52 Abi. 8, 54. 

3), Bei Gerichtshöfen mittels vorbereitenden Schriftfages, 8. 78, bei 
Bezirksgerichten auch zu Prototoll, $. 434. 

8. 146 Abf. 1. 


°), Dagegen Necurs, 8. 514. — Die Vorſchriften des 8. 438 gelten auch 
für vedahſte 8. 430. 


6. 424. Die Verhandlung über die Berichtigung des 
Urtheilsthatbeftandes oder über die Ergänzung des Urtheiles 
hat auf den Lauf der Friſt für die Erhebung eines NRechts- 
mittel8 gegen das Urtheil, deſſen Thatbeftand berichtigt 


deshalb allein in einer principiel abweichenden und mindere 
Garantien bietenden Weife verhandeln und erledigen zu laſſen, 
weil diefer Anfpruch bei einer Entſcheidung irrthümlich übergangen 
wurde. Es wird vielmehr gerade jo vorzugehen fein, wie wenn 
das Gericht in Anfehung diefes Anſpruches, ftatt ihn ſtillſchweigend 
zu übergehen, eine Trennung der Verhandlung angeordnet hätte. 
So läßt es fih auch vermeiden, daß die Verhandlung über den 
Ergänzungsantrag auf den Lauf der Rechtömittelfriiten einen 
ftörenden Einfluß nehme. Der Zufammenhang zwifchen dem Er- 
gänzungsurtheile und dem mittel3 deSfelben ergänzten Urtheile 
fann, fall® beide Entfcheidungen angefochten werden, durch Ver⸗ 
einigung der Verhandlungen in der Rechtsmittelinſtanz berüd- 
fihtigt werden. Um dies zu erleichtern murde der Berufungs- 
inftanz die Befugnis eingeräumt, das bei derjelben anhängige 
Verfahren bis zur Erledigung des in der unteren Inſtanz ge- 
ftellten Ergänzungsantrages über Verlangen auszujeßen ($. 485). 
Das Verhältnis zwiſchen dem Thatbeftandberichtigungs- und einem 
Ergänzungsantrage befonder3 zu regeln, fcheint nicht nothwendig. 
Wenn die Berichtigung des Thatbeftandes begehrt wird, weil im 
Thatbeftande ein im Urtheilgfpruche übergangener Anſpruch nicht 
angeführt erfcheint, und wenn zugleich wegen dieſes Anfpruches 
Urtheildergänzung verlangt wird, fo ergibt es fi) von felbft, daß 
über die Ergänzung nicht dor Erledigung der Thatbeftands- 
berichtigung entfchieden werden kann, da dieſe erſt für die begehrte 
Ergänzung das Fundament fchaffen muß. (Siehejedoch 8. 485 Abf. 2.) 
(Motive, S. 293.) » 
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—— ſoll oder deſſen Ergänzung beantragt wird, keinen 
Einfluß.) 

1) Doch Tann mit der Verhandlung über die Berufung zugewartet 
werben, bis bie Berufung ng „gegen da3 Ergänzungsurtheil vorliegt, oder 
dieſes techtäfräftig ift. — Auch Tann bis zur Enticheidung über die be- 
gehrte Berichtigung des es die naßoerbanbiun yo 
—** werden, beides auf WEHR mmungen ü 
gänzung gelten auch für Beſchl fie, 8 . 480. 


Zweiter — 


Beichlüfie. 

6.425. Sofern nach den Beftimmungen diejes Geſetzes 
nicht ein Urtheil zu fällen ift,!) erfolgen die Entjcheidungen, 
Anordnungen und Verfügungen durch Beichluß. 

An feine Beſchlüſſe ift das Gericht injoweit gebunden, 
als une nicht bloß proceßleitender Natur find 9 

Die Vorſchriften der 88. 412 find auf Beſchlüſſe des Ge- 

nn —— anzumenden.?) 
390, 391, 393, 894400, 423. 

2 3 8. S- 89 Abi. 2, 115 ab. 1, 192. In diefem al Tann das 

Gericht einem Recurs jelbft flattgeben, 8. 522. Siehe die Motive bei 8. 522. 

)) Hinſichtlich der Entichetdung über die Koften ſiehe 8. 52. Bezüg- 

lich der Paritionzfrift ift $. 409 analo — — im Befigftörunge- 
verfahren 6 die Baritiongirift vom Richter zu bejtimmen, 8. 459. 

$. 426. Alle während der Verhandlung oder Beweisauf- 
nahme vom Senate, von dem VBorfigenden oder von einem beauf⸗ 
tragten oder erjuchten Richter gefaßten Beſchlüſſe find zu verfün- 
ben.) Dieje Beichlüffe find den bei der Verfündung anwejenden 
Parteien in jchriftlicher Ausfertigung zuzuftellen, wenn der 
Partei ein Rechtsmittel?) gegen den Beihtus oder das Recht zur 
jofortigen Ereeutionsführung auf Grund des Bejchluffes zufteht. 

An Parteien, welche bei der Verlündung nicht anweſend 
waren, ift in diejen Fällen und nebftdem in allen Fällen, in 
welchen die Leitung des Verfahrens e3 erfordert, die Zuftellung 
einer jchriftlichen Ausfertigung zu bewirken. 

Wenn die Zuſtellung einer ſchriftlichen Ausfertigung 
nicht zu erfolgen hat, fo begründet die mündliche Verfündung 
die ——— der Zuſtelung 

1) Analog der Verkündung bes Urtheiles, 8. 414. — ung des 
Roftenbetragee, 88.58 Abf. 2, 414 Abf. 2. — Siehe 8. 62 A.29.R. — 
Rechtsmitielbele g im Berfahten 2 Besiefägericiten, 8. 492 Abi. 2. 

2) Ein _abgejonderter Recurs, 8 

6.427. Außerhalb der — efaßte Beſchlüſſe 
ſind den Parteien durch Zuſtellung einer ſchriftlichen Aus⸗ 
fertigung (Beſcheid) bekannt zu geben.') 
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Ein Beſcheid, durch welchen ein Antrag einer Partei ohne 
vorhergehende Vernehmung des Gegners abgewieſen wird, iſt 
dem Gegner nur auf Anfuchen des Antragjteller3 zuzuftellen.?) 

2) Zabung, 8. 131. 

2) Ausnahme, 8. 257 Abſ. 3. 

6. 428. Beſchlüſſe über mwiderftreitende Anträge und 
Beichtüffe, Durch welche ein Antrag abgetwiefen wird, müſſen 
begründet werden. 

Hiebei find die Anträge, Über melche im Befchluffe 
entjchieden wird, und der Sachverhalt, falls nicht beides aus 
dem gleichzeitig mitgetheilten Schriftfage oder aus der Proto- 
follgabjchrift zu entnehmen ift, in die Begründung inſoweit 
— als e3 zum Verſtändnis des Ausſpruches oder 
der Verfügung erforderlich ift. 


6.429. Die Urſchrift des Beſchluſſes ift, wenn der Be- 
ſchluß von einem Senate gefaßt wurde, von dem Vorſitzen⸗ 
den,’) außerdem aber von dem Richter zu unterfchreiben, 
welcher den Beichluß gefaßt Hat. 

Die jchriftliche Ausfertigung eines Bejchluffes Hat auch 
die in$. 417, 8.1 und 2, bezeichneten Angaben zu enthalten. 

) Richt aud) vom Schriftführer, vergl. $. 418 Abſ. 1. 

6. 430. In Unfehung der Ertheilung von Ausferti- 
gungen und Auszügen, dann der Berichtigung von Beſchlüſſen 
und der Ergänzung derjelben, wenn über einen Antrag der 
Partei theilweile nicht erfannt wurde oder wenn der be- 
antragte Ausſpruch über die Erftattung der Proceßloften 
fehlt oder unvollftändig ift, gelten die Vorſchriften der 88. 418, 
419, 423 und 424. 


Dritter Theil. 


Merfahren vor den Bericksgerichten. 


6. 431. Auf das Verfahren vor den Bezirkögerichten 
finden, fofern nichts anderes beftimmt ift, die Vorfchriften 
über das Verfahren vor den Gerichtshöfen erfter Inſtanz!) 
Anwendung. 

Die durch die Vorfchriften des zweiten Theiles für den 
Cenat oder deilen Vorfibenden begründeten Befugniffe und 
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ee find im Verfahren vor Bezirkögerichten durch 
den Einzelrichter auszuüben.?) 
:) er heil, 88. 226—480. 
bejondere die in Bezug auf die Broceßleitung dem Borfigenden 
und Senate eingeräumten Befugnifie, 8. 19. 


6.482. "Der Richter hat Parteien, welche rechtsunkundig 
und nicht durch Advocaten vertreten find, erforderlichenfalls 
die zur Vornahme ihrer Proceßhandlungen nöthige Anleitung 
zu geben und diejelben über die mit ihren Handlungen oder 
Unterlafjungen verbundenen Rechtsfolgen zu belehren. 


88. 431 und 432. Bor den Bezirksgerichten find die perſön⸗ 
lichen Vorausfegungen andere als im GerichtShofsverfahren. Ein 
einziger Richter, der weder die Vorbereitung der Verhandlung, 
noch einzelne Acte der Procchleitung oder des Beweisverfahrens 
auf andere übertragen Tann, alle® allein beforgen muß; keine 
Rechtsfreunde, welche den Richter durch entfprechende Präparirung 
de8 Verhandlungsſtoffes umnterftügen könnten, oder es kann doch 
auf die Intervention von Advocaten auf Seiten beider Parteien 
nicht gerechnet werden; und endlich der Mehrzahl nach Parteien, 
welche des NRechtöganges und feiner Anforderungen ganz unfundig 
find, von denen der Richter daher gleichfat3 nicht Hoffen Tann, 
daß fie ihm einen Theil feiner Aufgabe abnehmen, oder diefelbe 
erleichtern. 

Diefe Verſchiedenheit der perjünlichen Vorausfegungen macht 
ih zunächft in Anſehung der fchriftlichen Vorbereitung der Ver⸗ 
handlung fühlbar. Im GerichtShofsverfahren kann den Rechts⸗ 
beiftänden der Parteien folche Vorbereitung mitteld des Wechſels 
von Schriftfägen (Klage, Klagebeantwortungsfcprift u. f. w.) zu⸗ 
gemuthet werden. Das Gericht kann namentlich die Sorge für 
Inhalt und Einrihtung der Klage dem Tlägerifchen Advocaten 
überlaffen und ſich auf ein gewiſſes ſubſidiäres Eingreifen behufs 
Befeitigung von Formmängeln und dergleichen befchränten. Das 
Bezirkögerichtöperfahren muß im Gegentheile mit der Unmöglich- 
feit einer genügenden fchriftlichen Vorbereitung der Verhandlung 
rechnen; die Parteien würden einer ſolchen Anforderung, wenn fic 
das Geſetz auch ausſprechen wollte, nur äußerft felten genügen 
fönnen. Die Vorbereitung wäre für die Parteien mühepoll, für 
das Gericht und die Rechtsſache meift wertlos. Der einzige mehr 
minder fichere Erfolg einer foldden Anordnung wäre e8, daß die 
Parteien, um dem gefeglichen Befehle zu genügen und Schriftfäge 
beizubringen, zur Unterftügung von Winkelſchreibern Zuflucht 
nehmen würden. Diefe Erwägungen mußten vor allem dazu 
führen, für das Bezirksgerichtsverfahren, foweit bier der Ber- 
handlung voraudgehende Gefuche, Anträge, Mittheilungen u. ſ. w. 
vorfommen fünuen, das Anbringen zu Protokoll an die Stelle des 
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Insbeſondere Hat der Richter ſolche Parteien bei Ber- 
tündung feiner Entfcheidungen!) auf die Frijt, binnen welcher 
eine Entſcheidung durch ein Rechtsmittel angefochten werden 
fann,?) und auf die gefeßlichen Beitimmungen, welche die Be- 
Itellung eines Advocaten als Proceßbevollmächtigten für die 
Ergreifung des Nechtsmittel3 vorjchreiben,?) aufmerkſam zu 
machen. 

1) 88. 414 Abſ. 1, 426. 

88. 464, 505, 521, 555 8. 2, 575 Abf. 1. 

39 88, 27 Ubf. 1, 463 Abf. 2, 513, 520 Ubf. 1. 


vorbereitenden Schriftfaged treten zu laſſen (8.434). Liegt Die 
ratio diefer Beftimmungen in der Unfähigkeit der Parteien, mit 
dem Gerichte in ordnungsmäßiger Weile durch vorbereitende 
Schriftfäge zu verkehren, ſo wird man die Berechtigung des An- 
bringen? zu Protofol dann ceffiren Laffen dürfen, wenn eine 
Partei concretenfall3 durch einen Adbocaten vertreten ift. Weitere, 
der gleichen Wurzel entfpringende und in ihr begründete Modi- 
flcationen enthält die Anordnung des 8.435, wonach dem Richter 
bei Mangel einer Advocatenvertretung auch der fchriftlich über- 
reichten Klage gegenüber eine weſentlich intenfivere Prüfung zu- 
ftehen fol al3 im GerichtShofsverfahren, und ebenfo die Vorfchrift 
des 8.439, welche den Parteten geftattet, ganz ohne alle Vor— 
bereitung, ohne Klage und Ladung, vor Gericht zu erfcheinen, um 
einen NRechtsftreit anhängig zu machen und darüber fofort zu ber- 
handeln. Und zum Theile wenigftend wird auch die Beftimmung 
hieher gehören, daß der Bellagte nicht verpflichtet fei, Die Klage 
mittel3 vorbereitenden Schriftfages zu beantworten ($. 440 Abi. 2). 
Der Wegfall des Advocatenbeiftandes ift aber noch in anderer Be- 
ziehung bedeutfam. Es fchwindet damit die Rechtskunde auf Seiten 
der Parteien; dem Nichter fteht ein Kläger und Bellagter gegen- 
über, der in der Regel nicht weiß, was er zu thun Hat, um zu 
einem günftigen Urtheile zu gelangen. Damit ändert fich zugleich 
die Stellung des Richterd zu den Parteien fehr erheblih. Es geht 
wohl kaum anders, zumal felbft daS geltende Recht bier deu 
Richter feine Paffivität aufgeben heißt: der Mangel eines recht3- 
freundlichen Beiftandes muß nd richterliche Belehrung infoweit 
erfetst werden, al3 dies für den geordneten Gang ded Verfahrens 
und für die Bewahrung der Partei dor unverjchuldeten Recht3- 
nachtheilen erforderlich ift. Eine folche richterliche „Intervention 
ift überhaupt nothiwendig, namentlich aber bei Einführung eines 
neuen Proceßgefeges, deffen Kenntnis fih in der Bevölkerung erft 
nad TYängerer Seil einleben Tann. aber war dem Richter 
principiell die Pflicht aufzuerlegen, den Parteien die zur Vor⸗ 
nahme ihrer Proceßhandlungen nöthigen Anleitungen zu geben, 
fie durch entſprechende RechtSbelehrung zu unterſtützen. (Motive, 
S. 294, 295.) 
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6.433. Wer in einer Rechtsſache, in welcher der Be- 
trag oder Wert des Gtreitgegenftandes fünfhundert Gulden 
nicht überfteigt, eine Klage zu erheben beabfichtigt, ift be- 
rechtigt, vor Einbringung derjelben bei dem für die Klage 
zuftändigen Bezirlögerichte!) die Ladung des Gegners zur 
Verhandlung und zum Bwede des Vergleichsverſuches zu 
beantragen, wenn der Gegner im Sprengel des Bezirks⸗ 
gerichtes feinen Wohnfig hat. An Orten, an welchen meb- 
rere Bezirksgerichte bejtehen, kann eine ſolche Ladung außer- 
dem an alle Perſonen ergehen, die an diefem Drte,?) wenn⸗ 
gleich außerhalb des Sprengeis des zuftändigen Bezirkäge- 
richte8, ihren Wohnſitz Haben.?) 
Gegen die Entjcheidung Über einen ſolchen Antrag ift 
ein Rechtsmittel nicht zuläjlig. 
1) Gilt nicht für Klagen, weldhe ohne Rüdfiht auf den Wert oder 
Betrag zur Buftändigfeit der Gerichtshöfe gehören, 88. 50, 51 3. 3-5, 

8. 1-10 3. N., aud) nicht für Streitiahen, die zur Zuſtaͤndigkeit 
der Bezirksgerichte gehören, obwohl die Wertgrenze von 500 fl. über: 
fhritten wird, 88. 49 8. 2 bis 8 J. N. 

2) Innerhalb des Gebietes der politiſchen Gemeinde. 

2) Im Falle der Vergleich gelingt, Protokollirung, 8. 204. 

F. 434. Die Klage, ſowie alle außerhalb der münd— 
lichen Verhandlung vorzubringenden Geſuche, Anträge und 
Mittheilungen können die Parteien, wenn ſie nicht durch 
Advocaten vertreten find, zu Protokoll anbringen.) 

1) 8. 79. Ladung in Erledigung desſelben, 8. 131 Abſ. 1. 

F. 435. Wenn die ſchriftlich überreichte Klage nach 
Anſicht des Richters in irgend einem Punkte einer Ergän- 
zung oder Aufllärung bedarf, oder wenn fich gegen die Ein- 
— des Verfahrens Bedenken ergeben, hat der Richter 
dem Kläger, wenn derſelbe nicht durch einen Advocaten 
vertreten iſt, vor Erledigung der Klage, zu den entſprechenden 
Vervollſtändigungen oder Richtigſtellungen die nöthige An- 
leitung zu geben.t) n 

8.455. Der Ausſchuß erachtete, daß die in diejen Para- 
raphen in Ausficht genommene Belchrung des Klägers über feine 

lage vom Bezirkögerichte immer nur mündlich zu ertbeilen ſei 
und brachte died duch die gemachte Einfchaltung zum Ausdrude, 
weil die Tertirung der Regierungsborlage auch die Auffaffung 
zuläßt, als feien die Bezirksgerichte verpflichtet, über offenbar un 
begründete Klagen eventuell auch fchriftliche Belehrungen zu er- 
theilen. Eine folche Ausdehnung der von dem Gerichte den Parteien 
zu leiftenden guten Dienfte erfchien dem Ausfchuffe jedenfalls als 
zu weitgehend. (A. B., ©. 44.) 
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Erſcheint die mündlich zu Protokoll gegebene Klage 
wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges,“) Unzuſtändigkeit des 
Gerichtes,?) wegen Mangels der perſönlichen Befugnis zur 
Klage‘) oder wegen mangelnder Procekfähigteit des Beklagten 
unzuläflig, Ir ift hierüber dem Kläger mündlich oder auf 
Verlangen ſchriftlich Belehrung zu ertheilen. Ebenſo ift, 
wenn die Klage offenbar unbegründet erjcheint, dem Kläger 
mündlich eine angemeſſene Belehrung zu ertheilen. Die Auf: 
nahme der Klage darf jedoch nicht verweigert werden, menu 
= Kläger troß der Belehrung auf der Protofollirung 

eitebt. 

' ” 88. 6 Abf. 2, 37 Abſ. 1, 84 Abſ. 1, 226, 227. Dagegen kein ab- 
efondertes tsmittel, 88. 84 Abſ. 1, 85 Abſ. 3. — U wenn die 
artei durch Advocaten vertreten, tft doch die —— von Mängeln 

nad) 88. 6, 30, 37, 84 Abſ. 1 dur Erlaffung g eter Aufträge an- 

zuftreben, 8. 84 Ab]. 1. Ei 

3) 88,41,43 I. N. 

88.1, 2, 8, 6 

6.436. Die Tagfagung zur münblichen Verhandlung 
über die Klage Tann in dringenden Fällen und insbefondere 
bet Klagen wegen Befigftörung!) auf den nämlichen Tag an- 
beraumt werden, an weldhem die Klage bei Gericht angebracht 


wurde.?) 

1) 8. 454, — auch an Ort und Stelle, $. 1823 Ab]. 2. 
?) Ausnahme von $. 831 Abf. 2. Berg. $. 139. 

6.487. Der ug ift durch Buftellung einer Ausfer- 
tigung des über die Klage ergebenden Bejchluffes mit der 
Aufforderung zur mündlichen Verhandlung zu Taden,!) die 
während der Berhandlung in Augenſchein zu nehmenden Ge: 
genftände und die fi auf den on beziehenden, 
dem Gerichte noch nicht in Urfchrift vorliegenden Urkunden 
zur Tagfagung mitzubringen.?) In der Ladung iſt dem Kläger 
bekannt zu neben, welche Nachtheile das Gefeb mit dem Ver⸗ 
fäumen er Tagſatzung verbindet.) | 

N 8. 188, 195, 229, 299, 368. 

3) 88, 145 Abf. 1, 402 8. 1. 

6.488. Die Ladung des Beklagten gejchieht durch Zu- 
ftellung einer fchriftlichen Ausfertigung des über die Klage 
ergebenden Beſchluſſes unter gleichzeitiger Mittheilung eines 
Eremplares der jchriftlichen Klage oder einer Abjchrift des 
über die Klage aufgenommenen Prototolles.t!) Bei protofolla- 
rijcher Ergänzung oder Richtigftellung der ſchriftlichen Klage 
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ift dem Beklagten auch eine Abfchrift dieſes Protokolle zu⸗ 
zuftellen. Der Bellagte ift zugleich aufzufordern, die fih auf 
den Rechtöftreit beziehenden Augenfcheinsgegenftände und Ur- 
funden zur Tagfagung mitzubringen und wegen der Vorlage 
der im Befite des Gegners?) oder in Verwahrung einer öffent- 
lichen Behörde oder eines Notars befindlichen Beweisurkunden 
und Augenicheinsgegenftände,?) ſowie wegen etwaiger gericht- 
fiher Borladung von Zeugen noch vor der für die münd- 
lihe Verhandlung anberaumten Tagſatzung feine Anträge zu 
ftellen.*) In der Ladung ift dem Bellagten bekannt zu geben, 
welche Nachtteile das Gefeß mit dem Berfäumen der Tag- 


ſatzung verbindet.) 
ß 8. 131 Abſ. 1. 


. 303. 

R Ben e fi die Bartet nicht zu verfchaffen vermag, $. 239 Abf. 2. 

*) Die Zeugen können auch ohne Weiteres mitgebradht werden, 8. 288. 

5) 88, 145 Abi. 1, 402 8. 1. 

6.439. An beitimmten Gerichtätagen, welche im Voraus 
feftzufegen und dur Anichlag am Gerichtshauſe befannt zu 
machen find, kann der Kläger mit der Gegenpartei auch ohne 
Vorladung vor Gericht erfcheinen, um einen Rechtsſtreit 
anhängig zu machen und darüber zu verhandeln. 

In diefem Falle ift das Klagebegehren in dem Ber- 
uanbiangaptn uiolle I) aufzuzeichnen. 


6.440. Im bezirkögerichtlichen Verfahren ift in der 
Regel ſchon die erfte Tagjagung zur Vornahme der GStreit- 
verhandlung) zu beftimmen. Es kann jedoch die abgejonderte 
Abhaltung einer eriten Tagjabung zur Vornahme der im 
8. 239 bezeichneten Proceßhandlungen angeordnet werden. 

Die im zweiten Theile enthaltenen Vorſchriften über die 
Berpflichtung des Beklagten zur Beantwortung der Klage 





8.440. Jufolge Ausfalles des Advpocatenbeiftandes werden 
die Parteien im BezirkögerichtSverfahren in der Regel felbit vor 
Gericht ericheinen.. Die Theilnahme an der Tagſatzung wird aber 
— namentlih auf dem Lande — der Partei oft große Opfer an 
Zeit und Mühe auferlegen. Dadurch wird die Concentration de3 
Verfahrens noch Loftbarer. Zagfagungdverlegungen müſſen noch 
mehr als im GerichtShofsverfahren vermieden oder doch eingeſchränkt 
werden, denn zu allen anderen Nachtheilen würde fich bier noch 
der gefellen, daß die Parteien dadurch leicht in ihrem Wirtſchafts⸗ 
betriebe gehemmt und geſchädigt werden könnten. Deshalb hält 
e3 der Entwurf für nothwendig ausdrücklich zu betonen, daß die 
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mittels vorbereitenden Schriftjages, ?) fowie die Beitimmungen 
über das vorbereitende Verfahren?) vor einem beauftragten 
Richter finden im Verfahren vor Bezirkögerichten feine An 
wendung. 

In Rechtöftreitigfeiten der in 8. 245, 8. 1, bezeich- 
neten Art Tann jedoch vom Gerichte den Parteien, wenn 
fie durch Mdvocaten vertreten find, der Wechſel vorberei- 
tender Schriftfäge*) aufgetragen werden, oder es kann zur 
Vorbereitung der mündlichen Streitverhandlung eine Ein- 
vernehmung der Barteien zu gerichtlichdem Protokolle ftattfinden.?) 

Die mündlide Verhandlung it womöglich bet der erften 
über die Klage bejtimmten Tagſatzung zu Ende zu führen. 

Der Auftrag zur ſchriftlichen Feſtſtellung von Anträgen 
und Erflärungen (8. 265)°, Tann vom Richter nur denjenigen 
Parteien ertheilt werden, welche bei der mündlichen Ber- 
handlung duch Advocaten vertreten find. 


1) 88. 257 ff. Dann muß das Begehren um Sicherbeitsleiftung für 
— — der Streiteinlaſfſung angebracht»werden, 8. 59 Abſ. 1. 


3) 88. 245 ff. 

*) Klagebeantwortung nad) 8. 243 und weiterer Schri echſel 
nach 8. 258 Abſ. 1. ——— 

5) Nach Analogie von 8. 250. 

e) 88. 208 u. 209. Dazfelbe gilt aud) für Rügen wegen Mängel 
des Verfahren, 88. 196 Abſ. 3, 208 8. 2 und Widerfprüde gegen Das 
Protokoll, 8. 212 ar und gegen den llrtheilsthatbeftand im alle 8. 445 
Abſ. 3. Ueber die Richtigfeit der fchriftlichen Benktelung entfcheidet der 
— 88. 265 Abi. 3, 431 Abſ. 2. Dagegen kein Rechtsmittel, 

. 4. 


halb muß weiter auch von der obligatorifchen Scheidung zwiſchen 
einer erften und einer zur Streitverhandlung beftimmten Tagfagung 
abgejchen werden. Eine gejonderte erſte Tagſatzung im Sinne 
des GerichtShofsverfahrens wird nur anberaumt werden können, 
mo dies ohne Nachtheil der Parteien gejchehen kann, weil z. B. wegen 
des Umfanges des Verhandlungsſtoffes von vornherein ficher ift, 
daß mehrere Tagſatzungen in diefer Nechtsjache werden ftattfinden 
müffen. Diefe Sonderung wird auch nur nothiwvendig fein, wo 
der Verhandlungsftoff reichhaltiger ift. In den meiften Angelegen- 
heiten des Bezirksgerichtsverfahrens dürfte jedoch der Procefftoff 
fo wenig umfangreich fein, daß es fih auch aus diefem Grunde 
nicht empfehlen würde, an der obligatorifchen Trennung des Ver: 
fahren? in mehrere Stadien feitzuihalten. Sobald die erfte Tag: 
fagung aufhört, eine organifche Proceßeinrihtung zu fein, muß 
wegen ber Beftimmungen der 88. 239 und 240 für die Anbringung 
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6.441. Die Einrede der Unzuftändigkeit?) des Gerichtes 
hat der Beklagte auch dann, wenn jchon die erſte Tagjagung 
zur mündlichen Streitverhandlung bejtimmt ift, bei derfelben 
vorzubringen, bevor er fi in die Verhandlung über Die 
Hauptjache einläßt. Nach Abhaltung der erften Tagſatzung 
oder nach Einlafjung des Beklagten zur Hauptſache kann die 
Unzuftändigfeit des Gerichte nur unter den Vorausfegungen 
des $. 240, Abſatz 2,2) berüdfichtigt werben. 

. Bi 43 J. N., 240 Abſ. 1. Auch das Begehren un Gidjerheits- 
leiftung für Proceßtoften, 8. 59 Abf. 1. 
f eo en Barteienvereinbarung nicht zu bejettigende Unzuftändigkeit, 
.442. Gegen die Partei, welche die erfte auf Grund 
der Klage anberaumte Tagſatzung verfäumt, ift auf Antrag 
gemäß 8. 396 PBerfäumungsurtheil zu fällen, wenngleid 
ihon Die erfte Tagfabung zur Vornahme der Gtreitver- 
handlung bejtimmt war. 

Bleibt eine der Parteien von einer jpäteren Tagſatzung 
aus und foll bei der Urtheilsfällung ($. 399) auf neues 
thatfächliches Vorbringen der erichienenen Partei Bedacht 
genommen werden, das mit dem Inhalte der von ihr etiwa 
überreichten vorbereitenden Schriftläge?) oder mit ihren frü- 








— — — — — —— — — 


der Einreden der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges u. ſ. w. welche 
im Gerichtshofsverfahren auf jene erſte Tagſatzung gewieſen find, 
für das Bezirksgerichtsverfahren eine ergänzende Vorſchrift erlaſſen 
werden. Dies geſchah durch 8. 441, welcher — dem heutigen 
Rechte gemäß — unter Androhung der Präcluſionsfolge die Ein- 
bringung jener Einreden vor Einlaffung zur Hauptfache vorſchreibt. 

So liegt denn im bezirfögerichtlichen Verfahren fehr oft die 
ganze Laft des Proceſſes auf dem einzelnen Richter. Auf Seite 
des Gerichte kann eine Arbeitstheilung bei diefer Sachlage nicht 
in Ausfiht genommen werden. &3 fehlt ihre wichtigfte Vor⸗ 
bedingung, ein Mitarbeiter. Der hierin gelegene wefentliche Unter- 
ihied vom Gerichtshofsverfahren muß auch eine Rückwirkung auf 
die Einrihtung und den Berlauf des Proceffed äußern. Wenn 
ſich auch bei der mündlichen Verhandlung nur der eine erfennende 
Richter und die Parteien unmittelbar gegenüberftehen, hätte es 
wenig Sinn, in bezirksgerichtlichen Rechtsſachen ein vorbereitendes 
Verfahren zuzulaffen, zu deſſen Hauptvorzügen e3 ja gehört, daß 
es die Arbeit einer Mehrheit von Perfonen durch die Thätigfeit 
eines einzelnen, des beauftragten Richters erjegen Hilft. Ein ſolches 
Verfahren ftünde auch mit der Beitimmung im Widerfpruche, daß 
bie Berhandlung womöglich bei der erſten Tagfagung zu be— 
endigen fei. (Motive, S. 296.) 
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heren Erklärungen und thatſächlichen Angaben in Wider- 
ſpruch fteht und dem Gegner auch nicht vor der Tagſatzung 
Durch vorbereitenden Schriftſatz befannigegeben wurde, jo 
iſt Diefe8 neue Vorbringen auf Antrag der erjchienenen 
Partei zu Protokoll feftzuftellen und die ſäumige Partei 
unter Mittheilung einer Abjchrift dieſes Protofolles neuer- 
lih zur Streitverhandlung zu laden.?) Die weitere Säumnis 
des Gegners fteht ſodann der Berückſichtigung des zu Pro- 
tokoll feftgeftellten Vorbringens bei der Urtheilsfällung nicht 
mehr enigegen. 

1) singe, 8. 226, Klagebeantwortung, $. 243 Abſ. 2, und weitere 

vorbereitende Schriftfähe, 88. 258 Abſ. 1, 440 Abſ. 3. 
2) Bergl. 8. 899. 

6.443. Die Protokollirung des thatjächlihen und Be- 
weisvorbringens der Parteien hat, falls nicht vorbereitende 
Schriftjäe vorliegen ($. 210, Abſatz 1), in der Regel auf 
die in 8. 211 bezeichnete Art zu gejchehen.?) 

1) Reſumoͤprotokoll. — Die —— ertheilte Vollmacht kann zu Pro⸗ 

tokoll genommen werden, 8. 30 Abſ. 3. 

F§. 444. Wenn ſich bei einer Tagſatzung die Noth- 
wendigkeit ergibt, einen Beweisbeſchluß im Sinne des 
8. 277, Abſatz 3, zu erlaſſen, und die Verhandlung nicht 
ichon bei derjelben Tagſatzung für geichlofjen erklärt wird, ) 
kann von der PBrotofollirung des auf den Sachverhalt ſich 
beziehenden Parteienvorbringen3 abgejehen?) und deffen Dar- 
Kung der Ausfertigung des Beweisbefchluffes vorbehalten 
werden. 
Den Parteien find Ausfertigungen des Beweisbeichlufjes 
zuzuftellen. Gegen etiva darin enthaltene unrichtige Angaben 
über das thatfächlihe und Beweisvorbringen der Parteien 
fann bei der nächſten mündlichen Streitverhandlung Wider- 
ſpruch erhoben werden. Der Widerfprud ift im Berhand- 
Iung3protofolle oder mittels kurzer Niederjchriften?) zu beur- 
funden. (8. 212, Abfa 2 und 3.)*) 

‚...58.19% Abſ. 3, in welchem Falle protofollirt werben muß (wobei 
jedod) auf die Darltellung des Sachverhaltes im Beweisbeſchluſſe Bezug 
zu nehmen ift, $. 210 a. 1). 

?) Die Angaben nad) 88. 207 u. 208 müſſen ftet3 protofollirt werben. 

2) Wenn die Partei bucch einen Advocaten vertreten ift, 8.440 Abſ. 5. 

2) Bedeutung des Widerſpruchs, 8. 498 Abf. 2. 

6.445. Wenn die mündliche Verhandlung bei Einer 
Tagſatzung durchgeführt und zum Abſchluſſe gebracht wird, 
fann von der Protofollirung des auf den Sachverhalt fich 
beziehenden Parteivorbringens abgejehen und defien Dar- 

34* 
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ftellung dem Urtheilsthatbeftande (8. 417, 3. 4) vorbehalten 
werden. Im Verhandlungsprototolle find dann nur die in 
88. 207 und 208 bezeichneten Umftände und Erklärungen 
zu beurfunden.?!) 

Die Ausfertigung des Urtheilsthatbeftandes muß in 
diefem Falle binnen drei Tagen nad) Schluß der Verhand⸗ 
lung in der — zur Einſicht der Parteien hin⸗ 
terlegt werden. Dieſe können innerhalb drei Tagen nach 
Verſtändigung von der Hinterlegung gegen unrichtige An— 
gaben des Urtheilsthatbeftandes über das thatſächliche oder 
Beweisvorbringen Widerfpruch erheben.) Der Widerſpruch 
fann zu gerichtlihdem Protokolle erklärt oder mitteld Turzer 
Niederſchriften feitgeftellt- werden (8. 212, Abfag 2 und 3). 

Infolge erhobenen Widerſpruches kann der Urtheilsthat- 
beftand vom Richter entjprechend geändert werden.?) 

2) Analog im berufungsgerichtlichen Verfahren, 8. 498 Abi. 2. 

*) Unterfchied gegenüber der Thatbeftandsberichtigung (88. 420, 447 

Abſ. 2). Vergl. 8. 493 Abf. 2. 
2) Allenfall3 auch das Urtheil, wenn es noch nidht verkündet war, 
8. 416 Abi. 2. 

6.446. Sit das Urtheil eines Bezirkögerichtes, welches 
nebit der allgemeinen auch die Gerichtäbarfeit in Handels-, 
See- oder Bergrechtsiachen ausübt, in Ausübung dieſer be- 
fonderen Gerichtöbarkeit gefällt, jo ift ein dies ausdritdender 
Beiſatz in das Urtheil aufzunehmen,?!) wenn beide Parteien 
übereinfommen, daß die Sache bei ihrer Erledigung al3 zum 
Gebiete dieſer bejonderen Gerichtäbarfeit gehörig bezeichnet 
werde, oder wenn dieje Bezeichnung vor dem Schlufle der 
mündlichen Verhandlung von einer Partei begehrt und vom 
Gerichte al3 zutreffend erkannt wird. 

Die Aufnahme eines folchen Beifaged in das Urtheil 
oder die Verweigerung feiner Aufnahme kann nicht ange- 
fochten werden.?) 


2) Bergl. 8. 417 8.1. 
" Berit. 8. 487. 


8.446. Bei den Bezirksgerichten, welche nebft der allgemeinen 
auch eine befondere GerichtSbarkeit auszuüben haben, kann diefe 
Ausübung im Zuge der mündlichen Verhandlung nicht etwa fo 
nah Art der Gerichtsbarkeit gefondert werden, wie es beifpiel3- 
weile bei den Gerichtshöfen geſchieht. Es läßt fich daher auch 
bei diefen Gerichten ein Eomtpetenzftreit über die Art der auszu⸗ 
übenden Gerichtsbarkeit nicht durchführen. Gleichwohl foll der 


Gef. v. I. Aug. 1895, R. G. B. Nr. 113. $$5.446,447. 533 


6.447. In den Ausfertigungen der Urtheile) iſt ins⸗ 
beſondere hervorzuheben,“) daß für Die Ergreifung eines Rechts⸗ 
mittels gegen das Urtheil, ſowie für das Rechtsmittelver⸗ 
fahren überhaupt die Vertretung durch einen Advocaten 
erforderlich iſt.ꝰ) 

Eine Berichtigung des Urtheilsthatbeſtandes im Sinne 


Richter zur Zeit, da er das Urtheil fällt, darüber ſchlüffig fein, 
welche Art Gericht3barkeit er Hiemit ausübt. Auch ift wünfchens- 
wert, daß der jurisdictionelle Standpunkt, den der Einzelnrichter 
eingenommen bat, im Urtheile ausdrücklich bezeichnet erde. 
Namentlid damit die Parteien, wenn fie Berufung einlegen, 
wiſſen, ob der dem Bezirksgerichte vorgeſetzte Gerichtshof das Be- 
rufungsverfahren in Ausübung der allgemeinen oder einer be- 
fonderen Gerichtsbarkeit einleiten werde, und wenn bier für die 
allgenteine und für die befondere Gerichtsbarkeit zwei verjchiedene 
Gerichtshöfe beftehen, damit die Parteien wiſſen, welcher von diefen 
einzufchreiten bat. Eine Unbeftinmmtheit hierüber würde den un⸗ 
leidlichen Zuftand möglih machen, daß von den beiden Parteien 
oder bon den felbftitändig Berufung erhebenden var ver⸗ 
ſchiedene Gerichtsbarkeiten angerufen werden könnten. War deshalb 
anzuordnen, daß die Bezeichnung der ausgeübten Gerichtsbarkeit in 
das bezirksgerichtliche Urtheil aufzunehmen ſei, ſo mußten zudem die 
Bedingungen für dieſe Aufnahme derart feſtgeſtellt werden, daß hie⸗ 
durch möglichft jede Veranlaffung zu einer im Berufungsverfahren 
zu entjcheidenden Zuftändigkeitscontroverfe vermieden werde. Hiebei 
wurde in erfter Linie die Einigung der Parteien über die Art der 
auszuübenden Gerichtöbarkeit als maßgebend behandelt, und zwar 
mit der NRechtöfolge, daß dadurch auch eine jpätere Geltendmachung 
der Incompetenz ausgefchloffen wird (8. 487). Wenn Hingegen 
ein Diffens unter den Parteien fih dadurch zu erkennen gibt, daß 
eine derfelben eine beſondere Gerichtsbarkeit anruft, ohne daß 
ihr die andere Partei bierin zuftimmt, fo muß nach der Natur 
der Sache der Richter über die in das Urtheil aufzunchmende Be— 
zeichnung der Gerichtsbarkeit entjcheiden. Da es fi übrigens 
hiebet immer nur um eine folche Bezeichnung Handelt, die ihre 
praktiſche Wirkung erft im Berufungsverfahren zu äußern beftimntt 
ift, fo ergibt fih von felbit, daß der Richter, wenn er auch in 
Beziehung auf die Bezeichnung dem übereinftimmenden Willen 
der Parteien zu folgen bat, dadurch doch in Feiner Weife in der 
Anwendung der bei der Entſcheidung zu benügenden materiellen 
Rechtsquellen gebunden und daher auch nicht gehindert ift, eine 
Sade ohne Rüdfiht auf die in das Urtheil aufgenommene for: 
wmelle Bezeichnung der ausgeübten Gerichtsbarkeit nach Handels: 
u oder nah allgemeinem Rechte zu beurtheilen. (Motive, 
. 297.) 
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des 8. 420 findet in Anfehuug der bezirksgerichtlichen Ur- 
theile ua fatt.‘) 


2) Bergl. $. 432 abſ. 2. 
s) 8, 468. 


*) Einwendungen find im Falle 8. 445 mittels Widerfprud, fonft in 
der Berufung geltend zu machen, 8. 498 Abf. 1. 


Befondere Beftimmungen für das Berfahren 
in Bagatellfaden. 


6.448. Wenn die in der Klage geforderte Geldſumme 
pder der Wert bes Streitgegenftandes?) den Betrag von fünfzig 
Gulden nicht Überfteigt oder der Kläger erklärt, ftatt des in 
der Klage geforderten Gegenftandes einen fünfzig Gulden 
nicht überjteigenden Geldbetrag annehmen zu wollen?) (Baga- 
tellſachen), ) Haben die in den nachfolgenden 88. 449 bis 453 
angelabesen Beionbercn Beftimmungen zu gelten.*) 


. 410. 

*) — 8. 224 8. 7. 

*) Dieſelben gelten auch tm Falle der Erhebung von Einwendungen 
gegen den Bahlungsauftrag im Mandatsverf ‚ jofern ber Streit⸗ 
—5 die Wertgrenze von 50 fl. nicht 88. 548 — 664 
reg gegenüber 8. 4, Geſ. v. 27. April 1873, R. G. B. Nr. 66). 

ergl. 88.49 8.1 u.51 8.3 3. N. 

8. 448. Mit Einführung des in dieſem Entwurfe borge- 
ſchlagenen mündlich-unmittelbaren Verfahrens und mit den eben 
erörterten für die bezirfögerichtlichen Rechtsſachen geplanten Modi- 
flcationen würde jeder Grund zur Aufrechthaltung eines befonderen 
Verfahrens für Bagatellftreitigfeiten, fowie eines befonderen Beſitz⸗ 
ſtörungsverfahrens verfchwinden. Das bezirk3gerichtliche Verfahren 
des Entwurfes ift im Grumde ganz der heutige Bagatellproceß, in 
manden Punkten fogar noch weiter vereinfacht; jehr viele von 
dem, was heute für Richter und Parteien auf das Befisftörungs- 
verfahren beſchränkte Eigenthümtichkeit ift, wird fünftighin nicht 
blog in allen bezirkögerichtlichen Rechtsſachen, jondern überhaupt 
in jedem civilgerichtlichen Verfahren fich wieder finden. Die 
Bielheit der bejonderen Berfahrendarten des gegenwärtigen dfter- 
reichiſchen Proceſſes war oft genug fchon ein Gegenftand beredh- 
tigten Tadels. Umfjoweniger wird man fäumen dürfen, die fich 
darbietende Gelegenheit zu benügen, um das Proceßrecht auch 
nach dieſer Richtung, um nicht bloß den Proceßgang, fondern 
auch das objective Proceßrecht zu vereinfachen. Der Entwurf 
macht zu dieſem Zwecke den Vorſchlag, das gegenwärtige Bagatell⸗ 
und Befitzſtörungsverfahren auf die Grundlage des gewöhnlichen 
Bezirksgerichtsverfahrens Hinüberzuführen und nur jene Punkte 
im Geſetze befonders zu bezeichnen, in welchen vom fonftigen 
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6.449. Die Ehegattin kann mit Vollmacht ihres Gatten 


für denfelben im Proceffe auftreten.*) 
!) Ausnahme von 8. 29 Abf. 1. 


6.450. Wenn über eine der in 8. 239, Abſatz 2, be⸗ 
zeichneten Einreden abgejondert verhandelt und diejelbe auf 
Grund diejer —— wird, hat!) der Richter 
nah Verkündung diefer Enticheidung anzuordnen, daß die 
Verhandlung zur van fogleihh aufgenommen werde. 
Die Entjcheidung über die Einrede ift ſolchenfalls nicht be- 
fonder8 auszufertigen, jondern in die Entjcheidung aufzu- 
nehmen, welche in der Hauptjache gerät wird.?) 

1) Sonit ift dies facultativ, 8. 261 Abi. 2. 

?) Ebenfo 8. 261 Abf. 2. 

6.451. In Bagatellfachen Hat das Verhandlungspro- 
tofol nur zu enthalten: 

1. Die in 8.207 und 8.208, 3.1, angeordneten Angaben; 

2. Aufzeichnungen über eine zu Protokoll gegebene 
Bollmadıt,!) wenn die Partei perjönlid mit dem Bevollmäch⸗ 


Bezirksgerichtsverfahren Abmweichendes zu gelten hat, falls der 
NRechtsftreit einen Wert bis zu 50 Gulden, oder die Reaction gegen 
eine Befigftörung u. ſ. w. betrifft. 

Durch die in den 88. 448 bis 453 aufgenommenen Bor- 
Ichriften fol den Bagatellfadden auch in Zukunft erhalten werden: 
die NRepräfentationserleichterung de8 8.9 Bag.-®B. — der durch 
8. 30 Bag.⸗V. erftrebte Concentrationsportheil der gleichzeitigen 
Verhandlung und Entfcheidung der jogenannten procehhindernden 
Einreden und der Hauptfache — die Znappellabilität der im Bagatell- 
verfahren ergangenen Sachentfcheidung (8. 78 Bag.-B.); vgl. 
8. 501, des Entwurfes — demgemäß auch die für das Bagatell- 
verfahren geltende NReducirung des Protokolls (8. 77 Bag.-®.) 
und endlich die Beitimmungen über die Leiftungsfrift und Die 
mit der Rechtsmittelbefchräntung zufammenhängenden Bejonder- 
beiten über die Zuftellung von Urtheilausfertigungen (88. 73, 75 
Bag.-B.). In allen diefen Punkten (vgl. auch noch 8.517 des 
Entwurfes) für Rechtsſachen bis zum Werte von 50 Gulden am 
bisherigen Rechte Aenderungen eintreten zu Laffen, jcheint Fein 
Bedürfniß vorhanden zu fein. Die Anwendung der Vorfchriften 
über das Bezirtägerichtsverfahren des Entwurfes würde bier die 
Lage der Parteien mitunter erheblich verändern und namentlich 
die: Arbeitölaft der Gerichte außerordentlich vergrößern. Deshalb 
ae diefe Sonderbeftimmungen vorgefchlagen werden. (Motive, 

. 297.) 


8.451. Es jchien wünſchenswert, die Vorſchriften über die 
Protofollirung im Bagatellverfahren in einen Paragraphen über— 
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tigten erjcheint; über das Klagebegehren,' wenn diejes im 
Sinne des 8. 439 an einem Gerichtstage angebracht wurde; 
über den wejentlichen Inhalt der Beweisaufnahmen und ins⸗ 
bejondere über den Umijtand, ob ein Zeuge oder Sachver⸗ 
ftändiger vor oder nad) feiner Abhörung beeidet wurde‘) 
oder ob deſſen Beeidigung unterblieben iſt; ferner über den 
Umftand, daß der Partei vor der unbeeideten Bernehmung 
und vor der eidlichen Sean die gejeglichen Erinne- 
zungen gemacht wurden (88. 376 und 377); 

3. die bei der Verhandlung gefällten und verfündeten 
Urtheile,?) fowie jene Anordnungen und Verfügungen des 
Mn wider weldje ein Nechtsmittel zuläflig Te 

4. die Bemerkung, ob die Parteien bei — 
des urtheiles anweſend waren. 

Außerdem iſt in dem Falle, wenn die begonnene Ver⸗ 
handlung nicht an einem Tage beendet werden kann, auf 
Antrag oder nach Ermeſſen des Richters von amtswegen 
ein ausdrücklicher Widerſpruch des Beklagten gegen die der 
Klage zu Grunde liegenden Behauptungen in der vom Richter 
zu beſtimmenden kurzen Faſſung durch das Verhandlungs⸗ 
protokoll zu beurkunden. 

„) Gilt für alle bez. ger. Sachen, 8. 30 Abſ. 3. 

28 837, 338. 

2 00 390, 391, 393 bis 400. 

6. 452. Das Urtheil ift mündlich zu verkünden.) Das 
in Anmefenheit beider Parteien verkündete Urtheil wird mit 
der Berfündung den Barteten gegenüber wirkjam.?) Waren beide 
Parteien bei der Urtheilsverfündung anmwefend, jo wird eine 
ohriftliche Ausfertigung des Urtheiles nur auf Berlangen der 
Partei zugeftellt.?) Außer diefem alle ift beiden Parteien eine 
ſchriftliche Ausfertigung d von 1 amtäwegen zuzuftellen. 
fichtlich zuſammenzufaſſen. damit dem Nichter eben vor Augen ge= 
führt metde, in welcher Richtung das Protokoll im Bagatellver- 
fahren ein fürzered und die Protofollirung überhaupt eine weniger 
erichöpfende zu fein hat, al im gewöhnlichen Berfabren. Die 
bier zufammengeftellten Vorſchriften lehnen ſich demnach an die 
allgemeinen Vorſchriften des Geſetzes über die Protokollirung an, 
ſoweit dies dem Zwecke entſpricht, und ſtatuiren dann ſelbſtändig, 
und zwar unter Berüdfichtigung. der heute im Bagatellverfahren 
geltenden Beftimmungen, den Umfang, die nothwendigen Be- 
ftandtbeile umd die % aa Vorfichten für dag Bagatell- 
protofoll. (A. B., 
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Bei der Verkündung des Urtheiles hat der Richter die 
Barteien darauf aufmerkſam zu machen, daß gegen dieſes Urtheil 
die Berufung nur wegen der in 8.477, 8.15i3 7, aufgezähl- 
ten Nichtigkeiten ergriffen werden könne. Ein gleicher Beifab iſt 
in die Ir Ausfertigung des Urtheiles‘) aufzunehmen.®) 

Wenn möglich fogleid) nah Schluß der Berhandlung. 
unter und — Entiheibungsgründe. 
Beräläfe ee 8 ur beginnt zu laufen, 8. 464. Dasselbe gilt für 
———— bon — 414 Abſ. 3. — enns ohne Einfluß auf 
den Eu — Berufungsfriſt, 8. 464 E71 j. 2 


d) Recurs gegen Befchlüffe, 8. 517. 

6.453. Wird durch eine im Laufe des Verfahrens 
vorgenommene Aenderung der Klage?) die im 8. 448 bezeich- 
nete Wertgrenze überfchritten, ohne daß jedoch zugleich die 
ſachliche Zuftändigfeit des Bezirkögerichtes dadurch aufgehoben 
wirde,?) fo bat die Verhandlung und Entjcheidung der Rechts⸗ 
ſache nad den fonft für das bezirkögerichtliche Berfahren 

Belenden Vorſchriften jtattzufinden.?) 
— *. daß ſie zuläſſig iſt, 8. 235 
Wenn der Betrag von 500 fl. nicht überfäitten wird, Dr ur 
— — 49 3. 2-8, J. N. vorliegt, 88. 49 8. 1, 513.1 53 


5) Daher insbeſondere wegen Beftellung eines anderen Bevollmächtigten 
Bat der Ehefrau die erforderlichen Aufträge zu erlaffen find, 88. 29, 37, 

482 Abi. 1. — Wenn durch nachträgliche Einfchräntung des Selagebe ehrend 
dieſes unter die Grenze des —— fällt, wird das urſprüng⸗ 
lich eingeleitete Verfahren fortgeführt, 8. 54 J. N. 


Beſondere Beſtimmungen für das Verfahren über 
Beſitzſtörungsklagen. 


F. 454. Im Verfahren über Klagen wegen Störung 
des Beſitzſtandes bei Sachen und bei Rechten, in welchen das 
Klagebegehren nur auf den Schutz und die Wiederherſtellung 
des letzten Beſitzſtandes gerichtet iſt und welche innerhalb 
dreißig Tagen anhängig zu machen ſind, nachdem der Kläger 
von der Störung Kenntnis erlangte, haben die nachfolgenden 
beſonderen Beftimmungen (88. 455 big 460) zu gelten. elten.!) 

8. 454. Für das Verfahren über Beſitzſtörungsklagen ie 
namentlich die ftoffliche Beſchränkung der Verhandlung und zu- 
gleich Die Begrenzung des Inhaltes und der Aufgabe, des End- 
beſchluſſes wichtig (88. 457, 459), Doch auch darüber durfte kein 
Zweifel 'gelaflen werden, daß mit der Weberleitung des Befig- 
ftörungsperfahrend in das gewöhnliche Bezirksgerichtsverfahren 
weder die Zutläffigkeit einftweiliger Verfügungen und die Anwendung 
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Schriftlich überreichte Klagen find von außen als Beſitz⸗ 
ei Er ae zril digkeit 88. 81, 9 

ı .49 8.4, it 88. 81, 92. 

a ine ge ortliche Buftänbigteit se 

6.455. Bei der Anberaumung der Tagſatzungen und 
Friſten ift ftet3 auf die Dringlichkeit der Erledigung befon- 
derer Bedacht zu nehmen.?) 

2) 8. 123. — Verhandlung am felben Tage und eventuell an Ort und 

Stelle, 88. 486, 132 Abf. 2. — Ferialfadhe, 8. 284 8. 3. 


von Sicherungdmaßregeln (88. 456, 458) ausgejchloffen, noch in 
derlei Rechtsſachen die Einlegung von RechtSmitteln im weiteren 
Umfange geftattet werden wollte (88. 460, 518), al® zur Zeit 
Rechtens if. Wenn das neue Verfahren fich überhaupt bewährt 
und wenn fich verwirklicht, was die Gejeßgebung mit deſſen 
Schaffung anjtrebt, dann wird diefe Ueberleitung zugleich zur Folge 
haben, daß damit auch der Langivierigkfeit der Befigftörungs- 
ftreitigfeiten ein Ende gemacht wird, über welche gegenwärtig aus 
manden Territorien lebhaft Klage geführt wird. 

Die Anwendbarkeit von Sicherungsmaßregeln, zu denen Be- 
fißftreitigfeiten Anlaß geben können, wird, jomweit es fich Hiebei 
nur um privatrechtlihe Rüdfichten handelt, nach den Beftimmungen 
des Entwurfed über das Executions- und Sicherungsperfahren zu 
beurtbeilen fein. Es läßt ſich aber nicht verfennen, daß manche 
Beſonderheiten des Beſitzſtörungsverfahrens auf öffentlichen Rüd- 
fihten beruhen, und es fich bei jenen Sicherungdmaßregeln zu⸗ 
nächſt vielfach um die Wahrung des öffentlichen Friedens handelt. 
Wenn e8 fich daher im Laufe des Verfahrens ergibt, daß der Öffentliche 
Friede bedroht ift und Gemaltthätigfeiten zu beforgen find, jo 
müſſen die hienach nöthigen unaufihiebbaren Sicherungsmaßregeln 
durch dert Richter fofort getroffen werden. Wenn der Richter bie- 
bei auch Functionen ausübt, die principiell den Berwaltungs- 
behörden zufommen, fo fanıı er felbitverftändlich doch nur folche 
Maßregeln anwenden, die innerhalb der richterlichen Machtiphäre 
liegen. Die Beionderheit des Tales fommt nur darin zum Aus— 
drude, daß die nach dem früher erwähnten Entiwurfe zuläjfigen 
Sicherungsmittel von amt3wegen und ohne Rüdfiht auf die VBor- 
ausfegungen anwendbar fein jollen, von melden die Bewilligung 
eine8 derartigen, von einer Partei geftellten Begehrend abhängen 
würde. Die hierin liegende Erweiterung der Befugnis des Gerichtes 
kann daher auch nicht Anlaß zur Befürchtung von Eonflicten mit 
Berwaltungsbebörden geben, infoferne etiwa Leßtere zur Wahrung des 
Öffentlicheu Friedens Vorkehrungen getroffen haben. Das Gericht 
wird fich die Grenzen feines Wirfungstreifeg, wenn es auch von amts⸗ 
wegen vorzugehen findet, jo gegenwärtig halten müfjen, als wenn es 
über den Antrag einer Partei zu entfcheiden hätte, welche die Be- 
willigung eines Sicherungsmittel3 begehrt. (Motive, S. 297, 298.) 
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6.456. Auf Grund des in ber Eine gen Be- 
gem, im Sinne der 88. 340 bis 342 . G. 8. ein 
erbot zu erlaſſen,) hat der Richter fogleich ve Erledigung 
der Klage ohne Einvernehmung des Gegners das Erforderliche 
zu DerTägen. 2) 
Art. XXXVIIE. G. 3. C. P. 0. 

2) ie e die Motive bei 8. 454. 

0 Die Verhandlung ift auf die Erörterung und 
den Beweis der Thatſache des legten Belibftandes und der 
erfolgten Störung zu beichränten, und e3 find alle Erörte- 
rungen über das Recht zum Befite, über Titel, Redlichkeit 
und Unredlichleit des Bellbes 2) oder über etwaige Entjchädi- 
gungsansprüche?) auszufchließen. 

Die Bemweisführung durch Vernehmung der Parteien 


emä 371 ff. ift ausgeſchloſſen. 
i nn a 5 Tail. RR dv. 27. October 1849, R. G. 2. 


— „Fall fie nicht freiwillig anerkannt werden." $. 5 kaiſ. Verordg. 
und Berbum „Erörterung 

6.458. Der Richter tann während der Verhandlung 
die Anwendung einer oder mehrerer der im Geſetze über das 
Erecutiond- und Sicherungsverfahren zugelafjenen einftwei- 
ligen Vorkehrungen anordnen, jojern dies zur Abmwendung 
der dringenden Gefahr widerrechtlicher Beichädigung, zur 
Verhütung von Gewaltthätigleiten oder zur Sinzanbattung 
eined unwiederbringlichen Schadens nöthig ericheint. Die 
Erlafjung einer derartigen Verfügung kann von der Leiftun 
einer angemejjenen Sicherftellung') abhängig gemacht werden.° s 


2) Beihwerben gegen die erlafienen einftweiligen Verfügungen find 
mit dem Recurſe gegen den Enbbeichluß zu verbinden, 8. 518.Nbf. 2. 
Suspenſivwirkung des Recurfes,. 8. 525. 

6.459. Die Entjcheidung hat ſogleich nach gejchlofiener 
Verhandlung mittels Beichtuffes Endbeſchluß) zu_ erfolgen 
und fi) darauf zu beichränfen, Ei einftweilige Norm für 
den Bed ichen —— auf — = Ras HE, 
nad) dem Geſetze (88. 340 bis 34: G. B.) eine Unter- 
jagung oder Ge ertkeilung er ) Die fpätere ge- 
rihttiche Geltendmachung des Rechtes zum Beſitze und der 
davon abhängigen Anſprüche wird dadurch nicht gehindert. 
In der Begründung des Beichluffed ift auch eine gedrängte 
Darftellung des Sacverhaltes zu geben. Die Frift zur Er- 
füllung der dem Verurtheilten auferlegten Verbindlichkeit hat 
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der Richter nach den Umſtänden des einzelnen Falles zu be- 
ftimmen.?) 

2) Entſcheidung über die Koften, 8. 52 Ab. 

köeift 8 —— von der auch für Agchae — anzuwendenden Vor⸗ 

6. 160. Mit Ausnahme des Recurfes!) find alle anderen 
Nechtämittel und insbeſondere aud) die Wiedereinjegung in 
den vorigen Stand?) im Verfahren über Beligftörungsflagen 
ausgejchlofjen. 

*) Nur gegen die Verweigerung der Einleitung oder Fortfegung 


Verfahrens gegen den Enbbefetuß, 8. 518. — ® Auperordentlicher —* 
An ausgeſchloſſen, 8. 528. 


Wierter Seit. 
Rechtsmittel. 


Erſter Abſchnitt. 
Berufung. 
Zuläſſigkeit. 


6.461. Gegen die in erſter Inſtanz gefällten Urtheile 1) 
findet die Berufung Ratt. ®) 
1) Endurtheile, 8. 390 — ie, 88. a: 9894, 392 — 8wi⸗ 
——— e 893 — Er ungsurt 
e in em Urtheile 1. 2. Fafanz — u 
(iehung Mir 6 die Koften Recurs, $. 55. — Berufungdgeri 


6.462. Das Berufungsgericht überprüft die Entjchei- 
dung des Gerichtes erfter Inſtanz Innerhalb der Grenzen der 
Berufungsanträge. . 


8. 461 und 462. Der vierte Theil umfaßt. die Beftimmungen 
über die Mittel, welche die Proceßordnung darbietet, um die Auf- 
hebung oder Abänderung noch nicht rechtskräftiger Entſcheidungen 
und Berfügungen vor einem Gerichte höherer Ordnung berbei- 
zuführen. Der Entwurf begreift die verſchiedenen Formen diejer 
Abhilfe unter dem gemeinihhaftlihden Namen der Rechtsmittel. 
Als ſolche gelten die Berufung, die Reviſion und der Recurs. 
Davon haben die beiden erften nur Urtheile zum Oegenftande, 
während in das Gebiet des Necurfes die im Laufe einer münd- 
lichen Verhandlung ergehenden Beichlüffe und die Bejcheide fallen, 
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welche überhaupt im Inſtanzenzuge anfechtbar find und gegen 
welche eine ſelbſtändige Abhilfe gewährt werden muß, weil es 
nicht möglich oder doch nicht räthlich iſt, dieſe Abhilfe bis zum 
Momente der Urtheißanfechtung aufzuſchieben und an das Schick— 
fal diefer Anfechtung zu binden. 

Die Berufung des Entwurfes unterjcheidet fi von dem 
gleichnamigen Rechtsmittel vieler anderer neuer Proceßgefege da⸗ 
durch, daß fie nicht völlige Neuverhbandlung und Neuentfcheidung 
des Rechtsſtreites, ſoweit die erftrichterliche Sentenz angefochten 


ift, bewirkt, fondern im mwefentlichen nur Nachprüfung und Be- 


rihtigung des in Beſchwerde gezogenen Erfenntniffes, eine auf dic 
Kritit des unterrichterlicden Verfahrens und Urtheiles beſchränkte 
Entjcheidung eines höheren Richter gewährt. 

Doch fol die Berufung des Entwurfes keineswegs nur eine 
NichtigfeitSbefchwerde oder eine reine revisio in jure ſein; fo 
wenig wie zum Beifpiel das Berufungsverfahren in Uebertretungs⸗ 
fällen, welches etwa annähernd ein Bild von dem geben kann, 
wie das Berufungsverfahren des Entwurfes fich geftalten ſoll. 
Alle Seiten des Verfahren? und des Urtheiles find der Prüfung 
unterworfen. Das erftrichterliche Urtheil wird in der Regel wegen 
unrichtiger Rechtsanwendung, insbeſonders wegen unrichtiger Sub- 
fumption der Thatfachen umter das Geſetz angefochten werden; es 
wird fich bei der Beichwerdeführung viel feltener um reine Be- 
ftrettung der Thatſachen, um unvichtige Beweiswertung, als um 
die Zweifelhaftigkeit der rechtlichen Natur des Sachverhaltes oder 
feiner Beftandtheile Handeln. Aber auch ein Irrthum des crit- 
richterlichen Urtheiles bei Feftftellung des thatſächlichen Ergeb- 


niſſes der Verhandlung und Beweisführung oder biebei unter= - 


laufene Unvolfftändigkeiten oder Verſehen (e3 wurde zum Beifpiel 
vom erften Richter dem Urtbeile eine thatfähhlide Vorausſetzung 
zu Grunde gelegt, welche mit dem zu berüdfichtigenden Proceß⸗ 
acten im Widerſpruche fteht), ferner eine unrichtige Beweiswür⸗ 
digung werden durch das Obergericht corrigirt werden können, 
ebenſo ein Ucbergehen von Angriff- oder Vertheidigungsmitteln, 
ſei es bei der Sachverhaltsermittlung, ſei es bei der eigentlichen 
Urtheilsfhöpfung, kurz die Berufung und das Berufungsperfahren 
ſollen keinem Befchwerdegrunde principiell verfchloffen fein; es 
fann ſowohl die Prüfung der thatfächlichen, wie der rechtlichen 
Seite des Proceſſes begehrt werden. Und nicht minder zahlreich 
als die Berufungsgründe find die Controlmittel des Berufungd- 
gerichtes. Insbeſondere kann dasfelbe, foweit es behufs Kriti- 
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(8.196), des Recurfes oder durch die über den eingebrachten 


Recurs ergangene Entſcheidung unabänderlich geworden find. 

N Inloin t das Urtheil nit in Beſchwerde ge ogen ift, kann es 

nicht abgeändert oder beim Borhandenfein von Pie ettögründen anf- 
gehoben werben, 88. 477, 494, 497 Ab. 3. 

2) Siehe das Verzeichnis im Anhange I. 





firung des erftrichterliden Verfahrens und Urtheiles erforderlich 
ift, die zur Unterftügung oder Bekämpfung der Berufungsgründe 
neu vorgebradhten Beweiſe aufnehmen, bereits in erfter Inſtanz 
erfolgte Beweisaufnahmen wiederholen oder ergänzen und in erft- 
richterlihem Verfahren von den Parteien erfolglos angebotene 
Beweiſe nachträglich aufnehmen. Es ift ſomit das Berufungs- 
gericht nicht einmal darauf beſchränkt, bei feiner Entſcheidung 
nur diejenigen Erfenntnisquellen zu benügen, aus denen der erfte 
Richter gefhöpft hat; es genügt, daß diefe Erkenntnisquellen dem 
eriten Richter zu Gebote ftanden. Zuſammengenommen mit der 
Einrihtung einer contradictorifchen mündlichen Berufungsper- 
handlung erfcheint hiedurch troß de3 Vorbehalte, daß über den 
(dem erftrichterfichen Verhandlungsprotofolle und dem Urtheil3- 
tbatbeftande zu entnehmenden) Sad- und Streitftand des Ver— 
fahren? erfter Inſtanz nicht hinausgegangen werden dürfe, und 
troß des Ausfchluffes eigentlichen Neuerungen (8.482) eine genügende 
reiheit der Stellung des Berufungsgerichtes und eine genügend 
tief eindringende Prüfung verbürgt, fo daß das Zugeſtändnis des 
Verzichtes auf die volle Berufung kaum als befonders ſchweres 
Zugeftändnis angejehen werden kann. Eine Verkürzung des Rechtz- 
ſchutzes tritt nicht ein; lein Mangel wird der Anfechtung entzogen. 
Der Entwurf befehräntt nicht die Anfechtbarkeit der Urtheile, er 
will nur die Erörterung der Trage, ob das Verfahren ein ord- 
nungsmäßiged war und richtig geurtheilt worden, ſoweit möglich, 
innerhalb der Schranken des erftinftanzlichen Verfahrens halten. 
Die Beftimmung des 8. 462 Abſ. 2 bezwedt die Eoncentration 
der Berufung. Nur gegen Urtheile, das tft Entjcheidungen, wo⸗ 
durch der Streit felbft gänzlich oder in einem Theile oder bezüglich 
eines präjudiciellen Streitpunttes feine Erledigung für die Inſtanz 
findet, iſt jelbftändige Berufung zuläffig. Alle diefem UÜrtheile 
borausgegangenen Entiheidungen und Verfügungen, welche zu 
feiner Vorbereitung im Laufe des Verfahrens erfloffen find, 
können, foweit nicht das Geſetz gegenüber folhen Beichlüffen und 
Beicheiden überhaupt jede Rechtsmittel verfagt oder die An— 
fechtung auf den Weg des Recurſes verweiſt, Icdiglich in Verbin— 
dung mit der Berufung gegen das Urtheil befämpft werden. Die 
Beurtheilung der erwähnten Befchlüffe und Befcheide durch das 
Berufungsgericht ift aber nicht davon abhängig, daß gegen die- 
ſelben eine befondere Beſchwerde der berufenden Partei erhoben 
wurde. Der Devolutiveffect der Berufung erheifcht, daß das Be⸗ 
rufungsgericht innerhalb der Berufungsanträge von amtöwegen 
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Allgemeine Beſtimmungen über das Berufungs— 
verfahrgn. 

6.463. Auf das Berufungsverfahren find die Vor—⸗ 
Schriften über das Verfahren vor Gerichtähöfen erfter Inſtanz!) 
infoweit anzumenden, als fich nicht aus den nachfolgenden 
Beftimmungen Abweichungen ergeben. 

Am sl ae müſſen die Parteien durch Ad⸗ 


vocaten vertreten ſein.ꝰ) 
. 226—430. 
. 27 Abf. 1, 28, 467 3. 5, 468 Abf. 2. — Ausnahme, 8. 465 


Berufungsfrift. 

6.464. Die Berufungsfrift beträgt vierzehn Tage; fie 
fann nicht verlängert werden.') 

Gie beginnt tr jede — mit der an ſie erfolgten Zu⸗ 
itellungderf hriftlicen Ausfertigung des Urtheiles,) in Bagatell- 
ſachen aber mit der Verfündung des Urtheiles, wenn beide 
Parteien anwejend waren?) 

1) Rothfrift, 8.128. — Wiedereinjegung zuläflig, 8. 146. — Im Wedhfel- 

verfahren 8 Tage, 8.555 B. 2, * — nſetzung eſchrantt, 8. 557, — im 
= verfahren 8 Tage, $. 575 Abſ 


Abſ 2. 


8. 452 Abf. 1; auch wenn über Verlangen der Parteien Zu— 
—— erfolgte. 
Erhebung der Berufung. 
6.465. Die Berufung wird durch Ueberreichung eines 
vorbereitenden Schriftjates!) (Berufungsfchrift) bei dem Proceß- 
gerichte eriter Inſtanz erhoben: 





auch jene ——— Entſcheidungen und nie 
überprüfe, welche auf das der Berufung unterzogene Urtheil von 
Einfluß waren. (Motive, S. 298—301). 


8. 464. Die Friſt ift nicht eine beiden Parteien gemein- 
ihaftliche, jo daß, wenn die Zuftellung an die eine Partei ſpäter 
erfolgt, die Berufungsfrift für die andere Partei erft von letzterem 
Zeitpuntte an zu laufen beginnen würde. Die Friſt beginnt viel- 
mehr nur derjenigen Partei gegenüber, welcher zugeftellt ift. Dies 
entfpricht dem bisherigen Nechte, bei welchem fich aus der man⸗ 
gelnden Einheit der Rechtämittelfrift Inconvenienzen in Bezug 
auf das weitere Verfahren in der Rechtämtittelinftang nicht ergeben 
haben. Solche find auch nicht für das neue Verfahren zu — 
da die Zuſtellung des Urtheils in der Mehrzahl der Fälle — 
Gerichts hofverfahren wohl immer — an beide Parteien ziemlich‘ dlein 
zeitig erfolgen dürfte. (Motive, S. 305.) 








v 
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An Orten, in melchen nicht wenigftend zwei Advocaten 
ihren Sig haben, können bie Berufungsichriften?) durch ent- 
fprechende Erklärungen zu gerichtlichem Brotofolle?) erſetzt wer⸗ 
den,*) die der Mitwirkung eines Advocaten nicht bedürfen. 

Der Richter, welcher das Protokoll aufnimmt, hat die 
Partei zur genauen Angabe der Berufungsgründe, zur Stellung 
eine3 beftimmten Berufungsantrages, jowie zur Angabe der 
für die Berufungsgründe neu vorzubringenden Umstände und 
Beweije beſonders aufzufordern und über die Rechtsfolgen 
der Unterlaffung diefer Angaben zu belehren. 

Die Beitinnmungen des Geſetzes über die Berufungs* 
\chrift?) find auch auf die Protofollarerflärungen zu beziehen, 
weine. bie Berufungafchrijt erjegen. 


) —* — die Anträge bes Berufungsgegners, 8. 468 Ubi. 2. 


4) Anders hinſichtlich der Reviſtonsſchriften, 8. 507 Abſ. 5. 
5) 88. 467, 488, 492. 
6.466. Durch die rechtzeitige") Erhebung der Berufung 

wird der Eintritt der Rechtskraft und Vollftredbarfeit des an⸗ 

gefochtenen Urtheiles im Umfange der Berufungsanträge bis 
zur Ren des Nechtsmitteld gehemmt?) 
1) 8. 464 


?) Ebenfo bei der ordentlihen Revifion, 8.505 Ubi. 3. — A. o. Revifion 
und Recurs haben Teinen Sufpenfiveffect, 88. 505 Abi. B, 524. 

6. 467. Die Berufungsichrift muß nebft den allge- 
meinen Erfordernifjen eines vorbereitenden Schriftfages?) ent- 
halten: 

1. die Bezeichnung des Berufungsgerichtes; 

2. die Bezeichnung des Urtheiles, gegen welches Be- 
rufung erhoben wird; 

8.467. Um Bertagungen felten zu machen, glaubt der Ent- 
wurf vor allem — wie für da3 erftinftanzliche Verfahren — eine 
entjprechende Vorbereitung der Verhandlung in Bezug auf das für 
diefelbe beftimmte thatfächlicde und Beweisvorbringen fordern zu 
ſollen. Der Berufungskläger muß den Gegner duch eine ent- 
fprechende Mittheilung in der Berufungsichrift (8. 467 3.4) in 
die Lage fetgen, fih noch por der Verhandlung über die Richtigkeit 
und die eventuellen Gegenbemweife zu informiren, und auch ber 
Berufungsbellagte kann fi ohne ſolche vorgängige Mittheilung 
bei der Verhandlung zur Widerlegung der Anfechtungsgründe 
weder neuer Behauptungen noch neuer Beweife bedienen (8. 468 
Abi. 2). Durch 8.482 wird alled nicht rechtzeitig mitgetheilte neue 
Vorbringen von der Verhandlung ausgefchloffen, und fchließlich 


« 
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3. die beſtimmte Erklärung, inwieweit das Urtheil an— 
gefochten wird, die ebenſo beftimmte?) kurze Bezeichnung der 
Gründe der Anfechtung Berufungsgründe), und die Erklärung, 
ob die Aufhebung oder eine Abänderung de3 Urtheiles, und 
welche beantragt werde (Berufungsantrag); 

4. das thatjächliche Vorbringen und die Beweismittel, 
durch welche die Wahrheit der Berufungsgründe erwieſen 
werden kann;?) | | 

‘5. fofern der Berufungsantrag nicht zu Protokoll ge- 
geben ift (8.465, Abſatz 2), die Unterjchrift eines Advocaten.t) 

2) 88. 75—78. — Anzahl der Exemplare, 8. 80. — Reditsausführungen 

find ausgeſchloſſen, 8. 78 Abf. 2, ausgenommen bei Berzicht auf die 
mündliche —— 492 Abſ. 1. j 
?) Sonſt ließe . 483 Ss umgehen. — Die Gründe müſſen 
— DD Fa Dei Htnweifung einzeln angeführt werden, 
a Sant, bei der Verhandlung darauf Teine Nüdficht zu nehmen, 
4) Wegen Befeiti bredien, 8. 1, 3,3, 5, hat das &e- 
richt N —— a ne ee —— Aufträge 
zu erlaflen, 88. 84, 85, werden die Mängel innerhalb ver geſetzten Yrift 
nicht behoben, fo tft die Berufung vorzulegen 8. 471, und vom Berufungs- 
gerichte zu vermwerfen, 88. 474 Abſ. 2, 496. 


6.468. Im Falle rechtzeitiger Erhebung der Berufung 
wird die Berufungsschrift oder eine Abjchrift des fie erjeen- 
den Protofolle® dem Gegner des Berufungswerberd unter 
Bekanntgabe des Berufungsgerichtes zugeſtellt. Berfpätet 
erhobene!) Berufungen find vom Proceßgerichte erfter Inſtanz 
zurüdzumetjen.?) 


ift e8 dem Vorfigenden des Berufungsfenates zur Pflicht gemacht, 
dafür zu forgen, daß bei der Berufungsverhandlung das gefamntte 
zur Erledigung der Berufungsanträge vorausfichtlich nothivendige 
Bemweismateriale dem Gerichte zur Verfügung fteht, um nicht 
wegen einer Beweisaufnahme eine Bertagung vornehmen zu 
müſſen ($. 481). (Motive, ©. 306.) 


$. 468. Durch den Zufag im erſten Abſatze dieſes Para- 
graphen Hat der Ausſchuß den Grundfag angenommen, daß die 
Prüfung der rechtzeitiger Ueberreichung, alfo eventuell die Zurüd- 
weifung einer verfpätet überreichten As ftatt von der Rechts - 
mittelinftanz, wie der Regterungdentwurf es wollte, vom Proceß⸗ 
gerichte zu beforgen tft. Es waren Zweckmäßigkeitsgründe, welche 
den Ausschuß dazu beftimmtten. Nach der Regierungsporlage wäre 
e3 nämlich in jedem Falle nothiwendig gewefen, daß fich der Be- 
rufungsgegner auf die Beantwortung ber Berufung hätte einlaffen 
müſſen, wodurch ihm im Falle der verfpätetern Meberreihung der 
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Wil der Gegner des Sa —— 
gan) im Berufungsverfahren zur Widerlegung der in 
erufungsichrift angegebenen Anfechtungsgründe?) neue, im 
bisherigen Verfahren noch nicht vorgebradhte Umftände und 
Beweiſe benüben, jo hat er das bezügliche thatfächliche und 
Beweisvorbringen bei jonftigem Ausſchluſſe innerhalb der Noth⸗ 
frift von vierzehn Tagen) nad) Empfang der Berufungsichrift 
dem Proceßgerichte mittel3 vorbereitenden Schriftfages®) oder 
unter der Vorausſetzung des 8.465, Abſatz 2, durch Erklärung 
zu gerichtlichem Protokoll — 
) Richt aber auch we Berufungen 8. 471 8.2. — Ebenſo hin⸗ 
ſichtlich ge Nevifion, 8. 507 bl. 1. — Under Recurs, 8. 528. 
en Recurs, 8. 514. 


. 467 8.8. 
* el» ı 88. 555 8. 8, 57 > 
a a eg, m ma man 

6.469. Nach rechizeitigem Einlangen der im 8.468, 
Abſatz 2, erwähnten Mittheilung oder nach fruchtlofem Ab- 
lauf der Hiefür- offenftehenden Frift?!) legt das Procebgericht 
erfter Inftanz dem Berufungsgerichte die Berufungsjchrift 
und die etwa eingelangte Mittheilung des Berufungsgegners 
oder die bezüglichen Protofolle mit allen den NRechtöftreit 
betreffenden Proceßacten, und insbejondere mit den Aus- 
elle über die Zuftellung des Urtheile8 und der Berufungs- 

vor. 

Wurde der NRechtöftreit durch das angefochtene Urtheil 
nicht vollftändig erledigt?) und fol die Verhandlung über die 
noch unerledigten Punkte während des Berufungsverfahrens 
fortgejegt werden, jo find dem Berufungsgerichte amtliche 
Abfchriften der auf den Gegenftand des Berufungsver- 
fahrens bezüglichen Theile derjenigen ProceBacten vorzulegen, 
welche zugleich für das Verfahren in erfter Inſtanz be- 
nöthigt zei... — — 

v ete endußerun vom Proce e 1. 
war ee hg aber Do en ut — zu Aa, 
2) Im Falle des Theil, Zwiſchen⸗ oder Ergänzungsurtheiles, 8. 391 
biß 994, 429. 
Berufungsſchrift ganz unnöthige Koften und Mühen wären ver- 
urfacht worden. Der Ausſchuß hat demnach die erfte Inſtanz mit 
ber Prüfung der NRechtzeitigkeit betraut umd er konnte die umſo⸗ 
mehr thun, als gegen ihre Enticheidung ein Recurs zuläffig ift 
und daher die Parteien gegen etwa unbereditigte Zurüdiwetfungen 
der Berufung ausreichend gefhüst find. (A. B., S. 45.) 
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Berfahren vor dem Berufungsgeridte. 


Sorverfaßren. 

.470. Nach dem Einlangen der Berufungsacten beim 
Berufungsgerichte hat der Borfteher diejes Gerichtes oder ein 
vom Borfteher mit den Verrichtungen eines Vorfigenden des 
Berufungsfenates betrauter Richter die Berufungsacten einer 
Prüfung zu unterziehen.) 

2) Unterbrechung des Berufungsverfahrens wegen Erhebung ber Wieder- 

aufnahmstlage, 88. 544, 545, 546. 

6.471. Auf Grund diefer Prüfung ift die Berufung, 
ohne daß zunächſt eine Tagſatzung zur mündlichen Verhand- 
Iung anberaumt würde, vor den Berufungsjenat!) zu bringen: 

1. wenn das Berufungsgericht zur ntſcheidung über die 
erhobene Berufung nicht zuftändig erjcheint;?) | 

2. wenn die Berufung als ai unzuläffig®) oder nicht 
in der gejeßlichen Frift erhoben) erjcheint;® 

3. wenn in der Berufungsichrift das Urtheil nicht an- 

egeben ift, wider welches Berufung erhoben wird, wenn die 

erufungsichrift Teinen oder feinen beftimmten Berufungs- 

antrag enthält, oder wenn die Berufungsgründe weder aus- 

ag 0 durch deutliche Stnpeifang einzeln ange- 
ind; 

4. wenn fich die Berufung gegen ein wegen Säumnis 
einer Partei gefälltes Urtheil”) darauf gründet, daß eine Ber- 
jäumung nicht vorliege; 

5. wenn das Urtheil oder da3 der Urtheilsfällung vor- 
angegangene Verfahren als nichtig angefochten wird; °) 

6. wenn der in das Urtheil aufgenommene Ausſpruch 
über die Einrede der Unzuftändigfeit oder über die Gtreit- 
anhängigkeit oder Rechtötraft?) angefochten wird; 

7. wenn der mit der Prüfung der Berufungsacten be- 
traute Richter der — iſt, daß das Urtheil oder das dem⸗ 
ſelben vorangegangene ahren an einer vom Berufungs⸗ 
werber nicht geltend gemachten Nichtigkeit?) Teide.!°) 

1) 8, 47 


. 487; auf diefe Umftände ift nad) 8. 41 Abſ. 1 I. N. auch von 
amtswegen Bedacht zu nehmen. — $. FERN 


2) 88. 55, 472, 501. — Wenn bie Berufungsfchrift keine Advocaten⸗ 
fertigu trägt, 2 467 8. 5. 
wi 464, en t in ber zur Wiedervorlage (8. 85 Abſ. 2) be⸗ 
ſtimmten Yeift verbefiert vorgelegt wurbe. 
5) 8. 474 Abi. 2. 
. 467 8.2 u. 8. 
. 896-400. 


35* 
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4 

„ E 31 Abſ. ı u. 

30, Sofern nicht der Betreffende Theil des ee als unangefochten 

in Rechtskraft erwachfen tft, 88. 462 Abf. 1, 

6.472, Unzuläſſig) ift die Berufung insbefondere auch 
dann, wenn fie von einer Perfon eingebracht wurde, welcher 
das Rechtsmittel der Berufung nicht zufteht?) oder welche auf 
die uns giltig Verzicht geleiftet hat.?) 

Die Wirkſamkeit eines nach Verfündung oder Zuftellung 
des erftrichterlichen Urtheiles erklärten Verzichtes auf das Recht 
der Berufung iſt nicht davon abhängig, daB der Gegner die 
er angenommen hat. 


s) Es B. An * zurückgewieſenen en 8.18 Abſ. 3. 

6. 418. Der Bernfungsfenat enticheibet in den Fällen 
des 8. 471 über die Berufung in nicht öffentlicher Sigung 
tn gone vorhergehende mündliche Verhandlung durch Be- 

Hält der Berufungsfenat zur Feftftellung der Berufungs- 
gründe oder der Nichtigkeit thatjächliche Aufklärungen feitens 
der Parteien oder des Gerichtes erjter Inſtanz oder andere 
borgängige Erhebungen erforderlich, fo find diejelben anzu- 
ordnen und mit Benüßung der einfchlägigen, in den Be- 
rufungsjchriften enthaltenen PBarteiangaben entweder vom 
Berufungsfenate jelbjt durchzuführen, oder durch einen be- 
auftragten Richter oder das Broceßgericht eriter Inſtanz nn 
rühren au laffen. — 

1) Recurs, — 5 — 

2) Kein Re smittel, 8. 519. 


8.474. Beim Vorhandenjein des im 8. 471, 3.1, be- 
zeichneten Mangel3 hat da3 Gericht feine Unzuftändigfeit aus⸗ 
zuſprechen und die Berufung an das für dieſelbe zuftändige 
Gericht zu verweifen.!) 

In den Fällen des 8.471, 3.2 und 3, ift die Berufung 
zu veriverfen.?) 

Wenn die Berufung im alle des 8.471, 8.4, als be- 
les befunden wird, ift das Urtheil aufzuheben” und die 

echtsfache je nad) Vollendung der erjtrichterlihen Verhand⸗ 
Yung bloß zur neuerlichen Urtheilsfällung oder zur Fortſetzung 
der Verhandlung und Urtheilsfällung an das Proceßgericht 
eriter Inſtanz zurüdzuvermeifen.?) 


2) Dagegen Recurs, wenn das Berufungsgericht Die Fortfegung des 
Verfahrens von der Rechtstraft abhängig gemacht hat, 8. 519 3. 3 — gegen 


Geſ.v. 1. Aug. 1895, R. G. B. Nr. 113. $$.472—476. 549 


6.475. Hat im Falle des 8. 471, 3. 6, das Gericht 
erfter Inftanz mit Unrecht feine Nichtzuftändigfeit ausgefprochen, 
die Streitanhängigfeit ohne Grund angenommen oder eine 
Entiheidung über den Klagsanſpruch mit Unrecht deshalb 
abgelehnt, weil über denfelben bereit3 rechtöfräftig ent- 
Ichieden fei, fo wird dem Gerichte erfter Inftanz vom Be 
rufungsgerichte aufgetragen, fich der Urtheilsfällung in der 
Hauptjache oder der Verhandlung und Urtheilsfällung zu 
unterziehen, je nachdem die erftrichterliche Entſcheidung nach 
durchgeführter Verhandlung zur Hauptfache, oder auf Grund 
abgejonderter Verhandlung über die Unzuftändigfeit, Streit— 
anhängigfeit oder Rechtskraft und vor Abſchluß der Ver- 
Handlung zur Hauptſache erging.) 

Wurde jedoh in erfter Inſtanz mit Unrecht die Zu— 
ftändigleit des Proceßgerichtes angenommen,?) fo find unter 
Aufhebung de3 erftrichterfichen Urtheiles die zur Einleitung 
des Verfahrens vor dem zuftändigen Gerichte erforderlichen 
Anordnungen zu treffen.) 

Wurde vom Gerichte eriter Anftanz auf die Gtreit- 
anhängigfeit mit Unrecht feine Rüdjicht genommen oder der 
Antrag, *) die Klage ohne Verhandlung zur Hauptjache zurüd- 
zuweilen, weil über den Klagsanſpruch ſchon rechtskräftig 
entſchieden ſei, unrichtiger Weiſe verworfen, ſo iſt die Klage 
unter Aufhebung des ergangenen erſtrichterlichen Urtheiles 
vom Berufungsgerichte zurüdzumeijen.?) 

1) Wird nur im Falle der Gtattgebung der Einwendung fachlicher 

Unzuftändigleit und eines Wechjels in der Zufammenfegung des Senates 


vorlommen, 88. 61—63 J. N. (doch ſiehe $. 64 J. N.), ſonſt wird folchen 
BD mit gefondertem Beſchluß ftattgegeben, S. 261. 
261 


2) 8. 176. — Dage en allenfall8 Recurs, 8. 519 3. 3. 
4) Das Gleiche gilt, wenn die Frage der Rechtskraft von amtswegen 
N TDRUUEIEN und zum Gegenftand der Verhandlung gemacht wurde, $. 261 


5) Rein Recurs, 8. 519. 


$.476. Wenn da3 angefochtene Urtheil wegen Unzu- 
ftändigfeit des Gerichtes erjter Anftanz aufgehoben und Die 
Rechtsſache zu nenerlicher Verhandlung an das zuftändige 
Gericht verwiefen wird, ift dieje neuerliche Verhandlung auf 
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Grund des über die erfte Verhandlung aufgenommenen Ber- 
Handlungsprotofolles und aller fonftigen an das Berufungs- 
gericht gelangten Procefacten durchzuführen. Die neuerliche 
Verhandlung tft im Sinne des 8.138 einzuleiten. 

Alle von den Parteien bei der erſten Verhandlung ab- 
elegten ae und alle fonftigen Erklärungen der 
arteien behalten ihre Wirkſamkeit auch für die neuerliche 

Verhandlung. Die Parteien Tönnen jedoch bei derjelben auch 
— thatjächliche Behauptungen und Beweiſe, Angriffs⸗ und 

ertheidigungsmittel vorbringen, welche von ihnen bei der 
erften Verhandlung nicht geltend gemacht wurden; deögleichen 
tönnen die Parteien die bei der früheren Verhandlung ver- 
ſäumten oder verweigerten Erklärungen über thatjächliche Be- 
hauptungen und Bemeisanbietungen bei der fpäteren Ber- 
handlung nachholen. 


6.477. Als nichtig (8. 471, 3. 5 und 7) ift das an« 
gefochtene Urtheil und, foweit der Grund der Nichtigkeit das 
vorangegangene Berfahren ergreift, auch dieſes aufzuheben: ’) 

1. wenn an der Entjcheidung ein Nichter theilnahm, 
welcher Traft des Gefehes von der Ausübung des Nichter- 
amtes in diefer Rechtsſache ausgefchlofien?) war, oder deſſen 
Ablehnung?) vom Gerichte als berechtigt erkannt worden tft; 

2. wenn das erfennende Gericht nicht vorjchriftsmäßig 
bejeßt war;‘) 

3. wenn das Urtheil von einem Gerichte gefällt wurde, 
das auch nicht durch aushrüdliche Vereinbarung der Parteien 
für dieſe Rechtsſache zuftändig gemacht werden Tonnte;?) 

4. wenn einer Partei die Möglichkeit, vor Gericht zu ver- 
handeln, durch ungeſetzlichen Borgang, inbejondere durch 
Unterlaffung der AZuftellung®) entzogen wurde; 

5. wenn eine Partei in dem Verfahren gar nicht?) oder, 
falls fie eines geſetzlichen Vertreter bedarf, nicht durch einen 


8. 477. Ein Urtheil kann nicht bloß wegen irrthümlicher 
Würdigung des thatfächlichen Procegmateriales oder wegen unrich- 
tiger Subjumption unter das Geſetz anfechtbar fein, fondern es 
kann auch unter Umftänden oder in einer Form erfloffen fein, 
weldhe das Erkenntnis zu einer a Emanation der 
richterlichen Spruchgewalt ftempeln. Gebrechen der letzteren Art 
ftehen in feiner unmittelbaren Beziehung zu dem materiellen In⸗ 
Halt des Urtheils, welches vielleicht nach den Verhandlungen, ja 
felbft nach der wahren Lage der Sache volltommen richtig ift. 
Es hätte aber bei den obmwaltenden Umftänden überhaupt Fein 
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folchen®) vertreten war, fofern die Broceßführung nicht nach⸗ 
träglich ordnungsmäßig genehmigt wurde; 

6. wenn über eine nicht auf den Rechtsweg gehörige Sache 
erfannt mwurde;?) | 

7. wenn die Deffentlichleit in ungerechtfertigter Weife 
ausgefchloffen wurde; 10) 

8. wenn der Vorſchrift des 8. 210, Abſatz 2, zumider 
die Parteien oder deren Bevollmächtigte von ihnen abge- 
faßte Entwürfe zu Verhandlungsprotofollen zu den Acten 
gebracht haben; 

9. wenn die Faſſung des Urtheiles jo mangelhaft iſt, dag 
defjen Ueberprüfung nicht mit Sicherheit vorgenommen wer- 
den kann, wenn das Urtheil mit ich ſelbſt in Widerjprud) 
ift oder für die Entfcheidung feine Gründe?) angegeben find 
und diefen Mängeln durch eine vom Berufungsgerichte an⸗ 
geordnete Berichtigung des Urtheils (8. 419) nicht abgeholfen 
werden Tann. 

Eine nachträgliche Genehmigung der Procekführung 
(3. 5) liegt insbejondere dann vor, wenn der gejehliche Ver- 
treter, ohne den Mangel der Vertretung geltend zu machen, 
durch Erftattung der Berufungsichrift oder eines vorbereiten- 
den Schriftſatzes ($. 468) in da3 Berufungsverfahren ein- 
getreten ift. 

*- 3) Recurs, $. 519 8. 2. 
20%. N. 

1 198.2 3.. 

88. 7,8, 9 M.1JF. N. 

5) 8. 104 AH. 2 IN. 

a . B. troß mangelnder Borausfegungen zu Handen eines Curators, 


2 dei mangefnber Bollmadit, 9. 37. 

LH HN. 

10) 88. 171—175. — Berufung gegen Urtheile in Bagatellfachen nur 
_ 1 


aus den Gründen B. 1—7 8. ; 
11) 88.272 Abi. 8, 417 8.5. 





Urtheil oder doch das Urtheil nicht von diefem erkennenden Ge⸗ 
richte gefällt werden follen, oder es läßt ſich in der Faſſung des 
Urtheil8 fein Erkenntnis finden, das zu einer ficheren Ueber- 
prüfung durch die höhere Inſtanz geeignet erjcheint, oder es Liegt 
endlich dem Urtbeile ein Verfahren zu Grunde, welches an Mängeln 
leidet, die ein verläßliches Urtheil nicht zuftande fommen Laffen. 
Ein ſolches Urtheile iſt nichtig. Im 8. 477 find jene Mängel des 
Urtheils oder der vorausgegangenen Verhandlung angegeben, 
deren Bedentung fo hervorragend iſt, daß fie die Aufhebung des 
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6.478. Erfolgt die Aufhebung des erftrichterlichen Ur⸗ 
theiles wegen Nichtigkeit, ohne daß hiedurch zur Erledigung 
der Sadje eine weitere Verhandlung nothwendig wird (8. 477, 
3.5 und 6), fo ift, foweit die Nichtigkeit reicht, die Zurüd- 
weifung der Klage ausznfprechen.!) 

Wird Durch die gänzliche oder theilmeile Aufhebung des 
erftrichterlichen Urtheiles wegen Nichtigkeit eine weitere Ver⸗ 
handlung nothwendig, jo ift die Sache an das Gericht erfter 
Inſtanz zurückzuverweiſen. 

Wenn das erſtrichterliche Urtheil wegen eines der in 
8.477, 3.1und2, angeführten Nichtigkeitsgründe aufgehoben 
wird, jo kann die Sache zur neuerlichen Verhandlung ftatt 
an das Proceßgericht erjter Inſtanz an ein anderes im Sprengel 
des Berufungsgerichtes gelegenes Gericht der gleichen Art ver- 
wiejen werden. 

Die nad Abſatz 2 und 3 ausgefprocdhene Verweiſung 
ift?) jedoch aufzuheben,?) wenn beide Parteien innerhalb der 
Nothfrift‘) von acht Tagen nach Zuftellung der Entjcheidung 
des Berufungsgerichte® beantragen, daß vom Berufungs- 
gerichte nad) Samen der nothwendigen neuen Ber- 
handlung in der Sache ſelbſt erfannt werde. Diejer Antrag 
ift beim Berufungsgerichte zu Bye) 

1) In nicht Öffentlicher Sitzung durch Beſchluß, 8.478. — Recurs, 8.519 

8.2. — Entieibung über die Koften, 8. 51. 

Vergl. 8. 496 nf 3. . 

: Dagegen kein Rechtsmittel, 8. 519. 

s) Mittels Schriftfabes, 8. 74. 


Urtheils wegen Nichtigkeit in der Regel auch dann zur Folge 
haben, wenn von den Parteien der Nichtigleitögrund nicht aus⸗ 
drüdlich geltend gemacht wurde (88. 471 3.7, 494). Daß Intereſſe 
ber öffentlichen Ordnung geftattet nicht, daß die Annullirung 
eined ſolchen, der Kritik einer höheren Inſtanz einmal unter- 
en Urtheil3 lediglich vom Parteiwillen abhänge.. (Motive, 


8.478. Im allgemeinen muß der in dem zweiten und dritten 
Abfage ausgeſprochene Grundfag gelten, daß, wenn ein Urtheil 
wegen Nichtigkeit ganz oder theilweife aufgehoben wird, die Sache 
an ein Gericht erfter Inſtanz zurüdgewieien werden muß. Durch 
den neuen bierten Abfag wollte der Ausſchuß jedoch den Parteien 
die Möglichkeit eröffnen, einverftändlich beim Berufungsgerichte zu 
beantragen, daß in der Sache felbft vom Berufungsgerichte nach 
Durchführung der nothivendigen Verhandlung erfanıt werde. Es 
find nämlich Fälle denkbar, in denen Die Ergänzung oder die 
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6.479. Wenn die Rechtsſache gemäß 8. 478 an ein 
Gericht erfter Inſtanz verwieſen wird, A hat diefes die Tag- 
fagung zur mündlichen Verhandlung von amtöwegen an- 
zuberaumen. Mit der Anberaumung der Tagfahung ift je- 
doch bis nach Eintritt der Rechtskraft der Entfcheidung des 
Berufungsgerichte3?) zu warten, wenn leßtere3 ausgeiprochen 
hat, daß das Verfahren in eriter Inftanz erjt nach eingetretener 
Rechtökraft der Berufungsenticheidung aufzunehmen oder fort- 
zujegen jei. Ein folder Ausſpruch Tann von amtswegen oder 
auf Antrag erfolgen; gegen denfelben ift ein abgefondertes 
Rechtsmittel nicht —— 

Desgleichen ift im Falle des 8. 474, u 1, nad ein⸗ 
getretener Rechtskraft?) der a cheidung des Berufungsgerichtes 
wegen Fortiegung des Ber ae vor dem zuftändigen 
Berufungsgerichte von diefem das Erforderliche von amts⸗ 
wegen anzuordnen. 

1) un 8. 519 8. 2. ‚ 

. . e 
®) Sofern nad) d luſſe des ichtes d r 
a re nt ann 


Anberaumung der Berufungsverhandlung. 


6.480. Fehlt e3 an den Borausfegungen?) für die Ein- 
Holung einer Enticheidung des Berufungsjenates oder wurde 
vom Berufungsfenate die ng sa als zur Beftimmung 
einer Tagſatzung zur mündlichen Berufungsverhandlung ge- 
eignet beiunden S) jo ift leßtere vom Vorſitzenden des Be⸗ 
rufungsfenates jo anzuberaumen, daß zwijchen der Zuftellung 
der Ladung an die Parteien und der Tagjabung ungefähr 
der Zeitraum von vierzehn Tagen liegt. In dringenden 
Fällen kann diefe Frift auch abgekürzt werden. ?) 

Die Anordnung einer Tagjabung zur mündlichen Be- 
rufungsverhandlung hat auch dann zu erfolgen, wenn die 
wegen irriger Annahme einer Verſäumung, wegen Unzu⸗ 





Neudurchführung der Verhandlung vor dem Berufungsgerichte für 
die Intereſſenten eine rafchere und auch bilfigere Entſcheidung her⸗ 
beiführt; hiezu ift aber natürlicherweife dad Einverftändni3 der 
Procepparteien nothwendig, weil es fich bier um ein nichtiges 
Verfahren handelt, und nur die Mebereinftimmung der a 
von diefer Nichtigkeit abzufehen, der Entſcheidung der Sache in 
at Inſtanz eine vechtögiltige Bafis verleihen kann. (A. B., 
. 46. 
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ftändigfeit des Gerichts, wegen der Enticheidung über Die 
Streitanhängigleit oder Rechtskraft oder wegen Nichtigleit 
erhobene Berufung in nichtöffentlicher Sitzung von Be- 
rufungsgerichte verworfen wurde“), in der Berufungsſchrift 
aber auch noch andere, der mündlichen rd u vor⸗ 
behaltene Anfechtungsgründe geltend gemacht ſind. 

Haben die Parteien bereits die im Berufungsverfahren 
ſie vertretenden Advocaten namhaft gemacht, ſo iſt die Ladung 
zur mundlichen Verhandlung an letztere zu richten.) 

38478 uf. 1. 

. 129 bl. 2. 

4) 88. 471 8. 4, 5, 473. 

6) 8. 98, 

6. 481. Zeigt ſich ſchon bei Anberaumung der Tag- 
jagung die Nothwendigkeit, in der Berufungsverhandlung 
die Wahrheit einzelner in der Berufungsfchrift?) oder in einem 
vorbereitenden Schriftfage?) angefüßrter Thatjachen, auf welche 
die Berufung rege: wird,?) feitzuftellen, jchon in erfter 
Inſtanz vorgebrachte Beweiſe zu wiederholen, zu ergänzen 
oder bisher bloß — Beweiſe aufzunehmen,*) jo bat 
der Vorſitzende des Berufungsfenates die namhaft gemachten 
Beugen oder die in erfter Inſtanz einvernommenen Sad) 
verftändigen zur Berufungsverhandlung vorzuladen,) die Bar- 
teien behufs ihrer eidlichen Vernehmung zum Erjcheinen 
aufzufordern und die Herbeifchaffung aller ſonſtigen Beweis⸗ 
mittel zu beranlafjen.‘) 


} . 468 Ubf. 2. 
3) 88. 467 ei 4, 482 Abſ. 2. 
‘ - 138 Wi. 1. 
8) Siehe die Gofive bei $. 467. 

Mündliche Berufungsverhandlung. 


6. 482. In der Verhandlung vor dem Berufungs- 
gerichte darf mit Ausnahme des Anfpruches auf Erftattung 
der Koſten des Berufungsverfahrens weder ein neuer An- 
RS) noch eine neue Einrede erhoben werden. 

hatumftände und Beweiſe, die nad) Inhalt der erjt« 
tichterlihen Proceßacten und des Urtheilsthatbeftandes in 


8.482. ft durch alles das erreicht, die Berufungsverhand- 
lung für die wichtigfte Aufgabe: die meritorifche Kritik des er- 
floffenen Urtheils freizubalten, jo waren dann no in den Ent» 
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. erfter Inſtanz nicht vorgefommen find, dürfen von den 
Parteien im Berufungsverfahren nur zur Darthuung oder 
Widerlegung der geltend gemachten Berufungsgründe?) vor- 
gebracht werden; auf folches neues Vorbringen darf über- 
dies nur dann Nüdficht genommen werden, wenn e3 vorher 
im Wege der Berufungsfchrift oder mittel3 vorbereitenden 
Schriftſatzes (8.468) dem Gegner mitgetheilt wurde. 
1) 8. 467 2. 3. 


‚483. Sn der mündlichen Verhandlung dürfen die 
Berufungsanträge?) ohne Einwilligung des Gegners meder 
erweitert, noch durch andere a werden.) Das Gleiche 
sit — den in der Berufungsſchrift angegebenen Berufungs⸗ 
gründen. 

Dieſe Einwilligung iſt als vorhanden anzuſehen, wenn 
der anweſende Gegner, ohne gegen die Aenderung Einſprache 





wurf Beſtimmungen aufzunehmen, um der Berufung den Charakter 
eines der Ueberprüfung dienenden Rechtsmittels zu wahren — 
vergleiche insbeſondere 88. 482 und 483 — und zugleich auch zum 
Ausdrucke zu bringen, daß es fich hier lediglich um objective 
Schranken, nicht um (ubjective) Beſchränkung des richterlichen 
Urtheils handle (88. 488, 489, 498). Das Berufungsgericht hat 
nicht zu ſagen, ob das Urtheil überhaupt, ſondern ob es mit Rück⸗ 
ſicht auf das in erſter Inſtanz von beiden Seiten Vorgebrachte 
richtig jei; in Bezug auf das Material, welches das Berufungs- 
gericht für die Kritik der angefochtenen Entſcheidung verwenden 
darf, ift ed gebumden (Sach⸗ und Streitftand des Verfahrens erfter 
Snftanz), nicht aber in ber Beurtheilung und Verwertung dieſes 
Materialed. Und die Begrenzung des beachtlichen Procepftoffes 
dur Verhandlungsprotokoll und Urtheilstbatbeftand ſoll auch 
nicht den Sinn haben, daß das Berufungsgericht das zur Weber- 
prüfung heranzuziehende Material juft in der Geftalt hinnehmen 
müffe, die e8 im Berhandiungsprotofolle und im Wrtheilsthat- 
beftand angenommen bat, in der trodenen, jehriftlichen Fixirung. 
Im Gegentheil, der Stoff der erftinftanzlichen Verhandlung fol 
dem Berufungsgerichte in ber vollen Lebendigkeit feiner mündlichen 
Entwidlung buch die Parteien entgegentreten Tönnen, nur dafı 
durch jene nebenhergehenden fchriftlichen Aufzeichnungen eine Ent- 
widlung des BVBerhandlungsftoffes über die Grenzen ber Nepro- 
duction des erftinftanzlichen Vorbringen? gehindert wird. Syn 
diefer Begrenzung liegt die Function von Verhandlungsprotokoll 
und Urthetlsthatbeftand, nicht wollen fie dem Berufungsberfahren 
eine fchriftliche Grundlage aufzwingen. Daß letzteres nicht gegen 
den Willen der Parteien eintreten könne, dafür bürgt die Vorſchrift 
des 8.486. (Motive, ©. 306.) 
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zu erheben, über die abgeänderten Anträge oder über die neu 
geltend gemachten Berufungsgründe verhandelt. 

Eine us der dem angefochtenen Urtheile zu 
Grunde liegenden Klage ijt ſelbſt mit Einwilligung des 
Gegners nicht zuläſſig.) 

2) 8. 467 8. 3. 

2 Eine Einfchränkung, bezw. theilweife Zurlidziehung der Berufung 

ift auläffig, . 484. 
3) Ausnahme von 8. 235 Abf. 2, 3. Siehe $. 235 Abſ. 4. 


6.484, Die Zurücknahme der Berufung ift big zum 
Schlufle der mündlichen Berufungsverhandlung zuläffig. Sie 
fann bei der mündlichen Verhandlung erflärt werden oder 
mittel3 Ueberreihung eines Schriftjages!) beim Berufungs- 
gerichte erfolgen. ird der Schriftiab noch vor Beginn der 
mündlichen Berufungsverhandlung überreicht, jo Tann da3 
Berufungsgericht anordnen, daß es von der anberaumten 
Tagſatzung abzulommen habe. 

Die Zurüdnahme hat nebit dem Berlufte des Rechts⸗ 
mittel3%) auch die Verpflichtung zur Yolge, die. durch das 
Rechtsmittel entftandenen und insbeſondere aud) alle hiedurch 
dem Gegner verurfachten Koften zu tragen. 

Ueber die Berpflichtung zum Koftenerjage ift vom Be⸗ 
rufungsgerichte durch Beichluß?) zu enticheiden. Der Antrag 
ift bet ſonſtigem Ausichluffe bei der mündlichen Berufungs- 
verhandlung, wenn aber die zur Berufungsverhandlung 
anberaumte Tagjabung gemäß Abſatz 1 nicht abgehalten 
wurde, innerhalb acht Tagen nad) Verftändigung des Be- 
rufungsgegners von der Zurücknahme der Berufung zu ftellen.*) 

2) 8, 74 


2) 8, 472 Abf. 1. 

2) 88. 52 Abſ. I u. 3. — Dagegen Tein Recurs, $. 519. 

*) Koftenverzeichnis, 8. 54. 

6.485. Die Verhandlung über die Berufung gegen ein 
Urtheil, deilen Ergänzung gemäß $. 423 beantragt wurde, 
fann auf Antrag ausgelegt werden, bis entweder dag Er- 
gänzungsurtheil ohne Berufung in Rechtskraft erwachſen 











8.485. Der zweite neue Abſatz diefes Paragraphen wurde 
hinzugefügt, um zu verhindern, daß nicht während der in erfter 
Inſtanz anhängigen Thatbeftandsberichtigung, durch welche erft das 
richtige Subftrat für die Berufungsverhandlung geboten werden 
foll, die Bernufungsverhandlung ihren Fortgang ninmtt, oder gar 
auf Grund des unvollſtändigen oder unrichtigen Thatbeftandes eine 
Berufungsentſcheidung erfolge. (A. B., S. 48.) 
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oder auch die Berufung gegen das Ergänzungsurtheil an 
das Berufungsgericht gelangt if. Im letzteren Yale ift die 
Verhandlung über beide Berufungen zu verbinden. 

Desgleichen kann die Berufungsverhandlung auf Antrag 
bis zur Entjcheidung über eine begehrte Berichtigung des 
Urtheilsthatbeftandes (8. 420) anägefeht werden, jofern die 
geforderte Berichtigung auf die Beurtheilung der Berufung 
von Einfluß fein Tönnte.?) 


2) Der Lauf der Rectsmittelfrift wird durd) den Antrag auf Er⸗ 
gänzung oder Thatbeftandsberichtigung nicht beeinflußt, 8. 424. 


‚486. Die mündliche Berufungsverhandlung beginnt 
nach dem Aufrufe der Sache mit dem Portrage eines Mit- 
gliedes des Berufungsjenates al3 Berichterftatter. 

Derjelbe Hat mit Hilfe der Proceßacten den Sachverhalt 
und den bisherigen Gang des Rechtsftreites, joweit dies zum 
Berftändniffe der Berufungsanträge und zur Prüfung der 
Richtigkeit des angefochtenen Urtheiled und der Berufungs- 
gründe erforderlich ift, dann das Wejentliche der von den 
Barteien im Berufungsverfahren erftatteten Schriften?) darzu⸗ 
Yegen und die fich daraus ergebenden Streitpunfte zu bezeichnen. 
Der Vortragende darf feine Anficht über die zu fällende Ent- 
jcheidung nicht äußern. 

Sodann find die Anträge der Parteien und der durch 
die Berufung getroffene Theil des erftrichterlichen Urtheiles 
fammt den Enticheidungsgründen, und wenn es der Bor- 
figende oder der Berufungsfenat für zweddienlich erachten, 
auch die bezüglichen Theile des Berhandlungsprotofolles 
erſter Inftanz durch den Schriftführer vorzulefen. 

Hierauf werden die Parteien mit ihren Vorträgen gehört.) 
Stimmt der Vortrag einer Partei mit dem Inhalte der 
Proceßacten nicht überein, jo hat der Vorſitzende darauf auf- 
merkſam zu machen.?) 

1) 88. 465, 468. 

2) Verbot des Ableſens fchriftlicher Auffäge, 8. 177 Abi. 1. 

®), Proceßleitung durch den Vorſitzenden, $. 180, 182. 

.487. Der Antrag auf Ablehnung der Zuftändigfeit 
des Berufungsgerichtes Tann im Berufungsverfahren nur in 
dem Falle geftellt werden, wenn da3 Einjchreiten eines die 
Handels- oder die Geegerichtäbarfeit oder die Gerichtsbarkeit 
in Angelegenheiten de3 Bergbaues ausübenden Berufungs- 
gerichtes?) erwirft oder abgelehnt werden fol. Zur Erwirfung 
des Einjchreitens eines ſolchen Berufungsgerichtes Tann dieſer 
Antrag nur dann, wenn der im 8.446 bezeichnete Beifa in 
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das Urtheil erſter Inſtanz aufgenommen wurde, zur Ab⸗ 
lehnung des Einſchreitens eines ſolchen Berufungsgerichtes 
aber nur dann geſtellt werden, wenn das Urtheil erſter 
Inſtanz den im 8. 446 bezeichneten Beilag nicht enthält.” 
Auh Tann im erfteren Falle der Antrag von derjenigen 
Partei nicht geitett werden, welche ſich gegen die Aufnahme 
eines folchen Beiſatzes in das erftrichterliche Urtheil erklärt u 

Der Antrag auf Ablehnung der Zuſtändigkeit des Be 
rufungsgerichtes ift bei fonftigem Ausſchluſſe fogleich nad 
Beendigung de die Bernfungsverhandlung einleitenden Bor- 
trages des Berichterftatterd zu ftellen; über diefen Antrag 
ift ohne Auffhub vor Aufnahme der Verhandlung über die 
Berufung zu verhandeln und zu enticheiden.?) 

Bird dem Antrage auf Ablehnung der Zuftändigkeit 
des Berufungsgerichtes ftattgegeben, jo hat dieſes Gericht 
jeine Unzuftändigleit durch hfuß —— Nach 
eingetretener Rechtskraft?) des Beſchluſſes iſt das Berufungs⸗ 
—— vor dem zuſtändigen Berufungsgerichte fortzuſetzen. 
Dieſes Gericht iſt in einem ſolchen Falle an die hinſichtlich 
— F auszuübenden Gerichtsbarkeit gefällte Entſcheidung 
gebunden. 

Bei Verwerfung des Antrages iſt die Berufungsver⸗ 
handlung ſogleich aufzunehmen und durchzuführen. Die Ent⸗ 
ſcheidung über den Antrag iſt in dieſem Falle nicht beſonders 
auszufertigen, ſondern in die in der Hauptſache ergehende 
—— des Berufungsgerichtes aufzunehmen.”) 

1) Nur ım Verhältnis von Bezirksgericht und Gerichtshof erfter Inftanz. 

. En Hy (ofen bie Seien barüber Aufſchluß geben, ſchon im 

en bon amtswegen baraufkRüdficht zu —— 8. J. N., 
curs. Vergl. 8. 519 8. 3. 
®) Sofern nad) dem Beſchluſſe des ee er bi abzuwarten 
und ut v.. zuläffig ift, 8. 519 3. 3, vergl. $. 479 Abſ. 1. 

?) Analog 8.261 Abſ. 1.— In diefem Fall Revifion, 38.261 Abi. 3,502. 

6.488. Der Berufungsfenat kann nicht bloß die zur 
Unterftäßung oder Belämpfung der Berufungsgründe dienenden 
Beweiſe aufnehmen, jondern, wenn dies behuf3 Entjcheidung 
über die Berufungsanträge nothiwendig erjcheint, auch eine 


8.488. Durch bie Aenderung im erften Abſatze wollte der 
Ausſchuß das Net des Berufungsjenates, Beweiſe aufzunehmen, 
erweitern. Er foll nämlich nach der Abficht des Ausfchuffes nicht 
bloß die Beweiſe aufnehmen Tönnen, welche die Parteien vor» 
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bereits in erſter Inſtanz erfolgte Beweisaufnahme wieder- 
holen oder ergänzen,) und im erſtrichterlichen Verfahren von 
den Parteien erfolglos angebotene?) Beweiſe nachträglich anf- 
nehmen. 
Der Berufungsfenat Tann im Iebteren Falle, ſowie wenn 
ein Augenfchein ergänzt werden ae das Bemwetsverfahren 
nad) den für dasſelbe in eriter Inſtanz geltenden Vorſchriften 
ſelbſt durchführen oder die Beweisaufnahme durch einen 
beauftragten oder erjuchten Richter vornehmen laſſen. 
Wurde in erſter Inſtanz ein Sachverftändigenbemeis 
eführt, jo kann der Berufungsſenat denſelben unter Bes 
Stellung anderer Sachverftändiger neuerlich vornehmen laſſen. 
2) Insbeſondere wegen Widerſpruch gegen — aa im Protokoll, 
im Beweisbeſchluſſe oder Thatbeftand, 8. 498 Ab. 2. — —— und 
Ergänzung der Beweisaufnahme haben, ſofern es ſich nicht um Augen⸗ 
chein ge vor dem Berufungsgericht zu erfolgen, neue Beweife und 
ugenjchein Tann das Berufungsgericht durch den eriten Richter vornehmen 
laſſer A an je aufnehmen. 


6.489. Wurde eine Partei in erfter Inſtanz unter 
Eid einvernommen,!) jo kann über diefelbe Thatfache die eid- 


bringen können, fondern auch diejenigen Beweiſe, welche die Partei 
nicht mehr vorbringen kann, die aber der Richter zur Aufflärung 
der Sache für dienlih Hält und melde er im Rahmen ber ihm 
durch den 8.183 gewährten Befugniffe von amtswegen anzuordnen 
berechtigt ift. 

Dem Paragraphen wurde auch ein neuer dritter Abfat hin⸗ 
zugefügt. Es murde nämlich im Ausfchuffe die Frage aufgeworfen, 
ob die Berufungsgerichte, wenn in erfter Inſtanz ein Sachver 
ftändigenbewet3 geführt worden ift, diefen Beweis unter Beftellung 
anderer Sachverſtändiger nochmals vornehmen Laffen können ober 
nicht. Der Ausfhug war nun ber Meinung, den Berufungs- 
richter in dieſer Hinfiht, was die Proceßleitung anbelangt, dem 
Richter erfter Inſtanz gleichzuftellen; es find Fälle Leicht denkbar, 
in weldden der Berufungsrichter der Meberzeugung ift, daß eine 
richtige Entſcheidung der Streitſache auf Grund der in erfter Ju- 
ftanz aufgenommenen Sachverftändigenbeweife nicht bafirt werden 
kann, daß die Sachverftändigen den Befund nicht correct auf: 
genommen haben, daß das Gutachten unklar m. |. w. fei, fo daß 
für die Entſcheidung der Sache eine vollitändig neue Baſfis gefucht 
werden muß und das biezu bie bon der eriten Inſtanz beftellten 
ee nicht die geeigneten Perjdönlichkeiten find. (A. B., 

. 48, 


8.489. Die eidlihe Bernehmung der Partei in zweiter In⸗ 
ftanz ift ein Novum, da diefer Fat im Bagatellverfahren nicht 
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liche Abhörung der Gegenfeite vom Berufungsgerichte nicht 
angeordnet werden.? 

Wird vom Berufungsjenate die neuerliche eidlihe Ein- 
vernehmung einer bereits in erjter Inſtanz etdlich abgehörten 
Partei angeordnet, fo ift diefelbe unter Eriunerung an den 
in erfter — abgelegten Eid?) zu vernehmen. 

Das Berufungsgeriht kann die eidliche Vernehmung 
einer Partei, welche in erfter Inſtanz die Vernehmung oder 
die eidliche Ausſage verweigert hat,) nur dann anordnen, 
wenn e3 die Weberzeugung gewonnen bat, daß die Partei 
genlgende Gründe hatte, die Vernehmung zu verweigern, 
und aß biete Gründe either weggefallen find. 

1) 8, 877. 


2) Bonfequenz von 8. 877 Abſ. 2. 
8) len. 8. 377 Abſ. 3. 
9 8. 381. 


6. 490. Das Berufungsgericht Hat auf Antrag noch 
vor Entſcheidung über die Berufung dur Beſchluß aus«- 
zufprechen, inwieweit das Urtheil der unteren Inſtanz als 
Be naacloahten zur Execution geeignet ift. Gegen diefen 
Beſchluß ift ein abgefondertes Rechtsmittel nicht —5*8 — 

’) Ausnahme von 8. 519, wornach Recurs ganz ausgeſchloſſen wäre. 

6.491. Im Falle des Ausbleibens) einer oder beider 
Parteien tft über die Berufung dennoch zu verhandeln und 
mit Berüdfichtigung des in der Berufungsfchrift?) und einem 
etwa überreichten vorbereitenden Schriftiage (8. 468) Bor- 
gebrachten, zu entjcheiden. Ob ein neues Vorbringen (8. 482, 
Abſatz 2) als zugeftanden oder als beftritten anzufehen fei, 
hat das Berufungsgericht unter Berüdfichtigung des That- 


—— — — — 











vorkommen konnte. Der Ausſchuß ging dabei von der Anſicht 
aus, daß bei Zulaſſung und Durchführung dieſes Beweismittels 
in zweiter Inſtanz eine noch größere Vorſicht anzuwenden ſein 
wird als in erſter Inſtanz. Um zu vermeiden, daß Eid gegen Eid 
ſtehe, ſoll die eidliche Vernehmung der Partei über dieſelben That- 
ſachen, über welche die andere Partei in erſter Inſtanz ausgeſagt 
hat, unzuläffig fein. (A. B., ©. 48.) 

88. 491 und 492. Unzweifelhaft die wichtigften Beftimmungen, 
was die VBereinfahung des Berufungsverfahrens anlangt, find Die 
in den 88.491, 492 enthaltenen. Der Hauptunterjchied de gegen⸗ 
wärtigen Appellations- und des Tünftigen Berufungsverfahrens 
wird darin liegen, baß erftered, dem fchriftlich mittelbaren Pro⸗ 
ceffe der Gerichtsordnung entiprechend, ein rein Ichriftliches tft, 
während nach dem Entwurfe der Grundfag der Mündlichkeit und 


Geſ.v. 1. Aug. 1895, R. G. B. Nr. 113. $6.490—492. 561 


beſtandes des angefochtenen Urtheiles?) und aller ſonſtigen 
Proceßacten erfter und zweiter Inſtanz zu enticheiden.*) 
) 8. 12, ober ber Entfernung, 8. 198 Abſ. 4. 


2) 88. 417 8. 4, 485. 
q) 8. 267. Wobei = Widerfprühe gegen Protokoll, Thatbeitand 
und Feitftellungen in einem Beweisbeſchluſſe zu würdigen find, 8.498 Ab]. 2. 


6.492. Die Barteien können auf die Anordnung einer 
Tagfatung zur mündlichen Verhandlung über die Berufung 


Unmittelbarfeit nicht bloß für dag Verfahren eriter Inſtanz, ſon⸗ 
dern auch für das Berufungsverfahren gelten fol. In einer durch 
Schriftfäge vorbereiteten mündlichen Verhandlung vor dem Be- 
rufungsgerichte find die Berufungsanträge zu erörtern; es ift der 
für die Beurtheilung der Berufung wichtige Verbandlungsftoff 
gerade fo wie in erfter Inſtanz in freier Wechfelrede darzulegen 
und zu entwideln, und über diefe Erörterungen und die etwa für 
nothwendig befundenen Beweisaufnahmen bat fodann das Be- 
rufungsgericht zu entjcheiden. Die Erörterung in der Berufungs- 
inftanz bat zwar in den Proceßacten erfter Inſtanz eine — zu- 
gleich begrenzende — Unterlage, fie ift durch den Hintergrund der 
erftinftanzlichen Verhandlung einigermaßen gebunden, feine ganz 
freie mehr; aber darin liegt Fein princtpieller Gegenfag, denn auch 
die mündliche Verhandlung in erfter Inſtanz entbehrt — wenig— 
ftens im GerichtShofverfahren — einer ſolchen Grundlage nicht 
völlig (norbereitende Schriftfäe), wie überhaupt da8 Vorhanden— 
jein eine derart befchräntenden Fundamentes und die dadurch be— 
wirkte Disciplinirung des Verfahren! nichts mit dem Wefen des 
mündlich-unmittelbaren Procefjed unvereinbares ift. Effentielt ift 
nur, daß nicht diefe Grundlage als folche, fondern erſt durch dic 
mündliche Entwidlung, alfo mit der ganzen ihr durch die Rede 
zutbeil werdenden Bereicherung, Urtheildgrundlage wird. Der 
Conſequenz entfpräche es nun, wie in erfter Inſtanz, fo auch für 
das Berufungsverfahren daran feitzuhalten, daß ohne vorgängige 
mündliche Berhandlung über die Berufung nicht entichieden werden 
fönne, beziehungsweife — was dasfelbe tft — nicht ohne vorher 
beiden Theilen dur Tagjagungsandberaumung wenigſtens Ge— 
legenheit zur mündlichen Verhandlung gegeben zu haben. Diejer 
Eonfequenz glaubt der Entwurf eben aus Rüdfichten der Pralti- 
Labilität nicht ganz entjprechen zu follen. Was vom Berufungs- 
gerichte verlangt wird, ift nicht immer dasſelbe. Manchmal wird 
die Behebung von Unvollſtändigkeiten oder Unrichtigkeiten bei der 
Sachverhaltsermittlung gewünfcht, die Heranziehung mwichtiger, je- 
doch von der erften Inſtanz unbeachtet gelaffener Beitandtheile des 
Berhandlungsftoffes, eine beffere Beurtheilung der durchgeführten 
Beweife, manchmal bloß eine beffere rechtliche Beurtheilung des 
Verhandlungsmaterialed, das auch nach Anficht des Berufungs- 
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verzichten.) Der Verzicht iſt wirkſam, wenn er von den 
Bart in ber Berufungsihrift oder durch einen dem 
Proceßgerichte erfter Inſtanz oder dem Berufungsgerichte 
überreihhten Schriftfag ?) ausdrüdlich erflärt wurde. In diefem 
Salle kann die Berufnngsichrift auch Rechtsausführungen 
und Darlegungen über Thatfachen und Beweiſe (8. 78, Iebter 
Abſatz) enthalten. 


klägers in der erften Inſtanz volftänbig ermittelt und betreffs 
feiner Wahrheit richtig beurtheilt wurde. Im erfteren Salle wird 
der Berufungsfläger ein Intereſſe Haben, um das Berufungs- 
gericht zu überzeugen, feine Auffaffung mündlich darzulegen, bie 
Einwendungen des Gegnerd mündlich zu widerlegen, einer etwaigen 
Beweisaufnahme zu affiftiren und auch dabei feine Auffaffung zur 
Geltung zu bringen. Hier wird die Andberaumung der mündlichen 
Berhandlung feinem eigenen Interefſe parallel gehen. Er wird 
diefe Einrichtung, die ihm geftattet, mit dem Berufungsgerichte 
unmittelbar in Berührung zu Tommen, als eine mohlthätige 
Neuerung begrüßen. Wenn bloß die rechtliche Beurtheilung in 
Trage fteht, wird man das nicht ſchlechthin behaupten Tönnen. 
Hier iſt dem Berufungskläger vielleicht damit gedient, baß er in 
der Berufungsfhrift feine Auffaffung darlegt. Hier Tann eine 
Einrihtung, Ähnlich den gegenwärtigen Appellationsbejchwerden, 
der vom Site des Oberlandesgerichtes entfernt wohnenden Partei 
viel beffer dienen; namentlich dann, wenn das Irrige der Auf 
foffung des erften Richters ziemlich offenbar ift, wenn wenig 
Zweifel barüber berricht, daß das Berufungsgericht den Berufungs- 
anträgen werbe ftattgeben müffen. Hter zur Beichidung der münd- 
lihen Verhandlung zu berpflicdten, wäre für die Parteien (namtent- 
lich auch für dem unterliegenden Theil, der die beiderfeitigen 
Verhandlungskoſten zu tragen bat), wie für das Gericht nicht 
wünſchenswert. Wann das eine, wann das andere beffer, darüber 
läßt ſich im Geſetze Leine Regel aufftellen. Aber wohl wird es im 
Hinblide anf ſolche Eventualitäten zwedmäßig fein, wenn das 
Geſetz den Parteien die Wahl läßt, ob fie eine mündliche Berufungs- 
verhandlung concretenfalls für die Erreihung des Berufungs- 
zwedes nothwendig halten. Natürlich wird jede der beiden Parteien 
nur immer für fih darauf verzichten können. Aber auch das ift 
unter Umftänden ſchon ein Vortheil. 

Es Tann von beiden Parteien einverftändlicd auf die An⸗ 
beraumung einer Zagjagung zur mündlichen Berhandlung mit 
der Folge verzichtet werden, daß bad Berufungsgericht fodann auf 
Grund der Proceßacten ohne mündliche Verhandlung über die 
Berufung entſcheidet (8.492). Die Befugniffe, melde dem Be⸗ 
rufungsgeriite durch den Entwurf zum Zwecke der Erledigung 
der Berufungsanträge eingeräumt werden, erfahren durch einen 
ſolchen Berzicht dev Parteien felbftverftändlich Leine Minderung; 
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Die Entſcheidung über die Berufung erfolgt dann in 
nicht öffentlicher Sitzung ohne vorhergehende mündliche Ver⸗ 
handlung. Das Gericht kann jedoch, wenn dies im einzelnen 
Falle erforderlich erſcheint, eine mündliche Verhandlung 
anordnen.?) 

1) Verzichtet nur eine Partei, ſo muß mündliche Verhandlung an⸗ 

geordnet werden. 


. 468. Oder beſonderer Schriftſatz, 8. 74. 
Bi Bacon tein ee 8. 519. ab, 6 


der Ausfall der mündlichen Verhandlung ‚hat auf das Meritum 
des Berufungsverfahrens Teinen Einfluß. Außerdem Tann jede 
ber beiden Parteien für fid allein von der Berufungsverhandlung 
ansbleiben, insbeſondere der Berufungskläger von vorneherein er- 
Hären, daß er für feine Perfon auf die Theilnahme an der Ber: 
handlung verzidte. Hier wird zwar zunächſt Tagſatzung an 
beraumt werden müſſen, aber entweder wird an derfelben nur der 
Gegner theilnehmen oder es wird auch biefer, wenn er vom Ent- 
ſchluſſe des Berufungsklägerd verftändigt worden, feinerfeit3 die 
Entjendung eines Vertreters zur Berufungsverhandlung überflüffig 
erachten. Die Abweſenheit einer Partei vom Berufungsverfahren 
hat für diefelbe feine Nachtheile. Es darf in Berufungsfachen kein 
Eontumacialverfahren geben, um eben der an der Verhandlung 
nicht intereffirten Partei die ihren Intereſſen beffer entfprecdende 
Pafftvität zur ermöglichen. Insbeſonders begründet das Ausbleiben 
nicht die Annahme eine Zugeftändniffes der neuen Umftände, 
welche vom Gegner der nicht erſchienenen Partei nach entfprechen- 
der, borgängiger Anzeige bei der Berufungsverhandlung vorgebracht 
werden (8.491. Auch diefem Vorbringen gegenüber gilt die Regel 
des 8.267. (Motive, S. 302, 308.) 

Der erfte Abjat dieſes Paragraphen ($. 492) blieb unver- 
ändert. Hinzugefügt wurde ber Iette Abſatz des 8.484, weil er 
fi Hier logiſcher einreiht. Der zweite Abſatz bleibt, er erhält aber 
N einen Zufaß, welcher fi durch die nachfolgenden Erwägungen 
erklärt. 

Die Regierungdborlage geht jedoch zır weit, indem fie das 
Berufungsgericht zwingt, in jedem Falle über einverftändlichen 
Verzicht der Parteien bie mündliche Verhandlung entfallen zu Laffen. 
Es muß dem Berufungsgerichte ausnahmslos in allen Fällen frei- 
ftehen, trog dieſes Verzichted eine mündliche Verhandlung anzu⸗ 
ordnen, wenn ed eine foldhe für nöthig findet, um den Proceß 
entjcheiden zu Tonnen. Die Rüdfiht auf die Verminderung ber 
Koften, welche dem Entwurfe der Regierung die Idee gegeben hat, 
ein facultatives fchriftliched Verfahren zuzulaffen, kann nicht fo 
weit ausgedehnt werden, die Mündlichkeit dort auszufchließen, wo 
fie als ein Mittel zur befferen Erforſchung der Streitſache von bem 
Richter als nothwendig erkannt wird. (A. B., S. 47.) 
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6. 493. In das Protokoll über die mündliche Beru- 
fungsverhandlung ift der Anhalt des thatjächlichen Bor- 
bringens und der Beweisanbietungen der Parteien nur 
infoweit aufzunehmen, als derjelbe von den Angaben der 
erftrichterlichen Proceßacten über den Verhandlungsinhalt 
abweicht.?) 

Wenn die mündliche Berufungsverhandlung bei einer 
Tagfagung durchgeführt und zum Abfchluffe gebracht wird, 
fann die Darftellung des auf den Sachverhalt fich beziehenden 
Parteienvorbringens dem Urtheilsthatbeitande (8. 417 8. 4) 
vorbehalten werden.) Im Berhandlungsprotofolle find dann 
nur die in 88. 207 und 208 bezeichneten Umftände und 
Erflärungen zu beurfunden. Anträge auf Berichtigung der 
in den Urtheilsthatbeftand aufgenommenen Angaben über 
das thatjächliche oder Beweisvorbringen der Parteien find 
binnen acht Tagen nach Buftellung des Urtheiles beim Be— 
Euer zu ftellen. ($.420.)°) 

!) Analog 8. 210 Abf. 1. 

?) N im Verfahren vor Bezirksgerichten, 8. 445. 

3) Bergl. 8. 445 Abſ. 2. 

Berufungsenticheidung. 

6.494, Weberzeugt fich das Geriht aus Anlaß einer 
Berufungsverhandlung, daB das angefochtene Urtheil oder 
das Berfahren in eriter Inſtanz) an einer bisher unbeachtet 
gebliebenen Nichtigkeit leide, jo ijt, jofern nicht ein durch 
ausdrüdliche oder ftillfchweigende Genehmigung befeitigter 
Mangel der Vertretung ($. 477 3.5) vorliegt, im Sinne 
der 88.477 und 478 vorzugehen, wenn auch, die Nichtigkeit 
von feiner der Parteien geltend gemacht murde.?) 

') Und zwar eben der angefochtene Theil des Urtheiles, 3. 462 al 1. 

2) Zurüdverweifung an die erfte Inſtanz durch Beichluß, 3. 499 Ab}. 1. 

— Recurs, $. 519 2. 2. 

6.495. Werden die im 8.471, 3.2 und 3, bezeichneten 
. Mängel bei der mündlichen Verhandlung wahrgenommen und 
verjagt der anweſende Gegner des Berufungswerbers zu einer 
Verbeſſerung der Berufungsichrift (F. 471 8. 3) feine Br 
ſtimmung, iſt die Berufung durch Beichluß?) zurückzuweiſen. 

1) Recurs, 8. 519 8. 1. 

6.496. Die Sache iſt vom Berufungsgerichte an das 
Proceßgericht erfter Inftanz zur Verhandlung und Urtheils- 


8. 496. Diefe beiden Paragraphen, $$. 515 und 516 (jet 
496) handeln von jenen Fällen, in denen das Berufungsgericht 
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fällung zurückzuweiſen,) wenn, ohne daß dadurch eine Nich- 
tigleit?) begründet wäre: 

1. die Sachanträge durch das angefochtene EndurtHeil 
nicht volftändig erledigt wurden; ?) 

2. das erfahren eriter Inſtanz an wejentliden Mängeln 
leidet, welche eine erjchöpfende Erörterung und gründliche Be- 
urtheilung der Streitſache verhinderten;*) 

3. nad) Inhalt der ProceBacten dem Berufungsgerichte 
erheblich fcheinende Thatſachen in erfter Inftanz gar nicht 
erörtert wurden.?) 

Das Verfahren vor dem Proceßgerichte hat fich im Falle 
der 8. 1 auf die unerledigt gebliebenen Anſprüche und An⸗ 
träge, im Falle der 3. 2 auf die durch den Mangel be- 
troffenen Theile des erftrichterlichen Verfahrens und Urtheiles 
zu beichränfen. 

Statt der Zurüdwetjung kann®) das Berufungsgericht, 
und zwar erforderlichen Falles nach Ergänzung der in erfter 
Inſtanz gepflogenen Verhandlung, ?) durch Urtheil in der Sache 
jelbft erfennen, wenn entweder beide Parteien übereinftinnmend 
darauf antragen oder died nad) Ermefjen des Gerichtes ge⸗ 
eignet erscheint, die Erledigung zu beichleunigen oder einen 
erheblichen Koftenaufwand zu vermeiden 

) Durch Beſchluß, 8. 499. — Recurs, $. 519 8. 3. 

2) 88. 477, 478. 


2) 8. 404 Abſ. 1. — ErgänzungsurtHeil der erjten Inſtanz, 8. 423. 
*) Siehe den U. B. zu $. 531. 
1 


6) Bergl. 8. 478 Abj. 4. 
‘) Bor dem VBerufungsgerichte. 


— abgefehen von den Fällen der Nichtigkeit — eine Sache in dic 
erite Inſtanz zur nochmaligen Verhandlung und Urtheilsfällung 
zurüdweifen Tann. Es find im ganzen drei folder Fälle, von 
denen der eine im eriten Abſatze des 8. 515 ift, die beiden anderen 
im $. 516 vorlommen. Nach der Regierungsporlage wurden dieſe 
Fälle bezüglich der Möglichkeit, fie dennoch vor dem Berufungs- - 
gerichte zu erledigen, ftatt fie in die erfte Inſtanz zurüdzumeifen, 
verichieden behandelt; nur auf den erften diefer Fälle, das ijt 
nämlich, wenn die Sachanträge in erfter Inftanz nicht vollftändig 
erledigt worden find, bezicht fich der zweite Abſatz des 8. 515, in 
welchem gejagt ift, daß, falls die Erledigung der Rechtsſache da⸗ 
durch beichleunigt oder an Koften gefpart wird, das Berufungs- 
gericht die Enticheidung feldft fällen fan, und zwar, wenn dies 
notbiwendig ift, unter Ergänzung der in der erften Inſtanz ge- 
pflogenen Erhebungen. Dagegen hätte nach der Regierungsporlage 
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hebung des Urtheiles ‚ Zurüdwet der Be 
tufung, oder es Sade an die Er nee a u 


. 50. 
enſo $. 462 Abf. 1. 

6.498. Das Berufungsgericht hat feiner Entſcheidung 
die in den erftrichterlichen Brocefacten und im Urtheile der 
erſten Inſtanz feftgeftellten, durch die geltend gemachten Be- 
tufungsgrände') nicht berührten Ergebniffe der Verhandlung 
und Beweisführung zu Grunde zu Legen, ſoweit diejelben nicht 
durch die Berufungsverhandlung felbft eine Berichtigung er- 
fahren haben. . 


in den beiden anderen Fällen, welche im $. 516 enthalten find 
die Zurüdweifung jedesmal und unbedingt zu erfolgen. 

Der Ausſchuß war nun der Meinung, daß fein Grund vor⸗ 
banden fei, zwiſchen diefen Fällen einen Unterſchied zu machen, 
und er hat deömwegen die beiden Paragraphen zufammengezogen. 
Dadurch hat die Meberfichtlichkeit diefer Materie gewonnen. Außers 
bem aber ift im legten Abfate de3 neuen Paragraphen der Grund: 
fag ausgeſprochen, daß in allen diefen drei Fällen das Berufungs- 
gericht die Entſcheidung felbft fällen Tann, wenn dies nad) dem 
Ermeffen des Berufungsgerichtes geeignet ii die Erledigung zu 
befchleunigen goes Koften zu eriparen. er Ausſchuß wollte 
meiter gleichfalls bezüglich aller drei Fälle diefe Möglichkeit, den 
Proceß glei in zweiter Inſtanz zu erledigen, noch daburd) er- 
weitern, daß die Zurüdweifung auch dann zu entfallen babe, 
wenn beide Parteien übereinftimmend darauf antragen und das 
Berufungsgericht anrufen, felbft in der Sache zu enticheiden. 

Die Formulirung dieſes Paragraphen, ſowie die vorgenommene 
Aenderung an dem Regierungsentwurfe ſteht ſomit im Einklange 
mit der vom Ausſchufſe an mehreren Stellen dieſes Geſetzes ver⸗ 
folgten Tendenz, die zweite Inſtanz in die Lage zu verfegen, felb 
zu entſcheiden, ftatt in die erfte Inſtanz zurückzuverweiſen, fo 
dies thunlich ift und durch Einverftändnis der Parteien begründet 
erſcheint. (A. B., ©. 49.) 
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Welche Bedeutung dem Widerſpruche beizumefjen tft, der 
gegen einzelne Feftitellungen eine Protokolle erjter In⸗ 
ftanz®) oder gegen die in der Ausfertigung eines Beweis⸗ 
beſchluſſes oder im Urtheilsthatbeftande enthaltenen Angaben 
über thatfächliches und Bewetsporbringen (88. 444, 445) recht- 
zeitig erhoben wurde, hat das Berufungsgericht, nöthigen- 
—* nach mündlicher Verhandlung über die vom Wider⸗ 
pruche betroffenen Feſtſtellungen und Angaben (8. 488), 
unter ſorgfältiger Würdigung der Ergebniſſe des Berufungs⸗ 


verfahrens und aller ſonſtigen Umſtände zu beurtheilen.?) 
) 88. 467 8. 8, 483 Ubf. 1 u. 2. 
9 33. 212, 343 Ubf. 8. 
9 $. 278. 


6.499. Die Zurüdverweifung der Rechtsſache an das 
Proceßgericht erſter Inſtanz geichieht in den Fällen der 88. 494 
und 496 mittel3 Befchluffes.‘) 

Das Gericht, an welches eine Rechtsjache infolge Be⸗ 
ſchluſſes des ——— zu gänzlicher oder theilweifer 
neuer Verhandlung oder Entſcheidung oder zur Durchführung 
des Berufungsverfahrens (8. 487) gelangt, iſt hiebei an die 
rechtliche Beurtheilung gebunden, von welcher das Berufungs⸗ 
gericht bei ſeinem Beſchluſſe ausgegangen iſt. 

In Bezug auf die Einleitung der neuen Verhandlung hat 
die Vorſchrift des 8.479 zur Anwendung zu kommen. 

Das Gleiche gilt, wenn das Berufungsgericht das Urtheil, 
durch welches eine Wiederaufnahmäflage als unzuläflig er- 
kannt wurde, abändert und die Verhandlung in erjter In⸗ 
ftanz auf die Trage der Zuläffigfeit der Wiederaufnahme des 
Berrahrens beſchränkt war.?) 

I) Recurs, 8. 519 8.2 u. 3. 

*) Der Abſatz ift in Folge der am $. 548 vom U. vorgenommenen 

Uenderung (Entiheidung dur Beſchluß) gegenitandslos geworden. 

6.500. Das Urtheil oder der Beichluß des Berufungs- 
gerichtes, wodurch die Berufung erledigt wird, ift den Par- 
teien ftet3 in fchriftlicher Ausfertigung!) zuzuftellen. 

ei Darftellung de3 Thatbeftandes im Urtheile des Be- 
rufungsgerichtes iſt eine Bezugnahme auf das erjtrichterliche 
—— ang: ‚ausgeſchloſſen. 


6.501. In Bagatellfachen!) kann das erſtrichterliche Ur⸗ 
theil nur wegen der im 8. 477, 8.1 bis 7, aufgezählten 
Rictigteiten mittel3 Berufung angefochten werden. 

3) 8.448. 


568 Eivilproceßordnung. 


Bweiter Abſchmitt. 


Neviſion. 
Zuläſſigkeit. 
502. Gegen die Urtheile der Berufungsgerichte findet 
die Reviſion ftatt.?) 
In Bagatellfachen?) ift gegen die Entjcheidung des Be- 
——— ein weiterer Rechtszug unzuläfig. 
! 


usnahme Hinfichtlich der Koftenentfcheidung, 8. 
8.448, 501. 


$. 502. Wenn das Urtheil des Berufungsgerichte® an einer 
Nichtigkeit oder dad Berufungsverfahren an einem Mangel leidet, 
welcher eine erfhöpfende Erörterung und gründliche Beurtheilung 
der Streitfache hinderte, jo hat die Berufung ihren Zwed ver- 
fehlt. Was die Partei nad dem Gefege verlangen Tann, eine 
formell correcte, in die Sache eindringende, forgfältige Ueber- 
prüfung der Entſcheidung erfter Inſtanz, ift ihr nicht zutheil go— 
worden. Zroß ded Berufungdurtheild, das die Partei empfing, 
ftehbt bier das vom Geſetze verheißene Berufungserfenntnis in 
Wahrheit noch aus, und es ift daher wohl feiner Erklärung be- 
dürftig, wenn bei ſolcher Sachlage der Entwurf der Partei das 
Rechtsmittel der Reviſion ($. 503 3. 1 und 2) einräumt, um den 
Schein eines Berufungsertenntniffes zu befeitigen und die Er- 
langung einer giltigen, auf gründlicher Beurtheilung fußenden 
Berufungsentfcheidung zu ermöglichen. Gegen folchen ungehörigen 
Berlauf des Berufungsverfahrens kann nur die Revifionsinftanz 
Abhilfe gewähren, und die für bderlei Fälle im Entwurfe an 
geordnete Art der NRevifionderledigung ($. 510 Abjag 1) wird 
der befonderen Befchaffenheit des Beſchwerdegrundes gerecht: die 
Revifton fol Hier nur eine beflere, eine ordnungsmäßige Be— 
rufungerledigung anbahnen. ... . 

Die angeführten Erwägungen leiten nothiwendig dahin, das 
Eingreifen der Reviſionsinſtanz — abgefehen von den beiden an— 
fangs erwähnten NRevifionsgründen, die nach einer anderen Rich— 
tung liegen — auf diejenigen Fälle einzufchränten, in welchen 
eine Kritik des angefochtenen Berufungsurtheil® ohne neuerliche 
Vorführung des Sachverhalte und ohne neuerlihe Beweis— 
würdigung ftattfinden fanı. Das ift mit einer einzigen Au3- 
nahme nur möglih, wenn die Parteien gegen die Art der Sach— 
verbaltsermittlung und gegen die Wahrheit$beurtheilung feitens 
des Berufungsgerichtes nicht3 einzuwenden haben, jondern ledig- 
lich deshalb Beſchwerde führen, weil fie der Anficht find, da8 Be- 
rufungsgericht habe auf den richtig feftgeftellten und gewürdigten 
Sachverhalt dad Recht unrichtig angewendet ($. 503 3. 4). Jene 
Ausnahme aber ift dann vorhanden, wenn ein nad) Meinung des 
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503. Die Reviſion kann nur aus einem der folgen⸗ 
den Gründe begehrt werden: 


1. weil das Urtheil des Berufungsgerichtes wegen eines 
der im 8. 477 bezeichneten Mängel nichtig iſt; 

2. weil das Berufungsverfahren an einem Mangel leidet, 
welcher, ohne die Nichtigkeit zu bewirken, eine erſchöpfende 
Erörterung und gründliche Beurtheilung der Streitſache zu 
hindern?!) geeignet war; 

3. weil dem Urtheile des Berufungsgerichtes in einem 
wejentlichen Bunte eine thatjächliche Vorausſetzung zu Grunde 

elegt erfcheint, welche mit den Proceßacten erfter oder zweiter 
Snflanz im Widerfpruche fteht; 


Beichwerdeführerd bei der Feitftellung des thatjächlichen Ergeb- 
niſſes des Nechtsftreites angeblich unterlaufener Irrthum unmittel- 
bar mit Hilfe der Procefacten und deren Inhalt ſelbſt conftatirt 
und behoben werden kann. Hier fann das Revifiondgericht auch 
die thatfählihe Seite des Streitfalle® ohne Berhandlungs- und 
Beweiserneuerung überprüfen. Der Entwurf glaubt dem begreif- 
lichen Wunfche nach möglichit leichter Zugänglichkeit eined Rechts⸗ 
mittel3 dritter Inſtanz entgegenlommen zu follen, indem er die 
Revifion auch bier (8. 503 3. 3) und damit thatfächlich ſoweit 
zuläßt, al3 überhaupt der Reviſionszweck die zu feiner Erreichung 
nothwendigen Mittel en überwiegt, die Revifion praftifch noch 
vortheilhaft fein fann. Die damit für die Revifion in Vorfchlag 
gebrachte Beichränfung auf die im 8.503 3.3 und 4, angeführten 
Fälle dürfte auch — die Frage der Durchführbarkeit einer anders 
geftalteten Reviſion ganz beifeite gelaffen — den Intereſſen der 
Parteien nicht gefährlich fein. Denn wenn in erfter und ziveiter 
Inſtanz bei der Sachverhaltsermittlung und Erörterung, ſowie 
bei der Beweisprüfung ordnungsmäßig vorgegangen wurde — 
und das ift ja die Vorausfegung einer Repifion nad) 8. 503 3. 3 
und 4, weil ander? der Rebifionsgrund der Zahl 2 zu Gebote 
fteht — mird das Repifionsgericht ſtets über ein jo ausreichendes 
Material von Protofollen und anderen Niederfchriften verfügen, 
daß e3 fich aus demfelben leicht cin genügend treued Bild des 
Sachverhalte wird verfchaffen können. Daß Nichtigkeitsgründe 
auh vom Revifionsgerichte im felben Umfange von amtswegen 
wahrgenommen werden müflen, wie Died für dag Berufungs- 
verfahren vorgefchrieben ift, folgt aus 8. 513. (Motive, S. 307 
bis 309.) . 

8. 503. Der lebte Abſatz diejed Paragraphen (er enthielt das 
Verbot der außerordentlichen Revifion aus dem Grunde der 3. 4) 
entfällt, weil der Ausfhuß die Inſtitution der auferordentlichen 
Repifion angenonmen bat. (U. B., E. 47.) 











a 
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4. weil da3 Urtheil des Berufungsgerichtes auf einer 
nn — Beuriheilung der Sache beruht. 


504, * — überprüft das Urtheil des 
Berufungsgerichtes innerhalb der Grenzen der im Reviſions⸗ 
verfahren geftellten Anträge?) 

—* thatſächliche Behauptungen oder Beweife können in 
der Revifionsinftang nur zur Unterjtügung oder Belämpfung 
der Behauptung vorgebracht werden, daß dad Urtheil des 
Berufungsgerichtes wegen eines der im 8. 477 bezeichneten 
Mängel nichtig jei, oder dab dad Berufungsverfahren an 
einem ange leide, welcher die erjchöpfende Erörterung und 
made) eurtheilung der GStreitfahe zu hindern ver⸗ 
mochte.? 


R ) Set \ 38 — 
2. — — neue Vorbringen in der Revi⸗ 
Konstante entbütten fein, 8. 506 8.8 


Erhebung der Revifion. 


6.505. Die Revifion wird durch Ueberreihung eines 
Schriftſatzes (Revifionsichrift)*) bei dem Proceßgerichte erjter 
Inſtanz erhoben. 

Die Kevifionzfrift beträgt vier zehn Tage von Zuftellung 
des — an;?) fie kann nicht verlängert 
werden.? 

Durch die rechtzeitige Erhebung der Revifion wird der 
Eintritt der a und Vollſtreckbarkeit des angefochtenen 
Urtheifes im Umfange der Revifionsanträge bis zur Er- 
ledigung des Rechtsmittels gehemmt. Der Reviſion gegen 
ein bejtätigendes Urtheil der zweiten Inſtanz kommt eine 
nn Wirkung nicht zu. 


2) Siehe die a ae bei 8 im Wechſelverfahren, $. 555 8. 8, 
und In ee ae utäffe 8.146, im Wechſel⸗ 
Ben beichränft zuläffig, 8. len 

6.506. Die Revifionsfehcift muß nebft den allgemeinen 

———— eines Schriftfages?) enthalten: 

1. die Bezeichnung des Urtheiled, gegen welches Die 

Resifion gerichtet ift; 

2. die beftimmte Erklärung, inwieweit das Urtheil an- 
gefochten wird, die ebenfo beftimmte kurze Bezeichnung der 

Gründe der Anfechtung (Revifionsgründe) und die Erflärung, 
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ob die Aufhebung oder eine Abänderung des Urtheiles, und 
welche beantragt werde (Revifionsantrag); ®) 

3. das thatfächliche Vorbringen und die Beweismittel, 
durch welche die Wahrheit der im 8.503, 8. 1 und 2, an« 
gegebenen: Revifionsgründe erwieſen werden foll; 

4. die Unterfchrift eines Advocaten.ꝰ) 

Infoweit die Nevifion auf den im $. 503, 3.4, ange- 
gebenen Revifionsgrund geftügt wird, ift in ber Reviſions⸗ 
Ichrift ohne Weitläufigkeiten barguiegen, aus welchen Gründen 
die N Beurteilung der Sache unrichtig erfcheint.*) 

Wegen — hinſichtlich dieſer Erforderniſſe Zurückweiſung, 
88.471 8.8, 474 Ubf. 2, 518. 
. 944 And ei, Bausfügenn en zuläffig, weil bie Revifions- 
fdjeift Tein borberelienber Seit In 9, 28 Au. 

6.507. Im Falle rechtzeitiger!) Erhebung der Revifion 
verfügt da3 Proceßgericht erjter Inftanz die Zuftellung eines 
Exemplare der ah an den Gegner des Revifions- 
werberd (Revijionsgegner). Berjpätet erhobene Revifionen 
find vom ee te erfter Inſtanz zurüdzumeijen.?) 

Dem Reviſionsgegner fteht es frei, binnen der Nothfrift 
bon vierzehn Tagen?) von der Zuftellung der Revifionzfchrift 
bei dem Proceßgerichte erfter Inſtanz eine Revifionzbeant- 
wortung mitteld Schriftſatzes) zu übereichen. 

Auf die Reviftonsbeantwortung finden die Beftimmungen 
des 8.506 mit Wusnahme der unter 8. 1 und 2 angegebenen 
Erforderniffe finngemäße Anwendung. Neue?) Thatfachen und 
Beweiſe, welche der Reviſionsgegner zur ——— der in 
der Reviſionsſchrift angegebenen Reviſionsgründe benützen 
will, werden im Reviſionsverfahren nur ſoweit berückſichtigt, 
als fie bereit3 in der NRevifionsbeantwortung angeführt find. 

Bon der Einbringung der Revifionsbeantwortung tft der 
Revifionswerber durch Mittheilung eines Eremplares der Re- 
vifionsbeantwortung zu verjtändigen. 

Die Meberreihung der Reviſionsſchrift und Reviſions⸗ 
beantwortung Tann nicht durch Erklärungen zu gerichtlichen 
Protokoll — et werden.‘ 

1) 8, .2. 


agegen Recurs, 8. 514. 
; 138, — aud im Wechſel⸗ und Beftanbverfahren, 88. 555, 8. 2, 


8 
575 Abj. 1. 
) 88. 74—77. — Anzahl 8. 80. 
e ergl. 8. 482 eo 2. 
€) Anders bei ber fung, 8. 465 Abſ. 2. 
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6.508. Nah Erftattung der Nevifionsbeantwortung 
oder nach fruchtlofem Ablaufe der Hiefür offenftehenden Frift 
legt das Proceßgericht erfter- Inſtanz die bezeichneten Schriften 
jammt allen auf den Rechtsſtreit fich beziehenden Proceßacten 
dem Berufungsgerichte vor, welches diefelben ſodann nad) 
Anſchluß der diefen Rechtsſtreit betreffenden berufungsgericht- 
lihen Acten an das Revifionsgericht mweiterbefördert. 

Die Vorlage der Acten an das Revifionsgericht ift in 
dem Falle, al3 eine Berichtigung des Thatbeftandes des vom 
Berufungsgerichte gefällten Urtheiles!) beantragt wurde, bis 
zur er - Berihjtigungöverfahreng auszujegen. 

3 . 498 .2, 420, 


Berfahren vor dem Revifionsgerichte. 


6.509. Das Revifiondgericht entjcheidet über die Revifion 
in nicht öffentlicher Sigung ohne vorhergehende mündliche Ver⸗ 
bandlung. 

Es Tann jedoch, wenn dies im einzelnen Fulle dem Re⸗ 
viſio nsgerichte behufs Entfcheidung über die eingelegte Revifion 








8. 509. Soweit nicht die Berfchiedenheit des Charakters 
beider Rechtsmittel Unterjchiede begründet, fommen im Repifions- 
verfahren die Vorſchriften des Entwurfes über das Berufung3- 
verfahren zur Anwendung ($. 513). Um die Revifton nicht allzu 
foftfpielig zu machen, und da namentlich für die Löjung der Auf- 
2 welche der Entwurf dem Revpviſionsgerichte Hinfichtlich des 

eritums der Berufungsenticheidung ftellt, ein vorgängiges münd⸗ 
liches Vorbringen der Parteien keinen wefentlichen . bietet, 
wird nicht auf einer mündlichen Verhandlung vor dem Revifions⸗ 
gerichte beftanden. Während im Berufungsperfahren von der An- 
beraumung einer mündlichen Verhandlung nur in gewiffen Fällen 
abgefehen werden Tann, fol im Gegentheile die Erledigung der 
Revifion in der Regel ohne mündliche Verhandlung ftattfinden 
($S. 509 Abſatz 1). Nur kann die nicht ausnahmslos ftatuirt 
werden. Bor allem jchon deshalb nicht, weil namentlich über Die 
Revifionsgründe des 8. 503 3. 1 und 2 fehr oft nicht ohne Be- 
rüdfihtigung der neuen Anführungen und Beweiſe wird ent- 
fhieden werden können, welche die Parteien zur Erhärtung des 
NRevifionsgrundes vorbringen mußten, beide® aber nicht ohne 
Heranziehung der Parteien und Verhandlung mit denfelben ge- 
ſchehen kann. Aber auch wenn wegen unrichtiger Rechtsanwendung 
Revifion ergriffen wird, kann die Revifionginftanz unter Um: 
ftänden auf eine mündliche Verhandlung Wert legen; zumal in 
wichtigeren Proceſſen mit ſchwierigen Rechtsfragen kann es der 
NRevifionsinftanz bisweilen von Nutzen erjcheinen, die Necht3- 
auffaffung der beiden Theile im Wege mündlicher Darlegung ge- 


4 
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erforderlich erjcheint, auch eine mündliche Verhandlung vor 
dem Revifiondgerichte auf Antrag oder von amtswegen an- 
geordnet werden. In Bezug auf diefe Verhandlung Haben 
die für die mündliche Verhandlung vor dem Berufungsgerichte 
erlofjenen Borfchriften?) zu gelten. 

Erhebungen oder Beweisaufnahmen, welche zur %eft- 
ftelung der im 8. 503, 8.1 und 2, angeführten Revifions- 
gründe nothwendig find, haben durch einen erfuchten Richter 
zu erfolgen, welcher die Ucten über die ftattgefundenen Er- 
hebungen oder Beweisaufnahmen unmittelbar dem Revifions- 
gerichte vorzulegen hat. Diejen Erhebungen und Beweisauf- 
nahmen ſind vs die Parteien zuzuziehen.?) 

9 . 482—493. 

s) &. find zu laden; Zwang zum Erjcheinen findet nicht ftatt, 8. 288. 

6.510. Das Revifionsgericht hat in der Hegel in ver 
Sache ſelbſt zu entjcheiden.!) Wenn es jedoch das Urtheil des 
Berufungsgerichtes nah 8.477, 3. 4 und 5, als nichtig zu 
erflären oder aus dem im 8.503, 8.2, bezeichneten Grunde 








nam kennen zu lernen. Der Entwurf geftattet daher die An- 
beraumung einer mündlichen Verhandlung, wo dies im einzelnen 
Falle behufs Entfcheidung über die eingelegte Reviſion erforderlich 
ſcheint (8. 509 Abſatz 2). Indem dic als Ausnahme hingefteltt 
und an die Bedingung eines bezüglichen Bedürfniffes geknüpft 
wird, ift zugleich die Mahnung ausgefprochen, bei der Enticheidung 
über die Anberaumung einer Verhandlung fich ausschließlich vom 
Zweckmäßigkeitsgefichtspunkte Leiten zu laffen. Es wird babei 
inSsbefondere auch auf das Verhältnis des Wertes des Streitgegen- 
ftandes® zu den duch die Verhandlungdanordnung entftehenden 
Koften zu ſehen fein. Ferner kann in Betracht fommen, ob nicht 
etwa concretenfalls der mit der Verhandlungsanberaumung ber- 
bundene Aufihub des Rechtskrafteintrittes fich jchädlich erweiſen 
fönnte. Auch wird bei der Entjcheidung einem etwaigen ein— 
berftändlichen Antrage der Parteien eine gewifle Beachtung ge⸗ 
büren. Beweisaufnahmen, welche für die Revifionserledigung 
nothwendig werden, find aus den früher dargelegten Gründen 
ftet8 durch ein erſuchtes Gericht zu bewirken (8. 509 Abſatz 3). 
Der Beweisaufnahme wegen darf alfo Verhandlung* por dem 
Revifionsgerichte nicht anberaumt werden. Die BVorfchrift des 
8. 509 Abſatz 3 erſcheint ſowohl im Intereſſe dev Beweiserhebung 
geboten, als um den Parteien die Betheiligung an der Beweis- 
aufnahme zu erleichtern. (Motive, S. 309, 310.) 

$S.510. Der Ausſchuß Hat an diefem Paragraphen in Ver⸗ 
folgung derjelben Tendenz, welche im 8. 496 näher bezeichnet wurde, 
Aenderungen vorgenommen. Nach der Negierungsvorlage hat das 


| 
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aufzuheben findet und infolge deffen eine neue Verhandlung 
zur Erledigung der Sache nothwendig erachtet, hat es die 
Streitfache zu diefem Zwecke an das Berufungsgericht zurüd- 
zuverweijen. 

Findet das Nevifionsgericht das Urtheil oder Berfahren 
wegen einer fchon in erfter Inſtanz unterlaufenen, von 
amtöwegen wahrzunehmenden?) Nichtigkeit — ſo hat 
die Zurückweiſung der Sache an die erſte Inſtanz zu erfolgen 
(8. 478 Abſatz 2 und 3). 

: ng über die Koften, 88. 50, 51. 

8.494 (innerhalb der Revifiousanträge, 8. 504 Abi. 1). 

6.511. Das Gericht, an welches die Sache zurüdver- 
wiejen wurde, iſt bei der weiteren Sen ing und Entiheidung 
an die rechtliche Beurtheilung gebunden, welche das Reviſions⸗ 
gericht feinem aufhebenden Urtbeile zu Grunde gelegt hat. 

Bum Zwecke der Aufnahme des Verfahrens beim Be- 
rufungsgerichte oder beim Gerichte erfter Inſtanz haben Diefe 
die Taofabung zur mündlichen Verhandlung von amtöwegen 
anzuberaumen. 


6,512. Findet das Revifionsgericht, daß die Revifion 
muthwillig oder nur zur Verzögerung der Sache angebracht 
wurde, jo ift gegen den Reviſionswerber oder nach Umständen 
gegen * Advocaten auf eine Muthwillensſtrafe!) zu er⸗ 
ennen. 


1) Bis zu 800 fl., 8. 220 Abſ. 1. 
) — * beim Reviſionsrecurs, 8. 538 Abſ. 2. 


1 





Revifionsgericht die Streitſache an das Berufungsgericht zurück⸗ 
zuweiſen, wenn einer der im 8. 477 bezeichneten Fälle oder wenn 
der Fall des 8. 503 vorliegt und eine neue Verhandlung zur Er- 
ledigung der Sache nothiwendig ifl. Der Ausſchuß wollte die 
Zahl der Fälle, in welchen diefe Rüdverweifung ftattzufinden bat, 
einschränken und hat deöwegen aus dem 8. 477 nur die Ziffern 4, 5 
al8 Rüdverweifungsgründe hier aufgenommten, aber die Ziffern 1, 
2, 3, 7 und 8 des 8.477 audgelaffen, um in diefen Fällen zu er- 
möglichen, daß das Revifionsgericht in der Sache felbft entfcheiden 
kann. (A.B, ©. 510.) 

8.512. Die Muthwillensſtrafe, welche die Reviſionsinſtanz 
zu verfügen Hat, wenn die erhobene Kevifion nicht bloß unbegründet 
ift, fondern auch muthwillig oder zur Verzögerung ber Rechtsſache 
angebracht ericheint, Hat in der Regel die Partei zu treffen, für 
welche das Rechtsmittel eingelegt wurde. Geſchah jedoch letzteres 
ohne Bormwiffen der Partei, oder wurde auf beren Entſchluß von 
ihrem Bertreter ein ungebitlicher Einfluß ausgeübt, oder liegen 
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6.513. Soweit ſich nicht aus den Beltimmungen dieſes 
Abjchnittes Abweichungen ergeben, find die Vorjchriften über 
die — 1i) aud) auf die Revifion anzumenden. 


Dritter Abſchnitt. 


Recurs. 
Zuläſſigkeit. 

6.514. ci Beichlüffe?) (Beſcheide) ift, fofern das gegen- 
— Geſe te Anfechtung derſelben nicht ausfchließt,?) der 
Recurs a 

Mittels — können Beſchlüſſe insbeſondere auch 
aus den im 8. 477 angegebenen Gründen angefochten werden. 
Gegen Beichlüffe, durch melche gemäß 8. 51, Abfah 2, 
der Erfa der Koften dem Gerichte auferlegt wird, fönnen 
die hienach zum Koftenerfage "verpflichteten richterlichen Bes 


amten Recurs ergreifen. 
2, Und gegen die Koftenenticheidung im Urtheile, 
2) Gegen bie Hi de ahlungsbefehles im "hahnberfohe ten Tein 
a ——— ‚8. Ye 37. April 1873, R. G. B. Nr.67, Art. XXVIII 


J 
u le Entſcheidung 2 N an) wegen Wintel- 
ſchreiberei beftcaft wird, Art.IV 3.5 E. G. z. C. P. O 
6.515. In den Fällen, in welchen a den Beftimmungen 
dieſes Geſetzes gegen einen Beichluß ein abgefondertes Rechts⸗ 
mittel verjagt ift, !) können die Barteien ihre Bejchwerden gegen 
diefen Beſchluß mit dem gegen die nächitfolgende anfechtbare 
Entfcheidung eingebrachten Rechtsmittel zur Geltung bringen.?) 
1) Siehe Anhang 1. 
?) 88, 462 Abf. 2, 518. 
6. 516. Die vom Vorſteher eines Gerichtähofes, vom 
Vorfigenden des Senates oder von einem beauftragten Richter 





überhaupt Umftände vor, welche den Muthwillen nicht ſowohl auf 
Seite der Partei als auf jener des Advocaten conftatiren, fo iſt 
leßterer zu beftrafen. (Motive, S. 310.) 

8.514. Die durch Recurs anfechtbaren richterlihen Entſchei⸗ 
dungen und Berfügungen im einzelnen oder nach Hauptlate — 
aufzuzählen, kann der Entwurf vermeiden, weil er den Recurs 
gegen alle Bejchlüffe (Beſcheide) ſchlechthin zuläßt (8. 514), hin⸗ 
ſichtlich deren im Geſetze nicht ausdrücklich die Anfechtbarfeit ver⸗ 
neint oder doch ($. 515) ſupendirt wird. (Motive, ©. 311.) 
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gefaßten Beichlüfle können, jofern nichts Anderes angeordnet 
iſt,) durch das Rechtsmittel des Recurjes angefochten werden ; 
die Anfechtung ift jedoch unftatthaft, wenn nicht früher die 
Abänderung des fraglichen Beichluffes beim Gerichtähofe be= 
antragt wurde. 

Stehe Anhang I. 

$. 517. In Bagatellſachen) kann nur gegen die folgen- 
den Beſchlüſſe erfter Anftanz Recurs ergriffen werden: 

1. wenn die Einleitung oder Fortjegung des gejegmäßigen 
Berfahrens über Die a verweigert wurde; 

2. wenn über den Antrag auf Beitellung einer Sicher- 
heit für die Proceßkoſten oder auf Ergänzung diefer Sicher- 
heit entſchieden wurde;?) 

3. wenn dem Begehren um Erftredung einer Tagſatzung 
unter Deriehung der Beltimmungen des $. 134 ftattgegeben 
wurde und der Beſchluß zugleich gemäß 8.141 anfechtbar ift; 
. 4. wenn ein Antrag auf Bewilligung der Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand wegen Verſäumung einer Tagſaßung 
oder wegen Berftreicheng der Frift zur Erhebung eines Rechts⸗ 
mittel3 abgewiejen wurbe;?) 

5. wenn über zu erjegende Koften durch Beichluß ent- 
ichieden wurde.*) 

Gegen Beichlüffe des Berufungsgerichte8®) ift in Bagatell- 
fachen der Recurs ausgeſchloſſen. 

’) 8.448. 

2) 88. 60-62. 

s) 88, 146 ff. 

) 3.83. in den Fällen 88.7, 261, 8. 42 J. N. 88.51, 52. 

6) 88. 471 8.13, 473 Uof. 1, 474 Abf. 1 u. 2, 477 3.1—7, 478, 501. 

6.518. Im Verfahren über Klagen wegen Störung des 
Belißftandes (8. 454) kann nur gegen Belhlüffe durch welche die 
Einleitung oder Fortfegung des Verfahrens über die Klage ver- 
eigen wird, und gegen den Endbeihluß!) Recurs?) ergriffen 
werden. 

Beichwerden gegen alle anderen im Laufe des Verfahrens 
nefaßten Beichlüffe, und insbejondere gegen die während des 
Berfahrens erlafjenen einftweiligen Verfügungen find mit dem 
gegen Be DEIN gerichteten Recurd zu verbinden.?) 

1) 8,459. 


>) 8. 460. 
*) 8.515. — Suspenſivwirkung des NRecurjes, 8. 525. 


6.519. Gegen die im Berufungsverfahren ergehenden 
Beichlüfje des Berufungsgerichtes ift der Recurs nur ftatthaft:*) 
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In wenn durch den Beſchluß die Berufung zurückgewieſen 
wurde; ?) 

2. wenn die Nichtigkeit des erftrichterlichen Urtheiles 
vom Berufungsgerichte Durch Beichluß ausgeſprochen wurde ;®) 

3. wenn die Rechtsſache durch Beſchluß zur Entſcheidung 
oder zur Verhandlung und Enticheidung an ein Gericht erfter 
Inſtanz ) oder an ein anderes a 5) verwiejen und 
wenn zugleich in dem Befchluffe des Berufungsgerichtes aus⸗ 
gejprochen wurde, daß das Verfahren in erfter Inftanz oder 
das Berufungsverfahren erſt nach eingetretener Rechtskraft 
diejes Beſchluſſes aufzunehmen oder fortzufegen fei.‘) 

I) Ausnahme, Recurs im Falle 8. 490 u. 8. 514 Abſ. 8. 

88. 474 Ubf. 2, 495. 


s) 88,477, 478, 494, 499 
3 . 474 Abſ. 8, 475 


Ä f. 8. 
©) Analog beim Necurfe, 8. 537 ih 3. — Gegen diefen Beſchluß Tein 


Erhebung des Recurjes. 


.520, Der Recurs wird durch Weberreichung eines 
Schriftſatzes (Recursichrift) bei dem Gerichte erhoben, deſſen 
Beichluß — wird,t) deſſen Vorſteher den angefochtenen 
Beichluß erlaflen hat oder dem der Vorſitzende des Senates, 
ber beauftragte oder erfuchte Richter angehört hat, gegen deſſen 
Beſchluß Recurs ergriffen wird. Bei Bezirksgerichten können Re— 
eurje von Parteien, welche nicht durch einen Advocaten vertreten 
find, auch mündlich zu Protokoll angebracht werden; ?) fchriftliche 
Recurſe müfjen mitder Unterjchrift eines Advocaten verjehen fein. 

Wenn ein Beichluß wegen der ihm zu Grunde liegenden 
unrichtigen rechtlichen Beurtheilung mitteld Recurs Ba Kr 
wird, hat die Vorjchrift des 8.506, letter Abſatz, entjprechend 
Anwendung zu finden. 

1) Doc) iſt der Recurs bei dem Gerichte erfter Inftanz zu überreichen 

beziv. zu Protokoll zu geben. Siehe Motive. 


2) Außerdem die Recurfe der armen Partei, 8.72 Abſ. 3, Art. XXXIII 
E. G. z. C. P. O., der Zeugen, $. 348, der Sachverſtändigen, 8. 367. 


8. 520. Der Lauf der Friſt beginnt mit Zuſtellung des 
anfechtbaren Bejchluffes oder Beicheides. Gleich den Übrigen Rechts⸗ 
mitteln wird auch der Recurs durch Meberreichung der Recursjchrift 
bei dem Gerichte erfter Inſtanz ergriffen. Der Entwurf läßt aber 
von dem Erforderniffe der fchriftlihen Einlegung dieſes Rechts⸗ 
mittels die fachgemäße Ausnahme zu, daß eine Partei, welche fich 
gegen die Entfcheidung oder Verfügung eines Bezirksgerichtes oder 
ded Vorſtehers desjelben oder des dem Bezirfögerichte angehörigen 
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6.521. Die Recursfrift beträgt vierzehn Tage;!) fie kann 
nicht verlängert werden.?) 

Die Friſt beginnt mit dem Tage nad Buftellung der 
Schriftlichen Ausfertigung?) des anzufechtenden Befchluffes oder 
der NRecursenticheidung, und in Bagatelliachen,*) wenn beide 
Parteien bei der Verkündung des Beſchluſſes anweſend waren, 
mit dem Tage nad) der Berfündung.?) 

1 Ahkecien, 1 
1878, R. ©. ©. Sr. 67, Art. — F 5.8.8.0. a 
Rotäfeift, 8. 128. 


4) 8. 448. 

*) Ebenſo hinſichtlich der Urthetle, 8. 452. 

6.522. ft der Necurs gegen die Verweigerung oder 
— des Armenrechtes,) gegen Strafverfügungen wider 
einen Zeugen?) oder Sachverſtändigen?) oder gegen einen Be- 
Schluß gerichtet, welcher bloß proceßleitender Natur ift,*) fo kann 
das Gericht oder der Richter, deſſen Enticheidung oder Ver⸗ 
fügung angefochten wird, dem Recursbegehren ſelbſt ftattgeben. 

Finden fich diejelben Hiezu nicht beftimmt oder werden 
andere, al3 die im erften Abſatze bezeichneten Beſchlüſſe durch 
Recurs angefochten, fo tft der Recurs dem Necurögerichte 
ohne Aufſchub mit aufklärendem Berichte und mit allen für 
die Beurtheilung des Recurſes erforderlichen Acten vorzulegen. 

2 xXXIII €. G. 3. E. ß. O. 


68, . . 3 
2) 88.396 Ubi. 3, 838 Mbf. 1, 386 Abi. 8. 
K — 354 Abſ. 1. 
4e. 425 ibſ. 2, 89 Abſ. 2, 115 Abſ. 1, 192. 


erſuchten Richters beſchwert und im bisherigen Verfahren nicht 
durch einen Advocaten vertreten iſt, ihren Recurs zu Protokoll 
geben kann. Hievon abgeſehen gelten für die Recursſchrift die 
allgemeinen Beſtimmungen über die Schriftſätze und die Ber- 
tretung durch einen Adbocaten mit der Maßgabe, daß die Recurs⸗ 
Ihrift, da ihre Erledigung ohne mündliche Verhandlung ftattfinbet, 
auch Rechtsausführungen enthalten Tann. (Motive, S. 312.) 


$. 522. Es gibt Beichlüffe und Befcheide, an deren Inhalte 
feine der Procefparteien oder doch nur der Antragfteller intereffirt ift, 
fo daß fie fih durch eine Abänderung derfelben im Sinne de 
Recurſes nicht beſchwert erachten können. Hierher gehören vor 
allem die Strafverfügungen wider Zeugen und Gachverftänbige, 
dann die Verweigerung oder Entziehung des Armenrechtes, endlich 
fönnen au) — foweit fie überhaupt anfechtbar find — Beichläffe 
proceßlettender Natur darunter gerechnet werden, namentlich derlei 
Beſcheide, Verfügungen über einfeitigen, den Proceßgang betreffenben 
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6.523. Recurſe gegen Beſchlüſſe, wider welche nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes ein Recurs überhaupt nicht ſtatt⸗ 
findet oder doch ein abgeſondertes Rechtsmittel verjagt?) iſt, 
ſowie Recurfe, die nach Ablauf der Recursfrift ?) erhoben werden, 
find von dem Gerichte, bei welchem fie überreicht werben, 
von amtswegen zurüdzumeijen.?) | 


2) Giehe Anhang I. j 
Denim der unzuläffigen Berufung und Rebifton, 


%) 8.521. — Anders 
88. 468 Abf. 1, 507 Abf 

3) Dagegen Recurs, 8. 514, fiehe Motive bei 8. 468. (Bagatell» und 
Belisftörungsverfahren, 88. 517, 518.) 

6.524. Der Recurs Hat in Bezug auf die Ausführung 
des angefochtenen Beichluffes und den Eintritt der Vollſtreck⸗ 
barfeit desjelben feine auffchiebende Wirkung. Eine Ausnahme 
tritt, joferne nicht das Geſetz etwas anderes beftimmt,?) bei 
GStrafverfügungen?) ein, welcheim Inftanzenzugeanfechtbar find. 

Wenn jedoch aus der Hemmung des Verfahrens, der Aus- 
führung des angefochtenen Bejchlufjes oder der auf Grund des⸗ 
jelben einzuleitenden Erecution der Gegenpartei fein unverhält- 
nismäßiger Nachtheil erwächſt, und ohne ſolche Hemmung der 
Zweck des Recurjes vereitelt würde, jo hat das Gericht, gegen 
deſſen Beſchluß Recurs ergriffen wurde, auf Antrag die einft- 
weilige Hemmung unter gleichzeitiger Anordnung der etiva 
nothwendigen Sicherungsmaßregeln zu verfügen.) Gegen 
diefen Beichluß findet ein abgejondertesRechtsmittel*) nicht ftatt. 


Antrag, welcher nicht bei einer mündlichen Verhandlung ge= 
ftelt wird und deſſen Erledigung feine Verhandlung voraus- 
zugeben bat. In diefem Falle unterliegt es feinem Bedenken, 
dem Gerichte oder dem Nichter, gegen deſſen Entſcheidung oder 
Berfügung Recurs erhoben wird, das Recht einzuräumen, dem 
Recurſe jogleich felbft ftattzugeben, wenn fie auf Grund ernenerter 
Erwägung die Bejchwerde für gerechtfertigt erkennen. Finden fich 
da8 Gericht oder der Richter zu derartiger Zurüdnahme oder 
Abänderung der angefochtenen Entfcheidung oder Verfügung nicht 
beftimmtt, fo ift der Recurs wie fonft der Rechtömittelinftanz vor⸗ 
zulegen. (Motive, S. 311, 312.) i 


8. 524. Daß der Recurs in der Regel feine aufjchiebende 
Wirkung hat, entfpricht dem bisherigen Rechte und bedarf deshalb 
feiner weiteren Begründung. Die einteitige Ausnahme, welche zu 
Gunften von Strafverfügungen ftatuirt wird, die im Inſtanzen⸗ 
zuge anfechtbar find, erklärt fi aus der Eigenthümtlichkeit dieſer 
richterlichen Ausſprüche, für deren unaufhaltbare Bollftredung 
einerjeit3 ein zwingender Grund nicht zu finden tft, während 
anderſeits es allgemeinen Principien entfpricht, erit nach rechts⸗ 
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Gleiche Befugnis fteht dem Vorfteher des Gerichte, dein 
Borfigenden des Senates oder dem beauftragten oder erfuchten 
Nichter zu, wen der Recurs gegen deren Beichlüffe ergriffen wird. 

1) 8, 20 a: 
‘ 3 198, 1b 200, 220. 
3) Bet Verweigerung einer Tagfabungserftredung tft ohne Rüdficht 
auf die Rechtskraft des Beſchluſſes die Verhandlung fofort aufzunehmen 
oder ee 8.136 Abi. 2. 


6.525. Snfofern im Verfahren über eine Klage wegen 
Störung des Beligftandes!) die während der Verhandlung ge- 
troffenen einftweiligen Vorkehrungen?) durch die Vollftredung 
des Endbeichluffes nicht berührt werden, hat der Richter 
erfter Inſtanz nach feinem Ermefjen zu beftimmen, ob die- 
jelben während der Anhängigfeit des Recurſes?) fortdauern 
ſollen ſchon vor Erledigung des Recurſes aufzuheben ſeien. 

2) g. 454 


2) 8. 458. 
3) Gegen den Endbeſchluß, mit welchem die Beichwerben gegen bie 
einftweiligen Verfügungen zu verbinden find, $. 518 Abſ. 2. 


Berfahren bei dem Recursgerichte. 


6.526. Ueber den Recurs ift ohne vorhergehende münd- 
fihe Verhandlung in nicht öffentliher Sitzung durch Be- 


fräftiger Feitftelung der Strafbarkeit mit dem Strafvollzuge zu 
beginnen. Der zweite Abſatz de3 8. 524 trägt einem in der 
Praxis ftet3 anerkannten Bedürfniffe Rechnung und mildert die 
Härte, die unter bejonderen Verhältniſſen eintreten kann, wenn 
dem Kecurſe der Suſpenfiveffect von geſetzeswegen verſagt würde. 
Es iſt kaum zu beſorgen, daß die Untergerichte von der discretio⸗ 
nären Gewalt, welche ihnen $. 524 Abfag 2 einräumt, fo häufig 
Gebrauch machen werden, daß der im erften Abſatze aufgeftellte Grund⸗ 
fa dadurch aufgehoben würde. Die —— der Hemmung iſt 
von zwei Momenten abhängig, die neben einander eintreten müſſen, 
um die Hemmung al® gerechtfertigt erfcheinen zu laffen. Das eine 
legt in den Bedürfniffen des Recurrenten (Bereitlung des Zweckes 
des Necurjes), das zweite aber befteht darin, daß die Hemmung 
ausführbar fein muß, ohne daß daraus dem Gegner des Beichwerbe- 
führers ein Nachtheil erwachſe. Wenn letzteres etwa zweifelbaft ift, 
wird es das zur Bewilligung eines ſolchen Aufſchubes berufene ge= 
rihtlihe Organ in der Hand haben, im Wege Anordnung ent- 
fpredender Sicherungsmaßregeln zwifchen den Bebürfniffen des Re— 
eurrentenund jenenfeines Gegners einen billigen Ausgleichzu erzielen. 
(Motive, S. 312.) 


...8. 526. Der dem Necurögerichte borzulegende Proceßſtoff 
dürfte in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle überaus einfach 
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ſchluß zu entſcheiden.) Bor der Entſcheidung kann das Recurs⸗ 
gericht die ihm nothwendig ſcheinenden Erhebungen veranlaſſen. 

Ein unzuläffiger?) oder verſpäteter Recurs iſt ſofort zu 
verwerfen.?) 

Die Ausfertigung und Zuftellung der Enticheidung des 
Necursgerichtes hat unter jinngemäßer Anwendung der Be- 
fiimmungen des 8.500 zu gejchehen. 

1) Koften, 55 50—52. 

r Anhang 1, 88. 472, 208 8.1. 

8. 523. 


6. 527. Wird dem Necurfe ftattgegeben, fo kann das 
Necursgericht die Infolge feines Ausfpruches etwa erforder- 
lichen weiteren Anordnungen demjenigen Gerichte oder Richter 
übertragen, von welchem der angefochtene Beſchluß erlaffen war. 


fein, Meiftens wird die angefochtene Entfcheidung auf Grund ber 
Acten zu überprüfen fein, welche dem Unterrichte vorlagen. Immer⸗ 
bin kann fih in einzelnen Fällen das Bedürfni einer weiteren 
Snformation für das Recursgericht ergeben; namentli dann, 
wenn die Partei ihre Beichwerde durch ein neues Borbringen 
unterftügt hat und die Erörterung desfelben in dem Berichte des 
Untergerichtes ($. 522 Abjag 2) nicht genügend erfcheint, oder wenn 
ein Umftand auftaucht, der ed wünſchenswert macht, auch dem 
Gegner des Recurrirenden Gelegenheit zur Äußerung zu geben u. ſ. w. 
Dieſem Bedürfniſſe wird leicht entſprochen werden können, ohne 
daß es deshalb gerade nöthig wäre, eine mündliche Verhandlung 
vor der Recursinſtanz anzuordnen. Durch die Abhaltung einer 
mündlichen Verhandlung würde das Recursverfahren allzuſehr 
verzögert und vertheuert; beides läßt ſich unſchwer vermeiden, 
wenn das Recursgericht auf die Abforderung einer ſchriftlichen 
Aeußerung oder auf diejenige Art der Information verwieſen wird, 
die auch in erſter Inſtanz außer den Fällen der mündlichen Ver⸗ 
handlung zu benügen ift, auf die mündliche Einvernehmung des 
Beihwerdeführers oder feines Gegners oder endlich auf die Ein- 
leitung amtlicher Erhebungen. Zur Erleichterung für die Parteien 
ift eine procefjualifhe Einvernehmung derjelben immer durch Ver- 
mittlung eines Gerichtes erfter Inſtanz zu bewirken; entiveder 
des Proceßgerichtes erjter Inſtanz oder bei Fragen, für welche die 
Sachverhaltskenntnis des Proceßgerichtes keine nothiwendige Be— 
dingung ift, durch das Bezirkögericht des Wohnfiges der einzu⸗ 
vernehmenden Partei. (Motive, S. 312.) 

8.527. Nicht bei allen Recursentfcheidungen wird die Be- 
fhwerdeinftanz vollkommen in der Lage fein, die Weitere den 
Berhältniffen entfprehhende fachliche Anordnung fofort zu erlaffen. 
Bismweilen find auch die Umftände fo geftaltet, daß die Anordnung 
der gewünfchten Maßregeln befler und zwedmäßiger vom Unter: 
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Wird der angefochtene Beſchluß in zweiter Inſtanz auf⸗ 
gehoben und dem Gerichte der erſten Inſtanz eine neuerliche, 
nach Anhörung der Parteien zu fällende Entſcheidung auf« 
getragen, jo Tann die Enticheidung des Recurögerichtes nur 
dann angefochten werden, wenn in derjelben beftimmt ift, 
daß erft nach Eintritt ihrer Rechtskraft mit dem Vollzuge 
des der eriten Inſtanz ertheilten Auftrages vorzugehen jei.') 

2) Analog 8.519 3.3. 

6. 528. Necurje gegen Enticheidungen des Gerichtes 
zweiter Inſtanz, durch welche der angefochtene erftrichterliche 
Beichluß beftätigt wurde, find vom Gerichte erfter Inſtanz 
von amtöwegen zurüdzumeijen.!) 


gerichte ausgeht, als von der Recursinftanz. Deshalb Toll Yektere 
in Webereinftimmung mit der dermaligen Spruchprari3 eine infolge 
ihrer Enticheidung erforderliche weitere Anordnung dem Gerichte 
oder dem Richter übertragen können, der den angefochtenen Befchluß 
gefaßt Hat ($. 527 Abſatz 1). Bon diefem diäcretionären Ueber⸗ 
tragen der Ergänzung einer recurdgerichtlichen Entjcheidung an das 
Untergericht find die Fälle wohl zu unterfcheiden, in welchen das Re⸗ 
ceurögericht bei Aufhebung der angefochtenen Entfcheidung bemüffigt 
ift, der erſten Inſtanz eine neuerliche Beſchlußfaſſung nach vorgängi- 
ger Anhörung der Parteien aufzutragen. Hier wird das Recurs- 
gericht nach Beichaffenheit des Streitfalles zu ermeſſen haben, ob 
nicht die der eriten Inſtanz aufgetragene weitere Amtshandlung bis 
zur Rechtskraft der Recurserledigung auszuſetzen fei. (Motive, S.313.) 


8.528. Im Rahmen des Proceſſes — und ob die gleiche 
Norm für Recurfe im Erecutionsverfahren in Vorfchlag gebracht 
werden wird, fteht noch dahin — gibt es Leine definitiven, über 
das Urtheil hinaus wirkenden und präjudicirenden Entfcheidungen, 
die in Beſchlußform ergehen. Der Proceß findet feine Löfung im 
Urtheile, alle vorhergehenden richterlichen Verfügungen und Be- 
ſchlüſſe culminiren darin, dienen ihm, erledigen fich in dem Urtheile 
und durch dasfelbe. Der Beihluß im Proceffe ſchafft ſtets nur 
vorübergehende Situationen, die entweder juriftifch aufgehoben 
werden oder doch thatfächlich durch neue erſetzt werden fünnen; 
der Beſchluß jchafft nie ähnlich unüberwindliche Rechtskraft wie 
da Urtheil. Eben deshalb wird man fich bei Bejchlüffen im 
Proceſſe der beſſeren Zufammenfaflung und Beichleunigung des 
Verfahrens halber mit der Webereinftimmung zweier Snftanzen 
zufrieden geben können. Das Gefagte gilt insbeſondere auch vom 
Endbeſchluſſe im Befigftörungsverfahren, der — wie gegenwärtig — 
nur eine einftweilige Norm für den thatfächlichen Beftsftand aus- 
ſprechen ſoll (8. 459). Die Bermanenzcommiffion des Herrenhaufes 
ſah fih daher nicht veranlaßt, für ſoiche Beſchlüſſe ausnahmsweiſe 
einen außerordentlihen Recurs zuzulaffen. (Gem. Ber., S. 15.) 
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Findet das Recursgericht, daß ein gegen den Beſchluß 
eines Gerichtes zweiter Inſtanz erhobener Recurs muthwillig 
oder nur zur Verzögerung der Sache angebracht wurde, ſo 
iſt gegen den Beſchwerdeführer oder nach Umſtänden gegen 
deſſen Advocaten?) auf eine Muthwillensſtrafe?) zu erkennen. 

) reg N Dagegen zuläffig, 3. 505 Abſ. 3. 
Bis zu 300 fl., $. 220. 


— — — — 


Sünfter Vbeil. 
Aichtigkeits- und Wiederanfuahmsklage. 


6. 529. Eine rechtskräftige Entſcheidung,) durch welche 
eine Sache erledigt ift, kann durch die Nichtigleitäflage an⸗ 
gefochten werden: 


1. wenn ein erlennender Richter von der Ausübung 
de3 Nichteramtes in dem NRechtöftreite Traft des Geſetzes aus- 
geichloffen war; ?) 

2. wenn eine Bartei in dem Verfahren gar nicht?) oder 
falls fie eines gejelichen Vertreters bedarf, *) nicht durch einen 


8.529. Dem Proceffe oder dem Urtbeile anhaftende Nichtig- 
keiten wahrzunehmen, ift eine den Gerichten aller Inſtanzen gleich- 
mäßig auferlegte Pflicht, und bie Parteien Tönnen fowohl im 
Wege der Berufung, wie mittel® Reviſion auf ſolche Nichtigleiten 
aufmerljam machen und die Aufhebung der davon ergriffenen 
richterlihen Acte fordern. Der das Meritum des Streitfalles 
betreffende Verhandlungsſtoff kann Hingegen nad) dem Abfchluffe 
der Verhandlung in erfter Inſtanz nicht mehr weiter bereichert 
werden, inöbefondere gibt auch die Berufung fein Recht, neue 
Beweiſe dem Gerichte zur Berüdfichtigung bei der Urtheilgiiber- 
prüfung vorzulegen. Zeigt ſich daher, daß die Urtheilsgrundlage 
unrichtig tft, und tft dieſe Unrichtigkeit zugleich ihrer Wurzel nach 
eine folche, daß fich ihr gegenüber das in der Rechtsſache erfloflene 
Urtheil nicht aufrecht Halten läßt, To fteht der Partei ſchon vom 
Schluffe der Verhandlung erfter Anftanz an Fein anderer Weg 
mehr zur Geltendmachung diefer Unrichtigfeit offen, als der der 
Wiederaufnahmsflage. Die befondere NichtigkeitSflage iſt bis zum 
Eintritte der Rechtskraft entbehrlich; fie wird Hier durch bie ordent- 
lihen RechtSmittel, fowie durch die amtliche Eognition bes Ge- 
richtes erſetzt, daher die Nichtigkeitsklage auf die Anfechtung rechts⸗ 


684 Civilproceßordnung. 


ſolchen vertreten war,°) fofern die Proceßführung nicht nach⸗ 
träglich ordnungsmäßig genehmigt wurde.®) 

Die Nichtigkeitsklage ift jedoch unftatthaft, wenn in dem 
unter 3.1 bezeichneten Falle der Ausfchließungsgrund, im 
Tale der 3. 2 aber der Mangel der Proceßfähigkeit oder 
der gejeblichen Vertretung fchon vor der rechtskräftigen Ent- 
ſcheidung mittels eines Ablehnungsgefuches, ?) mittels des Ans 
trages auf — des Verfahrens?) oder im Wege 
eines Rechtsmittels“) ohne Erfolg geltend gemacht wurde. 

Die Nichtigleitsflage ift ferner dann unftatthaft, wenn 


kräftiger Entſcheidungen befchräntt werben ($. 529). Die Wieder⸗ 
aufnahmsflage Hingegen muß wegen des für die Rechtämittelinftang 
erlaffenen Neuerungsverbote8 auch ſchon vor Rechtskraft eines 
Urtheile8 angebracht werden können ($. 530); vom Schluffe ber 
mündlichen Verhandlung an entbehrt die Partei eines Proceß⸗ 
behelfes, durch deffen Verwendung die Wiederaufnahmsftage erfetzt 
werden könnte. Auch das tft noch hervorzuheben, daß zwar nicht 
die NichtigkettSflage, wohl aber die Wiederaufnahmsflage auf die 
Anfehtung von Urtheilen befchräntt if. Entfchetdungen, welde 
einem Urtbeile functionell, in Beziehung auf die Streitfache etwa 
ae las werden Tönnten, die jedoch nach den Beitimmungen 
des Entwurfe® nicht in Urtheilsform ergehen, können nur im 
Befigftörungsverfahren (Endbefchluß) oder etwa im Mandats⸗ und 
Wechſelverfahren (Zahlungsauftrag) vorlommen. Beiden gegenüber 
wäre die Zulaſſung der Wiederaufnahmsklage nicht zu rechtfertigen. 
Der Endbeſchluß im Beftftörungsverfahren — und im gewiſſen 
Sinne könnte man ihm den Sicherftellungsantrag nad) $. 558 an 
die Seite ſetzen — tft nur zu proviſoriſcher Wirkſamkeit berufen, 
die unterlegene Partei erleidet dadurch keinen untoiderruflichen 
Schaden. Um das neue Materiale zur Geltung zu bringen, bedarf 
e8 nicht der Wiederaufnahmsflage, es fteht hiefür der Weg des 
ordentlichen Befigprocefies offen. Bei Zahlungsaufträgen, wider 
welche der Bellagte feine Einwendungen erhoben bat — denn 
andernfalls ergeht Urtheil und die Wiederaufnahmsflage ift nad 
8.530 zuläffig — liegt aber in Wahrheit eine eigentliche Entſchei⸗ 
dung, die fih auf die richterliche Üeberzeugung vom Beftande der 
Schuld gründet, nicht vor. Hier fehlt es an der Boraudfegung 
einer Wiederaufnahmsflage, nämlih an einem Procetje, der wieder» 
aufgenommen werden könnte; es hat ein folcher Rechtsſtreit über» 
haupt noch nicht ftattgefunden. Es Tann bier daher insbeſondere 
auch nit von Unvollftändigkeit oder Unrichtigfett der Urtheild- 
grundlage die Rede fein. Die Gewährung ber Wiederaufnahme 
gegen ſolche Zahlungsaufträge würde fich mit der Idee des ganzen 
Wiederaufnahmsinftitutes in Widerfpruch fegen; fie könnte fi 
insbefondere auch nicht auf das heutige Recht berufen. 
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die Partei im Stande war, den Ausſchließungsgrund (8.1) 
in dem früheren Berfahren ?) oder durch ein Rechtsmittel gel- 


tend zu machen. 
— ae Beſchluß; vergl. 8. 530. 


möbefonbere bei mangelnder Vollmacht, 88. 37, 38. 
“) 88.18. 


5,88. 6,7. 
Ken 3.5 u. Abſ. 2. 
: 1,RBFN. 
.6, 7. 
’ Deruhumg, 8.477 3.1u.5. — Revifion, 8. 508 3.1. — Recurs, 
8. 514 Mf. 2. 
10) 88.19, 313. N. — 

Die zwei Gründe, aus welchen die Nichtigkeitsklage erhoben 
werden kann (8. 529), berühren unmittelbar dag Fundament einer 
jeden Entſcheidung, die richterlihe Gewalt und die Anhörung der 
Proceßparteien. War ein erfennender Richter von der Ausübung 
des Richteramtes im Proceffe kraft Gefeges ausgeſchloſſen, fo leidet 
die Entſcheidung, auf welche er Einfluß genommen bat, an einer 
unbeilbaren Nichtigkeit, wenn fle auch formell rechtskräftig geworden. 
Die Mitwirkung eined mit Erfolg abgelehnten Richter, wegen 
welcher nad $. 477 3.1 ein mittel® Berufung angefochtenes 
Urtheil als nichtig aufzuheben ift, ſteht dem abfoluten Mangel 
der richterliden Gewalt nicht in demſelben Maße gleich, daß auch 
bier die außerorbentlihe Abhilfe der Nichtigkeitöflage gerechtfertigt 
wäre. Der Fall aber, daß eine zum Richteramte überhaupt nicht 
berufene Perjon die Entfeheidung erlaffen hat, wurde im $. 529 
außer Beachtung gelaffen, weil da ein Spruch gefällt wurde, der 
gar nicht „gerianet ift, formelle Rechtskraft zu erlangen. Einem 
ettwaigen Verſuche der Zwangsvollſtreckung würde bier ſchon mit 
dem Einwande wirkſam entgegengetreten, daß überhaupt eine richter- 
liche Entſcheidung nicht vorliegt. Wenn gegen einen Richter ein 
gefeglicher Ausichliegungsgrund bereit? im Wege der Ablehnung, 
mittel® des Antrages aut Nichtigerflärung des Verfahrens oder 
im Wege eined Rechtsmittels ohne Erfolg geltend gemacht wurde, 
fo wird die hierüber ergangene Entſcheidung für beide Parteien 
zur res judicata, und es darf der nämlihe Ausfchliegungsgrund 
nicht mehr durch die NichtigkeitSflage zur Geltung gebracht werben. 
Die Beitimmung des letzten Abfates des 8.529 Hat die Aufgabe, 
die ſchrankenloſe Verwertung des NichtigkeitSgrundes der Richter- 
inhabilität zu verhindern. Wenn ordentliche Abhilfe überhaupt 
möglich war, Toll die außerordentliche Abhilfe nicht mehr zugelaffen 
werden. Die Partei, welche Gelegenheit hatte, den Ausfchlichungs- 
grund ſchon im früheren Verfahren oder doch im Wege eines 
Rechtömitteld gegen das Urtheil geltend zu machen, dies aber ver⸗ 
fäumte, muß die Folgen ihres Verſchuldens tragen. Die Bes 
ftimmung des $. 529 3.2 trifft fowohl den Fall, daß eine Partei 
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6.530. Ein durch Urtheil gejchloffenes Verfahren kann 
anf Antrag!) einer Partei wieder aufgenommen werden: 

1. wenn eine Urkunde, auf welche das Urtheil gegründet 
ift, fälſchlich angefertigt oder verfälicht ift; 

» 2. wenn ſich ein Zeuge oder ein Sachverftändiger: einer 
falichen Ausfage oder der Gegner bei feiner Vernehmung?) 
eines falfchen Eides fchuldig gemacht hat, und das Urtheil 
auf dieſe Ausfage gegründet ift; 

3. wenn das Urtheil durch eine im Wege des gericdht- 
lichen Strafverfahren zu verfolgende Betrugsbandlung des 
Vertreters der ‘Partei, ihres Gegners oder deflen Vertreters 
erwirkt wurde; 

4. wenn fi der Richter bei Erlafiung des Urtheiles 
oder einer dem Urtheile zu Grunde liegenden früheren Ent- 
fcheidung in Beziehung auf den Rechtsſtreit zum Nachtheile 
der Partei einer Hi dem Strafgeleße zu ahndenden Ber- 
letzung feiner Amtspflichten?) fchuldig gemacht hat; 

5. wenn ein ftrafgerichtliches Erkenntnis, auf welches 
das Urtheil gegründet tft, Durch ein anderes rechtskräftig ge- 
wordenes Urtheilt) aufgehoben ift; 

6. wenn die Partei ein über denjelben Anſpruch oder 
dasſelbe Rechtöverhältnts früher ergangenes bereits rechtäfräftig 
gewordenes Urtheil (8.411) auffindet oder zu benügen in den 


im Verfahren gar nicht vertreten war — die? ift auch anzunehmen, 
wenn für fie ein unberufener Vertreter intervenirte — als den 
Fall, daß die eines gefeglichen Vertreters bedürfende Partei nicht 
durch diejen vertreten wurde; mag fie fi num felbft vertreten 
haben, oder durch einen anderen al3 den richtigen gefelichen Ber- 
treter repräfentirt gewejen fein. Ob die mangelnde Legitimation 
im Proceffe zur Erörterung und Entſcheidung kam oder nicht, 
ift gleichgiltig, da jedenfalls die Partei hiebei nicht oder wenigftend 
nicht in gejegmäßiger Weife vertreten war. Die dem Nichtigfeits- 
grunde beigefügte Ausnahme beruht auf der im Entwurfe auch 
fonft anerfannten Wirkſamkeit der Genehmigung einer auftragslos 
unternommenen Procefführung. (Motive, S. 314.) 

8.580. Den unter 8.530 3.1 bis 4 aufgeführten Fällen ber 
Wiederaufnabmsflage ift gemeinfam, daß wegen der ftrafbaren 
Handlung, durch welche die Enticheibung herbeigeführt wurde, 
leßtere nach den Anforderungen der materiellen Gerechtigkeit nicht 
techt3beftändig bleiben darf. Im bisherigen Rechte mußte in 
berlei Fällen — bie Vorfchrift des 8.530 3.2 fupplirt die bisher 
binfichtlich eines falfch abgelegten Parteieneided anmwendbaren Be- 
ftimmungen — der Weg des Entjhädigungsprocefjed betreten wer⸗ 
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Stand geſetzt wird, welches zwifchen den Parteien des wieder 
aufzunehmenden Verfahrens Recht jchafft;?) 
7. wenn die Partei in Kenntnis von neuen Thatjachen 
gelangt oder Beweismittel auffindet oder zu benüben in den 
tand gejeßt wird, deren Vorbringen und Benügung im 
früheren erfahren eine ihr günftigere Entjicheidung der 
Hauptfache herbeigeführt haben würde. 
egen der in 8.6 und 7 angegebenen Umftände ift die 
Wiederaufnahme nur dann zuläflig, wenn die Partei ohne 
ihr Berjchulden außer Stande war, die Rechtskraft des Ur- 
theile8 oder die neuen Thatfachen oder Beweismittel vor 
Schluß der mündlichen Verhandlung, auf welche das Urtheil 
eriter Inftanz erging, geltend zu machen”) 
p) wen Bro lnacht, 8.31 8.1. 


8) Mikbraud der Aıntögewalt 88.101, 102 St. G. Geſchenkannahme 
in Amtsſachen, 8. 104 ©t. 8. 

) Oder nr , 8. 359 St. P. O. (Einftelung oder Zurückweiſung 
der Anklage nad) bewilligter Wiederaufnahme haben die Wirkung bes 
ee Be, — 88.360, 362 Abſ. 2 St. P. O., fiehe auch 

5) Auch) ein der Rechtskra er Beſchluß oder ein Schiebsfprud). 
Berg ii “|. 8, Fr ei u wu — 


us den Gründen 8. 1-7 kann ein Schiedsſpruch als unwirkſam 
angefochten werden, 8. 595 8.8. — Wiederaufnahme im Wechfelverfahren 
beſchraͤnkt, 8. 556. 


den, in Hinkunft aber fol die benachtbeiligte Partet durch die 
Wiederaufnahmsklage unter Umftänden jofort zu ihrem Rechte ge- 
langen fönnen. Zahl 2 ift auch in Fällen der abfichtlichen Pflicht- 
verlegung des dem Verfahren beigezogenen Dolmetſches anwendbar. 
Durch Zahl 3 wird jede ftrafbare Betrugshandlung getroffen, 
welche vom eigenen Vertreter der gefchädigten Partei oder von 
beren Gegner oder vom Vertreter des leßteren unternommen wurde 
und mit der Entſcheidung im Cauſalzuſammenhange ftehbt. Im 
Falle der Zahl 4 ift diefer Saufalzufammenhang nicht unbedingt 
nothiwendig. Es genügt, wenn fich der Richter überhaupt in Be- 
zug auf den Proceß einer PVerlegung feiner Amtspflichten zum 
Nachtheile der Partei jchuldig gemacht Hat. Auch wenn nicht 
gerade dieje That die — Entſcheidung herbeigeführt hat, war 
der Richter doch in der Sache ſo ſehr —— daß es mit der Ge⸗ 
rechtigkeit unverträglich iſt, ein Urtheil in Wirkſamkeit zu erhalten, 
das bon einem ſolchen Richter oder unter deſſen Mitwirkung er- 
laffen wurde. Die vorausgeſetzte Pflichtverlegung muß aber durch 
das Strafgefeg verpünt, nicht bloß im Disciplinarwege ahndungs- 
würdig fein; denn eine Strafe der legteren Art ift nicht wichtig ge- 
nug, um die Aufhebung eines vechtöfräftigen Urtheiles zu begründen. 


4 
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6.531. Die Wiederaufnahme kann auch zur Ausführung 
der im Sinne des $. 279, Abſatz 2,:) von der Verhandlung 
ausgeſchloſſenen Beweiſe bewilligt werden, wenn die Be- 
nügung diefer Beweiſe im früheren Verfahren offenbar eine 
der Partei günftigere Enticheidung der Hauptſache zur Folge 
gehabt haben würde. 


2) Wegen Nichteinhaltung ber hiezu gefebten Friſt. Ebenfo in den 
Fällen I e3 Bo ae dan Kr. 2, 368 a 


Die Wiederaufnahme des Berfahrend gegen ein ftrafgericht- 
liches Urtheil auch im Eivilproceffe zur Wirkung zu bringen, wenn 
da8 civilgerichtlihe Erkenntnis auf jenes Urtheil gegründet ift, 
bezwedt die Vorjchrift des S.530 3.5. Der Entwurf befindet fich 
bier in Mebereinftimmung mit den $$. 358, 359 und 374 St. P. O., 
durch welche einer Wiederaufnahme des Verfahrens ein angentefjener 
Einfluß auf die im früheren Urtbeile enthaltene Entjcheidung über 
die privatrechtlihen Anfprüche geſichert iſt. Inwieweit der Civil⸗ 
richter an das neu ergebende Urtheil des Strafrichter8 gebunden 
ift, ergibt fich aus 8.268. Durch Zahl 7 wird die heute fogenannte 
Wiedereinfegung ob noviter reperta in die Wiederaufnahmsklage 
übergeleitet. Die Befugnis, ſpäter aufgefundene Beweismittel nach» 
zubringen, muß wegen des Ausfchluffes von Neuerungen vom 
Berufungdverfahren gewährt werden. Damit hängt auch die im 
8. 530 Ießter Abfag angegebene Zeitgrenze (Schluß der mündlichen 
Verhandlung, über welche das Urtheil erfter Inſtanz ergangen) 
zufammen. Das Nachtragen von Beweifen ſoll nicht bloß Hei 
mala fides der Parteien unftatthaft, fondern auch dem nur nad» 
Läffigen Proceßtbeile nicht erlaubt fein. Dies entipricht gleichfalls 
dem geltenden Rechte. Auch an fih wird man es für richtig er⸗ 
Hären müſſen, das Anbieten von Beweifen nach erfloffenem Urtheile 
an ftrengere Bedingungen zu knüpfen, als die freie Bewegung 
während der mündlichen Verhandlung erfter Inſtanz. Es corres 
fpondirt dies mit dem Unterjchiede in der Bedeutung und dem 
Gewichte der juriftifchen und praftifchen Folgen, welche fih an 
dieje beiden Arten des Nachtragens fchließen. (Motive, ©. 315.) 

8.531. Nach Anficht des Ausfchuffes bietet ſchon die Be- 
fimmung des 8.462 Abſ. 2, wonach mit der Berufung gleichzeitig 
auch die dem Ürtheile borangegangenen, nicht felbftändigen an 
fehtbaren Beſchlüſſe angefochten werden können, diejenige Abhilfe, 
welche der Regierungsentwurf im Wege der Wiederaufnahmstlage 
gewähren will. Es wird der Partei möglich fein, im Berufungs- 
verfahren darzulegen, daß die Vorausfegungen für den richterlichen 
Beſchluß nicht vorhanden waren und fie wird darauf geftügt, bie 
Aufhebung des betreffenden Beichluffe® und die Berüdfichtigung 
ihre8 Vorbringen und Beweiſes begehren. Stellt fih nun nad 
Auffaffung des Berufungsgerichtes die Sachlage fo dar, daß das 
Verfahren in erfter Inſtanz eine erfchöpfende Erörterung ber 
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6. 532. Für die Nichtigleitsffage und für die nad 
8. 530 3. 4 erhobene Wiederaufnahmsflage ijt das Gericht, 
von welchem das durch die Klage angefochtene Urtheil gefällt 
wurde, wenn aber in der Klage mehrere in demfelben Rechts⸗ 
jtreite von Gerichten verjchiedener Inſtanzen gefällte Urtheile 
angefochten werden, da3 höchſte unter diefen Gerichten aus- 
ſchließlich zuftändig. 

Sn allen übrigen Fällen (88. 530 8. 1 bis 3, 5, 6 
und 7, und 531) muß die Wiederaufnahmsklage beim Proceß- 
gerichte erſter Inſtanz, wenn aber nur ein in höherer Inftanz 
erlaffene3 Urtheil von dem geltend gemachten Unfechtungs- 
grunde betroffen wird, bei dem bezüglichen Gerichte höherer 
Inſtanz angebradjt werden. 


Streitfache infolge der ungerechtfertigten Zurückweiſung des Anz 

trages ber Partei und des darüber gefaßten Bejchluffes nicht ge- 

et fo wird im Sinne des 8. 496 borzugeben fein. (A. B., 
. 51. 


8.532. Die außerordentliche NRechtöhilfe, welche durch die 
Nichtigkeits- und Wiederaufnahmsflage gewährt wird, hat den den 
Nechtsmitteln innewohnenden Devolutiveffect nicht. Inſoferne 
wäre alfo der allgemeine Sag wohl begründet, daß für diefe 
Klagen das Gericht zuftändig fei, bei welchem der Rechtsſtreit in 
erfter Inſtanz anhängig gemacht wurde. Diefer Sag Toll jedoch 
nah dem Entwurfe einige Mopdificationen erfahren. Die in den 
88. 529 und 530 3.4 herborgehobenen Anfechtungsgründe ergreifen 
das betreffende Urtheil in feiner Rechtsbeſtändigkeit ohne weitere 
Rüdfiht auf den materiellen Inhalt, bezweden alfo zuvörderſt die 
Aufhebung, während in allen übrigen Fällen der Wiederaufnahms- 
Mage Abänderung der fachlichen Enticheidung amgeftrebt wird. 
Wollte man die früher bezeichnete Klage unbedingt an die erfte 
Snftanz verweilen, jo müßte dieſe möglichermweife über die Recht- 
mäßigkeit de3 Verfahrens und bde3 richterlichen Ausſpruches einer 
höheren Snftanz erkennen. Für dieſe Klagen muß daher da3- 
jenige Gericht zuftändig fein, welches das aufzuhebende Urtheil er- 
laffen bat. Wenn mit einer folchen Klage mehrere im felben 
Proceffe von Gerichten verfchiedener Inſtanzen gefällte Urtbeile 
angefochten werden — was 3. B. bei Theilurtbeilen denkbar ift 
— ſo zieht, da über die Klage doch nur ein Gericht entfcheiden 
kann, die Competenz der höchſten dieſer Inſtanzen auch jene Sachen 
an ſich, welche ſonſt vor die Gerichte unterer Ordnung gehören 
würden. Anders fteht die Frage nach ber Zuftänbdigfeit in allen 
übrigen Fällen der Wiederaufnahmsklage. Hier tft für daS Ur- 
theil eine andere thatfächlihe Grundlage zu gewinnen, über welche 
danm eine geänderte Entjeheidung in der Sache ergeben fol. Um 
Died zu erreichen, wird das Wiederaufnahmsverfahren vor jenem 
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Verfahren. 


6.533, Auf die Erhebung der Nichtigkeits⸗ und Wieder⸗ 
aufnahmsklage und auf Da weitere Verfahren finden, foweit 
fih nicht aus den nachfolgenden Beitimmungen Abweichungen 
ergeben, die im erſten bis vierten Theile dieſes Geſetzes ent- 
baltenen Vorſchriften entjprechend Anwendung. 


6.534. Die Klage tft binnen der Nothfrift!) eines Mo- 
nates erheben. 

Dieſe Friſt iſt zu berechnen: 

im Falle des 8. 529 8. 1 von dem Tage, an 
Beinen die Partei von dem Ausſchließungsgrunde Kenntnis 
erhalten bat, oder wenn Died dor Eintritt der Rechtskraft 
der en — geſchehen, vom letzteren Tage; 

2. im Falle des 8. 529 8. 2 von dem Tage, an 
welchem die Enticheidung der Partei,“ und wenn biete nicht 
En tft, dem gejeßlichen Vertreter derjelben zugeftellt 
wurde och gleichfalls nicht vor eingetretener Rechtskraft 
der angefotenen Entſcheidung; 

3. in den Fällen des 8. 830 8.1 bi3 5 von dem Tage, 
an welchem das a Urtheil oder der die Ein- 
ftelung eines trafgerichtlicen Verfahrens ausfprechende Be- 
ſchlußz — Rechtäfraft erwachſen ift; 

m alle des 8. 530 8. 6 und 7 von dem Tage, 
an — die Partei im Stande war, das rechtskräftige 
Urtheil zu benützen oder die ihr befannt gewordenen That- 
fahen und Beweismittel bei Gericht vorzubringen: 

5. im Falle des 8.531 von der Buftellung“) des Urtheiles 
erfter Inſtanz. 

Nach Ablauf von zehn Jahren nad) dem Eintritte der 


Berichte eingeleitet werden müflen, deſſen thatfächlicde Feftftellungen 
für das frühere Urtheil in letzter Linie maßgebend gewefen find. 
Das tft nach dem: Grundfägen des Entwurfes in der Regel das 
Gericht erfter Inſtanz. Da jedoch das Berufungsgeriht an den 
vom erften Richter feftgeftellteu Thatbeſtand nicht unbedingt ge⸗ 
a ift, vielmehr nad) den für dad Berufungdverfahren vor⸗ 
efchlagenen Normen immerhin auch in der Berufungsinftang neue 
— van ellungen vorkommen können (3. B. 8.488) * 
, falls fich der if ei ah ae erade nur a 
ent ellung bezieht, da8 Proceßgericht erfter Inſtanz bier nit in 
der Lage ift, die — Asse zu verfchaffen, fo mußte im $. 5 
Abſ. 2 ein Vorbehalt zu Gunften der Competenz der höheren Se 
ftang gemacht werden. (Motive, S. 315, 316.) 
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Rechtskraft des Urtheiles®) Tann die Klage, mit Ausnahme des 
in 3.2 erwähnten Falles, nicht mehr erhoben werden.®) 

2) 8.128. 

r —* ihrem a 8.39. 

n Im Falle 8. 359 Mi. 1 St. P. O. 

) Im a ten von der Verkündung, $. 452 Abf. 1. 

r Im Falle 8. 529 3.1 auch des Beſchluſſes. 

®) Bergl. Art. XLVI E. G. z. C. P. O und die Motive dazu. 


6.535. Wird die Klage nicht bei dem Gerichte erhoben, 
welches in dem früheren Berfahren in erfter Inftanz erkannt 
hat, fondern bei einem höheren Gerichte, welches nach den 
für das Verfahren vor demfelben geltenden Bellimmungen 
die Hauptjache jpruchreif zu machen vermag,!) fo find in An- 
jedung der mündlichen Verhandlung, der Beweisführung 
und der Mittheilung des über die Klage gefällten Urtheiles 
an die erfte Inſtanz, ſowie in Anjehung der Anfechtbarleit 
des Urtheiles diejenigen Beitimmungen maßgebend, welche 
Ir das höhere Gericht als Nechtsmittelinftanzg maßgebend 
wären. 

1) Gerichtshof 1. Inftanz oder Oberlandesgericht, 8. 532. 


6.536. Die Klage muß insbefondere!) enthalten: 


1. die Bezeichnung der angefochtenen Entſcheidung; 
2. die Bezeichnung des gefeglichen Anfechtungsgrundes 
(Nichtigleit3-, Wiederaufnahmsgrund) ;?) 


8.585. Bei den Gerichtähöfen erfter Inſtanz, fowie bei den 
Oberlandeögerichten, welche als Berufungsgerichte einzufchretten 
haben, wird es nach den für das Verfahren vor denfelben gelten- 
den Vorſchriften möglich fein, die Hauptjache felbft zur Entſcheidung 
reif zu machen, das heißt nicht bloß ein Erkenntnis darüber zu 
erreichen, ob das in der Hauptjache ergangene Urtheil formell auf- 
zuheben oder aufrecht zu Halten jei, alſo insbeſondere, ob Wieder- 
aufnahme überhaupt ftattfinde, fondern auch jenes meritorifche 
Erkenntnis, welches an Stelle der angefochtenen Entfcheidung zu 
treten bat. Bet der Revifionsinftanz wäre das jedoch nicht mög- 
ih (wegen des Ausfchluffe® unmittelbarer thatfächlider Feſt⸗ 
ftelungen durch die Reviſionsinſtanz und überhaupt einer, neues 
Proceßmaterial ſchaffenden Verhandlung u. f. w.), ganz abgejehen 
davon, daß es für die Parteien eine überaus brüdende Erſchwerung 
der Wiederaufnahme wäre, wenn fie infolge derfelben die Haupt- 
ſache vor der entfernten Revifionsinftanz durchführen müßten. Für 
ſolche Fälle wird daher im Entwurfe eine Verweifung des Ver- 
fahren? in der Hauptſache an das Proceßgericht erfter Inſtanz vor⸗ 
gejchrieben (88. 540, 541). (Motive, ©. 317.) 
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3. die Angabe der Umſtände, aus welchen ſich die Ein⸗ 
haltung der —*8— Friſt?) für die Klage ergibt, und die 
Bezeichnung der hiefür vorhandenen Beweismittel; 

4. die Angabe der für die Beurtheilung der Zuftändig- 
feit weſentlichen Umftände ;*) 

5. die Erflärung, inwieweit die Beſeitigung der ange- 
fochtenen Entſcheidung, und melde andere Enticheidung in 


der Hauptſache beantragt wird. 
1) Außer den Erfordernifien eines vorbereitenden Schriftjabes, 8. 78, 
und einer Klage überhaupt, $. 226. 


3, 529, 530, 531. 
“) 8.582, einer Wertangabe bebarf ed nicht, wei ⸗ 
a durch 8. 582 pe a u 
‚937, Der Richter, wegen beffen Betheiligung au der 
Entiheidung die Nichtigkeitäflage (8. 529 3.1) oder wegen 
deffen Verhalten die Wiederaufnahmäflage nad) 8. 530 8. 4 
angebracht wird, tft von der Leitung der Verhandlung ſowie 
von der ge ung über die Nichtigleit3- oder Wiederauf- 
nahmsklage ausgejchloffen. 

6.538. Das Gericht hat vor Anberaumung einer Tag- 
fagung zur mündlichen Verhandlung, und zwar bei Gericht3- 
höfen in nicht öffentlicher Sigung, zu prüfen. ob die Klage 
auf einen der geſetzlichen Anfechtungsgründe (88. 529 bis 
531) geftüßt und in der geſetzlichen Friſt)) erhoben jet. Man- 
gelt es an einem diefer Erforderniffe oder iſt die Klage 
wegen eines der im $. 230 Abſatz 2 angeführten Gründe 
unzuläffig, jo it r als zur Beitimmung einer Tagſatzun 
für die mündliche Verhandlung ungeeignet durch Beihlußs) 
zurückzuweiſen. 

Die Umſtände, aus welchen ſich die Einhaltung der ge- 
jeglichen Srift ergibt, find vom Kläger auf Verlangen des 
See glaubhaft?) zu machen. 


r —* 8. 514. 
F. 539. Wenn die Wiederaufnahme wegen einer der 


im 8. 530 3.1 bi3 4 angeführten ſtrafbaren Handlung be⸗ 
gehrt wird, ohne daß ihrer wegen bereit3 eine rechtöfräftige 


8.539. Auch der Civilrichter ſoll — wie bereit erwähnt — 
an den verurtheilenden Ausfpruch de3 Strafrichter8 gebunden fein. 
Schon daraus folgt, daß dort, wo die Wiederaufnahmsklage auf 
eine der im 8.530 3.1 bis 4 bezeichneten ftrafbaren Handlungen 
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Verurtheilung ſtattgefunden hätte, hat das Proceßgericht ohne 
vorgängige mündliche Verhandlung die Einleitung?) des ftraf- 
gerichtlichen Verfahrens behuf3 Ermittlung und Teftftellung 
der behaupteten ftrafbaren Handlung zu veranlaflen. Gegen 
dieſen Beichluß ift ein Rechtsmittel nicht zuläffig; vor der 
Beichlußfaflung kann das Gericht die Parteien oder eine der- 
felben vernehmen und die ihm jonft wichtig jcheinenden Er- 
bebungen einleiten. 

Die Tagfagung zur mündlichen Verhandlung über die 
Wiederaufnahmsklage ift erft nach rechtäfräftigem Abſchluſſe 
des ftrafgerichtlichen Berfahrens, und zwar nur dann anzu- 
beraumen, wenn diejes Verfahren entweder zu einer redht3- 
hräftigen PVerurtheilung wegen der zur Begründung der 
Wiederaufnahmsklage geltend gemachten ftrafbaren Handlung 
geführt Hat,?) oder wenn das ftrafgerichtliche Verfahren aus 
anderen Gründen al3 wegen mangelnden Thatbeftandes oder 
wegen Mangel3 an Beweiſen zu einer Berurtheilung nicht 
geführt Hat. Andernfalls ift Die Klage nach Bekanntgabe 





geftügt wird, dem Strafrichter der Vortritt zu laffen fei. Dem 
Civilrihter Tann aber überhaupt nicht zugemuthet werden, al3 
erſter über delictifche TIhatbeftände zu verhandeln und zu ent- 
Heiden, wie fie in jenen Fällen vorliegen. Es ift gar fein Grund 
vorhanden, die Unterfudung und Entfeheidung darüber den biefür 
beftimmungsgemäß berufenen Organen zu entziehen, welche alle 
dazu erforderlichen Mittel und Vollmachten befigen und für dieſe 
Aufgabe ungleihd mehr und beffer vorbereitet find, als es ber 
Civilrichter ift, deffen Hauptfunctionen doch nach einer ganz an 
deren Richtung liegen. Wird daher eine Wiederaufnahmsflage 
nad 8.530 3.1 bi3 A angebracht, ohne daß wegen ber behaupteten 
ftrafbaren Handlung bereit3 eine rechtskräftige ftrafgerichtliche Ver⸗ 
urtheilung ftattgefunden hätte, jo foll der Einleitung und Durch- 
führung des civilgerichtlichen Berfahrens über die Wiederaufnahms- 
Mage die Einleitung eines ftrafgerichtlichen Verfahren! voraus⸗ 
geben (8.539). Führt die zu einer Verurtheilung wegen der 
als Wiederaufnahmsgrund angeführten Handlung, fo ift nunmehr 
auf diefer Baſis mit dem Wiederaufnahmöverfahren zu beginnen; 
der wichtigfte und fchiwierigfte Punkt ift dadurch für den Civil— 
richter bereits außer Discuffion geftellt.e Die Nichteinleitung oder 
Einftelung des ftrafgerihtliden Verfahrens ift nur dann für den 
Civilrichter gleich bindend, wenn fie wegen mangelnden That- 
beftande8 oder wegen des Mangel! an Beweiſen erfolgt. Damit 
der Kivilrichter auch bei ſolchem Abſchlufſe des Verfahrens für die 
Beurtheilung der weiteren Schritte, welche nun über die Wieder- 
aufnahmsklage zu thun find, ein genügendes Subftrat habe, wer- 
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der Ergebniffe des ftrafgerichtlichen Verfahrens als unzuläffig 
zurädzuweijen. Diefe Zurüdweifung gejchieht gleihfall3 ohne 
vorgängige mündliche Verhandlung und bei Gerichtähöfen 
durch einen in nicht Öffentlicher Sigung gefaßten Belchluß.?) 
Das GStrafgeriht oder die flaatsanwaltichaftliche Behörde 
bat bei Belanntgabe der wegen Nichteinleitung oder Ein- 
ftelung des Strafverfahrend gefaßten Beichlüffe den Grund 
der unterlaffenen Einleitung oder der Einjtellung des Ver— 
fahrens ftet3 ausdrüdtich zu bezeichnen.*) 
») Ausnahme von 88.191 u. 192. 
?) An das verurtheilende Erkenntnis des Strafgerichtes ift Der Eivil- 
richter gedunben 8. 268. 
. Diele ® — wird wegen 88. 268, 272 bei allen präfubictellen 
Stroffällen eintreten, 8.191." ; 
6. 540. Sit in den Fällen des 8. 530 der Wieberauf- 
nahmsgrund durch der Klage in Urfchrift oder beglaubigter 


den das Strafgericht und die ſtaatsanwaltſchaftliche Behörde ver- 
pflichtet, diesfalls bei Bekanntgabe der wegen Nichteinle oder 
Einftelung des Strafverfahrens gefaßten Befchlüffe den Grund 
der unterlaffenen Einleitung oder der Einftellung eines Verfahrens 
ftet8 ausdrüdlih zu bezeichnen. Die Zuläſſigkeit der Wieder- 
aufnahmsklage tft, wie ſchon bemerkt wurde, nicht von einer wegen 
der ftrafbaren Handlung ergangenen Berurtheilung abhängig, aber 
ed wird mangels einer ſolchen Verurtheilung das Eivilgericht unter 
Umftänden wegen des vorliegenden Ergebnifled der ftrafgericht- 
lichen Erhebungen die Einleitung des Wiederaufnahmsverfahrend 
zu berweigern haben. Denn wenn es ben Organen ber ftraf- 
gerichtlichen Verfolgung nicht gelungen ift, den für die Wieder- 
aufnahmsflage maßgebenden Thatbeftaub zu conftatiren, fo wird 
vorausfichtlih auch das civilgerichtliche Verfahren Feine befferen 
Nefultate liefern. Es wird daher durch die im $. 539 Abſ. 2 an⸗ 
geordnete Zurüdweifung eben nur ein überflüffiged, unzweck⸗ 
mäßiges Wiederaufnahmsverfahren vermieden werden. Iſt jedoch 
die Berurtheilung wegen äußerlicder binzugetretener Umftände, 
wegen Todes, Verjährung, ſpäter eingetretener Unzurechnungs⸗ 
fähigkeit oder Abweſenheit unmöglich geworben, oder Tonnte fie im 
leßteren Falle nicht rechtsfräfttg werben, jo würde es der Billig- 
keit nicht entipredhen, die Wiederanfnahmsklage zu verfagen. Der 
Wiederaufnahmskfläger wird aber dann im Civilproceſſe nicht erft 
beweifen müſſen, daß nur wegen folder Hinderniffe die ftraf- 
ne Berurtheilung unterblieb, jondern die früher erwähnte 

enadhrichtigungspflicht der Strafgerichte und ftaatsanwaltichaft- 
lichen Behörden gibt dem Eivilgerichte unmittelbaren, authentifchen 
Auffhlug. Auch nach diefer Richtung erweiſt fie fich daher als 
vorteilhaft. (Motive, ©. 317, 318.) 
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Reviſionsinſtanz. 
541 Abſ. 1. 


Die Verhandlung zu trennen. 
98. 





defſſen wird man ſich keinem der beiden, um den Vorzug ſtreiten⸗ 
den Syiteme unbedingt anfchließen können; e8 wird vielmehr auch 
in diefer Himficht zu ermöglichen fein, daß ſich daS Berfahren der 
eonereten Beihaffenheit des Falles anpaffen Tann. Zu diefem 
Zwede macht ber Entwurf die Verbindung oder Trennung des 
iudieium rescindens und rescissorium von der größeren oder ge- 
ringeren Wahrjcheinlichteit des Erfolges der Wiederaufnahmsklage 
abhängig. Wo die Wiederaufnahme vorausſichtlich zu bewilligen 
feis wird, fol die Verhandlung zur Hauptſache mit der Discuffion 
über die Zuläffigleit der Wiederaufnahme verbunden werben 
(8. 540); wo jedoch für folde Annahme eine Grundlage fehlt, ſoll 
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6. 541. In allen übrigen Fällen tft nur über Grund 
und AZuläffigleit der Wiederaufnahme des Verfahren? oder 
über die Nichtigerflärung desfelben zu verhandeln und durd) 
Urthetl?) zu enticheiden.?) 

Wird die Wiederaufnahme bewilligt, fo ift daS Ver⸗ 
fahren in der Hauptfache, fomweit e3 vom Anfechtungsgrunde 
betroffen wird, bei dem Gerichte, bei weldhem die Wieder- 
aufnahmsklage eingebracht wurde, oder wenn diejes nach den 
für das Verfahren geltenden Beftimmungen nicht in der Lage 
ift, die Hauptjache ſpruchreif zu machen, bei dem Gerichte 
abzuführen, welches zur Berhandlung der Hauptſache ig eriter 
Inſtanz berufen war. 

In Bezug auf die Berweilung, die Anberaumung der 
Tagjagung zur mündlichen Verhandlung und die Durch 
— der Verhandlung gelten die Beſtimmungen des 8. 540 

atz 8. 
h Ausnahme, 8. 543. 
2 au0 über die Koften des nichtig erflärten Verfahrens 88.51, 52 


. ’ 


fi die Verhandlung zunächſt bloß auf letztere Frage beſchränken 
(8. 541). Bei der Nichtigkeitsflage ift das VerhältniS zwiſchen 
dem Nichtigfeitägrunde und dem Meritum des Proceffed ein 
ſolches, daß die Entſcheidung über das letztere durch die VBerhand- 
lung über den Nichtigkeitsgrund felten en erfahren dürfte. 
Daher wird tm 8.541 auch für die Nichtigkeitäflage gefonbderte 
Verhandlung vorgefchrieben. Falls die Wiederaufnahmsklage bei 
einem Gerichte angebracht werden müßte, welches die Hauptſache 
nicht fpruchreif machen kann, wäre die Verbindung der beiden 
Verhandlungen nicht bloß unbegründet, fondern einfah unaus- 
führbar. $. 540 Abi. 3 ſpricht dieſe eigentlich ſelbſtverftändliche 
Beſchränkung aus. Daß fih die Trennung auch dort. wo fie nad 
dem früher Gefagten ftattfinden muß, in der Regel nicht allzu 
ne erweifen wird, dafür hat $. 542 zu forgen. (Motive, 
. 318. 

8. 541. Wird der Nichtigkeit» oder Wiederaufnahmsflage 
ftattgegeben, - fo ift die Verhandlung der Hauptſache nur ſoweit 
wieder aufzınehmen, al3 der Anfechtungsgrund biezu Veranlaffung 
gibt. Nach Befhaffenheit desfelben wird bie fortzufegende Ver- 
handlung bald einen größeren, bald einen geringeren Umfang an- 
nehmen, ja unter Umftänden gänzlich entfallen. Die Nichtigkeits⸗ 
Hage nad) 8. 529 3. 1 dann die Wiederaufnahmsklage des 8. 530 
3. 4 ergreifen den ganzen Rechtftreit und machen eine vollftändig 
neue Verhandlung desſelben nothiwendig, ed wäre denn ber be- 
züglide Mangel nur im Verfahren höherer Inſtanz unterlaufen. 
Betrifft jedoch die Nichtigkeit wegen mangelnder Vertretung ber 
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6. 542. Iſt die Verhandlung zur Hauptſache bei dem 
zur Entjcheidung über die YZuläffigfeit der Wiederaufnahme 
zuftändigen Gerichte abzuführen, jo Tann das Gericht nad) 
Berlündung der dem Wiederaufnahmebegehren ftattgebenden 
Entſcheidung durch Beichluß anordnen, ?) daß vor Ausfertigung 
diefer Enticheidung in der Hauptſache verhandelt werde. 
Gegen diefen Beichluß ift ein Rechtsmittel nicht zuläffig. 

Die Enticheidung über die Zuläffigfeit der Wiederauf- 
nahme ift in diefem Falle in die Enticheidung über die 
Hauptſache aufzunehmen. 

4) Sofern nit die gleichzeitige Verhandlung ohnehin obligatorifch, 

8.540 Ab. 1. - 
6. 543. Ergibt fi) erft bei der mündlichen Berhand- 
lung, daß die Wiederaufnahms- oder Nichtigleitsflage auf 
einen gejeglich unzuläffigen Anfechtungsgrund9 geftügt wird 
oder verjpätet?) überreicht tft, fo ift die Klage durch Beſchluß?) 
zurückzuweiſen. 

gs. 520-581. 

3) Nach der Reg. Vorl. durch Urtheil. Hierauf bezog fi) 8.499 Abf. 4. 
Partei Schon die Erhebung der urfprünglichen Klage, fo ift die 
Thätigkeit des über die Anfechtung entjcheidenden Gerichte damit 
abgeſchlofſen, daß es das angefochtene Urtheil und da3 ganze 
frühere Berfahren aufbebt. Zu einer Verhandlung und Ent- 
fheidung in der Hauptſache fehlt e8 bier an der unentbehrlichen 
Grundlage, nämlih an einer Klage; diefelbe muß erft wieder 
neuerlich erhoben werden. Die übrigen Anfechtungsgründe, Darunter 
auch jene des $. 531, erfaffen mehr minder bloß einzelne Punkte 
des Nechtsftreites oder des Verfahrens; nur deren Berichtigung 
oder Ergänzung ift Gegenftand der fortgefegten Verhandlung, 
ohne daß die andermweitigen thatfächlichen Ergebniffe der früheren 
Verhandlung und Beweisführung, wie fie durch das angefochtene 
Urtheil conftatirt find, in Frage geftellt werden dürfen. Auf der 
Combination diefer feftftchenden Refultate des früheren Verfahrens 
mit den Ergebniffen der fortgefegten Verhandlung wird die Be- 
urtbeilung beruhen, ob und inwieweit das angefochtene Urtheil 
in der Hauptfache zus befeitigen, und welche andere Ergebnifle an 
deffen Stelle zu fegen feien. (Motive, S. 318.) 


8. 543. Der Ausfhuß war der Meinung, daß die Zurüd- 
mweifung der Wiederaufnahms- oder Nichtigkeitäflage wenn fie auf 
einen gefeglih unzuläffigen Anfehtungdgrund geftügt wird oder 
verfpätet überreicht ift, in Boncordanz mit der Vorjchrift des 
8. 538 dur Beichluß, nicht aber durch Urtheil zurückzuweiſen jei. 
Gegen benfelben ift natürlich der. Recurs zuläffig. (A. B., S. 52.) 
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6.544, Ueber eine Wiederaufnahmsklage, welche gleich- 
zeitig mit der Erhebung der Berufung oder Revifion gegen 
dasjelbe Urtheil oder während des anhängigen Berufung?- 
oder NRevifiondverfahrens eingebracht wird, ift von amts⸗ 
wegen oder auf Antrag unverzüglich die Unterbrechung‘) des 
Berufungs- oder Revifionsverfahrend anzuordnen, °) wenn einer 
der im $. 530, 8. 1 bis 5, angeführten Wiederaufnahms- 
gründe geltend gemacht und Das ergangene rechtskräftige 
ftrafgerichtliche Urtheil der Klage in Urjchrift oder beglaubigter 
Abſchrift beigelegt wird. 

Das Gericht, bei welchem die Wiederaufnahmäflage an⸗ 
gebracht wurde, hat im Falle einer folgen Beichlußfaffung 
das Gericht, bei welchem über das eingelegte Rechtsmittel 
zur Beit verhandelt wird, von der angeordneten Unterbrechung 
des Rechtämittelverfahrens fofort zu veritändigen. 

3 8. 167; Wirkung der Unterbrechung, 8. 163. 

?) Kein Rechtsmittel, 8. 546. 











8. 544. Iſt der Wiederaufnahmsgrund in einer Weiſe con- 
ftatirt, die jeden Zweifel an feinem Beftande ausschließt, und ift 
deshalb gewiß, dat das frühere Urtheil aufgehoben werden müfle 
— fo bei den im 8.530 3.1 bis 5 angeführten Wiederaufnahms- 
gründen — dann foll über die Wiederaufnahmsklage eine Unter- 
brechung des anhängigen RechtSmittelverfahren? ftattfinden, wenn 
einer der beiden Theile darauf anträgt (8. 544). inwieweit 
darüber hinaus die Wiederaufnahmsklage auf das Rechtömittel- 
verfahren zurückwirkt, fol fich nach der jeweiligen Sachlage be- 
ſtimmen (8. 545). Das Gericht wird bier die Wahrſcheinlichkeit 
der für die Wiederaufnahme geltend gemachten Gründe und damit 
die Wahrſcheinlichkeit des Erfolged der Wiederaufnahmsklage ge: 
wiffenbaft zu prüfen und nur dann die Unterbrechung des Rechts⸗ 
mittelverfahrens zu bewilligen haben, wenn dasſelbe porausficht- 
ih infolge der Wiederaufnahmsklage überflüffig werden dürfte, 
und zugleich kein Verdacht chicanoͤſer Verzögerung und Störung 
des Rechtsmittelverfahrens obwaltet. (Motive, ©. 319). 

Der Ausſchuß glaubte, den Fall, daß die Wiederaufnahms- 
Hage gleichzeitig mit der Erhebung der Berufung oder Rebifion 
angebracht wird, und die Einbringung einer Wiederaufnahmsklage 
während eines bereit3 anhängigen Berufungd- oder Revifiond- 
verfahren? nad — Grundſätzen behandeln zu ſollen, und 
zog deshalb die Beſtimmung des zweiten Abſatzes des 8. 485 der 
Regierungsvorlage und jene des erſten Abſatzes des 8. 560 der 
Regierungsvorlage zuſammen. Dadurch wird auch erreicht, daß 
das Berufungsverfahren nur dann unterbrochen werden kann, 
wenn für die Stichhältigkeit der Wiederaufnahmsklage prima facie 
Beweiſe vorliegen, und es wird demnach die Gefahr gemildert, 
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— Ob in den übrigen Fallen!) wegen Einbringung 
einer Wiederaufnahmsflage das in Bezug auf dasfelbe Urtheil 
eingeleitete oder anhängige Berufungd- oder Reviſions⸗ 
verfahren unterbrochen werden fol, darüber hat das zur 
Verhandlung über die Klage berufene Gericht von amts- 
wegen oder auf Antrag mit Rüdjicht auf die bejonderen 
Berhältniffe des Falles und die für das Borhandenfein des 
Wiederaufnahmsgrundes vorgebrachten Beweife zu enticheiden.?) 

Eirne ſolche Unterbrehung Tann auch noc während der 
mündlichen Verhandlung über die Wiederaufnahmsflage be- 
fchlofien werden. Bei Anordnung der Unterbrechung kommen 
die Beftimmungen des 8.544 Abſatz 2 zur Anwendung. 

R 5: 580 8.6 u. 7, 531. 

2) Kein Rechtsmittel, 8. 546. 

14 546. Gegen den Beichluß, durch welchen über einen 
gemäß SS. 544 und 545 geitellten Antrag’) entichieden wird, ift 
ein Rechtömittel nicht jtatthaft. 

ft die Wiederaufnahmsklage rechtskräftig abgewiefen, fo 
ift das unterbrocdhene Nechtmittelverfahren von amtswegen 
oder auf Antrag wieder aufzunehmen. Der Antrag ift bei 
dem Gerichte zu ftelen, vor welchem das Berufungs- oder 
Revifionsverfahren zur Beit der angeordneten Unterbrechung 
anhängig war. Dieſes Gericht hat die rechtzeitige Wieder- 
vorlage der zur Fortſetzung der Verhandlung erforderlichen 
Acten von amtöwegen zu veranlafien. 

1) Auch nit, wenn von amtswegen Unterbrechung angeordnet wird. 

6.547. Sofern nicht nach den vorftehenden Beftim- 
mungen infolge Einbringung der Wiederaufnahmsflage eine 
Unterbrechung eines anhängigen Rechtsmittelverfahrens an- 
geordnet wird,?) hat die Erhebung einer Wiederaufnahmsklage 
in Bezug auf den Eintritt der Rechtskraft und Vollftredbarfeit 
des angefochtenen Urtheiles Teine hemmende Wirkung. 

Auf die Vollſtreckbarkeit eines angefochtenen rechtäfräftigen 
Urtheiles ift Die a Nichtigleitsflage oder einer 
N ohne Einfluß. 








welcher die Norm bed Abſatzes 2 de 8. 485 der —— 
— den Gegner des Wiederaufnahmswerbers ausſetzte. (A. B., 
. 52. 
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Sechster Theil. 
Beſondere Arten des Berfahrens. 


Erſter Abfchnitt, 
DMandatsperfahren. 


6.548. Sm einer zur Geltendmachung einer Forderung 
an Geld oder anderen vertreibaren Sachen eingebrachten Klage 
fann der Kläger beantragen, daß gegen den Bellagten ein 
Bahlungsauftrag (Mandat) erlaffen werde, wenn alle That⸗ 
fachen, auf welche der Anipruch des Kläger in der Haupt- 
ſache fowie die Nebenforderungen fi) gründen, durch in Ur- 
ſchrifti) von unbedenklicher*?) äußerer Form beigebradhte Ur- 
funden der nachbezeichneten Art beiviejen merden: 

1. dur im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes errichtete 
öffentliche Urkunden; ?) 

2. duch Privaturfunden, auf welchen die Unterfchriften 
der Ausfteller von einem inländifchen Gerichte oder Notar 
beglaubigt find; 

3. durch andere Urkunden, *) auf Grund welder für die 
eingeflagte Forderung ein dingliches Recht in einem inländi- 
ſchen öffentlichen Buche einverleibt ift, wenn zugleich gegen 
die gerichtliche Verordnung, infolge deren dieje Einverleibung 


8.548. Die Beftimmungen des Entwurfe3 über das Mandats⸗ 
verfahren entfpredden den bisher für dieſes Verfahren geltenden 
Normen. Sie haben fi in der Prariß bewährt; zu einer ma— 
teriellen Aenderung ift fein Anlaß. Es wäre daher naheliegend, 
es beim Fortbeitande der Eaiferlichen, beziehungsweife der Zuftiz- 
minifterialverordnung zu belaffen, auf welche fich zur Zeit das 
Mandatsverfahren ftüst. Daß der Entwurf deren Vorſchriften 
ungeachtet der inhaltlihen Aufrechthaltung in fein Syſtem auf 
nimmt, geſchieht Hauptfächhlich deshalb — und der nämliche Ge— 
ſichtspunkt obwaltet auch Hinfichtlih des Wechfel- und Beftand- 
verfahrens — um eine formelle Aufhebung der Verordnungen zu 
ermöglichen, durch welche dieſe Verfahrensarten jetzt geregelt 
werden, und um dadurch auch in Anfchung der Rechtsquellen die 
Herftellung eine3 einheitlichen Procefrechted vorzubereiten. 

Sm 8. 548 wurde — um eine zur Zeit nicht ganz fichere 
Frage damit zu löſen — beftimmt, daß dad Mandatsverfahren 
nur über Klage ftattfinden könne, welche zur Geltendmachung 
einer Forderung an Geld oder anderen beriretbaren Saden ans 
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gefchah, weder ein Recurs anhängig, noch aud) bücherlich an⸗ 
gemerkt iſt, daß dieſe Einverleibung ſtreitig ift.°) 
2 ——— von 88. 77, 226 Abſ. 3; vergl. 8. 550 Abſ. 1. 


22 8. = und die als öffentlich erflärten ——— 8. 298, Art. VII 
8.1€ ©. z. C. P. O. Siehe Anm. 1 bei 8.2 
Ri 2. * nicht legaliſierte — —— ——— in Sachen geringen 


as ) Im Mandatsverfahren fe Bine eneehtonen lerne zu leijten, 8.57 

& 4. — Die Anordmung der — auch auf die Bergbücher anzuwenden 
M.B. v. 17. Sept. 1859, R. G. B. 1 179, über die Anwendbarkeit ber 
lit. o des 8.1 der ®.v. 18. Kult 1869, R.G.B.Rr. 130, auf die Bergbüdher). 

Sn den über die Richtigkeit oder Rangorbnung einer im Concurs⸗ 
Pen: — Forderung —— beſonderen Rechtsſtreiten 

iſt auch in — r Einleitung des Mandatsverfahrens geeigneten Fällen 
— den Vo ften über das ordentliche Verfahren zu verhandeln und 
zu entſcheiden (C. O. 8. 131). 

Den Anſtalten, welche unter Aufſicht der Staatsver— 
waltung ſtatutengemäß Creditsgeſchäfte betreiben, und zu 
deren Geichäftsbetriebe insbeſondere bie Gewährung von — 
oder die Erwerbung und Veräußerung unbeweglicher & gehört, werben 
—— —— ihrer verfallenen Hypothekarforderungen folgende Vorrechte 
verliehen: 

uf Grund der — Original⸗Schuldurkunde und eines gericht⸗ 

lich oder notariell beg glaubigten Auszuges aus ihren Büchern kann bie 
Anftalt one Rüdficht auf die Zeit, Er welcher die Forberung einverleibt 
ift, die Erlafiung des Yahlungsauftrages begehren. Hierbei ift nad) ben 
Berordnungen v. 21. Mai 1855 Pipe 18. Juli 1859, R. G. B. Nr. 95 u. 180 
zu der —— jedoch iſt die Fri N und zu den Einwendungen 
ohne Rüdfiht auf den Aufent at a Toner auf 14 Tage zu be 
ftimmen. Auch fteht der Erlag einer Dedung ug Einne des 8.7 der Ießteren 
Berorbnung ber Biel, und Bollziehung der Pfändung oder Seque- 
Be des ——— utes nicht im Wege (M. V. v. 28. Oct. 1865, 
G. B. Nr. 110 Art. IV a). — Bet Erlaffun 10 be Baflungaauffeäges au 
Gunter einer Snpotgetarforberumg (Me. IV DR: nad) den 88. 548-554 

C. P. O. zu verfahren 


gebracht wird. Die Weiterreihenden Worte des 8. 1 der faifer- 
lichen Verordnung vom 21. Mai 1855, R. G. B. Nr. 95, werden 
auch jetzt ſchon nn bahin verftanden, daß tro des Aus- 
druckes „perſönliche Verbindlichkeit” perſonenrechtliche erbindlich⸗ 
keiten im Mandatsverfahren nicht geltend gemacht werden können. 
Für Verrichtungen vermögensrechtlicher Art, die nicht Geld- oder 
andere Sachleiftungen, fondern Arbeitöverrichtungen und der⸗ 
gleichen find, hat aber das Mandatöverfahren naturgemäß deshalb 
geringen Wert, weil e8 bier in der Regel an jener Beftimmtheit 
des Keſtungsin haltes fehlen wird, welche für die Erlaſſung eines 
unter Executionsandrohung ergehenden Befehles zu fordern ſein 
wird. Eine Neuerung iſt es, daß in bezirksgerichtlichen Rechts⸗ 
fachen die Erlangung eines Mandates dadurch erleichtert werden 
fol, daß die Berufung auf die bei Gericht erliegenden Original- 
urfunden deren Beibringung in der Klage erſetzt (8. 550 Abſatz 1). 
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6.549. Wenn die Klage nicht von derjenigen Perſon, 
welche nach den der Klage zu Örunde liegenden Urkunden als 
berechtigt erjcheint, oder wenn fie gegen eine andere Perjon 
als den in dieſen Urkunden benannten Berpflichteten erhoben 
wird, fann dem Antrage auf Erlafjung eines BZahlungs- 
auftraged nur dann ftattgegeben werden, wenn und foweit 
durch Urkunden der in 8.548 bezeichneten Befchaffenheit be⸗ 
wiefen wird, daß der Anfpruch oder die Verpflichtung ganz 
oder theilweife von dem urfprünglic) Berechtigten oder Xer- 
pflichteten auf diejenigen Perſonen übergegangen find, von 
welchen oder wider welche die Klage erhoben wird. 

Zur Einbringung von Yorderungen, welchen die Ein- 
wendung der Verjährung entgegengefegt werden könnte, Tann 
ein Bahlung3auftrag nur dann erlaflen werden, wenn die 
Unterbredung ') oder Hemmung?) der Verjährung jchon in der 
Klage durch Urkunden der im $.548 bezeichneten Beichaffen- 
heit erwieſen wird. 

2) 8.1497 0.6. G. 3. und die Anm. dafeldft, Manz 2. Bd. 

2) 88. 1494—1496 a. b. G. 8. 

6.550. Infolge eines gemäß 88. 548 und 549 geftellten 
— ift der Zahlungsauftrag ohne vorhergehende münd- 
liche Berhandlung und ohne Einvernehmung des Beklagten 
2 erlaflen. Falls zur Erlaffung des Bahlungsauftrages ein 

ezirfögericht?) zuftändig ift, Tann der Kläger, injoweit die 
nad) 88.548 und 549 zur Begründung feiner Aniprüde er- 
forderlichen Urkunden in Urfchrift bet eben diefem Gerichte 
‚erliegen, die Vorlage der Urkunden durch die Berufung auf 
die bezüglichen Gerichtsacten erjeten. 

Sn dem Bahlungsauftrage ift auszuſprechen, daß der 
Bellagte binnen vierzehn Tagen nad) Zuftellung des Yahlungs- 
‚auftrages bei fonftiger Execution die gegen ihn geltend ge- 
machten Anfprüche nebit den vom Gerichte beftimmten Koften 
zu befriedigen oder feine Einwendungen gegen den Zahlungs- 
— a erheben habe. Dieje Frift kann nicht verlängert 
werden. 


Diefe Beftimmung wird namentlich Perfonen zugute kommen, 
welche einen Anſpruch der bezirksgerichtlichen Competenz ohne 
Vertreter verfolgen. Durch den Ausſchluß von Rechtsmitteln 
gegen den Zahlungsauftrag (8. 553 Abſatz 1) wird die Energie 
des Mandatdverfahrens erheblich) zunehmen. Der Entwurf kehrt 
damit zum Rechte der oben angeführten Laiferlichen Verordnung 
zurüd. (Motive, S. 320.) 


% 


\ 
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Der Zahlungsauftrag iſt dem Beklagten nach den für 

Klagen geltenden Beitimmungen?) zuauftellen. 

1) der Streitgegenitand 500 fl. nicht überfteigt, 88.49 3.1, 52, 

58 5%. — — der Streitgegenſtand 50 fl. nicht überſteigt, Ferial⸗ 
— — 8. 128. Wiedereinſetzung zuläſſig, 8. 146. 

s) 88. 106, 107. 

* 551. Wird in einer ſchriftlich angebrachten Klage die 
Erlaſſung des Zahlungsauftrages gegen mehrere Beklagte be- 
antragt, ſo kann dieſem Antrage nur in Anſehung derjenigen 
Beklagten Folge gegeben werden, für welche mit Abſchriften 
aller Beilagen verſehene Exemplare der Klageſchrift vorgelegt 
werden.!) Hiebei ift Die Reihenfolge maßgebend, in welcher die 
Beklagten in der Klage genannt ſind. 

) Ueberdies müſſen die Vorausſetzungen der Streitgenoſſenſchaft nad) 
88.11 3.1 u. 2, 12 vorhanden fein. 

8 552. Gegen die Erlafjung des Zahlungsauftrages ift 
ein Nechtsmittel nicht zuläffig, Doch kann die im Zahlungs- 
auftrage enthaltene Enticheidung über die Koſten mittels Recurs 
angefochten werden. 

Die Einwendungen gegen den Zahlungsauftrag find inner: 
halb der im Zahlungsanftrage bezeichneten Frift Y beiden Gerichte 
anzubringen, welches den Auftrag erlaflen hat. Verſpätet ange- 
brachte Einwendungen find ohne Verhandlung zurüdzumeijen.?) 

Ueber rechtzeitig überreichte Einwendungen iſt ohne neuer- 
Yihen Antrag des Kläger? auf thunlichft Turze Beit eine 
Tagfagung zur mündlichen Streitverhandlung?) anzuberaumen. 

) 14 Tage, $. 550 Abſ. 2. 

Recurs, 8. 514; auch Wiebereinfeßung, $. 146. 
Wenn der Streitgegenftand 50 fl. nicht berfteigt, im Bagatell- 
a A. * ff. (Differenz gegenüber 8.4, Geſetz v. 37. April 1873, 


6.553. In dem das Verfahren erledigenden Urtheile?) 
ift auszufprechen, ob der an den Beklagten erlafjene Zahlungs- 
auftrag aufrecht erhalten bleibe oder ob und inwiefern der- 
fel Boa werde. 

1) 8. 417. 


6. 554. Kann dem in der Klage geftellten Antrage auf Er- 
Yafjung eines Yahlungsauftrages nicht ftattgegeben werden, fo 
ift, fall fich Die Klage zur Beftimmung der Tagfagung zur münd- 
lihen Verhandlung vor diefem Gerichte eignet, nach Borjchriit 
des Geſetzes vorzugehen; außer diefem alle ift die Klage als 
zur Einleitung des Verfahrens nicht geeignet zurüdzumeiien.!) 

1) Recurs 88. 514, 517. 
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Bweiter Abſchnitt. 
Verfahren in Wechſelſtreitigleiten. 


6.555. In dem Verfahren über Klagen zur Geltend⸗ 
magen —— Ansprüche!) iſt: 

. im Urtheile die Friſt für die Erfüllung der dem 
— auferlegten Verbindlichkeit auf drei Tage?) feft- 
zuſetzen; 

2. die Friſt zur Stellung des Antrages auf Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand,) zur Erhebung der Berufung‘) 
oder Revifion, 5) ſowie zur Einfegung des Recurfeg®) — acht 
Tage. Dieſe Friſten können nicht verlängert werden.”) 

I) Sachliche Zuftändigleit, 8.51 3.3 J. N — Aus einem — 
ichtete Perſonen koͤnnen bei dem des —“ 
N., als Streitgenoſſen geklagt werden, 8. 93 Abſ. 2 J. N. — Erl 
des a Ball ar es durch ein — — als Einelrichter 8.7 
Abſ. IR. ed: ‚ 8. 224 8. — Keine Verpflichtung zur 


5 N 06 464; zur Beantwortung 14 Tage, 8. 488. 
505; zur Revifiondbeamtworkung 14 Tage, 8. 507. 


. 521 

‘ Rothfriften, 8..128, 

6.556. In Rectöftreitigfeiten aus Wechſeln findet die 
Wiedereinfeßung in den vorigen Stand!) und die Wiederauf- 
nahme de3 erfahrens®) zum Nachtheile einer Partei, die in 
bem Hauptproceſſe in gutem Glauben gehandelt hat, nicht ſtatt, 


g. 555. Auch für die Aufnahme dieſer Vorſchriften gelten 
die früher angeführten Gründe. In Wechſelſtreitigkeiten werden 
entweder bie allgemeinen Beftimmungen des Entwurfes über den 
Gang bed Verfahrens zur Anwendung kommen — fie befigen zu⸗ 
gleich die Hinreichende Elafticität, um auch den nad) raſcher Er- 
ledigung verlangenden Wechſelproceffen angepaßt zu werden — 
oder die Vorſchriften Über das Mandatsverfahren, wenn die Be- 
dingungen für bie Erlaflung eines Zahlungs- oder Sicherſteliun s⸗ 
auftrages im Sinne der SS. 557 und 558 gegeben find. n 
leßterer Beziehung ftimmt der Entwurf mit dem geltenden Rechte 
bollftändig überein. Was die contradictorifche N über 
Wechſelklagen, beziehungsweife über —— gegen Su 
sahlungSaufträge betritt, fo wird im 8. 555 3.2 — conform 
mit den Vorſchlägen früherer ProceBordnungsentwürfe — eine 
Verlängerung der Friften für das Anfuchen um Wicdereinfegung, 
fowie für die Einlegung bdevolutiver Rechtsmittel vorgefchlagen. 
Diefe Friften find gegenwärtig mit brei Tagen bemeflen und follen 
fünftig acht Tage betragen. (Motive, S. 320.) 
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wenn dieſe Partei in der Zwiſchenzeit ihre wechſelmäßigen 
Anſprüche an Dritte durch Ablauf der Zeit ganz oder zum 
Theile verloren hat oder doch wegen Kürze der noch übrigen 
Zeit en mebr geltend machen kann. 

1). 88. 146 ff. 


2) 88.530 ff. 


6.557. Wenn fi die mittel3 der Klage geltend ge- 
machte Forderung auf einen Wechjel gründet, welcher alle 
Erfordernifje der Giltigkeit?) befigt und gegen deſſen Echtheit 
fich feine Bedenken ergeben, und wenn zugleich in der Klage 
nebſt dem Wechjel auch der Broteft?) und die Retourrechnung,?) 
fomweit diefe Urkunden im einzelnen Falle zur Begründung 
der Hägerifchen Anfprüche erforderlich find; in Urſchrift vor- 
gelegt werden,?) jo kann der Kläger begehrten, daß dem Be⸗ 
Hagten aufgetragen werde, binnen der unerjtredbaren Frilt von 
drei Tagen) bei fonftiger Erecution die Wechjelfchuld nebft 
den ausgewiefenen Nebenforderungen und den angefprochenen ®) 
Is vom Richter beitimmten Koften zu bezahlen oder feine 


6.558. In einer auf Grund des Artikel 25 oder 29 
der Wechjelordnung erhobenen Klage auf Sicherjtellung Tann 
der Kläger, wenn er die Urjchrift des Proteftes vorlegt und 
in den Fällen des Artikels 29 auch die übrigen VBoraus- 
fegungen feines Anfpruches durch glaubwürdige, der Klage in 
Urſchrift beigelegte Urkunden beweift, den Antrag Stellen, daß 
dem Bellagten aufgetragen werde, binnen der Nothfriſt) von 
drei Tagen bei fonjtiger Execution die den Vorſchriften ber 
Wechjelordnung entiprechende Sicherheit zu leiſten, ſowie die 
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angeiprochenen?) und vom Richter beſtimmten Koſten zu be- 
zahlen oder feine Einwendungen dagegen zu erheben (Sicher- 
ttellungäauftrag).) 

ı) 8.12 


z orlage des Koftenverzeichnifies, 8. 53 Abi. 3. 

#) Recurs nur wegen der Koften, 88. 552 Abf. 1, 559. 

6.559. Wenn in der Klage der Antrag auf Erlafjung 
eine Zahlungs- oder Sicherftellungsauftrages gejtellt wird, 
haben auf das weitere Verfahren die Beltimmungen des 
Hi ae. (88. 550 bis 554) entiprechend Anwendung 
zu finden. 

2) Mit Rüdficht 613. 83. N. T die Beſtimmung 

über ie: 8 Al — —* — * ——— ergl. 
88. 89, 93 Abſ. 2 3. N. | 


Dritter Abſchnitt. 


Verfahren bei Streitigfeiten ans dem Beſtand⸗ 


berirage.') 
Aufkündigung. 

6.560. Inſofern die Aufkündigung?) eines Beſtandver⸗ 
trages über Grundſtücke, Gebäude und andere unbewegliche 
oder gejeglich. für unbeweglich erklärte Sachen, über Sciff- 
müblen und auf Schiffen errichtete andere Bauwerke nach den 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes nothwendig ift, um der 

8. 560. An den Formen oder am Rechte de gerichtlichen 
Berfahrens in Miet» und Pachtſachen Aenderungen vorzunehnten, 
darnach ift kein Berlangen vorhanden .... Die Structur des gegen= 
wärtigen Beſtandverfahrens ift Har und richtig, das Verfahren 
ſelbſt raſch und einfach, die bei Beftandverhältniffen in Betracht 
fommenden Sintereffen finden in demfelben nach beiden Seiten 
ausreichende Wahrung. Dazu Hat die Spruchprari in ben De— 
cennien, welche feit Einführung des gegenwärtigen Beftandprocefle3 
verfloffen find, die meiften der urfprünglich aufgetauchten Con⸗ 
troversfragen gelöft und geichlichtet, insbeſonders den Geltungs- 
freiS des Beſtandproceſſes ſchon ziemlich volftändig und genau 
umfchrieben und es ift auch deshalb von Wert, an den bisherigen 
Beftimmungen thunlichft feftzuhalten, Leine neuen Zweifel wach⸗ 
zurufen, nicht von neuem die Thätigkeit der Gerichte zu ihrer 
Löſung in Anfpruch zu nehmen. Es kann dem Beltandproceffe 
nicht feine bisherige formale gefegliche Selbſtändigkeit gelaflen 
werden, wenn endli mit der Bielheit der Proceßrechtsquellen 
aufgeräumt werden fol, aber matericl! find es die heute geltenden 
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—— Erneuerung?) des Beſtandvertrages vorzu⸗ 
beugen oder deſſen Auflöſung zu bewirken, darf ſie: 
1. im Falle eines —— Uebereinkommens der 
Parteien über die Friſt zur Aufkündigung und Zurückſtellung 
ara Beftandgegenftandes in der Regel nur in diefer Frift er- 
olgen. 








Beftimmungen, welche in den Paragraphen des dem Beftand- 
verfahren gewidmeten Abjchnitttes des Entwurfes auftreten. Auf 
diefem Zufammenhange und Zwecke beruht es au, wenn im 
oberwähnten Abfchnitte materiellrechtliche Säte vorlommen, wie 
zum Beifpiel die Beftimmung über das Verhältnis zum After- 
beftandnehmer ($. 568) und über die ftillfehweigende Erneuerung 
von Beftandverträgen (8. 569). Es würde fih nicht empfehlen, 
ihrerwegen allein die kaiſerl. Verordnung vom 16. November 1858, 
R. G. Bl. Nr. 213 (bezw. das Gele vom 2. Mat 1873, R. G. Bl. 
Nr. 93), in fortdauernder Giltigkeit zu erhalten. Die Unterfchiede, 
welche zwifchen dem Inhalte diefer Verordnung und den Vor- 
fchriften der SS. 560-576 beftehen, betreffen zum größten Theile 
bloß die Stilifirung der einzelnen Beftimmungen und die Stoff- 
anordnung, oder fie find Folge deflen, daß der Gegenſatz von 
ordentlichen und ſummariſchen Verfahren fortan wegfällt, der 
Proceß in Miet- und Pachtſachen auf die Bafld des Verfahrens 
geftellt wird, welches der Entwurf für bezirkägerichtliche Rechts⸗ 
ſachen überhaupt vorſchlägt. Damit erlangen die allgemeinen 
Beftimmungen des Entwurfd (erfter Theil) unmittelbar auch für 
das Beftandverfahren Geltung, und es ift daher nad) befonderen 
Beftimmungen über die Zuftellung zum Beilpiel (vergleiche 8. 8 
der citirten Zatferlichen Verordnung) und ähnlichem kein Bedürf- 
nis mehr. Gleiches tft Hinfichtlich der Vorſchriften zu jagen, 
welche gemäß 8. 15, lit a bis c ber citirten Faiferlichen Verord⸗ 
nung für die Beſchränkung und Befriftung gewiffer Beweis⸗ 
führungen in dem Verfahren über Einwendungen gelten. Es wird 
fortan genügen, wenn der Nichter durch 8. 571 Abſ. 1 auf die 
befondere Dringlichkeit der Beſtandſachen aufmerkſam gemacht 
wird; denn er bat fodann in dem ihn zuftehenden Proceßleitungs⸗ 
befugniffen Mittel genug, um zu erzielen, wozu bisher allerdings 
eine pofitive Gefeßesbeftimmung nothiwendig war. Und auch die 
Barteten haben in dem Nechte, die Feſtſetzung von Friften für 
Beweisaufnahmen zu begehren, ein Mittel, um zu bewirken, daß 
das Verfahren nicht alzufehr durch Beweisanbietungen in bie 
Länge gezogen wird. Welche Bedenten der Methode des bloß 
interimiftiichen Ausſchluſſes entgegenftehen, wurde bereits bei 
Beiprehung der Wiederaufnahmsklage angedeutet. Andere Aus⸗ 
laflungen, wie zum Beifpiel die Uebergehung der im 8.14 ber 
fatferliden Verordnung erwähnten einftweiligen Vorkehrungen 
zum Schutze gegen vertragswibrige® Benützen des Beftand- 
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2. Wenn es an einem ſolchen Uebereinkommen fehlt, muß 
Dort, wo durch Darüber erlaſſene Vorſchriften) oder mangels 
folcher Vorfchriften durch bejondere Ortsgewohnheit für Die 
Räumung von Beitandgegenftänden gewiſſe Tage des Yahres 
mit beftimmten Auflündigungäfriften feftgejebt find, die Auf⸗ 
fünbigung vor Ablauf der dafür feitgejebten Zeit erfolgen. 

. In allen anderen Fällen ln achtungen wenigftens 
ſechs Monate, ZJahresmieten oder ſolche Dlieten, deren ver- 
traggmäßige Dauer ein Jahr überfteigt, wenigftens Drei 
Monate, Mieten, deren vertragsmäßige Dauer zwar länger 
als ein Monat ift, jedoch ein Jahr nicht erreicht, wenigſtens 
vierzehn Tage, alle anderen Mieten endlich wenigftend acht 


. objected u. f. w., dürften durch den Hinweis auf dem gleichzeitig 
eingebrachten Entwurf eine Geſetzes über das Erecutiond- und 
Sicherungsverfahren genügend erllärt fein. Bon den generellen 
Beftimmungen über die Sicherung der NRechtöverfolgung oder 
Rechtsverwirklichung wird auch in Beftandfachen entiprechend Ge⸗ 
brauch gemacht werden Tönnen; neben ihnen erjcheinen fpecielle 
Vorſchriften über die Sicherung für Beftandftreitigleiten überflüffig. 
Neue Anordnungen, welche in diefem Abſchnitte iu Vorſchlag 
gebracht werden, find nebft einer ergänzenden Beftimmung über 
die Klindigungsfrift bei Mietverhältniffen, die auf kürzere Zeit 
al3 einen Monat eingegangen find (8.560 3.3), vor allem bie 
Vorſchrift, daß die Partei, von welcher die Kündigung oder die 
Aufforderung zur Zurüditellung oder Zurüdnahme ber Beftand- 
fachen ausging, auch angebrachten Einwendungen gegenüber aß 
Kläger anzufehen fei (8. 571 Abf. 2). Wer Einwendungen erhebt, 
bertheidigt fi dadurch gegen einen vom Auffündigenden u. ſ. w. 
erhobenen Anſpruch. In dem dadurch entftehenden Rechtsftreite 
muß demnach Iebterer als Kläger behandelt und dafür gejorgt 
werden, daß der formelle Unterfchied zwiſchen einer Auflündigung 
und einer Klage bei der mündlichen Verhandlung behoben werde. 
nn wurde im Entwurfe die Srift für das Anſuchen um 
iedereinfegung und für die Erhebung eines Rechtsmittels im 
Vergleiche zum geltenden Rechte verlängert, und zwar von drei 
auf acht Tage ($. 575). Um eine in der Nechtöfprechung bisher 
zu keinem befriedigenden Abfchluffe gediehene Controverſe zu be⸗ 
feitigen, wurde im $.575 Abf. 3 die Frage entichieden, wie lange 
die Vollſtreckbarkeit gerichtlicher Aufkündigungen oder Räumungs- 
aufträge und ber bezüglichen Urtheile dauere. Diefe Vorſchrift 
faun gewiffermaßen al eine Ergänzung der Norm des 8. 569 
aufgefaßt werden; bier wirkt der Ablauf von 14 Tagen als ftill- 
ſchweigende Erneuerung be3 Beftandvertraged. Endlich wurde auch 
in Bezug auf die außergerichtliche Kündigung Margeftellt, daß der 
Aufkündigende und nicht die Partei, weiche Einwendungen gegen 
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Zage früher aufgefündigt werden, al3 der Beitandgegenftand 
zurüdgegeben oder zurüdgenommen werden foll.®) 
*) Yerialfadhe, 8.224 8.4. 
2)8.1116 0.5.6.8. 
3) 88. 1114, 1115 a. 6. ©. 8. 
*).Siehe diefelben bei Manz 2. Band ©. 448 ff. 
— 8. 570. — Zuſtandig ift das Bezirksgericht, 8.49 8. 5, 
ar ai Abſ. J. N., in deffen Sprengel der Beitandgegenitandb Liegt, 


Hinfihtlih der Eontadinen» und Eolonenverhältniffe in Dalmatien 
bleiben die beitehenden Vorſchriften — Art. X E. G. z. C. P. O. 

Beſtimmungen über Aufkündigungs⸗, Uebergabs⸗ und Uebernahms⸗ 
friften und Termine, ferner über Die Zeit und ben Umfang ber Beſichti⸗ 
gung der Beftanbobjecte erläßt die politiſche Bandesitelle im Einvernehmen 
mit dem Oberlandesgerichte. Art. XI 8. 1E. G. z. C. P. O. 


eine außergerichtliche Aufkündigung erhebt, die Rechtzeitigkeit der 
Einwendungen nachzuweiſen habe (8. 566 Abſ. 2), was eigentlich 
ſchon in dem Grundſatze des 8. 571 Abſ. 2 mitenthalten iſt. Die 
Beſtimmung iſt übrigens, auch hievon abgeſehen, nothwendig, 
weil die Partei, welcher aufgekündigt worden, ſich einen ſchrift⸗ 
lichen Beweis über den Kündigungstag nicht zu verſchaffen ver- 
mag und daher nur einen umftändlichen Zeugenbeweis führen 
oder eidlihe Vernehmung beantragen müßte. Der vom Gegner 
buch Producirung der Urkunde leicht erbringbare Beweis ber- 
dient dem gegenüber offenbar den Vorzug. (Motive, ©. 321 
und 322.) 

Hinfichtlich des Beftandverfahrens tft die Einführung einer 
doppelten Friſt für das Anbringen der Einwendungen hervor— 
zuheben (88. 562, 566). Da für alle Mieten, die nicht mindeftens 
Monatsmieten find, nunmehr eine achttägige Kündigungdfrift feit- 
gefet wird (8. 560 3. 3), jo mußte, um eventuellen Einwen— 
dungen gegen die Kündigung nicht von vornherein jeden Erfolg 
abzufchneiden und ihre proceffuale Erledigung vor Ablayf der 
Kündigungsfrift überhaupt möglich zu machen, bei dieſer letzteren 
Gruppe von Mieten die herfömmliche Einwendungsfrift von acht 
Zagen abgekürzt und auf drei Tage berabgefettt werden. Um 
ferner bei Beftandverträgen, die der Kündigung unterliegen, die 
Kündigungsfrift zur Austragung der zwifchen den Kontrahenten 
wegen der Räumung oder NRüdnahme der Beftandfadhe etwa 
fhwebenden Differenzen ausnügen zu können und dadurch die 
wirtſchaftlich und juriftiich gleich wünfchenswerte anticipative Feſt⸗ 
ftelung der NReftitutiondpflicht bier ebenfo wie bei den auf bes 
ftimmte Zeit eingegangenen Beftandverhältnifien (8. 567 Abf. 1) 
zuzulaffen und zu befördern, wurde die VBorfchrift des 8. 567 dahin 
ergänzt, daß ſchon vor Ablauf der Kündigungsfrift und eventuell 
gleichzeitig mit der Kündigung ein richterlicher Ausſpruch über Die 
Nüdftelung und Räumung des Beftandgegenftandes erwirkt wer- 
den kann. (Gem. Ber. Nr. 10.) 


Eivilprocefordnung. 39 
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6.561. Beſtandverträge können ſowohl vom Beſtand⸗ 
geber, als vom Beſtandnehmer gerichtlich oder außergerichtlich 
aufgekündigt werden. 

Die von einer Partei wirkſam vorgenommene Aufkün⸗ 
digung kann gegen diefelbe von der anderen Partei in Bollzug 
geiebt werben.!) . 

1) 88.575 Abi. 3, 569. 

— Die gerichtliche Aufkündigung kann mittels 
Schriftſatz!) oder u angebracht werden. Ber Schrift- 
fa oder das über die Auffündigung aufgenommene Proto- 
fol?) Hat insbeſondere die Bezeichnung des Beitandgegenftandes, 
die Ungabe des Zeitpunttes, in welchem der Beitandvertrag 
endigen joll, und endlich den Antrag zu enthalten, dem Gegner 
aufzutragen, entweder den Beftandgegenftand zur beitimmten 
Beit bei jonjtiger Erecution zu übergeben oder zu übernehmen, 
oder gegen die Auffündigung feine Einwendungen bei Gericht 
anzubringen. Zur Anbringung der Einwendungen ift, falls 
die Auflündigungsfrift wenigitens vierzehn Tage beträgt, eine 
en bon 3 Tagen, ſonſt eine Frift von drei Tagen?) zu 

eftimmen. 

Wohnt der Auffündigende weder am Orte noch im 
Sprengel des zuftändigen Bezirkögerichtes,®) jo hat er einen 
dafjelbft wohnenden Zuſtellungsbevollmächtigten zu beitellen 
und al Namen und Wohnort bei der Auffündigung an- 
zugeben. 

Aufkündigungen, welde diefen Vorjchriften nicht ent- 
iprechen oder bei einem unguftändigen Gerichte angebracht 
werden, find, falls nicht der vorhandene on gemäß 8. 84 
behoben mwerden kann, von amtswegen durch Beſchluß zurüd- 


zuweiſen.ꝰ) 
2) 88, 74-77. 


2) Notbfriften, 8. 570. 
“) Gegen ben die Auffünbigung aufrecht erledigenden Beſcheid Tein 
Me Teiche © "6 8.1, 96 

r Recurs 88. 514, 575 Ab. 1. 

6.563. Damit eine gerichtliche Auflündigung für den 
nächſtfolgenden Termin wirkſam jet, muß fie vor Ablauf der 
im 8. 560, 8. 1 und 2, beftimmten Friſten bei Gericht an⸗ 

ebracht und zugeftellt fein.) Auffündigungen, welche erft nach 
blauf diefer Friften angebracht werden, find von amtswegen 
durch Beſchluß zurüdzumeifen.?) 
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Bor Beginn der vertraggmäßigen oder geſetzlichen Auf- 
fündigungsfrift angebrachte Auffündigungen dürfen aus diefem 
Grunde allein nicht zurückgewieſen werden. 

1) Wenn Teine endungen erfolgen, ift auch bie verfpätet zuges 
ftellte Kündig wirkſam, 8. 564 Abſ. 2. 

2) Recurs, 38. 514, 575 Abf. 1. 

6.564. Der über die Aufkündigung vom Gerichte an 
den Gegner der auffündigenden Partei gemäß 8.562 erlafjene 
Auftrag ift dem Gegner unter Mittheilung eined Eremplares 
des Schriftſatzes oder einer Protofollsabfchrift nad) den für 
die Zuftellung von Klagen maßgebenden Borjchriften‘) unver- 
züglich zuzuſtellen. 

Crfolat dennod die Zuftellung in den Fällen des $. 560, 
8.1 und2, erft nach Ablauf der dajelbft beftimmten Kündigungs- 
friiten, fo ift die Auflündigung dennoch wirkſam, wenn gegen 
den gerichtlichen Auftrag binnen der dazu anberaumten Frilt?) 


Einwendungen nicht angebracht werden.?) 
1) 88. 106, 107. 
2) 8. 562 Mbf. 1. 
5) Bergi. 8. 563 Abi. 1. 


Außergerihtliche Auffündigung. 

6.565. Die außergerichtliche Auftündigung Tann durch 
einen Notar oder in anderer Weiſe erfolgen. 

Die dem Gegner der auflündigenden Bartei zum Bivede 
der Auffündigung zu machende Mittbeilung Hat ftet3 auch 
die im 8.562, Abſatz 1 und 2, bezeichneten Angaben zu ent- 
halten. 

Damit eine ſolche außergerichtlihde Auffündigung die 
Wirkung einer gerichtlichen Aufkündigung erlangen fönne, 
muß fie durch Urkunden bewiefen werden, welche in Betreff 
ihrer Beweisfraft zu einem Bedenken feinen Anlaß geben, *) 
und es müſſen überdies bei der Auffündigung die in 8.563 
und 564 angegebenen Friſten beobachtet jein. 

Der Zeitpunkt der Auffündigung oder Buftellung der 
Aufkündigung muß gleihfall3 durch Urkunden der in Abſatz 3 
bezeichneten eichaffenheit bewiejen werden. | 

) 88. 292, 294, 296. 


6.566. Derjenige, gegen welchen eine ſolche außergericht- 
liche Aufkündigung gerichtet ift, hat binnen acht, oder wenn 
die Auffündigungsfrift weniger als vierzehn Tage beträgt, 
binnen brei Tagen ($. 562 Abſatz 1) nach erfolgter oder 
empfangener Auffündigung feine etwaigen Einwendungen 

39* 
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dawider bei dem Gerichte,') in defien Bezirk der Beftandgegen- 
ftand Tiegt, fchriftlich oder mündlich einzubringen, widrigens 
die Auffündigung in Wirkfamteit treten würde. 

An welchem Tage die Auffündigung der Partei mit- 
getheilt wurde, welche Einwendungen erhebt, ilt von der 
auflündigenden Rartei auf erlangen des Gerichte durch 
Vorlage der in $. 565, Abſatz 4, gedachten Urkunden zu be⸗ 
weiten. 

3) Beyktiger, 8.9 8.5 J. N. 
2) 8.571 Ubf. 2. 


Auftrag zur Uebergabe oder Uebernahme des 
Beftandgegenftandes. 


6. 567. Bei VBeftandverträgen, welche ohne nur 
gegangene Aufkündigung nad) Ablauf einer bejtimmten Zeit 
erlöfchen, Tann jede Partei noch vor Ablauf der Beftandzeit 
eine gerichtliche Verfügung beantragen, mittel3 welcher dem 
Gegner aufgetragen wird, den Beltandgegenftand zur be- 
jtimmten Zeit bei jonftiger Execution zu übergeben oder zu 
übernehmen, oder gegen diejen Auftrag binnen acht Tagen 
feine Einwendungen bei Gericht anzubringen.!) 

Wenn das Beftandverhältnis für mehr als ſechs Monate 
eingegangen tft, kann diefer Antrag nur in den lebten ſechs 
Monaten ga werden. 

Die Beſtimmung bes 8.564, Abſatz 1, ift auch auf bie 
Zuftellung ſolcher Aufträge anzumwenden.?) 

Bedarf e3 zur Aufhebung des Beltandvertrages einer 
Auffündigung, jo kann der Anſpruch auf Uebergabe oder 
Uebernahme des Beltandgegenftandes ſchon vor Ablauf der 
Kündigungsfrift mittel3 Klage geltend gemacht und auch die 
Kündigung mit der Klage verbunden werden.’) 
| ı) Kein Recurs, 8.575 Abſ. 2. 


2) 88. 106, 107. 
2) Bergl. 8. 297. 
Berhältnis zum Afterbeftandnehmer. 

6.568. Alle gegen den Beftandnehmer erwirkten Auf- 
fündigungen, Aufträge, Enticheidungen und Berfügungen, 
welche das Beftehen oder die Auflöjung eines Beftaudvertrages 
über einen der im 8.560 bezeichneten Gegenftände betreffen, 
find auch gegen den Afterbeftandnehmer wirkſam und voll- 
ftredbar, jofern nicht ein zwilchen dem Afterbeftandnehmer 
und fer Beitandgeber beſtehendes Rechtsverhältnis ent- 
gegenfteht. 





Aufkündigung bedarf, find dadur 
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Stillihweigende Erneuerung de3 Beftandvertrages. 


6. 569. Beitandverträge, welche durch den Ablauf der 
Beit erlöjchen, ohne daß es behufs Auflöfung des Vertrages 
oder Verhinderung feiner ftillfchweigenden Erneuerung!) einer 

Fi ‚ daß der Beftandnehmer 
fortfährt, den Beitandgegenftand zu gebrauchen oder zu be- 
nüßen, und der Beitandgeber es dabei bewenden läßt, nur 
dann als ftillichweigend erneuert anzufehen, wenn binnen 
vierzehn Tagen?) nach Ablauf der Beitandzeit, oder bei Ver⸗ 
trägen, welche urſprünglich auf kürzere Beit als auf einen 
Monat geichloffen wurden, binnen einer der Hälfte der ur- 
fprünglich bedungenen Zeit gleichlommenden Frift nad) Ab» 
lauf des Vertrages weder von dem Beitandgeber eine Klage 
auf Zurüdftellung, noch von dem Beftandnehmer auf Burüd- 
nahme des Beftandgegenftandes erhoben wird. 

N $ 114 0.5.6. B. 


Hriften in Beſtandſachen. 
6.570. Die in den 88.560 bis 569 feſtgeſetzten Friften 
fönnen nicht verlängert werden. 

Ro ‚8.128. — Wi . 146 : 

ee a ea den a Er . ie 
Verfahren. 

. 571. Ueber rechtzeitig — Einwendungen iſt 
eine Tagſatzung zur mündlichen Verhandlung!) anzuordnen. 
Bei der Anberaumung der eriten und der etwa folgenden 
Tagfagungen, ſowie bei der Beitimmung von Friften ift auf Die 
Dringlichkeit?) der Beftandjachen befonders Bedacht zu nehmen. 

e Partei, von welcher die Kündigung oder die Auf- 
forderung zur Zurückſtellung oder zur Zurüdnahme des Be- 
——— ausging, iſt als Kläger anzuſehen.?) 

erfpätet angebradyte Einwendungen wider die Auf- 
fündigung eines Beftandvertrages oder gegen den gericht- 
lichen Yufteng zur Uebergabe oder Uebernahme eines Beſtand⸗ 
gegenftandes find von amtswegen ohne Verhandlung zurüd- 
zuweifen.*) 

ine Wiedereinfegung in den vorigen Stand®) gegen Die 
Verſäumung der Frift zur Anbringung von Einwendungen‘) 
iſt nicht zuläſſig. 

J — 40 Abf. 1. 

2) 8. 486. 
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. 566 Abſ. 2. e bie Motive bei 8. 560. 
Kuss Fr 514, a 1. 


. 146. 
bi 562 Abſ. 1, 566, 567 Abſ. 1. 


6. 572. In dem das Verfahren über Einwendungen 
erledigenden Urtbeile ift auszufprechen, ob und inwieweit 
die Aufkündigung oder der nad) 8. 567 erlaffene Auftrag als 
wirkſam anerlannt oder aufgehoben wird, fowie ob und 
wann der Beklagte verpflichtet ift, den Beitandgegenftand zu 
übergeben oder zu übernehmen. 

8. 573. — Entſcheidung über bie Koften, 88. 52. 


6. 573. Wird der Bellagte fehuldig erkannt, den Be- 
an egenftand zu übergeben oder zu übernehmen, ift jedoch 
te Beſtandzeit zur Zeit der Urtheilsfällung bereit3 ver- 
ſtrichen, jo ift bet Mietverhältniffen in dem Urtheile auszu- 
Iprechen, daß die Mebergabe oder Mebernahme fofort zu er- 
folgen babe; bei Pachtungen kann zu diefem Zwecke eine acht 
Zage nicht überjchreitende Friſt gegeben werden. 

Iſt die Beitandzeit noch nicht verftrihen, fo iſt die 
Beit für die Uebergabe oder Uebernahme nach den hinficht- 
lich der Rumungsfriſten beftehenden beſonderen Borfchriften ?) 
Ben mangel3 folcher in Gemäßheit der Ortsgewohnheiten zu 
eftimmten. 

Soweit es auch an folchen Gewohnheiten fehlt, ift bei 
Mieten anzuordnen, daß mit der Räumung ſpäteſtens am 
dritten Tage vor Ablauf der Mietzeit zu en dem 
Uebernehmer zur Mittagszeit dieſes Tages ein zur Ver—⸗ 
wahrung eines Theiles feiner Fahrniſſe geeigneter Platz zu 
überlafjen fei, Die Uebergabe des gänzlich geräumten Miet- 
— aber bis zum Mittage des letzten Tages der 

ietzeit zu erfolgen habe. Bei Pachtungen von Gütern, 
auf welchen Gebäude ſtehen, iſt anzuordnen, daß mit der 
Räumung ſpäteſtens am achten Tage vor Ablauf der Pacht⸗ 
zeit zu beginnen, dem Uebernehmer zur Mittagszeit dieſes 
Tages ein angemeſſener Theil der Raͤumlichkeiten zur Ver⸗ 
ahnung von Fahrniſſen und zur Einleitung des Wirtjchafts- 
betriebe3 zu überlafien fet, und die Mebergabe des gänzlich 
geunkr Pachtgegenftandes bi8 zum Mittage des lebten 
tages der PBachtzeit zu erfolgen babe. Bei Pachtungen an- 
derer Art endlih iſt anzuordnen, daß die Räumung und 
Uebergabe des Pachtgegenftandes bis zum Ablaufe der Pacht⸗ 
zeit vorzunehmen jet. 
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Der dritte oder achte Tag vor Ablauf der Beſtandzeit 
iſt ſo zu berechnen, daß zwiſchen dem Tage des Beginnes 
und dem Tage der Beendigung der Räumung volle zwei 
oder volle ſieben Kalendertage liegen. 

Die Beſtimmungen der rn 2 bis 4 über die Räu⸗ 
mung und Webergabe des Beftandgegenitandes gelten auch 
dann, wenn gegen die gerichtliche oder außergerichtliche Auf« 
fündigung oder gegen den Auftrag zur Uebergabe oder Ueber- 
nahme de3 Beitandgegenftandes nicht rechtzeitig Einwendungen 
erhoben wurden. 

Die Erecution kann auf Grund rechtskräftig gemordener 
Urthetle, Auflündigungen und gerichtlicher Hufträge zur 
Uebergabe oder Uebernahme des Beftandgegenftandes bewilligt 
werden, fobald die Frift verftrichen tft, innerhalb deren nad 
den vorangehenden Abjägen der Beltandgegenftand gänzlich 


geräumt zu übergeben mwar.?) 
ı) Art. XI 8. 1.E. ©. 3. C. P. 9. Siehe Manz 2. Bd. ©. 448 ff. 
Noch am Nachmittag desfelben Tages, Abſ. 3. 

6. 574. Die Beftimmungen des 8. 573 find auch dann 
anzuwenden, wenn ein Beitandvertrag ohne vorausgegangene 
— oder außergerichtliche Aufkündigung infolge einer 

Inge durch Urtheil für aufgehoben oder erlojchen erklärt 

wird. 
88. 1117, 1118 a. b. G. B. 8. 567 Abf. 4. 
6.575. In dem in diefem Abfchnitte geregelten Ver⸗ 
fahren beträgt die Friſt zur Stellung des Antrages auf 
Wiedereinfegung in den vorigen Stand,!) dann zur Erhebung 
der Berufung?) oder Revifion,?) fowie zur Einlegung des Re- 
— acht Tage. Dieſe Friſten können nicht verlängert 
werden. 

Gegen die gerichtlichen Aufträge zur Uebergabe oder 
Uebernahme des Beſtandgegenſtandes, die auf Grund von 
Auffündigungen‘) oder infolge eines gemäß 8. 567 geſtellten 
Anſuchens ergehen, ift vorbehaltlich der dagegen zu erheben- 
den Einwendungen ein Rechtsmittel nicht zuläjfig. 

Eine gerichtliche oder außergerichtliche Kündigung oder 
ein Auftrag zur Uebergabe oder Mebernahme des Beltand- 
gegenftandes, wider welche nicht rechtzeitig Einwendungen 
erhoben wurden, deögleichen die über ſolche Einwendungen 
ergangenen rechtskräftigen Urtheile treten, vorbehaltlid) des 
über den Koftenerfaß ergangenen Ausſpruches, außer Kraft, 
wenn nicht binnen vierzehn Tagen nach dem Eintritte der 
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in dieſen Aufträgen oder im Urtheile für die Räumung oder 
Uebernahme des Beftandgegenftandes beſtimmten Zeit wegen 
Dee Räumung oder Uebernahme Erecution beautragt 
wird. 
} 64." Bar Beantwortung 14 468 
u Feet ie "Tage, 8.507 Abſ. 2. 


*) Rothfriften, 8. 128. Für den Erfah der Procekloften ift die Friſt 
von Fi * 7— DEINEN: 8. 409. 


?) Berg. 8. 569. 4 
Berträge gegen Entrihtung eines Zinſes in 
Früchten. 


6. 576. Die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes finden 
auch auf die im 8.1103 a. b. G. G. bezeichneten Verträge 
Anwendung.) Solche Verträge find im Sinne diejes Geſetzes 
als mann anzujehen. RES ® 

matin EX C HD — 


Vierter Abſchnitt. 
Schiedsrichterliches Verfahren. 


Schiedsvertrag. 


6.577. Die Vereinbarung, daß die Entſcheidung einer 
Rechtöftreitigleit durch einen oder mehrere Schiedsrichter er- 
folgen folle (Schiedsvertrag), !) hat infoweit rechtliche Wirkung, 


8: 577. Für das fchiedsrichterlichde Verfahren brachte dic 
Permanenzcommiffion des Herrenhaufes zunächft durch die Aende⸗ 
rung des $. 578 die Regel des heutigen Rechtes, daß ftaatliche 
Richter von der Uebernahme des Schied3richteramtes ausgeſchlofſen 
feien, au im Entwurfe zur Geltung. Ferner wurden die Folgen 
gemildert, die nach 8. 579 aus der Annahme des Schiedärichter- 
amtes entipringen, da fi) mannigfacdhe Verhältniffe denken Laffen, 
in welchem der unbedingte Ausfchluß des Rüdtrittes vom Schieds⸗ 
richteramte eine arge Unbilfigkeit enthält und da das Walten eines 
wider Willen bei feinem Amte feftgehaltenen Schiedrichterd auch 
der Sache Selber wenig dienen möchte. 

Weiter wurde der faum begründete Unterfchied befeitigt, den 
die Regierungsvorlage und die Anträge des Permanenzausſchufſes 
des Abgeorbnnetenhaufes betreffsS der Beurkundung des Schieds⸗ 
pruches zwifchen der Urfchrift und den Ausfertigungen des Schieds⸗ 
pruches gemacht haben (88. 592, 595 3. 3), und überbied das 
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als die Barteien über den Gegenftand des Streites einen 
Vergleich abzufchließen fähig find.?) 

In einem Schiedövertrage kann auch wirkſam vereinbart 
werden, daß aus einem beſtimmten Rechtöverhältnifje fünftig 
—S— ngteien uch einen oder mehrere Schieds 
richter entichieden werden follen. 

Der Schiedsvertrag muß jchriftlich errichtet werden.?) 

2) 8.1891 a. b. G. 8. 
2) 88. 1880--1384, 865 a. b. G. B. — Proceßvollmacht, 8. 831 8.2. 
5) h 884 a. b. G. B. a 3.1. Siehe außerdem Art. XIL bis 


XXVII E. G. 3. C. P. O. f das Verfahren vor den Börjenſchiede⸗ 
es haben bie 88. 587—599 Teine Anwendung, Art. xvo 3 G. z. 


Erfordernis einer Begründung des Schiedsſpruches eliminirt (8. 592 
Abſ. 1), weil in der Begründung allein, infolange die Gefeggebung 
nit auch eine beftimmte Beichaffenheit und ae der 
Motive fordern kann, keine Oarantie der Güte und Nichtigkeit 
des Spruches erblidt werden könnte. 

Die Aufzählung der Mängel, wegen deren ein Schiedsfpruch 
als wirkungslos angefochten werden kann, wurden durch die Be- 
fiimmung vermehrt, daß der Schied3fprud nicht gegen zwingende 
Rechtsvorſchriften verftoßen dürfe (8. 595 3.6). Da das ziwingende 
Recht Beitimmungen enthält, von welden durch die Parteien 
nicht abgewichen werben kann, fo fordert es fchon die jurtftifche 
Confequenz, daß folche Rechtsſätze auch nicht durch einen mittels 
ee zur Ordnung der Rechtöbeziehungen berufenen 

chiedsrichter verlegt oder übergangen werden bürfen. Es mwürbe 
fonft die Beftelung von Schiedsrichtern ein fi} Leicht darbietendes, 
einfaches Mittel fein, um zu erzielen, was die Gejegebung eben 
dadurch anszufchließen verfucht, daß fie gewillen Normen den 
Charakter zwingenden Rechte beigelegt hat. Damit zufammen- 
hängend wurde fchlieglih eine Lüde in den Regeln über das 
fhiedsrichterliche Verfahren durch die neuen Borfchriften in den 
88. 598 und 599 Abf. 1 ausgefüllt. Wichtige Normen, welche bie 
Geſetzgebung aufftellt, um auch im fchiedsrichterlichen Verfahren 
die Parteien vor Wilffür und Unrecht zu fchügen, dürfen nicht 
der Gefahr ausgefegt fein, durch eine in ihrer Tragweite vielleicht 
nicht auf beiden Seiten gleich gut verftandene Vereinbarung ent⸗ 
fräftet zu werden. Der Entwurf beugte dem nicht genügend vor: 
die weſentlichſten Erforderniffe unparteiii der Rechtsſprechung, mic 
fie die Regeln über die Ablehnung dev Schiedsrichter, über die 
Ausfertigungen des Schiedsfpruches und über die Bedingungen 
und Zuläffigkeit feiner Anfechtung enthalten, blieben dem guten 
Willen überantwortet. Es wurde daher nun audgefprodhen, daß 
auf die Anwendung diefer Beftimmungen von den Parteien nicht 
wirkſam verzichtet werden könne. (Gem. Ber., S. 16.) 
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6. 578. Richterliche Beamte!) dürfen, folange fie im: 
richterlichen Dienfte ftehen, die Beſtellung als Schiedsrichter 
nicht annehmen. 

2) 8.1 Gel. v. 21. Mai 1868,18. G. B. Nr. 46 (Manz VI. Ob. 

1. Abth. ©. 875). 

. 579. Niemand tt verpflichtet, die Beſtellung als 
Schiedsrichter anzunehmen. Aus triftigen Gründen Tann 
der Schiedsrichter auch nad) Annahme der Beftellung von der 
übernommenen Berpflihtung zurüdtreten.?) 

1) 88.588 8.1, 584 Abi. 2. 

6.580, Wenn in dem Schiedövertrage weder die Schied3- 
tichter benannt, noch eine Beitimmung über die Zahl und 
Ernennung der Schiedsrichter enthalten ift, jo wird von jeder 
Partei ein Schiedsrichter beitellt. Diefe haben einen Ob⸗ 
mann zu wählen. 


6.581. Wer zufolge eines Schied3vertrages die Be- 
ftellung eines Schied3richters vorzunehmen hat, Tann von dem 
Gegner oder, wenn die Beftellung des Schiedsrichters einem 
Dritten: obliegt, von jeder der Parteien aufgefordert werden, 
binnen vierzehn Tagen diefen Schiedsrichter zu beitellen und 
hievon der auffordernden Partei Mittheilung zu machen. 
Eine gleiche Aufforderung ift dann zuläffig, wenn der auf 
Grund des Schiedsvertrages bereitö bejtellte Schiedsrichter 
die Annahme des Schiebsrichteramtes oder die Erfüllung 
feiner Verpflichtungen verweigert, wenn er ftirht, mit Erfolg 
abgelehnt wird,!) oder aus einem anderen Grunde wegfällt. 

Hat auch die auffordernde Partei einen Schiedsrichter 
zu beitellen, fo hat fie mit ihrer Aufforderung die Anzeige 
fr welche Perſon fie felbft zum Schiedsrichter be= 

ellt bat. 
Dieſe gegenjeitigen Aufforderungen und Anzeigen können 
durch die Poſt oder einen Notar vorgenommen werden.?) 

Die zur Beftellung eines Schiedsrichter? berufene Perſon 
ift an die von ihr vorgenommene Beitellung gebumden, fo- 
bald der Gegner oder eine der Parteien die Anzeige diefer 
Beftellung — hat. 

1) 3, 556 6f.1. 

2) Ausnahme von 8. 87. 


6.582. Wenn die Beitellung eines Schiedsrichters nicht 
rechtzeitig?) vorgenommen wird oder wenn bie beiden Schieds⸗ 
richter jich über die Perſon des Obmannes?) nicht einigen 
können, jo erfolgt die Bejtellung auf Antrag durd) das &e« 
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richt.) Der Antrag iſt bei dem Gerichte zu ſtellen, welches 
mangels eines Schiedövertrages für den Nechtöftreit in eriter 
Inſtanz zuftändig wäre. Zur Antragftellung find die Parteien 
und im Falle des 8.580 auch jeder der beiden Schiedärichter 
berechtigt. Zur Antragftellung ift auch vor Gerichtöhöfen die 
Vertretung durch einen Advocaten nicht nothwendig.‘) 

Der über den Antrag ergebende Beichluß kann durch 
ein Rechtsmittel nicht angefochten werden. 

3 ‚SB Abſ. 1. 


. 585. 

*), Ausnahme von 8.27 Abſ. 1. 

6.583. Können fich die Parteien über von ihnen ge- 
meinjchaftlich *) zu beftellende Schiedsrichter nicht einigen, fo hat 
das im 8.582 bezeichnete Gericht auf Antrag auszufprechen, ?) 
daß der Schiedsvertrag außer Kraft trete. 

Gleiches hat dann zu geichehen, wenn: 

1. beitimmte Berfonen in dem Schied3vertrage zu Schied3- 
richtern beftellt find und einer dieſer Schied3richter ftirbt, in⸗ 
folge Ablehnung?) oder aus einem anderen Grunde wegfällt,*) 
die Uebernahme des Schiedsrichteramtes verweigert oder von 
dem mit ihm deshalb gejchlofjenen Vertrage zurüdtritt,®) oder 
wenn 

2. ein im Schiedsvertrage ernannter oder auf Grund 
des Schiedövertrages von einer Partei oder gemäß 8.582 


8. 583. Wenn das fchiedsrichterliche Verfahren verfchleppt 
oder die Urtheilsfällung verweigert wird, fo tft ohne Zweifel die 
betreibende Partei befugt, ihr Recht gegen die Schiedsrichter auf 
dem Wege der Klage geltend zu machen. Da es fi) jedoch nicht 
um direct erziwingbare Leiftungen handelt, bürfte der Erfolg eines 
ſolchen Streites regelmäßig nur darin beftehen, daß die Partei nad) 
unverhältntsmäßigen Opfern an Zeit und Koften im günftigften 
Falle die Zuerkennung eines Erfaganfpruches wegen Rechtsver⸗ 
- zögerung erlangt; eine Entfcheidung des dem fchiedörichterlichen 
Verfahren zugewiejenen Nechtsftreite® wird auf diefe Art nicht 
erzielt. Voller Rechtsſchutz wird ber Partei bier nur dann zutheil, 
wenn der Schiedövertrag foldden Falles nach Conftatirung feiner 
Undurchführbarkeit außer Kraft geſetzt wird (8. 583). 

Die Verweigerung der Annahme bed Schiedsrichteramte3 be⸗ 
handelt ber Entwurf verſchieden, je nach dem biefed Ereigni3 in 
Bezug auf Schiedsrichter eintritt, welche unmittelbar im Schied3- 
bertrage nominirt wurden, oder in Bezug auf folche Perfonen, 
welche erft auf Grund des den Parteien oder einem Dritten im 
Schiedövertrage vorbehaltenen Ernennungsrechtes zum Schieds⸗ 
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vom Gerichte beftellter Schiedsrichter die Erfüllung feiner 
durch die Annahme der Beftellung übernommenen Berpflich- 
tung verweigert oder ungebürlich verzögert. 

Wenn der Schiedövertrag in Anjehung aller aus einem 
beitimmten Rechtsverhältniffe entitehenden a an ge⸗ 
ſchloſſen iſt,) und der Umſtand, wegen deſſen das Gericht den 
Schiedsvertrag für unwirkſam erklären ſoll, jo beſchaffen ift, 
daß er die ſchiedsrichterliche Erledigung der ſich in Zukunft 
aus dieſem Rechtsverhältniſſe etwa noch ergebenden Streitig- 
teiten nicht ausfchließt, To Hat das Gericht feinen Anipruch 
dahin zu beichränten, daß der Schiebövertrag nur für dieſen 
beitimmten Fall unwirkſam tft. j 
2 ufolge Schiebövertrages, $. 580. 

. 586. 
. 578. 
. 579. 
) 8. 577 Ubf. 2. 

6.584. Ueber einen im Sinne des 8. 583 geftellten 
Antrag ift nach vorgängiger mündlicher Verhandlung durch 
Beichluß zu entſcheiden.) Diefe Entjcheidung ſowie die Ent- 


icheidung über einen gemäß $. 582 geftellten Antrag Tann 
bei Gerichtshöfen auch von dem Borfteher des Gerichtähofes 


richteramte berufen wurden. Erfteren Falles bildet die Einigung 
über die Perfon des Schiedsrichters einen integrivenden Beſtand⸗ 
theil des Vertrages, der nur vermitteld neuerlicher Willendeinigung 
ber Parteien durch ein anderes erfet werden könnte. Wo ſolche 
neuerlide Einigung nicht zu Stande kommt, verliert der Schied3- 
vertrag dann feine Ausführbarteit, und e8 muß ben Parteien ge- 
ftattet fein, fi von der am Betreten des Rechtsweges hindernden 
an des unausführbar gewordenen Schiedsvertrages zu befreien 
8.683 3.1). Iſt aber im Schiedsvertrage bloß ein Nominations- 
recht einer Partei oder eines Dritten vereinbart, fo fteht nichts 
entgegen, daß bie Partei oder der Dritte, wenn die erfte Nominirung 
fruchtlos ift, an Stelle des verftorbenen oder abgelehnten un. f. w. 
Schiedsrichters einen anderen ernenne: ber Vertrag ift bier nad 
wie vor ausführbar. Daher geftattet der Entwurf zur neuerlichen 
Ausübung des Nominationsrechtes unter der früher dargelegten 
NRechtöfolge zu drängen (88. 581, 582). Falls ein auf Grund des 
borbehaltenen Nominationsrechte8 vom Gegner oder von einem 
Dritten ernannter Schiedsrichter die Erfüllung feines Amtes ver⸗ 
zögert, können die Parteien, beziehungsiweife ber Gegner zwifchen 
ber Supplirung durch richterliche Ernennung und der Unwirkſam⸗ 
rin. des Schiedövertrages wählen ($. 583 3. 2). (Motive, 


3 
_ 
B 
6 
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oder von einem ſeitens des Vorſtehers beauftragten Richter 
gefällt werden. 

Ein Schiedsrichter, welcher die durch Annahme der Be- 
ſtellung übernommene Verpflichtung gar nicht oder nicht 
rechtzeitig erfüllt, haftet den Parteien, unbeſchadet ihres 
Rechtes, die Außerkraftſetzung des Schiedsvertrages zu be- 
gehren, für allen durch feine hufdbare Weigerung oder Ver⸗ 
zögerung verurjachten Schaden. 

2) Recurs, 8. 514. 

6.585. Die Beftimmungen der 88.582 und 583 finden 
infoweit Teine Anwendung, al3 im Schiedsvertrage oder in 
einer dem Abſchluß des Schied3vertrages nachgefolgten fchrift- 
lien Bereinbarung von den Barteien für die bezeichneten 
Fälle etwas anderes feitgejegt tft. | 

6.586. Ein Schiedsrichter kann aus denfelben Gründen 
abgelehnt werden, welche zur Ablehnung eines Richters be- 
rechtigen (88.19 und 20 Jur.-Norm).t) 

Eine Bartei, welche einen Schiedsrichter allein oder in 
Gemeinschaft mit ihrem Gegner beftellt Hat, ift ‚zur Ab⸗ 
lehnung desjelben nur dann berechtigt, wenn der Ablehnungs- 
grund erjt nach der Beftellung entitanden oder der Bartei 


befannt geworden ilt. 
1) 88. 595 3. 4, 598. 


Berfahren vor den Schiedsrichtern. 


6. 587. Die Schiedsrichter haben vor Erlafjung des 
Schiedsſpruches die Parteien zu hören und den dem Streite 
zu Grunde liegenden Sachverhalt zu ermitteln‘) Das Ver⸗ 
fahren wird, jofern durch den Schiedävertrag oder eine nach⸗ 
trägliche jchriftliche Vereinbarung der Parteien nichts Anderes 
Iegeleht ift, von den Schiedsrichtern nach freiem Ermeſſen 

eftimmt. 

Wenn fih eine Partei in die Verhandlung vor den 
Schiedsrichtern nicht einläßt, ift mit der anderen Partei allein 
zu verhandeln. 

1) 8.595 8.2. 

6.588. Die Schiedsrichter dürfen die Parteien, ſowie 
die Zeugen und Sachverftändigen, welche freiwillig vor ihnen 
ericheinen, nur unbeeidet vernehmen. Sie dürfen weder gegen 
Parteien noch gegen andere Perfonen Zwangsmittel an- 
— ne Strafen verhängen.?!) 
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6.589. Bon den Schieb3richtern für erforderlich er- 
achtete richterlihe Handlungen, zu deren Vornahme diefelben 
nicht befugt find, werden auf Erfuchen der Schiedärichter von 
dem zuftändigen flantlichen Gerichte vorgenommen. 
Zweifel ift das Erſuchen an das Bezirkögericht zu ftellen, 
in defien Sprengel die Handlung vorgenommen werden foll 
oder der Beweis aufzunehmen ift. 

Das erfuchte Gericht Hat dem Erjuchen zu entiprechen, 
fofern dasfelbe nicht gefeglich unzuläffig iſt.) In Anſehung 
einer Beweisaufnahme ftehen diefem Gerichte insbejondere 
auch die Entfcheidungen zu, welche für den Fall der Beweis⸗ 
aufnahme durch einen erjuchten Richter durch die Beltimmun- 
gen des gegenwärtigen Geſetzes dem erfennenden Gerichte 
oder dem Proceßgerichte vorbehalten find.?) 

1) Sofern dad Erfuchen im Geſetze begründet, Die vorzunehmende Amts⸗ 
———— geſetzlich au fig und das erſuchte Gericht A derſelben zuftän= 
dig ü tt. XII E.8.3.9R. Berg. 8.37 I.R. 

2) 98. 284 Mbf. 2, 285. 

6. 590. Wenn mehr al3 zwei Schiedsrichter zur Ent- 
— ſind, iſt der Schiedsſpruch nach der ab⸗ 
ſoluten Mehrheit!) der Stimmen zu fällen, ſofern nicht in 
dem Schiedövertrage etwas anderes beſtimmt ift.?) 

N, „Das A mehr als die Hälfte fämmtlicher Stimmen“, 8.12 Abf. 1 


2) 8.595 8.3. 

6.591. Wenn bei einer Entfcheidung die für die Be- 
Ichlußfaffung erforderliche Stimmenmehrheit?) oder, fall3 nur 
zwei Schiedsrichter beftellt find, Stimmeneinhelligfeit nicht 
zu erreichen ift, jo haben die Schiedsrichter dies den Parteien 
befannt zu geben.?) 


$: 591. Wenn die fchiedsrichterliche Entſcheidung deshalb 
nicht zu Stande kommt, weil fich die erforderliche Stimmenmebrbeit 
nicht ergibt, fo tritt der Schiedsvertrag außer Kraft, wenn nicht 
von den Parteien eine Vereinbarung getroffen wird, welche die 
ortjegung des, Verfahren? ermöglicht (8. 591). Um fie in die 
age zu fegen, noch nachträglich eine ſolche Vereinbarung treffen 
zu konnen, müflen fie durch die Schiedsrichter vom Nichtzuftande- 
kommen der Enticheidung in Kenntnis gefegt werden. Die zu 
ſtellung der Entſcheidung, die einen weſentlichen Beſtandtheil des 
Erkenntnisverfahrens bildet, wurde im Einklange mit früheren 
Entwürfen als zu den Aufgaben der Schiedsrichter gehörig be⸗ 
handelt (8. 592). Die in ben 88. 87 ff. enthaltenen Beftimmungen 
be3 Entwurfes über die Zuftelung von Entfcheidungen finden 
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Wenn nicht im Schiedsvertrage oder in einer nachträg⸗ 
lichen ſchriftlichen Vereinbarung der Parteien für einen ſolchen 
Fall eine andere Vorſorge getroffen iſt, kann jede der Parteien 
bei dem im 8. 582 bezeichneten Gerichte den Antrag auf Er- 
laſſung eines Ausfpruches ftellen, daß der Schiedsvertrag 
anßer Kraft trete oder für den einzelnen Fall unwirkſam fei 
(6.584), 

; Such die Poſt oder einen Notar, 88. 581 Abſ. 3, 592 Abſ. 1. 

2) Recurs, $. 514. 

6.592. Den Parteien find Ausfertigungen des Schieds⸗ 
ſpruches, und zwar, falls fie diefelben nicht vor dem Schied3- 

erichte perfönlich in Empfang nehmen, durch die Poſt oder 
durch einen Notar zuzuitellen. 

Diefe Ausfertigungen, ſowie die Urſchrift des Schieds⸗ 
fpruches find mit der Angabe des Tages der Abfaflung des 
Schiedsſpruches zu verjehen und bei fonftiger Unwirkjamteit') 
des Schiedsſpruches von ſämmtlichen Schiedsrichtern zu un- 
terjchreiben.?) 

Ir: 

$- 593. Die Urfchrift des — iſt nebſt den 
Beurkundungen über die an die Parteien erfolgte Zuſtellung 
der Ausfertigungen!) von der im Schiedsvertrage bezeichneten 
Perfon zu verwahren. Fehlt es an einer ſolchen Berein- 
barung oder ift der benannte Berwahrer veritorben, jo haben 
die Schiedsrichter die Art der Verwahrung zu bejtimmen. 
Im Bweifel find dieſe Schriftftüde bei einem Notar des Be- 
En zu binterlegen, in welchem das Schiedsgericht feinen 

8 hatte. 


auf die BZuftelung von Schiedsſprüchen feine Anwendung. Zu 
einer ftaatSgerichtlicden Ingerenz fehlt e8 im fchiedsrichterlichen 
Verfahren — von der Requifition gemäß 8. 589 abgefehen — an 
jedem Anlaſſe. Insbeſonders konnte daher auch den ftaatlidden 
Civilgerichten nicht die Aufgabe übertragen werden, die Urſchrift 
des Schiedsſpruches zu verwahren. Es ift Sache der Parteien, 
darüber im voraus eine Beftimmung zu treffen; mangels einer 
folden fol es zur Pflicht der Schiedsrichter — in ent⸗ 
ſprechender Art dafür zu ſorgen, daß die Urſchrift namentlich be⸗ 
hufs ſeinerzeitiger Benützung bei der Executionsführung den 
Parteien zugänglich erhalten werde (8. 593). Bei ſtändigen Schieds⸗ 
gerihten werden zumeiſt ſchon organiſche Einrichtungen für bie 
— ber Schiedsſpruchurſchriften beſtehen. (Motive, 
. 326. 


8.3. 


624 Civilproceßordnung. 


Die Urſchrift des Schiedsſpruches, ſowie die Zuftellungs- 
beurfundungen haben al3 den Parteien gemeinichaftlidhe Ur- 
funden %) au gelten. 

N . 804 8.8 u. Abſ. 2. — Art. XLIII E. G. 3. C. 2.0. 

6.594. Der Sciedsiprudy hat unter den Parteien die 
' Wirkung eines rechtskräftigen gerichtlichen Urtheiles,) fofern 
- die Parteien in dem Schiedövertrage nicht die Zuläſſigkeit 
der Anfechtung de3 Urtheiled vor einer höheren ſchiedsgericht⸗ 
fihen Inſtanz vereinbart haben. 

Die Schiedsrichter Haben auf Verlangen einer Partei 
den Eintritt der Rechtskraft und Vollſtreckbarkeit des Schieds- 
ſpruches auf einer Ausfertigung des Schiedsipruches jchrift- 


lich au beftätigen. 
ch * ken Abſ. 3, 261 Abſ. 5, 580 8. 6. 


Unwirkſamkeit des Schiedsſpruches. 


6.505. Der Schiedsſpruch iſt wirkungslos: 


1. wenn ein Schiedsvertrag ge nicht vorhanden 
oder der — war,!) vor der Fällung des 
Schiedsſpruches außer Kraft getreten?) oder für den einzelnen 
Fall unwirkſam geworden ilt;?) 

2. wenn der Partei, welche die Unwirkſamkeit des Schieds⸗ 
ip behauptet, im Berfahren vor den Schiedsrichtern das 
rechtliche Gehör nicht gewährt wurde,*) oder wenn diefelbe, 
fall3 fie eines gejeglichen Vertreters bedarf,®) in dieſem Ber- 
fahren nicht durch einen ſolchen vertreten war, fofern nicht 
fegterenfalls die Proceßführung nachträglih ordnungsmäßig 
genehmigt mwurde;®) 

3. wenn Dan tlich der Beſetzung des Schiedsgerichtes7) 
oder der Beichlußfaffung®) eine Ai liche oder vertragsmäßige 
Beitimmung verlett, oder wenn die Urfchrift und die Aus⸗ 
fertigungen des Schiedsſpruches nicht von ſämmtlichen Schieds⸗ 
richtern unterjchrieben wurden; ?) 


8. 595. (Nach der Negierungsvorlage lautete der Eingang: 
Der Schiedsſpruch ift über Klage aufzuheben.) 

Die Anderung in der Marginalrubrik und im $. 595 wurde 
aus dem Grunde vorgenommen, um feinen Zmeifel darüber zu 
laffen, daß der Schiedsſpruch nicht bloß im Wege der Anfechtungs- 
klage außer Kraft gefetst werben, fondern die Unwirkſamteit bes 
Schiebsjpruches auch incidenter in einem anderen Proceffe im 
Wege der Einrede geltend gemacht werden könne. (9. B., ©. 55.) 
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4. wenn die Ablehnung eines Schiedsrichters vom Schieds⸗ 
gerichte ungerechtfertigt zurückgewieſen wurde; ') 
5. wenn das Schiedsgericht die Grenzen ſeiner Aufgabe 
a hat: dei — 
wenn der iedsſpruch gegen zwingende Rechtsvor⸗ 
ſchriften verſtößt; 12) 

7. wenn der Schiedsſpruch eine Partei zu einer geſetzlich 
unzuiaſfigen oder unerlaubten Handlung verurtheilt hat; 

8. wenn die Vorausſetzungen vorhanden ſind, unter 
welchen gemäß 8. 530 8. 1 bis 7 ein gerichtliches Urtheil 
mittel3 der Wiederaufnahmsflage angefochten werden kanın.'?) 

3) 577 %bf.1 u. 3. 

37 N Abſ. 1. 

. 387. 

e) 477 Xbf. 2. 

8. 578, 586 Uhl. 1. 


. 590. 
®) 8. 592 Abſ. 2. 
10 . 586. 
u) 8, 577. 
— B. 88. 878, 879 a. b. G. ©. > a bet Manz 


II. an. ©. "260 F., "ebenfo Art. XXV €. G. 3 


§. 506. Bird auf Aufebung eines Schiedsſpruches 
geflagt, jo ijt die Klage bei dem im 8. 582 bezeichneten Ge⸗ 
richte an 
Sie ift, wenn fie auf einen der im $. 595, 8. 1 bis 7, 
angegebenen Gründe gerkit wird, bei fonftigem Ausichluffe 
binnen der Frift von drei onaten zu erheben.!) Diefe Friit 
beginnt mit dem Tage, an welchem der Partei der Schied3- 
fpruch zugeftellt wurde, wenn aber der Anfechtungsgrund erit 
jpäter befannt wurde, mit dem Tage, an welchem die Partei 
vom Anfechtungsgrund Kenntnis erlangt hat. 

Im Falle des 8.595 8.8 ift die Frilt für die Klage nad) 
— über die Wiederaufnahmsklage?) zu beur- 
theilen 
* ) el At. XXV E. G. z. C. P. O. 


597. Ueber die Klage auf Aufhebung eines Schieds⸗ 
ſpruches iſt nach den allgemeinen Vorſchriften dieſes Geſetzes 
zu verfahren. 

6. 598. Auf die Anwendung der Beſtimmungen der 
88.586, 592 und 595 kann von den Parteien weder im 
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Schiedsvertrage, noch im Wege einer anderen Vereinbarung 
verzichtet werden. 

6.509. Die Vorſchriften dieſes Abſchnittes finden auf 
Schiedsgerichte finngemäße Anwendung, die in geſetzlich zu- 
Yäffiger Weife Durch letztwillige oder andere nicht auf Ber-- 
einbarung der ftreitenden Theile beruhende Berfügungen 
oder durch Statuten angeordnet werden.) Die Anwendung 
der 88. 586, 592 und 595 Tann auch nicht durch eimjeitige 
Verfügungen ober durdy Statutenbeftimmungen wirkſam aus- 
geichloflen werden. 

Die in Gemäßheit des Geſetzes vom 15. November 1867, 
NR. G. B. Nr. 134, zur Schlihtung von Streitigleiten aus 
dem Bereinsverhältniffe errichteten Schiedögerichte find den 
Beftimmungen dieſes Abfchnittes nicht unterworfen. 


3) Art. XI 8.6 E. G. 3.6.8.9. Dagegen bleiben u die 
Borfchriften über die in Art. XII B.1-5 €. ©. 3. C. P. —————— 


Schiedsgerichte. 
Fünfter Abſchnitt. 


Verfahren in Streitigkeiten wegen der von 
richterlichen Beamten zugefügten Rechtsver— 
letzungen. 


6.600. Für das Verfahren in Streitigkeiten über Klagen, 
welche auf Grund des Geſetzes vom 12. Zuli 1872, R. G. B. 
Nr. 112, wegen Nechtöverlegungen durch richterliche Beamte 
gegen diefelben oder gegen den Staat erhoben werden,*) find 


8. 600. Das Verfahren in diefen Streitigkeiten ift durch das 
Gejeg vom 12. Zuli 1872, R. G. B. Nr. 112 geregelt worden. 
Beranlaffung zur Erwähnung diefer Streitigkeiten im Entwurfe 
ift zunächſt injoferne vorhanden, al3 Tünftig die Normen der neuen 
Civilproceßordnung auch für die Behandlung folder Streitigkeiten 
zu gelten haben werden und dies vor allem mit NRüdficht auf die 
Geftaltung des Berufungd- und Nebifionsverfahrend die Be- 
ftimmung nothivendig macht, daß die Oberlandesgerichte in Syn⸗ 
dikatsſachen nach den Vorſchriften des GerichtShofsverfahrens und 
ber oberſte GerichtShof nach den für die Oberlandesgerichte als 
DBerufungsgerichte geltenden Beftimmungen vorzugehen baben 
(8. 600). Ferner mußte aber mit Rüdfiht auf die Befonberbeit 
der Syndilatöproceffe eine Ausnahme von den Beftimmungen der 
Cinilproceßordnung dahin gefchaffen werden, daß die fonjt durch 
ben Gerichtöhof erfter Inſtanz oder durch das Bezirkägericht zu 
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‚die Vorſchriften dieſer Civilproceßordnung in der Art maß- 
gebend, daß für das Verfahren vor dem zur Enticheidung 
über eine ſolche Klage in erfter Inſtanz zuftändigen Ober- 
Iandesgerichte die Vorfchriften des zweiten Theiles, für das 
Berufungsverfahren vor dem oberiten Gerichtähofe die im 
erſten Abſchnitte des vierten Theiles der Civilproceßordnung 
entpalleien nungen zu gelten haben.) 

ı) Au eBlicher t3itand, 8. 80 J.N. 

. rg I a7 €. G. ;. en 

6.601. Die nad 8.12 des Geſetzes vom 12. Juli 1872, 
R. G. B. Nr. 112, vorgejchriebene Mittheilung über die An- 
bringung der Klage ift ber zuftändigen Disciplinarbehörde 
durch den Vorfigenden des Senates, dem die Rechtsſache zu- 
gewiejen ift, zu machen. 

Das Broceßgericht kann jelbft vor der für die mündliche 
Verhandlung beftimmten Tagfagung") auf Antrag oder von 
amtömwegen anordnen, daß der Rechtsſtreit bis zur Beendi- 
‚gung des Disciplinarverfahrens ausgefegt werde, wenn das 
endlihe Ergebnis des Iebteren oder die Benüßung der auf 
dem Disciplinarwege zu pflegenden Erhebungen für die Ent- 
‚Scheidung des Proceſſes vorausſichtlich von Einfluß ift. Nach 
Einlangen der Mittheilung über das Ergebnis des beendeten 
nn hat das Proceßgericht die Tagſatzung 
zur mündlichen Verhandlung von amtswegen anzuordnen. 

1) 88.230 Abſ. 1, 239. 

6. 602. In Anfehung der Einbringung des Rüderjahes 
mittel3 Bahlungsbefehles (8. 19 des Gejetes vom 12. Juli 
1872, R. G. B. Nr. 112) und des der — des Zah⸗ 
lungsbefehles nachfolgenden Verfahrens ſind die Vorſchriften 


erlaſſenden a —— bei dem Proceßgerichte anzubringen 
find (8. 602). Dies ſchien nothwendig, weil die Beurtheilung der 
Frage, gegen wen ein Mandat erlaffen werden kann, in Fällen 
Diefer Art mit Sicherheit nur are da8 mit der Sache befaßte 
Proceßgericht (Oberlandesgericht) erfolgen kann, bei welchem fich 
auch die Proceßacten über den vorausgegangenen Rechtsſtreit be- 
finden. Schließlich war bervorzuheben, daß die im 8. 190 dem 
ertennenden Gerichte eingeräumte Befugnis, wegen eine präju- 
diciellen procefiualifchen oder verwaltungsbehördlichen Verfahrens 
eine Unterbrechung anzuordnen, bier auch wegen eined etwa an⸗ 
bängigen Disciplinarverfahrend ausgeübt werden koͤnne, wenn 
deffen enbliche3 Ergebnis oder die Benügung der auf dem Dis- 
ciplinarwege zu pflegenden Erhebungen für die Entjcheibung der 
Hauptſache vorausfichtlich von Einfluß ift (8.601). (Motive, 8.326.) 
40* 
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über das Mandatöverfahren?) mit der Abweichung anzuwenden, 
baß zur Erlafjung bes Bahlungsanftrages das Breceßgeriiht 
ansfolieglich —— iſt und die Einwendungen gegen den 
Zahlungsauftrag bei demſelben anzubringen find.?) 

2) 88. 548—554. 


2) Geſetz vom 12. Juli 1872, R. G. 8. Ar. 118, womit zur 
Durchführung des Artitels 9 des Staatsgrundgeie ge2 vom 
21. December 1867, R. G. B. Nr. 144 über die richterliche Ge— 
walt, das Klageredt der Parteien wegen der von ridter- 
lichen Beamten in Ausübung ihrer ämtlichen Wirkſamkeit 
zugefügten Rehtsverlegungen geregelt wird. 

; FE beider Häufer des Reichſsrathes finde id) anzusrbnen, 
wie af 

8.1 L 


- ſchuldtragenden —— — — Hedi ec ir — 


p 
er ———— richterliche Beamte baftet als —— — und 
der Saat aft dieſes Geſetzes gleich einem Bürgen und 
. ft die Klage gegen einzelne ſchuldtragende r —2 — 
geri er o wird zur ge —— — gegenüber jedem Bella en 
der Beweis erforbert, sn — die Grunde ge, © 
Amtspflicht — Seite — en zu 
ird die Kla — je Staat a ——— fo : eat be 
weis, daß die Rechtsverletzung nur durch bertretung einer —5 — 
von Seite richterlicher Beamten desjenigen Gerichtes erfolgen fonnte, von 
weldhem die une — iſt. 
8.8. Wird der Er lapanjptu ch aus einem das Recht der Partei ver- 
—* era eines —— abgeleitet, fo können die ſchuld⸗ 
erlihen Beamten allein oder zugleich mit dem Gtaate nur 
Dan mittelft Klage belangt werben, wenn en — Kläger im Wege 
eines ftrafgeri tlichen Verfahrens befannt worden 
8. 4. Richerliche Beamte im Sinne ve le find die bei den 
Berichtshöfen und den Bezirkögerichten zur Ausübung des NRichteramtes 
oder ſonſt zu gerichtlichen Amtshandlungen angeftellten Staatäbeamten, 
ſowie die zur Vornahme gerichtlicher Amtshandlungen abgeordneten &e 
rihtscommifläre (Rotare). 
Denfelben werden in Betreff der Anwendung biefed Geſe gleich» 
eftellt die zur Ausübung des Richteramtes beftellten fachmännifchen — 
—2* ber Handels⸗, See» und Berggerichte, dann die bei den Gerichten 
zur Bornahme gerichtlicher Amtshandlungen angeftellten Diener 5 die 
et den landesfürſtlichen Steuerämtern angeftellten Staatsbeamten se 
Diener bezüglich ihrer Amtshandlungen mit gerichtlichen Depofiten- und 


geldern 
Die Beamten ber Staatsanwaltſchaft find als richterliche Beautte 
nicht anzuſehen. 
In Betreff der eewenree in Dalmatien bleiben die be⸗ 
ſtehenden Geſetze in Kraft. 
In welchem Maße und, wenn mehrere Perſonen beklagt 
werben, in welchem Berhättniffe von denjelben ber Erſatz angefproden 
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werben könne, inwieweit ein Regreß ftattfinde, unb wann bie Erſatz⸗ und 
Regr t erlö che, tft, foferne in biefem Geſetze nichts Anderes be- 
Kin a „nad den Beftimmungen des allgemeinen bürgerlichen Mechtes 
au beurtbeilen 
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Schriftftäde, für ben über bie A = 
ee erfcheinen, 1, Mb’ zur Eng von —— und. fer 
geeignet. Dasjelbe gil „Yoise! Ab- 
—** — Beamten 2 art — — der 
die Abſtimmung Kan Ir * eiätlhen Underfuäung 


bekannt geworben ift, oder d 
tichterliher Beamten 


Bien, nee wegen hide Di An — 


daß das Proceßverf 


ceBp begehrten, Proceßverfahren 
bis zur —— der Pin den — — werde, wenn 


Aus it 
Gen An Fl — kan 2 erfolgte Entſcheidung des Proceß⸗ 
Recurs zuläffig. 


6 as der 
Sit die Bioge gegen 
felbe —— richterlichen 


en den Staat erhoben worden, ſo kann der⸗ 
amten, welche er für die den Erioganfpruch 


dende Rechtsverlegung haftend Arge ke —— nicht als Mit- 


beklagte Pen: worden find, ben Strei 
der Erſatzanſpruch aus bem Be 
abgeleitet, fo et die Strettverfünd 


af eines "eines —— 


r Beamten nur dann ftatt, wenn Diefelben er Wege eines Far 


gerichtlichen Verfahrens belannt Ant, genorben 


einer gegen 


Beſchluß —7— N) 
erlannt worden find. 

Die Streitverfünbigun 
chriften — Ya En dem 


toceßverband 
Auf a 
get — 


amten 8 


nahme einzeln 
ift dieſelbe bei 
— 


ſoll. 
Mit dem Ge 
hofes vorliegt, die 
fraft des Urtheils beiz 

Wenn nad er 
Grund eines mit der 


ober wenn biefelben 
die 


in erfuchu 
der Berichterfiattung seien Are bien 


Buftellung beglaubigter Ab⸗ 
treitverfündigung gepflogenen 


: tichterliche Beamte dem 


r den richterlichen Be⸗ 
— iſt 3— Beweis 
— ——— Beklagte 


heile und gegen * 
mgen und 8 Ben 
eftimmt ift, bie 
der Eiviipeocehorbmumg 
en eines G@erichtes der 


te Gerichtshof endgiltig. 
jeoceßorbnung zur Vor⸗ 


den Bewilligung bedarf, 
ı Sprengel die —— 


iſt, wenn nicht ein Urtheil des oberſten ts⸗ 
— des Erkenntnisgerichtes über bie ts⸗ 


— Proceßordnung die Execution nur auf 
ecutionsclaufel verſehenen Urtheils ſtattfindet, jo 


iſt das —— welches in der Sache in J. Inſtanz erkannt hat, zur Gr- 


TE EEE En ng it at 
er a n ge einer na em re 
te ber 


8. 19, 


erhobenen Klage Erfah geleiftet, fo kann er bei dem Pro 
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— daß — richterlichen Beamten, deren Verſchulden durch 
gegen fie erg mn af» oder ——— tliches Erkenntnis 
kai — Die Se ſtu es Rückerſatzes mittelft lungsbefehles auf⸗ 


getragen 
War die Klage gegen ben Staat und die richterlichen Beamten er⸗ 
hoben worben, jo kann der — zur Leiſtung des — 
nicht erlaſſen werben, wenn d —— gegen die mitgekl 
Beamten ergangene Ürtheil, * es nſehung — als ————— 
erflärten Perſonen, ſei a in Anſehung ber des Quotenv 
niſſes ihrer Haftung, mit d en ftraf- au —E— — 


Soll der Zahlu er egen — richter elle ns —— 

— dem im Haupt⸗ 
procefie ergangenen Urtheile oder a den irafgerich 9 ar eigen — 
—— gegen im lungsbefehl müſſen Binnen. der 


—— —— werden. re pätete Einwendungen find von 


en — 
on tig —— Einwendungen hat das Gericht, wie 
„er sehe * einen auf Grund öffentlicher Urkunden er⸗ 
— Zahlungsbefehl zu verfahren und zu erkennen. 
Ueber die gegen ee des Gerichtes ergriffenen Rechtsmittel 
m — oberſte Gerichts 
Wenn ein Zah unaßbefehl in — der Beſtimmungen 
De, H "nicht erlaffen werden Tann, fo können die Rüderfaganfprüde 
taates gegen bie richterlichen Beamten nur im ordentlichen N 
— vor dem nach N an Grundfägen zuftändigen Gerichte I. 


rang ge eltend gemacht 
Sabre ve des Rückerſatzes im abminiftrativen Wege iſt 


— 
8. 28. Dem NRüderfabanipruce des Staates, gleichviel, ob derſelbe 
een Rechtswege geltend gemacht wird, oder ob über denfelben 
lungabefehl erlafjen oocben ft, u die richterlichen Beamten 
f le ungen t entgegenfegen, über . in dem gegen fie 
als gene te geführten Hauptprocefie verhandelt und entichieben worden 
ift, fie ungeadjtet der an fie — Streitverfündigung 
in dem — — ee pn 
8. 28. Behufs der & der Rüderf a prüde Tann die 
Finanzprocuratur, in Bere * taates, in ällen begehren, 
daß ihr von dem Disciplinar- o er Strafgerichte — vr dem Gerichte, 
von welchem oder von deſſen Beftellten die Rechtsverlegung ausgegangen 
ift, N de tihterlihen Beamten, welche die den Schadenerjag Dee 
grändenbe mtshandlung ausgeübt oder bei berfelben mitgewirkt haben, 
elannt Den: fowte ale zum Nachweiſe diefer Ausübung oder Mit- 
Br tenlihen Behelfe mitgetheilt werden. 
. 24. Für die Vo Ang der Bahlungäbefehle und der üher Ein- 
— gegen ee e erlaflenen Erlenntniffe gelten die im 
8. 18 en Itenen tim rg te 
ee be derfates Tönnen auch der Gehalt und die 
Ionen ienftesbezüge des richterlichen Beamten bis zu einem Drittel, 
eboch mit der Beferräntung in Erecution Ben daß ein jahr⸗ 
der Sn von 350 fl. von der Bollftre 
Zur Sich ung des — —— nd — —— Staate 
auf A während des Laufes des Hauptproceſſes die nad) der Civil⸗ 
proceßordnung zuläffigen Sicherftelungsmittel gegen die richterlichen Be» 
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* Sicherheits lei die — es 
< —— zu ee Rüderfagpflich — ale 


tion bis zur S 
Die Gehalte End Fe ——— der richterlichen Beamten 
können zu dieſem Behufe in dem im gie — mit Verbot 


belegt oder in ficherſte Sweife Een gegogen 

8.26. Wenn zur Beit ber Erhebung der —E der ſchuld⸗ 
tragende richterliche Beamte bereits geſtorben, ober wenn der Tod des⸗ 

a im aa des Haupt» ober Rüderfauproce effes erfolgt it, 2 fommen 
a en dieſes Geſetzes ſowohl bezüglich des Haup — 
lich d — auf die — oder Die (Erben ſes 
—— —— vefti dieſes Geſetzes ift a, en: 
en mmungen biefes ift auch) vorzug 

a auf Grund bes Artikels 8 ren ndgejebes 

. December 1867, R. &. B. Nr. 142 wegen einer wi einem Tichtere 
hen — geſetzwidrig verfügten oder verlängerten Verhaftung an⸗ 
geſpro 

8. 28. Die kaiſerliche Verordnung vom 18. März 1880, R. G. B. 
Nr. 46 wird aufgehoben. 

Die Beſtimmungen ber kaiſerlichen Patente vom 10. Febrnar 1853, 
R. G. B. Nr. 26 und vom 22. September 1857, R. &. B. Ar. 179, be= 
treffenb die leg aus der Gerichtäverwaltung der Dominien, 
ſowie die en des 8. 10 des Geſetzes vom 17. December 1862, 
R. G. B. Nr. —— — 8 1863 über das en 
(jett 5- 491 St. BP. O. na bleiben durch A Geſetz unberührt. 


ö u führen. 
.80. Mit dem Bollzuge Piefes Bcehes find die Minifter der Juſtiz 
und Finanzen beauftragt. 
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Beihlüfje, gegen welche fein abgejonderter oder 
- Überhaupt fein Recurs zuläffig iſt. 


A. Durd ein abgefondertes Rechtsmittel Tonnen nicht 
| angefochten werden: 


1. Jurisdictionsnorm. 

6.62. Die Befchlüfie, betreffend die Zuziehung eines fach- 
männifchen Beiſitzers bezw. eines richterlihen Beamten als 
Ergänzungsrichter in Fällen der Geltendmachung fachlicher 
Unzuftändigfeit. 


2. Civilproceßordnung. | 

6.6 Abf.3. Die zur Befeitigung ded Mangels der Proceß⸗ 
fähigkeit und gefeglichen Vertretung, bezw. Ermächtigung zur 
Proceßführung ertheilten Aufträge, ſowie die einftweilige Zu⸗ 
laſſung der Partei oder des angeblichen Vertreters bei Gefahr 
am Berzuge. r 

6.18 Abf.4. Der Beichluß, durch welchen Die Neben- 
intervention für zuläffig erflärt wird. : 

6.29 Abſ. 2. Die Zurückweiſung eines als Bevollmäch⸗ 
tigter einſchreitenden Winkelſchreibers. 


66.37 Abſ. 2, 84 Abſ. 1. Der Auftrag zur Beſtellung 
eines Advocaten und Belanntgabe desjelben an das Gericht 
unter Vorlegung der Vollmacht. : 


6.38. Die Zulaflung einer nicht als Bevollmächtigter 
ausgewiejenen Perſon zur Bornahme dringlicher Proceß⸗ 
andlungen, der Auftrag zur nadträglichen Vorlage einer 
Vollmacht oder zur Beibringung der Genehmigung der Partei, 
die Beitimmung einer Sin für dieſe Nachweiſung und Die 
Anordnung ber Fortiehung des Verfahrens ohne Rüdficht auf 
das Einfchreiten de3 Dritten nach fruchtlofem Ablaufe der Frift. 
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6.84 Abj.1. Der Auftrag zur Befeitigung von Form⸗ 
gebrechen eines Schriftſatzes. (Vorfigender.) 

6.85 Abi. 3. Die Vorladung der Partei behuf3 Be- 
feitigung von Formgebrechen, ſowie die BZurüdftellung des 
mangelhaften Schriftiage® unter Sebung einer Frift zur 
Wiedervorlage. (Borfigender.) 

6. 95 Abſ. 2. Der Auftrag zur Beftellung eines Zu⸗ 

ftellung3bevollmächtigten. (Borfigender.) 
ar ‚130 Abſ. 2. Die Anberaumung einer Tagfabung fowie 
jede Ladung zu einer ir rien i 

6.173 Abſ. 2. Der ol über die Ausſchließung der 
Deffentlichkeit. 

66.179 af. 1, 186 Abſ. 2. Die Zurüdweifung von ver- 
fpäteten neuem thatfächlicden und + Beweisporbringen wegen 
et 

66.181 Abſ. 2, 186 Abſ. 1 u.2. Der Auftrag an bie 
Barteien binnen einer beftimmten Friſt die als Beweismittel 
zu benüßenden Urkunden zur Einfiht für den Gegner bei 
Gericht zu erlegen, Rame und Wohnort von Zeugen befannt 
zu geben; die Zurüdweifung des mit Außeraditlaffung des 
Auftrages erft während der fortgefehten Verhandlung erfol- 
genden en ächlichen und Beweisvorbringens. 

66.184 Abſ.2, 180 Abf.2. Die Entſcheidung des Senates 
über eine als unangemeſſen zurückgewieſene oder vom Gegner 
beſtrittene Frage. 

6.186 Abſ. 2. Die Entſcheidungen des Senates über die 
Beftreitung einer auf die Procebleitung bezüglichen Anordnung 
des Borfienden oder einer Frage desjelben bezw. eines Mit- 
gliebes des Senates. 

‚214. Die die Protokollirung betreffenden Beſchlüſſe 
und Berfügungen der Einzelrichter und des Senates (der. 
über Einſprache gegen —— Beſchlüſſe und Verfügungen 
des Vorſitzenden zu entſcheiden Hat). 

6.243 Abf.1. Der Auftrag zur Beantwortung der Klage 
mittel3 vorbereitenden Schriftjahes. 

— 66.275 Abſ. 1, 291 Abſ. 1. Zurückweiſung angebotener 


eweiſe. 
6.2377 Abſ. 4, 291 Abſ. 1. Beweisbeſchlüſſe und Anord⸗ 
nung von Beweisaufnahmen. 
6,278 Abſ. 2, Abſ. 1. Zurückweiſung in Verſchlep⸗ 
pungsabſicht zurückgehaltenen neuen thatſächlichen Vorbringens 
und neuer Beweisanbietungen. 
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66.279 Abſ. 2, 291 Abſ. 1. Beichlüffe, durch welche die 
Benübung von Beweifen, für deren Aufnahme eine Friſt be⸗ 
flimmt wurde, bei der fortgejeßten Verhandlung bewilligt 
oder FT en wurde. 

291 Abj.1. — agung von Beweisaufnahmen 
an einen beauftragten Richter. (Gegen die en 
ar Fa zur Berelsaufnapıme fein. Rechts⸗ 
mitte 

66.283, 385 Abſ. 2, 291 Abſ. 1. Erlaffung von Erſuch⸗ 
jchreiben zum Zwecke der "Beweisaufnahme. 

66.286 Abſ. 2, 291 Abſ. 1. Beſchlüſſe des Vorfigenden, 
durch welche die Er gänzung einer vom beauftragten oder 
erjuchten Richter vorgenommenen Beweisaufnahme verweigert 


66. 289, 291 Abſ. 1. Beſchlüſſe, durch welche Fragen 
der Parteien bei der Beweisaufnahme zurüdgewieien werden. 
319 Abj.2. Die Entfcheidung über den Antrag 

auf Erxlaffung A Editiondauftrages an den Gegner. 
66,307, 319 Abf.2. Die Entſcheidung infichtlid der 
eidfichen — 5— des Gegners aus Anlaß der Urkundenedition. 
66. 31 Abſ. 2. Die Beſchlüſſe hinſichtlich der ge- 
age Yufbewahrung von Urkunden, deren Echtheit be- 


5 Abf. 2, fiehe bei 8. 279 Abi. 2. 

304 Abi. 1, 349 Abſ. 1. Die Entjcheidung über die 
Rechtmäßigkeit der Weigerung einer Ausfage, oder der Be- 
N ein ns Fragen. 

9 Abſ. 1. Die Enticheidung über die Recht- 
möge er der Berne eruug des Eides. 

ds. 337 Abſ. 2, 349 Abſ. 1. Der Beichluß, daß die. Ab⸗ 
hörung eines Beugen auf Grund der Ergebniffe der vor- 
läufigen 330. 940 zu unterbleiben habe. 

Abſ. 1. Die Beſchlüſſe über die Reihenfolge 
der ann der Zeugen, über das Entfernen eines 
Beugen vor Vernehmung aller vorgeladenen Beugen, über bie 
Confrontation ga Beu engen: 

6. 340, 341, 349 Abſ. 1. Die Bejchlüffe hinſichtlich 
der a = Beugen über die allgemeinen ragen, 
über Umftände, aus welden auf die Glaubmürdigfeit zu 
ſchließen ift, über die ratio scientiae, ferner Hinfwhtlich der 
Bernehmung von Zeugen, welche nicht verpflichtet ſun 
Gerichtshauſe zu erſcheinen. 
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66. 842, 319 Abi. 1. Die Entſcheidung des Senates 
über die Buläffigteit einer Frage und der —— — daß die 
auf eine unzuläſſige Frage des beaufttagten oder erſuchten 
Richters ertheilte Antwort unberückſichtigt bleibe. 

356, 366 Abſ. 1. Der Beſchluß, durch welchen die 
a inz eines er verworfen wird. 
Abſ. 1. Der Beichluß, durch weichen ſchrift⸗ 
liche Feriitung angeordnet wird. 
0 Abf.1. Beichlüfle und Daunen bei der Bor- 
a des Augenſcheines. Der Beichluß, durch welchen ein 
— au 8 Yung bon Sachverſtändigen verworfen wird. 
a1. Der Beſchluß, mit weldem die Beweis- 
ie, — Berne mung der Parteien angeordnet wird. 

6.377. Beichlüffe, durch welche die eidliche Bernehmung 
einer Partei angeordnet wird, die zu beihwörenden Be- 
hauptungen bezeichnet werden und bie Faſſung, in welcher 
die eidliche Ausſage über einzelne Umftände zu erfolgen hat, 
beftinumt wird. 

ER en Abi. 2. Die Zurüdweifung des Antrages auf 

ae von Schreib» und Rechnungsfehlern. 

i.1. Der Ausſpruch des Berufungsgerichtes, 
daß das Verfahren in erſter Inſtanz erſt nach Rechtskraft 
des Beſchluſſes aufzunehmen oder —— ſei, durch welchen 
das erſtrichterliche Urtheil wegen Nichtigkeit behoben wird. 

400. Der Beſchluß, inwieweit das Urtheil der unteren 
—— als ich angefochten zur nn geeignet if. 
499 Abi. 3, ſiehe bei 8. 479 Abſ. 1 
518. Alle Beichlüffe im Befigftörungsverfahren, aus⸗ 
mmen die Beſchlüſſe, Durch welche die Einleitung oder 
ortfesung des Verfahrens. verweigert wird und mit Aus⸗ 
nahme a“ SOLL. 

6.524 Abſ. 2. Der Beichluß, durch welchen über einen 
Necurs die Hemmung des Verfahrens, der Ausführung des 
angefochtenen — — oder der auf Grund desſelben ein⸗ 

uleitenden ution verfügt und die etwa nothwendigen 
Sicherungsmaßregeln angeordnet wurden. 


B. Durch einen Recurs können nicht angefochten werden: 


= 1. Surisdictionsunorm. 


6.24 Abſ. 2. Der Beſchluß, we ber Ablehuung bes 
Nichter3 Folge giebt. — 
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6.26 Abſ. 2. Die Entſcheidung Aber die Ablehnung anderer 
———— Organe. 
Abſ. 3. Die Entſcheidung von Streitigkeiten über 
die ——— zwiſchen inländiſchen Gerichten. 


2. Civilproceßordnung. 


6,30 Abſ. 2. Die Anordnung der Beglaubigung einer 
Bollmadıt. 

6 61 Abi. 2. Die Anordnung der Fortfeßung des Ver⸗ 
fahrens nach Abweifung des Antrages auf Sicherheitsleiſtung 
für —— koſten. 

Abſ. 2. Die Bewilligung des Armenrechtes und die 
Entid be daß ein Advocat für die arme Partei zu beftellen fei. 

6.82 Abſ. 2. Der Beichluß über den Antrag auf Ab- 
lürzung der Seit zur Einfihtnahme einer Urkunde. 

6.97 Abſ. 2. Die Beftelung eines Zuſtellungsbevollmäch⸗ 
tigten für diesfallg fäumige Streitgenofjen. 

6.100. Die Ertheilung oder Verweigerung der Erlaubnis 
zur Zuſtetunq an Sonn- und Feiertagen. 

6.117 Abſ. 2. Die Anordnung * Verlautbarung des 
Edictes in anderen Zeitungen als den Amtsblättern und Die 
Krone der mehrmaligen Einjchaltung. 

Die erjte Verlängerung einer Friſt nicht über 
die —* der urſprünglichen Friſt und die erſte Erſtreckung 
einer Tagſatzung nicht über vier Wochen, die Verweigerung 
einer 5 ung. 

— igumg der Wiedereinfeung. 
7,192. Verbindung mehrerer Brocefje zur gemein- 
famen aan 

19. Trennung der Verhandlung über cumu- 
lirte —9 — 

89, 192. Trennung der —— nach Streit⸗ 
— inSbejonbere, hinfichtlich proceßhindernder Einreden. 
192, Aufnahme des Verfahrens nad) 
rechtäfcäftiger Eat ung des für die Unterbrechung urfädh- 
lichen ——— 
.224 Abſ. 2. Die Ferfügung, durch welche eine Sache 
als Seriafache — 

.229, 257 Ab]. 2, "og Abſ. 1. Die Anordnungen des 
Borfibenden über bie in ber Klage oder in einem vorbe- 
reitenden Schriftfabe geftellten Anträge auf Bethätigung der 
Procepleitung. 
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66.247 Abi. 1, 258 Abſ. 2. Anorbnung ober Berweige- 
rung eines vorbereitenben Verfahrens. 

6.255 Abſ. 3. Enticheidung des Vorfißenden über Be- 
fchwerden gegen den Vorgang des beauftragten Richters im 
borbereitenden erfahren. 

6. 256. Beſchluß des Borfigenden oder Senates auf 
Ergänzung bes nen Verfahrens. 

257, fiehe bei 8.2 
.258, fiehe bei $. 229 
260 Abf. 2, fiehe bet 88.189, 192. 
.261 Ab). 2. Die Anordnung des Senated, daß nad) 
rwerfung der Einreden der Unguläffigleit des Rechtsweges, 
der Incompetenz, Streitanbängigfeit und Rechtskraft die Ber- - 
tr ir —53 che ſofort aufgenommen werde. 
1 Abf.2. Der Beſchluß, durch welchen die 
— Einvernehmun 2 im vorbereitenden Berfahren ver- 
nomgeng „en en und Sachverftändiger angeordnet wird. 
ab. 4. Der Beichluß, durch welchen jchriftliche 
ET en er oder zugelafjen wird, fowie die über 
die Richtigkeit der Feitftellung ergebende Entfcheidung. 

68.280, 291 Abſ.2. DerBeichluß, durch welchen die ſteno⸗ 
graphiſche Aufzeichnung einer Bewetsaufnahme geftattet wird. 

ss. 6.283 Uni. 1, 291 Abſ. 2. Der Beichluß, durch welchen 
dem Beweisführer, die Beftellung eines Erfuchichreibens wegen 
Bemweisaufnahme im Auslande übertragen wird. 

66.283 Abſ. 3, 291 Abſ. 2. Der Befchluß, durch welchen 
für die Beweisaufnahme oder für die Vorlage der Acten über 
eine im Auslande ftattfindende Beweisaufnahme eine Friſt 
bejtimmt wird. 

5 286 Abi. 3, 289 Abi. 2, 389 Abi. 3, 291 Abi. 2. 
Der Beichluß, durch weichen bie Ergänzung oder Wiederholung 
einer au anne angeordnet wird. 

66. 298 Abſ. 2, 319 Abſ. 1. Die Anordnung, dab dem 
Gegner nur einzelne Theile der Urkunde vorzuweiſen find 
oder demſelben m dem ganzen Inhalt Einficht zu gewähren ne 

66. 299, 319 Abi. 1. Der Auftrag zur Vorlage d 
Urſchrift der in —2— vorgelegten Urkunde. 

66.300, 319 Abſ. 1. Die —— daß eine Urkunde 
nicht in der mundlichen Verhandlung ſondern einem 
tragten oder erjuchten Richter vorzulegen ift und daß mit dem 
Protokolle eine Abſchrift oder ein Auszug vorgelegt werde. 


— 
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66.301, 319 Abſ. 1. Die Eutſcheidung über den Antrag 
auf Herbeifchaffung einer bei einem Notar oder einer öffent- 
fihen Behörde verwahrten Urkunde und Diesfällige Ver⸗ 
fügungen des Borlibenden. 

68.309 Ab. 1, 319 Abſ. 1. Die Anordnung der Unter- 
brechung des Verfahreus wegen eines gegen einen Dritten 
anhän 2,30 machenden Editionsprocefjed. 

34 9 Abſ. 2, 319 Abſ. 2. Die Anordnung der Fort- 
fegung ber Verhandlung wegen Verzögerung bed Procefies 
oder der Erecution auf Herausgabe der Urkunde gegen den 

ritten. 

66, 310 Abſ. 2, 319 Abſ. 1. Die Beranlafjung, dag zum 
Behufe der Bejeitiguug eines Zweifel über die Echtheit einer 
Öffentlichen Urkunde die ausftellende Behörde oder Perſon 
hierüber eine Erklärung abgebe. 

$ .314, 319 Abj.1. Der Auftrag an eine Bartei zum 
Zweck der Schriftvergleichung eine Schriftprobe zu Tiefern. 
66,315 Abſ. 1, 319 Abſ. 1. Der Beichluß des Gerichtes, 
die Vergleichung der Handfchriften felbft vorzunehmen oder 
darüber das Gutachten von Sacjverftändigen einzuholen. 

66.326, 349 Abſ. 2. Die Entſcheidung Über den Fort⸗ 
geng des Verfahrens bei Weigerung der Ausfage oder der 

— ſeitens eines Zeugen. 
9 329, 333, 349 Abſ. 2. Die Ladung eines Zeugen. 
.332, 349 Abf.2. Die Fortjegung der Verhandlung 
wegen nicht rechtzeitigen Erlages eines Borjchuffes für Zeugen- 
gebüren und die Yriftbeftimmung für diefen Erlag. 

66, 333 Abſ. 1, 349 Abſ. 2. Die Anordnung der neuer- 
lichen en bezw. Vorführung eines ausgebliebenen Zeugen. 

66.33 ah. 1, 349 Abf.2. Die Fortjegung der Verhand- 
lung nad) vergeblich verfuchter Vernehmung eines Beugen 
und Ablauf der hiefür beftimmten Frift. i 

66.337, 338, 349 Abſ. 2. Die über die Beeidigung 
eines en gnbtn Beichlüffe. 

69.346, 349 Abf.2. Der Auftrag zur Leiftung eines 
Bor le an einen Sengen. 

47 Abſ. 2. Die Entſcheidung über die Beugengebir. 
6.351, 366 Abſ. 2. Die Entfcheidung über die Anzahl 
der zu beftellenden Sachverſtändigen. 

66. 352 Abi. 2, 366 Abſ. 2. Der Beichluß, durch welchen 
die Beſtellung der Sachverftändigen dem beauftragten Richter 
überlafien wird. | 
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$: 356 Abſ. 2, 366 Abſ. 2. Der Beichluß, durch melchen 
ein — ige len Ablehnung enthoben wird. 

66.358, 366 Abj.2. Die Über die Beeidigung eines 
a een Beichlüfie. 

66.360, Abſ. 2. Beichlüffe, durch welche für Die 
Abgabe des Gutachtens eine Tagfagung oder eine Frift be 
ftimmt wird. 

867, * bei 88. 332, 346. 

.368 Abſ. 2. Die Beſchlüſſe, durch welche dem um 
Vornahme des Augenſcheines erjuchten „oder damit beauf- 
tragten Richter die Entfcheidung über die Zuziehung und 
nn der Sachverftändigen überlafien wird. 

— 368 Abſ. 3, ſiehe bei 332. 

.386 Abſ. 4. Bewilligung einer Beweisaufnahme zur 
et von Beweilen. 

6.387 Abſ. 2. Berweigerung oder —— der ſo⸗ 
fortigen Durchführung der Beweisaufnahme zur Si g 
einer J——— noch vor Zuſtellung des ſie zulaſſenden 
Beſchluſſes an den Gegner. 

66. 389, 291 Abi. 2. Ergänzung oder Wiederholung 
einer Beweisaufnahme zur Eicherung von Beweijen. 

. Abſ.3. Die Anordnung, daß bis zum Eintritte 
der Rechtskraft des Zwiſchenurtheiles die Verhandlung über 
die Aue auszujegen fei. 

6.420 Abf. 3. Die Entfcheidung über einen Antrag auf 
veriötigung des Thatbeftandes. 

.433. Die Entſcheidung über einen Antrag auf Ladung 
des Gegners zu einem Bergleichöverfuch. 

4 . Die Enticheidung über die beantragte Aufnahme 
eines — in das Urtheil des Bezirksgerichtes, laut deſſen 
dasſelbe in Ausübung einer beſonderen Gerichtsbarkeit judicirte. 

6,517, Beichlüfle des Berufungsgerichtes in Bagatell⸗ 
ſachen und andere Beichlüffe der eriten Inſtanz als die in 
8.517 8.1—5 angeführten. 

6.519, Die nicht in 88.519, 490 und 514 Abſ. 3 auf- 
gezählten Beichlüffe des Berufungsgerichtes. 

.527. Der Beichluß des Recurögerichtes, mit welchem 
ein Bejchluß der erften Inſtanz aufgehoben und eine neuerliche 
Entfcheidung vorbehalten wird, fofern nicht das Recurögericht 
den Vollzug jetner Enticheidung von der Rechtskraft abhängig 


gemacht ar 
6.528. Gleihförmige Entfcheidung bed Necurägerichtes. 
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6.539 Abſ. 1. Der Beichluß, durch welchen das Proceß⸗ 
gericht über eine Wiederaufnahmsklage noch vor der Ver⸗ 
Far die Einleitung des ftrafgerichtlicden Verfahrens ver- 
an 

6.542 Abf.1. Die Anordnung, daß nach Verkündung 
der dem Wiederaufnahmebegehren ftattgebenden Entjcheidung 
fofort in der Hauptjache verhandelt werde. 

‚545, 546 Abf.1. Die Entfcheidung über den 
Antrag "auf Unterbrechung des Berufungs⸗ oder Revilions- 
verfahrens wegen Anhängigfeit einer Wiederaufnahmsklage. 

6.552 Abſ. 1. Der Zahlungsauftrag im Mandatsver- 
fahren (ausgenommen die in demfelben enthaltene Entjcheidung 
über die Ko er 

ae 59 8, 559, 552. Der Wechſelzahlungs- bezw. 
a —— — 5* (ausgenommen die Koftenentjcheidung). 

orbehaltlicd, der Einwendungen die über 
eine onen, oder über ein Gejuh um Auftrag zur 
Räumung oder Uebergabe des Beitandgegenftandes ergebenden 
en Aufträge. 

6,582 Ab]. 2. Der Beichluß über den Antrag auf Be- 
ftellun — — durch das Gericht. 

4 Der Zahlungsbefehl, womit der Rückerſatz 
des vom Staate Ei Grund einer USER geleifteten 
Erfaßes. aufgetragen wird. 
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Anfang 1. 


Derfahren in Eheſachen. 
Hofdecret vom 23. Auguft 1819, 3. &. ©. Nr. 1595. 


Bu der in dem Anhange folgenden Vorſchrift üher das 
Berfahren in ftreitigen Eheangelegenheiten wird bemerfet: 
daß auch bei Verhandlungen um die Ungiltigerflärung und 
um die Trennung der Ehe dasjenige zu beobadjten jei, was 
die geltende Gerichts-Inſtruction über die Zuziehung und 
Einflußnehmung der Sameral- und politifchen Repräfentanten 
überhaupt vorjchreibt, fowie dagegen infolge Hofdecretes vom 
13. November 1816, J. ©. ©. Nr. 1296, wenn es ji um 
Judenehen in Gemäßheit der 88.133, 134 und 135 a. b. G. B. 
handelt, weder eine fiscalämtliche Vertretung einzutreten hat, 
noch die Beiziehung eines politifhen Nepräfentanten zur 
Verhandlung oder Enticheidung von Seite der Gericht3behörde 
nothwendig ift. 


Der Bergleich dieſes Abfchnitteg mit dem beftehenden Hof- 
decret vom 23. Auguft 1819 ergibt, daß weſentliche Aenderungen 
an dem Berfahren in Eheſachen durch den Regierungsentmurf 
nicht bezmwedt werden. Die einzige ind Gewicht fallende Aenderung 
ift die Einführung der Staatdanwaltjchaft zum Zwecke der Geltend- 
machung von Ungiltigleitsgründen oder als defensor matrimonii. 
Da nun der Ausihuß in feiner überwiegenden Majorität ber 
Veberzeugung war, daß die von der Regierung der Staatsanwalt- 
Ihaft in Bezug auf den Eheproceß zugedachte Stellung eine un- 
Mare, durch die bisherigen Erfahrungen nicht gerechtfertigte und 
mit üdficht auf den heutigen Wirkungskreis der Staatdanmwall- 
{haft eine ihren gegenwärtigen Functionen wenig homogene wäre, 
fo fonnte er diefer Neuerung feine Zuftimmung nicht geben. Es 
entfiel au$ diefem Grunde die Nothwendigkeit den Eheproceß neu 
zu vegeln, und es wurde deshalb diefer Abfchnitt aus dem Geſetze 
ausgeſchieden. (U. B., S. 54.) 


rum 
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Anhang. 

Geine Majeftät Haben, um das in den 88.94, 97 und 107 
a. b. G. 3. angedeutete ämtliche Verfahren in ftreitigen Ehe- 
angelegenheiten näher zu bejtimmen und eine gleichförmige 
Verhandlung dieſer wichtigen Necht3jache bei den Gerichten zu 
bewirfen, folgende BVorjchriften, die von nun an theils bei 
Scheidungen von Tiſch und Bett, theils bei Ungiltigerflärung 
und Trennung der Ehen anzumenden find, feitzufegen gerubt: 


I. Berfahren über die Scheidung von Tiſch und Beit. 
Allgemeiner Grundſatz. 


6.1. Streitigfeiten der Eheleute über die Scheidung von 
Tiſch und Bett müffen bei der im 8.107 a. b. G. 8. vor 
gefchriebenen Unterfuhung im Wefentlichen nad den allge. 
meinen Grundſätzen de3 rechtlichen Verfahrens in Streitfachen 
behandelt, und dabei die Vorſchriften der 88.21 und 22 der 
weſtgaliziſchen Gerichtsordnung über die mündliche Verhand- 
fung ftreitiger RechtSangelegenheiten, jedoch fo zur Anwendung 
gebracht werden, wie es der Begriff und Zweck einer von 
amtswegen zu pflegenden Unterfuchung fordert. 


Nähere Beftimmungen desfelben. 


6.2. Insbeſondere foll der Richter erjtens die jtreitenden 
Theile jederzeit perjönlich vorladen und vernehmen, allenjalls 
zuerft den Hagenden Ehegatten allein vorfordern und zu vor- 
läufiger näherer Aufflärung der Umftände und Beibringung 
der erforderlichen Beweismittel anmeifen. 

Wenn das Scheidungsgeſuch (88.105 und 107 a. b. G. 8.) nicht mit 
dem Beugniffe des ordentlichen Seelſorgers über die nad) Vorſchrift der 
88.104, 107 und 132 a. b. G. B. vergeblich vorgenommenen Berföhnung3- 
verfuche belegt iſt, fo hat das zur Scheidung zuftändige Gericht vor der 
Amtshandlung in der Hauptjache die im 8. 104 a. b. ©. 3. vorgeichriedenen 
Boritellungen an die Ehegatten zu drei verfchiedenen Malen in Zwiſchen⸗ 
räumen von je acht Tagen zu rihten. Das Protokoll, welches über die 
Bornahme des dreimaligen Kr ed zu führen ift, hat nur 
das er des Verföhnungsverfuches zu enthalten (©. v. 31. Dec. 1868, 

R. G. 8.1869 Wr. 3). 


6.3. Er foll zweitens die Streitigkeiten der Eheleute 
immer durch gütlichen Vergleich dahin beizulegen verjuchen, 
daß entweder das Scheidungsgeſuch freiwillig zurüdgenoinmen, 
oder die aus vollgiltigen Gründen verlangte Scheidung von 
dem anderen Theile ohne vechtliches Erkenntnis auf beſtimmte 
oder unbeftimmte Zeit bewilligt werde. 

$.4. Sn der Verhandlung ſelbſt ift er drittens an feine 
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anderen Regeln gebunden, al3 die das Wejentliche einer ein- 
fachen, zwedmäß:gen und gründlichen Unterfuchung über die 
rechtliche Beſchaffenheit des Ccheidungsgejuches ausmachen. 
Nicht angebrachte Scheidungsurfachen fol er nicht einmengen, 
auch weder den Barteien noch ihren Bertretern Umtriebe zur 
——— der Unterſuchung geftatten. 

6.5. Minderjährige oder unter Euratel ftehende Ehe⸗ 
leute haben ſich zwar viertens in Anfehung ihrer aus der 
ehelichen Gelellichaft Herrührenden, bloß perjönlichen Rechte 
und Berbindlichfeiten jelbft zu vertreten, jedoch follen mit 
ihnen auch ihre Eltern, Bormünder oder Curatoren zu den 
gerichtlichen Verhandlungen zugezogen werden. 

.6. Wenn fünftens der auf die Scheidung belangte 
Ehegatte der an Borladung nicht Folge leiftet, jo fol 
er durch ſchickliche Zwangsmittel zu ericheinen genöthigt, und 
nur, wenn dies nicht thunlich wäre, nach vorausgegangener 
Warnung vor den Folgen jeines Ungehorfams, auf Ausbleiben 
gegen ihn erfannt werden. Wäre der Aufenthalt desjelben 
unbelannt, jo ift nad; Vorſchrift des 8.498 der G. O. für 
Weſtgalizien gegen ihn zu verfahren. 

6.7. In dem Protokolle über die gerichtlichen Berhand- 
Iungen muß ſechstens jederzeit Name, Stand, Wohnort, Ge⸗ 
werbe, Alter uud Religion der beiden Eheleute, die Beit der 
— Ehe, die Anzahl, das Alter und Geſchlecht der 

inder angemerkt, auch daraus erfichtlich fein, ob Ehepacten 
errichtet worden feien. 


Unzuläſſiger Borbehalt bei einer freiwilligen 
Scheidung. 

68 Bei Bewilligung einer zufolge beiderfeitigen Ein- 
verftändniffes angejuchten Scheidung kann fein Vorbehalt 
weiterer vechtliher Berhandlungen über Unterhalt der Ehe- 
gattin und Kinder, Auseinanderjegung des Vermögens oder 
andere gegenfeitige Anfprüche der Eheleute zugelafien, mithin 
infofern nicht beide Theile über alle dieje Gegenftände voll- 
ftändig und unbedingt ausgeglichen find, der — nur 
durch rechtliches Erkenntnis aus den in dem 8.109 a. b. G. B. 
vorkommenden Gründen ftattgegeben werden. 


Beweisführung. 
6.9. Die Zuläffigkeit und rechtliche Kraft de3 Beweiſes 
überhanpt, und insbeſondere des Beweiſes durch das Geſtändnis 


— — — — - 


— — — — — — — 


— — — — — 


we a — m I Tore 
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oder den Eid der Ehegatten, tft, fo viel die Scheidung von 
Tiſch und Bett betrifft, nach der allgemeinen VBorfchrift der 
Gerichtsordnung zu beurtheilen. 

6.10. Inſofern beide Theile über die entjcheidenden 
Thatumftände nicht zu vereinigen find, ſoll der Beweis durd) 
Zeugen oder Kunftverjtändige Durch einen Bejcheid, wogegen 
jedem Theile der Recurs offen fteht, zugelajlen, auf den 
Haupt- oder Erfüllungseid aber durch UrtHeil erfannt werben. 

6.11. Bei Vernehmung der Kunftverftändigen und 
Beugen müfjen die allgemeinen Borjchriften der Gerichts- 
ordnung, injofern fie auf die Beweisfraft der Ausſagen weſent⸗ 
lichen Einfluß haben, genau beobachtet werden. Die Fragen, 
welche an die Zeugen geftellt werden jollen, hat der Richter 
jelbft zu entwerfen; jedoch dabei auch die allenfall3 von den 
Parteien geitellten Frageſätze zu benügen. Er fann nad) Er- 
forderni3 der Umftände auch fremder Gericht3barfeit unter- 
worfene Zeugen felbft vernehmen, und fich zu ſolchem Ende 
an ihren gehörigen Richter verwenden, daß fie zum Verhöre 
zu erjcheinen angewiejen werden mögen. 


Urtheil und Bejchwerden dagegen. 


6.12. Nach gänzlich beendigter Unterfuchung muß die 
Scheidung von Tiſch und Bett durch Urtheil bewilligt oder 
abgeichlagen, und im erjteren Falle zugleich ausdrüdlich dar- 
über erfannt werden: ob der eine oder der andere Ehegatte, 
oder jeder Theil, oder feiner von beiden, an der Scheidung 
Schuld trage. — Für die Rechtsmittel und Beichwerden gegen 
das Urtheil gilt die allgemeine Vorfchrift der Gerichtdordnung. 
— Fände der obere Richter weſentliche Gebrechen in der 
Unterfuchung, fo foll er vor Entſcheidung der Hauptſache die 
Sehler von amtswegen verbeflern laffen. 


II. Verfahren über die Ungiltigkeit oder Trennung der Che. 


Allgemeiner Grundſatz. 

6.13. Die Hier für das Verfahren über die Scheidung 
von Tiſch und Bett ertheilten Borjchriften finden auch in den 
Füllen einer Unterſuchung über die Ungiltigfeit oder ange- 
juchte Trennung der Ehe ($. 97 und die folgenden des a. b. 
G. 83.) infofern ihre Anwendung, als fie fi) mit den An- 
ordnungen des Geſetzes über die Aufrechthaltung der Ehen, 
über die Unzuläffigfeit des Beweiſes durch Eid oder Geftändnis 
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der Ehegatten, und über die von amtswegen einzuleitende 
Unterjuhung der im 8.94 des a.6.©.8. angeführten Ehe- 
hinderniſſe vereinigen laſſen. 


Ueber die Frage, wie in Fällen vorzugehen ſei, wenn ein 
Bupill ohne Einwilligung der Vormundſchaftsbehörde ſich 
verehelicht, das Landrecht dieſes Ehehindernis von amts— 
Be unterfuht, duch die nadträglid ertheilte Ein— 
willigung behoben, fohin dag KreiSamt wegen Wiederein- 
fegnung dieſer Ehe um die nöthige Verfügung eriudt, 
dieje3 aber, wie das Gubernium, die Wiedereinjfegnung 
— hat, wird bedeutet, daß 

a) nicht bloß der Vormund, ſondern auch die Vormundſchaftsbehörde 
berechtigt ſei, die Giltigkeit einer ohne ihre Einwilligung von Minder⸗ 
jährigen geſchloſſenen Che zufolge der 88. 94 u. 96 a. b. G. B. zu be⸗ 
ſtreiten, daß jedoch 

b) in Hinſicht des Verfahrens, welches in ſolchen Fällen zu beobachten 
wäre, im Allgemeinen keine Weiſung ertheilt werden, jondern es muß der 
Klugheit und Umficht des Nichters überlaffen werden, wie in jedem ein=- 
gehen Falle vorzugehen ſei, weil der Richter ſich nicht mehr in der nage 

efindet, wie bet einer erit einzugehenden Ehe, fondern über manche Rüd- 

ſichten, welche früher auf fein Urtheil hätten. Einfluß nehmen dürfen, 
hinausgehen, und jein Augenmerl nunmehr dahin richten muß, ob er 
unter den vorwaltenden Umftänden die Bewilligung erihetlen Tönne. 
Diefe hat er nur dann zu verweigern, wenn fehr widjtige Gründe ihn 
dazu auffordern. Weberhaupt fol die Bormundfchaftsbehörde ſich ihres 
Befugnifjes, die Ehe zu beftreiten, fo lange nicht bedienen, als es nur 
mit dem Intereſſe des Pupillen vereindbarlich ift. UWebrigens tft _ 

o) in Fällen, wo die ee a AAN die Bewilligung zur Ehe 
nachgetragen bat, eine wiederholte feierliche Erklärung vor dem Seelſorger 
und zwei vertrauten Zeugen, wie der 8.88 a. b. G. B. anorönet, nicht 
nothrwendig, folglich auch 

d) Die Nothwendigkeit der Wiedereinfegnung nicht vorhanden (Hfd. 
v. 22. Sept. 1821, 3. G. ©. Nr. 1802). 


Nähere Beftimmungen desselben. 


6.14. Insbeſondere foll der Richter beide Eheleute und 
Denjenigen, dem er die Vertheidigung der Ehe anvertraut, 
perjönlich vorladen, dem letteren die überreichte Schrift oder 
eingelangte Anzeige ſammt Beilagen mittheilen, jeden Theil 
über den Gegenftand der Unterjuhung zwedmäßig und in 
gehöriger Ordnung verhandeln laſſen, die nöthigen Wcten- 
ftüde und Urkunden abfordern oder felbft herbeifchaffen; Zeugen 
und Kunftverftändige vernehmen, auf ſolche Art die ent- 
Tcheidenden Thatumftände vollftändig aufklären, dabei die für 
die Ungiltigfeit oder Auflöiung der Ehe angeführten Gründe 
zwar in ihr volles Licht ſetzen, aber auch ftrenge prüfen, und 
eine giltine Ehe gegen jede willfürliche Anfechtung von amts⸗ 
wegen in Schuß nehnten; überhaupt die Verhandlung fo leiten, 
daß die Ungiltigfeit der Ehe oder dag Recht, die Auflöjung 
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derjelben zu verlangen, entweder ohne Rüdficht auf eigenes 
Geftändnis oder Uebereinkommen der Eheleute Har erwieſen, 
— die Unmöglichkeit dieſes Beweiſes außer Zweifel geſetzt 
werde. 
Verſuch einer Wiedervereinigung. 


6.15. Wäre das Geſuch des einen Ehegatten um Un« 
giltigerflärung oder Auflöfung der Ehe auffallend ungegründet, 
jo ſoll er vorerft allein vorgeladen und durch zweckmäßige 
Borftellungen womöglich dahin vermocht werden, von feinem 
Borhaben freiwillig abzuftehen. 

6.16. Kann im Falle einer mit Recht für umgiltig 
angegebenen Ehe das Hindernis durd; nachträgliche Dilbene 
fation, Einwilligung der in ihren Rechten gekränkten Berjon 
oder Genehmigung der Behörde gehoben werden, fo muß die 
Borfchrift des 8.98 a. b. G. B. zur Anwendung gebradht, auch 
bei einer von Akatholiken angejuhten Auflöjung der Ehe 
nach Beichaffenheit der Umftände eine gütlihe Ausgleichung 
zu bewirken, und die getrennten Gemüther wieder zu ver- 
einigen gefucht werden. 


Pflihten des Vertheidigers der Ehe. 


6.17. Wer zur Vertheidigung der Ehe beftellt tft, hat 
über alle als Grund der Trennung oder Ungiltigerflärung 
angegebene Umftände genaue Erfundigung einzuziehen, in= 
wiefern der Antrag in dem Geſetz gegründet und durch voll« 
a. Beweis unterftüßt fei, oder welche Einwendungen 
und Bedenken demjelben entgegenftehen, forgfältig zu unter- 
ſuchen und fid) hierüber gegen das Gericht gründlich uud 
gewifjenhaft zu äußern. — Hätte er hierin irgend etwas ver- 
jehen, fo muß er von dem Richter von amtswegen zurecht⸗ 


gewiejen werden. 
Gegenwärtig ift nicht mehr die Finanzprocuratur, fondern ein anderer 
rehtichaffener und fachveritändiger Mann zum VBertheidiger des Ehebandes 
zu beitellen (M.B. v. 2. Oct. 1851, R. ©. B. Nr. 251). 


Urtheil und Rechtsmittel dagegen. 


SG. 18. Nach geichloffenem Verfahren muß durch Urtheil 
entichieden werden. Fällt dasſelbe für die Giltigfeit oder gegen 
die Trennung der Ehe aus, fo finden dagegen die im Allge- 
meinen zuläjligen Rechtsmittel und Beſchwerden ftatt. Er» 
geht es aber auf die Ungiltigfeit und Trennung der Ehe, fo 
muß der aufgeftellte Vertheidiger derjelben innmer ohne weitere 
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Rüdfrage in der — n Friſt die Appellation, und in 
dem Falle, wo zwiſchen Katholiken, oder wenn ein Theil 
katholiſch iſt, die Nichtigkeit der ‚Ehe erfannt wird, jelbft 
bei gleihförmigen Urtheilen die Reviſion anmelden, und nad) 
dem Wechſel der Appellationd- oder Revifionsschriften Die 
Acteneinfendung an die höhere Behörde verlangen. Hierauf ift 
die erfte erfennende Behörde [und der beigezogene politifche 
— von amtswegen zu wachen ſchuldig. 
t 
(Reif . ie Weigiehung eo en anten findet nicht mehr ftatt 
6.19. Wenn die Ehe für — erklärt oder getrennt 
wird, muß nach — Rechtskraft dieſes Erkenntniſſes 
von amtswegen die Verfügung getroffen werden, daß dasſelbe 
nad) Auleitung des 8. 122 a. b. G. B. in das Trauungsbuch 
eingetragen werde. 
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Gegenüberftellung 


der Artilel und Paragraphen des Gefehes, der Regierungsvorlagen und ber 
Ausſchußb on Negierungsporlagen: Einführung Sgejeh zur Jurisdictiond- 
norm Nr. 1061/1894, Fur ödictionsnorm Kr. 6871898. Einführungsgefet 
Br Eivilprocehorbnung Nr. 1060/1894, EivilproceBordnung Nr. 688/1893; 
er Beilagen zu den En Nena chen Protofollen des Abgeorbnetenhaufes. 
Ausſchußberichte: Einführungsgejeh zur Jurisdictionsnorm Nr. 1188/1895, 
Surlädictionsnorm Nr. 965/1894, NG aut Eivilprocekordnung 
Nr. 1132/1895, Civi socehoehnung Rz 68/1894; der Beilagen zu den 
ſtenographi chen Protokollen Abgeordnetenhauſes. 


I. Einführungsgeſetz zur Jurisdietionsnorm. 
Artikel Artikel 


der Regie⸗ des — der Regie⸗ 
rungs⸗· Vor⸗ 











des Geſetzes 
auch des 
gem. Be⸗ 






I I I XII xIı |xı 
II II II XIV xIV 

IT III III XV xvı |xvI 
IV IV IV xvı | xvı |xvı 
V v v xvin xvii xvii 
vıI VI vı | xva xXX |xK 
vIl vo !'vaı | xx xxI | x 
vn vo 'vul xx xxI 
IX IX XXI 2 XXI 
X x ı x xXII | xXlr XXI 
xI xI xI | xxıa ([] |xxıv 
XII xıı I xıa | xxIiv | xxklıı xxv 
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11. Surisdietiondnorm. 


Baragraph Baragraph 


bes Geſetzes per Kegie- Ipea Aus⸗ des Gelege | der Megie- des Aus- 


= = rungd-Bor- ſchuß⸗ — en 
richtes lage berichte] richtes 
5. 1 1 1 | 8.34 
2 | a6 la7| & 3 
8. 3 3 3 | & 36 
84 4 4 | 837 
8 5 5 6 | 838 
8. 6 7 8 | 83 
8 7 8 9 | 840 
& 8 9 0 | 54 
89 10 nl&% 
5. 10 11 2184 
$1l 12 3|&4 
8.12 13 “1838 
8.13 14 5 | & 4 
81a |o23 | 6 | 8% 
8. 15 15 7 | 848 
8. 16 16 ı8 | 88 
8.17 17 ı9 | 8. 0 
8. 18 18 | «5 
8 19 19 1 | 88 
8. 20 20 22 . 53 
8. 21 21 23 \ 54 
82 22 24 | 8. 55 
8. 23 23 25 | 8. 56 
8. 24 24 26 | 8.57 
8. 25 25 27 \ 58 
8. 26 27 29 | 8.59 
8 27 28 30 | &. 60 
8. 28 29 |. 
8. 29 30 2186 
8. 30 31 33 | 868 
8. 31 32 34 | 8 6 
8. 32 33 5 I 
8. 38 34 36 | & 66 
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0 Baragrap 
des Geſetzes ner Regie— 
auch des — 
gem. Be⸗ 
richtes 


Paragraphh 

| 
des Geſetzes der Regie⸗ des Aus⸗ 
auch des 
gem. Be⸗ 
richtes 









lage 











8. — 

8. 68 72 8. 96 9 
8. 69 3 | 97 | 8 
8. 70 74 | 8. 98 99 
8. 71 2 | 8 99 100 
8. 72 76 8. 100 101 
8. 73 77 | 8. 101 102 
8. 74 78 | 8.102 | 103 
8. 75 793 | 8. 108 

8. 76 80 | 5.102 | 1 
8. 77 81 8. 105 107 
8. 78 82 8. 106 108 
8. 79 83 8. 107 109 
8. 80 84 8. 108 110 
8. 81 85 | 8.109 111 
8. 82 86 | 8. 110 112 
8. 83 87 8. 111 113 
8. 84 88 8. 112 114 
g. 85 89 | 8.113 | [] 
8. 86 90 | 8. 114 115 
8. 88 92 8. 116 118 
8. 89 93 | 8 117 119 
8. 90 2 94 | 8. 

8. 2 

8 9: 8. 1: 

8. — 

3- 
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IIL Einführungsgefes zur Eivilproceßordnung. 


Artitel Artikel 


fees | der Regie⸗ |ves Aus-| De? Geis, 
auch des, rungd-Bor- | fchuß- aud) Dee 


gem. Be⸗ Jane. berichtes 
te | Per 


der Regie- | des Aus⸗ 
rungs·Vor⸗ ſchuß⸗ 
lage | berichtes 
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IV. Civilproceß. 








Paragraph 

des Geſetzes — des Geſetzes 
a Dei der Regie = Aus⸗ 58 
gem. Be⸗ iz ſchuß⸗ em. Be⸗ 
richtes lage Pen richtes 
8.1 1 1 8. 34 
8. 2 2 2 8. 35 
8. 3 | 3 3 8. 36 
a a 14 8. 37 
55 1] | 838 
8.6 | 6 6 g. 39 
8 7 | 27:16 8. 40 
8. 8 8, 7 41 
8. 9 9:8 \ 42 
8. 10 10 Ä 9 . 43 
8. 11 11 10 8. 44 
se 11135 
8. 13 | 4 | 3 | 5% 
8. 14 14 13 8. 47 
3 15 | 15 14 8. 48 
. 16 13 12 8. 49 
3 17 16 15 8. 50 
. 18 17 16 8. 51 
8. 19 8 '17 8. 52 
8. 20 19; 18 8. 53 
8. 21 21 20 8. 54 
. 2 22 21 8. 55 
. 23 23 22 8. 56 
. 24 24 23 8. 57 
. 25 25 24 8. 58 
8. 26 26 25 8. 59 
. 27 27 | 26 8. 60 
. 28 28 27 8. 61 
. 29 29 28 8. 62 
. 30 30 29 8. 63 
. 31 31 30 8. 64 
8. 32 32 31 S 65 
8. 33 3 |! 32 . 66 
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Paragraph 


ber Regie- Ines Aus⸗ 
rungs⸗Vor⸗ ſchuß⸗ 
lage berichtes 


4 | 33 
35 : 34 
36 | 36 
37: 86 
38 |! 37 
39 | 38 
40 39 
41 40 
42 0.XX: 4 
3 | 2 
M , 48 
5 44 
6 46 
47 46 
48 47 
49 48 
50 49 
51 50 
52 51 
58 52 
54 63 
55 54 
56 55 
57 56 
[]l | 9 
58 58 
59 59 
60 60 
61 61 
62 62 
63 63 
65 64 
66 65 


Pe | 
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___Baragraph _ Pazagzent 
bes — der Regie⸗ des Aus⸗ 

auch des rungs⸗Vor⸗ſchuß⸗ 
berichtes 










133 1144, 417Xbf.1 
134 | 145 

135 ö 146 
136 147 
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Paragraph Paragraph 
bes Gejehes 5 
aud) des der Regie 
gem. Be⸗ 
tichtes lage 








des Aus⸗ a der Regie⸗ des Aus» 
ſchuß⸗ gem. Be- rungs⸗Vor⸗ſchuß⸗ 


berichtes richtes lage berichtes 


rungs⸗ Vor⸗ 

















8. 137 148 139 | 8. 172 186 | 175 
8. 138 149 140 | &. 173 187 176 
8. 139 150 141 | 8. 174 188 177 
8. 140 | 152 142 | 8. 17% 189 178 
8. 141 | 154 143 | 8. 176 | 190 179 
8. 142 155 144 | 8. 177 191 180 
$. 143 156 145 | 8. 178 | 192 181 
8. 144 157 146 | 8.179 | 194 183 
8. 145 158 147 | 8.180 ı 196 184 
8. 146 159 148 | 8.181 | 197 185 
3 147 160 149 | 8. 182 | 198 186 
. 148 161 150 | $. 183 199 187 
8. 149 162 151 | 8.184 | 200 188 
8. 150 163 152 | 8. 185 201 | 189 
3 151 164 | 153 | 8. 186 202 | 190 
, 152 165 154 | 8. 187 203 191 
8. 153 166 155 | 8. 188 204 192 
8. 154 167 156 | 8. 189 205 193 
8. 155 168 157 | 8. 190 206 194 
3 156 169 158 | 8. 191 207 195 
. 157 170 | 159 | 8. 192 208 196 
8. 158 171 160 | 8. 193 209 | 197 
8.1599 | 172 161 | 8. 194 210 198 
8. 160 173 162 | 8. 19 211 199 
8. 161 174 163 | 8. 196 212 200 
$. 162 175 164 | 8. 197 213 201 
8. 163 176 165 | 8. 198 214  , 202 
8. 164 177 166 | 8. 199 215 | 208 
| 1 la lo dl 
8.166 | 179 168 | 8. 201 216 | 204 
8. 167 180 169 | 8. 202 217 205 
8. 168 181 170 | 8. 203 218 206 
8. 169 182 171 | 8. 204 219 207 
8.170 | 183 | 172 | 8. 205 220 208 
8.171 , 185 ; 17 | 8.206 ı 221 209 
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Paragrapp Paragraph 


| | 
des Befeged | der Regie- des Anz] des Gelebed | der Regie⸗ des Aus-⸗ 
nn rungs-VBor- fchuß- ——— 
gem. Be⸗ 


gem. Be⸗ 
| lage berichtes richtes 












| 





$ 207 8. 241 251 242 
. 20 8. 242 252 243 
$. 209 8. 243 253 24 
$. 210 8.244 254 45 
8. 245 255 | 246 
g. 211 8.246 | 256 | 247 
8. 212 8.247 | 257 248 
$. 213 8. 248 258 | 249 
8. 214 8.249 © 259 | 250 
8. 215 8. 250 260. 251 
8. 216 8. 251 261 252 
8. 217 8.02 22 258 
8. 218 8. 253 [1:0] 
3 219 8. 254 | 6 | 254 
. 220 8. 255 4 | 255 
8. 221 .256 | 265 256 
8, 222 g 257 26. 257 
8. 223 5. 28 | 267 . 258 
8. 224 } 209 Ä 268 | 25 
8. 225 . 260 269 2 
8. 226 8. 261 |! 270 | 261 
&, 327 x. 262 | 271 | 262 
8. 228 8. 263 272 | 263 
8. 229 ‚26 | 273 | 264 
H FI 
. 231 7 
8. 232 8. 267 193 | 182 
$. 233 8. 268 279 268 
8. 234 8. 269 230 | 269 
$. 235 8.270 0.VI |f 
8. 236 so! ri 2 
8. 237 > 272 ı 282 | 271 
8. 2 . 273 283 272 
8. 239 sa | 284 | 273 
8. 240 8. 275 285 | 274 
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Paragraph 


des Geſetzes der Regie⸗ des Aus⸗ 
auch des 







Paragraph 


bes Gejehed | 5 16 
auch des — 





gem. Be⸗ gem. Be⸗ 
richtes richtes 

8. 276 Ä 286 | 8. 
8. 277 287 8. 
8. 278 | 288 8. 
8.279 ı 289 8. 
8. 280 | 290 8. 
8. 281 291 8. 
8. 282 292 8. 
8. 283 293 8. 
8. 284 294 8. 
8. 285 295 S. 
$. 286 296 8. 
8. 287 297 8. 
8. 288 298 8. 3: 
8. 289 299 8. 
8.290 ; 301 8. 3: 
8. 291 302 8. 
8. 292 303 8. 
8. 293 | 304 8. 3i 
8. 294 305 8. 
$. 295 306 8. 

8. 296 308 8. 

8. 297 309 8. 

8. 298 310 8. 

8. 299 311 8. 
8. 300 312 8. 

8. 301 : 313 | 8. 
8. 302 314 8. 
8.308 , 315 | 8. 

8. 304 316 | 8, 
8.305 , 316 8. 
8.306 ı [ ] 8. 
8. 307 | 317 2 
8.308 319 i 

8. 309 ° 320 | ; 

8. 310 322 8. 
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Paragraph 


Paragraph 
des Geſetzes 











auch des auch des 

gem. Be- ſchuß⸗ 
richtes Berichtes 
N J 

8. N 

5 : 

4 g. 

8. 8. 

8. 369 ° 8. 408 | 393 
8. 360 8. 409 | 394 
4 361 8. 410 | 395 
. 362 8. 411 | 396 
$. 363 8. 412, 413 |s97 . 398 
5 364 8. 414 | 399 
. 365 8. 45 | 400 
8. 366 8. 399 416 | 401 
8. 367 8.400 | 417 | 402 
8. 368 8.401 | 418 : 408 
8. 369 8.402 | 419 | 404 

8. 370 8.408 | 420 | 406 
8. 371 8.404 : 421 | 406 
8. 372 8. 405 422 | 407 
8. 373 8. 406 423 | 408 
8. 374 8. 407 | | 

| 8. 408 | 
8. 375 8. 409 424 | 409 
8. 376 (] | [11] 8 410 426 | 410 
8. 377 | 390, 8911 378 | 8. 411 427 111 
34 ı 8. 412 430 | 414 

8. 378 ] 1] 8. 413 | 431 ' 415 


Anhang III. 659 


Paragraph 
des Geſetzes 


Paragraph 
des Geſetzes 







der Regie⸗des Aus- der Regie- des Aus⸗ 























Ban > rungs⸗Vor⸗ſchuß — = rungs⸗Vor⸗ | jchuß- 
8 riet e Tage berichtes un lage berichtes 











8. 414 | 432, 433 | 416 | 8. 448 | 464 446 
Sof 2 | 8. 449 465 447 
8. 415 4 417 | 8. 450 467 448 
8. 416 435 418 | 8. 451 468 449 
8.417 | 436 | a9 | 8.452 | 469 | 450 
8. 418 438 420 | 8. 453 470 451 
8. 419 439 421 | 8. 454 471 452 
8. 420 440 422 | 8. 455 472 453 
8. 421 441 423 | 8. 456 473 454 
. 422 442 424 | 8. 457 474 455 
. 423 443 425 | $. 458 475 456 
. 424 444 426 | 8. 459 476 457 
. 425 445 427 | 8. 460 477 458 
. 426 446 428 | 8. 461 478 | 459 
. 427 447 429 | 8. 462 479 460 
8. 428 448 430 | 8. 463 480 461 
8. 429 449 431 | 8. 464 481 462 
8. 430 450 432 | 8. 465 482 463 
8. 431 41 4383 | 8. 466 483 | 464 
8. 432 452 434 | 8. 467 484 465 
8. 433 466 435 | 8. 468 486 466 
8. 434 453 436 | 8. 469 487 467 
8. 435 454 437 | 8. 470 488 468 
8. 436 455 438 | 8. 471 489 469 
8. 437 456 439 | 8. 472 490 470 
8. 438 457 440 | 8. 473 491 471 
8. 439 458 441 | 8. 474 492 472 
8. 440 459 | 442 | 8. 4% 493 473 
8. 441 460: 443 | 8. 476 494 474 
8. 442 ] I & 47 495 475 
8.443 461 1 | 8 478 496 476 
8. 444 | | | ] . 47 497 477 
S. 445 | [ ] | 8. 480 |498, 499 | 478 
8.446 | 462 444 | 8. 481 501 479 
5.447 | 463 445 | 8. 482 | 502, 504 | 480 
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Paragraph 


ſetzes — 
* ber Regie⸗ |bes Aus 


Be- rungs⸗Bor⸗ſchuß⸗ 
— | lage berichtes 
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SV © 
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Paragrap 4| ___Baragraph 


— der Regie⸗ des Aus⸗ en der Regie- des Aus- 
rungs⸗Vor⸗ſchuß⸗ rungs⸗Vor⸗ſchuß⸗ 
——— lage berichtes gem. Der lage berichtes 
richtes tichtes 





. 569 592 568 
[ J 1] 
. 571 593, 590 570. 666 
594 571 
. 573 595 572 
. 574 596 573 
. 575 597 574 


. 576 598 575 
‚577 615 576 | 


RITUALE IT CCOMAOCCOOMCMC& VDOD 
or 
er) 
an 
an 
00 
I 
oO 
[or] 
os 
8 
[er] 
DD) 
00 
a 
(es) 
Ne) 





Alphabetiſches Regiſter. 


Die arabiſchen Ziffern bedeuten, je nachdem ih 


ihnen ein J ober En 


C vorgefest ift, Para grarle der Yurisbietiongnorm ——— 
er 


Civilproceßordnung; die romiſchen 


iffern Artikel d 


fuhrungsgeſetze 


zur Jurisdictionsnorm beziehungsweiſe Civilproceßordnung. 


u. 
Abänderung bei Dealalien beauf⸗ 
tragten Richters 
_ a. —— 208, 235, 


— "des Urtheiles C. 497. 

Ubfaflung des Urtheiles C. 416. 

— für die GerichtSacten C. 418. 

wngabe von Willenserflärungen, 
ertangabe bei Klagen auf J. 59. 

Abgaben, Hereinbringung 

us — Recurs C. 614, 515. 


8 
— Berhandlung von EinredenC. 1H9, 
243, 2523, 260, 261, 398, 450. 
Abhandlungspklege durch die 
Danbel‘gerichte J. VIII,. 
Abhaudlungspfleger xx. 
Ab — des deutſchen 
Ritterordens J. VIII 
Abhilfe gegen beauftra te Richter 
im vorbereitenden ® Sch) 255. 
mapörung der Zeugen C. 836 biß 


Abkürzung von Friſten C. 129. 
Ablehnung von Richtern J. 19 bis 


25, C. 477. 

— zeitliche Grenze ber Geltend- 
machung J. > 

— Entfheidung J. 24. 

Er gerichtlicher Organe J. 


— der Sachverſtaͤndigen 
355, 356. 


— — Schiedsrichters C. 586. 

— von Mitgliedern eined Boͤrſen⸗ 
fchiebögerichtes C. XVIL. 

- ae otofollßunterfertigung C. 


_ Be — — über Beſitz 
der Urkunde C 
— der Butänbigtet be Berufungs⸗ 
geriche⸗ = I 
— ſa 


alien ion fchriftlicher Gflägeo C. 177. 

Abrechuung gegenfeitige, Einfluß 
auf die Koſten 

Ab ſchluß * vorbereitenden Ver⸗ 
fahrens C. 256. 

Abſchnitte der Verhandlungsproto⸗ 
tolle C. 211. 


ai riften 
ftiages C 
88 —— ——— 
ano = Berl gerathenen Schrift= 
den C 
— von — 8 219. 
_ an Urkunden, Beweiskraft C. 


— des Urtheiles C. 418. 

— Beglaubigung J. 121. 

Abſchriftnahme von urkundlichen 
Beilagen des Gegners C. 82. 


an gen bes 





abfolute — Alter. 


—* Stimmenmehrheit J. 12, 


— Seth ſachliche 8 

ammung, ehe — a u⸗ 
ändigfeit für Brocefie über J.50.. 

4 mmnug J. 10—14. 

— über das Urtheil C. 418. 

Abſtimmungsergebnis, Entſchei⸗ 
dung über Meinungsverſchieden⸗ 
eiten betreffend das J. 13. 

Wbweihung > Bortrages vom 
Scriftfage C. 182. 

— Brototollicung C. 210. 

rs mus > der Wiederaufnahms⸗ 
age 

abwenbung dringenber Gefahr C. 


gun, Berlegung in Schriftfägen 
Uderbanminitierium C. XXVI, 


— — affung C. 188, 229.. 

— Einfiht und Abſchrift C.218, 319. 

— an die Sadverftän- 

gen 

— der — [Prüfung 
derfelben C 

— Bortrag ba ſhaltes bei der 
Verhandlung C. 287. 

— eine3 vorbereitenden Verfahrens, 
Daunen: bei der Brotolollirung 


weienwinrigteit der Berufungs- 
entiheidung C. 5 

Aetien der a zung. Banf, Amor- 
tifation J 

— Gerichtsſtand 


Actio negatoria J. 

Aetorifche € En c 57—82. 

— Ergänzung 

— — — ——— C. 


— Befreiung C. 64,. 
— —— über ‚Begehren C. 


Br Bagatellverfahren C. 5175. 
Adinftirung der Adpocatengebüren 


. V. 
udminiftrativbehörden, Ein⸗ 
ſchreiten wegen Nichti teit J. 42. 
— als —— 
ER 
— Geſuche, GrTedigung J. 109. 
Advrocaten, Adjuftirung der Ge⸗ 
büren C. V. 
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en Auftrag zu NRiederfchrif- 


— —— —— — 
ang N er Schriftfäbe C 

— Gebüren bes ———— 
O. 70, 71, 64. 

— Koftenbeftinmmung C. 41. 

— mehrere für eine Partei C. 41. 

— —— der Urkunden zwiſchen 


— Recht der Selbſtvertretung C.28. 
trafen O. 86, 179, 200, 220 

512, 528. 

— Tarif C. IV, 

— fãizulegmcher Fl. — Parteien 


— „Bericulben C. * ia " 

— Bermweigerung deögeugnifiesC.321. 

— Bollmadit C. 

— Wechſel in der "Rerfon, Unter- 
brechung C. 160. 

— Wider * gegen BrototolleC.212. 
= gute ungen zwifchen C.112,113. 

utritt zu nicht enen Ber: 

— Handlungen C. 174 

"öbocatentammer, Ausſchuß be: 
ftellt den — = 66, 67. 

Adbocatenprüfung C 

Wbuocatenzwang C. s6, 27, 29, 
463, 513, 520. 
— im borbereitenden Verfahren C. 
48 

NEN vom Advocatenzwang 


Adpocaturscandidaten C.31, 200. 
— — Zuftellung in 


Aenderung der rc C. as 239. 
— im Bagatellverf. C. 453. 
— im Berufungdverf. °C. 488. 
— der etafungsnnträge C. 483. 
— der Wohnung C. 111. 
— der J—— J. 20. 
Aerar Gerichtsſtand J. 74. 
uſtellung C. 105. 
ein rınativer Competenzconflict C. 


. erbeitandnehwer C. 568. 


Aichpfähle C. 318. 
Alimen ee ns eilt auf C. 406. 
— — erichtsſtand J. 65 


——— Fragen an Zeugen C. 


alter des „Dennen 2 386, 340. 
— im Felde J 


' 
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Nlteruatioen Begehren, Urtheil C. 
— —2— des Streitgegenſtan⸗ 


— 

— Erledi ah Beriätspöfen., 7. 
Amtageheimuis C. 

Anıtsiag im bez. Verfahren 


en er des Gerichtes, Ein⸗ 
u 
umtsnertöwiesenbeit, geiftliche 


— C. 321. 
Auberaumunug der ——— Be⸗ 


rufungsverhandlung C. 480, 481. 
— —— * Str ie auf die⸗ 
ſelbe C. 


— der — zur —— 
Streitverhandlung C. 

— von Tagſatzungen C. 

Aubietung von Beweifen in ber 
mündlihen Berhandlung C. 178. 

Anbringen zu Protokoll dor Be- 
— — C. 434 

— eine? Zeugen, Kor ©. 348. 

NRBTEIunE von Berjäumnisfolgen 


— — —— von der Ver⸗ 
4 * —— (elebi Durch 
nerlenn 
Urtbeil C. 239, 395, 397. 
— dur Theilurtheil C. 391. 
MEITEHRUNG bes Klageanſpruches, 
Koften C 
— — ——— Verfahren C. 


— Rechtsver nen. beding⸗ 
te un au 
— einer Schuld, BR rotofonte. C. 208. 
Unfehtung von m sIKtATiIgben Er⸗ 
ſatzerkenntniſſen C. XI, 
— des Urtheiles mit Recurs wegen 
der Koftenentfcheidung C. 55. 
Aufechtuugsklage gegen Erfennt- 
a des Börjenichiedsgerichtes C. 


Schiedsſprüche C. 595,596. 

un echtunugsgeſetz C. 191,C. XI. 

Augabe eines Bermögeng oder von 
Schulden C.XLII. 

u Beweismittel in Schriftfäßen 


— ber thatfählichen Umftände in 
den Vorträgen C. 178. 


Alternatived — Anzeige. 


Angaben, erheblide, Hiniwirfung 
des Xorfigenden auf C. 182. 

— ——— 
wegen Unerhe 

Augehörige is 

Ang Be der eating, Ab⸗ 
lehnun 

— eines ea 

— — als Barteienvertreter vor 
Borſenſchiedsgerichten C. XX. 

— Transportanſtalt, Ladung 
Auhaug zum Protokoll C, a2 

nnängise Rechtsſachen J. XIX 

is XXI, C. XLVII—LIII. 
— "aden, bes ————— Verf. 


—* ſ. Einveruehmung. 

Auleitung — —— Par⸗ 
teien C. 432, 485. 

— im Grundbuche C. 


Baunimeberweigerung bei einer 
u 
Snorbnungen erfolgen durch Be= 


— des er hinſichtlich Pro⸗ 
ceßleitung C 
Anſchlag an der Richtstafelo. 115. 
— bes Edictes C. 117. 
Unftalten zu d atden Biveden, 
Gerichtsſtand 
— ausländ. Berichtäftend J. 99 
— —— betreibende 7 V. 


— Zuſtellung C. 108. 

Auträge, ——— in ber Ver⸗ 
handlung C. 177. 

— Form der Anbringung C. 74. 

— in Scriftfägen C. 78. 

— Brotofollirung C. 208. 

— auf proceßleitende Berfügungen 
C. 229, 243, 258. 

Bnwaltsproceh ö 

26, 27, 463, 513, 520. 
—* des Urkundenbeweijes 


— der Parteien bei der 

Urtbeildverfündung C. 414, 452. 

Anuzahl verSchriftfagegemplarel. 80. 

Anzeige der bevorftehenden Klags⸗ 

Be — eee des 
dreſſaten C 

— der —2* eines Schieds⸗ 
richters C. 


Anwaltszwang 





Anzeige — Auflöfung. 


Uuseige der Hinterlegung eines 
Schriftftüdes C. 104, 107. 

-- Über vereinbartes et des 
—— C. 168 
der —— geſchiede⸗ 
ner Gatten J 

- - eines Zeugen, So C. 348. 

——— Friſt zur Verrichtung, Ur⸗ 
theil 

— Klage anf Bornahme J. 59. 

Arbeiter, Urbeitgeber J. 49, 97. 

— Ferialſache C. 224. 

— — er Aungeannal, 
Schiedégericht C 

Arbeitsplatz, Buftelung amC. 101. 


| 


— zieht die Strafen ein 


— C. 68 ff. 

— En — und Erlöſchen C. 68. 

— Erſchleichen C. 69. 

— Recurs gegen Verweigerung und 
Entziehung C. 522. 

Airmenvertreter C. 64, 66. 

— Enthebung wegen AufihtBtofg- 
Teit des Proceſſes C. XII. 

Urmutszengnis C. — 

Auctor, Benennung C. 22, 239. 

— Erllärung desfelden C. 239, 240. 

— Vebernahme 22 Proceſſes durch 
den C. 28, 241 

— paſſives Verhalten desſelben C. 24. 

MUDICHIBELTADTER aufgehoben C. 


III,. 
Aufbewahrung von Acten C.219. 
— an ran unechten Urkunden 


—28 bleibender Wohnſitz 


== "meint er J. 67, 70. 
— ım Inlande J. 67, 70. 

— im Auslande J. 69. 

— unbelannt J. 67, C. 115. 

— erfte Tagfagung bei unbefanntem 
Aufenthalt des Beklagten C. 231. 

Untfiudung von nova als Wieder: 
aufnahmsgrund C. 580. 

Aufforderungsklage, Erſatz f.die- 
elbeC.228,C. KAXVÜI KRKIK. 

Anfforderung zur Feldesſtreckung 


2 him "Empfange einer Buftellung 
— — Beſtellung eines Advocaten 
— —— Wwahl eines Schiedsrichters 
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——— zn perjönlichen Er: 
_ feinen Ci 
— zur Bertretungsleiftung C. 21. 
— anden Auctorzur ErflärungC. 22. 
— —— Erklärung über eine Urkunde. 


— zum Mitbringen von Urkunden 
und — —— zur 
erſten Taglavung vor Bezirks⸗ 
gerichten C. 438 

— der Parteien zum Erfcheinen bei 
ber Berufungsverhandlung C.481, 

— gerichtliche, Sn eienun in 
Proceſſen über C 

Aufhebung din — Rechte, ört⸗ 
liche Zuſtänd. BT. 


|" — eined Wertrages, Werichtsſt. des 


Erfũllungsortes j. 88, 
— der Euratel, ſachlicheZuſtänd. J.109. 
— de3 UrtheilesC. 474,477,478, 510. 
— eined Beſchluſſes C. 597. 
— ber often C. 43, 47, 51, 422. 
— eines „feafgerichttichen Exfennt- 


nifles C. 530. 
— eines Mandats durch Urtheil C. 553. 
— eines Schiedsipruces C. 596. 


— proceßleitender Berfügun en des 
Senates durch denielben C.192. 

— der Vollmacht C. 85, 36. 

Uufbebungsaründe, Nichtbeach- 
tung, Rojtenfolge C. 51. 

Uufllärungen über fchriftl. Klagen 
bei Bezirtsgerichten C. 436. 

— über [chriftliches Sachjverftänbigen- 
gutachten C. 857. 

— zur Feftitellung der Berufungs- 
oder Nichtigkeitsgründe C. 473. 
Auftündigung v. Beltandverträ- 
gen, ſachliche Zufländt — J. 49. 

— Örtliche Zuftändigfei 

— gerichtliche C. a 

— außergerichtliche C. 565, 566. 

— Bellimmung ber Friſten u. Ter⸗ 
mine jene Rn eaelung der Beſich⸗ 
tigung C. XI. 

— — Tinwendungen C. 562, 566. 
riften und Keule C. 560. 
eftfegung C. XI. 

— —— mit der Räumungẽ⸗ 

Mage C. 567. 

— von — J.119. 

— Buftellung vor Ablauf ber Kün— 
digungsfriſten C. 563, 564. 

auflöinng eines Fideicommiſſes 
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— angebotener Beweiſe 


— neuer veweiſe im Berufungs- 
verfahren C. 488. 
— N von lestwilligen Ver⸗ 


— 8 ———— — Rechtsnach⸗ 
folger C. 155—15 
-- eines untereadenen Verfahrens 
—16 


64 ⸗ 
— eines ruhenden Verfahrens C. 
168, 169. 

- der GSeeverflarung J. 49, 52. 

-  eineß Gaderjtänbigenbeteijed C. 


— des Zeugenbeweiſes C. 336 ff. 
- der Berbanblung nah durch⸗ 
geführter Beweisaufnahme C. 278. 
— don Beweifen, Schluß der Ber- 
handlung vor C. 193. 
— Tagſabung zur 
Verhandlung über C 
Aufrechthaltung der — bei 
— ee Berhanblung C.197. 
f ver Sache C. 188, 177, 486. 
auf füge ein iche, Ablefen unter- 


fagt 
— in Berfüumnisjten, werden nicht 
beachtet C. 3 
Auffhichuns = Berhandlung 
iDegen Bergleihöverhandlungen C. 


04 
hi ae Wirkung ber Be- 


fung C 
— — ehiete 5 505. 
— — des Recurſes C. 524. 
-— des — auf actoriſche 
Caution C 
m des Sefuches um Armenrecht 


— — Delegirungsantrages J.31. 
anfſarüge Hinwirken auf das Er⸗ 
ngen der nothwendigen A. bei 
erhandlung C. 182. 
Aufiaisrent gegen Juſtizverwei⸗ 
gerung C. 8 
—— Zuſtellung an 
A. (Hausbeſorger) C. 102, 103, 


Auftrag zum Mitbringen von Be⸗ 
weißobjecten C. 229, 438. 

— zur Üebergabe oder Uebernahme 
eines —— ſachliche 
Buftänd. J 

— örtliche jJ. * 88. 


| 
| 


| 


Aufnahme — Ausland. 


Auftrag Verfahren C. 

NEBERIGENR: Beweis — C. 

— a fraft Proceßleitungs⸗ 
gewalt 

— Bornahme zur Sicherung von 
Beweiſen C. 384. 

— eſet zu Zwecken eines 


—* C. 370. 
often O. 40, 368. 
— im Berufungsverfahren C. 488. 
— zur Feſtſtellung des Wertes Des 
Streitgegenitandes J. 60. 
— Buftändigfeit J. 117. 
Ungenideinsgegenfitäude,-fadhen 
C.183,184, 229,255,256, 437,438. 
unöhleisen der Barteien C. 170, 


— Berufungsverfahren C. 491. 
— von einer Tagſatzung im vor= 
bereitenden Verfahren C. 254. 

— der Sachverſtändigen C. 354. 

— der Beugen C. 333—335. 
Unställe in Scriftiäben C. 86. 
et der Srhriftfäge, An⸗ 


— Berufun 3enticheibung C.500. 
— don Berlin C. 426, 427, 439, 


430, 
— don Beieiben C. 427 f. 
— bed Be C. 277. 
Erfah für Protokoll C. 210, 444. 
— des Erfenntnifies des Börien- 
ſchiedsgerichtes C. XXI. 
— der Recurdentfheibung C. 526. 
— des Schiebsfprudjes C. 592. 
— des Urtheiles C. 414, 416418. 
Berichtigung C. 492. 
— im Bagatellverfahren C. 452. 
— im bezirföger. Verfahren 0. 447. 
— des Wrtheilsthatbeftandes C. 445. 


Unsfolgung von Schriftflüäden bei 
Gericht C. 114. 


Ausgedinge ſachliche Zuftändigfeit 
in Streitigkeiten über J. 49,. 

Ausknuftsſachen, amtäwegige Bei⸗ 
chaffung 

— durch die Bartet c. 188, 184, 229. 

— Edition C. 818. 

— Beweis durd) C. 318. 

Auslagen, Barauslagen für arme 
Barteien C. 64. 

— Barauslagen ber Partei C. 42. 

Auslaud, Begriff C. XXIX. 


— 


Ausland — Bank. 


Ausland Verkehr mit demſelben C. 
XXXV. 


— Beweiaufnahme im C. 279,283. 

— — einer Beweisaufnahme 
im C. 290 

— Gerichtöftand der im U. in amt⸗ 
ne tellung befindl. Inländer 


— Whoehuns über actoriſche Cau⸗ 
tion 

— Handelsbücher im C. 295. 

— Inländer im Verlaſſenſchafts⸗ 
abhandl. J. 1 

— Urkunden, errichtet im C. 292, 
293, 8311. 

— Zzuſiellung im O. 120—122. 

Ausländer, —— Caution C. 
57, 58, C. XXIX 

— rirmenrecht C. 68 

— Beariff J. X, C. XXIX. 

— Gerichisfland der Gegenſeitigkeit 
für Klagen gegen J. 101. 

— Nachläſſe nad) J. VIO,,J. 107,108. 

— Proceßfähigkeit C. 3. 

— age, unter Börſenſchieds⸗ 
gerihte C. XIV. 

— Vormundſchafts⸗ und Curatels⸗ 
gerichtsbarkeit über J. 109. 

— Buftellungen an C. 120—122. 

"land. Anſtalten, Gerichts⸗ 

an 

— Behörden, Zuſtändigkeitsſtreitig⸗ 
teiten J. 48. 

— Verkehr mita. Behörben C.XXXV. 

— Behörden, Erfuhen um Zuſtel⸗ 
fung C. 121. 

— — andere Amtshandlungen 


— Berite, Rechtshilfe auf Erjuchen 


— Gerichte, Uebertragung von Pflege 
ſchaftsacten J. 111. 
UAuslandiihesftecht,Beweisl.271. 
Auslöſchungen, Einfluß auf Bes 
weiskraft von Urkunden C. 296. 
Susiälichtise Geritöftände 


— der Oeffentlichkeit 
un —— C. XIX, 


— or — ordentlichen Gerichten 
.172ff. 
— Berufung wegen C. 477. 


-— DO EAUENEDERDTEN im Falle der 
. 174, 
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{ 
unsweile der Börfenfchiedsgerichte 


— ir Acten C. 219. 

— eines Bejchluffes C. 430. 

— von Urkunden al? Beilage eines 
Schriftſatzes C. 77. 

— Borlegung C. 300. 306. 

— eines Urtheiles C. 418. 

autonome Behörden, Verſtändigung 
von Klagen a Gemeinden und 
Bezirke C. 


B. 
Bagateligeriäte in. in Hanbelsfachen, 
Einftellung 
— — nebergangsbeſtimmung 


Bagateüſachen O. 448 468. 

— — Hebergangsbeftimmungen. IL,L. 
egen Richter u. von R. J. xIv. 
totolollirung C. 451. 

— — Berufung C. 501. 

— Revifion C. 502. 

— #Recur3 C. 517. 

Denk — zung. Privilegium J.V, 


— ng C. 102. 
— Amortiſirung J. 115. 
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Barausiagen, Eri 
— Erſatz an den Fi * Ent- 
stebung € De en des Armen- 
rechtes C 
—— Are W icherheitsleiſtung C. 
vRbewinigung C. XXXVII. 
- &ommüflon C. XXXVII. 

- Berbot C. 456, C. XXXVI. 
-ftreitigleiten, Ferialſache C. 224. 
Baumwerle auf Schiffen, Beſtand⸗ 

ftreitigleiten C. 560. 
Bayrifche Forftämter, Urkunden C. 


292. 
Sn Mn Auslande, Gerichtäftand 
— Ladung ala Zeugen C. 381. 

- "- Berwenbung als Sachverftändige 


der Staat3anwaltfchaft ober bes 
Berichtes al3 Bertreter armer Bar: 
teien C. 64. 

- - tichterliche dürfen nicht Schieds⸗ 
tichter fein C. 578. 

een an Vezirksgerichte J. 


— Bergbaub. J. 54. 
Beautwortung der Klage C. 248. 
— der Beruiungsfchrift C. 468. 

— Repiftonzichrift C. 507. 
Beauittaster Nichter, Fälle J. 34, 


= Rnwaltezwang C. 27. 
— im — 247. 
— Beweisaufnahme C 
Rechte desſelben bei Beweis⸗ 
_ aufnahme C. 284. 
— Biwifchenftreit vor demfelbenC.285. 
Denentiinteit von Urkunden C. 296, 


Bedinster Babfungsbefehl 
Mahnverfahren C. XX VIII. 

VBedienfteteduftellung an C.103,105. 

VBeeidigung, Form C. XL. 

— ber a toleier des kaiſerlichen 
Hauſes C. VI. 

— der Barteien 0. 376—3%. 

— der Sachverſtändigen C. 358,451. 
- der Schriftführer J. 15. 

:— der Stenographen C. 280. 

- - vor Schiedsrichter C. 588. 

— dor Börſenſchiedsgerichten C. 
XXI. 


— der Zeugen C. 386—338, a 
— eit der Richter J . 19, 


im 





— ———— ———— — — — — — —— — ——— ——— — — 
— 


Barauslagen — Behöoͤrde. 


Befeſtigung der ſchriftlichen An⸗ 

geige über die Buftelung an die 
hüre C. 104, 106, 107. 

— —— der Zeugen, vorläufige 


— — vernehmenden Partei C.373. 

Befreiung, einſtweilige, von ten 
Stempeln und Staatsgebüren u. 
a. für arme Barteien C. 64. 

VBelriedigung De Bnfpundiek durch 
den Auctor C. 24 

VBefriitung einer Ungewiffen Be- 
wei3aufnahme C. 279 

Befund der Sachverftändigen C. 362. 

Begehren in der Klage C. 226. 

eu Erlaffung des Bauverbotes 

456 

Beginn der Taglakung C. 133. 

— des Friftenlaufes C. 124, 225. 

— der Baritionzfrift C. 409. 

— der 5 autnlgefeik C. 461. 

— der Recurgfrift C. 521. 

— Biederau — und Nichtig⸗ 

34 

— ber Friſt zur Klage auf Auf⸗ 
bebung eines © hiebstprudest. 596. 

Besiandisung eines Handzeichen® 


— iner unterſchrift oder Abſchrift 


121. 

— einer Urkunde C. 293, 294. 

— einer Vollmacht C. 30. 

— als ——— des Mandats⸗ 
verjahreng C 

Besräudung = Beweisentſchei⸗ 
dung C. 272. 

— de3 Urtheiles C. 414, 417. 

— der Beſchlüſſe C. 428. 

=: gi i Sachverſtändigengutachtens 


Besäuftisungen einzelner Anftal= 
Begnintung, beranlaßt der Vor⸗ 


figend 
rin ic "367. 
— Aufſchiebung C. 360. 


Vehändigung der Klage C. XLV. 

Behebung von Duntelheiten und 
Widerſprüchen im Urtheile C.420. 

Behinderung des Berichtes, Dele- 
gation J. 80. 

— Tagfagungserftredung C. 134. 

Behörde, ausländtiche, Erſuchen um 
Buftelung C. 121. 


Behörde — Berufung. 


Behörde Herbeifchaffung von bei 
. verwahrten Augenſcheinsgegen⸗ 

ftänden u. Urkunden C.XXX VII, 
C. 183, 229, 301, 369, 438. 

— Erklärung über die Echtheit einer 
Urkunde C. 310. 

— Buftellung C. 105. 

Beichtgeheimnis C. 320. 

Heiderfeitiges Gehör, Verlegung 
des Grundſatzes C. 477. 

Beifallsänkerungen in der Ver- 
handlung C. 198. 

Beilagen zum Verhandlungsproto- 
tolle C. 208. 

Beifiger J. 7. 

— Abitimmung J. 10. 

— Zuziet ung bei Beftreitung der 
fachlichen Zuſtändigkeit J. 61, 62. 

Beitritt Dritter zum Rechtsſtreite 
C. 17—25. 

Beiabender&ompetenzconflict, Ent- 
—— durch das Reichsgericht 


Bekanntmachung, Zuſtellung durch 
öffeutliche C. 115, 119, 121. 

Belanntgabe von Namen u. Wohn⸗ 
ort der Zeugen C. 181. 

a. — der Sachverſtändigen 


Beklagter, Ladung desſelben im 
bez.⸗ger. Verfahren C. 438. 

Belaftete Sache, Gerichtsſtand J.91. 

Belehrung rechtsunkundiger Bar: 
teien im bez.=ger. Verfahren C 
432, 435. 

— — Ausfälle in Schrift⸗ 


en U. 86. 
— in der Verhandlung C. 199, 200, 
Bemeflung der Beugengebüren C. 


— der Sadwerftändigengebüren C. 


Bemühung, yerfönliche der Bar- 
teien, Entgelt C. 42. 

Benachrichtigung eines Dritten 
vom Rechtsſtreite C. 21. 

TS ROTEDNNS der Urkunden 


— von Beweisaufnahme im Aus⸗ 
Iande C. 283, 

Benennung de3 Auctor3 C.22—25. 

— der behufs Bemweisfiherung zu 
vernehmenden Zeugen und Sadı- 
verjtändigen C. 385. 
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Benütung vesßeftandgegenftandeg, 
ftilfchweigende Erneuerung C. 569. 

— der zur Sicherung aufgenomme: 
nen Bemeije C. 389. 

Berathung u. Abftimmung J.9-14. 

— fiber das Urtheil C. 413. 

Berechnung der Friſten C. 125. 

— zur Wiederaufnahms⸗ u. Nichtig- 
keitstlage C. 534. 

— der Räumungsfriften C. 573. 

— des Wertes bes Streitgegenitandes 
J. 54—60. 

Bergarbeiter J. 49. 

— Ferialſache C. 224. 

— Ladung ald Zeugen C. 331. 

Bergbauangelegenheiten, Rechts⸗ 


zug J. 3. 
Bergbankundige J. 7. 
Bergbauniederlaffungen J. 87. 
Bergbanuftreitigleiten J. 58. 
Berabücher, Führung J. XVII. 
Beragerichte Berfabren dor den⸗ 
felben €. IT. 
Berggerichtsbarkeit J. 53. 
— Angaben in der Klage C. 226. 
— Bugiebung von Sachveritändigen 


. 364. 
— Bezeichnung im Urtheile C. 446. 
— im Berufungsverfahren C. 487. 
Bergſenat J.7, 53, 104. 
nem der Zuſtändigkeit J. 
1—64. 
Bergwerksbeſitzer J. 49. 
Bergwerkseigenthum J. 58. 
VBergwertsperleihung J. 53. 
Berichterftatter J. 10. 
— bei der Urtheiläberathung C. 413. 
— im Berufungdverfahren C. 486. 
Beriätigung eines Beichluffes C. 


— don Geftändniffen u. Erklärungen 
des Bevollmächtigten durch Die 
Partei C. 34. 

— der Rlagdangaben C. 235. 

— des Urtheiles C. 419. 

— bes Thatbeftandes C. 420—422. 

— — bezirkögerichtl. Urtheil C.447. 

— — des berufungdg. Urtheiles C. 
485, 493. 

Berufung, Buftändigkeit J. 3. 

— Zuläſſigkeit C. 461, 462. 

— Allgemeine Beftimmungen 0.463. 

— Friſt C. 464. 

— Erhebung C. 465—469. 

— Berfahren vor dem Berufungs- 
gerichte, Borverfahren C.470— 479. 
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Berufung Anberaumung ber Beru- 
mfabtige Ber C. 480-481. 
moi Verhandlung C. 482 


- — C. 494 - 601. 
Verufungsacten C. 470, 471. 
VBerufungsantrag C. 462, 467. 
— Aenderung C. 483, 
— Entiaeibung’C. 494—501. 
Recurs C. 
Gernfungs.geit C. 464, 555, 575. 
= ee . 468. 


, 508. 
— —3* — 487. 
ude C. 467. 
— Protokoll C. 465, 468. 
— Schrift C. 465, 487. 
— Genat C. 470, 471, 473. 
— Serhandlung C. 480—498. 
— Borlage C. 469. 
— Be C. 468 
— Burüdnahme ec 484. 


VBerufungsperfahren , Beweis⸗ 
au C. 488. 


usbleiben der Parteien C. 491. 

_ Be t auf die —— C.491. 
tololle C. 498 

Sei —* einer eig Sad 

ſache bu n Gegner, Einfluß 
auf Bewe ri 869 

— einer Urkunde C. 296, 307, 369. 

— widerrechtliche Gefahr C. 458, 


Betätigung s Bartel, Angabe | 
im Gcriftfage 


— in der Urt lsausrertigungC. 417. 
I Gerides HT Ortes der J. 86. 
e3 der 
Beigpeis 


— Recurs — C. 514. 

Beſcheiniguug C. 274. 

Beſchlüſſe C. 425—430. 

— Beweisb. C. 277, 278. 

— Endbeſchluß im Beſitzſtörungs⸗ 
verfahren C. 45 

— Begründung “ "488. 

— des Det ung gen Nie C. 500. 

— über Koftenerfab C 
nen gegen J. > °. 514 u. 
re EB fur d Bi dad B 

— Veberprüfung bur a8 Berus 
__FunaSgericht. &. 468 
a — ndung und "Ausfertigung 

— verichtigung C. 430. 

— Ergänzung C. 480. 


5 
| 
| 
| 
- 
= 
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Berufung — Beftandverfahren. 
' Beipränftung bes geieplichen, — 


fanges der Proceßvollmacht C 
— des — C. 285. 
— der Berbundlung auf Gtreit- 
puntlte oder einzelne Theile C. 189. 
— der Yuftändigfeit auf den Ge⸗ 
richtsbezirk J. 82. 
Belareidung im Befunde C. 
—— (Rüge) von Mängeln 


— — —— — c. 91. 
— gegen — 
im —— Verfahren C. 256. 
eitigung eines Augenſcheins⸗ 
— I en Su 
— don Formge n Schrift: 
ſatzes C. Be 85 
Belekn üstinde —* 
etzunug ezirlögerichte J. 5,6. 
ber Gerichtshöfe J 
— der borfäriftsmäßtgen 


— des Schiedsgerichtes C. 595. 
— ee Börfenfchiebögerichtes C. 


Behatinung der — 
Erloffung von Beftimmungen üb 


ee Augenfcheingobjecte, Befund 


— einer Urkunde C. 808, 307, 309. 
nes Augenfceinägegenftanbes 


869. 
— Recht 8 C. 457. 
—— 5. 49, C. 467. 
Be fachliche Zu⸗ 


— Recurs C. En 

— Anordnung der Tegjasung zur 
Berbandlung über C. 436 
rn Richter und gegen Richter 


Beſo adere Gerichtäflände,, aus⸗ 
ſchließliche J. 76—85. 

— Wahlgerichtsſtände J. 86—101. 

— Berfahrendarten C. 548602. 

; Beforgnis ber Befangenheit des 
Richters J. 

ee C. 561. 

Bchtanpuehmer C. 561. 


Beſtandvrerfahren C. 560-576. 


Beitandverfahren — Beweisaufnahme. 


Beſtaudverfahren ‚uftünbigung, 
gerichtliche C. 560 bis 
Eye A außergerichtficde 


56 

— Zuftzag ge zur Uebergabe od. Ueber⸗ 
nahıne 

— Ateepefionbnehmer C. 568. 

— — —— Erneuerung C. 


— Seiften C. 570, 575. 
erfahren C. 571575. 
— Brltenpind C. 576. 
ee C. 571. 
— Urtheil C. 572—574, 
— — zfrifien C. 573, 574, 
— Aufkündigungsfriſten, Feftfebung 


— lebergangabeftimmungen O. 

— — ae die gi vun 
andeisbücher J. 120 — 

vche Run. | don Sacverftändigen 
851 


— —— Sihiehrictern durch die 
Bartet 

— duch) = Richter 

Beltimmmmg ber — —— 
den en Gerichtähof J 

Behtreitung der Buftändigfeit eines 
7 Handels⸗ oder Bergſenates 


— rg Vorausſetzung der Beweis⸗ 
p 
Beiheligung Deite am Rechts⸗ 


— —J— C. 17—20. 
— Gtreitverfündigung C. 21— 

— Benennung des Auctors O. — 
Betrag ——— 


— Be Streitgegenftandes J.54—60, 
C. 433, 448. 


Betreibende Partei C. 112. 
— des Brocefjed durch einen Streit- 


genoſſen C. 15. 
Betriebsftätte, Buitellung in C.101. 
Betrngebanbiung i iederauf- 
nahmägrund C. 530. 
Benollmädtigte C. 26—39. 
—— durch eine Partei 


— Benennung a — C. 207, 
— Beitrafung C 

— im —— C 
— Fertigung des —2* C. 75. 
— grobes Berfchulden C 
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Bevollmächtigte „lage bes 8. 
wegen Gebüren J. 94, 95. 

— Koſten C. 42. 

— obligatoriſche Vertretung durch 
bet Unfähigkeit zur verftänblichen 
Yeußerung C. 185. 

— Urkunde Bollmadit) C. 30. 

— Buftellung an ben C. 93. 

Benno mächtignug des Richters 
als Ausſchließungsgrund J. 22. 
Bewaflnete, Autritt zu der Ver⸗ 

handlung C. 

| Beweslides Bermösen, Ver: 
laſſenſchaftsabhandlung J. 106,108. 

——— —— Beftimmungen 


— Slaubsaftmachung C. 274. 

— Beweisaufnahme C. 275—281. 
— durch einen erſuchten oder be= 
auftragten Richter C. 382—287. 
— Berfahren bei der Beweisauf⸗ 

nahme C. 288—291. 

durch Urkunden C. 292—319. 

— durch Zeugen C. 320-350. 
— durch Sadjverftändige C.351—867. 
— durch Augenfhein C. 368—870. 
— durd) Vernehmung der Parteien 

O. 871—383. 
en von Beweiſen C. 384 
— Burüdmweifung wegen Unerheb- 

Haken oder Berjchleppungsabitcht 


Beneisanbietungen in der Ver⸗ 
handlung C. 177, 3 
| Fee tunien Oro — Vorlage 


— Vrotokollirung C. 208. 
Beweisanfnahtne, allgem. Be⸗ 
ftimmungen C. 275—281. 
— im Berufungsverfahren U. 483. 
buch einen erfuchten oder beauf- 
 tragien Richter C. 282—287, 828, 
352, 368. 
— — dem erkennenden Gerichte 
— Erörterung über O. 278. 
— —— der Verhandlung vor C. 
— —* — —— O.384 -8389. 
Koſten C. 388. 
— — Gebung einer Friſt für O. 279. 
— Tagjagungserftredung zur C.184. 


— tim borbereitenden Verfahren C. 
249, 250, 251, 253. 


672 Beweisaufnahme 


Beweis von auslaͤndiſchem Recht, 
— Statuten, vᷣri⸗ 
vilegien C. 

Beiweiöbelhluß C. 277, 378. 444. 
-- Bezugnahme im Brotofolle C.210. 
sie für Protokoll C. 444. 
Beweiß un ewigen Gedächtnis 


ER Gegentheiles C. 270. 
Beweiseinte en C. 250, 251, 268. 
Beweistährnug des Todes J.VIL. 
Beweistraft des Protofolles C.215. 
— bon en, Erforder⸗ 

niſſe C. VII 
— der öffentlichen Urkunden C. 2392 
bis 296. 


— der Brivaturlunden C. 294. 
— en Tagebücher ıc. 
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— E des that⸗ 
ee en als Vor⸗ 


54—60. 
— der —— C. 
76, 182, 226, 386, 


— der Beilagen im Shriti C. 75. 
— des Gerichtes und an ejonde= | 
ren Gerichtsbarkeit C. 15, 226, | 


417, 446. 
— als Brfisftörungslfage C. 454. 
— ber Barteien im Schriftſatze C. 75. 
- des GETEREGEL ENDEN im Schrift 


geile, © Kerftänbigung der autono- 
en Beförten von Klagen gegen 


Berirtsbebörde, pol., Deftätigung 
ber Armuthszeugniffe C 65. 
Beirtöftenßcnanstbäft, ürkun⸗ 


nO. 
Beiltögerigt J. 1-3, 5. 
enzung der Bu tändigfeit 
Tosgenkber Ber tshöfen J. 49—53. 
usübung d erichtöbarkeit J.5. 
— erſuchter Richter J. 36, 37. 
— für Handeld: u. f. Handels u 
Seeſachen J. 1-3, 6, 45, 52, 108. 
— Mehrheit von J. 108, 122. 





— — 


— Ablehnun 


— Bürgerliches. 


Her fachtiche Bukändig- 


— fachliche "Suftänbigfeit im Ber- 
fahren außer Streitfahen J. 105 
bis 109, 113—115, 118, 120—121. 

— —— eineß Richters J. 23,2. 

Beiietogeriätligen Berfabren 
C. L, 30, 42, 186, ar 80, 

Bohenerebitanftelt 9 

— Vuſtellung in Säden * C. 102. 

— erein, galiziſcher C. 


eöhmilee Syupotbelenbant C. 

Börfenisiensgerigte C. XII bis 

— Sprsution der Schiedsſprüche C 

— Unterm v tranei C. 
a ö erfung von extranei 

— — von Ausländern XIV. 


= Saibseianee 6, C. XV. 
> — XVI. 
— Dbmann C 


— -— Berfahren C. ST UU-zıu. 
uftellungen C. XVII. 
C. XVII. 
— Deffentlicgleit C. XIX. 
— Sitzungspolizei C. XIX. 
— Bulletin Bertreter C. IX. 
—— des Erkenntniſſes 
— ———— 


von en u. Sach⸗ 
verftändigen C rn 


— — — C. XXIII. 
— Anfechtungsklage C. XXV. 
eng ber Börfen'tatuten C. 


Bosnien, Urkunden C. 298. 
BTHDLEIADEN, Bertretung derfelben 


— ——— etiguns von 
N 

Buchhal ——— 5 
derungsklage geg XXXVI 

Süden —— — 3355 — J. 


— Führung J. 118. 
Bücherliche Eintragungen J. 37. 
J. XVII. 


e C. 12. 


Bürge als Streitgeno 
oceßloften= 


— zur Leiftung von 
ſicherheit C. 56. 
Bürgerliches Recht C. XXX. 


Eartelle — Deutſches Reich, 673 


6. 
&artelle C. XXIII. 
Gantion, Arten C. 56. 
— der re ang ae J. 18. 
— J. 61—64 
olo 
——— Ge⸗ 


— Eid in Vroceſſen der C. 373. 
Sonmafletionnftreitigteiten C. 


— — Rechtskraft des Ur⸗ 

eile 

— — Erledigung durch Theil⸗ 
urtheil 

— —E Fos 

— — J. VI, 47, 48. 

— Pe 2 des Verfahrens” alt= 

ich 

Goncntseröffunng J. VII. 

— Buftändigfeitsprufung CO. 41, 44. 

Soucnranerint, Buftandigfeit J. 


SORENEN, Einfluß auf den Proceß 


Eonchrsmaflenerwalter. Einver- 
nehmung als Partei C. 373. 


BUNCHTRDELIRDEE®, Serialfache C. 


Sonfroutation von Beugen 0.839, 

Gonfularbebörden, Mitwirkung 
bei Zuftellung C. 121 

— Beglaubigung vonürtundeno. 311. 

Sonfnlarfunctionäre, Befreiung 
als geugen bi vor Gericht zu erichei- 
nen C 

— Gerichtsftand vor dem Oberſt⸗ 
Hofmarſchallamte J. III. 

— Berechtigung zur Entgegennahme 
bon Urkunden und letgtwilligen 
Verfügungen O. 298. 

SERINISYSCHIWIADATREN J. IV, 


Kontabinenverhäftnifle ER. 
— — — O.396 - 403, 


— — Beweis durch Partei⸗ 
vernehmung C. 873. 

— Gerichtsſtand J. 75. 
— Zuſtellung C. 105. 

Srenitanftait für — u. Ge⸗ 
werbe C. X 

Sresubäßer * 

Creditgeſchäfte, unzebfidie C. XI. 


Civilproceßordnung. 


| 


Greditinftitute, Zuftellung C. 102. 
— Lane auf Grund von 

Urkunden der C. ; 

— Privilegien C. IX, J. V. 
Greditpapiere, Amortificung J.115. 
selber, Vernefmung als Partei 
Eummnlirnng von Klagen C. 227. 
&uratel, Aufhebung J. 109. 

— „Gerichtäbarteit .109—112, J. 


— Ahan U Uebergangsbeſtimmun⸗ 


Surator ad — Zuſtändigkeit 
zur Beſtellung J. 112 

— bei —— C. 386, 

— beim a O. XX. 
= bie Erbſchaft OÖ. 155, 164. 
ür Pfandbriefbeſitzer C. 

— für proceßunfähige Parteien C. 


‚9. 
— Koften C.10. 
— für die Berlaffenfchaft C. 155,164. 
— Zuſtellung C. 116—119, 121. 
— bedarf zum Untrage auf Barteien- 
Dee ung feiner Ermächtigung 


Curs der Wertpapiere C. 56. 


D. 
Dalmatien Vergleichsverſuch C. III. 
— Contadinenverhältniſſe C. X. 
— Mahnverfahren C. XXVIL. 
Darlegung der Ergebniffe einer 
Beweisaufnahme eines beauftrag- 
ten oder erfuchten Richters C. 287. 
—— — gccatce im 
Schriftſatz 
— — oe 6. 209— 211, 250, 


2 Thatbeitande C. 417. 


Datum einer Urkunde C.VIL. - 


Daner der Gerichtsferien C. 222. 
— der Proceßvollmacht C. 33 

— des Ruhens des —— C.169. 
— der HRAUDIGEN J.2 

Ben ion J. 30, 31, ꝰ5. XXII, 


Dentmäler, Beweis mit C. 318. 

Derogirende Wirkung der Civil⸗ 
proceßordnung C. I. 

Denticher BEN, Abhanb- 

ches Rei. "Segalifirungse 


lungsrecht J. V 
Denthi 
vertrag C. 298. 
43 
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Dienftbarleit — Eid. 


Dienftbarleit der — ſach⸗ Edition anderer Sachen, als Ur⸗ 


liche Buftändigfeit 
— Fe wegen, Örtlicher Werichts · 
an 
—E der Vollſtreckungẽ⸗ 


beamten J. 18. 
— E örtlicher Gerichts⸗ 


—E Klage der J. 97. 
Dienftitreiti gleiten, fachliche Zu⸗ 


Si —— 6. XXV. 
Dins liche Rechte, Klage auf Gel⸗ 
tenbmadjung, Örtliche Auftänbigkeit 


— Benennung des Auctors C. 22. 
—— — re 
i u uftellun 

im Auslande rohe 121. Br 

Diseiplinarbehörde, Anzeige an 
die wegen ungehörigen Verhaltens 
einesProceßbevolimäcdhtigtenl.200. 

Diseiplinarverfahren, Synbicats- 
proceß C. 601. 

os von der Advocatursprũ⸗ 


fun 
SispaftinErflärungen, Beur: 
is Berbantlungsproto- 


Doimetii, —R im Proto⸗ 


— nn *— d. Protokolles C.218. 
— eit C. 38, 231, 384, 887, 


40. 
— Bensftörun 5 C. 455. 
— —— C 571. 

—— —— gegen C. 


Srittfhninner J. 9. 
Dulaung, Klage, Bewertung J.59. 


Dunseluet im Urtheilsthatbeitand 
Du ut, "Mittheilung mit vorberei⸗ 
npLit, Mitteilung mit ı 


Durhfireihun en, sun auf 
die Beweiskraft C. 2 


E. 


Echtheits beweis C.310-318. 
— Pau Scrifivergleichung C. 314, 


Ediete bei der Zuftellung C. 117, 
119, 121. 


| 


a a En — 


tunden und Auskunftsſachen für 
Augenfcheinszwede C. 369. 
— von Urkunden durch den Gegner 
C. 303 - 307. 
— durch einen Dritten C. 808, 309. 
_ a erungsgründe C. 308. 
— Roſten 
Ehefran, eoolimächtigte C.29,449. 
Ghesattin, Gerichtsftand J. 70,73. 
Ehehindernis, Beweis C. VL 
Eheliche Abſtammung, fachliche 
ufänbigfeit zu Streitigfeiten über 


erkligteit ber Geburt, Beweis C. 


— Anhang I. 

— kein Anwalt C. 97. 
achliche Zuſt it J. 50. 
liche — eit J. 76. 

— — GSicherheitsfeiftung für Broceß- 
toften O. 57. 
Gheirennung, uneinverftänbliche 

J. 50, 100. 
— einverftänbliche J. 114. 
Eheunsiltigtleit I. 50. 
— —— ans ließungs 
grund für Richter J. 2 
— aus bemfelben entfpringenbe nicht 
KEIL DEENLDERBERSLLINE Strettig- 
e 
— örtliche Zuftänbigleit J. 76. 
— fubfidiärer Gerichtöftand für Strei⸗ 
fetten aus J. 100. 
ögendangele tten, Zeug⸗ 
— nißvermweigerung 22. 
Ghreupflict, Bermeigerung der 
—— wegen Verletzung einer 


_ — Hinderniß C 
ber Parteien 376, 377. 
berftändigen ( C. 858. 
— nn Schtedsgerichfen C. 588. 
— — — XXII. 
F— Schriftführers 
der Zeugen C. 325, iss "336 bis 
338, 8344, 349. 
— über  nfäigteit rg ee ai 
ap 


— berein 
— der nn im RR 
— im othereitenbenßerfahren 0.249. 


fahren C 


Eid — Einvernehmung. 


id abe: Schadenshöhe C. 273. 
a. * Bann nah Erbietung 


liche BermögensangabeC.XLL. 
Einantwortung J. 77. 
«intührnng einesBerwalters Real: 
act J. 117. 
Einheit der Verhandlung C. 193. 
an e Strmitpariel, Streit⸗ 
enofſ en 
larebüder als Eantton C. 56. 
&inlaffungsfriften C. 139. 
Einleitung der Streitverhandlung 


Ginrede ber Unzuſtändigkeit. 

— im Berhältnis zur amtöwegigen 

- Buftändi J— J. 43. 

— wegen BVBeſtreitung der ſachlichen 
Zuſtändigkeit J. 61—64 

Te der Bräckufion ber €. 


— Verweiſung zur abgelonderten 

Berhandlung C. 189. 

— Anmeldung ‚bei der erſten Tag⸗ 
ſatzuug C. 239 

— Unbringen nad) der erften Tag⸗ 


BL, . 242. 

örterung in der Klagebeant⸗ 
mwortung C. 243 

—im —— Berfahrenl.252. 

es on Wirkung 


— Erledigu igung 
es © Imnis ‘in ir Hauptſache 


— dm  Beieögertien Verfahren | 


2 Mogatellverfahren C. 450. 

— — gegen die ——— 
über C. 471, 475, 

— der rer C. 189, 239, 
240, 2438, 252, 260, 261, 398, 
399, 450, 471, 475, 480; fiehe bie 
vorftehenden Schlagworte. 

— der Streitanhängigfeit C. 
233, 239, 210, 243, 252, 260, 261, 
398, 399, 450, 471, 475, 480: fiee 
die "Schlagworte bei Einrede der 
Unzuftändigfeit. 

— der Unzulälfigleit Des 
Rechtsweges J. 42, C.239, 243, 
252, 260,261,8398,399, ‚450,471 ‚477. 

_ jederzeit zu berädfichti en C. 240; 
fiehe die Schlagworte bei Einrede 
der Unzuftändigfeit. 


675 


— , proceßhindernde ©. 


elnfhalinnsen, Einfluß auf die 
Beweiskraft der Urkunde C. 296. 
— des Klagebegehrens 
— — Einfluß auf das Ürtheil C. 404. 
— eines Geftändnifies C. 266. 
Einſicht in Acten C. 219. 
2 Beilagen, Urfchrift C. 77, 81, 


— in Protofolle C. 343. 
— in Urkunden C. 298. 
— Zeugengebürsadjuſtirung C. 


Einſprache gegen — Er- 
_fagertenntuijfe O. X 
— gegen Verfügungen Vorſitzen⸗ 
den hinfichtlich Protokollirung C. 
Einftellung der Advocatur, Ein⸗ 
fluß auf den Proceß C. 160. 
Amtsthätigleit des Gerichtes 


— des Herichtlichen Verfahrens ber 
Belag Den Competenzeonflict C 


— ——— eeren 
Begründung C. 539, 191 

— des —— Zei der erſten 
Tagſatzung O. 239. 

Einſtweilige Berfüsungen im 
Beſitzproceſſe C. 518, 
ur eines Torspetenaftreites 


tialfache C. 224. 
pellung der Zuſtändigkeit J. 


‚4. 
Ginkrapungen, bücherliche J. XVII. 
ann des Nebenintervententen 
— des Auctors C. 23. 
— des Erwerbers des Streitgegen- 
ſtandes C. 234. 
— des geſetzlichen Vertreters in Das 
Berufungsverfahren C. 477. 
— der Säumnißfolgen C. 145. 
Einvernehmung der Parteien über 
na en des Gtreitgegenftandes 


— Ye Sriftgefuche C. 128, 129. 

— über Sufnahme des unterbrochenen 
Berfahrens C. 165. 
— im vorbereitenden Berfahren C. 


250 ff. 
43* 
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Ginvernchmung über ven Editions⸗ 
antrag C. 303, 808. 
— über die Beigerung eines Zeugen 


C. 324, 825, 335. 
engebür C. 847. 


-— über bie — 

— — ſtelung des Eachver⸗ 
— — — des bezirks⸗ 
ne Verfahrens C. 440. 
nverkän Blime Seionng J- 114. 

— Trennung J. 1 
re MIR Auffünbt- 


_gung C 

— gegen a in €. 50. 
— gegen Baubewi igung 07 as 
— gegen Klageänderun 
— „gegen Mandat C. Lvun 550, 


_ — proceßleitende —— 
des Vorſitzenden 

-- gegen Protokoll C. 2. 870. 

— gegen Räumungs«- und Ueber⸗ 
nahmsauftrag C. 566 

— gegen meikelsehtlihen 8 Zahlungs⸗ 
— 

— —— — im Syn⸗ 
d ——— C. 602. 

— zur Aenderung der 


— — Klage Cs 
-— A nridnehung 2 Klage C. 


eisieleigter beim Gerichtshofe J. 
— Ausibung der Sitzungspolizei 
— bei den Bezirksgerichten J. 5. 
— J——— durch C. 195. 
rototollirung dor dem C. 211. 
— * Obliegenheiten im be⸗ 
je erichtlichen Berfahren C. — 
€ — abnen, Haftpflichtgefeb J 
— ent er J. VIII. 
— nangeftete, Öfterreichte 
* or gich im Auslande auf⸗ 


ei — „bücher 3 
6i un — I Schiebs- 


— — 2 — ſachliche Zu⸗ 
elbcaabriskteitistiten. J. 
@lective Gerichtsſtände J. 86-101. 


— — —— 
—— 





Einvermehmung — Erforderniſſe. 


Elterns u. Kindesverhältnis, Strei⸗ 
tigsteiten aus J. 80,. 
— fubfidiärer Gerichtäftend J. 100. 
— eines gerichtlichen 
Erlages J 
Empiengsüchätigung bes Abvo⸗ 
caten über BZuftellung C. 112. 
— bei Ausfolgung bei Gericht C.114. 
— 2 —— ——— 


Ende einer Friſt C. 125 
Endurtheil C. 390. 
Eutbindung bon der lage C. 23, 


Eutciaunng für Eiſenbahnzwecke 


— der Partei C. 136, 213. 

Entfernung einer Zn bon ber 
Verhandlung O. 198, 

Entbebung bes Arme — 
wegen ——— des Pro⸗ 
ceſſes C. XXXII 

— der — C: 358, 

Sutlopuung der Advocaten nad) 
Tarij C.4 

— ber Sadverftänbigen C. 365. 

Eutihädigung wegen muthwilliger 
Proceßführung C. 408. 

entigäbinunnsenisräge im Be- 


— ec 
En heidung se Berufungsdge- 
tichtes C. 494—500 
— — Ausf C. boo. 
— des Recursgerichtes C. 526. 
— des Reviftondgericite C. 510. 
mel 
ber die — von Fragen 
an Zeug 842. 
je bed Ur- 


angel C. 477. 
Sutwürte zu Berhanbiumgäproto« 
tollen Ü. 210, 477 8. 8, 508. 
Entsichung beb KrmenzeiitedC. 68. 
-- des Wortes 1 
— Aufnahme bes Verfahrens 


— zum Eide C. 3883. 

— und — — 
Örtliche Zuftelung J 

Greisnis, — — C. 146, 


Greignife, Einftellung der Amts⸗ 
thatigleit des Gerichtes C. 161. 

—— —— 
Schriftſätze C 








Erfüllungsort — 


Erfüllungsort, Gerichtsſtand J. 88. 
Greänsung der actorifchen Caution 


— * Beweiſen im Berufungsver⸗ 
fahren C. 481, 488. 

— eines Br Iuffes C. 430. 

— ber eisaufnahme im vor⸗ 
—— Verfahren C.256, 264. 

— eined beauftragten oder erfiichten 
Richters C. 286. 

en Abwefenheit der Partei 


— ber Kllageangaben C. 235. 
— des Sicherungsbeweiſes C. 389. 
— des Urtheiled 423, 424, 485. 
— des vorbereitenden Verfahrens 
C. 256. 
— einer gen Klage (Bezirks⸗ 
gericht) C 
— einer — e C. 344. 
— zur Feitftellung De Berufungs« 
oder Nichrigkeitögründe C. 473. 
Ergänsungsrichter J. 9, 62. 
Grgänsungsurtbeil ©. 493, 494, 


Gracinie einer Abftimmung, Mei- 
— ——— J. 13. 
liche Beweiſe C. 276. 

& ebung ber Klage C. 232. 

— der Berufung C. 465—469. 

— ber Revilion C. 505—508. 

— des Recurfes C. 520-525. 

Erhebungen J. 85, 60, C. 9, 162, 
183, 247, 271, 473, 609, 526, 539. 

Erhöhung der Sicherheit für tüni- 
tige Zahlung einer Geldrente C.407. 

Srinnerungen in Nechnungsftreis 
tigfeiten ©. 250 

— an den Eid bei Barteienvernehs 
mung C. 376, 377, 451. 

— bei der Beugenvernehmung ©. 838. 

Erlenntn fe bes Börſenſchiedsge⸗ 
richte C. XXI. 

Gellärungen der Bevollmächtigten 


— — in — 0.78. 
— in der mündlichen Verhandlung 


— — Beototoffirung C. 208. 
— über die vorgelegten Urkunden 
ce 298, 810. 


— unter -Erbietung zum Eide C. 883. 
— über Berufungsantrag u. Gründe 


0. 467. 
Erlag gerichtlichen Zuſtändigkeit J. 
vi! UDAIER DAN a 


Erfagzuftellung. 677 


sn ber Proceßkoſtenſicherheit C. 


— — für a C. 868. 
— — Gadjverftändige C. 365. 
eugen 828, 332. 

in erung der Kiagsangaben C. 


ie Rechnungsprocefie C. 250. 

— des fchriftlichen Gutachtens C. 867. 
— des Urtheilsthatbeitandes C. 420. 
Erlöſchen des Armenrechtes C. 68. 
— der Beftandverträge C. 569. 

— des Fideicommifjes J. 116. 

— bes Unterbrehungsgrundes C. 164. 
— ber Vollmacht C. 86. 

reine yum rec 8 gejeglichen Ber: 

r 


treters zum ec 
— — Nachwei 
— — — el 2 = 


8 

Grwmeflen, richterliches C. 41, 43, 
56, 266, 299, 307, 311, 369, 687. 

— — Beurtheilen é. 267, 288, 814, 
818, 381, 498, 

— — Weberzeugung C. 272, 273, 
295, 296, 315, 327, 389. 

Ermittlung des Saͤchverhaltes im 
vorbereitenden Verfahren C. 251 
bis 253. 

— des Wertes des Gtreitgegen: 
ſtandes J. 60. 

— der Sachverſtändigen 


Ernenerung des Beſtandvertrages 
C. 569, 


— von Anträgen auf Beweisver⸗ 
fügungen C. 257. 

— der ED au ANNIE — vor⸗ 
bereiteten Verfahrens C 

— von Urkunden C. 317. 

Eröffnung ber —— durch 
den Vorſitzenden C. 180. 

Erörterung der Ergebnifle ber Be- 
weisaufnahme C. 278. 

— des Beſitzſtandes und ber Gtö- 
rung C. 457. 

— ———— von Thatſachen C. 
496 


ed wegen Koften und 


— wegen Procekloften C. 40 
Erſquerteuntuiſe. militariſche C. 


Erfahffagen wegen durch Richter 
zugefügten Rechtöverlegungen J.80, 
C. 600—602. 


Erfagsuftellung C. 109 —105. 
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Erſcheinen ber Bartei C. 26. 

— — neben Er Bevollmächtigten 
C. 36, 34. 

— {m Berufungsserfoßren C 48 

— im ugsverfahren 1. 

Grialeigung bes Armenrechtes 


Erin Unterb durch die 

abgewie ene muge tederaufs 
nahme C 

Erfte Tasiatnns C.239 ff., of. 

ung des Auctors C. 


— Anerkennung bes Anſpruches, 
_KRoften C. 45 
—— — = 59. 
isurtheil C 


— im D begirkögerichtlichen Berfahten 
Sritzedung ber erften Zagfagung 


— non ——— ©. 134 ff. 

— — nel C. 141. 

— man eiziehung eines Vertre⸗ 

— ber —*— nor der eiblidden 
oe 
in Bagate ſachen — 517. 

— wegen entſchuldbaren Nichterſchei⸗ 
nens C. 402. 

rinnen um Beweisaufnahme C. 


_ A Rechtshilfe I. 36-40. 

— — re en Börfenfchiebsge- 
ri 

— — — — Organe J 
XIH, C. 589. 


Erſuchter ter J. 86, C. 27. 
ge — Beweisaufnahme 


— Berbefleru 


etung mus Bervollftänbi- 
E. 386. 


mweisaufnahme bes 


wif 
erben ie des Slagebegehrens 


Erwerber Ai ee hend 
ir & de, de. Geifeiung 

— einer Sa ung von 
Män En auf —2 — Dr 6. en 

Erw enoflen= 
haften, ie in Fvı 

N Geklagte vor tere 


— Serichtäftand J. 75. 
— Intervention C. 17. 


Eriheinen — Familienleben. 


Grwerb®s u. Wirtſchaſtsgenoſſen⸗ 
kaaften, Barteienvernebmung C. 
— Ausf des Beru⸗ 


_fungs erichteß über C. 490. 
er in Be "DH ei: en C 
— eines tſenſchiebsſpruches 
— ee 
— —— Bi C. 31. 
— bon Strafverfügungen C. 320. 
— eined Theilurtheiled C. 892. 
— gegen — — Zeugen C. 325. 


Grecntionsbewi Hisnn, Erledi⸗ 
nung von Anträgen auf J. 7 
erechtionahand ana: Bon- 
ftredungsbeamte J 
ner Br 5 — 
ecntion: ven 
Auftändigkeit J. 414. # 
— während ber Berichtäf C. 2233. 


erien 
Grecentionspellsug J. 5. 
Gremplare, ann der E. von 


Exeluſise Serichtöftände J. 88-101. 
on — dvocaten, Adjuſti 


Ever eotile ‚banbelsrechtlicheC.XLIV, 
Exterriterinle Berionen J. 111. 
— forum rei sitae J. 85. 
uftellung an C.119, 120, J. ul 
uftellung in Gebäuden der J 


8. 
— — „Haubelsgericht J. 


abritsarheiter, Gerichtsſtand J. 


—— J. 87. 
uns uniſcher Loienrichter J 


— oie amung J. 10. 
Faetura, — — des Er⸗ 
ee Ace 
Higteit der Seiftung C. 408. 
adllung des Urtbeileß- C. 412, 414 
Jalihe Ausfage, Einleitung des 
Strafverfahren? C. 191, 590. - 
— der Partei C. 877. 
auliner ‚ Beugnis, Eideshinber- 
n 
Bemilienengehörise, Erſatzzu⸗ 


un 
— — Sn Ben 2 
Dellenil ichleit mit Rüdfiht auf 


Bamilienleben — Friſten. 
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Samilienleben, Gründe zur Ber- | Zounde, — = 75. 


meigetung der Urkundenebition C. 


Sumilienverhältuis, Verweige⸗ 
rung des BZeugnifles C. 322. 

Safuns des Urtheiles, Mangel 

Sera Einfluß auf Friftenlauf 


— a fagung am C. 221. 


witellung C. 100. 
Jei bietuns, Realact J. 117. 
eldes ug J. 58. 


— — C. 228, 224, C. 
Bchieguns des Koftenbetrages C. 
— eines Schadens oder Intereſſes 
Schitellung bes Koſtenbetrages C. 


— — auf O. 286, 259. 
— — — durch Zwiſchenurtheil 


— — C. 411. 
— u Protokoll C. 265. 
es Thatbeſtandes C. 182. 
Seitftelinnnsflagen C. 228, C. 
XXXVIII, — J. 88, 91. 
= Bewertung J.5 
mung Aber bie — 


Bineicommibnngelesenpriten T. 
— örtliche Zuſtände J. 78. 

— tige 8 van 116.° 
Slnanzmini erium C.XV,XXVI, 
ee im Anwalts 
— "Bertzetungäret C. 31, C. IV, 
— es C. 48. 
mache 

— — —— der 


EEE ne der, fachliche 

u 

Folgen des —— eines 
Beugen C. 833—8 


— — ya Sadperftänbtgen C. 854. 
ee Ds oeigerung des Zeugnifies 


_ * eines 0 
-- der Berfäumung c. 144, 145. 


Form bes Eides 

— des — ee Anzeigen 
der Zeugen C. 348. 

— ber Öffentlichen Urtanten \ va 292. 

— der Brivaturfunden C 

Sormelle Wahrheit C. a 

Bermmängel eines Schriftſatzes 


Sorkperfonal, Ladung C. 331. 
— —— a 
.49, Ferialſache C 
zertichnng ee einer erſtreckten — 


— des — nach Sicherheits⸗ 
erlag C. 6 
— der Berhanblung C. 181, 281. 
— des Berufungsverfaßrens C. 487. 
forum contractus J. 8 
— prorogatum J. 10 
— rei sitae J. 81—83, 85. 
— * el: — Be und 
mp abhrt3sUnternehmungen 
Schiedögericht C. XII,. j 


Frachtverlehr, internationaler, 
MEDEE EN men über, Streitge⸗ 
noſſenſchaft C 


Srasrrent der Kartei C. 184. 
i der Beweisaufnahme C. 289. 

— beider Zeugenvernehmung C. 341. 
Srageitehung burch den Vorſitzen⸗ 

en C 
— durd er C. 182. 
Iraseitäde, ſchriftliche C. 341. 
Frau als Bevollmächtigte 0.29, 449, 
Freie Beweiswürdigung C. 272, 

— Ermeſſen, richterliches. 

lärung J. 58 
en Hcherscngung C. 872, fiehe 


Erme 

Breipeitöentsichung, ‚Sigeritel- 
lung einer Rente C 

—— —— Nich⸗ 
tigkeit des Verfahrens über eineu 
PAAR f. G. et — J.42. 


— en C. Hr 
— für die Beweisaufnahme C. 279.. 
— ——— 123. 

richterliche 128. 
— ——— 126, —— der Gerichts⸗ 
— —A— C. 128. 

zu — C. 126. 
erlängerung ©. 128, 140—143. 





680 Friſten — Geburten. 


Friſten zur Vorbereitung für bie 
mündliche Berhandlung C. 139. 
— zur Abgabe eines fadhverftändigen 

Gutachtens C. 860. 
— zur Unfechtungsflage gegen er 
en al ai enntnis C. 


u — — e gegen 
Schiedsſprüche C. 596. 2 

— zur Unfechtungsflage gegen mi⸗ 

litäriſche Erſatzerkenntniſſe — XI. 
— im Berufungsverfahren C. 464, 

468, 478, 484, 493. 

a ‚Velipftörungsverfahren C.454, 


a Beltandverfahren C. 560, 562, 
5, 566, 567, 570, 578, 575 
— — Beitellung eines Üdboraten 


160. 
— bei Bewilligung der öffentlichen 
Bekanntmachung C. 115. 
7 SS ODErIOELMGEN erfahren 


Einfihtnahme von Urkunden 
—— Grtog ber Proceßkoftenficher- 


— — — Vorſchuſſes C. 332. 
— zur Erlegung von Urkunden bei 
Gericht C. 181. 
00 Klage beim früheren Wohns 


— zur Rlagebeantwortung C. 243. 
— — Leiſtung eines vereinbarten 
ides C 205. 
— Leiſtungsfriſt im Urtheile C. 409. 
— im Mahnverfahren C. XXVIII. 
— im Manbdatsverfahren C. 550,552. 
— zur Nichtigkeitöbefchwerbe en 
ee Erfemte 


— zur Nichtigleitöflage C. 534, 
— zum Recurs C. 521. 
zu wi Reviſion C. 505, 507. 
eim Ruhen des Verfahrens C. 168. 


Zn iedorichterlichen Verfahren 
ug Urspeifeberichtigung C. 420, 


— zur Urtheilser änzung C. 423, 
— zur UÜrtheilsfällung C. 415. 

— Ueberlegungs riſt bet der Partei⸗ 
vernehmung C. 379. 

Txproesgabe der Beſtandſache C. 


SFriſt zur Vorlage des Expenſars C.V. 
— — der Bollmadjt C. 88. 
— — der — des Steno⸗ 


grammes O. 28 
— — — — — 
— — O. 2 
Wahrung der Seiten durch Kla⸗ 
— geerhebung C.2 
Br —ãæ—— C. 555, 557, 


r Wiederanfnahmöllage C.534. 
pi die Beugengebür C. 346, 

— bei Buftellungen C. 107, 115, 

— —— ———— os. 

Früchte, Bet auf den Bezug, Be- 
wertung J 

— erben der Wertberechnung 
vernachläſſigt J. 54 

— Zuſpruch im Accue C. 405. 

— Bing in C.5 

Bräßerer — Gerichtsſtand 


— Klage ber 2 ” 
chliche Zuftänd. J 
gü — der öffentlichen Büder 


©. 
Gäjte, Streitigkeiten J. 49, C. 224. 
Saligiiner Bodencrebitberein C. 


Ganggede, Beltimmungen über 


Garuifon J. 68, 78, 86. 
—— „Beftanbftreitigleiten (63 


— Hofgebäude J. 32. 
— rt Amtshandlungen in 


Sebräude, r ans der geichäft- 
en C 
— liBe Beugen, Bernehmung 


Gebüren, Befreiung armer Par 
teien C. 64 

— —S CI 

— Barteien un Vnſpruch auf 
Beugeng. C. 3 

— der aD ebecftänbigen C. 365. 

— Beugengebüren C. 346. 

Gebärenrenunug, 3 Borlage dur 
ben Advocaten C 

— Tarife C. IV,, * 

Geburten, Beriveigerumg des Beug- 
niſſes in Betreff 








Gefahr — Gerichtshof. 


C. 458. 


Gefahr einer Beſchädigun 
ng ber 


— am Berzuge, —— 
Bezirksgrenze J. 3 
——— —X dicht legitimirte 


— Beweisfiherung wegen C. 386. 

Gegenbrweis „gegen öffentliche Ur⸗ 
funden ©. 2 

— gegen Reihtäpermutfungen C. 270. 

@egenaufprüde Gemittlung. u. 
—— erfahren C C. 245, 

Genenforberung des Beklagten 


— iberfte e J. 96. 
am der Entſcheidung über 


Gegenuleiftungen bei Bewertung 
des Streitgegenftandes J. 56. 


Beseniweirt des Berufungsgegners 


— — Reviſion C. 507. 

Gegenſeitigteit J. 88, C. 68. 

— Beweiskraft ve ausländifchen Ur: 
tunden C. 29 

— —A der J. 101. 

Gepenäberkelung bon Beugen 


sen a von urtun⸗ 


— —— der U kunden durch 
den ©. 303—807. 
Ge item, Klagen J.97, Ferialſache 


eittige, Unzuläffige Zeugen C. 


.» in barem als Sicherheit C. 56. 

Gelabetrag J. 56, C.410, J. 12. 

Geldrente, Berurtheilung zu, wegen 
En ne ni g zu, weg 

Gelditrate C. 26, n 

— gegen Beugen 3 

— gegen nelihreiber O. IV. 

Gemeinden, Ausſtellung des Ar⸗ 
er Flle dur) C. 65, 

— Gerichtsſtand J. 74, 75. 

— Bertretung C.IV,. 

— Berftänbigung "übergeorbneter 
——— Behörden von Klagen 


en C. VI, 
— x zur Buftellung C. 88, 
uftelung an C. 105, 


u 


— in Proceſſen 
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Gemeindeverbaud, aus dem G. 
ausgeſchiedene Gutsgebiete J. 105 
bis 107, 110, 117. 

— Mitwirkung zur Zuftellung C. 88, 
104, 107, 109. 

Gemeindevorfteher, Mitwirkung 
N der Zuftellung C. 88, 104, 107, 


Gemeinfame Angelegenheiten, An= 
geftellte ver Behörden der C.XXIX. 
Gemeinfames Urtheil C. 187, 404. 
— — c. 
Ill, 304, 308, 
Gemeiuihafilihes. Heihei C. 187, 


404. 
Semeinfänlaner, 


Gendarmerir, Gerichtäftand, J. 68. 
ee > 830. 


Bernehmung 


a 
Generalin, ernehmung ber Zeugen 


Gensfenjäett, —— J.76. 
— ausländijche J 
— — C. 373. 
— —— — J. VIII,. 
— Bertretung 
Gerichte, ordentliche J. 1- 
u. —— Verwaltung, 
Gerichtsſtand J. HI. 
Gerichtliche A Auıjbrmäßrung bon Ur⸗ 
kunden 
— Auftündig Fer ug C. 560 ff 
Gerichtlicher Erlag J. Som. 
Gerichtsbarkeit des Oberfthofmar- 
fchallamtes J. III. 
— im allgemeinen J. 1-48. 
— in Gtreitfahen J. 49—105. 
— außer Streitiadhen J. 105—122. 
— — Eelbſtvertre⸗ 
Srecht C 
—— — wegen groben 
— gerihulbene C 
Geritöbesirt, "Beiekntung der 
erigiönlen auf J 83. 
Gerichtsd ar als Bolfftreitungs- 
oꝛ ane J 
—E dur C.88, 107. 
Geritsferien C . 221-235, C. 


— — Tagſatzung daſelbſt 
Berihtähet, —— ſaͤmmt⸗ 


licher Mitglieder J 
— Anwaltszwang C. — 
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Gerichtshof erfter Inſt 

— ſachliche Gerichtsbarkeit J.50—53, 
105, 106, 109, 110, 115, 116. 

Geriätstanslei, J. 16. 

— leitende Beamte ber J. 18. 

— Ablehnung J. 26. 

— Amtshandiungen in der C.27. 

— Bertretung armer Parteien C. 64- 

— Ueberſchreitung 
der Grenzen 

Scrioteſtaud, allgemeiner J. 65 bis 


— ——— J. 76—101. 

— — J. 76—85. 

— Gheladhen J 

_ —— J. 


— "Bibeln und Lehensſachen 
_ "Ringen gr Richtern und gegen 
Richter I. 7 


— ——— J. 80. 

— ** um unbewegliches 
u 

— ——— = Beſitzſtoͤrungsſtrei⸗ 


ti 
——— J. 88. 

— Lage der an in verichtebenen 
Sprengeln J 

— — — 2* exterritoriale Per⸗ 


— akigerictsflände J. 86—101. 
— Ort ber Deihäftigung . J. 86. 
— der Nieberlaffung J. 8 
— des Erfüllungsortes J. a 
— der belafteten Sache J. 91. 
— Belisftörun — J. 92. 
— Gtreitgenofienfhaft J 
— des roceſſes J. — 96. 
— der Widerklage J. 96. 
— des früheren Wohnfites J. 47. 
— — Schiffer u. Schiffsmannſchaft 


— des Vermögens J. 99. 
— fubfidiärer für Klagen aus dem 


— — Gegenfeitigte 
— Ne von Gerichtäftänden J. 


— wwen von Bezirksgerichten 
— — über Zuſtandigkeit 
— außer Streitſachen J. 105—122. 


Gerichtshof — Geſetzlicher Bertreter. 


B 
—— 
— —— u. Curatel J. 109 


— Bertimation uneheliher Kinder 


— Amornſirung vbonurtunden J. 115. 
— —— gelegenheiten J. 


= Resladle J. 117. 
— der Öffentlichen Bücher 


— Op ünbigung J. 119. 

— Pig: Fri der 

5* cher J. 120. 

BL 
—* von esirtögerichten 


Gerihtökänne, Mehrheit J. 102. 
Geriptstafel, Anfhlag C. 115. 


Geri Bu im bezirtögerichtlichen 
Verfahren C. 439. 


ee en C. — 
An zur en im 


PR — ‚Unternehmen, Ser 
ei@ättstäbrer _ aubgefßichen 
) aus er 
Gutsgebiete un bei der 
Buftellung 104, dor, 109. 

— ohne Auftrag ‚88. 
Sejhätisgeheimniß, — 
Edition von Urkunde 


— —— des in 0.8. O. 
Seimättlecal, Buftelung im C. 
—* Fllagen ber J. 97. 

— —— 
Sefekigeiter, J——— 


—* Sriſten C. 128, 128. 
Seerliser Vertreter 0.2, 4, 


5, 6. 
— age binfihtlid 7—10, 239, 


— Verſchulden C 
echſel in der Perſon = C. 188. 


Gefeglicher 


Geſetzlicher Vertreter Unfähigkeit 
‚ur verftänblichen Aeußerung C. 


_ a der Verhandlung durch 


—* C. 266. 

— des Bevollmächtigten C. 34. 

Geluß um Armenrecht C.65, 73. 

— vor Bezirkögerichten, C, 484, 

— der Beugen C. 348 

Getrenute Derbanblung C. 188. 

Gewäßricikung, Streitverfündi- 
gung C. XXXI. 

— „Bemeisficerung zu Bweden C. 


Gewalttgätisteiten, Bortehrungen 
zur Verhütung C. 458. 
— Beweistraft der Bücher 


Gewerbeachiifen Gerichtsſtand 


Gewerbegenofſenſchaften. C. XVI. 
—— Rechtshilfe auf 


en J 
Gewerbetreibende, Klagen der 


—— Betriebsſtaͤtte, Zuſtel⸗ 
ung in 
— ——— Gerichtsſtand der 


Gewerkſchaften, Gerichtsſtand J. 


Gewohnbeitsrent, ne C.271. 
Slcubchifei "cn 
Glanbwürdigteit Ende 


—— 
C. 327, 338, 840 


arm fachliche Zu⸗ 


— Find J. 81. 

Grensseigen C. 3 

— gerktulden ber Bevollmach⸗ 
gten C 

— des Berichtes rn a 

Grubenwäfler J 

Grund des Eniprudes, Zwiſchen⸗ 
urtheil C. 393 
— für die Ausichliegung J. 20. 

— der Ablehnung J. 22, C. 856. 

— des Gutachtens C. 861, 362. 

— a Berweigerung der Edition 


* 2) Bermeigerung des Zengniſſes 


Vertreter — Sandelögerichtsbarkeit. 683 


GrunD» zur Verweigerung ber Bar- 
; “ teienaußfage C. 880, 881. 
— zum Rüdtritt vom Schiebsrichter- 
amt C. 579. 
— des Wiſſens des Zeugen C. 340. 
Geundbäßerlide Eintragungen J. 


— Urkunden C. 548. 
Grundbüder, Führung J. 118. 


— aa Bormertung C. 
XXX 

Grundbuchsrichter J.5, 7. 

Gruudbuchsfachen 7 ‚Erledigung 


dur) Einzelrichter J 
— Ferialſachen C. LxkVT 
— ———— Klagen in 


Grundeigent ümer, Gerichtsſtand 
der Niederlaſſun 87. 

Grundftenerw J. 60. 

Gutadten von — ——— 
ſchriftliches C. 357, ae 
Begründung C. 36 

Güter, aus Dem — 
ausgeſchiedene J. 105—107, 110, 
117, C. 88, 104, 107, 109, 114. 

Gutseigenthümer, Nutzmeiſter, 
Pächter, Se der Nieder⸗ 

laſſung J. 8 


6. 

Haft uneinbringlicher Geld⸗ 
ftrafe 

— wegen Widerſetzlichkeit C. 195. 

— wegen Winkeiſchreiberei C. IV. 

— Zeugnisverweigerung C. 


325 
aftpflicht der Eiſenbahnen J. VI. 
——— für Säumnis 


Handarbeiter, Gerichtsſtand J. 86. 

Saudelsbagatellgerichte J. XXI. 

ORHDEIBBEVSRMAMEBSE, Zuſtel⸗ 
lungen an 

— — — —0 ſachliche 
Zuſtänd — 

ne ser, Betätigung über 

e 

— Beieiättant 6. 208. 

— Borlegung C. 295, c. VIL 

Handelsgerichte, Erweiterung der 
Buftändigfeit 39 har Ill. 

— Jachliche Buftändigleit J 

Gaubelögeriötsnarteit, Bereiche 
nung ber Klage C.2 


684 Handelsgerichtsbarkeit — Snhabilität. 


Ganbelßgerintäberteit, keine 
_ Sadverftändtgen C. 864 
— im Berufungsberjahren 0. 487. 
a bezirksgerichtlichen Verfahren 


—— chäft J. 51. 
et ellſchaft, Gerichtsſtand 


— Barteienvernehmu C. 873. 

— —— der In⸗ 

—— —— ð ichtsſta d des 
aundelsſsgewer er n 
—æ— 

— Zuſtellungen — C. 98, 106. 
— prototollirte, ver⸗ 
laſſenſchaftsabhandlung J. VIII. 
Handelsmälter. Beweiskraft ber 
Tagebücher und — —— .295. 

— Borlegung C. VII 
Sandelöminifterinm C. XXVI, 


Sanbeltnienertafiun, Gerichts⸗ 


— — ührung J.VIII. 


Hauptiutervention Unterbrechung 
| 
Saude a... ezirksgerichte ie Sercegobing, Urkunden C. 293. 


* ———————— wegen C. 190. 
Sausth Dh Gerichtsſtand J. 94. 
auptſchuldner un Bürge als 
Streitgenofien C.1 
—— orger. Eefapzuftehung an 


Sansgenoflen, Erſaßzuſtellung C. 
103, 108. 


Saussinsitenerwert J. 60. 

Heer J. 68 ‚ XXIX. 
——e— aſen J. 9. 
eimpfähle C. 318. 
emmnng bed Verfahren? C. 18, 
73, 152, 155—170, 204, 393. 

— ber Bolftedbarfeit wegen Be 
rufung C. 466. 

— — x3 C. 524. 

— — NRevifion C. 505. 

_ — alas u. Nichtig⸗ 
—— 547. 


— J. 51. Sim ee ‚En H der 8 ſtel 
— uter a 2 
— Abſtimmung im J.10. ® ee ‚109 : 


Iung C. 4 104, 
Beitreitung der Zuſtändigkeit J. — Edition C. 808. 

61-88. — des bezickögerichtlichen Urtheileg 
wegen — — gegen te 
beftand C. 445. 

en nu» Dentigmeilter J.VIIT. 
ofdiener, Verftändigung d. Oberft- 
BuimarnalaIndes v. Klagen gegen 


goischände, 8 Buftellung J. 82. 
ora legalis abgeſchafft C. 133. 
——— Zeugenvorladung 


— Zuſammenſetzun 
———— Heiliger aus bem 


OENDEIBRTEIDTENEEN, Berfahren 


— hie Gerichtsbarkeit in J. 51. 

Haudeld« und Gewerbelammer 
als Schiedsgericht C. XII. 

— Vorſchlag he 2 a der Bör- 
ſenſchiedsrichter 

Han — —— 
des — ei J.8 

Sanbluugsgebilfe J 

— SBertreter von SBörienichieböges 
richten C. XX, 

Handwerker, —— des 
früheren Wohnfiges J 

Sunbiäritten, ci der C. 


Sunbieiden auf dem Protokolle 


— a Brivaturkmben C. 294. 
— auf Wechſeln C. 557. 
Haupteid, ——— C. 205. 
Sauptintervention C. 16. 

— Gerichtsſtand J. 94. 


6pFalBetarfornerungen, Luft 

un 

geriet J. 91. 
Ypotbelen als actorifche Saution 


Sppatbensent, böhnifche BZuſtel⸗ 


ung C 
— — J. V. 


J. 
— — vor dem er⸗ 
vo — oder beauftragten Richter 


Set —5— abſolute J. 42. 
uhabilitãt des Richters C.19, 20. 
— —— . 477, 529. 


Inhalt — Klage. 


Anhalt d. Biber C, 2 76, 78. 

— F— Urtheiles 417. 

— der Ur nie — bei der 
Edition C. 8 

— de3 Berfanklingsproitoes C. 
207—209, 217. 

Inland, — J. X, C. XXIX. 

— Aufenthalt im J. 67. 

— Bürgen müflen im J. ihren Ge⸗ 
richtöhand haben J. 56 

— Buftellungen im — 

Anländer J.X, C. XXIX. 

— A yon: Brocehtoftenficherheit 

e 

Sulandiice "Srrigte, Rechtshilfe 
auf Erſuchen 

— Buftänbigfeit j — 

— mit auslaͤndiſchen Gerichten J.48, 

— Beglaubigung durch C. 548. 

Inlänsifcye Wertpapiere C. 56. 
Bücher C. 2395, 548 

Juftansenverbättnie J.2—4. 

Jutabulationusfähige —— 
Mandatsverfahren C. 548 

Interege Werth Des Streitgegen- 
ſtandes J. 59. 

— des Internenienten am Proceß- 
erfolge C. 1 

— —— — der — keines 
_ Mage © 

—— des anf des 
Denen C.2 

— Feftitelung des J. Yes den 
Richter C. 378. 

— Öffentliches Wahrung bei der 
Beugenvorladung C. 881. 

Interbention, Haupt C. 16, 
- Reben= C. 17 ff. 

— ber Farin. oa der Beweis⸗ 
aufnahme C. 2 

Interbenient c Et 

— als Streitgenofje C. 20. 

_ ET — Streitverkuͤn⸗ 


Invecia et illata * * 
Inventur, Realact J. 117. 
Jahres leiſtung, Betra * Wert 
des Streitgegenſtandes 
eeene —— C. 


Jeweitiner —— Ge⸗ 
richtsſtand 

Indenehe, — J. 114. 

— Perſonen, Gerichts⸗ 
and 
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Il i, Zuſtellung 


= an C. 873. 
RI ‚38, 48, C. 


y ‚XV, XXVI, 
rl Beſchwerde 


bahn C. 
ttglieder, 


uftellung 
nung der 
| 101. 
Ä itand J. 
iten aus 
J.VI, 72. 


xvi. 
7. 
(re 
— Üntrag a, brocehfeitenbe Ber 
_ fügungen 0.2 
enderung 0 235, 239, 483, 
— auf Arbeiten, Leiftungen, Dul⸗ 
dungen J. 59. 
— ber armen Partei C 
— auf Aufhebung eines mitiäcigen 
Erfagerfenutniffes J. XI 
— Bagatell- C. 458. 
— Beantwortung C. 243. 
— Beſitzſtörungs⸗ C. 454. 
— Beitand- C. 567, 569, 574. 
— bezirfögerichtliche C. 434, 485. 
— der Bevollmächtigten J. 94. 
— aus dem Cheverhältnis J. 50, 76, 
"100 


_ Eintaffungsfeift auf C. 281. 

— aus dem Elternverhältnis J. 50, 
76, 100. 

— uf Erneuerung einer Urkunde 


— auf Seftitellun C. 228 
 XXXVII, Xxrix. ' 
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Alage ber — Kleinver- 
ſchleißer 2c. J. 9 

— Smmobiliars Ei 81, 91. 

— Mandatd- C. 548 ff. 

— anf Manifeftationgetd C. XLII. 

— Nichtigkeits⸗ u. Wiederaufnahms⸗ 
C. 629 - 6347. 

— eines R 3J. 79, XIV. 

— gegen Richter J. 79, XiV. 

— auf ———— Geld⸗ 

rente und auf ggf ung C. 407. 
treita durch Zufiei⸗ 


‚ec. 
— at Unmiefjamteit eines Schieba- 
eds tl 
Are ichen 


— Verkauf zurückgehalte 
— vi. * 

— Berlaffenjchaftd- J. 7. 

— al. ermögensherauögabe C. 


— Berweigerung ber Tagfagungd- 
anorbnung über C. 280 
— auf Borlage einer gemeinfcaft- 
“ fihen Urkunde C. XLILL, 309. 
— wegen Bormerluug einer Forde⸗ 
C. XXXIX. 


— Wechſel⸗O. 555. 

— ——— ahme C. 237. 

ee ie C. 2236-231. 
— N Igen C. 398. 

Als — © 226. 

Klageenmulirnug C. 227. 

Alagcerweiterung C. 235, 483. 

Rlagegruud —— ö. 285. 

——— erung C 

agezuſtelung C. * — 
ai — — Klagen der J.97. 
Koften C 

— der Belanntmahung C. 118. 

— der Beweisfiherung C. 888 

_ ber Guratoräbeftellung c.10 10, 118. 

— beim Feſtſtellungsvroceß C. 45. 

— Nichtigkeit des Verfahrens 


51. 
— im Rechtsmittelverſahren C. 50. 
— Re töverfolgung und Rechts⸗ 


Be —— Beweisauf⸗ 
nahme c.2 
== Dr Kanfabungerfestung u. Friſt⸗ 
verlängerun 
— bei T heilurtheil C. 392. 
— der Urtheildberichtigung C. 422. 


— eines 


— zur 


Klage — Ladung. 


— der an 


en Ka une 
— — eu 


— bei ee esung , 154. 
er —5 — ber Klage 


— — der Berufung C. 484. 
— der ‚bee: pansllang zwiſchen Abvo⸗ 


— der iehung mehrerer Adv 
"er Bualen 9 meh 0= 


—— änzung des 

a oder ——— wegeu 
Mangel 

Koſten — — C. 58. 


Koſtencutich im Urtheil 
oder Aa zug 
Koſten ne. an den Editions⸗ 


— —— des Gerichtes 
— A ala baftender Parteien 
— — ungehorſamen Zeugen C. 333, 


—— C. 52—54. 
——— C . 328, 382, 340, 


Rörberberienung, Sicherſtellung 
einer Rente 
—— Wiedegerichte C. 


arandı, Beugen, Bernehmung C. 


Rreiöseri te J.1—. 

Krieg, Einttellung ber Amtsthätig- 
teit des Gerichtes C. 161. 

— Militärdienftleiftung im C. 162. 

Kriegsmarine J. 68, C. XXIX. 

— Buftelungen C. 92 

Runamanung, orißüniche, ftatt 
Edictdeinfchaltung C. 1 

Auuftgcheimnis, Besfesumg, Edi⸗ 
tion C. 805. 

— Beugni3 0. 821. 

Ründigung | der Vollmacht C. 86. 
— im Beftanbverfahren fiehe Auf: 


„linbigumg, Schriftſätze C. 76. 


Ladung des Auciors C. 28. 
VBerufungsverhandlung C. 


480, 481. 
— zur Beweisaufnahme C. 288. 


Ladung — Mängel. 


ans RB nei Sicherung von Ber 


ey: Vertreter C. 158. 
— artei zur Vernehmung C. 


— der Rechtsnadifot Iper C. 155. 
me Tagſatzung C. 130, 181. 
nterbredung des Verfahrens, 
Einfluß C. 163. 
pe Urkundenerneuerung C. 317. 
m Verfahren En Bezirksgerich⸗ 


ten C. ei: 
— der Zeugen 829—332, 481. 
ttärperjonen als Zeugen 


— en 
— — rap erheblicher Koften C. 328. 
Tage — — in verſchiedenen 


Spr 
— —— C. 


Saienrihter J. 7, 10, 61, 62. 
Land, Berichtäftand J. 74. 
Landesausſchußg, Aeußerung über 
es Ne lung des Zuſtellungs⸗ 
Sandesfürklige Lehen . 78. 
Landesgerit J. 1-4, 
Sandesculturrath C. xvr. 
—— politiſche C. XI. 
Sande Aafliye Güter, Berlaffen- 
A aftsabhandlung J. 105, 106 
BED u. Guratel J.110. 
— Realacte J. 117. 
— öffentliche Bücher über J. 118. 
Sandwehr ; er a in 
Gebäuden der J. 82, 
— are J. en 
Landwirt J. 49, 
—— Verufskreiſe 


Lasdwirtſchaftlicher Betrieb C. 
Lanawirtihaftegeichiwaft C. 


anf der Friften C. 124. 

— Unterbrechung C. 163. 

— Einfluß der Gerichteferien C. 225. 

— einer AREDEHEDEFISE SUNG oder 
_ Ergänzung C. 42 

Rebensiapr, — Eides⸗ 
mündigkeit C. 336. 

Legali zung, Buftänbigteit J. 121. 

Lesalifirungspertrag mit dem 
deutichen Reich O. 293. 

Fa RN Mandatöverfahren C. 
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— — per reser. principis 


— art nadifolgende Ehe J. 113. 

Seuen, regen, ſachliche Zu⸗ 
ſtändigkei 

— — he VʒNandioreit J. 78. 

lesen J. 


— Kealacte J. 117 
——— fachliche Buftändigfeit 


— örtlidhe J. 86. 
erialfadhen C. 224. 
Lei nosfrik im Urtheil C. 409 
Seitung der Verhandlung durch 2 
Vorfigenden C. 180f. 
— Anordnungen, Auf: 
na 
———— der Übvocatengebüren 


—— ————— 
— — (Concurs) C.1 
Lifte der ——— des Börfen- 
ſchiedsgerichtes C. XVI. 
Lohnarbeiter. giaß en C. 97. 
Cobnftreitigfeiten, fachliche Zu⸗ 
_ Känbi gleit J 
Ferialfache c. — 
— V —— J. 81, 91. 


M. 


Mabuberfapren. C. XXVIII. 
egen Richter J. XIV. 
erialfache C. 228, 

_ — Bebergangsbeltimmumgen C. 


Maundatsverfahren C. 548—554. 
— actoriſche Caution C. 57. 
— un: u. Baffivlegitimation C. 


— O. 552. 

— et C. 552. 

— — me rere Bellagte C. 551. 
ai Sutänbigteit 49,50,51. 
runden in Urſchrift C. 550. 

— —2 C. a 

— Berjährte Forderung C. 549. 

— erasen O. 


Mandirte Gerichtöbarkeit J. 111. 

Mängel der Berufung C. 474,495. 

— einer —— Beweisauf- 
nahme C. 290 

— der Beweisaufnahme C. 286. 

— der Entſcheidungsgründe C. 477. 
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Mangel ber Srmäntigeng zur Bro- 


— der  Genesläigtei C. 6, 7, 230, 
289, 485, 477, 

— einer Sade a eines Werkes, 
Geltitellung C. 384. 

— der Urtheilsfaffung C. 477, 503. 

— ber gefeblichen Bertretun 8 67, 
230, 239, 477, 508, 529, 
— der Bollmadıt C. 37. 

— Berfahrens in 1. Inſtanz C. 


CHR C. XLII. 
Männliches Geſchlecht C. 29. 
MIGLTERNEEE BI EN: fachliche Zu⸗ 
ne eiten J 
Martiteine C. ne 
Mafleverwalter, 
mung C. 873. 
Meprere Anipräße, Bufammen» 
te chn 
— Front A gioifchen benfelben Bar: 
teten C. 187, 
— — 102. 
— von Bezirksgerichten J. 103, 122. 
— dd re re J.12. 
ften, Erfah C. 49. 
— Sperihiedenheit über 
die Abftimmu 13 
— fiber bie —8 gegenũber 
dem Auslande 
Meiſtbotsſsvertheilunug währendd. 
Gerichtsferien C. 228. 
MNemnonuilten, Eid C. XL. 
Mieten, Auftündigung C. 560. 
mietvergältnifle, Wert d.-Streit- 
gegenftandes J. 58. 
militärbebörden, Berftändigung 
von 
wirktäralenn im Stiege C. 162. 
Militärgerichte J. II. 
Mmilitäriſche Erſatzerkenntniſſe, An⸗ 
ng I fachliche Zuftändigteit J. 


— Gebäude J. 82. 
Militär, Zuftellung J. 32, C. 92. 
IRITIATDERIORER, Gerichtsſtand J. 


— flogen gegen ( C. VI. 

— Vadun 

— ungeb * Benehmen C. 202. 
nieiap se, Proceßfähigkeit 


Parteiverneh⸗ 


— — — — — — — — 


Mangel — Muͤndliche. 


Miniſterium des Aeußern, Ber- 
— bei Zuſtellungen J. 82, 


MinbiRionnstäußerungen ind. 
Berhandlu 
wühbreng ber Deffentticiteit C. 


mibeinsen bon Beugen u. Sach⸗ 
verftändigen C. 288 Se 

— von Urkunden Ci 

Mitgerwerte J. 53. 

Mitglied des Senates I. 7, 34. 

u Rus — an d. Sach⸗ 

änbi C. 359. 

— "ber eelung eines Schieds⸗ 
richters C. 5 

mercäktreitigfeiten J. 51. 

Mopamedaner, Eid C.XL,. 

Mündel J.20, e. 20 

— Proceſſe der C 

Mündliche — 
traͤgen, Geſuchen zc. 

— Berhandlung C. Tab. 

— — OHeffentlichkeit CO. 171—175. 

— — Borträge der Barteien C.176 
bis 179. 

— — Brorebleitung ae den Bors 
figenden C. 180—186 

duch den Senat C.187—19. 

— — ——— Verhandlung C.198 


bis 1 
— — Füge von Mängeln C. 196. 
— —* ———— — . 197 - 208. 
— — Vergleich C. 204— 206. 
— — Brotololle C. 207—217. 
— — Acten C. 218, 219. 
— — Gtrafen C. 220. 


er Sonntagseuhe. Gerichtsferien 
— Streitverhandlung C. 257 - 264. 


mon An= 


— ——— C. 482 bis 


498. 
— Reviſionsverhandlung C. 800. 
— Sg andlung über den Eintritt 
— C. 155 


über ben Roftenerfaß bet 
aiao —— C. 287. 
— — über bie —32 u. Wie⸗ 
deraufnahmstlage ©. 541 


— — wegen lrtbeilsberichtigung 
C. 420. 


— Urtheildergänzung O. 423. 

— Zurückwei ung des Nebeninter- 
venienten C. 1 

— Ber anblung ‚Bocbereitung durch 
Schriftſätze C. 78. 


Mündlides — Rutznießer. 


Mündliches Berfahren C. II. 
Münstlichleit C. 176. 
Mufteritreitigleiten J. 51. 
Muthwilleusſtrafen C. 220. 
Mauthwillige Proceßführung, Ent: 
ſchädigung wegen C. 408. 


N. 


achfolge in ein Fideicoumiß J. 50. 
Radkofung ung Deräumen Vorbrin⸗ 

gen 
ne lekalänbiger örtlicher Ge⸗ 
richtsftand für die Anfprü e J.77. 
ars der Advocatursprüfung 


Nachtzeit, Zuftellung C. 100. 
Nachzahlung der Gebüren” bei 
Entziegun er des a u de 71. 
Naphthabücher J. XVII 
Natnrereiguis, Hindernis des Er⸗ 
ſcheinens C. 402. 
NRebentorserungen, Nichtberück⸗ 
fihtigung bet eng J. 54. 
— a ee C.4 
en tetsenicht C. 


— Koſten 41, 42. 

— Buftellung C. 98. 

negotiorum gestor Ü. 6, 38. 

Neue ———— im Berufungdver- 
fahren 

— im Berufungsverfahren 


17—35, 


Reuerli r Einvernehmung abge⸗ 
börter — . 264. 
Neues thati liches Vorbringen im 
vorbereitenden Verfahren C. 252. 
— I durchgeführten vorbereiten- 
erfahren C. 263. 
— —— der erjchienenen Par⸗ 
ni er äumigleit des Gegners 
9 
nißieriunern, Nichtwiſſen, Cr: 
A ae. Einfluß auf —RX 
ſlich 
Rihterigeinen der — zur 
ee andlung C. 491. 
r eidl. ernehmung C. 8380. 
Rintigreit des Verfahrens, Koſten 


— — Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges J. 42. 
— an — der Proceßfähig⸗ 


t7.7 
Rigtisteitögründe C. 471, 477, 


— EURER 


| 
| 
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Rintigfeitsnrände Entjheidung 


nißtigieitsbeläwerbe gegen Er- 
Kanu der Boͤrſenſchiedsgerichte 


C. 
nigtiteiörtagec. 529 —543,547. 
— — Erhebung C. 533, 534. 
Bu ner C — 541, 543. 
t C. 534 
rund C. 536. 
— — Rlagsan aben C. 536. 
— Suspenſiveffect C. 547. 
— — 7 C. 529. 
— Borprü . 538. 
— Wirkung ber Entſcheidung C. 540. 
— Buftändi en C. 532. 
egen frühere Urteile C.LI. 

Nie erlaffung, Serichtäftand J. 87. 
Niederlesuug von Scheifsft den 

als Erſatz der Buftellung 96, 

104, 106, 107, 109. 
Riederfprift von Anträgen und 

Erflärungen C. 265. 
— des —— gegen Proto⸗ 


toll 
im r —— Verfahren C. 440. 
Rersabn, Kaiſer Ferdinand U. 


—* als Partei im Anwaltsproceß 


— Beroffmäcitigter C. 29. 

— Herbeiſchaffung der beim N. ver⸗ 
wahrten Urkunden C. 183, 229, 
248, 258, 369, 301. 


— in der Revifionsinftanz C. 504. 
— als DÜEDECALTHENNKOELUDN. 530. 
Giehe aud n 


' Rutnicher, Gerichtsftand der Nie- 


derlafjung J. 87. 
44 
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©. 
ER als 1. Inſtanz 
— eg 2. aa 
-- Behluımungber Eijetite b. 
— VDelegirung J. 8 
—. Entf ung. sei ve eaigfetten 
ee echtshilfe J 
Geftiepung der Rünbigungäter- 
mine 
— — der Advoeatursprüfung 


— "ebetragung zu Pflegſchafts⸗ 


—— 
—*2 ſachliche = 
ftändigleit J. 8 
— als 2. nftanz es 
— — — uftänbigteit 


—_ — 31. 

— Nichterklärung des een: 
wegen —— — Rechts⸗ 
we 

— tut). J.8, J. XI. 

_ —— ung ee Pfleg⸗ 

a 

— —— Gerichts⸗ 

— Bernehmung von arinlepeen des 

gt ee C. 32 ” 

un en agen gegen 
Eee 


— —8 — an  Grtereitoriale J. 
Obmann x 8 8 iedsgerichtes 
—— 


— beB Shiebenzridtes C. 580, 582. 
p O. un 


Kefentiine —— — * 


Be Sadjverftändige 358. 
— ‚uehösnen, Serteifhaffung der 
8.8. se Urzunnen 


— Bänder, — J. 
Deffentlicher San: Urkunden 
— mit C . 298, 298. 
Dr an, el C. 108. 
— ne, Zuſtellung an 
——— Beweläftaft C. 298, 


_ — eine ie Be 
weißaufnahme C. 283 





Oberlandesgericht — Parteien. 


Defenttie Retn Nstunden, Mandat3- 
ver 

oefentticteit ©. C. 171 ff. 

— Ausſchließung C. 172, 477. 

ne Börfenichiebögerichten ©. 


Dckterreier im Außlande J. 69, 


Orterzeitiige — für 

n 

0O nenne. Bauf' 
C. XII; 


_ hung 
Ort bei Heipeaben Aufenthaltes- 
(Mohnfiß) J. 65. 
— jeweiligen Aufenthaltes J. 67. 
er Beichäftigung J. 86. 
_ — bet elegenen Sadıe J. 84. 
= ber Zagfapung % a. 
er ung a 
— der —E 
— —ãX— C. 28, 


— für Kündi⸗ 


er umungsfriften C. 578. 
Orfsübtice be Kunbmadrung ftatt: 
Edietseinſchaltung C. 117. 


V. 
achtung C. 560, 578. 
a werbaitais. Wert J. 58. 
Gerichtsſtand der Nieder⸗ 
la ung J. 87. 


Ci 
en von ber Verhandlung 


"gerfön liches Erfcheinen neben 
dem Bevollmädtigten C. 26. 
— Tod, uß au ven — 
bei Erbieten an de C 





Barteien — Protokolle. 


Rare, Unfähigkeit Au verſtãnd⸗ 
lichen Aeußerung C. 1 
eigerung an der iBrotofollirung 
 theilgunehmen C. 210 
Barteinernehmung C. 371—383. 
Barteiporträge C. 176 fi. 
Baternitätsprocefle J. 49. 
Baupertätseid C. 60. 
— — ausländiſche 


J. 9 
Berföntice Bemühuug, Koften 


Biandöriefe, ——— Rechte 
der Beſitzer C. IV, J.1 
— In derdentiongrecht vs Beſitzer 


wiandrent an der beftellten Sicher- 


— Gerichtsftand De die Geltend- 
machung J. 81, 
— er bes Sfreitgegenftanbes 


wicnehefobtene, Beziehung zu J. 


— — —— — des Armutszeug⸗ 
niſſes für C. 68. 
arteienvernehmung C. 873, C. 
XLI. 


Bllegeverhältnis J. 821. 

Blesihaftsbehörde „fett Ar⸗ 
mutszeugnis aus C. 6 

vun au Berfintiegengeit C.305, 


Stränden, Gerichtsſtand J. 75. 
—28 Beiſchaffung C. 188. 
Politiſche Landezitelle C. XI,. 
Mertefeeiben für arme» Batteien 


Poſt, Buftellung au C. 88, 96, 
100, 104, 107, 109. 
— ‚m i (iebäriäterlien Verfahren 


— eines frafgericht 
ala Erfenntn ‚539. 
Bräfisent —— 
Eollegiums C 
— fiehe Vorfteher. 
praesumptiones iuris C. 270. 
Brätorifse Borladung 483. 
Brass, Handelögericht, — — 
ſeiner Competenz 
Principal, Buftelung T. n 
Brivatforitdienft, Ladung c 331. 
Brivatlehrer, —— der J. 97. 
Privatrecht C 
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Privatſeerecht J. 51. 
BEIDRIREINNLEN: Beweistraft C. 


— theit C. 312. 
a anle der Beweiskraft C- 


— Erneuerung C. 817. 
Brieilenien ber Creditinftitute C. 


— — Bär Suermg C. 102. 


— — ehe — 
a en rn. Aus⸗ 


e C. 219. 
weoechBenollmäntigter C. 31. 
— ungebürliches Benehmen C. 200. 
— Gerihtaftand Ir Klagen J. 94. 
Brocekfähigleit C. 1—10. 

— ber Ausländer C.3. 
— Mangel C. 6, 230, 485. 
— der Minderjährigen C.2. 
— Berfuft C. 158, 35. 
Procetzhandluugen des Bepoll- 
mädhtigten C. 34 
— des a ehliden Vertreter C. 5. 
— des Intervenienten C. 19, 20. 
— Berfäumung C. 145. 
Brocehbindernde Einreden Ueber⸗ 
gangE EI maungen — „ALVO. 
Brocchtoften C. 4 
— de, ar 0.57—02. 
Brocchleitung buch den Vor— 
figenden C. 180—186 
— durch den Senat C. 1187-192. 
— durch den Einzelrichter C. 195. 
Brocchleitende Berhräffe C. 425, 


— —— Anträge auf C. 


243, 258. 

Brocchbolmanht, Dnpent c. 31. 

— Ertheilung C. 30, 33. 

— Beichränlung C. 32. 

— Aufhebung C. 35, 36. 

— Vebertragung. C. 31. 

— Buftellung C. 93. 

_ Ünterbredung un 1 ale ber Er⸗ 
teilung C 

Procuriſt. —* q. 98, 106. 

— vor Börfenfhiebägerichten 0.xX. 

Prototolle, Auſkündigung eines 

ſtandvertrages C. 562. 
— Augenſcheins⸗ C. 370. 
— Außerhalb einer Verhandlung C. 


260. 
— in Bagatellfadhen C. 451. 
44 * 
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— über Berathung und Ab⸗ 
ftimmu: 
— — J C 


— peiskraft C. 215. 

— DEIN. Verfahren 

= —— zu . C. 210, 477. 

— Erſatz buch ÜctHeilöthatbeftand 
C. 445, 493. 


_ Seftftellungen, — anſtatt 
ee C. 265, 440, 444. 

— Inhalt 

es —E Streitverhandlung 


— Rechtsmittel gegen die Protokol⸗ 
lirung C. 214. 

— Refumsprotofoll C. 211. 

— Revifionsverfahren C. 513. 

— Richtigſtellung C. 212. 

— Gadperftänbdi rd und Augen⸗ 
——— C. 361, 362, ugeg 


— über Sicherung von Beweiſen C. 


nzuläffigleit Der Be vor⸗ 
—— 8. 21 = 


— —— c 07-816. 

— Baer Bernehmung der Parteien 
C. 377, 380. 

— 5 vorvereitenden Verfahren C. 
2 

— —* der Unterſchrift C. 212, 


——— gegen den Inhalt 
—— C. 843. 

Brötofolari ches Anbringen, Fälle 

— ————— des Brotofolled C. 79. 

— — 

— Klageergaͤnzung vor Bezirksge⸗ 
richten 435, 488. 

— Recurſe C. 520. 

Brotsteltänrer 3. 15, 26, 0. 207, 


213, 262 
vrststellrung der Vollmacht U. 
— Eon: eugenaudfa m O. 343. 
Prototo Asabſch . 90, 181, 


206, 254, 438, 442. 
Sräfung der Advocaturscanbibaten 


— — Ra leivorfteher und Voll⸗ 
ftredungsbeamten J. 18. 
— der Buftändigleit J. 41—46. 


Protokolle — Rechtsmittel. 


publiea fides, Urkunden C. 29°. 
Bnpillarfihere Wertpapiere C.56. 


©. 
Eantineitien Geitändnis, Wirkung 


N. 
RNadirungen C. 296. 
— selentiae, Beugenvernehmung 
C. 340. 

Näumnnssfrikten im Beitandver- 

fahren 6. 573, 2 c.Xx1.. 
Nealaete J. 37, 
Renigerichiöbarteit J. XV. 
— Örtliche Zuſtaͤndigkeit J 


Renifersitnt, etliche Buftänbigfeit 


Reanunssiehler im Urtheil C.419. 


Nechuungsprocck, Erſatz fürl.228. 
— © . 228, 


— — Bezirksgerichten C. 440. 
Nechtlicher Grund C. 11, 235. 
— — des Reviſionsgerichtes 


— —— in Beru⸗ 
ungsſqriften 492. 
— in Revifionsicriften C. 506. 


vers. 


ncqhtstraft, —— „gegen die 
Entiheidung über C 

— Einrede f. Einrede 

— eines früheren ..o. als 
Wiederaufnahms C. 580. 

— des Urtheiles nn 

Nechtsmittel C. 461528. 

— f. Berufung, Revifion, Recurs. 

— A ie fein f. Anhang I. 


— — Augenſchein C. 370. 
— im Bagatellverfahren C. 501. 


— wwwswewejnj]770 —— — — —— 


Rechtsmittel — Richter. 


BERIEMIIE * Befibftörungsver- ' 


fahren C 
— im ce C. 575. 
a Bezug auf VBeweisaufnahme 


— bei VBeweisfiherung C. 386, 387. 
ee bezirksgerichtlichen Verfahren 


— im Zahnverfabren C. XXVIII. 
— im Mandatöverfahren C. 552. 
— Be Sadjverftändigenbeweis C. 


— — en Theilurtheile C. 392. 
— beim Urkundenbeweis C. 319. 
— im vorbereitenden Verfahren C. 


255. 
— im Wechſelverfahren C. 552, 559. 
— beim Zeugenbeweis C. 349. 
gegen Zwiſchenurtheile C. 392. 
Rede om itelberfabren, Koften 


Rehisnanfolaer, Vollmacht C. 35. 
— Aufnahme des unterbrochenen 
Berfahrens C. 155—157. 
Rechtsunkundige Parteien vor 
Bezirlögerichten C. 482. 
REBIBDTEIEANNEEN durch den 
Richter J. 80, C. 600-602. 
———— C. 270. 
Nechtsvertretung, zweckmäßige C. 


—2 — Einrede der Unzu⸗ 
läſſigkeit des. 
Nechtszug gegen bezirksgerichtl. Ur⸗ 
theile u. Beſchlüſſe J. 8 
gegen en geibungen ber Ge⸗ 
_ eichrahöf e J 
Recurs C. — 
— ausgeſchloſſen, Anhang I — gegen 
—2 des Vorſitzenden C. 516. 
— des beauftragten Richters C.516. 
— in Bagatellſachen C. 517. 
— in Befisftörungsfachen C. 518,525. 
egen berufungsgerichtliche Eni⸗ 
Tide ungen C. 519. 
— gegen Entiheidungen des Recurs⸗ 
gerichtes C. 527, 528. 
— —— und Ausfertigung 


— — Gehebun C. 520—525. 

iften C. 521. 

ebifionsrecurs, außerord. C.528. 
— Suspenſiveffect C. 524. 

— gegen Urtheile wegen der Koften 


— Berfahren C. 526—528. 
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Necurs als Borftellung zu be- 
handeln C. 522. 
— eined Zeugen C. 348. 
Necursiriften C. 521. 
RNecursgericht C. 526, 527. 
Recursſchrift C. 520. 
RNedlichkeit des Befites C. 457. 
— bei der Urtheilsfällung C. 


— a C. 486. 
Reichegericht XL, J. VI. 
Neibenfolge der Abhörung der 
Beugen C. 339. 
Reiſende. Streitigkeiten der J.49 
Religion C. XL, 340. 
relocatio tacita C. 569. 
Nenteurecht, Wert J. 58. 
Repliten, Mittheilung durch vor⸗ 
bereitenden Schriftſatz C. 258. 
res iudicata, Berufung gegen bie 
Entſcheidung über C. 475. 
— Wiederaufnahme wegen C. 530. 
— ſ. Einrede der Rechtskraft. 
res litigiosa, Beräußerung C. 234. 
restitutio in REIN ob noviter 
reperta C. 5 
Rctumebrotofon C. 211. 
Retentiousredgt J. VI,. 
Retorfion, Gerichtäftand J. 101. 
RNetourrechnung C. 557. 
Revifion . 505—5183. 
uläffigfeit C. 502—504. 
rhebung C.505—508. 
erfahren C. 509—513. 
— Unträge C. 504, 506. 
— im Banatelfverfahren C. 502. 
— Beantwortung C. 507. 
- Bemweisaufnahme C. 509. 


ı — Entideidung C. 510. 


— Friſt C. 505—507. 

— Gegner C. 507. 

-- Gründe C. 503, 506. . 
— muthwillige C. 512. 

— nova C. 504. 

Seuinensiacil C. 505, 506. 
Repifiouswerber C. 507—512. 
Rheder, Streitigfeiten der, ſachl. 

re J.49. 
Richter, Ablehnung J.19—25, U. 
477, a, 


— Ausfchließung J. 20. 

— beauftragter J. 34. 

— erſuchter J. 36. 

— Einzelrichter J.5, 7. 

— Geriditsftand J. 79, XIV. 
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ter Haftun q füh — Koſten C. 51. 
ecursrecht 

— — Bartei im — C. 28. 

een nicht Schiedsrichter fein . 


5 
— Snnbicatöverfaheen J.Po, C 
— 


Gterliche Friſten C. 128. 
3 tigkeit einer Rechnung C. 245. 
Riatisftelung, des Protokolls⸗ 
inhaltes C. 2 
ae, — C. 183. 
Mubrif C. 80, 84, 131, 137. 
Nüge von Mängeln C. 196. 
——— des Verfahrens C. 168—170, 
98. 


©. 


Suntarbeiten, Paritionsfrift mit 
Rüdfiht auf C. 409. 

Sachliche Buftändigleit J. 49—64. 
Sachkundige Zeugen C. 350. 


Sachverhalt, Kurze Faſſung in 
Shriftfägen C. 76. 


— Barftellung im Brotofolle C. 209. 

— im Beweisbeſchluß u. Urtheils- 
thatbeftand C. 444, 445, 493. 

Sachverſtändige C. 851887. 

— Ablehnung C. 355, 356. 

— * a 'C. 368. 

— —— durch, Anordnung 
von amtswegen 

— Beſtellung . 351833. 

— im Berufungsverfahten C.481,488. 

— Beweidaufnayme C. 357364. 

— Eid C. 858. 

— Gebüren C. 865. 

en BeigerungC.354. 

— a ee t, fi verwenden zu laſſen 


- Retämittet C. 366. 
— Gidjerung des Beweifes C. 884. 
a auf den Beweis C. 363, 


64 
Eahveritändise Zeugen C. 350. 
Saldoklage, Bewertung J. 55. 


Säummis der armen Bartei C.73. 
— im vorbereitenden Verfahren C. 


254. 
— A Streitgenoffen C. 14, 15, 
Säumnisurtheil C. 396403. 


— Berufung C. 471. 
Schaden, Feititelung derHöhel.273. 


| 


j 


| 


Richter — Schiffahrtskundige. 


ORBENELIRBARIUER d. Auctors 

— Fe den ——— obne 
tra 

—— en für Beitverfäumnis 


Schadeneriaupflidt bei Erſchlei⸗ 
hung des Armenrechts C. 69 
-- der —— — Sehverftänbi- 


en 
— Schiedsrichter C. 584. 
— des ungehorfamen Beugen C. 326. 
— E— Urknuden, Verwah⸗ 


—* C. 305, 321. 
Ehäkung, Realact J. 117. 
Scheidung, Anhan 2 
— einveritändliche 
— nidt —— Mohliche Zu⸗ 
are Bar J.5 
ee uflänbigteit J. 76, 100. 
— es C. XII, 599. 
— der B — Vorfenſchiedgerichte. 
Er der Rechtshilfe auf Er⸗ 


XIII. 

eichsriäter, Verfahren C. 577 
i 

— Ablehnung C. 586. 

— Ubfolute Stimmenmehrheit ent= 
fcheidet C. 5 

ee — die Parteien C. 
80 

— — durch das Gericht C. 582, 584. 

— ÜEinvernebmung von Zeugen und 
Sacdhjverftänbigen C. 588. 

— Haftung für ſchuldbare Weige- 
zung oder Verzögerung C. 584 

— Leiftung ber Reste auf uf Gr 
fuhen J. XIII, C. 589. 

— — Beamte bürfen nicht 


— ei C. ar 

— es vor C. 587—59. 
Rt 1 C. 580. 

schiedsiprumd, Ausfertigung C.592. 

— Frift zur Anfechtungstlage C. 596. 

— tft Be tfunde 0.593. 
— Unwirkſamkeit C. 595—598. 

— Urſchrift, Kufsemahrung C. 593. 


| — Wirkung 


— MebergangäbeftimmungenC. LIII. 
—— 0. 577—586. 

eten C. 583, 584, 591. 
esihe, — auf C. 560 ff. 
Schiffahrtstundige Laien J. 7. 


Schiffer — Sicherheitswache. 


Schifer, Klagen der J. 9. 


—_ ee Bu Buftänbigteit J. 49. 
— Ferialſache C 


—— Klagen gegen 
. 90, 98. 


Mn 
In brief € 
* In — 3 ſdandelsmatler 


= — C. VII 
Schuittarbeit, Berhäictigung bei 
der Baritiondfe ift C. 
S —— — 
andzeichen im Protokolle C. 213. 
FH im Urtheile C. 419. 
riftfach, Sachverftändige C. 315. 
Schriftführer J. 15, 26, C. 207, 
213, 
esrijttide ® Kufäge, Ableſen nicht 
geftattet C 
— — ber nicht — Partei, 
nicht berückſichtigen C. 397 
— — — des Befehluffes C. 


42 
— — des Urtheile® C. 4141-418. 
— Seftftelung von Anträgen und 

Erklärungen C. 212, 265. 
— — im bez.ger. Berfahren C.440. 
— — zu un C. 208. 
— Frageftüde C. 
— Gutaditen der Sachverftänbigen 

C. 357, 360. 
— — C. II. 

— C. 314. 
riftfäue C. 74- 86. 

— beleidigende Ausfälle in C. 86. 
gung bon Formmängeln 


— ——— C 
— ee üßerflüffige, Koften- 


ehrhhäde, Borlefung in ber 
mündlichen Verhandlung C. 177. 

Em Tiltverglenung E ae 315. 
Schüler, Gerichtsſtand C 

Schulden, eidliche Angabe e XLIL. 

eswägeriaaft, Ausſchließungs⸗ 
grundJ 

—"Beugniäverweigerung wegen C. 
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— des — 
C. XV, „XXIII 


——** Streuigkeiten betreffend 
Geetragtaetäätt, 


aus J 
Gecgerihtbbarteit J 1-83, 6, 7, 


er Bernfungverfahren C. 487. 
— vor Bezirkögerichten C. 446 
| @eeiaife, Streitigfeiten betreffcud 
Seeverklarung J. 49, 52. 
Senat bei den Gerichtehöfen erſter 
Inſtanz J 
— bei Dberfandesgerichten J. 8. 
— ——— und Abſtimmung Js 


— "Brorehfeitung durch C. 187—192. 
— Entſcheidung über proceßleitende 
—— bes Vorſitzenden C. 


— "entfepeibung über Einſprache 
ge — betreffend Pro⸗ 
tofollirung C. 214. 

— Entideidung — Be der 
Barteien C. 184, 

— Entfheidung er "Koften bei 
Zurücknahme der Klage C. 237. 
— Entiheidung über Feftftelungen 

zu Protokoll 265. 

— dDrdnungeſtrafen C. 199 - 201. 

— Uebertragung einzelner Geſchafte 
an SC Denber oder beauftragten 
Richter J 

— — — ———— Ein⸗ 
leitung C. 244, 47. 

— — gänzung c 256. 

— Wiedereröffnung geſchloſſener Ver⸗ 
Handlung C. 194 

— Bufammenfebung, Aenderung . 
61-64, C. 

——— — Zuſtändigkeit 


— örtliche J. 81. 


ei erbeitsleiftung C. 38, 56,407, 
ür Proceßkoſten C. 5762, C 
XXI. 


Streitigkeiten 


— bei armen Parteien C. 64. 
— auf, bei erſter Tagſatzung 


— a Bagatellverfahren, 
Eierheitswane, Ladung C. 330. 


Recurs 





ze von Br 384 


bis 389. 
- —— procebleitender Berfügung - 


e ‚im erlebe Verfahren C. 


- often C. 40, 388. 
Ei@rrnnssmahteseln bei Be 
willigu ———— infolge 


Recurs 

Eittligteit, usfhließung der 
Deffentlichleit e 172. 

Cituungspolisei C. 197—203. 

— — Borſenſchiedẽgerichten C. 


Soliäaräeftuns für Brocehfoften 
Sonntag, Einfluß auf Friftenlauf 


Bi am C. 

—“ Sa Anſchlag 
Han C 

——— C. 221. 
ESpaunhõlazer C. 318. 

— — zur Eicher⸗ 


ſtell 
— 0 C. 535, 540, 


Et * Vertretung C. IV. 
Stantsanwaltihaft C. 174. 

--- Bertretung armer Parteien C. 64. 
Staatöbenmte im ——— Ge⸗ 

richtsſtand J. 69, 

a des Ymtögefeimniffes 
Staatscafle C. 71. 
Staatsgrenzen J. 33. 
Gtantsihat C. 64. 
Etaatsverträge J. IX, 36, 38, C. 

VIIL, XXXV, 58. 
Stammbanm, Beilhaffung C. 183. 
Statiftiihe Daten über die Thäti ig 

— Börſenſchiedsgerichte 


Statut des oberſten Gerichtshofes 
J.8, XL \ 


— — — —— — — — — — — 


Beweis C. 271. 
— der Börin C. XII, XIV, 
XVIL—XVII, 


©tempel, Befreiung armen 
ea C. 64. 

— Erſatz C. 42 

— [ nen 


Etimmeng eit C. 420. 
— — abſolute J. 


Etimmführer, Zahl J. 9. 
Etörung des Beſitzſtaudes 
bis 460, J. 49, 81. 
— der Verhandlung C. 197. 
Etrafbare Haudlung, Unter 
beednung wegen Verdacht C. 191. 
ee autnoyme C. 530, 539. 
Strafen . 2320. 
Strafgen liches Erlenntniz, Be⸗ 
deutung für den civilrichter C. 
268, 336, 539. 
— verfahren, —— der Ein⸗ 
ſtellung C. 
— — — C. XXXVI. 
ng C. 305, 321. 
Otrafurikel, N eäjudicialität C. 


Strafverfahren, Unterbrechung der 
Verhandlung wegen C. 191, C. 


andes C. 454 


gg Rerur: C. 523, 


— alt ug C. 
Streigung * — Advocatenliſte 


Streit vor dem mit der Beweis— 
aufnahme befaßten, — — 
oder erſuchten Richter C. 285. 

etzeitangänsisien . si. 

e Einrede der Etreitanhängige 
Tpeit, Berüfchtigung von amts⸗ 
wegen C. 
— Berufung se gegen die Entſcheidung 
. 471 


Streitanbängigteit — Trennung. 


Streitanhäugigleit Enticheidung 
über die Einrede C. 261. 

etreitgenenftand, Bezeichnung im 
Schriftiag C. 75. 

— im Protofoll C. 207. 

— Bert J. 54—60. 
Streitgenoflen J. 55, C. 11—16. 
_— " Beweis durch) Bernehmung C. 373. 

ften C. 197. 
erichtsftand J. 98. 
-- -- Intervenientals C. 20. 
— Mandatsverfahren C. 551. 
— Säumnidurtheil gegen C. 402. 

Buitellung an C. 97, 90. 

Etreitigfeiten über die Zuftänbig- 
a u inländifhen Gerichten 


— u ausländifchen J. 
BE TDEIDRRAINNS, Einfeitung 


— — C. 257—264. 
Streitverkündigung C. XXXT, 21. 
Studierende, Gerichtsſtand J. 86. 
Subfidiärer Gerichtsſtand für Kla⸗ 
gen aus dem Ehe- und Eltern⸗ 
verhältnis J. 100. 
———— eines Advocaten 


act es Verfahren C. ILL. 
euipennde Be des er C. 


— der Wiederaufnahms- und Nich⸗ 
tigkeitsklage C. 547. 
——— Competenz J. 


80 
= Streitgerioffenfhaft C. 11. 
— Verfahren C. 600-102 


T. 
Tagebäder der Handelömäller C. 


orlegung C. VII. 
Tapfagung C. 130189. 
- — Abgabe eines Gutachtens C. 


-- Unberaumung C. 180, 288. 

— zur Beweisaufnahne C. 288. 

— erfte C. 281, 239, 440. 

= Bun C. 134, 141. 

- Ort C 

an Som. * Feiertagen C. 221. 

— im vorbereitenden Berfahren C. 
248, 254. 

-— zum Vergleichsverſuch C. 433. 

ar bezirfögerichtlichen Verfahren 


— —— — — 
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Tarif, EN C. IV, 41. 

— Beu 347. 

— Sagberfländige C. 865. 

Termine in Beſtandfachen, Zeit: 
fegung C. XI. 

zeftamente, gerichtliche Aufnahme 


C.420 


— J C. 485. 
a bezirtägerichtlichen Verfahren 


. 447. 
zuitbehians des Urtheiles C. 417, 
— — für Protokollirung C. 445, 


a re Ver⸗ 
fahren C. 

— atianengeftänduig C. 266. 
Tyatfaglier u. rechtlicher Grund 


<beilnus ber Koſten C. 
SIE HanipEnd. Siebengesliren C. 


<heilfäulbverihreibungen, In⸗ 
tervention ©. 17. 

— Wahrung der Rechte Dr Befiber 
J. 112, C. IV. 

Xheilung ber Erbſchaſt I. 77. 

AUCH BRSMLIAAE: Gerichtsftend J. 


zbeilurtbeit C. 391, 392, 394, 
Koften C5 
zbür, Ynfchlag an ber e 104, 106, 


zitel, Beſitz⸗ C. 457. 

Tod des Advocaten C. 160. 

— des gefeslichen Vertreters C. 158. 

— der Bartei, —— zur eid⸗ 
lichen Vernehmung C. 38 


— — Einflußaufdie BollmaßtC. 35. 


— — Erlöfhen des Armenredts -C. 
68 


— — des Verfahrens 
O. 155—157, 
zohesertläring, Buftändigfeit zur 


— Sicherſtellung einer Rente 
wegen O. 407. 
Transporsanftaiten, Ladung ton 
Bedienfteten C. 3 
Trennung der 0 "Anhang I. 
— — fachliche Zuftändigleit J. 50. 
— — örtliche Yuftändigfeit J. 76, 


100. 
— — einverftändliche J. 114. 
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— der Verhandlung C. 188, | 


zieh, Handelögericht in J. VII. 
n. 


— — — Friſt⸗ 


— 
— 


— Friſtabkü 
ber — und Zurück⸗ 
gag⸗ des Beſtandgegenſtandes 


— Uebernahme des Be⸗ 
ſtandgegen enftandes, Auftrag C. 567. 
— NRäumungsfriften C. u XI,. 
nedero⸗nggeſenardeee 
XLV "nr 


Neberleaungdtrikt bei — 
Parteienverne 
—— 
den Auctor C. 23, 241. 
Nebermäkige Bemerkung des 
Streitge —— J. 60 
ueberr 8 der Pr e C. 282. 
ueberizeltung des Gerichtsſpren⸗ 


gels 
— ber : Bufgabe durch die Schieds⸗ 


neherjenb, Saldoflagen J. 55. 
— — einzelner Geſchaͤfte 
n Vorſitzenden — 


auf⸗ 
— Richter J. 34 
— von —— — 
—- der Proceßvollmacht : 
Neberweifungsbeihink I. 4. 
— — fiehe Ermeſſen, rich⸗ 


erliches. 

——— Ereigniſſe ae 
de), ſtverl ar runa 

— (un en ——— 
erftredu 

— —— * C. 146. 

— Zufälle C. 40 

Anangemellenes Betragen, Ent: 
— einer Partei wegen C. 198, 


unbeiangenbeitbes Richter? C.19. 
— eines Zeugen C. 321—327. 
NAnbelaunter Aufenthalt J. 67. 
uftellung bei C. a — 
— — aſſungsfriſt bet C. 231. 
— — erg gegen c. 


unbetimmte Beugenausfagen C. 
Nnbeiwe ü i 
a eenlihe Güter, Grundbücher 


13. 111. 


— — 


ung C. 379. — 
Bruch. durch 


Trennung — Unrichtigkeiten. 


NNubeweg liche Güter, jachl Ge⸗ 
Et | für —— —— 


Bent I 
= drilicher Gerictäftend I. 81, 


Berlafienichaftsabhaudfung 

er J. an 107. 

— — —— J. 109. 

— — Bauverbot ©. XXXVII. 

— — — En feine Proceßkoſten⸗ 
fiherheit 


— — 


nꝛeo , Aufbewahrung 


uuchelige 3 Kinder, Legitimation 
_ — Bote Feribe 49. 


——— Bertretung durch 
einen Abvocaten C. 64 
— 


— zur Vertretung, Unterbrechun 
n A 5 Sanitalt, 
ufn ern 

Schiedsgeri ext 


Nugaru, — 6. 63. 

Ungariſche — — Be⸗ 
freiung vom Erlage actorifcher 
Caution C. XXI 

—— Benehmen des Be- 
vollmädhtigten C. 199, 200. 

— — don Militärperfouen C. 202. 

— — des Sachſtverſtaͤndigen 


— et jeugen C. 825, 
un Bene Sochverftänbigen- 
a 
ur iltigteitsertlärung ber Ehe 
nban .50, 76, 100 
nu ferliäe 1 Urkunde, Erneuerung 


Nawiticihare Ausfolgung, von 
Schriftitüden bei Gericht 114. 
Anmitelnazteit, Urtheilsfällung 


erfoh gegen C. 477. 
Aurealiersi des B C. 457. 
—“ ———— eurtheilung 


unrigptiateiien im Urtheile ober 
defien Ausfertigung C. 419. 


Unterbrechung — Urkunden. 


— — des Verfahrens C. 


— Aufnahme C. 164. 

— bis zur —— eines Straf⸗ 
verfahrens C. 191. 

— infolge Concurs C. 159. 

— infolge Einftellung Fr gerichuihen 
Amtsthaͤtigkeit C. 1 

— bis zur — eines praä⸗ 
judiciellen Streites C. 190. 

— Gründe, andere C. 167. 

— des Rechtömittelverfahrend wegen 
Wiederaufnahme CO. 544, 545. 

a des Verfahrens C. 168 bi8 

— inf folge Tod C. 155. 

— infolge Verluft der Pe 
keit, De gefeßlichen Ver⸗ 
treterd 

feige Weder des Advocaten 


— — 163. 

— infolge — Verhinderung 
einer Partei C. 162 

BASEEIEEOBENG bes Veſchluſſes C. 


— htheit C. 80, 312. 
— ber Protokolle C. 212, 213. 
— Schiedsſpruches C. XXI, 592, 


— des Schriftſatzes C. 75. 

— der Urkunden C. 294. 

— des UÜrtheiles C. 418. 

— des Vergleichs C. XXI, 205. 

Unterlafiung, Klage auf, Bewer- 
tung J. 59. 


Unternehmen, geichäftliches, C. 295. 

Nuteruchmer u Wertes, Be 
mweisfiherung C 

ei (Cartell) C. 
XXII. 


uUnterſchrift ſiehe Unterfertigung. 

et unter Börſenſchieds⸗ 
gerichte 

Undolitändigteit der Beweisauf- 
nahme — ——— Ver⸗ 
fahrens C 

— des Urtbeiles C. 423, 496. 

— des Echiedoſpruches 

5— 59 
— des Schiedsvertrages C. 583, 591. 
Ungnläffigfeitber Berufung 0.471, 


— gr Rechtsweges ſiehe Einrede der. 


u 
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Ungnläffigteit desRechtsweges 
Anmelden der Einrede 0.239, 240. 
— nachträgliche Einwendung C. 


— — Berufung wegen O. 477. 
— Nichtigkeit des Verfahrens 


— der Berufung, Recurs C. 528, 
526, Anhang 

— — Revifion C. 507. 

— — Biederaufnahms- oder Nid;- 
tigkeitsklage C. 543 

— des — G C. 320. 

uUnzuſtãudigkeit, Berufung gegen 
den Ausspruch C. 475, 

— des Berufmgsgerichtes G 
474, 487. 

— Einrebe der, fiehe Einrede. 

Unmnitäubigteiterflärung, bin⸗ 
dende Wirkung ‚46. 

— des Börienkhichögerichtes C. 
xxXII, XXIV. 

Nrlunden, Amortifirung J. 115. 
— Beweis C. 292—319. 

— Antretung C. 297. 

— Aufbewahrung, gerichtliche C. 316. 

— Aufforderung zur Borlegung durd) 
den Borfigenden C. 1883. 

— im ‚Anfforbesungäprgceh C. 
XXXVII 


— Mireit C. 296. 
ee Beilagen eines Schriftſatzes 


— im Beſtandverfahren C. 565, 566. 
Fe bezirfägerichtlichen Verfahren 


— —5— C. 310—313. 

— Einfiht C. 82, 298. 

— unter Advocaten C. 83. 

— Erneuerung C. 317. 

— eng, tederaufnahmägrund 


_ „gemeint C. XLIII, 304, 
598. 


— rhaffung der bei einem 
Notar oder einer öffentlichen Be⸗ 
hörbe verwahrten C.183, 229, 243, 
257, 258, 801,481, C.XXXVI. 


a borbereitenben Verfahren €. 


— öffentliche C. VIL, 292, 298. 
— über an ausländiiche Beweis⸗ 


. 471, 


aufnahme C. 283. 
— anbatöverfa en C.548, 549. 
— Brivaturtunden C. 29. 
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Urinnden Rechtsmittel C. 819. 
Schriftvergleichung C. 314, 315. 
— Verzicht auf C. 308. . 
— Borlegung Du den ‚ Beweis- 
führer C. 298—30 
— Borlegung er — Gegner C. 
303—307 


— — durch einen Dritten C. 808, 
309 


— — Koſten C. 40, 308. 

— im Wechſelverfahren C. 557, 558. 
Urkundlicher Nachweis über Zu⸗ 
ſtändigkeitsvereinbarung J. 104. 
Urtundsperſon, Verweigerung des 

Zeugniſſes durch C. 322. 
Urſchrift von Beilagen C. 81—83. 
— des Beſchluſſes C. 429. 

- im Mandatsverfahren C. 550. 
— des Schiedsſpruches C. 592, 599. 
— von Urkunden, Vorlage C. 299. 
— des Urtheiles 6. 418. 
— Vorlage C. 299, 300. 
Nrtbeil . 390424. 
— Anerkennmis C. 391, 395. 
— — C. 417, 418. 
— Auszug C. 418. 
— bes Berufungsgerichtes C.497,500. 
— im Beftanbverfahren C. 572-514. 
— Endurtheil C. 390. 
— Ergänzungd- C. 423, 485. 
— Fällung, Verkündung und Zu⸗ 

ftelung C. 4182 —416. 

—ı Inhalt C. 404—410. 
— Koſtenentſcheidung C. 52, 55. 
— im Mandatdverfahren C. 558. 
— Rechtskraft C. 411, 530. 
— — wegen Koftenentfcheidung 


u oruntiore Ausfertigung C. 417, 


— eilurtheil C. 391, 392, 394. 
— Berkündung C. 414, 415. 

— im Bagatellverfahren C. 452. 

— in Berfäumnisfällen C. 396— 403. 
— auf Grund von Verzicht C. 394. 
Urtheil, g8wiſchenurtheil C. 393. 
Ntheilßn feffung, C. 418. 
Urtheilsausfertignug C. 417,418. 
Nrtheilsberitigung C. 419. 
Urtbeilötpatbehtand C. 417. 

— Berichtigung C. 420-422. 
— — beim Bezirksgerichte C. 446. 
-- — often C. 422. 
— Berufung bei Berichtigung C. 485. 
— im Berufungsurtheil C. 50). 


Urkunden — 
nrtheilsthatbeſtaud Erſatz 


Verfahren. 


für 
ENT des Sachverhalte 


B. 


Baterſchaft zu a ‚Nur ti 
Kinde J. XVI, Beige 


Bäterlie st — 


—— Auer m Etreit ver= 
fangenen Sadıe C 

— ‚von unbeiweglichen Mindelgätern 

Berbeflerung der Beweisaufnahme 
eines — — oder erſuchten 
Richters C. 286. 

— der Berufungsichrift C. 495. 

— der Klage C. 435. 

SECEINDENE mehrerer Klagen C. 


_ — T geoceffe C. 187, 404. 
— der Berhandlung über die Wieder⸗ 
ae und über die Hauptfache 


— ht einer ftrafbaren Handlung 


Bereindasnug über Eid C. 205. 
Ruhen C. 168—170. 
uftändigleit J. 48, 104, C. 477. 
ber fchiebörichterliche Entfchei- 

hun C. 577. 
Vereine, Gerichtöftand J. 75. 
— Baztelenvernehmung C. 373. 
chiedsgerichte C. 599. 
VBereitelte Tagſatzung durd) Nichts 
ericheinen ©. 142. 
Verfahren außer Streitſachen 
Uebergangsbeſtimmungen J. xXxiI, 

— — Auftändigfeit J. 106—122. 
allgemeines C. 74—170. 

— in Bagatellfadhen C. 448—453. 

— Befisitörungd- C. 454—460. 

— befondere Arten C. 548 ff. 

— in Beitandjachen C. 571—575. 

— bet der Beweidaufnahme C. 288 

bis 291. 
— vor Bezirksgerichten C.431—460. 
— vor Gerichtähöfen 1. Inftanz C. 
226—430. 

— bis zum Urtheil C. 326389. 

— Mandatd= C. 548 - 654. 

— über Nichtigleitäflage C. 529, 

533-547, 
— Ruben c. 168—170, 398. 


I —- Sciedsrichterliches C. 587—594. 


Verfahren — Vernehmung. 


Verfahren Syndicats⸗ C. 600—602. 

— Unterbredhung C. 155—167. 

— Vorbereitendes CO. 245—256. 
— in Wechſelſachen C. 555—559. 

— über Wiederaufnahmsklage C. 530, 
533 — 547. 

— Berufungs- ©. 463, 470 ff. 

— Recurs⸗ CO. 526—528. 

— Reviſions⸗ CO. 509513. 

Vergleich C. 204—206. 

— Ausfertigung C. 206. 

— vor Worfeniiebägeriten C. 
XVII. 

—— Tag⸗ 
fagungserftredung wegen O. 204. 

— Koſten C. 40, 47. 

Beroleihäveriud bei der erften 
Tagſatzung U. 239. 

— vor Bezirfögerichten C.433,C. III,. 

— — der dandſchriften C. 
14 

Verbanguus der Curatel J. 109. 

—— mündliche C. 171 


— Deffentlichleit C. 171—17. 
— Borträge der Parteien C. 176 
bis 179. 

— Broceßleitung durch den Bor: 
figenden C. 180 - 186. 

— BBroceßleitung durch den Senat 
O. 187—192. 

— Schluß C. 193—19. 

— Rüge von ahängeln C. 196. 

— Gißungspolizei C. 197—203. 

— Bergleih C. 204- --206. 

— Brototolle C. 207—217. 

— Üecten C. 218, 219. 

— Strafen C. 220. 

— Sonntagsruhe und Gerichtsferien 
C. 221 -225. 

— Ort O. — 


— — C. 207 


— bid udihriften C. 212, 265, 444. 
— porbereitende C. 210, 477. 


Verheimlichung des Vermögens 
C. XLII. 


Verheiratung, Zeugnisverweige⸗ 
rung in betreff C. 322. 

VBerbindernng einer Bartei C. 162. 

— eined Zeugen C. 328 8.4. 

Berjährte Forderung C. 549. 

Beriäpenun,. Imerbeeljung ber 
Wechlel- C 


| 


4 


01 


Berjäbrungnag bewitigterWieder⸗ 
net XLVI, 
Ber — mit dem Auslande C. 


Verfündung ber Entfcheidung, 
öffentlich C. 172 
— im Bayatellverfahten C. 452. 
— des Urtheiles C. 414—416. 
— von Beichlüffen C. 426. 
— Friftverlauf von C. 124. 
en Unterbrechung des Berfahrens 
Berlängerung von Friften C. 128, 


— Be üterkiehen oder vormund- 
fchaftlichen Gewalt J. 109. 

Verlafſenſchaftsa bhandluug, Ge⸗ 
richtsbarteit J. 105—108 

— nad Ausländern J.107, "J.VIIL. 

— Delegirung J. 31. 

DIESEN 

Berlantbarnug nicht öffentlicher 
Verhandlungen C. 172. 

Berlegung von Tagfabungen C. 


— Redigmittel C. 141. 
BEIIERRNS einer Ehrenpfliht C. 


— ierlicher Amtspflichten C. 580. 
— einer Proceßvorfchrift C. 196. 
Verluſft der Proceßfähigkeit, Unter: 
brediungen C. 158. 
Vermächtniſſe, Klagen aus J. 77. 
Bermögen, Gerichtsſtand J. 99. 
— ee Nachtheil an Zeug: 
niöperweigerung C. 321, 322. 
Bermögendauseinanderichung 


Zn bezirtsgerichtlichen Verfahren 
Bermögensmaften, Gerichtsſtand 


Bermögensverbältuife, 5 Heugnis 
über, bei Armenred) 

— Menderungen in ri 68, 71. 
Vermuthung, geſetzliche C. 370. 
BELHENMUNG der Parteien C. 371 


Er Bazatelffagen C. 451. 
a Berufungdverfahren C. 481, 


— — a 457. 
— über Ehehinderniffe C 


02 


———— von Zeugen C. 836 


— ee exfuchten ober beauftragten 
Richter C 

——— 188. 

Berfänmmis- Antrag, Zurückwei⸗ 
fung C. 408 

— Folgen © 144, 

- durd) — der Klage⸗ 
beantwortung O. 3 

- nad —— der Klagebe⸗ 
antwortung C. 399 

— Urtheil 896408. 

— — ber erften Tagſatzung C. 


239 
_ — "im — Ver⸗ 


Bee gegen C. 471. 
Berſchleppungsabſicht, Zurück 


weiſung von Beweiſen wegen C.275. 
-— von Vorbringen C. 179, 181, 278. 
= —— wegen C. 512, 


Berfüulnen, grobes C. 49, 51. 

er Barteien C. 48, 51. 

— 5 Gerichtes ö. 51. 

Beriäwägerung des Richters J.20. 
8 Zeugen C. 321. 

Berfaweigung des Vermögens C. 


veriämenmuns ‚ &uratel wegen 


— Edi⸗ 
__tionöverweigerung U 
— c. a. 
B tete Auftuͤndigung O. 5 


— —— C. 468. 
77 BIO 
— Broceßbandlung 
Recurs O. 528, 526 
= — Beslflon 0. Bor. sder Nichtig⸗ 
_ teitöklage ©. 543. 
Bertrauensperion bei Ausſchluß 
der Deffentlichteit C. 174. 
—— geſetzlicher O. 2, 4, 7, 


— nahzpflicht O. 4 
Beftimmun a über "Barteien 
_ gelten auf 
En ae — 9 0.873. 
— Bollm — un 4 .85. 
zur ichen 
——— Ci = 


C. 398. 


— 


— — — — — — — — —— — — 


Vernehmung — Verweigerung. 


BEE, Wedel in der Perſon 
Bertreiuns, v vor Börfenjchiedsge- 
Bertreinnshbchuaniß C. 4, 158. 


Vertretungsleiſtun „ Yufforbe- 
rung zur C. 21, X 
Berurtbeilnng - duch en Straf= 


Hall Einfluß auf ben Beweis 
© eieme en Bean ber Beweis⸗ 


verwaltung, Gerichtsſtand der J- 


Berwaltuunehehärken, Gompe- 
— mit J 
— oberfte J 
Berwaitungsgerictöhof J. VI. 
— präju= 


— De J.20. 
er gerung ber. Abftimmung 
I: Annahme eines Schriftftüdes 


.— der Annahme einer Sache C.884. 
— der Annahme des Schiedsrichter⸗ 

amtes C. 578, 579, 581, 583, 584. 
— ber Aufnahme eines veweiſen C. 


2375. 

— ber Ausſage über zu edirende Ur- 
u C. AL oder Augenfcheins- 
achen C 

— der —* durch die Partet 
— 380 


wortung von Fragen 
— die Partei 272. 
— ber Einleitung oder Fortſetzung 
des Bagatellverjahrens C. 517. 
— der Einleitung oder Fortſetzung 
DENN naee rleheeme C. 518. 
— der Rechtshilfe J. 38, Aug C. 121. 
— ai Se nlaNung . 260. 
am Brototolli- 
ek C. 310. 


Verweigerung — Vornahme. 


Verweigerung der Vorlage einer 
Urkunde C. 804, 305, 307. 
a eines Augenfcheindgegenftandes 


— * Beugniffes C. 321—326. 
— des ee C. 325, 336. 
Verw 
Verweiſung der Rechtsſache an eiu 
anderes Gericht 1. Inſtanz C. 479. 
Verwirklichung d. Söuaniöfolgen, 
Antrag auf C. 145. 
Bersiht auf Unfechtung eines 
—S Erkenntniſſes 


— an Anfpruch Protokollirung) 


— — ung der Zeugen C. 336. 
- - eine? Sa — O. 358. 
— auf Berufung C. 4 

— auf —— —— 


Tun 
8 lage 0. 937. 
— auf Rüge von Mängeln C. 196. 

- auf SachverſtändigenbeweisC. 868. 

— auf Urkundenbeweis C. 802. 
— Urtheil auf Grund von C. 394. 
— bei der ersten Tagſatzung, Urtheil 

C. 239, 397. 

-— auf Zeugen C. 345. 
Verzögerung des Nechtäftreites, 
Koſten C. 44. 

- bei Klagsänderung C. 285. 
des vorbereitenden Verfahrens, 
ehe 1 Bin ſchl bſich 

ehe au er nn t. 

Zuſtellung en 

Bipimirung von lernt. 121. 
Viehmängel J. 49. 
Völkerrechtliche Grundſätze I. IX. 
Vollmacht, Zorlegung C. 30. 
— Beglaubt ung 
— Broceßvollmacht C.31. 
- Umfang, Dauer C. 38. 
-- im besitläger. Berfahren C. 451. 
a eine? Schieds⸗ 


— Wirkung der Beru⸗ 

ung C 

— — ber Revifion C. 505. 

— — des Recurfes O. 524. 

Sehttedungsorgane J.17,18,26. 
Beamte J. 17, XII. 

en Eiriftfäge C. 78, 
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Vorbereitende Schrittfäße, Vor⸗ 
—— der Verhandlung durch 


— — in den Protokollen 


— lage C. 226. 
— Klagebeantwortung C. 248. 
— — a und aM RDIIDEr 
— 
— Geſtändnis in C. a 
un bezirksgerichtl. Verfahren U. 


— Berufung C. 465, 468. 
VBorbereitendes Verfahren Ü. 
245—256. 


— im bezirfäger. Verfahren C. 440. 

— Anwaltszwang C. 248. 

— ——— e des beauftragten Rich⸗ 
ters 

— Beiveißnufa me O. 253. 

— Ergänzung C. 256. 

— Nachträgliche Anordnung C. 258. 

— Brotofolle C. 2 

— Säumnis — artei O. 254. 

— Berzögerung C. 255. 

— SBortrag der Grgeönifle in der 
Berhandlung C. 262 

VBorbereitete Beotofolle dürfen nicht 
angenommen werben C. 210, 477. 

Borfehrungen, einjtweilige ö. 458, 


— Beweisaufnahme C. 288. 


Vorladung, prätorifche C. 433. 
— don Beugen C. 329—332. 


VBorlegung von Urkunden durdr 
Je Beweisführer C. 297, 298 bis- 


— durch den Dritten C. 308, 309. 

— durd) den Gegner O. 303—307.. 

Borlefung der Acten eines bor= 
bereitenden Verfahrens C. 262. 

— ara lo und Schriftſtücken 


C1 
— — KVrotololle C. 212, 287, 348. 
Vormerkung, twieberholte C. 
XXXIX. 


Bormünuder C. XLI. 
DUEMANDIMRI, Verlängerung J. 


Vormundſchaftsgerichtsbarleit 
as fi J 

— ergan eſtimmu n J. 
XXI s * 

Vornahme von Arbeiten, WertJ.59. 
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Berianitaffe, Sinlagebüdher C.56. 


Berfigender 
fenates C. 470, 480, 481, 486. 


— des Gerichtshofes erfier Im 
ftanz bewilli Friſt 


vani vor C. 27. 

uftrag zur ee aeng eines 
neuen Abvoraten C 

-- — Berichterſtatter, a 
feiben C. 413 

— — Beftimmung von Friften u. Tag- 
fagungen C. 140. 

— — 
(!. 328, 332, 346, 365, 368 

— — — C. 288. 

der Acten einer®- 

ae der Berbandlung C. 286- 

— — — Bortrag ber Ergebnifle C. 


287. 

— -- heftellt — außerhalb 
ber Verhandlung C 

— — Entbindung von = Klage C. 
2 


41. 

— — Erledigu der Anträge anf 
procehleitende Berfügungen C.229, 
248, 257, 258. 

= erfte Tagſatzung, Abhaltung C. 


— — Er — der Tagſatzung wegen 
verf uftellung ber Rage 
oder ——— C. 18 

- - FerialfahenbeftimmungC. 22. 

— — Fertigung des Brotololles C 
213. 

— — eeren An⸗ 
ordnung C. 2 

_ — na der Schriftjäge, 
Befeitigung C. 84. 

— ——— 

— — der ——— u. Ab⸗ 


ſtimmung 
— — Mahnbefe eins n richter- 
licher gl nn 


— — ——— c. — 


— — 





des Bernfungs⸗ 


— Borkigender. 


— des — ——— - 
Bıotsislerike U 


fes, > 
v 


— Ge⸗ 
ſchaͤfte au — 
abfaffung C. 418. 
— — Unterſchrift der Urfchrift des 
Beſchluſſes C 


— — — — Ent⸗ 
gegennahme ber Acten C. 356. 
— — ‚Feageftellung ©. 


rũckweiſung von Schriftfäßen 
im Mivaltöprocefie obne Advoca⸗ 


tenfertigung C. 37. 
— — ———— in Be⸗ 
treff C. 25, 89, 91, 95, 97, 100, 


115, 116, 117, 122, 237. 
Berneber des Oberlandesgerichtes 


a Gerichtähofes, Acteneinficht 
__burd) Dritte C. 219. 

— a pie 

— — Beltellung eines —— Bid 
— an Stelle des abgelehnten J 

— — Beitimmun eines richter!. Be⸗ 
amien zur Weotofollaranfnahmme 


— —— — bei Gerichtshoͤfen, 
Beſtellung 

— — Erlaubnis zur Zuſtellung an 
Sonn- und Feiertagen C. 100. 





Vorfteher — Widerfpruch, 


Vorſteher des — 
Ferialſachen, Anordnung der 
handlung als C. 224. 

—— ma 2 Recurs, Bemilli- 


gun 
gen bes Borftehers u. gegen 


Börkchterti 8 
ihn geines en ern Sb: 


Denen C. 584 


Verfahren, Be⸗ 

ftellung bes Richters für O. 247. 
ae —— einzelner Ge⸗ 
— — Se eu von Beamten zu ben 
—— chten am Gerichtshof⸗ 


-- des a a zen J. 5. 
Ablehnung 3. 24 


— — Ran en 79. 

— der Gerichtäfanzei J. 18, 

Vorftelung, Recurs als C. 522. 

Vortrag des Berichterftatters im 
— — C. 486. 

— der Barteien C. 176—179. 

— — ee derfelben von 
Schriftſatzen 

— — im — — O.a486. 

Vorverfa vor dem Berufungs⸗ 


a nahm d. Nichtig 
—— eraufnahms⸗ o i = 
keitsklage C. 5 


B. 


malen fragen bei der Berhand- 
ung C 
Wehlserihtökände J. 86—108. 
Babruchmungstähisteit, Man⸗ 
gel C. 820. 


Baifenlinder J. 72, VI,. 
——— Ladung als 


aeſegenveſaearunsoſerei- 
Bl m = Perſon des Advo⸗ 


— — he gefestichen Vertreters C. 


— — — Richters C. 188 ,215,412. 
— Amortifirung J. 115. 


Civilproceßordnung. 
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teſte, U 
| Peilapete Byte ve 


— im Wechſelverfahren C. 557, 558. 
— — Berjäheung, Uns 


un 
wegien —8— teten. 555559. 
—— 


— für Proceß⸗ 
often C 
Sißerfeungeaufcn C. 558, 


— —— C. 556. 

— 556. 

— Bahlungsauftrag C. 55 

— Erlaſſung durch Remichter 


— Suftäubt —— J. 51. 
— — örtlide 
— ———— 


Weigerung ber Parteien am Pro⸗ 
— theilzunehmen C. 


— Eine Sadjverftändigen C. 354. 
— eine® Zeugen C. 823-886, 
ende 


Veihnach aa 
—— © c. 
er Aberfinffige in den 


Yühre, Neistöfadien der J.49, 
Be 
5460, 


De Streitgegenitandes J. 
C. 29, 117, 224, 8.7, 
226, 433, 448, 458. 


werlangaben, Prüfung derfelben 
eitripapiere 3. Sicherheitsleiftung 


weite Biflerenagefiäfte C. XXV. 

Widerkla 

— ——— — ER 96. 

— Sicherheitsleiſtung C. 57. 

Widerruf von Erllärungen bes 
a nAdknen durch die Partei 


— Geſtaͤndniſſes C. 
— der Proceßvollmacht C. Fr 86. 


Wid Ticpkeit en nord: 
—— Borfipenben O. — 
Bid im M 

—— Im Meinst 


—— Seringangen 
eg Borfigenben c. 


1 
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eripr totolollirung 
— Sb; Wehe —— 


fungsverfahren 
— ee — e im 
— — O. 444, 498 
— im Urtheilsthatbeftand C. 445. 


— dei ag Ur 
m 
wiberipräße im dr im Urtheilsthatbe- 
icheranfnnbme C. 530-546. 
über Grund und 
 Bulä figfeit mit u 9 541. 


zu mes 


— Rlagsinhait C. 536. 
— —* ſtrafbarer Handlungen C. 


_ se penſivwirkung C 
_ Sutoenfon ober re C. 548. 
_ — * rg mit 


— 
ahren bie, 
. 530, 581. 


— — Boransfepn = 
— —— E06 C. 556. 
— Eichen al die Verjährung ber 


_Rlage © 
— Burkdverueihng an bie erfte 


Biederein | lieber angsbe⸗ 
— —* — 
— in den vorigen Stand 0. 146—154. 
— im atellfachen C. 517. 

— im Beitsftörungsverfahren 0.460. 
— im Beltanbverfahren C. 571, 575. 


— —— des Verfahren⸗ 
— el 0. 146. 


— — im In Bekseiie taten C. 555, 556. 


iebererö i lo 
kart er kein ner geſchloſſe⸗ 


Wiederholung von — auf 
proceßleit 


ende Verfügungen 0.257. 
— einer Bewelsaufnahme des bes 
—— oder erſuchten Richters 


_ — Beweisaufnahme im Be⸗ 
rufungsverfahren C. 481 488. 


Widerſpruch — 


Würdigung. 
Biederholung des vorbereitenden 
Verfahrens O. 264 


wien —— in J. VII. 

wißnserfläruns, "Wögabe einer, 
Bewertung J. 59. 

"mio a8 Bennlmähige Stan 


hehe * dig mit 


— it * nn ve C. 452. 
runs der 10.00, ao0 in petzen 


= ge Etreitanhängigtett C. 233. 
— — Unterbrechung C. 1en. 


— —— —— der, ſachliche 


Wirtfpaitsbünger ; Bewweißfcaft 


Behnet der Bartei C. 75, 95, 97, 
— der Beu en nn ur Be⸗ 
— u ftrag 3 


a Aa — Partei C. 


— Gerichtsſtand J. 66. 
— letzter — J. 76. 


— erer J 
= a3. 01. 
Behuung, i Dienftbarkeit, Streitig- 


— — von Zeugen in C. 


— Safetun in C. 101. 
— ellung = © re von 


— der — "des 1 er! 
ge Miete C. 828. ——— 
Beohnunngsändernng C. 95, 111. 
Wortentsiehung C. 200. 
Wuchergeſeiz C. XI. 
Würdigung aller Umſtände, flehe 
Ermeflen der Beugenausfage. 837. 








Zahl — Zurüdweifung. 


8. 
Zahl der Sachjverftändigen C. 352. 
Zahlungsauftrag im Mandats⸗ 
verfa ren C. 548. 
eiftungsfrift C. 550. 
— — Einwendungen C. 550. 
— im ®Wedfelverfahren J. 7, C. 557. 
Zablungshefehl im Mahnverfah⸗ 
ten C. XXVIII. 


Zahlungsort des Wechſels, Klage 
beim J. 89, 98. 

Zahlungsvermert auf der Fac- 
tura J. 88. 

Zehrgelder, Beitiinmungen über 
— XXV. 


Zeichnung C. 183. 
Zeit der Zuſtellung C. 100. 
— der Taoſatzms (teine hora le- 
galis) C 
Zeitpuntt, Fe Sen für Wert 
des Streitgegenſtandes J. 54. 
Zeitung Edietseinſchaltung C. 117. 
Zeitverſäumnis, Entſchadigung der 
Partei für O. 4 
— der Zeugen * sis. 
— der Sacverftändigen C. 865. 
Zeugen, Beweis durch C.320—350. 
— allgemeine ragen an C. 340. 
— Beeidigung C. 336338. 
— Belannigabe von Namen und 
Wohnort C. 181. 
- Confrontation C. 339. 
— Eidesform O. 338, C. XL. 
- falſche Ausſage C 191, 530. 
— Se des Aushleibens C. 338 


orm des A der 0.348. 

— —A— o — 
— Rechtsmittel O. 349. 
— fachverftändige C. 350. 
— Stzafberfügungen, Recurs C. 522. 
— Borladbung sus den Vorſitzen⸗ 

ben C. 188, 

— 9 336 - 345. 

— wiederholte Vernehmung C. 344. 
— Vernehmung im vorbereitenden 
Verfahren vernommener C. 264. 
— — zur Beweisſicherung C. 384. 
— — durch einen een oder 

erſuchten Richter C. 
Sengenausſagen, — C. 
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Sengengebüren C. 40, 338, 346, 


— eſchuß für C. 328, 382, 

Seugenberbörspretetell C. 343. 

Zeugnis über ausländifche Beweis⸗ 
aufnahme ©. 288. 

— falfches C. 191, 336, 530. 

— Verweigerung C. 820386. 

— an ——— C 


69. 
Sifernmäßigen Feſtſetzung d. Koſten 


Sat in Früchten J. 49.0. 576. 
inſen, rum aus Wert J. 58. 
— im Urthei 

Zufall, Koiten Bere bnfüngender C.48. 
— nnabmwendbarer C. 

Sufällige Berhinberung * Partei 


— 52 Einfluß auf Beweis 


300 bei Berandtungen c. 171. 
Sutäffgteit der Berufung C. 461. 


— — agen — Beugen C. 842. 
_ - u . 614-519, An- 


han 
— ber Kevifion C. 502-504, 
— von Urkunden bei 


eg a Beitandfachen C. 
Surägbaltung der invecta - et 
zurkäiaten * Annahmeverweige⸗ 


—A der Berufung. 484. 
— ber Klage C. XLVII, 287, 238. 
Zurüditelung von Schriftfäßen 
wegen Formgebrechen O. 85. 
Zurückverweiſung ber Sade an 
die erſte Inſtanz CO. 475, 476, 
478, 479, 494, 496, 499, 510, 540. 
— an die zweite Inftanz 'C. 510. 
Surüdweilung von Beweilen und 
— fiehe Verſchleppungs⸗ 


— ber Berufung C. 468, 495. 

— eines Eontumacialantrages O. 
402. 

— von Fragen an Gegner C. 184. 

— an Zeugen ober Sadjverftändige 
C. 289, 342, 867. 

— der Klage C. 230, J. 48, C. 478. 

— des Nebenintervenienten C. 18. 


45* 
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Surädweilung eines Schriftiahes 


-- Riditigteits- — Wieder⸗ 
aufnahmaflage C. ‚589, 543. 
— des Recurſes C. Pe "586, 528. 


"ger 2,88. 

—— ung bu durch den Oberſten 
Gerichtshof 

— Beſtreitung * 6164. 


* fe auf uf Erfuden auslän= 
_ eg ilfe a Grfuchen inlän- 


— fahlide J. 

— nrkereninn +huieiner Gift 

— le e — e e 
an den en beaufs 
tragten Richter — 

a eigemeiter Gerichts⸗ 

and 
——b — J.76—85. 
Er DUDEN Igerichtäftände J. 


— Beanöftreitigfeiten J. 83. 
-- — Ühefadhen J 
— — € ungdont 5, 883— 90 
— Erjatflagen wegen Reditsver- 
_ Teßtmg durch Richter J. 80. 
erritoriale Berfonen J. 85. 
— — ¶Fibeicommiß und Fer 78. 
auptproceß J.9 
enfeitigteit — Anelänber 


— Lage ber Sache in verfchiebenen 
Sprengeln J. 84. 

- -— Mehrheit von Bezirksgerichten 
J. 108, 122. 

— Nieberla ung J. 87. 

— — Dirt der Beidyäftigung J. 86. 

— der Richter und — Richter 


J. 98, 


i 
Streitgenoſſenſchaft J. 93. 


fer und Schiffemannicaft 
, -—- Drt C. 101. 


Zurückweiſung — Zuftellung. 


— —— 7.51 


ftreitigleiten 00. 
— He 0 n 
— vereinbarier Gerichtsſtand J. 


— — Bermögen J.9. 

A gBohnfie feüterer 3.97. 

— — Wo er 

_ — Be Sehrellung der Zu⸗ 


54—60 
— — Sachen, Amor⸗ 
tiſirun 


von Hypo r⸗ 
— ce 
— — Beglaubigung u. Teſtaments⸗ 


aufnahme J 
— — Betätigung über Sanbeldbücher 


_—— Woeriündliche Scheidung und 
—— J. 114. 


= fenttige Büder.1i8, XVIL. 
1 

— Realacte J.1 

— — Beelafienthaftsabtanbtung J. 


— — Vornnmdſchaft u. Curatel J. 
109118. 
Zuteilung C. 87-122 35. 
— zwifchen Abvocaten C. 28, 118. 
m Anslande C. 190— 
— — „Beginn des — von 


oꝛ ane C. 91. 
uns ber — — 


— — — C. 116—118. 


— im Inlande C. 88 
— von Klagen C. 106, 207. 
— an Militärperfonen J. 32, 92. 


Zuftellung — Zwifchenurtheil. 


Zuftellung ur ‚öffentiße Belannt- 
"Beleg 
— Ba —2 — Creditinſtitute 


— in Ejievsiprüe C. 592. 


er tetanhängiteit, Begründung 


— Ku eihute Ausfolgung bei Ge⸗ 
richt C. 114. 

— Unterlaffung der O. 477, 508. 

— der Urtheilsausfertigung C. 414, 
416, 452. 

= Verweigerung der Annahme C.109. 

= —— C. 111. 
-Zeit der C. 100. 

— Zuſtellſchein C. 110. 

Sufschungsbevofmädtigter C. 


— —— ——— 562. 
-— Klagen der J. 94, 
Zu eHungdgcbüren " XXXIV. 
Zuftellungsorgaue C. 88. 
- Befchwerden gegen, C. 91. 
Zuſtimmung Des Berufungsgegners 
zur Verbefferung der Berufungs- 
ſchrift C. 495. 
— zur Beweisfidjerung C. 386. 


| 
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Zufimmung zur Klageänderungl. 


— des a zum Eintritt des 
Auctors 
utritt zur Verhandlung C. 171. 
— — des Streitgegen⸗ 
ftandes J 

—— von ——— an die 
Bezirlsgerichte 

— 


eugen Ü. 325, 326, 588. 
wei ei ber A Duchtüpcbarteit 
eines Beweiſe 279. 
Sneigeiabli PASSEN N 
Suingene: Nehtsnnrichriftent. 
3wilgenentrng auf Feftitellung 
— Erlebinung durch Zwifchenurtheil 
Stwiigenfäle, loftenverurfachende 
gwilhenttreit bei ber Beweis 
auape vor dem beauftragten 


erfuchten Richter C. 285 
gwifnenurkkeit — 393. ” 





Chronologiſches Regifter. 


Die arabiichen Ziffern bedeuten, je nachdem ihnen ein C. oder ein J. 


vorgefegt ift, Baragrap 


norm, 


Een der Eivilproceßordnung bezw. der Jurisdictions⸗ 
ie römischen Bi Artikel der Einführungsneiebe zur Civilproceß⸗ 


ordnung bezw. Jurißdictionsnorm. Die bloß zur Erläuterung ded Textes 
angeführten Citate insbeſ. aus den Brivattedhtscobificationen find Hier nicht 


zufammengeftellt. 


1781. 
Nov. 
1782, 
ae a 


1784. 
Nov. 11. Ref. J 
Mot. 


1. ie J. @. ©. Nr. 27 
C.III,.' 


1° 


J. ©. ©. Nr. 336 
C. XLI. 


1785, 
Oct. 14. Hfd. J.G.S. Nr.481 J. III. 


Vss. 

Jän. 16. a. J. 6. ©. Nr. 516 
. XXXVIII. 

1787. 

Jan. 15. ER I. 8.6. Nr. 621 ff. 
. 298. 


A 6. Hfd G. S. N 
r . J. G. ©. Nr. 984 
ir 


ct. 22. gie: J. G. ©. Nr. 1063 
. 293. 
Nov. 3.9. J. G. ©. Nr. 1069 
Motive C. 
30. y 3 &. ©. Nr. 1080 


1790, 

Jän. 19.50. 3. G. ©. Nr. 1094 
lit. d, J. 77% 

1793 


Juni“ 7. Hfd. C. 2983. 


1795. 
$än. 30. Ste. J. 6. ©. Wr. 216 
‚Iul,. 


1799, \ 
April 19. ale I. G. ©. Nr. 466 
. 292. 


1800. 
Dec. 31. gr J. ©. 
XXXVIII. 


S. Rt. 514 


1803, 
Aug. 31.5. J. G. ©. Nr. 625 
C. Vi, 


1811. 
Juni 1.Bat. J. &. ©. Nr. 946 
u bürg. Geſ. Bud. 
88.99, 157,158,C. VI.. 
8.133, J. 114. 


88. 151, 246, 247, 0.2. 
88. 160, 3 161, 3. XVI, 


88. 200, 288, J. U. 
48. 340 bis 342 C. 
xXXVIl. 


.811, C. 155. 
. 3. 
. 1001, C. 298. 
.1103, d: Sy 576, 


‚1485, J Var. 
. 1497, C.X 


1818, 
März 13. Pat. C. 293. 


Chronologiſches Negifter. 


ui fd. J. G. ©. Nr. 1159 

uli 14. . J. G. S. A 

3 III ,. 

1816, 

Zän. 10. pr. J. G. ©. Nr. 1201 

.XL. 

— ſd. J. G. S. N 8 
ept. 23. . J. G. ©. Nr. 137 
r 9 II, 


1819. 
Aug. 28. HD: 3.6. ©. Nr. 159 
J.50,, Anhang LI. 
1822, 
Ang. 17. Hfd. J. ©. ©. Nr. 1888 
Mot. J. VI,. 


1825, | 

Dct. 21. Hfd. 3. ©. ©. Nr. 2137. 

1826, 

Aug. 26. gi: J. G. ©. Nr. 2217 
. XL. 


1827. 
März 10. a J. G. S. Nr. 2265 
1829. 
März 3. Gub. V. 3. 11738, C. 298. 
April 14. V. d. Dalmat. Gubern. 


Dalm. G. ©. 1829 ©. 140, 
C. III,. 


1832. 
Dec. 21. gib: J. G. ©. Nr. 2582 
.XL. 
1833, 
Oct. 4. Hfd. J.G.S. Nr. 2633 0. V. 
1834. 
Febr. 7. Hfd. J. G. S. Nr. 2641 
J. III,. 


1834. 

März 15. Hfd. J. G. S. Nr. 2646 

Sept. 27. git. S. G. ©. Nr. 2671 
'. 298. 


1837, 

— Bol: —8 G. ©. Nr. 218 
838, 

San. 22. gi, 3 J. G. ©. Nr. 249 


1839, 
Sept. 2. Hfd. 3. G. ©. Nr. 875 
J. IH;. 


11 


1846, 
Suni 28. Bat. 3. G. ©. Nr. 451 
J. VID 


= 


1841. 
Nov. 8. —J J. G. — —— 569 
. XIL,—$. 7, C. 293 

1842, 

Febr. 21. Hfd. J. G. S. Nr. 589 0. 65. 

Mat 18. Hfd. J. G. S. Nr.617 0. 63. 

Sept. 28. Hfd. J. G. S. Nr. 643 J. 66. 
— gib. D G. ©. Nr. 644 


1845. 
Nov. 17. Bit. J. G. ©. Nr. 909 
Te. 2. gi. Bi. De J. G. ©. 


$° 
1846, 
Aug. 5. —* J. G. ©. Nr. 977 


1850. 
Jän. 25. a Patent 


Art. 40 J. XVII. 
„90 C XLV. 
‚87, a VIII,. 
„ 16.8. Me. 8.68%. fuͤt 
Tirol Nr. 57 J. wi 
e nr R. G. B. Nr. 52 


CI 
Febr. 24. M. 5: R. G. B. Nr. 73 
J. XVII. 


1850. 
Juli 6. — R. G. B. Nr. 268 


— „ . G. B. Nr. 
J. Ill,. 
" a R. ©. 8. Nr. 308 


Sept. 23. }; M. ® 8. 12926 C.XL. 
„29. M. V. R. G. B. Nr. 369 


1851. 
Febr. 11. A. h. — J.I 
Juli 30.4.9. 

Aug. 13. 


„2a. 


1852, 
April 7.3. M. €. 8.4453 C. 29. 
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1852. | Sant 
Mai 18.M. B. R. G. B. Nr. 123 Zuni 8. J. M 
J. 116. J. 


Aug. re e 
J. 51, 


IL. 
Nov. 20. Bat. — G. B. Nr. 251, 


858, 
re nn R. G. B. Nr. 10 
t. C. 8.29, I. 78. 
Mai 1.08 R. G. B. Nr. 95 


Juni 27. J * des Armee⸗-Ober⸗ 
commando R. G. B. Nr. 123 
Motive IJ. VIII. 


is B. Nr. 169 
9. 8 en R. G. B. Nr. 208 
8. 22- 25, 140—144, 188, 
. VIIL,, J.XVI. 
1855. 
Gebr. ar. 
März 31.M. 8. . B. Nr. 58 
Motive "Y 
Juli 14. ne 28. .®. 8. Rr. 199 
Nov. CRER.G.B. Rr.ıs 
‚62, J.115—8. 60, C.XII, 


is C. 102—8. 63, C. 298. 
Der. 21. ms R. G. B. 


— 


De. 7. 


— — 


Dee. 


t0 
8 
ig 
® 
2 
ar 
o 
m 


Chronologiſches Regifter. 


* . R. G. B. Nr. 94 

Ag. er »R. G. B. Nr. 137 

Dec. 7. 8. But. R. G. B. Nr. 237 
J. 51. 


1859. 
Juli 18. M. V. RG. B. Nr. 132 


Sept. 17. .ME.R.B.B. Re. 179 
C. 548. 


Oct. 30.M.B.R. G. B. Nr. 199 
Art. 10, C. 298.- 


1860, 
März 15.M. 8.8.0.8. Nr. 73 


9:- 


—* 21. de * — — — 


. R. G. B. Nr. 1 ex 


8. 39 
Art. 34, 35, C. 295 
n 3740, C. 295 
„ 305, J. 115 
" 315, J. v1. 
"348, 865, 407, 
ne XLIV. 
März 5. Se. 8 6. 8. Ar. 18 
Act. VIIL, C. IV, 
Der. 13. Gef. R.G.B. Nr.89C. 64. 
» MO.MB.RG.B. Rr. 102 
8.9, C. 64. 
1868. 
März IM.E.R G. B. Nr. 27 
“ I. VID, 
April 16. M. EM. R. G. B. Nr. 38 
J. IX, 
1864, 
Juni 1.M. 8. R. 6. B. Re. 49 
Art. 79, J. V, C. 108. 
Art. 85, C. 298. 


Sin 0. gm V. R. G. B. Nr.7 
April 2. Statuten J. 115. 


Aug. 5.8.8088. B. Nr. 138 
Art. XII, J. IX, 9.69. 
Oct. 2. Gef. R. ©. 8. Br. 108 


Art. II,8. 13, C. 64 
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1865. 

Oct. 28. M. V. R.G. B. Nr. 110 
C. IX, C. 102— Urt. II, 
C.295--Urt. IV⸗-, C. 548. 

Nov. 9.8.3.9. G. B. Nr. 127 


Art. IV, J.IX 
1866, 
Jän. 23. 220: R. G. B. Nr. 15 8.42, 
V,—23, C. 298. 


Juni 19. ed 8 8.8. Nr. 85 8.1, 
Dec. 1.6.8. R. G. B. Nr. 167 
Art. 2, J. III, Urt. 3, 
C. VIH-tt. 9, 8. 2, 


C. 298. 
» MM. J. . B. R. G. B. Nr. 171 
J. II... 


Ang. 5. St. B. R. G. B Nr. 138 
Art. VII, J. IX, J. 69 

Dec. 21. St. G. G. R. G. B. Nr. 148 
Urt. 2a, Mot. J. VI, 


Mai 3. Geſ. R. G. B. Nr. 330. XL, 
" : " Ge . R. G. B. Nr. 36 J. 115. 


Juni 20. ei R.®.B.Nr. 858.2, 


9. 8. 2669 2. 6.8.1. 
Böhmen Nr.24, J. VI, 


1868, 
Dec. 25. Geſ. R.G. B. Nr. 1 ex1869 
(Concursordnung). 
8. 49, C. 298. 
B 58-61, J. VI. 
. 7,126, 128, 184, 
J. VI. 
1869. 
März 5. Geſ. R. G. B. Nr. 27 J.V],, 
.3, J. 51—0. II. 
April 18. de. RG. 2 = 440. XI, 
bis m 


Mai 14. Gef. R ® Nr. 68 


5 — * G. B. Nr. 78 8.9 
J. 7488. 10, 11, 3. IL, 
bis 8. 18, 3. 80, c. VI, 


202. 
Sept. 1.68. R.G.B. Nr. 58 ex | 


1872 J. II,. 


1869. 
Sept. 29. 


Det. 11. 
" 18. 


1870. 
April 9. 


Juli 11. 


1871. 
April 24, 


Mai 
Yuli 18. 


& 


n 25. 


" 25. 
" 2. 
Nov. 12. 


Lid] 


1872. 
Suni 19. 
Juli 12. 


„1. 


1873, 


San. 9. 


Febr. 10. 
April 9. 


„27. 
. Gef. 8. 6. 8. f. Mähren 


SB R. G. B. Nr. 61 ex 

a Art. VII -J. IX, 
ie 

Kg. d. J. M. R. G. B. 

Kr 157. IIL,. 

St. V. R.G. 8 Nr. 128 ex 

1872 J. Ill,. 


a 
E.E.R. G. B. Nr. 116 ex 
1871 J. III,. 


mann 


O. I 
LiW. G. B. Nr. s ex 


1878 J. III 
Bel. 8. s.8. & Steierm. 
Nr. 82 8.2 

di. N. 5 5 Nr. 75 
88.119, 120, 121, 125, 141, 
144, 146, 152, 154, 156, 
J. vıl L—C. 293. 

en — G. B. Nr 76 


0 N. G. B. Nr. 880. 667. 
— .0.D. Re. 112 88.8, 


7, J. 
608, ; 
MER G. B. Nr. 119, 
C. IV. 
C. C. R. G. B. Nr.135 ex 


1874 * 16, J. III, bis 
it. 2, C. VIIL-Art. 9, 


Conv. nn. G. — Re: 42 ex 
1881 I. IX,, 
Ge). 8.0.0.9r.70 9.22 


C. 295. 
Geſ. R. G. B. Nr 67 J. 
XIV, C.XXVII. 


Nr. 32 8.19, C. II. 
MB. R 68. Mr. 71 


,M.B. 8.6699, C.XX VIII. 


St. 8.8.6. ‚Nr. 60 ex 


1874 J. TU, 


Tec. 1. 


ge 


—8 
Ss. 
— 
—A » 

part 
L 


geungge 


—— 


. St. V. R. G. B. 


— 
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— 
oa 
2 

en 
Pi, 

* 
= 
Q 
8 
* 


VII. 
.f. Oberöſterr. 
.28,C. 1. 


— 
08 
ot 
w 


. f. Nieder⸗ 
8.21,C.1. 
‚42719. I1L,. 
. Rr.67 88.8, 


74 6, 


28* E 

> © or 

578 

88 
* 


— 32 680. 295. 


. B. Nr. 78 


* 
En Nr. 87 ex 


1876, C.3—J. 


. Gef. R. 6.8. Nee ex 


1876 Mot. J. VL,. 


. J.M. E. 3.14726, C.IV.. 


—— 
Art. XI, J. IX., J. 69. 


A 
. &. 8.8754 
RR. G. 
ss 1,2, 0. 298. 


Eug, 


. M. — R. G. B. Nr. 76 
GB.R.0.8. 9.00: 
0 C.683. 


FM. 6. 8.175389, 0,298. 


— — —— —— — — — —— —— —— — — 





1880. 


Febr. 26. 
April 9. 


Juni 
Juli 
Nov. 


1881. 


Febr. 12. ve 
arg 5: :m. 6, 8, 900, 0.0. 


" 


1884. 
Yan. 


" 


Febr. 


8. 
19. 
5 


27. 


18. 


.&. €. 


. Ge. R.G. B. Nr. 81 


St. V. R. G. B. Nr. 85 
C. 293. 


. 68, 
0.8. J. M. R. G. B. 


Nr. 14s J. 1, 


M. V. R. G. B. Nr. 13 


v8. d. I. M.8.6.8 

* 3735 III 
—— 

1882 J. IIL,, C. VIIL 


nm” 


.&.8.R. ©. 9. Nr.88 ex 


1008 © Art.1, I. 99, C. 3 


Gl, 8. 6. 8. Nr. 47 


IR M.B.N.G.B. Nr. 93 
293. 


. a R.G.B.NT.13 8.13, 


. ef. 8. &. 8. für Krain 
Nr.25 ex 1886 $. a 


- 


d. J. M. R. G. B. 


Nr. 5 J. UL. 
.St. V. R. G. B. Nr. 113 
C. 63. 


— 


‚0.5.0. B.N:.92 8.8, 


— 


. St. V. R. G. B. Nr. 137 
25. 


C. 63. 
— 


B. Ar. 27 
‚Une 


März 16. Gef. R. G. B. Nr.36 8.47, 


Mai 


6. 


C. II, 8. 35, C. 
er 


Chronologiſches Negiiter. 


1884. 
Mai 11. Geſ. R. G. B. Nr. 71 J. 
XVII. 


1885. 


März 8. Gef. R. Nr 


G. 
8.87°, J. 49,, eb: 80h, * 
293. 
Geſ. no B. Nr. 93 8.14, 
C. . 202, 
Gef. 


April 2. 


Sept. 6. — * ®. 8. Nr. 122 
Art. II, 8.7, 8.7, 0.XIL,. 
AM.B. 8. 16074, I. 0. 


"BB. Rr. 66 C. Vi, 
s Se 5: e B. ee 


& gẽ qᷓ. B. Rr. 22 ex 
1887 C. * 


.Geſ. L. G. B. f. Nieder⸗ 
öſterr. Nr. * C 9399 
a R.G.B.Nr.51 Art. 95, 
J.V, Urt. 99, J.115, 8.35, 
gr = It. 53, ‚ 108, £ 
— Art. 96, 295, 
88. 11, lit. b, 8.'295. 
Juni 6. Geſ. R. G. B. Nr. 72, 8.2, 
J. 65 sh: 1—6, 9, 0.X],. 
Aug. 3.M.L. 8. G. 8. Nr. 9 
C. 293. 
Der. 27. 9. Vertr. R. 2 B. Nr.126 
ex 1888 C. 
„28. Gef. 


1888, 
Fan. 1. 3 M. V. R. G. B. Nr. 8 


. 292. 
März 30. Gef — G. B. Nr. 33 88. 39, 
Juni 20. M. | M. V. Bl. 


r. 29 
Aug. 2. 2.6 er 
Nr. — ö. 57. 


gg Eh %, e Nr. 131 
ex 1889 C.6 


.Geſ. 2 


a Nieder 
öſterr. A 8 8.2 „O. II. 


1889. 


Jän. 8. 


pril 10. 
„ 28. 
Juli 28. 


1890. 
Jän. 


17. 


März 26. 
Dct. 14. 
1891, 

Aug. 80. 
Der. 


er) 


1892, 
Febr. 


Sept. ine 
Nov. 17. 
Dec. 19. 


1898, 
April 18. 


Oct. 


6. 


.&.B.R.6.8. 


8. 
| Juli 16. 


16. 


2 mean Ragae 
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SE BI 

— 1488. 19, 

öeſ. R. ©. B. Nr. 58 
= EVs: 

intern. "Neber. R. G. B. 

Nr. 186 ex 1892 J. 93, C. 

11, 21, 57. 


— 


ERGO. Mr. 17 ex 


1892 Art. 19, C. 8,J. III. 
Nr. 18 ex 
1892 Art. 8, C.3. 

J. . R. G. B. Nr. 36 
K.0.8.m.02 h. 8 
ae B. Nr. 178 
. G. 8. Nr. 215 


. R. G. B. Nr. 225 


En 
* 


582 
— 


583832885 
ar: x 


»* 
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